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Jenaer (3.) ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlicher Fortbildungskurs. 


78. 
80. 


Krieg und Verwaltungsrechtsſchuz. Von OVGRt. Dr. R. Knauth, Jena. 


255. 


Kriegszeit, Rückblick und Ausblick. Aus dem Geſchäftsgang des Landgerichts 


und des Amtsgerichts in Gotha. 


Von LGR. Morchutt. 


241. Aus 


Landgericht und Amtsgericht i in Meiningen. Von LR. Dr. Albrecht. 252. 
. im Geſchäftsbereich des Oberlandesgerichts Jena 1913. 


05 von Gerichtsaſſeſſoren und Referendaren am Oberlandesgericht Jena 
71. 


1913. 
Verluſtliſte (1.) thüringiſcher Juriſten. 


Weltkrieg 1914 und Rechtsbetrieb. Von OL GRt. R. Deinhardt, 


228. 


308. 
Jena. 


Beſprochene Schriften. 


Abraham, Gewährt unſer Recht dem 
Schuldner hinreichende Möglichkeiten, 
aus Vermögensverfall in geordnete 
Verhältniſſe zurückzugelangen? 157. 

Allfeld, Strafgeſetzgebg., 2. Aufl. 74. 

Anſchütz, Fälle u. Fragen d. Staats⸗ 
u. Verwaltungsrechts, 2. Aufl. 77. 

Baſch, GKG. u. GOfRA. 78. 

Baum, Anwaltſchaft u. Arbeitsgerichte. 
74. 

— Wettbewerbsverbot. 311. 

Becker, 1500 M.⸗Vertrag. 232. 

Bühler, Die ſubjektiven öffentlichen 
Rechte. 288. 


Danz, Einführg. i. d. Rechtſpr. 78. 

Denkſchrift (2.) zur Reform des Patent⸗ 
geſetzes. 238. 

Deutſche Strafrechtszeitung. 74. 236. 

Dickel, Rechtsfälle, 3. Aufl. 78. 

Dispeker, Bierlieferungsvertrag. 154. 

Ebermayer, Entwurf e. StGB. 156. 

Eltzbacher, Schutz vor der Oeffentlich⸗ 
keit. 153. 

Erythropel⸗Jonas, Hinterlegungsordn. 
158. 


Falkenberg u. Potthoff, Beamtenjahr⸗ 
buch. 159. 
Frankenberg, v., Vorteile d. RVO. 74. 


IV — 


Fuchsberger⸗Fuld, Entſcheidungen in acre u. Sinzheimer, Arbeitsrecht. 


Kartothekausgabe. 238. 
Gerichtsweſen d. Deutſchen Reichs. 78. 
Gillis, Billigkeit. 312. 

Goldſchmidt, Bayr. Lotterieſpielgeſ. 79. 
Groß, Unterſuchungsrichter, 6. Aufl. 

237. 

Grünſchild, Treuhänderſchaft. 
Güthe, Hypothekenrecht. 154. 
Haldy, Wohnungsfrage d. Proſtituierten. 

234. 

»Heinsheimer, Uebungen im bürgerl. 

Recht. 2. Aufl. 78. 

Hellwig, Filmzenſur. 158. 

— Kinematographenrecht. 153. 

Henle, Anfängerpraktikum des bürgerl. 
Rechts. 232. 


235. 


Hinſchius, Perſonenſtandsgeſ., 4. Aufl. 
76 


Hoffmann, Taubſtumme. 235. 

Hoffmann⸗Trautvetter⸗Cuno, Boll: u. 
Steuergeſetze. 76. 

Holtzendorff⸗ Kohler, Enzyklopädie, 7. 
Aufl. 155. 

Jaſtrow, Formularbuch, 15. Aufl. 75. 

Kändler, Erfindungsſchutz. 240. 

Klein, Erwerbsgeſellſchaften. 158. 

Krämer, Zwangsvollſtreckung. 311. 

Lindenberg, Gewerbed. 79. 

May, Hauswirt und Mieter. 232. 

Mayer, Verwaltungsrecht, 1. Bd. 2. Aufl. 
240. 

Meyer, Pfändung und Sicherung von 
Lohn und Gehalt. 158. 

Müller, Recht b. Rich. Wagner. 156. 

Neumann, Jahrbuch 1914. 309. 

Noeſt⸗Plum, Reichsgerichtsentſcheidungen. 
238, 

Dertmann, Rechtsordnung u. Verkehrs⸗ 
ſitte. 288. 

Otto, Richterſpruch. 310. 

Pape, Gerichtspraxis. 289. 

Plancks Komment. z. BGB., 4. Aufl. 
159. 

Platzbecker, Rhein. Geſindeordn. 232. 

Potthoff, Jahrbuch d. Angeſtelltenver⸗ 
ſicherung. 236. 


Nei, hi u. Grenzprozeß. 236. 

Roſenthal, H., BGB., 9. Aufl. 157, 

— M., Reichsſtempelgeſ., 2. Aufl. 76. 

Rumpf, Strafrichter. 160. 

Sauer, Eheſchließungs⸗ und Eheſchei⸗ 
dungsrecht. 75. 

Scherer, Das 14. Jahr des BGB. 
79 


Schneider, Zivilprozeſſe f. d. Rechts⸗ 


unterricht. 157. 
Schweitzers blaue Textausg. BGB. 158. 
— Zettelausgabe 9. 310. 
Sieskind, Prozeßrechtl. Schutz der Kriegs⸗ 
zeit. 309. 
Staub, Poſitive Vertragsverletzungen, 
2. Aufl. 77. 
Staub⸗Hachenburg, Gmbh ., 4. Aufl. 77. 
Staudinger, Komment. z. BGB., 8. Aufl. 
Bd. 5. 160. 
Stawski, Rentengut u. Beſitzbefeſtigung. 
155. 
Stern, Einführung. 157. 
Stier⸗Somlo, RVO., 3/4. Vg. 311. 
Stölzel, Schulung 2. T., 5. Aufl. 155. 
Stoerk, Verfaſſungen, 2. Aufl. 75. 
Struve, Strafrechtl. Behandlung der 
Jugend in England. 234. 
Sydow⸗Buſch, GOfRA., 11. Aufl. 310. 
Tat, Julinummer 1914. 310. 
Tophoff, Stellvertretung. 233. 
Tunica, Eheſcheidungsgründe. 77. 
Viecenz, Berichterſtattung. 153. 
Vorſchriften üb. d. Ausbildung d. Ju⸗ 
riſten in Preußen, 5. Aufl. 76. 
Wach, Grundfragen u. Reform d. Zivil⸗ 
prozeſſes. 311. 
Wachenfeld, Strafrecht. 312. 
Warneyer, Jahrbuch. 156. 
Weißenborn, Bankdepotgeſ., § 8. 154. 
Wertheimer, Gebrauchsmuſterſchutz. 79. 
Wildhagen, Patentgeſetzentwurf. 232. 
Wochinger⸗Meyer, 3 
2. Aufl. Bd. 1. 237. 
Zitelmann, Luftfahrt 156. 


a. |e 


Abhandlungen und Entſcheidungen. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 


Abtretung rückſtändiger Hypotheken⸗ lagers, Uebereignung von Erſatz⸗ 
zinſen, Vermerk im Grundbuch. 277. ſtücken. 19. 
Einſtweilige Verfügung nach 81716. 1.| Sitten, gute. Kein Verſtoß, wenn ein 
Grundſchuld. Neben einer Pfändung Naturheilkundiger einen Kranken auf 
iſt nicht noch die Einziehungsüber⸗ alle Anſprüche wegen unſachgemäßer 
weiſung im Grundbuch einzutragen. Behandlung im Voraus verzichten 
186. läßt. 91. 
Haftung des Beſchädigten für mitwir⸗ Teſtamentsvollſtrecker und Prozeßgeneh⸗ 
kendes Verſchulden ſeines geſetzlichen migung. 90. 
Vertreters (§ 254). 175. Uebertragung rückſtändiger Hypotheken⸗ 
Hypothek. Abtretung rückſtändiger zinſen, Vermerk im Grundbuch. 277. 
Zinſen, Vermerk im Grundbuch. Uneheliche Kinder. Einſtweilige Ver⸗ 
277. fügung des § 1716. 1. 
— Neben einer Pfändung iſt nicht Unerlaubte Handlung. Klage aus 
noch die Einziehungsüberweiſung im § 823. 14. 
Grundbuch einzutragen. 186. Verſchulden des geſetzlichen Vertreters 
Schadenerſatzklage nach § 823. Eignef (§ 254). 175. 
Schuld (§ 254). 14. Zinſen, Abtretung rückſtändiger, Ver⸗ 
Sicherungsübereignung eines Waren- merk im Grundbuch. 277. 


2. Nebengeſetze zum 665. 


a) Grundbuchordnung. 


Ausweis der Berechtigten kann mit allen Mitteln geführt werden. 192. 
Entſcheidungen, zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt, ſ. n 
Vormerkungen, § 41 nicht anwendbar. 279. 


b) Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Entſcheidungen, zuſammengeſtellt im Neichsjuſtizamt, ſ. Anlageband. 


3. Warenzeichengeſetz vom 12. Mai 1894. 


‚Zreizeihen. Bei kombinierten Zeichen haben die Gerichte über den Freizeichen⸗ 
einwand zu entſcheiden. Begriff des Freizeichens. Entſtehung eines Frei⸗ 
zeichens. 25. 


| 4. Gerichtsverfaſſungsgeſetz. 
Haft gegen Landtagsabgedrdnete. 174. 
5. Zivilprozeßordnung. 


Berufung kann nocheingelegt werden, auch Einſtweilige Verfügung des § 1716 
wenn ſich ein Arreſt oder eine einſt⸗ BGB. 1. 
weilige Verfügung erledigt hat. 195. Haft gegen Landtagsabgeordnete. 172. 


u ae 


Klage auf Schadenerſatz. Genaue Prü⸗ Teſtamentsvollſtrecker und Prozeßgeneh⸗ 
fung der Tatfrage. Abfaſſung des migung. 90. 


Tatbeſtands. 14. Urteil bei Haftpflichtklage. Genaue 
Koſten nach § 93 im Verteilungsver⸗ Prüfung der Tatfrage. Abfaſſung 
fahren (§ 8772). 12. des Tatbeſtands (kurze Einführung 


Koſtenfeſtſetzung. Anwaltsgebühr im Er: in den Streitpunkt, Gruppierung 


inn 1043. des Streitigen um die einzelnen. 
a ee nach § Vorgänge). 14. 


Verteilungsverfahren. Ausbleiben im 


i f : Termin in der Annahme, der Wider⸗ 
der Koſten eines beim Prozeßgericht ; der 
nicht zugelaſſenen Anwalts, wenn mit ſpruch eines andern werde nicht an⸗ 
dem Widerspruch des Schuldners erkannt, gibt noch keinen Anlaß zur 
beſtimmt zu rechnen war. 115. Klage. 12. 


: 5 Vollſtreckungsſchutz iſt im zweiten 
Parteirolle, Eintritt eines Teſtaments⸗ 188. 
vollitreders. 90. Rechtsgang neu zu beantragen. 8 


Zwangsvollſtreckung. Verurteilung nach 
Prozeßgenehmigung durch den Teſta- dem Anf®., die Zwangsvollſtreckung. 

mentsvollſtrecker. 90. in Bruchteile einer gemeinſchaftlichen 
Reviſton. Rechtſprechung 1913. 95. Sache zu dulden, und der § 8642. 109. 


— im Mahnverfahren. Keine Erſtattung 


6. Konkursorduung. 
Gläubigerverſammlung. Befugnis zur Berufung durch eine Gläubigerminder⸗ 
heit. 187. 
Konkurseröffnung über das Vermögen eines Schuldners, der ſchon vorher in 
Konkurs verfallen war. 113. 


| 7. Aufechtungsgeſetz. 7 
Anfechtungsgegner. Sein Anſpruch auf Erſtattung der Gegenleiſtung bei 
Zurückgewährung der anfechtbaren Leiſtung. § 8. 98. 
Verurteilung nach dem AnfG., die Zwangsvollſtreckung in Bruchteile einer 
gemeinſchaftlichen Sache zu dulden, und der § 8642 ZPO. 109. 


8. Landesrecht 


(ausgenommen Strafrecht). 


a) Thüringen gemeinſam. 


Anfechtungsklage. Der Kläger hat die zunächſt fortbeſtehende tatſächliche Grund⸗ 
lage der Verwaltungsentſcheidung zu erſchüttern. 225. 


b) Großherzogtum Sachſen. 


Anfechtungsklage oder .] deſſen Rechte fie unmittelbar ein⸗ 
Auſſichtsbeſchwerde, wenn eine Behörde greifen, mit der Anfechtungsklage 
die Anordnung einer andern zur Wah⸗ anfechten. 129. 
rung ihrer Zuſtändigkeit und der Bau. Form der Erlaubnis. Be⸗ 
Intereſſen ihres Bezirks anficht; poli⸗ ftätigung des nicht genehmigten Bau⸗ 
zeiliche Verfügungen kann jeder, in werks. 41. 


owe om 


Bauhandwerkerhypothek. 184. 

Bauweſen. Eiſenbahngelände nicht be⸗ 
baubar. Ob bebaubar kann auch 
Rechtsfrage ſein. 217. 

Beſitzveränderungsabgabe. Erbteilungen 
unterliegen ihr nicht. 209. 

Ergänzungsſteuer. Pflicht, der Auf⸗ 
forderung nachzukommen, die Ver⸗ 
mögensanzeige abzugeben. Friſt⸗ 
verſäumnis. 287. 

Gemeindeordnung Art. 88. Vergütung 
für Zeitaufwand des Gemeinderats, 
Pauſchſumme für bare Auslagen der 
Gemeinderatsmitglieder. 139. 

— Wahlverfahren. 292. 

Gerichtskoſtengeſetz § 30 3. Eine Hypo⸗ 
thek für Straßenbaukoſten iſt keine 
Nebenleiſtung, die den Kaufpreis er⸗ 
höht. 190. 

Reviſion iſt in Staatsſteuerſachen auch 
gegen Berufungsbeſcheide des Vor⸗ 
figenden der Berufungskommiſſion 
zuläſſig. 134. 

Sicherungshypothek. 184. 

Steuern. Hat § 77a d. EinkStG. 
Rückwirkung für die Gemeinde⸗ 
beſteuerung? 58. 

— Reviſion ijt auch gegen Berufungs⸗ 
beſcheide des Vorſitzenden der Be⸗ 


rufungskommiſſion zuläſſig. 134. 
— Vermögensanzeige. Friſtverſäum⸗ 
nis. 287. 


— Zuläſſigkeit der Verwaltungsklage 
gegen die Ablehnung eines Antrags 
auf Ermäßigung der Gemeinde⸗ 
einkommenſteuer. 58. 

Steuerveranlagung. Berechnung des 
Durchſchnittsertrags. Frühere Schätz⸗ 
ungen ſind nicht bindend. 211. 

— Einkommen aus Handel und Ge⸗ 
werbe iſt nach dem Durchſchnitt der 
Ergebniſſe früherer Geſchäfts jahre 
auch dann zu ſchätzen, wenn dieſe 


VII 


Ergebniſſe nicht buchmäßig feſtzu⸗ 
ſtellen ſind, ſie ſind dann zu ſchätzen; 
keine Beweispflicht des Steuer⸗ 
pflichtigen für die Unrichtigkeit der 
Veranlagung. 136. 


— Ermittlung des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens von Vollkaufleuten, deren 
Buchführung den handelsrechtlichen 
Vorſchriften nicht entſpricht. 144. 

— Feldgewerbeeinkommen iſt Ein⸗ 
kommen aus Grundvermögen. Ar⸗ 
beitshilfe der Kinder im Betrieb des 
Vaters iſt unter Umſtänden Er⸗ 
ſparnis an Werbungskoſten. 289. 


— Schätzung des Nettogewinns nach 
Prozenten des Geſchäftsumſatzes nur, 
wenn die Werbungskoſten nicht ziffern⸗ 
mäßig bekannt ſind; Wert der dem 
Geſchäft für den Haushalt ent⸗ 
nommenen Waren. 147. 

— Bei Steuerpflichtigen mit kauf⸗ 
männiſcher Buchführung iſt das der 
Veranlagung unmittelbar voran⸗ 
gehende Geſchäftsjahr das, deſſen 
Ergebniſſe bei der Veranlagung buch⸗ 
mäßig feſtſtehen. 126. 

— Verfahren bei Prüfung von Ge⸗ 
ſchäftsbüchern. 204. 

Strafandrohung nach dem Geſetz vom 
7./1. 1854. 41. 

— nach § 76 d. Geſ. vom 8./12. 
1899. 41. 

Verwaltungsklage. Zuläfſigkeit gegen 
die Ablehnung eines Antrags auf 
Ermäßigung der Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer. 58. 


Wahlverfahren. „Weſentliche Unregel⸗ 
mäßigkeiten.“ Bedeutung der feſt⸗ 
geſtellten Wählerliſte für eine Be⸗ 
ſchwerde gegen die Gültigkeit der 
Wahl. Die Wahlbeſchwerde läßt 
ſich nach der Ausſchlußfriſt nicht 
auf weitere Punkte erſtrecken. Ge⸗ 
kennzeichnete Stimmzettel. 292. 


— VIII — 


c) Herzogtum S.⸗Altenburg. 

Abgaben. Der Anſpruch auf Rückerſtattung irrtümlich bezahlter oder zu Un⸗ 
recht erhobener Abgaben iſt lediglich eine Anfechtung der Heranziehung zu 
den Abgaben. 143. 

Steuern. Gemeindeſteuerprivileg für Staatsbeamte, die vor 1908 angeſtellt 
worden ſind. 62. 


d) Herzogtum Gotha. 


Kraftfahrzeuge, Straßengeldabgabe zuläſſig. 283. Hinterziehung. Zahlung. 
durch Aufrechnung. Irrtum über die Befugnis dazu ſchließt die Hinter⸗ 
ziehungsabſicht aus. 285. 

Steuerveranlagung. Abzugsfähige Koſten. (Vergütung an Kinder, Zahlung 
aus einem Ausſtattungsverſprechen.) 302. 

e) Herzogtum S.⸗Meiningen. 

Wegeunterhaltungspflicht. 196. 


f) Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. 


Jagdſchein. Vorausſetzungen zum Ein⸗ Steuern. Schätzung des Arbeitsver⸗ 
ziehen und Verſagen. 305. dienſtes, Lohnliſten. Die Nettoerträge 
Steuern. Angabe der Beſchwerde⸗ der einzelnen Quellen dürfen nicht 
gründe in der Beruſung; be⸗ geſchätzt werden. 206. 
ſondere Abſchreibungen für die Sub⸗ Zuſtändigkeitsgeſetz. Ergebnis einer 
ſtanzverringerung bei Gewerkſchaſten. Schätzung als ſolches iſt dem Re⸗ 
50. vifionsangriff entzogen. 206. 
g) Fürſtentum Reuß j. L. 


Warenhausſteuer. Geraer Ortsgeſetz darüber gültig. 273. 
h) Herzogtum Anhalt. 
Kinematographiſche Vorführungen an Sonn⸗ und Feſttagen. 81. 


9. Reichsverwaltungsrecht. 


Reichsbeamtengeſetz. Gemeindeſteuerprivileg nach § 19. 62. 
Vereinsgeſetz § 9. Begriff des gewöhnlichen Leichenbegängniſſes. 29. 
Zuwachsſteuer. Begriff des Geſamtgrundſtücks (§ 1) iſt kein rechtlicher, ſondern 
ein wirtſchaftlicher. 221. 
— Berechnung. 50. 
10. Gewerbeordnung. 
(Die ſtrafrechtlichen Beſtimmungen ſ. unter Strafrecht.) 
Branntweinhandel. Erlaubnis dazu berechtigt nicht zum Ausſchänken. 225. 


11. Wetibewerbsgeſetz. 
Saiſonausverkauf, Ankündigung. 31. 


IX 


12. Strafrecht. | 
Altenburg. Vereinstänze. Fahrläſſig⸗ Nahrungsmitielgejeg. Verfälſchung von 


keit. 32. 


Hackfleiſch durch Salzzuſatz. 36. 


Beleidigung. Tatſachenbehauptung, all- Polizeiverordnung zu § 366 10. 281. 


gemeiner Vorwurf, beleidigende Kritik, 
Wahrheitsbeweis. Berechtigtes In⸗ 
tereſſe des Teilnehmers an einer Ver⸗ 
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Die einftweilige Verfügung des § 1716 BGB. 
Von Rechtsanwalt Dr. jur. Walther Seyfart, Greiz. 


I. Einleitung. 


| Der Vater des außerehelichen Kindes ift verpflichtet, dem Kinde 

bis zur Vollendung des ſechzehnten Lebensjahres den der Lebensſtellung 
der Mutter entſprechenden Unterhalt zu gewähren. Art und Umfang 
der Unterhaltspflicht iſt durch das Geſetz im einzelnen beſtimmt 
488 1708—1714 BGB.). Außerdem liegt dem Vater die Verpflichtung 
ob, der Mutter die Entbindungskoſten und die Koſten des Unterhalts für 
die erſten ſechs Wochen nach der Entbindung zu erſetzen (§ 1715). 
Materielle Vorausſetzung aller dieſer Anſprüche iſt die N 
(§§ 1717/1718). 

Die Anſprüche des Kindes und der Mutter auf Entrichtung der 
ihnen zuſtehenden Geldrente, Aufwendungen und Koſten entſtehen mit 
der Geburt des Kindes ). Schon vor deſſen Geburt kann aber auf 
Antrag der Mutter gerichtlich angeordnet werden, daß der Vater den 
für die erſten drei Monate dem Kinde zu gewährenden Unterhalt als⸗ 
bald nach der Geburt an die Mutter oder an den Vormund zu zahlen 
und den erforderlichen Betrag angemeſſene Zeit vor der Geburt zu 
hinterlegen hat (§ 1716 Abſ. 1 Satz 1). In gleicher Weiſe kann 
die Mutter Sicherſtellung der Entbindungs⸗ und Sechswochenkoſten 
verlangen (§ 1716 Abſ. 1 Satz 2). 


1) Kommentar von Reichsgerichtsräten, 8 1716 Anm. 1. 
Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 1 


a) 


II. Grundgedanke. 


Der rechtspolitiſche Grund für die Schaffung der Vorſchriften 
des § 1716 liegt in Erwägungen ſozialer Natur. Die außerehelichen 
Mütter — meiſt Angehörige der unteren Stände — ſind in der Zeit, 
wo ihre ſchwere Stunde naht, in der Erwerbstätigkeit beſchränkt. In 
vielen Fällen find fie völlig vermögendlos, oft iſt ihre wirtſchaftliche 
Lage ſo bedrängt, daß ſie ohne fremde Hilfe die Mittel, welche die 
Geburt eines Kindes und deſſen Unterhalt dringend fordern, nicht 
rechtzeitig beſchaffen können. In ſolchen Fällen will die Vorſchrift 
des § 1716 helfen 2). 


III. Vorausſetzungen des Anſpruchs. 
Die Vorausſetzungen für die Erlaſſung der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung ſind N 
1. Antrag der Mutter, 
2. Glaubhaftmachung des Anferucbe, nämlich Glaubhaftmachung. 
a) der Schwangerſchaft der Antragſtellerin, 
b) der Vaterſchaft des Antragsgegners, 
3. Antragſtellung vor der Geburt des Kindes. 


Nur wenn dieſe Vorausſetzungen ſämtlich vorhanden find, 
beſteht ein Rechtsſchutzanſpruch auf richterliche Zuſprechung der in 
§ 1716 normierten Rechte. Fehlt auch nur eine derſelben, fo darf 
die einſtweilige Verfügung nicht erlaſſen werden. Im einzelnen gilt 
folgendes. 


1. Antrag der Mutter. Die wichtigſte Vorausſetzung für 
die Geltendmachung der Anſprüche aus § 1716 iſt ein beſonderer 
Antrag. Er kann formlos geſtellt werden, iſt aber in allen Fällen 
von der Mutter zu ſtellen. Iſt ſie geſchäftsunfähig, minderjährig 
oder ſonſt in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt ihr geſetzlicher 
Vertreter in ihrem Namen zur Stellung des Antrags berechtigt. Im 
übrigen kann immer nur die Mutter zur Stellung des Antrags zu⸗ 
gelaſſen werden. Obwohl ihr nach § 1707 BGB. die geſetzliche Ver⸗ 
tretung des unehelichen Kindes nicht zuſteht, iſt ſie dennoch auf Grund 
der ausdrücklichen Vorſchrift des § 1716 Abſ. 1 Satz 1 allein für 
die Geltendmachung der künftigen Unterhaltsanſprüche des erwarteten 
Kindes legitimiert. Zur Sicherung der Unterhaltsanſprüche des nasci- 


2) Vgl. hierzu und über die Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift Stau⸗ 
dinger, Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch, § 1716 Anm. 1. 


a 

turus bedarf es deshalb der Beſtellung eines beſonderen Pflegers nicht. 
Die im § 1912 BGB. für die Wahrung künftiger Rechte einer Leibes⸗ 
frucht vorgeſehene Pflegſchaft dient anderen Zwecken. Bei dieſer 
handelt es ſich ohne Ausnahme um den Schutz von Rechten, die der 
Leibesfrucht als folder vom Geſetz (vgl. §§ 844 Abſ. 2; 1923 
Abſ. 2; 2043 Abſ. 1; 2108 Abſ. 1 BGB.) ausdrücklich beige⸗ 
legt werden. Unter dieſe Rechte fallen aber die Anſprüche aus § 1716 
nicht?). Denn fie ſtehen nicht dem nasciturus, ſondern der Mutter 
zu. Deshalb kann für die Durchführung der Rechte des § 1716 ein 
Pfleger nicht beſtellt werden. Wird ein Pfleger verpflichtet, ſo iſt er 
zur Geltendmachung der Anſprüche aus § 1716 nicht legitimiert“) 

Dritte Perſonen, Krankenkaſſen, unterſtützungspflichtige Heimat⸗ 
oder Aufenthaltsgemeinden, Ortsarmen⸗ oder Landarmenverbände, 
Armenanſtalten uſw. können Anträge auf Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügung im Sinne des § 1716 nicht ſtellen. Ihnen muß es überlaſſen 
bleiben, ihre geſetzlichen Anſprüche im ordentlichen Verfahren geltend zu 
machen 5). Der Anſicht von Hilfe, daß der Richter vor Erlaſſung der 
einſtweiligen Verfügung feſtſtellen müſſe, ob die Antragſtellerin einer 
Krankenkaſſe angehört, iſt ſchon deshalb nicht beizutreten “). 

Da für die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung ein Antrag 
erforderlich iſt, kann ſie nie von Amts wegen erfolgen. 


2. Glaubhaftmachung des Anſpruchs. Materielle Vor⸗ 
ausſetzungen des Anſpruchs ſind 

a) die Schwangerſchaft der Antragſtellerin, 

b) die Vaterſchaft (§§ 1717, 1718) des Antragsgegners. 

Dieſe beiden materiellen Vorausſetzungen ſind, wenn ſie vom 
Richter berückſichtigt werden ſollen, an eine weitere Vorausſetzung 
formellen Charakters geknüpft, an ihre Glaubhaftmachung. Auf ſie 
finden, entſprechend ihrer prozeſſualen Natur, die Vorſchriften des 
Arreſtprozeſſes über die Glaubhaftmachung des Anſpruchs (§§ 920, 
936 ZPO.) ohne Einſchränkung Anwendung. Die Mutter kann ſich 


3) Vgl. Staudinger, a. a. O., 8 1912 Anm. 1 und 2. 
4) Vgl. KGJ. XXII S. 30 A und Staudinger, § 1708 Anm. ba. 
F) Vgl. hierzu Krankenverſicherungsgeſetz, § 57 Abſ. 4 und Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung, SS 1527 ff., insbeſondere § 1543. Ueber ſonſtige Unterhaltserſatzverbind⸗ 
lichkeiten in Preußen vgl. Dernburg, Bürgerliches Recht IV § 76 VIII S. 281, 
in Thüringen vgl. Dernburg⸗Böckel, Landesprivatrecht der Thüringiſchen 
Staaten § 133 S. 782. 
6) Hilfe in Bl. f. RA. 70, 348. 
7) Staudinger, Vgl. § 1716 Anm. 8. 5 
1* 
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dabei aller Beweismittel, mit Ausnahme der Eideszuſchiebung, bee 
dienen, auch zur Verſicherung an Eidesſtatt zugelaſſen werden. Eine 
Beweisaufnahme, die nicht fofort erfolgen kann, iſt unſtatthaft (§ 294 
ZPO). | 

Bei der Glaubhaftmachung des Anſpruchs ift zu beachten, daß 
vor der Geburt des Kindes die Zeit, die geſetzlich als Empfängnis⸗ 
zeit gilt (§ 1717 Abſ. 2), noch nicht feſtſteht. Es empfiehlt ſich des⸗ 
halb, dem Antrage die gutachtliche Beſcheinigung eines Arztes oder 
einer Hebamme darüber beizufügen, in welchem Stadium der Schwanger⸗ 
ſchaft ſich die Mutter befindet und in welchem Zeitpunkte die Nieder⸗ 
kunft vorausſichtlich zu erwarten iſt. Es muß dann noch glaubhaft 
gemacht werden, daß in der hiernach ſich ergebenden Empfängniszeit 
der Antragsgegner ihr beigewohnt hat. Selbſtverſtändlich genügt 
auch die eidesſtattliche Verſicherung der Antragſtellerin, daß ihr ein 
Arzt oder eine Hebamme nach vorheriger Unterſuchung erklärt hat, 
ſie befinde ſich in dem und dem Stadium der Schwangerſchaft, ihre 
Entbindung ſei daher um die und die Zeit zu erwarten, und daß der 
Gegner mit ihr in der hiernach berechneten Konzeptionszeit, nämlich 
innerhalb der und der Friſt, Geſchlechtͤ verkehr gehabt hat. Dieſe 
Art der Glaubhaftmachung wird immer dann praktiſch ſein, wenn 
die Geburt nahe bevorſteht und zu befürchten iſt, daß eine ſchriftliche 
Begutachtung aus irgendwelchen Gründen nicht mehr rechtzeitig zu be⸗ 
ſchaffen ſein wird. ö 

Hiermit iſt im weſentlichen das, was zur Glaubhaftmachung des 
Anſpruchs gehört, erſchöpft. Die Antragſtellerin muß ſich dabei die 
Einwendungen entgegenſetzen laſſen, die der als Vater in Anſpruch 
Genommene zur Befreiung von den ihm durch die präſumierte Vater⸗ 
ſchaft auferlegten Verpflichtungen geſetzlich vorbringen kann, nämlich 
die Einrede der offenbaren Unmöglichkeit und die Einrede der Untreue 
(§ 1717). Mit beiden Einwendungen iſt der Antragsgegner auch in 
dem vorliegenden Verfahren zu hören. Der ihm obliegende Gegen⸗ 
beweis?) iſt mit Rückſicht auf die durch die Art des Verfahrens bee 
dingte ſtrenge Form (§ 294 Abſ. 2 3 O.!) bedeutend erſchwert. 


3. Zeitpunkt des Antrags. Unerläßliche Vorausſetzung für 
die Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt endlich, daß der Antrag 
vor der Geburt des Kindes geſtellt wird. Es kommt jedoch nicht 
darauf an, ob die Entbindung der Antragſtellerin im übrigen vor 


8) Ueber den Inhalt des Gegenbeweiſes im einzelnen vgl. Staudinger, 
§ 1717 Anm. 3. | 


— 0 — 
oder nach Erlaſſung der einftweiligen Verfügung erfolgt. Iſt der 
Antrag vor der Niederkunft geſtellt und feiten der Antragſtellerin 
durch die rechtzeitige Stellung desſelben zum Ausdruck gebracht worden, 
daß fie die Rechte des § 1716 in Anſpruch nehmen will, fo darf 
nicht der Zufall während des ſchwebenden Verfahrens darüber ent⸗ 
ſcheiden, ob der Antragſtellerin die begehrten Rechte zugeſprochen 
werden oder nicht?). Die entgegengeſetzte Anſicht von Planck 10) 
und Staudinger), daß in dieſer Beziehung die Zeit der Er- 
laſſung der einſtweiligen Verfügung, nicht aber die Zeit der Antrag⸗ 
ſtellung maßgebend ſein ſoll, widerſpricht zwar nicht dem Buchſtaben 
des Geſetzes, wohl aber ſeinem ſozialen Grundgedanken, in derartigen 
Fällen der außerehelichen Mutter und ihrem Kinde rechtzeitig die er⸗ 
forderlichen Mittel bereit zu ſtellen. Auf dem hier vertretenen Stand⸗ 
punkt ſteht im weſentlichen ein Berufungsurteil des Landgerichts Greiz 12). 
Es heißt dort in den Entſcheidungsgründen: „Der Antrag auf Erlaß 
einer einſtweiligen Verfügung iſt unſtreitig vor der Geburt des Kindes 
geſtellt. Damit hat die Antragſtellerin zu erkennen gegeben, daß ſie 
von dem Recht des § 1716 BGB. Gebrauch machen wolle. Sie 
hat dadurch das Recht gerichtlich geltend gemacht und den Anſpruch 
auf Zuerkennung des Rechts erworben, falls die ſonſtigen Voraus⸗ 


ſetzungen gegeben ſind. Es ſchadet nichts, wenn das Kind in der 


Zeit zwiſchen der Stellung des Antrags und dem Erlaß der einſt⸗ 
weiligen Verfügung geboren wird. Denn ſonſt würde das Recht 
vielfach davon abhängig ſein, ob das Gericht das Verfahren zu be⸗ 
ſchleunigen in der Lage iſt oder nicht. Für dieſe Auffaſſung, deren 
Richtigkeit das Geſetz nicht entgegenſteht, ſprechen aber vor allen Dingen 
praktiſche Erwägungen.“ Dieſe Begründung iſt theoretiſch durchaus 
einwandfrei, praktiſch kommt ſie den Bedürfniſſen des Lebens ent⸗ 
gegen 13), 


9) Im Ergebnis ebenſo H. Alexander „Einſtweilige Verfügung gemäß 
§ 1716 BOB. gegen den Kindesvater auf Vorauszahlung und Hinterlegung von 
Entbindungskoſten und Unterhalt“, Bl. f. RA. 66, 343 ff., insbeſondere S. 345. 

10) Planck, Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz (3) § 1716 
Anm. 6. 

11) Staudinger, 8 1716 Anm. 7. | 

12) Urteil des Fürſtl. Landgerichts Greiz vom 2. Juli 1912 i. S. R. c. W. 
(S. 26/12). 

13) Zu welchen Komplikationen eine zu ſtrikte Interpretation des 8 1716 
führen kann, beweiſt der Tatbeſtand des oben angeführten Urteils. Die Entſcheidung 
erſter Inſtanz (Amtsgericht Zeulenroda) iſt ergangen auf Grund der mündlichen 


IV. verfahren. 


Die Anordnung der in § 1716 vorgeſehenen Maßnahmen erfolgt 
im Wege der einſtweiligen Verfügung. Auf das Verfahren kommen 
im allgemeinen die Vorſchriften der §§ 935 ff. ZPO. zur Anwendung. 


1. Zuſtändigkeit. Für die Anſprüche aus einem außerehe⸗ 
lichen Beiſchlafe find die Amtsgerichte ausſchließlich zuſtändig 1). Dieſe 
ſind daher auch allein zur Erlaſſung einer einſtweiligen Verfügung 
im Sinne des § 1716 berufen. Für die örtliche Zuſtändigkeit gelten 
wie ſonſt die allgemeinen Vorſchriften der §§ 12 ff. ZPO. über den 
Gerichtsſtand. In dieſem Zuſammenhange ſei erinnert an die be⸗ 
ſonderen Gerichtsſtände des Aufenthaltsorts und des letzten Wohnſitzes 
im Sinne der §§ 16 und 20 und des Vermögens im Sinne des 
§ 23 BRO. Die Anrufung dieſer Gerichtsſtände wird ſich im vor⸗ 
liegenden Falle immer dann empfehlen, wenn die in Anſpruch ge⸗ 
nommene Perſon im Inlande keinen Wohnſitz hat und die Verfolgung 
von Anſprüchen aus der außerehelichen Schwängerung wegen tat⸗ 
ſächlicher oder rechtlicher Gründe im Auslande praktiſch keinen Erfolg 
verſpricht. Der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung (§ 32 ZPO.) 
iſt für dieſe Anſprüche nicht begründet 15. 


2. Eigentümlicher Charakter der einweiligen Ber- 
fügung. Die einſtweilige Verfügung des § 1716 nimmt hinſichtlich 
ihrer rechtlichen Struktur eine Sonderſtellung ein im Syſtem der 
Arreſtprozeſſe. Während bei dieſen regelmäßig, ſowohl bei dem eigent⸗ 
lichen Arreſt als auch bei der einſtweiligen Verfügung, neben der 
Glaubhaftmachung des Anſpruchs auch noch die Glaubhaftmachung 
ſeiner Gefährdung, des Arreſtgrundes, erforderlich iſt (§§ 920, 936 
ZPO), fällt im vorliegenden Falle auf Grund der ausdrücklichen 
Vorſchrift des § 1716 Abſ. 2 die Glaubhaftmachung der Arreſtgefahr 
weg. Hierdurch wird die Geltendmachung der erörterten Anſprüche 
außerordentlich erleichert. Dieſe Erleichterung entſpricht wiederum 
dem ſozialpolitiſchen Prinzip der Vorſchrift. Ob dieſes an ſich ge⸗ 


Verhandlung vom 2. April am 4. April 1912. Das Kind iſt geboren am 2. April 
1912 nach 9 ¼ Uhr vormittags. Zu dieſer Zeit war die mündliche Verhandlung 
bereits geſchloſſen. Widerſpräche im vorliegenden Falle das Kriterium, die Zeit 
der Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung ausſchlaggebend fein zu Laffer, nicht 
offenbar dem rechtspolitiſchen Zweck des Geſetzes? 
14) § 23 Nr. 2 GVG. 
15) Vgl. Staudinger, § 1708 Anm. 2 b. 


eet Ge 


ſunde Prinzip zuungunſten des außerehelichen Vaters, insbeſondere 
durch die bereits oben (III, 2) geſtreifte Erſchwerung des ihm ob- 
liegenden Gegenbeweiſes, vom Geſetz nicht überſpannt iſt, ſoll hier 
nicht erörtert werden. In dieſem Zuſammenhange ſoll auch die Frage 
offen bleiben, ob durch die geſetzliche Antizipation der gegen den 
Schwängerer gerichteten Anſprüche aus § 1716 ſeine ſonſtigen Rechte 
ausreichend geſchützt ſind. Hier dürften die Meinungen de lege 
ferenda verſchieden ſein 16). , 


3. Das Verfahren im Keinen 

a) Das Verfahren bei Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung des 
§ 1716 richtet ſich, von der ſoeben unter 2 erwähnten Ausnahme 
abgeſehen, im weſentlichen nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung. 
Liegt ein dringender Fall vor, ſo kann die Entſcheidung nach § 937 
Abſ. 2 ZPO. ohne vorgängige mündliche Verhandlung erfolgen. In 
dieſem Falle wird ein Beſchluß, ſonſt ein Endurteil (§§ 936, 922 
Abſ. 1) erlaſſen. Die Beſtimmungen über den Widerſpruch, über die 
hierauf ſtattfindende mündliche Verhandlung und über das Endurteil 
betreffend die Rechtmäßigkeit der einſtweiligen Verfügung kommen zur 
Anwendung (§§ 924, 925 ZPO.). 


b) Inhalt der Entſcheidung. Der Inhalt der einſtweiligen 
Verfügung wird einerſeits dem Petitum der Antragſtellerin, anderer⸗ 
ſeits dem Sinne des § 1716 zu entſprechen haben. Aufgabe des 
Richters bezw. des Gerichtsſchreibers iſt es, die Antragſtellerin evtl. 
zu ſachdienlichen Erklärungen zu veranlaſſen. Der Richter iſt an den 
Antrag der Kindesmutter nur innerhalb des Rahmens von § 1716 
gebunden. Im übrigen entſcheidet ſein freies Ermeſſen darüber, ob 
die erforderlichen Beträge an die Mutter oder an den Vormund zu 
bezahlen und wann ſie zu hinterlegen ſind. Zweckmäßig erſcheint es, 
wie Wilke l) hervorhebt, den Inhalt der einſtweiligen Verfügung 
nach § 938 ZPO. zu geſtalten, weil dieſe Beſtimmung dem Richter 
den weiteſten Spielraum gibt. Ob jedoch das von Wilke vorge⸗ 
ſchlagene Formular 18) ſehr praktiſch ift, erſcheint mindeſtens zweifelhaft. 
Im allgemeinen wird es richtig ſein, Form und Inhalt der einſt⸗ 


16) Vgl. z. B. die intereſſante Kritik Opets über E. von Liſzt, 
Die Pflichten des außerehelichen Konkumbenten ee 1907) in der DIZ. 1907, 
S. 1084, 

17) Wilke, „Zu § 1716 BGB.“, DIB. 1899 S. 214. 

18) Wilke a. a. O., S. 214. 
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weiligen Verfügung unter Zugrundelegung des § 938 ZPO. moͤglichſt 
eng an den Wortlaut des § 1716 anzulehnen. 


V. Hinterlegung. 


Ueber die rechtliche Natur der auf Grund des § 1716 verfügten 
Hinterlegung herrſcht Streit), Will man die Hinterlegungdver- 
pflichtung als eine Verpflichtung zur Sicherheitsleiſtung im Sinne der 
§§ 232 ff. BGB. konſtruieren, fo dürfte das Recht der Mutter und 
des Kindes an dem hinterlegten Gelde nach § 233 BGB., das Recht 
des Vaters zum Umtauſche nach § 235 BGB. zu beurteilen fein. 
Richtiger iſt es aber, dieſe Konſtruktion abzulehnen. Denn die im 
§ 1716 vorgeſehene Hinterlegung iſt eine Hinterlegung eigener Art, 
deren Inhalt durch die einſtweilige Verfügung ſelbſt beſtimmt wird, 
daß nämlich der hinterlegte Betrag alsbald nach der Geburt an die 
Mutter oder an den Vormund zu zahlen iſt. Von einer Anwendung 
der Vorſchriften der §$ 372 ff. BGB. über die Hinterlegung, wie 
einige von Staudinger angeführte Schriftſteller wollen, kann aus 
den von ihm dargelegten Gründen gleichfalls keine Rede fein 20). 
Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen in ſachlicher und örtlicher 
Beziehung ſowie das Hinterlegungsweſen im einzelnen iſt der Landes⸗ 
geſetzgebung überlaſſen 21). Dieſe Vorſchriften find auch hier zu berück⸗ 
ſichtigen 22). 


VI. Vollſtreckungsſchutz. 


Die einſtweilige Verfügung des § 1716 iſt fofort vollſtreckbar. 
ſobald der in ihr angegebene Zeitpunkt, in welchem die Hinterlegung 
ſtattzufinden hat, eingetreten iſt. Eine Abwendung der Vollſtreckung 
durch Sicherheitsleiſtung oder durch Hinterlegung findet nicht ſtatt. 
Die bedingungsloſe Anwendung der Vorſchriften über die Aufhebung 
des Arreſtes, die Arreſtvollziehung und die Hemmung derſelben (§§ 923, 
928, 934 ZPO.) iſt ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil die Vorſchriften 
über das Arreſtverfahren auf die Anordnung einſtweiliger Verfügungen 
gemäß § 936 ZPO. nur inſoweit zur Anwendung kommen, als nicht 
Sondervorſchriften entgegenſtehen, im § 939 SPO. aber eine ſolche 


19) Vgl. Staudinger, § 1716 Anm. 4 und die dort zitierte Literatur. 
20) Staudinger, § 1716 Anm. 4. 

21) EGBGB. Art. 144, 145. 

22) Vgl. für die Thüringiſchen Staaten Böckel, a. a. O. § 32 S. 118 ff. 
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beſondere Beſtimmung normiert iſt 28). Hiernach kann die Aufhebung 


einer einſtweiligen Verfügung gegen Sicherheitsleiſtung nur unter 
beſonderen Umſtänden geſtattet werden. Dieſe müſſen im einzelnen 
Fall immer ſo geartet ſein, daß der Zweck der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung auch durch eine Sicherheits leiſtung erreicht wird 4). Daß der 
geſetzgeberiſche Zweck des § 1716 der Natur der Dinge nach durch 
eine Sicherheitsleiſtung völlig vereitelt würde, ergibt ſich aus dem 
bereits erörterten Grundgedanken der Beſtimmung. Daher ijt der § 939 
ZPO. unanwendbar. 


VII. Geltendmachung im Konkurs. 


Die Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche im Konkursverfahren 
beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der §§ 1. 3 KO. Die Rechtslage 
geſtaltet ſich verſchieden je nach dem, ob das Konkursverfahren über 
das Vermögen des Unterhaltsberechtigten oder des Unterhaltsver⸗ 
pflichteten eröffnet wird. 


1. Konkurs des Unterhaltsberechtigten. 


a) Die Unterhaltsanſprüche des Kindes. Die Gre 
örterung der Anſprüche des außerehelichen Kindes im Konkursverfahren 
über ſein Vermögen ſcheidet im Rahmen der Geltendmachung von 
Anſprüchen im Sinne des § 1716 aus, weil die Eröffnung des 
Konkursverfahren8 über das Vermögen eines nasciturus begrifflich 
ausgeſchloſſen iſt. Im übrigen wird die Geltendmachung der fraglichen 
Anſprüche des § 1716, ſoweit fie für die erſten 3 Monate zwecks 
Alimentierung des Kindes geltend gemacht werden, durch die Konkurs⸗ 
eröffnung über das Vermögen der Mutter nicht berührt. Dieſe 
bleibt zum Antrage auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung inſoweit 
allein legitimiert. Denn dieſe Alimentenforderungen find — felbft 
wenn man ſie mit Rückſicht auf den nur der Mutter, nicht der Leibes⸗ 
frucht zuſtehenden Anſpruch aus § 1716 (ogl. oben III, 1) dem 
Vermögen der Mutter zurechnen ſollte — der Pfändung nicht unter⸗ 
worfen 25) und können ſchon deshalb nicht zur Konkursmaſſe gezogen 
werden 20). 


23) Vgl. Gaupp⸗Stein, Die Zivilprozeßordnung. 8. u. 9. Aufl. Bd. II 
§ 936 Anm. 2. 

24) Sydow⸗Buſch, Zivilprozeßordnung, 12. Aufl. § 939 Anm. 1. 

25) § 850 Abf, 1 Nr. 2 BRO. | 

26) § 1 Abi. 1 KO. 
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b) Die Anſprüche der Mutter. Während die auf geſetz⸗ 
licher Vorſchrift beruhenden Alimentenforderungen der Pfändung nicht 
unterworfen ſind und infolgedeſſen nicht zur Konkursmaſſe des Unter⸗ 
halts berechtigten gehören, rechnet die herrſchende Lehre die Entbindungs⸗ 
und Sechswochenkoſten der außerehelichen Mutter zu den unbeſchränkt 
pfändbaren Anſprüchen ). Sie gehören demnach zur Konkursmaſſe 
der Anſpruchsberechtigten. Iſt das Konkursverfahren über das Ver⸗ 
mögen einer Frauensperſon eröffnet, die ihrer Niederkunft entgegenſieht, 
ſo iſt der Antrag auf Hinterlegung der Entbindungs⸗ und Sechs⸗ 
wochenkoſten deshalb vom Konkursverwalter zu ſtellen 28). 


2. Konkurs des unterhaltsverpflichteten. Für die 
Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche im Konkurſe des Unterhalts⸗ 
verpflichteten kommt § 3 Abſ. 2 KO. zur Anwendung. Hiernach 
können Unterhaltsanſprüche, die nach den §§ 1351, 1360, 1361, 
1578 —1583, 1586, 1601— 1615, 1708 —1714 BGB. gegen den 
Gemeinſchuldner begründet find, ſowie die ſich aus den 88 1715, 
1716 BGB. ergebenden Anſprüche für die Zukunft nur geltend ge⸗ 
macht werden, ſoweit der Gemeinſchuldner als Erbe des Verpflich- 
teten haftet. Der Antrag auf Erlaß der einſtweiligen Verfügung des 
§ 1716 ift demnach innerhalb des Konkursverfahren regelmäßig dann 
ausgeſchloſſen, wenn der Konkurs über das Vermögen des noch 
lebenden Schwängerers ſelbſt eröffnet iſt. Denn die Anſprüche des 
§ 1716 find immer ſolche, die für die Zukunft geltend gemacht werden. 
Die fraglichen Anſprüche können deshalb gegen den außerehelichen 
Vater im Konkursverfahren immer nur dann erhoben werden, wenn 
es ſich um einen Nachlaßkonkurs handelt oder wenn der Konkurs 
über das Geſamtvermögen der Erben eröffnet iſt 29). =e Antrag tft 
gegen den Konkursverwalter zu richten. 


VIII. Sicherſtellung der Anſprüche wegen außerehelicher 
Schwängerung in anderen Fällen. Die Rechte aus § 1716 


27) Gaupp⸗Stein, 8 850, II, 2. Staudinger, § 1715, 5e und die 
dort zitierte Literatur. A. M. Seuffert, Zivilprozeßordnung für das Deutſche 
Reich. 9. Aufl. 8 850 Anm. 4a und O. Opet und W. v. Blume, Das Familien⸗ 
recht S. 410ff. 

28) Vgl. Staudinger, § 1715 Anm. 11. 

29) Vgl. Jaeger, Kommentar zu Konkursordnung, 3./4. Aufl. § 3 
Anm. 34—43, insbeſondere Anm. 37 und Erläuterungen zu §§ 226 ff., insbeſondere 
Anm. 3 u. 5. 
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können immer nur dann geltend gemacht werden, wenn der Antrag 
vor der Geburt des Kindes gerichtlich geſtellt wird. Nach der Ent⸗ 
bindung iſt, wie bereits ausgeführt (III, 3), die Stellung eines An⸗ 
trages auf Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung im Sinne des § 1716 
ausgeſchloſſen. Es kann dann nur im Wege der einſtweiligen Ver⸗ 
fügung nach den allgemeinen Grundſätzen der §§ 935 ff. vorgegangen 
werden. Dabei iſt folgender Unterſchied zu machen. Der Anſpruch 
des Kindes kann nach der Geburt von der Mutter im eigenen Namen 
auch mit der einſtweiligen Verfügung der 88 935 ff. ZPO. nicht geltend 
gemacht werden. Denn ſie iſt nach jenem Zeitpunkte hierzu nicht 
aktiv legitimiert 3%). Wohl aber kann das Kind für feine Anſprüche 
auf Alimentierung durch ſeinen geſetzlichen Vertreter im Rahmen der 
§§ 935ff. ZPO. Sicherſtellung verlangen 34). Selbſtverſtändlich iſt 
dann neben der Glaubhaftmachung des Anſpruchs auch ſtets die 
Glaubhaftmachung der Arreſtgefahr erforderlich. Der perſönliche An⸗ 
ſpruch der Mutter auf Erſtattung der Entbindungs⸗ und Sechswochen⸗ 
koſten kann endlich nach der Geburt nicht nach §§ 935 ff. ZPO. durch⸗ 
geſetzt werden. Denn bei jenen Anſprüchen handelt es ſich nur um 
Erſatzforderungen für einmalige Aufwendungen, nicht aber — wie es 
einſtweilige Verfügungen dieſer Art zur Vorausſetzung haben — 
um die „Regelung eines einſtweiligen Zuſtandes in bezug auf ein 
ſtreitiges Rechtsverhältnis“ (§ 940 3 PO.) 32). Die Mutter iſt daher 
inſoweit auf die Geltendmachung ihrer Rechte im ordentlichen Prozeß 
beſchränkt. | 

Endlich fei noch darauf hingewieſen, daß künftige Unterhalts⸗ 
anſprüche im Sinne des § 1716 einer Sicherung durch einen Arreſt 
im Sinne der §§ 916 ff. BRO. nicht fähig find 33). 


30) Val. Alexander, a. a. O. S. 344/345. 

31) Vg. RGB. 9, 334 ff.; 27, 429 ff. und Gaupp⸗Stein, a. a. O. Bd. II 
§ 916, IV. | 

32) Vgl. Alexander, a. a. O. S. 345. 

33) Gaupp⸗Stein, § 916 Anm. II (mit Note 8). 


Eutſcheidungen. 


Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


1. Ausbleiben im Verteilungstermin und die daran 
geknüpfte Annahme, der Widerſpruch eines andern 
werde nicht anerkannt ($ 877 Abſ. 2 3 PO.) iſt noch 
kein Anlaßgeben zur Klage § 93 ZPO. 

Für den Beklagten als Pfändungsgläubiger war in einem Ver⸗ 
teilung@plan (874 ff. ZPO.) ein Betrag eingeſtellt. Im Termin war 
er nicht erſchienen, der Kläger erhob Widerſpruch, weil er als Ver⸗ 
mieter kraft ſeines geſetzlichen Pfandrechts den Erlös für ſich bean⸗ 
ſpruchte, und ſtrengte dann ohne weiteres Klage an. Im erſten 
Verhandlungstermin erkannte der Beklagte den Anſpruch fofort an. 
Im angefochtenen Urteil aber verurteilte ihn das Landgericht zu den 
Koſten, weil nach § 877 Abſ. 2 ZPO. angenommen werde, daß er 
den Widerſpruch nicht anerkenne und deshalb nicht gejagt werden. 
könne, er habe keine Veranlaſſung zur Klage gegeben (§ 93 ZPO. 

Der Senat teilt nicht dieſe Anſicht. 

Schon nach der Stellung im Geſetz können die beiden Beſtim⸗ 
mungen einander nicht gleichgeſtellt werden, § 877 ſteht unter den 
Beſtimmungen übers Verteilungsverfahren und hat die Ausführung 
des Plans zu regeln. Ganz verſchieden davon ſteht § 93 unter dem 
Titel Prozeßkoſten. Die Beſtimmung des § 877 wirkt nur fürs 
Verteilungsverfahren und nicht darüber hinaus. 

Man würde auch ihrem Sinn und Zweck nicht gerecht, wenn 
man annähme, ſie habe etwas beſtimmen wollen, was darüber hinaus⸗ 
ginge, und das Ausbleiben im Verteilungstermin und die daran ge⸗ 
knüpfte Annahme, man erkenne den Widerſpruch eines andern nicht 
an, als Verhalten anſähe, das zur Erhebung der Klage Veranlaſſung gäbe. 

§ 877 will die Bedeutung des Verteilungs plans und feine 
Wirkung beſtimmen. Er ſoll die feſte Grundlage des Verfahrens ſein. 
was das Gericht darin beſtimmt, gilt, bis es ein Beteiligter angreift. 
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Eine beſondere Handlung ift dazu nötig. Ohne ſolche bleibt er 
in Kraft und wird ausgeführt. Das ſagt der Abſatz 1. Ohne An⸗ 
nahme (Fiktion) geſprochen bedeutet er: Wenn ein Gläubiger nicht 
widerſpricht — im Termin oder vorher — oder nicht erſcheint, ſo 
wird der Plan ausgeführt, ſo wie es darin für ihn beſtimmt iſt. 
Das Gericht geht vor mit ſeiner Anordnung. 

Dieſer Grundſatz wird in Abſatz 2 nach einer beſondern Richtung 
angewandt. Die Anordnung des Gerichts im Plan behält Geltung 
auch gegenüber dem Gläubiger, der beim Widerſpruch eines andern 
beteiligt iſt, dadurch beeinträchtigt werden würde. Er verliert das 
Recht nicht, das ihm das Gericht zugeteilt hat, muß ſich darauf ver⸗ 
laſſen können, daß ſein Ausbleiben im Termin ihm kein Recht nimmt. 
Das iſt das, was Abſatz 2 in einer Annahme ausdrückt: es wird 
angenommen, daß er den Widerſpruch nicht als begründet anerkennt. 
Nur für den Plan und Termin gilt das. Für das Klagverfahren, 
das ſich an den Teilungsé plan anſchließt, ſtehen die Parteien frei da. 
Der Widerſprechende muß ſeine Klage ſachlich begründen und über⸗ 
haupt tun, was er ſonſt auch tun muß, ein beſonderer Vorteil für 
die Klage, eine Ausnahme gegenüber andern Klagen hat ihm nicht 
gegeben werden ſollen, und ebenſo hat dem Gegner, der am Wider⸗ 
ſpruch beteiligt iſt, kein Nachteil zugefügt werden ſollen. Beides er⸗ 
gänzt ſich. Das Ausbleiben hat, wie das Kammergericht ſagt 
(KGBl. 02, 83), den negativen Inhalt, daß der Widerſpruch des 
andern nicht anerkannt, aber nicht den poſitiven, daß er beſtritten wird. 
Vor die Entſcheidung, ob er die Anſicht des Gerichts vorzieht, oder 
die des Widerſprechenden, ob er den materiellen Anſpruch des Wider⸗ 
ſprechenden trotz Gericht beſtreiten will, muß er noch außerhalb des 
Verteilungsverfahrens geſtellt werden. 

Zu ſeinem Vorteil iſt der Abſatz 2 eingefügt, er ſoll vor Nach⸗ 
teilen behütet werden. Er braucht nicht zu erſcheinen, und wenn er 
ausbleibt, ſoll's ihm nicht nachteilig ſein. Faßte man den Abſatz ſo 
auf, wie das Landgericht, fo wäre ja ſchon das Ausbleiben das Vere 
halten, was zur Klageerhebung Veranlaſſung gäbe. Daß er nicht 
anerkenne, iſt ja nur die Annahme, die ſich daran knüpft. Das Aus⸗ 
bleiben, das ihm freiſteht, kann aber nicht als ein Verhalten angeſehen 
werden, das zur Klagerhebung Veranlaſſung gibt. Das wäre wider⸗ 
ſpruchsvoll. Man zwänge ihn ja, daß er erſchiene, ſähe das Aus⸗ 
bleiben als Nachläſſigkeit, als Unrecht an. Wenn das Oberlandes⸗ 
gericht in Frankfurt zu der Ausführung des Kammergerichts in der 
Frankfurter Rundſchau 11, 146 fagt, fie fei ohne Grundlage, § 877 
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enthalte nur eine zweckentſprechende Intereſſenabwägung, ſo faßt ja 
gerade das Kammergericht das dahin auf. Und wenn das Ober⸗ 
landesgericht in Frankfurt meint, das Geſetz knüpfe überall an die 
Verſäumnis entſprechende Nachteile, hier werde nicht zugunſten des 
ſäumigen Gläubigers dem widerſprechenden Gläubiger zugemutet, noch 
eine beſondere Erklärung von jenem zu fordern, ſo iſt überſehen, daß 
beim Gläubiger, der vom Widerſpruch betroffen wird, gar keine 
Säumnis vorliegt. Von ſolcher kann doch nur da die Rede ſein, wo 
eine Pflicht zum Handeln beſteht, nur dann werden daran Nachteile 
geknüpft. Auch das iſt nicht richtig, daß es an einer Grundlage für 
die Berechnung der Friſt zum Klagnachweis fehle, wenn man noch 
eine beſondere Aufforderung des Widerſprechenden an den Gegner 
verlangt. Die Friſt beginnt mit dem Terminstag (§ 878). Friſten 
werden darum gegeben, damit darin alle Vorbereitungen getroffen 
werden können, die zur befriſteten Handlung erforderlich ſind. Eine 
Friſt iſt kein leerer Raum. 1 Monat iſt wahrhaftig lang genug, den. 
Gegner zur Erklärung aufzufordern und ſonſt zu tun, was zur Klage 
und ihrem Nachweis nötig iſt. 
mum ſo weniger brauchte ſich hier der Beklagte von einer Klage 
überraſchen zu laſſen, als der Kläger gar nicht am Verteilungsver⸗ 
fahren beteiligt war. Als Vermieter hatte er ein Recht auf vorzugs⸗ 
weiſe Befriedigung, das er nach § 805 ZPO. außerhalb des Ver⸗ 
teilungsverfahrens — ohne deſſen Fiktionen und Friſten — geltend 
machen mußte. | 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 7. November 1913 3 W 126/13 
(nach Gotha). 


2. Haftpflichtklage. Genaue Prüfung der Tatfrage, 
Eigene Schuld des Beſchädigten. ‘ibfaffung des 
Tatbeſtands (kurze Einführung in den Streitpunkt, 
Gruppierung des Streitigen um die einzelnen 
Vorgänge). | 
Das Oberlandesgericht hat die Schadenerſatzklage einer Hand- 

arbeitslehrerin, Fräulem L. gegen die Reichts⸗Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung abgewieſen. 

Fräulein L. hat am 28. Januar 1912 in der Schalterhalle des 
Poſtamts in Eiſenach die zweiflügelige Windfangtür benutzt, einen 
Flügel beim Zuſchlagen an der Zuſchlagkante, nicht an dem Griff, 
angefaßt und ſich bei deren Anſchlagen an dem Türpfeiler Zeige⸗ und 
Mittelfinger ihrer rechten Hand an den Spitzen gequetſcht. Daraus 


hat fie von der Beklagten Schadenerſatz verlangt. Das Landgericht 
hat den Klaganſpruch dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. 
Es führt den Unfall darauf zurück, daß die Bremsvorrichtung der 
ſelbſttätigen Schließvorrichtung an der Tür verſagt habe, wie die Be- 
klagte vorher gewußt habe. Daß die Klägerin ein Verſchulden treffe, 
verneint es. 

Die Beklagte beantragt, 

das Urteil des Landgerichts aufzuheben und die Klage abzu⸗ 
| weiſen, 
die Klägerin, 

die Berufung zurückzuweiſen. 

Es handelt ſich um eine Windfangtür mit zwei Flügeln, die den 
Zugang zum Schalterraum bildet. Sie hat in der Mitte einen ſchmalen 
Eiſenpfeiler, die Flügel ſind von ſchwerem Holz und mit Eiſen be⸗ 
ſchlagen. Sie ſind ohne Klinke, nicht zum Schließen eingerichtet, ſondern 
ſchlagen nur zu, und zwar von ſelbſt. Der rechte Flügel iſt zum 
Eingang beſtimmt, hat draußen einen großen Griff, und wird nach 
innen „geſtoßen“. Der andere Flügel hat den Griff innen und wird 
zum Ausgang nach außen aufgeſtoßen. Die Anlage war erſt im 
September 1911 eingerichtet worden. 

Drei Photographien davon, der Plan Bl. 99 und die Zeichnung 
Bl. 15 ſind vorgelegt worden. Die Klägerin hat in der mündlichen 
Verhandlung ihre Hand vorgezeigt. Die Verletzung iſt gut geheilt, 
es fehlt nur ein geringes Stück am Nagel des Zeigefingers ). 
Das Beweisergebnis des erſten Rechtsgangs iſt W 
worden. 

Die Beklagte führt aus: 

Die Einrichtung habe allen techniſchen Erſorderniſſen genügt. 
Der Pfeiler zwiſchen den Türflügeln ſei kein Mangel, er ſei auf Grund 
langjähriger Erfahrung zur Bequemlichkeit und Sicherheit des Publi⸗ 
kums eingebaut worden (Beweis: Gutachten des Poſtbaurats Wieſe 
in Erfurt). Die Windfangtüren müßten ſchwer ſein, damit ſie durch 
den Luftzug nicht geöffnet werden könnten, mit Eiſen ſeien ſie be⸗ 
ſchlagen, damit ſie nicht durch Pakete beſchädigt würden. 


1) Fräulein L. hatte geltend gemacht, ſie ſei in ihrem Fortkommen geſchädigt, 
wegen des Fingers nehme ſie niemand für Kocharbeiten und auch ihre Heiratsaus⸗ 
ſichten ſeien verſchlechtert. Kurz nach dem Erlaß des Berufungsurteils ſoll ſie ſich 
verheiratet haben! Das iſt natürlich erſt nachträglich bekannt geworden, aber ein 
Kennzeichen für die Rentenkrankheit und die Uebertreibungen bei Schadenklagen! 
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Ein Verſagen der Bremdvorrichtung fei nicht Schuld. Solche gehöre 
nicht notwendig zu einer Windfanganlage, könne ſehr wohl fehlen, 
wie es bei vielen öffentlichen Räumen vorkomme. 

Sie habe aber auch nicht verſagt, die Sachverſtändigen Kieſel⸗ 
bach und Walter vermuteten es nur. Aber ſelbſt wenn's geſchehen 
ſei, ſei ſie nicht dafür verantwortlich, da ſie nichts davon gewußt habe. 
Ihrer Aufſichtspflicht habe fie genügt. Dem Hauswarte des Poſt⸗ 
amts habe der Poſtdirektor Weber ein für allemal die Ueberwachung 
der Windfanganlage übertragen und jener habe weder feſtgeſtellt, noch 
ſeinem Vorgeſetzten gemeldet, daß die Tur nicht richtig zuſchlage. (Be⸗ 
weis: Zeugnis des Hauswarts und des Poſtdirektors Weber in 
Eiſenach). | 

Einige Zeit vorm Unfall ift am Mittelpfeiler ein etwa 1 cm 
ftarfer Gummiſtreifen befeftigt worden, beim Unfall war er nicht da. 
Die Beklagte ſagt, er ſei nur angebracht worden, um das ſtarke Geräuſch 
beim Zuſchlagen zu dämpfen. Daß das Zuſchlagen ſelbſt nicht richig 
gehe, habe man dabei nicht angenommen. Die Klägerin folgert das 
aber ſchon aus dem Geräuſch: es könne nur dadurch entſtanden ſein, 
daß die Tür zu ſchnell zugeſchlagen habe. 

Nach dem Unfalle iſt ein Polſter (Sack) am Mittelpfeiler ange⸗ 
bracht worden, das hat aber, ſagt die Beklagte, der Poſtdirektor, der 
die Urſache des Unfalls nicht zu erkennen vermocht habe, nur ange⸗ 
ordnet, um auf alle Fälle ſicher zu gehen. Dadurch habe er aber 
keineswegs die Windfanganlage als mangelhaft anerkennen wollen. 


Vor allem aber, meint die Beklagte, habe die Klägerin den Une 
fall ſelbſt verſchuldet. Sie habe nach dem Zeugnis der kleinen Phieler 
die linke Flügeltür benutzt, obwohl fie aus der Anlage der Türen- 
beſonders daraus, daß an der linken Tür außen kein Griff ſei, habe 
ſehen müſſen, daß dieſe nur benutzt werden dürfe beim Verlaſſen des 
Paketraums, wie denn auch gerade jemand getan habe. Nach ihrer 
eigenen Darſtellung zwar fei fie rechts gegangen, fet gleich einem 12: 
jährigen Jungen gefolgt, der die geöffnete Tür habe zufallen laſſen. 
Als ihr die Tür entgegengeſchlagen ſei, habe ſie ihr, um nicht zurück⸗ 
geſchleudert zu werden, die rechte Hand entgegengehalten und fie vere 
geblich aufzuhalten verſucht, weil ſie ihre Körperkräfte überſchätzt habe. 
Die Hand ſei an die Kante der Tür zu liegen gekommen und gegen 
den Mittelpfeiler geſchlagen und dadurch verletzt worden. 


Die Klägerin bleibt dabei, daß ſie die rechte Flügeltür benutzt 
habe. Sie kann ſich aber nicht mehr entſinnen, wie ſie die zurück⸗ 
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ſchlagende Tür an der Kante angefaßt . Sie will vor der Tür 
geſtanden haben. 

Die Klägerin behauptet noch, die Beklagte beſtreitet 8 aber, vor 
dem Unfalle ſei immer ein Sack um den Fuß des Mittelpfeilers ge⸗ 


wickelt geweſen, damit die Türen nicht ganz zuſchlagen könnten (Be⸗ 


weis: Zeugnis von zwei noch zu benennenden Poſtunterbeamten, Eid). 
Wenn er dageweſen wäre, hätte ſie ſich nicht an der Hand verletzen 
können. 

Gleich nach dem Unfalle hat die Klägerin zwei Poſtbeamten er: 
klärt, ſie ſelbſt ſei wohl unvorſichtig geweſen, die Tür ſei nicht ſchuld. 
Damit aber hat ſie, wie ſie meint, nicht zugeſtehen wollen, ſie habe 
den Unfall ſelbſt verſchuldet, ſondern nur den fortwährenden Fragen 
der Beamten entgehen und ſie beruhigen wollen. 

Gründe. 

Der Schaden iſt ganz vorwiegend auf das Verſchulden der Be⸗ 
ſchädigten ſelbſt zurückzuführen, ſie hat ihn daher allein zu tragen, 
die Beklagte iſt nicht dazu verpflichtet (§ 254 BGB.). 

Als Fräulein L. den Flur des Paketſchalterraums betrat, pen⸗ 
delten beide Flügel des Windfangs, durch den einen trat jemand aus 
dem Schalterraum in den Flur, durch den andern trat ein Junge in 
den Schalterraum ein. Die Klägerin konnte alſo den feſtſtehenden 
Mittelpfeiler ſehen. Ob's ſonſt etwa fo ausſah, als ob der Pfeiler 
zu einer Tür gehöre, iſt gleichgültig. Sie erkannte alſo, daß Türen an 
den Mittelpfeiler anſchlugen. 

Sie ſah, daß es ſich um eine ſchwere Tür handelte. Die Größe, 
Dicke, die Eiſenbeſchläge zeigten das. Sie ſah, daß ſie heftig zuſchlug. 
Obs geſchah, weil eine Hemmvorrichtung etwa verſagte, iſt gleichgültig 
Die Klägerin mußte mit dem heftigen Zuſchlagen rechnen, denn ſie 
bemerkte es. 

Schon wer eine gewöhnliche Schließtür, die zuſchlägt, an der 
Kante anfaßt, handelt unvorſichtig, begibt ſich in Gefahr, er „klemmt“ 
ſich, wenn er nicht rechtzeitig los läßt oder ſie nicht aufhalten kann. 
Ob er dazu imſtande iſt, muß er ſich überlegen, wenn er die Kante 
anfaßt. Wenn er ſeine Kraft oder Geiſtesgegenwart überſchätzt, iſt's 
ſeine Schuld. Wer ſich in Gefahr begibt, hat die Folgen ſelbſt zu 
tragen. Es geht nicht an, daß man von andern Leuten, die man 
verantwortlich machen will, verlangt, ſie hätten ſich auf alle möglichen 
und unmöglichen Zufälligkeiten des Lebens einzurichten, ſelbſt aber ohne 
Ueberlegung glaubt vorgehen zu dürfen. Die Sorgfaltspflicht darf 
man nicht ungleichmäßig verteilen. Was man von andern verlangt, 
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muß man dem Beſchädigten auch felber zumuten, ſonſt kann der Verkehr 
nicht auskommen, das Verantwortlichkeitsgefühl ginge ſonſt verloren, 
und ohne ſolches iſt das Zuſammenleben der Menſchen unmöglich. 

Wer bei einem Eiſenbahnwagen ſeine Hand an die zuſchlagende 
ſchwete Abteiltür legt, iſt unvorſichtig und muß es ſelbſt tragen, wenn 
ſie anſchlägt und ſeine Hand dazwiſchen gerät und das mehr oder 
weniger böſe ausgeht. So iſt's bei jeder Tür, und gar mancher hat 
ſeine Unvorſichtigkeit ſchon mit einer kleinen Quetſchung gebüßt. 

Sieht man eine ſchwere Tür vor ſich, ſo muß man doppelt vor⸗ 
ſichtig ſein, die Gefahr und die Folgen ſind ſchwerer. 

Türen faßt man am Griff, der Klinke, an. Dazu ſind dieſe da. 
Man greift nicht an die gefährliche Zuſchlagſeite, nicht dahin, wo die 
Hand gequetſcht werden kann. 

Die Klägerin konnte auch erkennen, daß es ſich um eine Wind⸗ 
fangtür mit zwei ſchweren Türflügeln handelte. Wäre ſie mit dieſer 
neuzeitlichen Verkehrseinrichtung nicht genügend vertraut geweſen, fo 
lag für ſie aller Grund vor, die Tür mit beſonderer Vorſicht zu be⸗ 
nutzen. Das hat ſie in ſchuldhafter Weiſe unterlaſſen. Dabei kann 
dahingeſtellt bleiben, ob ſie den rechten oder linken Türflügel benutzt 
hat. Wenn ſie links ging und nach der rechten Tür übergriff, war 
ſie ganz beſonders unvorſichtig. Sie hat jedenfalls, wie ſie ſelbſt zu⸗ 
gegeben hat, den von dem Jungen geöffneten und zurückgeworfenen 
ſchweren Flügel, den ſie mit ziemlicher Wucht zurückſchlagen ſah, auf⸗ 
zuhalten verſucht. Sie hat ihre rechte Hand der zurückſchlagenden 
Tür blindlings entgegengehalten. Die Hand iſt hierbei an die Tür⸗ 
kante zu liegen gekommen und bei deren Anprallen an den Mittel» 
pfeiler ſind die beiden Finger gequetſcht worden. Die Tür hatte da, 
wo bei gewöhnlichen Schließtüren zum Anfaſſen die Klinke iſt, große 
ſichtbare Handgriffe. Dieſe mußte die Klägerin ſehen, daran mußte 
ſie faſſen. Gerade bei Pendeltüren ſind die Griffe dazu da, ſie an⸗ 
zufaſſen und aufzuhalten oder zu ſtoßen. Sie hat ſich durch ihr eigenes 
Verhalten in leichtfertiger Weiſe einer Gefahr ausgeſetzt, die ſie bei 
einiger Ueberlegung unbedingt erkennen mußte. Sie hat den Unfall 
ſelbſt verurſacht, weil ſie ſich ſchuldhaft allgemeinen, aber auch den be⸗ 
ſonderen Verkehrsverhältniſſem nicht angepaßt hat. 

Sie hat auch gleich nach dem Unfall ſelbſt das Gefühl gehabt, 
die Pendeltür unſachgemäß benutzt zu haben. Das ergibt ſich aus 
ihrer Aeußerung gegenüber dem Poſtdirektor Weber und dem Ober⸗ 
poſtſekretär Grimm, „ſie En fet N unvorſichtig geweſen, die Tür 
träfe keine Schuld“. 


1198 wt 


Zunächſt pflegt der Menſch von allem Unglück die Schuld bei 
andern, nicht bei ſich ſelbſt zu ſuchen. Zieht er von einem Unglück 
einmal ſeine eigne Schuld ab, hält ſich nicht für unſchuldig, ſo ſtimmt 
das in der Regel mit der Wirklichkeit überein. Zaghaftigkeit allein 
iſt's bei der Klägerin nicht geweſen, fie iſt gewandt genug, ſich zu ver⸗ 
teidigen und ſich nicht mit etwas zu belaſten, woran ſie gar nicht ſchuld 
war. Offenbar iſt ihr erſt ſpäter von ſelbſt oder anderswoher der 
Gedanke gekommen, es mit einer Haftpflichtklage zu verſuchen, weil bei 
ſolchen heutzutage oft etwas herausſpringt. 

Daß die Bremsvorrichtung am Unfalltage verſagt habe, iſt nicht 
erwieſen; ebenſowenig, daß die Poſtverwaltung als Vertreterin der 
Beklagten ihren mangelhaften Zuſtand ſchon vorher gekannt habe. Hier⸗ 
auf kommt's auch nicht an, da die Brems vorrichtung an den Türen 
fehlen konnte. Die Windfanganlage hätte auch dann den Verkehrs⸗ 
anforderungen durchaus entſprochen. Ueberall in Räumen mit vielem 
Verkehr, öffentlichen oder privaten, ſieht man ſogar Pendeltüren, die ſehr 
raſch ohne Bremsvorrichtung nach beiden Seiten ſchlagen, und Wind⸗ 
fangtüren, die ſchnell zuſchlagen, nicht langſam, wie gewöhnliche Türen 
mit Schloß und Klinke, die einen ſelbſttätigen Türſchließer haben. — 

Auch daraus, daß ein Gummiſtreifen gefehlt hat, den man vor⸗ 
her einmal angebracht hatte, kann die Klägerin nichts herleiten. Er 
ſollte nur das Geräuſch beim Zuſchlagen der Flügeltüren dämpfen. 
Selbſt wenn er noch am Pfeiler geweſen wäre, hätte er bei ſeiner 
geringen Stärke von nur einem Zentimeter auch nicht die Verletzung 
der Klägerin verhindert, die ſcharfe Kante der zurückſchlagenden Tür 
hätte die Finger doch auf einer Seite getroffen. 

Bei der Beklagten liegt alſo gar keine Schuld vor, ſie haftet nicht 
nach § 823 BGB. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 30. September 1913 3 U 126/18 


(nach Eiſenach). 


3) Sicherungsübereignung eines Warenlagers. Ueber- 
eignung von Erſatzſtücken durch Vertragsſchluß des 
Inhabers des Warenlagers mit ſich ſelbſt (§ 181 BGB.). 
Wie weit muß ein ſolcher Vertragsſchluß äußerlich 
erkennbar hervortreten? Wann muß der Ueber⸗ 
eignungswille vorhanden fein? 

Der Kläger ſchoß dem Kaufmann H. in den Jahren 1907 — 1909 
wiederholt größere Summen vor und leiſtete Bürgſchaft für ihn. 
Zur Sicherung ſeiner Forderungen ſchloß er am 7. November 1907 
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einen Vertrag mit H. dahin, daß er das geſamte Warenlager des 
H. käuflich erwarb und H. als Geſchäftsführer eingeſetzt wurde. 
Alle zu dem Lager neu hinzukommenden Beſtände ſollten gleichfalls 
in ſein Eigentum übergehen. Aus den Erträgniſſen des Geſchäfts 
ſollte er befriedigt werden, nach ſeiner vollſtändigen Befriedigung 
aber ſollte H. wieder Eigentümer des Warenlagers werden. Dieſer 
Vertrag von 1907 wurde durch einen weiteren Vertrag vom 1. April 
1909 ergänzt. Danach wurde das Eigentum des Klägers auf die 
in einem beſonderen höheren Teil des Ladens und im erſten Stock⸗ 
werk des Geſchäfts gelagerten Waren beſchränkt. H. erhielt das 
Recht, über die Waren im eigenen Namen zu verfügen, mußte aber 
für entnommene Waren Erſatzſtücke in das abgeſonderte Lager bringen, 
die mit Einbringen Eigentum des Klägers werden ſollten. Am 
7. Februar 1910 fiel H. in Konkurs. Der Kläger verlangte von 
dem beklagten Konkursverwalter Ausſonderung ſeiner Waren und 
drang mit ſeiner Klage in erſter Inſtanz durch. 

Die Berufung des Beklagten wurde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Es handelt ſich bei dem Vertrag der Parteien um eine Sicherungs⸗ 
übereignung. Wenn der erſte Richter von einem Sicherungskauf 
redet, ſo hat er dabei nicht an einen Kaufvertrag im techniſchen 
Sinne gedacht, ſondern nur die Bezeichnung gewählt, die für Geſchäfte 
dieſer Art gebräuchlich iſt. Damit erledigen ſich die Bedenken des 
Beklagten, daß ein Kauf nicht angenommen werden könne. Daß 
aber eine derartige Sicherungsübereignung nach dem BGB. zuläſſig 
iſt, hat der erſte Richter mit Recht angenommen. Allerdings kennt 
das BGB. keine hypothekariſche Pfandbeſtellung an beweglichen Sachen, 
und es kann nicht überſehen werden, daß der mit der Sicherungs— 
übereignung erzielte wirtſchaftliche Erfolg derſelbe iſt wie bei einer 
pfandrechtlichen Sicherſtellung. Es mag auch dahingeſtellt bleiben, 
ob nicht im Intereſſe eines geſicherten Rechtsverkehrs Geſchäfte wie 
Sicherungsübereignungen beſſer unterſagt werden ſollten. Jedenfalls 
folgt aus dem Satze, daß das Pfandrecht der Sicherung diene, keines⸗ 
wegs, daß ſich die Parteien zur Sicherung nur der Verpfändung bedienen 
dürften. Und es iſt infolgedeſſen mit Recht die Anſicht abgelehnt 
worden, daß die Sicherungsübereignung als Umgehung der Vorſchrift, 
daß beim Pfandrecht an beweglichen Sachen der Beſitz auf den 
Gläubiger übertragen werden müſſe, nichtig ſei. 

Iſt nun ſo die Rechtsgültigkeit der Sicherungsübereignung 
grundſätzlich anzunehmen, ſo muß doch in jedem Falle geprüft werden, 
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ob die Parteien wirklich die Abſicht einer Uebereignung gehabt haben. 
Daß etwa hier die Parteien nur an eine verſchleierte Pfandrechts⸗ 
beſtellung gedacht hätten, iſt nach der Ausſage des H. ausgeſchloſſen. 
An der Ernſtlichkeit der Uebereignungsabſicht kann aber auch nicht 
deshalb gezweifelt werden, weil der wirtſchaftliche Zweck für die 
Parteien nicht Eigentumserwerb, ſondern Sicherung war. Denn der 
wirtſchaftliche und der rechtliche Zweck einer Rechtshandlung brauchen 
ſich keineswegs immer zu decken, und der wirtſchaftliche Zweck der 
Sicherung ſollte ja gerade durch die Eigentumsübertragung erreicht 
werden. Auch aus dem Verfügungsrecht des H. über die übereigneten 
Sachen läßt ſich nichts Gegenteiliges ſchließen. Denn es iſt dem 
Reichsgericht durchaus beizuſtimmen, wenn es den Satz aufſtellt: 
„Die Erlangung der Befugnis über fremdes Eigentum im eigenen 
Namen und eigenem Intereſſe zu verfügen, iſt keineswegs gleich⸗ 
bedeutend mit der Erlangung des Eigentums“ (vgl. RG. 7. 38S. 
vom 15. März 1910 in der Sache Brinkmann / Schnack). 

Auch der weitere Einwand des Beklagten, die zu übereignenden 
Gegenſtände ſeien nicht genügend bezeichnet geweſen, iſt nicht ſtichhaltig. 
Denn da durch den Vertrag genau geſagt worden iſt, daß die in 
beſtimmten Lagerräumen des H. befindlichen Waren in ihrer Geſamt⸗ 
heit in das Eigentum des Klägers übergehen ſollten, ſo konnte es 
keinen Augenblick zweifelhaft ſein, welche Waren in Betracht kamen. 
Es muß mithin in dieſer Beſtimmung eine hinreichende Bezeichnung 
der Uebereignungsgegenſtände geſehen werden, wie denn eine Geſamt⸗ 
bezeichnung in ſolchem Falle ſehr wohl zuläſſig iſt, und keinesfalls 
erforderlich iſt, daß in Uebereignungsverträgen die fämtlichen Waren 
einzeln in Form eines Verzeichniſſes aufgeführt werden. 

Das Ausgeführte ergibt, daß der Kläger an den im Vertrag 
beſtimmten Waren Eigentum erworben hat ($ 930 BGB.). Er hat 
aber auch ferner Eigentum an den Erſatzſtücken, die H. nach Entnahme 
von Beſtänden in die dem Kläger vorbehaltenen Lagerräume brachte, 
erlangt. | 

Der erfte Richter ijt mit Recht davon ausgegangen, daß H. bei 
dem Unterbringen der Erſatzſtücke in die für die Waren des Klägers 
beſtimmten Lagerräume mit ſich ſelbſt abſchloß und Beſitz und Eigen⸗ 
tum auf den Kläger nach § 181 BGB. übertrug ). Man könnte 


1) Anm. des Herausgebers: vgl. dazu das Urteil des Reichsgerichts (JW. 1911, 
76221). Danach brauchte H., um das Eigentum an den Erſatzſtücken zu über⸗ 
tragen, nicht mehr mit ſich ſelbſt abzuſchließen. Die Abſicht der Parteien, Eigen⸗ 
tum zu übertragen, galt vielmehr von vornherein nicht nur für den vorhandenen 
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nun annehmen, es hätte fic) bet dieſer Uebereignung um eine Ueber⸗ 
gabe durch H. als Eigentümer an H. als Vertreter des Klägers ge⸗ 
handelt. Allein, daß es keine Uebergabe war, ergibt ſich aus der 
Tatſache, daß der Kläger nur den mittelbaren Beſitz nebſt dem Eigen⸗ 
tum erlangte, während H. den unmittelbaren Beſitz als Verwahrer 
behielt. So iſt es zutreffend, wenn der erſte Richter in dem Rechts⸗ 
vorgang eine vom Uebereignungswillen umfaßte Vereinbarung erblickt, 
wonach H. die Waren nur noch als Verwahrer für den Kläger be- 
figen wollte, eine Vereinbarung, die nach § 930 BGB. die Uebergabe erſetzt. 

Gegen die Gültigkeit dieſer Verträge, die H. mit ſich ſelbſt 
ſchloß, find aus § 181 BGB. keine Bedenken zu erheben, da H. 
damit nur die Verpflichtungen erfüllte, die er nach dem Vertrage vom 
1. April 1909 hatte. Von Wichtigkeit iſt aber noch, daß ſolche 
Vertragsſchlüſſe nur dann rechtsgültig ſind, wenn ihr Abſchluß irgend⸗ 
wie äußerlich wahrnehmbar hervorgetreten iſt. Dies Erfordernis der 
Erkennbarkeit iſt mit Recht übereinſtimmend von der Literatur und 
der Rechtſprechung aufgeſtellt worden (vgl. Mot. zum BGB. 3, 99; 
Staudinger, § 181 Anm. 7). 

Um nun die Frage zu beantworten, was unter der Erkennbarkeit 
zu verſtehen iſt, iſt es notwendig, ſich darüber klar zu werden, warum 
denn überhaupt die Erkennbarkeit ein Begriffsmerkmal rechtsgültigen 
Vertragſchließens mit ſich ſelbſt iſt. Man könnte den Grund mit 
dem Beklagten darin ſuchen, daß die Eigentumsverhältniſſe offenkundig 
ſein müßten. Aber wenn auch die Offenkundigkeit der oberſte Grundſatz 
im Grundſtücksverkehr iſt, ſo wird ſie doch nicht für die Rechte an 
beweglichen Sachen gefordert, wie ſich einwandfrei aus der Tatſache 
ergibt, daß das BGB. den Eigentumsvorbehalt an beweglichen 
Sachen kennt (§ 455 BGB.). Denn daß ein ſo bedeutungsvoller 
Grundſatz wie der der Offenfundigfeit jedes dinglichen Rechtes vom 
Geſetzgeber einfach ſtillſchweigend vorausgeſetzt worden ſein ſollte, daß 
§ 455 BGB. nur eine Ausnahme von ihm darſtellen würde, kann 
unter keinen Umſtänden angenommen werden. Beſtünde der Grund- 
ſatz, ſo würde allerdings die Auffaſſung des Beklagten, daß eine 
allgemeine Erkennbarkeit Vorausſetzung des Vertragsſchluſſes mit ſich 
ſelbſt ſei, richtig ſein. 

Das Erfordernis der Erkennbarkeit hat nun aber ſeinen Grund 
allein darin, daß der Vertragsſchluß mit ſich ſelbſt eine Willens⸗ 


Warenbeſtand, ſondern auch für die Erſatzwaren. H. brauchte daher nur der 
Vereinbarung gemäß die Erſatzwaren in die beſonderen Räume zu bringen, um 
das Eigentum des Klägers zu begründen. 
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erklärung iſt. Es gelten deshalb für ihn die gewöhnlichen Vor⸗ 
ſchriften, die für Willenderflärungen maßgebend find. Und namentlich 
gilt der allgemeine Satz, daß eine Willenserklärung eine an die 
Außenwelt getretene Tatſache ſein muß, daß rein innere Vorgänge 
(Gedanken) von der Rechtsordnung nicht ergriffen werden. Eine 
Willenserklärung iſt dann erkennbar, wenn fie von einem Dritten als 
ſolche erkannt werden kann. Wird ſie an dieſen gerichtet, ſo iſt nichts 
weiteres zu bemerken. Richtet ſie jemand an ſich ſelbſt, ſo gewinnt 
dieſer Satz erhöhte Bedeutung. Und es erhellt, daß es zweifellos zu 
allgemein iſt, wenn der erſte Richter ſagt, daß die Willenserklärung 
irgendwie durch äußere Tatſachen an den Tag gelegt werden müſſe. 
Denn nicht jede äußere Tatſache genügt, um die Willenserklärung 
erkennbar zu machen, äußere Tatſachen genügen dann nicht, wenn 
ſie nur von dem Vertragsſchließenden ſelbſt in ihrer Bedeutung erkannt 
werden können. Ein laut geführtes Selbſtgeſpräch würde alſo z. B. 
nicht hinreichen, um die Erkennbarkeit der Willenserklärung zu be⸗ 
gründen. So iſt es in dieſem Umfang auch richtig, wenn der Be⸗ 
klagte unter Berufung auf SeuffA. 37 Nr. 19 ausführt, daß Hand⸗ 
lungen nicht hinreichen können, die den Beſitzmittler noch gar nicht 
binden. Aber damit iſt überhaupt nichts Neues geſagt. Denn da 
Handlungen nur bindend ſind, wenn ſie erkennbar ſind, ſo iſt klar, 
daß nicht erkennbare Handlungen auch nicht bindend ſind, und daß 
die nicht bindenden äußeren Tatbeſtände eben nur und deshalb nicht 
binden, weil ſie nicht erkennbar ſind. In Wahrheit ſagt die Behauptung 
des Beklagten nur wieder, daß eine nicht erkennbare Willenserklärung 
nicht bindend iſt, führt alſo ſelbſt nicht weiter. 

Das Ausgeführte ergibt, daß die Willenserklärung beim Vertrags⸗ 
ſchluſſe mit ſich ſelbſt wie jede andere Willenserklärung äußerlich er⸗ 
kennbar ſein muß. Sie muß alſo als ſolche ihrer Bedeutung nach 
wahrgenommen werden können. Daß nicht jedermann ſie in dieſer 
ihrer Bedeutung verſtehen zu müſſen braucht, liegt auf der Hand. 
Denn es wäre überhaupt keine äußere Kundgebung eines Willens 
denkbar, die dieſem Erfordernis entſprechen könnte. Daraus ergibt 
ſich, daß die Erkennbarkeit gegeben iſt, wenn auch nur eine andere 
Perſon in der Lage iſt, die abgegebene Willenserklärung als ſolche 
zu erkennen, das heißt zu erkennen in ihrer rechtlichen Bedeutung 
als Willenserklärung. Es braucht dies natürlich nicht etwa nur der 
Vertretene zu ſein, es kann dies auch ein beliebiger anderer fein, 
deſſen Wahrnehmungen allerdings ſtets auch für den Vertretenen die 
Erkennbarkeit begründet. 


Wie nun im einzelnen die Willenserklärung geftaltet fein muß, 
darüber können allgemeine Sätze nicht aufgeſtellt werden, das hat 
ſich vielmehr von Fall zu Fall zu entſcheiden. So kann es z. B. 
nicht hinreichen, wenn ein Bankier einen Tauſendmarkſchein in einen 
Umſchlag ſteckt, um im Wege des Vertragsſchluſſes mit ſich ſelbſt 
Eigentum auf einen anderen zu übertragen. Denn ſetzt man ten 
Fall, daß der Bankier wegfällt, fo kann der andere an keinem 
Merkmal erkennen, daß der Tauſendmarkſchein ihm gehören ſoll, da 
es doch eben in einem Bankgeſchäft vielfach vorkommt, daß Geldpapier 
in dieſer Art aufgehoben wird. Im vorliegenden Falle dagegen iſt 
Erkennbarkeit zweifellos gegeben. Denn zum mindeſten dem Kläger 
war bekannt, daß alle in den abgetrennten Lagerräumen ſich befindenden 
Waren ihm gehörten. Zum mindeſten der Kläger war in der Lage, 
die Handlung des H., daß er Erſatzſtücke einbrachte, in ihrer rechtlichen 
Bedeutung zu erkennen. Und man braucht auch nur hier den Fall zu 
nehmen, H. fiele fort, um zu erkennen, daß irgend eine Unerkenn⸗ 
barkeit der tatſächlichen Rechtsverhältniſſe dadurch nicht gegeben wäre. 

Hiernach hat der Kläger in der Tat Eigentum an den eingebrachten 
Erſatzſtücken mit dem Augenblick des Einbringens erlangt, ſofern die 
ſonſtigen Vorausſetzungen der Uebereignung gegeben waren. Hier 
ſetzt nun der weitere Einwand des Beklagten ein, daß Eigentum 
deshalb nicht erworben worden ſei, weil es H. an dem nötigen Ueber⸗ 
eignungswillen gefehlt habe. Der Beklagte ſtützt fich auf die Ausſage 
des H., der angegeben hat, er habe bei dem Hereinſchaffen der Erſatz⸗ 
ſtücke nicht an den mit dem Kläger abgeſchloſſenen Vertrag gedacht. 
Allein H. hat weiter ausgeſagt, er habe beim Empfang der Waren 
ſich geſagt, er müſſe ſie, um das Lager des Klägers zu ergänzen, in 
die betreffenden Räume hineintragen, er ſei ſich auch ſtets bewußt 
geweſen, daß die abgeſonderten Waren dem Kläger gehörten. Damit 
iſt in der Tat ein hinreichender Uebereignungswille vorhanden geweſen. 
Die Uebereignung begann in dem Zeitpunkt, in dem die Waren bei 
H. ankamen und ausgepackt wurden, ſie beſtand in dem Einbringen 
der Gegenſtände in die abgeſonderten Räume und war mit dem 
Einbringen vollendet. Beim Beginn der Uebereignung hat H. nun 
offenbar den Uebereignungswillen gehabt. Denn er hat ja die Waren 
eingebracht in der Abſicht, den Warenbeſtand des Klägers zu ergänzen. 
Wenn er im weiteren Verlaufe der Uebereignung nicht mehr an 
ſeinen Vertrag mit dem Kläger gedacht hat, ſo iſt das ganz ſelbſt⸗ 
verſtändlich, aber auch nicht erforderlich. Denn ſeine Gedanken waren 
vollauf beſchäftigt mit dem Einräumen der Waren uſw. Ein der⸗ 
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artig fortdauernder Uebereignungswille wird ſich übrigens auch faſt 
bei keiner Uebereignung des täglichen Lebens nachweiſen laſſen, und 
es würde ſomit der Verkehrsſitte nicht entſprechen, einen ſolchen zu 
verlangen. Der allgemeine Geſchäftswille war vorhanden und das 
muß genügen, damit die Uebereignung Rechtswirkſamkeit hat. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 2. November 1910 3 U 159/10 
(nach Altenburg). 


4) Bei kombinierten Zeichen haben die Gerichte über 
den Freizeicheneinwand zu entſcheiden. Begriff 
des Freizeichens. Entſtehung eines Freizeichens. 
Der Kläger hat ſich auf Anmeldung vom 3. September 1892 
ein Warenzeichen zum Muſterregiſter eintragen laſſen, das nach Erlaß 
des Warenzeichengeſetzes vom 12. Mai 1894 auf Anmeldung vom 
1. November 1894 in die Zeichenrolle des Patentamts unter Nr. 2460 
eingetragen worden iſt. Es zeigt die Silhouette eines Jünglings, 
der an einem Tiſche mit einem Vogelbauer (Sägarbeit) Laubſäge⸗ 
arbeiten fertigt und links oben in der Ecke den mit einem Stern um⸗ 
rahmten Buchſtaben B. Die Waren, für die das Zeichen beſtimmt iſt, 
ſind neben hier nicht in Betracht kommenden Schränken und Kaſten 
mit Laubſägewerkzeugen, Kartons mit ſolchen, d. h. Pappkarten, auf 
denen Laubſägeartikel befeſtigt ſind. Durch den Eintrag hat er zu⸗ 
nächſt die Schutz⸗rechte des Warenzeichengeſetzes vom 12. Mai 1894 
erlangt. Nach § 12 ſteht ihm alſo ausſchließlich das Recht zu, Laubſäge⸗ 
karten oder deren Verpackung oder Umhüllung mit dem Warenzeichen 
zu verſehen, die ſo bezeichneten Waren in Verkehr zu bringen, ſo⸗ 
wie auf Ankündigungen, Preisliſten, Geſchäftsbriefen, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen das Zeichen anzubringen. Der Beklagte 
verwendet, wie noch auszuführen iſt, auf ſeinen Laubſägekarten drei 
zum Verwechſeln ähnliche Zeichen und nimmt im Prozeß das Recht 
für ſich in Anſpruch, dieſe drei Zeichen als Freizeichen zu benutzen. Hat 
der Beklagte bisher auch nur dadurch in die Rechte des Klägers einge⸗ 
griffen, daß er Laubſägekarten mit den angeblichen Freizeichen ver⸗ 
ſehen und ſo bezeichnet in den Verkehr gebracht hat, ſo rechtfertigt 
ſeine Haltung doch die Beſorgnis, daß er künftighin die angeblichen 
Freizeichen auch auf Ankündigungen oder dergl. benutzt. Wegen dieſer 
Beſorgnis iſt die Klage auf Abwehr von Rechtsverletzungen im vollen 
Umfange zuzulaſſen. | 

Das Warenzeichen des Klägers ift ein kombiniertes Zeichen. 
Er beſteht einmal aus dem am Tiſche laubſägenden Knaben und aus 
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dem mit einem Stern umrahmten Buchſtaben. Der Beklagte ſpricht 
ihm die ſchützende Kraft ab, weil der laubſägende Knabe ein Frei⸗ 
zeichen für Laubſägekarten ſei. Das Landgericht ſchließt dieſen Ein⸗ 
wand als im Prozeß unzuläſſig aus, weil allein das Patentamt darüber 
zu entſcheiden habe, ob ein eingetragenes Zeichen ein Freizeichen ſei. 
Das Gleiche gelte für eingetragene kombinierte Zeichen, in denen das 
angebliche Freizeichen der das Geſamtbild beherrſchende Beſtandteil 
ſei. Indem das Patentamt dieſes kombinierte Zeichen nach Prüfung 
eingetragen habe, habe es — bindend für die Gerichte — entſchieden, 
daß der beherrſchende Beſtandteil kein Freizeichen ſei. 

Dieſer Auffaſſung kann ſich der Senat nicht anſchließen. Das 
Patentamt prüft die Eintragungsfähigkeit eines Zeichens, und zwar 
endgültig. Ein Zeichen iſt nicht eintragungsfähig, wenn es ein Frei⸗ 
zeichen iſt. Galt ein Zeichen als Freizeichen, ſpricht das Patentamt 
ihm aber die Freizeichennatur ab, ſo erwirbt der Eingetragene ein 
ausſchließliches Recht zur Benutzung, jedoch mit der Einſchränkung, 
daß wegen der mangelnden objektiven Eintragsfähigkeit des Zeichens 
das Patentamt die Eintragung zu löſchen hat und daß im Falle der 
Löſchung für die Zeit, ſeit der der Rechtsgrund der Löſchung vorlag, 
Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht werden können 
(88 4, 8 Abſ. 2 Ziff. 2, 12 Abſ. 2 WEG). Den Intereſſenten iſt 
kein Recht gegeben, eine richterliche Entſcheidung über die Freizeichen⸗ 
natur des eingetragenen Zeichens herbeizuführen, ſie können nur durch 
Anträge die Löſchung beim Patentamt anregen. Es iſt verkehrt, hier⸗ 
gegen mit den Motiven des aufgegebenen Markenſchutzgeſetzes vom 
30. November 1874 anzukämpfen. Das Geſetz von 1874 ließ die 
Ablehnung eines Zeichens wegen deſſen Freizeichennatur nicht zu; das 
Regiſtergericht durfte in eine Prüfung dieſer Frage nicht eintreten. 
Das Geſetz von 1894 wollte gerade hierin Wandel ſchaffen. Seine 
Motive ſtehen auf dem hier vertretenen Standpunkt. 

Nun fragt es ſich, wie es ſich damit bei kombinierten Zeichen 
verhält, bei denen der eine Beſtandteil ein Freizeichen iſt oder ſein 
ſoll. Das materielle Recht iſt klar: die Verbindung eines Freizeichens 
mit einem von einem Stern umrahmten Buchſtaben iſt dann, jedoch 
anch nur dann eintragsfähig, wenn das Ganze einen eigenartigen 
Geſamteindruck hervorruft. Das hat das Patentamt zu prüfen. Trägt 
es das Zeichen ein, ſo liegen zwei Möglichkeiten vor: entweder es hat 
dem — angeblichen oder wirklichen — Freizeichen die Freizeichennatur 
.abgejprochen oder es rechnet mit einem neuen eigenartigen Geſamt⸗ 
bild, das mit dem Freizeichen⸗Beſtandteil nicht zu verwechſeln iſt. 
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Ob es das eine oder andere getan hat, läßt ſich vielleicht im vor⸗ 
liegenden Falle, nicht aber mit Sicherheit in Grenzfällen entſcheiden. 
Deshalb läßt ſich aus der Eintragungsfähigkeit des eingetragenen 
kombinierten Zeichens nichts nach der Richtung ableiten, ob ent⸗ 
ſchieden fei, der Freizeichenbeſtandteil fei ein Freizeichen oder keins 
(vgl. RGStr. 44, 192). Weil allgemein nicht feſtzuſtellen iſt, daß das 
Patentamt über die Eintragungsfähigkeit des Freizeichens entſchieden 
bat, kommt eine endgültige Entſcheidung des Patentamt? nicht in 
Betracht, und die Gerichte haben bei eingetragenen kombinierten Waren⸗ 
zeichen über den Freizeicheneinwand im Unterlaſſungsprozeß gegen den 
Störer zu befinden. 

Den Beweis dafür, daß das Bild des laubſägenden Knaben ein 
Freizeichen ſei, hat der Beklagte zu führen. Da ſich nach der An⸗ 
meldung eines dann eingetragenen Warenzeichens ein Freizeichen nicht 
entwickeln, auch nicht fortentwickeln kann, muß der Beklagte beweiſen, 
daß die Entwickelung zum Freizeichen am 3. September 1892 abge⸗ 
ſchloſſen war. Dieſen Beweis hat er nicht erbracht. Freizeichen ſind 
an ſich ſchutzfähige Zeichen, die infolge allgemeinen Gebrauchs im 
Verkehr keine Unterſcheidungskraſt haben, die alſo nicht den Zweck 
haben, die Waren eines beſtimmten Gewerbetreibenden von denen eines 
andern zu unterſcheiden, ſondern die entweder gar keinen Zweck und 
gar keine erſichtliche Bedeutung oder nur die Beſtimmung haben, eine 
ganze Warengattung, Qualität, Größenverhältniſſe, Herkunftsort für 
alle Herſteller der Waren und deren Abnehmer zu bezeichnen (ſo zu⸗ 
treffend die Motive zum Geſetz von 1874). 

Nach Lage der Sache kann hier nur in Betracht kommen, daß 
das Zeichen die Beſtimmung hatte, Laubſägeartikel allgemein oder 
ſolche aus der weſtfäliſchen und ſchmalkaldiſchen Eiſeninduſtrie zu be⸗ 
zeichnen. Angenommen Weſtfalen und der Kreis Schmalkalden bildeten 
den Sitz der mit der Herſtellung von Laubſägeartikeln ibefaßten In⸗ 
duſtrie, ſo würde eine verhältnismäßig umfangreiche Benutzung in 
dieſen örtlich begrenzten Bezirken zur Bildung der Freizeichen⸗Eigen⸗ 
ſchaft ausreichen. Schon der Umfang der Benutzung iſt nicht groß. 
In Weſtfalen hat der Kläger ſeit 1887 oder 1888 das ſpäter von 
ihm angemeldete Zeichen benutzt, möglicherweiſe früher ſchon in einer 
etwas veränderten Geſtalt. Zugunſten des Beklagten mag ange⸗ 
nommen werden, daß außerdem zwei oder drei weitere Induſtrie⸗ 
elle das Bild eines laubſägenden Knaben zu derſelben Zeit wie der 
Kläger auf Laubſägekarten geführt haben. Für den Kreis Schmal⸗ 
kalden iſt nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, wann und in welchem 
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Umfange das fragliche Zeichen für die Aufmachung von Laubſäge⸗ 
artikeln benutzt worden iſt. Der Buchbinder H. iſt jedenfalls derjenige, 
der hier die Idee ausgegeben hat, jedenfalls vor 1889, wahrſcheinlich 
1886. Seine Abſicht war urſprünglich, den leeren Raum auf der 
Karte geſchmackvoll auszufüllen. Es haben dann im Jahre 1886 
und in den folgenden Jahren verſchiedene Schmalkaldener Fabrikanten 
das Bild von H. bezogen und als gewerbliches Zeichen benutzt. Der 
Gedanke liegt nahe, daß einer dem andern die Sache nachgemacht 
hat. Einen Sonderbeſitz an dem Zeichen nahm erklärlicherweiſe 
kein Schmalkaldener Fabrikant für ſich in Anſpruch. Denn da der 
Buchbinder das Bild jedem zur Verfügung ſtellte, der es haben wollte, 
konnte Niemand leicht auf den Gedanken kommen, das Zeichen gelte 
beim Publikum oder Detailliſten vorwiegend als Kennzeichen gerade 
ſeiner Waren. In den Jahren 1890 bis 1892 verſorgte H. fünf 
Firmen mit dem Bilde, vielleicht noch einige mehr. Es mag zugunſten 
des Beklagten angenommen werden, daß auch ein oder der andere 
Buchbinder noch dieſe oder jene Firma mit gleichen Bildern bediente, 
es liegt nichts dafür vor, daß ſchließlich am 5. September 1892 
mehr als etwa 8 Induſtrielle im Kreiſe Schmalkalden das Zeichen 
benutzten. 

Der Kläger brachte eine große Menge Laubſägeartikel auf den 
Markt. Die Laubſägeartikel⸗Induſtrie Schmakaldens iſt dagegen eine 
kleine mit nur beſchränktem Abſatzgebiet. Danach iſt der Kreis der 
Detailliſten und Gebraucher zu bemeſſen, die das Bild auf dem Laub⸗ 
ſägekaſten ſehen. Um die Entwickelung zum Freizeichen herbeizuführen. 
iſt ein gewiſſer Zeitraum erforderlich. Wie groß dieſer ſein muß, läßt 
ſich allgemein nicht ſagen. Ein künſtleriſch bedeutendes Bild, ein in 
den Gedankengang der jeweiligen Zeit einſchlagendes Bild wird ſich 
raſch durchſetzen. Bei Maſſenartikeln, bei Modewaren genügt eine 
verhältnismäßig kurze Zeit. Dazu gehört weder das Bild mit dem 
laubſägenden Knaben noch die Laubſäge, die erfahrungsgemäß in der 
Hauptſache als Weihnachtsgeſchenkartikel vom Publikum gekauft wird. 
Bei dieſer Sachlage reicht eine Benutzungszeit von rund 6 Jahren 
(1886 bis zum 3. September 1892) für die Entwickelung zum Frei⸗ 
zeichen nicht aus. Dazu iſt ſie viel zu kurz. 

Mit dieſer Beurteilung ſteht im Einklang, daß R. ſich nicht auf 
die Freizeichennatur berief, als der Kläger nach dem Eintrag ſeines 
Warenzeichens ihm die Benutzung ſeines Zeichens unterſagte. Und 
auch H. erhob dieſen Einwand nicht, als der Kläger in einer Annonce 
der Schmalkaldener Zeitung vor Eingreifen in ſein Schutzrecht warnte. 
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Unterſtützend kommt hinzu, daß das Bild des laubſägenden Knaben 
in der gewiß nicht vollzähligen, aber immerhin doch für die Erkennt⸗ 
nis der Frage wichtigen Liſte der Freizeichen nicht aufgenommen iſt, 
die das Patentamt führt und im Warenzeichenblatt veröffentlicht (Kent, 
Warenzeichengeſetz § 107). 

So bedarf es keines Eingehens auf die weitere Streitfrage, ob 
der Mitgebrauch des Bildes ein freier war, oder ob ihm nicht ein 
Sonderrecht des Klägers entgegenſtand. 


(Es wird dann ausgeführt, daß die Gefahr der Verwechslung 
beftebt.) | 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 29. April 1913, 3 U 105/12 
(nach Meiningen). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


1. Begriff des gewöhnlichen Leichenbegängniſſes (89 
des Vereinsgeſetze?). 

Die Ausführungen des Landgerichts, daß das Leichenbegängnis 
vom 6. November 1911 ein gewöhnliches geweſen ſei, ſind frei von 
Rechtsirrtum. Damit ein Leichenbegängnis ein gewöhnliches ſei, iſt 
nicht erforderlich, daß es ſich in allen Einzelheiten genau in den her⸗ 
gebrachten Formen halte. Daß alſo bei dem Leichenbegängnis am 
6. November 1911 Erwachſene ſtatt der Schulkinder geſungen haben 
und daß ſtatt der Ortskapelle das Bläſerkorps der Methodiſtengemeinde 
Choräle geblaſen hat, macht es, wie das Landgericht mit Recht an⸗ 
nimmt, noch nicht zu einem ungewöhnlichen. Wie das Vereinsgeſetz 
die Grenze zwiſchen gewöhnlichen und ungewöhnlichen Leichenbegäng⸗ 
niſſen zieht, erkennt man, wenn man ſich Grund und Zweck der Be⸗ 
ſtimmungen in §§ 7, 9 BerG. klarmacht. § 7 ſchreibt für Aufzüge 
auf öffentlichen Straßen oder Plätzen eine Genehmigung vor, weil ſie 
leicht zu Störungen der öffentlichen Ordnung führen können (vgl. auch 
ThürBl. 58, 226). Das trifft aber auf die gewöhnlichen Leichenbe⸗ 
gängniſſe nicht zu, deshalb find fie nach § 9 von der Genehmigung 
befreit. Gewöhnlich find alſo die Leichenbegängniſſe, die fic in ſolchen 
Grenzen halten, daß ſie weiter kein Aufſehen machen, den Ortsbe⸗ 
wohnern nicht als etwas Beſonderes auffallen. Ungewöhnlich ſind 
dagegen die Leichenbegängniſſe, die in ihren Formen ſo vom Herge⸗ 
brachten abweichen, daß ſie Aufſehen erregen und ſo die Möglichkeit 
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einer Gefährdung der öffentlichen Ordnung mit fih bringen. Zu den 
ungewöhnlichen Leichenbegängniſſen zählen vor allem auch die, bei 
denen weitergehende Zwecke als die der üblichen Leichenbeſtattung ver⸗ 
folgt werden (vgl. Stier⸗Somlo, VerG, S. 148 ff.; Delius, 
Das öffentliche Vereins- und Verſammlungsrecht (5) S. 328 ff.; 
KGS. 12, 238; 13, 370; 17, 427; 19, 303; 21 C 98; 37 C0 51; 
38 C 38; preuß. OVG. 31, 418). Von dieſen Grundſätzen iſt 
das Landgericht ausgegangen. 


Urteil des 1. Strafſenats vom 22. April 1913, 8 36/13 (nach Gera). 


2. Hat die Staatsanwaltſchaft das Beſchwerderecht, 
wenn das Landgericht wegen anderer rechtlicher Bee 
urteilung der Tat die Ueberweiſung für unzuläſſig 
hält und erklärt, das Hauptverfahren mangels 
einer dem § 198 Abſ. 2 StPO. entſprechenden An⸗ 
klageſchrift nicht eröffnen zu können? 


Die Staatsanwaltſchaft hat den Angeſchuldigten wegen Unter⸗ 
ſchlagung angeklagt und mit einer dem § 198 Abſ. 2 StPO. ent⸗ 
ſprechenden Anklageſchrift die Eröffnung des Hauptverfahrens und die 
Ueberweiſung an das Herzogliche Schöffengericht zu Tenneberg bean⸗ 
tragt. In den Beſchlüſſen vom 7. und 11. Juni 1913 hat das 
Landgericht zum Ausdruck gebracht, daß es die Straftat nicht als 
Unterſchlagung, ſondern als Untreue anſehe, daß dieſes Vergehen vor 
die Strafkammer gehöre und daß es deshalb die Anklage in ihrer 
jetzigen Form abweiſe. Das bedeutet keine endgültige Ablehnung der 
Eröffnung des Hauptverfahrens, ſondern die Ablehnung des Antrags, 
die Sache an das Schöffengericht zu verweiſen, und die Erklärung. 
daß deswegen auf Grund der dem § 198 Abſ. 1 StPO. nicht ent⸗ 
ſprechenden Anklageſchrift das Hauptverfahren nicht eröffnet werden 
könne. Das Landgericht hat ſich alſo die Beſchlußfaſſung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens vorbehalten, bis die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft eine dem § 198 Abſ. 1 StPO. entſprechende Anklageſchrift ein⸗ 
gereicht hat. | 


Da ſomit kein Beſchluß vorliegt, durch den im Sinne des § 209 
Abſ. 2 StPO. die Eröffnung des Hauptverfahrens abgelehnt wird, 
iſt die ſofortige Beſchwerde nicht gegeben. Es fehlt aber auch die 
Vorausſetzung für eine einfache Beſchwerde, wobei dahingeſtellt bleiben 
kann, in welchem Umfange der Staatsanwaltſchaft das Recht der ein⸗ 
fachen Beſchwerde im Eröffnungsverfahren überhaupt zuſteht. Daß 
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eine dem § 198 Abſ. 1 StPO. entſprechende Anklageſchrift nicht vor⸗ 
liegt, aber erforderlich iſt, wenn die Straftat als Untreue aufgefaßt 
wird und deshalb vor die Strafkammer gehört, bezweifelt die Staats⸗ 
anwaltſchaft nicht. Ihr Angriff richtet ſich daher nur gegen die recht⸗ 
liche Beurteilung der Tat durch das Landgericht. Darin iſt aber das 
Landgericht nicht an die Anträge der Staatsanwaltſchaft gebunden 
( 204 StPO.), ihr ſteht alſo dagegen keine Beſchwerde zu, wenn 
nicht damit die Verweiſung der Sache an ein Gericht niederer Ordnung 
verbunden iſt (§ 209 Abi. 2 StPO.). Da die notwendige Folge der 
vom Landgericht ausgeſprochenen Beurteilung der Tat die ausſchließ⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Strafkammer iſt, bietet alſo die Stellungnahme 
des Landgerichts der Staatsanwaltſchaft keinen Angriffspunkt und iſt 
ihrer Beſchwerde ebenſo entzogen, als wenn das Landgericht die Ueber⸗ 
weiſung an das Schöffengericht auf Grund des ihm nach § 75 GBS. 
zuſtehenden freien Ermeſſens abgelehnt hätte. (§ 75 Abi. 2 GWG.) 

2. Strafſ. Beſchluß vom 26. Juni 1913, 4 W 88, 13 (nach 
Gotha). 


3. Die Tatſache, daß ein Saiſonaus verkauf ſtattfindet, 
muß ſich aus der Ankündigung ſelbſtergeben, wenn 
es auch nicht notwendig iſt, daß geradezu das Wort 
Saiſonaus verkauf gebraucht wird. (§ 9 Abſ. 2 Reichs- 
geſetz vom 7. Juni 1909.) 

Die Reviſion macht geltend Verletzung des § 9 Abſ. 2 des Reichs⸗ 
geſetzes vom 7. Juni 1909. Es ſei nicht nötig, daß der Ausverkauf 
in der Ankündigung ſelbſt als Saiſonausverkauf bezeichnet werde, es 
müſſe genügen, daß die Ankündigung ſich nach den ganzen Umſtänden 
des Falls für jeden Vernünftigen nur als Ankündigung eines Saiſon⸗ 
ausverkaufs auslegen laſſe. Das ſei hier der Fall geweſen. Einmal 
ſeien in dem Schaufenſter nur Winterſportartikel ausgeſtellt geweſen, 
ferner habe der Ausverkauf in den letzten Tagen des Januar ſtatt⸗ 
gefunden, alſo am Ende der Winterſaiſon. 

Die Ausführungen der Reviſion ſind nicht ſtichhaltig. Es heißt 
ausdrücklich im § 9 Abſ. 2, daß der Saiſonausverkauf in der An⸗ 
kündigung als ſolcher zu bezeichnen iſt. Der Wortlaut iſt klar. Es 
mag zugegeben werden, daß das Wort Saiſonausverkauf nicht gerade 
als ſolches gewählt zu ſein braucht, ſondern durch ähnliche Ausdrücke, 
wie Winterausverkauf, die keinen Zweifel verurſachen, erſetzt werden 
kann. (Vgl. Roſenthal⸗Wehner, Unlauterer Wettbewerb, (3) 
§ 9 Anm. 34.) Jedenfalls muß ſich aber die Tatſache, daß es ſich 
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um einen Saiſonausverkauf handelt, aus dem Wortlaut der An⸗ 
kündigung ſelbſt ergeben, und es kann nicht als angängig erſcheinen. 
den Sinn der Ankündigung aus den außerhalb ihrer ſelbſt liegenden 
tatſächlichen Umſtänden des Falles entnehmen zu wollen. Im übrigen 
würden aber, ſelbſt wenn man ſich den rechtlichen Ausführungen der 
Reviſion anſchließen wollte, die tatſächlichen Verhältniſſe hier ſo liegen, 
daß eine Auslegung in der von der Reviſion angeregten Weiſe un⸗ 
möglich erſcheint. Denn wenn auch in dem Schaufenſter nur Winter⸗ 
ſportartikel ausgeſtellt waren, ſo beweiſt das nichts dafür, daß im 
Laden ſelbſt nur Winterſportartikel zum Ausverkauf ſtanden. Ferner 
fand der Ausverkauf Ende Januar ſtatt, alſo nicht etwa am Ende 
der Winterſaiſon, vielmehr zu einer Zeit, zu welcher die Winterſaiſon 
erſt eigentlich auf ihrem erſten Höhepunkt angelangt iſt. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 11. Juli 1913, 8 61/13 (nach 
Weimar). 


4. Reine Bereindtänze unterliegen nicht der Genehmi— 
gung nach §7 der Altenburger Höchſten Verordnung 
vom 9. November 1868 über die öffentlichen Ver— 
gnügen. — Ob ein Täter fahrläſſig handelt, iſt 
nach ſeinen beſonderen Eigenſchaften und Fähig— 
keiten zu beſtimmen, nicht allgemein nach der im 
Verkehr erwarteten Sorgfalt. 

Der Kaninchenzüchterverein von Z. und Umgegend feierte am 
20. April 1913 im Gaſthofe von Z. fein Stiftungsfeſt mit Konzert 
und Ball. Das Herzogliche Landratsamt in Altenburg hatte dazu 
die Erlaubnis erteilt, dabei aber unter anderem die Bedingung geſtellt, 
daß am Tanze nur die Mitglieder des Vereins teilnehmen dürften, 
die in dem eingereichten Verzeichnis ſtünden. Zu der Feſtlichkeit und 
zum Tanze wurden nun aber auch Perſonen zugelaſſen, die noch nicht 
Mitglieder waren. Der Verein hatte nämlich, um die Mitgliederzahl 
zu heben, beſchloſſen, daß am Stiftungsfeſt jeder gegen Zahlung von 
75 Pfg. (50 Pfg. Beitrittsgeld, 25 Pfg. Beitrag für April) dem Verein 
beitreten könnte. Wer beitrat, ſollte ſofort eine Mitgliedskarte er⸗ 
halten, über die endgültige Aufnahme ſollte erſt in einer ſpäteren 
Generalverſammlung entſchieden werden. Etwa 25 Perſonen wurden 
ſo gegen Zahlung von 75 Pfg. zugelaſſen. 

Das Landgericht hat den Vorſtand des Vereins freigeſprochen, 
der angeklagt war, die vom Landratsamt vorgeſchriebenen Bedingungen 
nicht eingehalten und damit die 88 7, 13 der Höchſten Verordnung 
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vom 9. November 1868 über, die öffentlichen Vergnügungen über⸗ 
treten zu haben. Es entſcheidet nicht, ob die Beitretenden gleich 
Mitglieder geworden ſeien, und führt aus, der Angeklagte habe ſie 
für Mitglieder gehalten, ſein Irrtum betreffe keinen Strafrechtsſatz und 
ſei nicht durch Fahrläſſigkeit veranlaßt. 

Die Ausführungen des Landgerichts ſind inſoweit nicht ganz 
ſchlüſſig, als es gegenüber der vom Landrat geſtellten Bedingung 
nicht genügen konnte, daß der Angeklagte die Neueintretenden für 
Mitglieder gehalten hat. Denn nach der Bedingung des Landrats 
durften ja nur ſolche Mitglieder teilnehmen, die im eingereichten Ver⸗ 
zeichnis ſtanden. Und das traf auf die Neueintretenden jedenfalls nicht 
zu. Trotzdem iſt die Freiſprechung aufrecht zu erhalten. 

Es ift davon auszugehen, ob der Tanz eine reine Vereinsver⸗ 
anſtaltung oder ein öffentlicher Tanz war. Zu reinen Vereinstänzen 
bedarf es keiner Genehmigung (§ 1 BG., vgl. Thür Bl. 59, 294), und 
der Angeklagte würde nicht ſtrafbar ſein, wenn er die Bedingungen 
der trotzdem eingeholten Exlaubnis nicht eingehalten hätte. Die 88 2, 
Za der Verordnung vom 9. November 1868 ſchreiben eine polizeiliche 
Erlaubnis für geſchloſſene Geſellſchaften nur dann vor, wenn ſie nicht 
in eigenen oder dauernd gemieteten Räumen tanzen, ſie bringen alſo 
keine allgemeine Einſchränkung der Vereindfreiheit, ſondern nur eine 
örtliche Einſchränkung. Da aber dem Kaninchenzüchterverein kein 
eigener Raum zur Abhaltung von Vergnügungen zur Verfügung ſteht, 
bedeutet die örtliche Einſchränkung für ihn tatſächlich eine Einſchränkung 
der Vereinsfreiheit ſelbſt und bindet ihn nicht (vgl. auch hierüber die 
näheren Ausführungen im Urteil des Senats vom 9. Oktober 1912, 
ThürBl. 59, 294ff.). 

Das Landgericht ſagt, der Tanz ſei keine Vereinsveranſtaltung 
geweſen, da er außerhalb des Vereinszwecks gelegen habe. Damit faßt 
es den Vereinszweck zu eng auf, alle ſolche Vereine wie der Kaninchen⸗ 
züchterverein bezwecken auch eine gewiſſe Geſelligkeit unter den Vereins⸗ 
mitgliedern, die namentlich auch bei der Feier des Stiftungsfeſtes 
gepflegt wird. Eine reine Vereinsveranſtaltung iſt ein Tanz, der auf 
die Vereinsmitglieder und deren Angehörige (einzelne Gäſte und be⸗ 
ſonders eingeladene Gönner inbegriffen) beſchränkt bleibt. Das iſt 
nun hier nicht der Fall geweſen. Es hatte jeder Zutritt, der Mitglied 
werden wollte. Er wurde aber nicht gleich als Mitglied aufgenommen, 
wenn er auch gleich einen Beitrag zahlen mußte und eine Mitglieds⸗ 
karte (Quittungskarte) ausgehändigt erhielt, über ſeine Aufnahme 
wurde vielmehr erſt in einer ſpäteren Generalverſammlung entſchieden. 

Blätter für Rechtspflege LXI. N. F.. XLI. 3 
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Nach dieſen Feſtſtellungen, die das Landgericht trifft, waren alſo die 
Neueintretenden noch keine Mitglieder, wurden es erſt mit dem ſpäteren 
Beſchluß der Generalverſammlung. Da jeder gegen Entrichtung von 
75 Pfg. Zutritt hatte, war der Tanz öffentlich und daher genehmigungs⸗ 
pflichtig. (Die Zahlung der 75 Pfg. ähnelt durchaus einem Eintritts⸗ 
geld zum Tanze, und es wird deshalb im einzelnen Falle immer 
genauer tatſächlicher Feſtſtellung bedürfen, ob es ſich nicht auch wirklich 
nur um ein Tanzgeld handelt, das unter anderem Namen erhoben 
wird.) 

Nun ſtellt das Landgericht aber feſt, daß der Angeklagte die Neu⸗ 
eintretenden für Mitglieder gehalten hat, daß er alſo angenommen hat, 
der Tanz finde unter den Vereinsangehörigen ſtatt, ſei nicht öffentlich. 
Von dieſem Standpunkt aus bedurfte es keiner Genehmigung des 
Tanzes, der Angeklagte war von ſeinem Standpunkt aus alſo nicht 
an die Bedingungen der trotzdem eingeholten Genehmigung gebunden. 
Der Irrtum, der ihn zu der Annahme veranlaßt hat, die Neueintreten⸗ 
den ſeien Mitglieder, betrifft nicht die Strafnorm, die er übertreten 
haben foll, ſondern die Beſtimmungen der Vereinsſatzung über den 
Erwerb der Mitgliedſchaft und kommt ihm daher nach § 59 StGB. 
zugute. 

Das gilt freilich nur dann, wenn der Irrtum nicht auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruht (§ 59 Abſ. 2 StGB.). Das Landgericht verneint 
die Fahrläſſigkeit. Dabei geht es fälſchlich davon aus, daß es wie 
im Zivilrecht auf die allgemein im Verkehr erwartete Sorgfalt, auf 
die allgemein tatſächlich geübte und nach Lage der Sache notwendige 
Sorgfalt ankomme. Es rechnet mit einem Durchſchnittsmenſchen. 
Maßgebend iſt aber nur, was vom Angeklagten nach ſeinen perſön⸗ 
lichen Eigenſchaften und Fähigkeiten zu erwarten war. Da aber der 
Angeklagte als Grubenarbeiter jedenfalls nicht über das normale Maß 
emporragt, alſo jedenfalls nicht beſonders ſtreng zu meſſen iſt, ſo 
bleibt trotz des falſchen Ausgangspunktes genügend feſtgeſtellt, daß er 
nicht fahrläſſig gehandelt hat. Abgeſehen von dem falſchen Ausgangs⸗ 
punkt ſind die Ausführungen des Landgerichts über die Fahrläſſigkeit 
frei von Rechtsirrtum. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 30. zn 1913. 8 88/13 
(nach Altenburg). 


5. Wie weit haben die Gerichte zu prüfen, ob die Vor⸗ 
ausſetzungen des § 17 des Reichsgeſetzes über das 
Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 bei Benutzung 


privater Wege durch Poſten gegeben geweſen find? 

— 8 368 Ziff. I StGB. kann nur vorſätzlich über- 

treten werden. 

Der Angeklagte iſt fahrender Landbriefträger und hat die Brief⸗ 
und Paketpoſt zwiſchen Schmiedefeld und Frauenwald zu beſorgen. 
Am 25. Januar 1913 hat er mit ſeinem Poſtſchlitten nicht ſeinen 
gewöhnlichen Poſtweg, die neue Straße von Schmiedefeld nach Frauen⸗ 
wald, benutzt, ſondern einen geſchloſſenen privaten Holzabfuhrweg des 
Forſtfiskus, weil die neue Straße nicht befahrbar geweſen fei. Wie 
er behauptet, iſt ſie auf einer Strecke noch mit hohem Schnee bedeckt 
geweſen, auf der andern aber iſt der Schnee bereits geſchmolzen ge⸗ 
weſen, jo daß fie weder mit Schlitten noch mit Wagen befahrbar gee 
weſen iſt. Das Landgericht glaubt ihm, daß er den Privatweg be⸗ 
nutzt hat, weil er die Straße nicht für befahrbar gehalten hat. Es 
meint aber, er habe mit Unrecht angenommen, daß die Straße nicht 
befahren werden könne, ſie ſei für Wagen benutzbar geweſen, er habe 
ſich das auch ſagen müſſen und habe den Poſtwagen benutzen können. 
Es hat ihn deshalb wegen fahrläſſiger Uebertretung des § 368 
Ziffer 9 StGB. verurteilt. 

Das iſt rechtsirrtümlich, denn die Uebertretung des § 368 Ziff. 9 
StGB. iſt nur ſtrafbar, wenn fie vorſätzlich begangen wird (vgl. 
Thür Bl. 59, 56). Vorſatz des Angeklagten ift aber nach den 
Feſtſtellungen des Landgerichts ausgeſchloſſen. Er hat, wie es feſtſtellt, 
den Privatweg benutzt in Ausübung des Rechts, das der § 17 des 
Reichsgeſetzes über das Poſtweſen vom 28. Oktober 1871 den Poſten 
gibt. Danach können die ordentlichen Poſten uſw. in beſonderen 
Fällen, in denen die gewöhnlichen Poſtwege gar nicht oder ſchwer 
zu paſſieren ſind, die Neben⸗ und Feldwege und die ungehegten 
Wieſen und Aecker benutzen. Der Angeklagte hat alſo den Privatweg 
befahren in der Meinung, ein beſonderes Recht dazu zu haben. Wenn 
er ſich das Recht im gegebenen Falle, wie das Landgericht ausführt, 
auch irrigerweiſe zugeſchrieben hat, ſo iſt ihm das doch höchſtens als 
Fahrläſſigkeit anzurechnen. Der Vorſatz iſt durch den Irrtum jedenfalls 
ausgeſchloſſen, da es ſich dabei nicht um einen unbeachtlichen Strafrechts⸗ 
irrtum, ſondern nur um einen tatſächlichen Irrtum oder höchſtens um 
einen Irrtum über die Tragweite der außerhalb des Strafrechts 
ſtehenden Norm des § 17 des Poſtgeſetzes handelt. 

Das Urteil des Landgerichts enthält aber auch noch einen weiteren 
Rechtsirrtum. Das Landgericht hatte zwar nachzuprüfen, ob der 
Angeklagte überhaupt bei der Benutzung des Wegs die ihm nach 
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§ 17 des Poſtgeſetzes zuſtehende Befugnis ausüben wollte und ob 
die rechtlichen Vorausſetzungen dieſer Beſtimmung gegeben waren (ob 
alſo z. B. die Poſt des Angeklagten zu den bevorrechtigten Poſten 
gehört vgl. DIZ. 1897, 406), nicht aber, ob er tatſächlich mit 
Recht den gewöhnlichen Weg für unbenutzbar oder für nur ſchwer 
benutzbar gehalten hat. Darüber haben lediglich die betreffenden Poſt⸗ 
beamten ſelbſt zu entſcheiden. 

Das Vorrecht des § 17 des Poſtgeſetzes iſt gegeben, damit der 
Poſtdienſt pünktlich und ordentlich durchgeführt werden kann. Die 
Beamten ſollen in der Lage ſein, auch bei ſchlechten Wegeverhältniſſen 
ihre Poſten rechtzeitig zu befördern und ihre Dienſtverrichtungen recht⸗ 
zeitig auszuführen. Sie müſſen ſich im einzelnen Falle ſchlüſſig 
machen, ob es dazu nötig iſt, vom gewöhnlichen Wege abzuweichen, 
weil ſeine Beſchaffenheit Hinderniſſe bietet. Ob es nötig iſt, läßt ſich 
nur aus den Intereſſen des Poſtdienſtes heraus entſcheiden. Es 
handelt ſich alſo bei der Entſcheidung um eine Frage des inneren 
Poſtdienſtes, über die die Verwaltungsbehörde durch ihre Beamten 
zu befinden hat, um die Frage, wie im Poſtbetrieb zweckmäßig zu 
verfahren iſt. Den Gerichten kann hier keine Nachprüfung zuſtehen, 
ſie würden ſich damit in den Betrieb der Poſtverwaltung einmiſchen 
und ihr Ermeſſen an die Stelle des Urteils des fachkundigen Beamten 
ſetzen. 

Damit iſt nicht etwa der Willkür der betreffenden Poſtbeamten 
Tür und Tor geöffnet. Denn darüber, daß Uebergriffe vermieden 
werden, haben die Dienſtaufſichtsbehörden zu wachen, die auf Ver⸗ 
ſtöße der Beamten aufmerkſam gemacht werden können. 


Urteil des 1. Strafſenats vom 27. Juni 1913 8 55/13 (nad): 


Meiningen). 


6. Salzzuſatz zum Hackfleiſch, um ihm künſtlich die 
rote Farbe zu erhalten, iſt Verfälſchung von Nah- 
rungsmitteln und auch nach dem Fleiſchbeſchaugeſetz 
ſtraf bar. 


Die Angeklagten ſind wegen Vergehens gegen § 10 Ziff. 1 und 
2 Nahr Mittel G. vom 14. Mai 1879 verurteilt. Beſtraft wird danach 


unter anderem 
1) wer zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr 
Nahrungsmittel verfälſcht, 
2) wer wiſſentlich verfälſchte Nahrungsmittel unter Verſchweigung 
dieſes Umſtandes verkauft. 


Nach den Feſtſtellungen des Landgerichts haben die Angeklagten 
ſich geſagt, daß ſie das von ihnen hergeſtellte Hackfleiſch nicht alsbald 
verkaufen würden und daß der nicht alsbald verkaufte Teil mit der 
Zeit unanſehnlich in der Farbe und deshalb ſchwer verkäuflich würde. 
Sie haben dem Hackfleiſch Salze „Carvin“ und „Lipka“ zu dem 
Zwecke beigemengt, um dem Fleiſch auf künſtlichem Wege die rote 
Farbe — das Zeichen der Friſche — zu erhalten. Sie hofften es 
dann auch in Zeiten, wo es unanſehnlich geworden war, wie friſches 
Fleiſch zu verkaufen. Ob die Angeklagten ſolches Fleiſch auch verkauft 
haben, iſt nicht feſtgeſtellt. Es genügt zur Beſtrafung der Angeklagten, 
wenn der Tatbeſtand von § 10 Ziff. 1 erfüllt iſt. Das Zuſetzen von 
Salzen iſt eine Subſtanzänderung, durch die eine von ſelbſt eintretende 
Verſchlechterung der Beſchaffenheit des Nahrungsmittels — die Zer⸗ 
ſetzung des Fleiſches — verdeckt, die bei dem Vorhandenſein der 
natürlichen roten Farbe tatſächlich gewährleiſtete gute Beſchaffenheit 
des Fleiſches nur noch vorgetäuſcht wird. Darin ſieht das Landgericht 
ohne Rechtsirrtum eine Verfälſchung von Nahrungsmitteln im Sinne 
des § 10 Ziff. 1 (vgl. Thür Bl. 54, 287.). 

Irrig iſt die Auffaſſung der Reviſion, daß eine Verfälſchung nicht 
vorliege, weil das Fleiſch noch nicht verdorben war. Auch an noch 
nicht verdorbener Ware kann eine Verfälſchung vorgenommen werden, 
indem ihr, wie es hier geſchehen iſt, für die Zeit, wo ſie unanſehnlich 
wird, das Ausſehen beſſerer Beſchaffenheit verliehen wird, als es ihrem 
Weſen dann entſpricht. 


Die Angeklagten haben ſich verſchieden verteidigt: im erſten und 
zweiten Rechtsgange damit, daß der Zuſatz von Salzen in ſo geringen 
Mengen nicht geſundheitsſchädlich ſei. Das Landgericht hat dieſen 
Einwand mit Recht zurückgewieſen. Es handelt ſich bei der Ver⸗ 
fälſchung nicht darum, daß das Fleiſch durch fie geſundheitsſchädlich 
wird, ſondern daß eine minderwertige Beſchaffenheit des Fleiſches ver⸗ 
deckt wird. 


In ſubjektiver Beziehung ſtellt das Urteil feſt, daß die Angeklagten 
die Abſicht hatten, das kaufende Publikum über die Beſchaffenheit des 
Fleiſches zu täuſchen. 


Es iſt unerheblich, wenn die Angeklagten geglaubt haben, daß 
die Salze keine geſetzlich verbotenen Beſtandteile enthielten und den 
Anforderungen des Fleiſchbeſchaugeſetzes entſprächen. Durch was für 
Mittel, ob durch geſetzlich verbotene oder unverbotene, die rote Farbe 
dem Fleiſch künſtlich erhalten wird, iſt gleichgültig. Die Verdeckung 
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der Zerſetzung mit den beiten Mitteln hat zu unterbleiben, denn fie 
iſt Verfälſchung des Genußmittels. 


Das Fleiſchbeſchaugeſetz vom 3. Juni 1900 verbietet, dem Fleiſch 
geſundheitsſchädliche Stoffe, wie ſchweflige Säure zuzuſetzen (§ 21 
Abſ. 1 und 2). Darüber hinaus hat der Bundesrat auf Grund des 
8 21 Abſ. 3 des Fleiſchbeſchaugeſetzes nach der Bekanntmachung vom 

Juli 1908 beim Zubereiten von Fleiſch neben den geſundheits⸗ 
ſchädlichen Stoffen auch den Gebrauch von Stoffen verboten, welche 
geeignet ſind, die minderwertige Beſchaffenheit einer Ware zu ver⸗ 
decken, darunter den Gebrauch von Farbſtoffen jeder Art. Da 
nach den Feſtſtellungen des Landgerichts die Angeklagten Farbſtoffe 
zugeſetzt haben und färben wollten, haben fie auch gegen §§ 21 Abſ. 3, 
26 des Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchaugeſetzes verſtoßen. Wenn das 
Landgericht einen Verſtoß gegen dieſes Geſetz dahingeſtellt ſein läßt, ſo 
ſind die Angeklagten dadurch nicht beſchwert. 

Urteil des 1. Strafſenates vom 22. Mai 1912, S. 41/12 (nach 
Eiſenach). 


7. Auf welchen Perſonenkreis kommt es bei der Be— 
urteilung an, ob eine Nachrede Jemand verächtlich 
macht? 


Die klagenden Fleiſchermeiſter fühlen ſich beleidigt, weil der An⸗ 
geklagte als Vorſtand der Ortsverwaltung des Zentralverbandes der 
Fleiſcher Altenburgs an die Delegierten des Altenburger Gewerkſchafts⸗ 
kartells im März 1912 geſchrieben hat, die Meiſter verweigerten den 
Geſellen das Koalitionsrecht. Das ſei nicht wahr, wie der Angeklagte 
wiſſe, er ſei deshalb nach § 187 wegen Verleumdung, jedenfalls nach 
§ 186 StGB. wegen übler Nachrede zu beſtrafen. Die Vorinſtanzen 
haben die Privatklage abgewieſen. 


Das Landgericht verſteht den Vorwurf dahin: es ſei den Fleiſcher⸗ 
meiſtern nachgeſagt worden, daß ſie organiſierte Arbeiter nicht be⸗ 
ſchaͤftigen wollten und daß fie den Arbeitern bei Ausübung des Koa⸗ 
litionsrechts Hinderniſſe in den Weg legten, indem fie kündigten. Es 
verneint, daß dieſe Tatſache geeignet ſei, die Betroffenen verächtlich zu 
machen, weil es in der allgemeinen Meinung nicht für unehrenhaft 
gelte, wenn ein Arbeitgeber eine Arbeiterorganiſation nicht anerkenne, 
wollten doch viele Arbeitgeber die organiſierten Arbeiter in ihren Be⸗ 
trieben nicht dulden. Dem liegt ein Rechtsirrtum zugrunde. Gewiß 
kommt es bei der Würdigung der Frage, ob eine Tatſache geeignet 
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fei, jemand verächtlich zu machen, auf die Anſchauungen des Lebens 
an und es genügt, wenn in einem beſtimmten Perſonenkreis der Ein⸗ 
druck hervorgerufen wird, der Angegriffene ſei verächtlich (RG. 35, 
126). Das Landgericht verkennt aber, auf welchen Perſonenkreis es 
hier ankommt. Der Brief war von dem Beauftragten der organiſierten 
Fleiſchergeſellen an eine andere Gruppe organifierter Arbeiter geſchrieben 
und ſollte auf dieſe Gruppe in einem beſtimmten Sinne wirken. Die 
Frage iſt deshalb, ob die Mitteilung geeignet war, bei dieſer Gruppe 
den Eindruck hervorzurufen, die Fleiſchermeiſter ſeien verächtlich. Das 
hatte das Landgericht tatſächlich zu würdigen. 


Urteil des 1. Strafſenates vom 23. November 1912, V. 38/12 
(nach Altenburg). 


8. Tragweite des §154 Abſ. 2 GewO. — Die Begriffe 
des Arbeitgebers und der Werkſtätte nach der GewO. 


§ 154 Abi. 2 GewO. hat den Zweck, die Schutzbeſtimmungen 
der §§ 133g, 135—139 b GewO. für die im einzelnen aufgeführten 
Betriebe wegen ihrer Geſundheitsſchädlichkeit auch unabhängig 
von der Zahl der in ihnen beſchäftigten Arbeiter zur Anwendung zu 
bringen. Nur das follen, wie fic) aus der Entſtehungsgeſchichte der 
Novelle vom 28. Dezember 1908 ergibt, die Worte „wenn in ihnen 
in der Regel weniger als 10 Arbeiter beſchäftigt werden“, beſagen. 
Der § 154 Abſ. 2 hat mithin auch ſchon dann Anwendung zu finden, 
wenn ſich in einem der Betriebe der dort erwähnten Art nur der 
eine Arbeiter befindet, um deſſen Schutz es ſich im ſtreitigen Falle 
handelt. Als Arbeiter im Sinne der GewO., d. h. als im Betriebe 
des Angeklagten beſchäftigt, iſt aber Martha R. anzuſehen, denn ſie 
übte nach den Feſtſtellungen des Landgerichts auf Grund eines Dienft- 
vertrags im Betrieb des Angeklagten eine den Zwecken dieſes Betriebs, 
nämlich dem Wickeln von Zigarren dienende Tätigkeit aus. 


Ohne Rechtsirrtum ſieht auch das Landgericht den Angeklagten 
als Arbeitgeber im Sinne der GewO. an. Es ſtellt feſt, daß der 
Angeklagte ein Hausgewerbetreibender iſt, der ſelbſtändig in eigener 
Werkſtatt mit der Herſtellung gewerblicher Erzeugniſſe beſchäftigt iſt, 
und es ſieht mit Recht das Erkennungszeichen der Selbſtändigkeit der 
Betriebsleitung in der perſönlichen und nicht in der wirtſchaftlichen 
Seite (vgl. von Landmann, GewH. 1 [1911] 138). Allerdings 
bezeichnet das Landgericht an anderer Stelle den Angeklagten als 
Heimarbeiter. Hier liegt aber offenbar ein Mißgriff in der Bezeichnung 
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vor. Das Landgericht will damit lediglich auf die Tätigkeit des An⸗ 
geklagten im eigenen Hauſe hinweiſen, nicht aber den Begriff „Heim⸗ 
arbeiter“ auf ihn in dem in Theorie und Praxis eingebürgerten Sinn 
des wirtſchaftlich und perſönlich unſelbſtändigen Gewerbetreibenden 
anwenden. Denn es betont, wie erwähnt, ja gerade die perſönliche 
Selbſtändigkeit ſeiner gewerblichen Tätigkeit. 

Schließlich hat auch das Landgericht den Begriff der Werkſtätte 
im Sinne der GewO. nicht verkannt. Der Hinweis auf die Bee 
ſtimmungen des § 18 des Kinderſchutzgeſetzes vom 30. März 1903 
und des § 2 des Hausarbeitsgeſetzes vom 20. Dezember 1911 iſt 
allerdings verfehlt. Dieſe Beſtimmungen wollen gerade für den 
Geltungsbereich ihrer Geſetze den Begriff der Werkſtätte gegenüber der 
GewO. erweitern, indem fie auch ſolche Räume als Werkſtätte 
bezeichnen, die es im Sinne des § 105 b Abſ. 1 GewO. nicht find. 
Im Sinn der GewH. iſt aber als Werkſtätte jeder Raum anzuſehen, 
in dem beſtimmungsgemäß die in einem Gewerbetrieb einſchlagenden 
Arbeiten ausſchließlich oder doch überwiegend verrichtet werden (vgl. 
Lindemann, Gewd. [1913] 177 Abſ. 2). Unerheblich iſt es dabei, 
ob die Werkſtätte nebenbei auch anderen Zwecken dient (Land⸗ 
mann, 2 [1912] 248 Abſ. 3). Nach den Feſtſtellungen des Land⸗ 
gerichts ſpielt ſich aber die ganze gewerbliche Tätigkeit des Angeklagten 
und ſeiner Frau in der Küche ihrer Wohnung ab. Dieſe regelmäßige 
Art der Benutzung des Raums verleiht ihm den Charakter als Werk⸗ 
ſtätte im Sinn der GewO. Der Umſtand, daß die Frau des An⸗ 
geklagten dort auch das Eſſen für ſich und ihren Mann zubereitet, iſt 
dem gegenüber nebenſächlich und deshalb vom Landgericht mit Recht 
gegenüber der Hauptzweckbeſtimmung des Raumes als Werkſtätte als 
unerheblich angeſehen worden. 

Urteil des Ferienſenats vom 13. Yugufl 1913, S. 72/13 (nach 
Gera). 


Entſcheidungen des Thüringiſchen Oberverwaltungs- 
gerichts in Jena. 


Herausgegeben von Geh. Juſtizrat V. Samwer in Jena. 


1. Die Bauerlaubnis muß ſchriftlich erteilt werden. 
Die Beſeitigung eines nicht genehmigten Bauwerks 
kann nur verlangt werden, wenn Verſtöße gegen das 
materielle Baurecht vorliegen, und dieſe nicht auf 
andere Weiſe beſeitigt werden können. 

Von einer beſtimmten Perſon kann eine beſtimmte 
Handlung nicht durch Straſandrohung nach dem 
Geſetz vom 7. Januar 1854 erzwungen werden. 

Eine Strafandrohung nach § 76 des Gefeges vom 
8. Dezember 1899 iſt Zwangs vollſtreckung. Sie 
ſetzt voraus, daß den §§ 2 und 3 des Geſetzes ge- 
nügt iſt. 

Die A. werke, Akt.⸗Geſ. in A., haben im Herbſt des Jahres 1912 
einen Erweiterungsbau ihrer Fabrikanlage vorgenommen, durch den 
der ſogenannte Fl. . . . Marktweg, ein unbeſtritten öffentlicher Weg, 
auf eine Länge von ca. 30 m in voller Breite zugebaut worden iſt. 

Am 26. November 1912 hat der Gemeindevorſtand an die Werke 
eine Verfügung erlaſſen, deren für das gegenwärtige Verfahren allein 
in Betracht kommender Teil lautet: 

„doch gebe ich Ihnen nunmehr auf, binnen 14 Tagen den ausge⸗ 
führten Bau, ſoweit er auf dem Flurſtedter Marktweg errichtet iſt, 
abzubrechen. Für den Fall, daß Sie dieſer Verpflichtung nicht friſt⸗ 
zeitig nachkommen, drohe ich Ihnen eine Geldſtrafe von 150 M. an“. 

Die gegen dieſe Verfügung eingewendete Berufung iſt durch Ent⸗ 
ſcheidung des Großh. Bezirksdirektors vom 24. Dezember 1912 ald: 
unbegründet zurückgewieſen worden. 

Die Anfechtungsklage begehrt Aufhebung der Verfügungen vom 
26. November und 24. Dezember 1912. Es war zu erwägen: 

Die Verfügung des Gemeindevorſtandes vom 26. November 1912 

beſteht aus zwei geſonderten Teilen; der Anordnung, daß die Klägerin 
den Bau zu beſeitigen habe, ſoweit er auf dem Flurſtedter Marktweg 
errichtet worden iſt, und der Strafandrohung für den Fall, daß dieſe 
Anordnung nicht friſtzeitig ausgeführt würde. | 
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Die Anordnung der Beſeitigung des aus gründet fich auf § 7 des 
Geſetzes vom 11. Mai 1869. 

Die Anwendung dieſer Vorſchrift ſetzt voraus, daß ein nach dem 
Geſetz der Anzeigepflicht unterliegender Bau vor erhaltener obrigkeit⸗ 
licher Erlaubnis begonnen worden ijt, und daß dieſer Bau ordnungs⸗ 
widrig ausgeführt iſt. 

Es unterliegt keinem Zweifel und wird auch von der Anfechtungs⸗ 
klägerin nicht beſtritten, daß der Bau, den ſie ausgeführt hat, der 
Genehmigung der Ortspolizeibehörde nach § 1 des Geſetzes vom 
11. Mai 1869 bedurfte, daß keiner der Fälle vorlag, in denen nach 
§ 3 a. a. O. eine Verpflichtung zur Anzeige zwecks Genehmigung 
nicht beſteht. 

Es muß aber weiter auch feſtgeſtellt werden, daß eine Genehmigung, 
eine Erlaubnis im Sinne des Geſetzes von der Polizeibehörde nicht 
erteilt worden iſt. 

Die Anfechtungsklägerin beruft ſich darauf, daß ihr dieſe Er⸗ 
laubnis ſtillſchweigend erteilt worden fet. Die Zuläſſigkeit einer ſtill⸗ 
ſchweigenden, d. h. durch konkludente Handlungen erteilten Bauerlaubnis 
kann indeſſen nach Lage der geſetzlichen Vorſchriften nicht anerkannt 
werden. . 

Allerdings ſchreibt nicht das Geſetz vom 11. Mai 1869, ſondern 
die zu ſeiner Ausführung erlaſſene Miniſterialverordnung vom 7. Jul 
1881 für die beiden wichtigſten Handlungen im Baugenehmigungs⸗ 
verfahren, für das Bauerlaubnisgeſuch und für die Bauerlaubnis 
ſchriftliche Form vor. Damit aber wird keine Forderung aufgeſtellt, 
die nicht in dem Geſetz ſchon ihre Begründung fände, ſondern es wird 
lediglich eine zur ſinngemäßen Ausführung des Geſetzes notwendige 
Vorſchrift gegeben. 

Für das gegenwärtige Verfahren kommt nur die Bauerlaubnis in 
Betracht, die behördliche Erklärung, daß dem Bauvorhaben, wie es 
ſich aus dem Bauerlaubnisgeſuch und den Bauzeichnungen ergibt, im 
öffentlichen Intereſſe Bedenken nicht entgegenſtehen. 

Erfahrungsgemäß kann dieſe Erklärung uneingeſchränkt nur in 
den allerſeltenſten Fällen abgegeben werden. In der Mehrzahl der 
Fälle ergeben ſich Anſtände, deren Bedeutung größer oder geringer 
ſein mag. die aber rein formell die Behörde zur Verſagung der Ge⸗ 
nehmigung berechtigen würden. 

Selbſt wenn man die Aufgabe der Polizeibehörde in ſolchen Fällen 
für erfüllt halten wollte dadurch, daß ſie einen Mangel feſtſtellt und 
auf Grund desſelben die Genehmigung verſagt, würde man die ſchrift⸗ 
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liche Form nicht entbehren können. Denn praktiſch werden nur der 
ſchriftliche Beſcheid und die darin getroffenen Feſtſtellungen dem Bau⸗ 
herrn die Möglichkeit einer weiteren Verfolgung ſeiner Rechte eröffnen. 

Weit größere Bedeutung aber gewinnt die ſchriftliche Form, wenn 
die Polizeibehörde — wie es wohl allgemein der Fall iſt — ſich be⸗ 
müht, etwaige Mängel des Projekts durch Anordnung von Aenderungen 
in Einzelheiten oder durch Stellung geeigneter Bedingungen zu be⸗ 
ſeitigen. In ſolchen Fällen machen ſich regelmäßig ins einzelne gehende 
Vorſchriften notwendig, deren Aufſtellung und deren Befolgung in 
gleicher Weiſe ſchriftliche Feſtſtellung erfordert. 
| Aber auch in den feltenen Fällen, in denen eine Bauerlaubnis 
ohne weiteres erteilt werden kann, kann für die Praxis nur die Schrift⸗ 
form in Frage kommen. Bei der beſonderen Bedeutung, die einer 
formell richtig erteilten Bauerlaubnis zukommt, muß jederzeit geprüft 
werden können, ob der behördliche Akt, auf den der Bauherr ſich be⸗ 
ruft, ordnungsmäßig zuſtande gekommen iſt, ob er namentlich von 
der zuſtändigen Stelle, dem zuſtändigen Beamten vorgenommen worden 
ift, und hierfür iſt die ſchriftliche Form, tn der die Erlaubnis erteilt 
werden ſoll, die allein mögliche. 

Es ſind im Grund genommen praktiſche Erwägungen, die im 
Vorſtehenden angeſtellt worden ſind. Aber für die Beurteilung der 
Frage, was zur Ausführüng eines Geſetzes von ſo weſentlich praktiſcher 
Bedeutung, wie das Baugeſetz es iſt, erforderlich iſt, müſſen dieſe 
Erwägungen im Vordergrund ſtehen. Das Geſetz würde ohne die 
Beſtimmung der Miniſterialverordnung, die ſchriftliche Erteilung der 
Bauerlaubnis vorſchreibt, einfach praktiſch undurchführbar ſein, dieſe 
Beſtimmung hält ſich demgemäß im Rahmen einer einfachen Aus— 
führungsvorſchrift. 

Dem entſpricht auch die Praxis der Behörden des Großherzog⸗ 
tums. Es kann als feſtſtehend betrachtet werden, daß eine Bauerlaub⸗ 
nis niemals anders als ſchriftlich erteilt wird, und daß andererſeits 
auch den Bauenden die unbedingte Notwendigkeit eines Bauerlaub⸗ 
nisſcheins bekannt iſt, daß nur in ſeltenen Ausnahmefällen, und dann 
mit dem Bewußtſein des formell unrichtigen Handelns, ohne deſſen 
Erteilung ein Bau begonnen wird. 

Verſchieden von Erteilung der Bauerlaubnis iſt das Verhalten 
der Polizeibehörden, gegen einen ohne Genehmigung begonnenen und 
in Ausführung begriffenen Bau nicht einzuſchreiten. Die Polizei kann 
bei Handhabung ihrer Befugniſſe teilweiſe in gewiſſem Umfang ihr 
Ermeſſen walten laſſen. Sie iſt in einzelnen Zweigen ihrer Tätigkeit 
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nicht zu einer unbedingten, rigoroſen Handhabung der einſchlagenden 
Beſtimmungen verpflichtet. Sie kann, ſolange ein öffentliches Intereſſe 
nicht verletzt iſt, oder Ausſicht beſteht, daß auf anderem Wege unter 
tunlichſter Schonung beteiligter Privatintereſſen Abhilfe geſchaffen werden 
kann, davon abſehen, von einer ihr geſetzlich gegebenen Ermächtigung Ge- 
brauch zu machen. 

Derartige Befugniſſe ſtehen ihr auch auf dem Gebiete der Bau⸗ 
polizei zu. 

Sie hat wohl das Recht, gegen einen Bau einzuſchreiten, für 
den eine Genehmigung noch nicht erteilt iſt. Aber ſie iſt nicht unbe⸗ 
dingt verpflichtet, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen, nament⸗ 
lich dann nicht, wenn ſie annehmen kann, daß die von ihr zu wahrenden 
öffentlichen Intereſſen nicht beeinträchtigt werden. Aus dieſem Ge⸗ 
ſchehenlaſſen, aus dieſem abwartenden Verhalten der Polizeibehörde 
kann der Bauherr keinen Anſpruch darauf herleiten, daß die Polizei 
überhaupt von jedem Einſchreiten gegen ſein Bauwerk abſieht, ſelbſt 
wenn ſich die Tatſache ergeben ſollte, daß es in gröblichſter Weiſe gegen 
öffentliche Intereſſen verſtößt. Die Wirkung der vorgeſchriebenen Bau⸗ 
genehmigung kann dieſem Verhalten der Polizeibehörden nicht beige⸗ 
legt werden. 

Und nicht nur ein Geſchehenlaſſen, wie es im Vorſtehenden zu⸗ 
nächſt ins Auge gefaßt iſt, kann die Erteilung der ſchriftlichen Bau⸗ 
erlaubnis nicht erſetzen — auch poſitive Handlungen der Behörden, 
durch die ſie eine ihnen zuſtehende und von ihnen geforderte Beteiligung 
bei der Herſtellung des Baues ausüben, können nicht an Stelle des 
Bauerlaubnisſcheins treten. 

Gerade weil das Intereſſe der Bauenden in einzelnen Fällen eine 
nachſichtige Handhabung der polizeilichen Beſtimmungen erfordert, und 
weil die Polizei ihre Aufgabe darin ſehen muß, dieſen Intereſſen ſo⸗ 
weit wie möglich entgegenzukommen, wird ſie in Ausnahmefällen ge⸗ 
zwungen ſein, ihre Mitwirkung da nicht zu verſagen, wo den ſtrengen 
geſetzlichen Vorſchriften nicht im vollen Umfang genügt iſt, aber er⸗ 
wartet werden kann, daß in ausreichender Weiſe Abhilfe geſchaffen 
werden wird. 

Geht man von dieſen Grundſätzen aus, fo ergibt ſich zunächſt, 
daß die Anfechtungsklägerin nicht im Beſitz einer den geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften entſprechenden Bauerlaubnis war. Sie behauptet ſelbſt nicht, 
daß ihr ein ſchriftlicher Bauerlaubnisſchein ausgefertigt worden iſt. 
Die Handlungen der Polizei aber, aus denen fie eine „hſtillſchweigende 
Bauerlaubnis“ folgert, bedeuten lediglich ein Entgegenkommen der 
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Polizeibehörde, das eine ſpätere Ausübung entgegenſtehender Befugniſſe 
nicht ausſchließen kann. 

Unbeachtlich im gegenwärtigen Verfahren iſt die Behauptung der 
Anfechtungsklägerin, die, auf die einfachſte Formel gebracht, lautet, daß 
in A. regelmäßig ohne Bauerlaubnis gebaut würde. Der Ge⸗ 
meindevorſtand hat die tatſächliche Richtigkeit dieſer Behauptung be⸗ 
ſtritten. Aber ſelbſt wenn ſie zutreffend wäre, würde eine ſolche Uebung 
entweder mit den geſetzlichen Beſtimmungen im Widerſpruch ſtehen, 
oder einem im pflichtmäßigen Ermeſſen der Polizeibehörde begründeten 
Entgegenkommen ihr Daſein verdanken. 

Nimmt man den erſten Fall an, ſo muß man der Anfechtungs⸗ 
fechtungsklägerin entgegenhalten, daß ein pflichtwidriges Verfahren einer 
Behörde dem einzelnen keinen rechtlich verfolgbaren Anſpruch gibt, 
daß auch ihm gegenüber an dieſem Verfahren feſtgehalten wird — es 
wäre widerſinnig, ein Recht auf ein ungeſetzliches Verfahren der Be⸗ 
hörden anzuerkennen. 

Nimmt man an, daß es ſich um ein Entgegenkommen der Be⸗ 
hörde handelt, ſo würde der Anſpruch nur auf ein gleiches Cntgegen- 
kommen der Anfechtungsklägerin gegenüber gehen können, und ein 
ſolches Entgegenkommen iſt ihr tatſächlich zuteil geworden, denn ſie 
iſt, ſolange die Polizeibehörde noch die Erwartung haben konnte, daß 
eine befriedigende Löſung der beſtehenden Bedenken gefunden werden 
könnte, in ihren Bauarbeiten nicht gehindert worden. 

Auch die Tatſache, daß durch das Stadtbauamt die Träger für 
den Bau abgenommen worden ſind, iſt lediglich ein Beweis dafür, 
daß die Polizeibehörde in Erwartung einer Annahme der von ihr ge⸗ 
ſtellten Bedingungen dem Fortgang des Baues keine Schwierigkeiten 
bereiten wollte. 

Aber keinesfalls kann dieſes Entgegenkommen der Polizeibehörden 
den Mangel der geſetzlich vorgeſchriebenen ſchriftlichen Bauerlaubnis 
erſetzen, und keinesfalls kann es dahin gedeutet werden, daß die Poli⸗ 
zei auf ihre aus dem Mangel dieſer Erlaubnis ſich ergebenden Be⸗ 
fugniſſe endgültig verzichten wollte. 

Die Frage, ob der Beſitz einer den Vorſchriften entſprechenden 
Bauerlaubnis unter allen Umſtänden ein Einſchreiten der Polizei⸗ 
behörde gegen ein unvorſchriftsmäßiges Bauwerk ausſchließt, kann im 
vorliegenden Falle außer Betracht bleiben. Es muß feſtgeſtellt werden, 
daß die Anfechtungsklägerin überhaupt eine Bauerlaubnis im Sinne 
des Geſetzes vom 11. Mai 1869 und der Verordnung vom 7. Juli 
1881 nicht erlangt hatte. | 
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Dieſer Mangel allein würde indeſſen die Polizeibehörde nicht zum 
Verlangen des Abbruchs des Gebäudes berechtigen. Das Geſetz ver⸗ 
langt, daß der Bau, deſſen Beſeitigung angeordnet wird, ordnungs⸗ 
widrig ausgeführt ſein müſſe. 

Man kann als „ordnungswidrig ausgeführt“ im Grunde genom⸗ 
men jedes genehmigungs pflichtige Bauwerk bezeichnen, das ohne Gee 
nehmigung ausgeführt wird. Formell liegt ein Verſtoß gegen die ge⸗ 
ſetzlichen Borfchriften, eine „Ordnungswidrigkeit“ in jedem Fall vor. 
Aber das kann der Sinn des § 7 des Geſetzes vom 11. Mai 1869 
nicht fein. Als Folge der Ordnungswidrigkeit iff — abgeſehen von 
der Strafe — in § 7 a. a. O. bezeichnet, daß „die Bauunternehmer 
den . . . . Bau... auf eigene Koſten wieder abzutragen bezüglich 
vorſchriftsmäßig herzuſtellen“ haben. Daraus muß man ſchließen, 
daß Verſtöße gegen das materielle Baurecht vorliegen müſſen, wenn 
die Polizei zur Ausübung dieſer Befugniſſe berechtigt ſein ſoll. „Vor⸗ 
ſchriftsmäßige Herſtellung“ kann nur in Frage kommen, wenn ein Bau 
bisher den materiellen Bauvorſchriften nicht entſpricht. Knüpft man 
an dieſe Vorausſetzung die Zuläſſigkeit der milderen Maßregel, ſo muß 
man ſie auch unbedingt fordern für die ſchärfere und den Bauherrn 
weſentlich härter treffende Anordnung der Beſeitigung des Baues. 
Man würde ſonſt zu der gewiß nicht verſtändlichen Folgerung kommen, 
daß der Bauherr, der ohne Baugenehmigung aber unter ſorgfältiger 
Beobachtung der baupolizeilichen Beſtimmungen gebaut hat, das Haus 
niederreißen müßte, während der, der ohne Baugenehmigung aber unter 
Verletzung der baupolizeilichen Vorſchriften gebaut hat, nur zur Be⸗ 
ſeitigung der Mängel angehalten werden könnte, den Bau als ſolchen 
aber ſtehen laſſen dürfte. 

Die Forderung, daß materielle Baumängel vorliegen müſſen, wenn 
die Beſeitigung eines Bauwerks gefordert werden ſoll, entſpricht auch 
allein den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens. Die Nichtbeachtung 
der formellen Vorſchrift iſt mit Strafe bedroht. Daneben die Zer⸗ 
ſtörung von Vermögenswerten anzuordnen, lediglich wegen Mangels 
einer Genehmigung, die gar nicht hätte verſagt werden können, wenn 
ſie erbeten wurde, das würde ein Formalismus ſein, der gewiß nicht 
im Sinne des Geſetzes liegen würde. 

Das Oberverwaltungsgericht mußte indeſſen auch unter dieſem 
Geſichtspunkte die Anordnung der Polizeibehörde von Apolda als ge⸗ 
rechtfertigt anerkennen. 

Nach § 2 des Geſetzes vom 11. Mai 1869 kann die Bau⸗ 
erlaubnis verſagt werden, „wenn die Ausführung des Baues aus Rück⸗ 
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ſichten, welche .. .. auf den öffentlichen Verkehr zu nehmen find, 
bedenklich erſcheint.“ 

Wenn man dieſer Vorſchrift nicht überhaupt jede Bedeutung ab⸗ 
ſprechen will, ſo mußte ſie im gegebenen Fall zu einer Verſagung der 
Bauerlaubnis führen, in dem ein öffentlicher Weg durch einen Neu⸗ 
bau vollſtändig unbenutzbar gemacht werden ſollte. 

Hätte die Polizeiverwaltung auf Grund dieſer Tatſache das Bau⸗ 
erlaubnisgeſuch glatt abgelehnt, ſo wäre jeder Verſuch einer Anfechtung 
dieſes Beſchluſſes ausſichtslos geweſen. Daraus ergibt ſich ohne 
weiteres, daß der Bau, ſo wie er ausgeführt iſt, dem materiellen 
Baurecht widerſpricht, daß deshalb auch die weitere Vorausſetzung 
erfüllt iff, an die die Befugniſſe der Polizei aus § 7 des Geſetzes 
vom 11. Mai 1869 geknüpft ſind. 

Die Polizei kann nach dieſer Beſtimmung Abtragung oder vor⸗ 
ſchriftsmäßige Herſtellung des Gebäudes verlangen. Wo ihr ein ſolches 
Wahlrecht eingeräumt iſt, hat ſie die Verpflichtung, denjenigen Weg 
einzuſchlagen, der für den von ihrer Maßregel Betroffenen die geringſten 
Schädigungen mit ſich bringt. 

Im gegebenen Fall muß das Ziel der Polizeibehörde ſein, den 
freien Verkehr auf dem Fl... Marktweg wiederherzuſtellen. Dieſes 
Ziel läßt ſich nur erreichen, wenn der Neubau der Anfechtungsklägerin, 
ſoweit er auf dem Weg errichtet iſt, beſeitigt und damit der frühere 
Zuſtand wieder hergeſtellt wird. Etwas anderes aber fordert die Polizei- 
behörde in dem angefochtenen Beſchluſſe nicht. 

Es entſteht nur die Frage, ob diefe Befugnis der Polizeibehörde 
dadurch ausgeſchloſſen wird, daß die Anfechtungsklägerin, als Erſatz 
für den zugebauten Weg einen anderen Weg eröffnet und nach ihrem 
Gutdünken hergeſtellt hat, der aber den von der Polizeibehörde geftellten 
Anforderungen nicht genügt. 

Bei Beantwortung dieſer Frage iſt davon auszugehen, daß der 
Anfechtungsklägerin ein Anſpruch, auf dem Fl... Marktweg ein 
Gebäude errichten zu dürfen, nicht zuſtand. Die früheren Verkaufs⸗ 
verhandlungen zwiſchen der Stadtgemeinde und der Firma A. R. u. 
S., A. G., ſind für das polizeiliche Vorgehen belanglos, ſolange der 
Weg nicht tatſächlich eingezogen und der Klägerin übereignet war. 
»Ebenſo begründet die Feſtſtellung eines Bauplan, nach dem der frag⸗ 
liche Weg eingezogen werden ſoll, kein Baurecht eines Dritten, ſolange 
er als öffentlicher Weg tatſächlich beſteht. 

Beſtand aber ein Recht der Klägerin, den Weg zu bebauen, nicht, 
ſo war es Sache der Polizeibehörde, die Bedingungen feſtzuſetzen, unter 
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denen fie einen genügenden Erfah des öffentlichen Wegs durch einen 
anderen öffentlichen Weg anerkennen und der Klägerin mangels ent- 
gegenſtehender öffentlicher Intereſſen die Bauerlaubnis erteilen wollte. 
Hieran kann durch das eigenmächtige Vorgehen der Klägerin nichts 
geändert werden. Auch jetzt noch iſt die Polizeibehörde diejenige Stelle, 
die darüber zu entſcheiden hat, ob der von der Anfechtungsklägerin 
gebotene Erſatz annehmbar iſt. Die Polizeibehörde verneint dies. 
Das iſt eine Entſcheidung, die von ihr nach pflichtmäßigem Ermeſſen 
getroffen worden iſt, und die im Verwaltungsſtreitverfahren nicht an⸗ 
gefochten werden kann. Wo ein Anſpruch nicht beſteht, wo alſo eine 
unbedingte Ablehnung nicht angefochten werden könnte, können auch 
Bedingungen nicht angefochten werden, von deren Erfüllung eine ge⸗ 
währende Entſcheidung abhängig gemacht wird. 

Es ſteht mit der Aufgabe der Polizeibehörde und mit ihrer Ver⸗ 
pflichtung zur ſelbſtändigen Entſcheidung nicht im Widerſpruch, wenn 
fie bei Prüfung der Frage, ob der von der Anfechtungsklägerin ane 
gebotene Erſatz für genügend zu erachten fet, die von der Gemeinde— 
vertretung geäußerten Wünſche hinſichtlich der Herſtellung des neuen 
Wegs berückſichtigt, und deren Erfüllung verlangt. Die Entſcheidung 
des Großherzoglichen Bezirksdirektors hebt bereits hervor, daß damit 
unbillige, die Befugnis der Polizeibehörde überſchreitende Anforderungen 
an die Anfechtungsklägerin nicht geſtellt würden. Dem kann ohne 
weiteres beigetreten werden. Wenn die Anfechtungsklägerin darauf hin⸗ 
weiſt, daß fie nach dem A. er Ortsgeſetz über die Ausführung des Stadt⸗ 
bauplans und die Anlegung und Bebauung der Ortsſtraßen weniger 
zu leiſten hätte, ſo überſieht ſie, daß die Anſprüche der Gemeinde und 
der Polizeibehörde gar nicht auf dieſes Ortsgeſetz geſtützt werden, ſondern 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen feſtgeſtellte Bedingungen für Gewährung 
einer Erlaubnis ſind, auf deren Erlangung ein Anſpruch nicht be⸗ 
ſtand. 

Ein chikanöſes Verhalten der Polizeibehörde — nur unter dieſem 
Geſichtspunkt würde man eine Anfechtung ihrer Stellungnahme me 
zuläſſig erachten können — liegt zweifellos nicht vor. 

Es kann deshalb ganz dahingeſtellt bleiben, ob die Polizeibehörde 
überhaupt rechtlich verpflichtet war, einen Erſatz für die zuzubauende 
Straße anzunehmen. Tatſächlich iſt die Gewährung eines genügenden 
Erſatzes von der Anfechtungsklägerin abgelehnt worden. Nach dem 
Scheitern dieſer Verhandlungen kam für das weitere Vorgehen der 
Polizeibehörde allein die Tatſache in Betracht, daß durch die Bebau⸗ 
ung des öffentlichen Wegs durch die Anfechtungsklägerin ein geſetz⸗ 
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widriger Zuſtand geſchaffen worden war, deſſen Beſeitigung durch 
polizeilichen Zwang Aufgabe der Polizeibehörde ſein mußte. 

Daß die von ihr getroffene Anordnung ſich in den Grenzen hält, 
die zur Erreichung des erſtrebten Ziels führten, daß aber auch auf eine 
andere, die Intereſſen der Anfechtungsklägerin mehr ſchonende Weiſe 
dieſes Ziel nicht zu erreichen geweſen wäre, iſt bereits ausgeführt. 

Die Anordnung der Polizeibehörde mußte dementsprechend i in u 
Teile beſtätigt werden. 

Keine geſetzliche Grundlage findet indeſſen die n telbar mit 
dieſer Anordnung verbundene Strafandrohung. 

Zu ihrer Begründung kann das Geſetz vom 7. Januar 1854 
nicht herangezogen werden. 

Die Anordnung des Gemeindevorſtandes gibt einer beſtimmten 
Perſon eine beſtimmte Handlung auf. Es iſt offenbar richtig, daß 
zu einer Zeit, als den Verwaltungsbehörden noch keine ſelbſtändige 
Befugnis zur Vollſtreckung ihrer Anordnungen und Entſcheidungen 
zuſtand, ſie ſich vielfach zur Erzwingung von Handlungen oder Unter⸗ 
laſſungen des ihnen durch das Geſetz vom 7. Januar 1854 einge⸗ 
räumten Strafandrohungsrechts bedient haben (vgl. die Motive zum 
Entwurf eines Geſetzes über die Vollſtreckung der Entſcheidungen und 
Verfügungen der Verwaltungsbehörden im Schriftenwechſel mit dem 
Landtag 1878/80 S. 229). Gerade die Erkenntnis aber, daß man 
auf dieſem Wege „in einer nicht geeigneten Weiſe“ ſich „zu helfen 
„geſucht habe“, hat den Erlaß des Geſetzes vom 8. Mai 1879 her⸗ 
beigeführt. Ausdrücklich iſt in § 1 Ziff. 2 dieſes Geſetzes geſagt, daß 
die Zwangszvollſtreckung im Verwaltungsweg ſtattfinde „aus ſolchen 
von der zuſtändigen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amts⸗ 
befugniſſe erlaſſenen Verfügungen, durch welche einer beſtimmten 
Perſon eine Leiſtung (Geldleiſtung, Herausgabe einer Sache, Handlung 
oder Unterlaſſung) auferlegt wird“. 

Iſt es im Geſetz auch nicht ausdrücklich hervorgehoben, ſo muß 
man es doch als ſeinen Willen anerkennen, daß zur Durchführung 
ſolcher Verfügungen nicht mehr das nicht geeignete Geſetz vom 7. Jan. 
1854 in Anwendung kommen ſoll, ſondern die Vollſtreckung ausſchließ⸗ 
lich nach Maßgabe des Geſetzes vom 8. Mai 1879 erfolgen ſoll. In 
dieſer Beziehung iſt durch das jetzt geltende Geſetz vom 8. Dezember 
1899 nichts geändert worden (vgl. die Begründung zu dieſem Geſetz, 
Schriftenwechſel 1898/1900 S. 942). Ausſchließlich deſſen Vorſchriften 
ſind daher anzuwenden für die Vollſtreckung der gegen beſtimmte Per⸗ 
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Nach § 76 des Geſetzes iſt die Androhung der Geldſtrafe zur 
Erwirkung einer Handlung bereits ein Akt der Zwangsvollſtreckung. 
Die Zwangsvollſtreckung ſetzt aber voraus, daß die Verfügung voll⸗ 
ſtreckbar oder wenigſtens vorläufig vollſtreckbar iſt, oder für vorläufig 
vollſtreckbar erklärt iſt (§§ 2 und 3 des Geſetzes vom 8. Dezember 
1899). Dieſe Vorausſetzungen liegen bei der Anordnung der Polizei⸗ 
behörde von A., daß der Bau binnen 14 Tagen zu beſeitigen fet, 
nicht vor. Es durfte demgemäß auch eine Strafandrohung noch nicht 
erfolgen. 

Iſt in der Anfechtungsklage auch hiergegen kein beſonderer An⸗ 
griff gerichtet, ſo mußte das Oberverwaltungsgericht doch die Vorent⸗ 
ſcheidungen auch in dieſer Beziehung nachprüfen, da die Friſten für 
Anfechtung der Vollſtreckungshandlungen gewahrt ſind und die Klage 
Beſeitigung der angefochtenen Verfügung überhaupt begehrt. Es war 
ihr inſoweit ſtattzugeben, daß die zureit unzuläſſige Strafandrohung 
aufzuheben war. 

Urteil vom 10. Juni 1913, A 5/15. 


2. Reichszuwachsſteuergeſetz: Beider Berechnung der 
Steuern nach § 27 G. find nach § 7 ſteuerfreie Vor- 
gänge auszuſchalten, Rechtsgeſchäfte dagegen, bei 
denen eine Befreiung der Steuer nach § 1 Abſ. 2, 
oder nach § 30 eintritt, zu berückſichtigen. — Die 
Haftung aus § 32 G. iſt unabhängig von der Ver⸗ 
pflichtung der bisherigen Berechtigten (§ 29 Abſ. 1) 
zur Zahlung der Steuer. — 86 G. iſt nur anwend⸗ 
bar, wenn ein ſteuerfreies Geſchäft eingeſchätzt wird, 
um ein ſteuerpflichtiges zu verdecken. 

Durch einen gerichtlichen Vertrag vom 9. Dezember 1911 hat 
die Witwe D. in N. ihren Grundbeſitz, den ſie im Jahre 1906 für 
8400 M. erworben hatte, unter Bereinbarung eines Kaufpreiſes von 
6100 M. an ihre Tochter und deren Mann, die Eheleute B. abge⸗ 
treten. Am 17. Dezember 1911 iſt ſie geſtorben. Am 28. Dezember 
1911 haben die B.⸗ſchen Eheleute den Grundbeſitz, ohne daß er ihnen 
gerichtlich übereignet war, der Klägerin vor einem Notar für den Preis 
von 12 200 M., der ſpäter auf 10500 M. ermäßigt worden iſt, zum 
Kaufe angeboten, und ſich dabei verpflichtet, auf Verlangen der Käuferin 
die Auflaſſung auch an dritte Perſonen zu erteilen. Die Käuferin 
ſollte berechtigt ſein, die Weiterveräußerung der Grundſtücke in jeder 
Form zu betreiben, auch die Rechte aus dem Verkaufsangebot an 
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Dritte mit der Wirkung abgutreten, daß diefe den Kaufvertrag un⸗ 
mittelbar annehmen könnten. In einer weiteren Urkunde vom gleichen 
Tage wurde gleichzeitig feſtgeſetzt, daß die Weiterveräußerung für 
Rechnung der B.⸗ſchen Eheleute erfolge; die Klägerin ſollte jedoch 
berechtigt ſein, den Kaufvertragsantrag für eigene Rechnung anzunehmen, 
und alle Ueberpreiſe erhalten; die Abrechnung über die von den et⸗ 
waigen Käufern zu zahlenden Kaufpreiſe ſollte nur mit der Klägerin 
vorgenommen werden; die Eheleute B. ſollten ſich jeder eigenen Ver⸗ 
fügung über die Grundſtücke enthalten. 

Am 6. und 11. Januar 1912 hat dann die Klägerin zu no⸗ 
tariellem Protokoll zunächſt als Bevollmächtigte des Landwirts Richard 
Gr. und ſeiner Verlobten Paula K. den B.⸗ſchen Eheleuten ein Kauf⸗ 
angebot über den Grundbeſitz zum Preiſe von 14000 M. und 2% 
Aufgeld gemacht und dann als Bevollmächtigte der Eheleute B. dieſes 
Angebot angenommen. 

Der Grundbeſitz iſt dann von den Erben der Frau D. am 
26. Januar bezw. 7. Februar 1912 unmittelbar auf Gr. und ſeine 
Braut gerichtlich übereignet worden. 

Das Zuwachsſteueramt hat aus dieſem Anlaß unter Freiſtellung 
der Eheleute B. nach § 1 Abi. 2 des 3StG. der Klägerin eine Bue 
wachsſteuer von 659,04 M. angefordert. Bei deren Berechnung hat 
es den Abtretungsvertrag D.⸗B. als Schenkung behandelt (§ 7 Ziff. 1 
des 3StG.), ferner zwei ſelbſtändige Weiterveräußerungen B.⸗Klägerin 
und Klägerin⸗Gr. angenommen und den Wertzuwachs nach § 27 G. 
unter Zugrundelegung der zwiſchen dem D.⸗ſchen Erwerbspreis und 
dem Veräußerungspreis B.⸗Klägerin einerſeits und zwiſchen dieſem 
und dem Veräußerungspreis Klägerin⸗Gr. andererſeits eingetretenen 
Preiserhöhungen feſtgeſetzt. Hiergegen hat die Klägerin mit der Be⸗ 
hauptung Beſchwerde erhoben, daß der Verkauf unmittelbar zwiſchen 
den B.⸗ſchen Eheleuten und Gr. und ſeiner Braut zuſtande gekommen 
ſei und ſie dieſes Geſchäft nur vermittelt habe. Die Oberzolldirektion 
hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Der hiergegen eingewendeten 
Reviſion war ſtattzugeben. 7 

Die Oberzolldirektion iſt bei der Beſtätigung des Zuwachsſteuer⸗ 
beſcheids davon ausgegangen, daß die notariellen Abmachungen zwiſchen 
den Eheleuten B. und der Klägerin als ein Veräußerungsgeſchäft im 
Sinne des 85 Abſ. 1 oder doch des § 5 Abſ. 3 Ziff. 5 des 3StG. 
zu beurteilen ſei und die Klägerin die aus dieſem Geſchäft erworbenen 
Anſprüche an den Erwerber Gr. und ſeine Braut nach § 5 Abſ. 3 
Ziff. 2 abgetreten habe, daß alſo ein Erwerb auf Grund mehrerer 
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aufeinanderfolgender Rechtsgeſchäfte nach § 27 G. vorliege, die Klägerin 
an einem dieſer Rechtsgeſchäfte als Veräußerer beteiligt und des⸗ 
halb nach § 32 Abſ. 1 G. für die Steuer haftbar ſei. 

Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung vorausgeſetzt, würde die Reviſion 
allerdings inſoweit unbegründet ſein, als ſie geltend macht, daß dann 
immerhin hingeſehen auf die Steuerfreiheit der Eheleute B. ſowohl 
bei der Berechnung der Steuer, wie bei der Annahme ihrer Haftbarkeit 
von unrichtigen Geſichtspunkten ausgegangen worden ſei, weil man 
bei der Berechnung des Wertzuwachſes, anſtatt von dem Veräußerungs⸗ 
preiſe B.⸗Klägerin auszugehen, auf den Erwerbspreis der Witwe D. 
zurückgegriffen, und andererſeits unbeachtet gelaſſen habe, daß die 
Haftung aus § 32 G. eine akzeſſoriſche ſei und deshalb wegfallen 
müſſe, wenn der Hauptverpflichtete — hier die Eheleute B. — ſteuer⸗ 
frei iſt. Denn es wird dabei der Einfluß der im Geſetz vorgeſehenen 
Steuerbefreiungen (§ 1 Abſ. 2, § 7 und § 30) auf die Steuerpflicht 
in den Fällen des § 27 G. verkannt. 

Die Anſicht, daß bei der Berechnung der Steuer nach § 57 G. 
alle Geſchäfte auszuſchalten ſeien, die nach § 7 ſteuerfrei ſind, oder 
einer beſonderen Befreiungsvorſchrift, wie der der 88 1 Abſ. 2 und 30 unter⸗ 
liegen, wird allerdings vom Reichsſchatzamt vertreten (Amtl. Mitt. 1912, 
S. 101) und auch von Becher⸗- Henneberg (Das Zuwachsſteuer⸗ 
geſetz, Komm. 2. Aufl., § 27, Anm. 2 letzter Abſ.) geteilt. Sie iſt 
aber nur teilweiſe richtig. Es liegt ihr zwar der richtige Gedanke zu⸗ 
grunde, daß im Falle des § 27 nur mit Preiserhöhung ab- 
geſchloſſene Geſchäfte zu berückſichtigen ſind und deshalb nur ſolche 
Rechtsgeſchäfte der Berechnung der Steuer zugrunde gelegt werden 
können, die „an ſich für eine Steuerpflicht in Betracht kommen“ (Amtl. 
Mitt. a. a. O., ſ. auch Lion, Das Reichszuwachsſteuergeſetz, Komm. 
Anm. 3 und 4 zu § 27, und Zimmermann, Das Zuwachsſteuer⸗ 
geſetz, Komm. 2. Aufl. Anm. 3 und 4 zu § 27). Das letztere iſt aber 
nur bei den Rechtsgeſchäften des § 7 3StG. nicht der Fall. Denn 
nur dieſe Rechtsgeſchäfte find wirklich „ſteuerfreie“ Vorgänge, bei den 
§§ 1 Abſ. 2 und 30 dagegen handelt es ſich um Rechtsgeſchäfte, die 
an ſich ſteuerpflichtig ſind und nur aus beſonderen in der Perſon 
des Steuerpflichtigen liegenden Gründen nicht zu einer Beſteuerung 
führen (vgl. Amtl. Mitt. 1911, S. 128 zu § 30, S. 141 und S. 159, 
III. Abſ. 1 und Lion, a. a. O., § 29 Anm. 5a). Rechtsvorgänge 
der letzteren Art ſind aber ſteuerrechtlich nur inſoweit bedeutungslos, 
als ſich ihre Steuerpflichtigkeit im gegebenen Falle ausſchließlich in der 
Perſon des „Befreiten“ realiſiert. Das trifft gerade in den Fällen des 
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§ 27 3StG. in der Regel nicht zu. Denn das Geſetz behandelt in 
dieſen Fällen die Wertſteigerungen, die in den zwiſchen den einzelnen 
Veräußerungsgeſchäften erzielten Ueberpreiſen zum Ausdruck kommen, 
ſteuerlich als eine Einheit: zu verſteuern iſt der aus der Summe der 
zwiſchen den einzelnen Veräußerungen ſich ergebenden Preiserhöhungen 
gebildete Geſamtwertzuwachs. In dieſem Geſamtwertzuwachs 
realifiert fic) daher auch die Steuerpflichtigkeit der Einzelveräußerungen 
in der Perſon aller derjenigen, die hinſichtlich dieſes Geſamtwert⸗ 
zuwachſes ſteuerpflichtig ſind, das ſind: der bisherige Eigentümer nach 
§ 29 Abſ. 1 und die ſämtlichen Zwiſchenbeteiligten gemäß § 32 Abſ. 1 
(gegebenenfalls und zum Teil auch der Vermittler gemäß § 32 bf. 2). 
Mithin kann hier die Steuerpflichtigkeit einer der in die Kette fallen⸗ 
den Einzelveräußerungen wegen Befreiungsgründen, die nur in der 
Perſon des betreffenden Zwiſchenveräußerers gegeben ſind, nicht weg⸗ 
fallen, weil noch andere Perſonen da ſind, die die Steuerpflicht auch 
für dieſen Vorgang trifft. 

Danach iſt, wenn man weiter beachtet — was die Reviſion an- 
ſcheinend ebenfalls überſieht — daß auch die Ausſchaltung eines nach 
§ 7 3StG. ſteuerfreien Rechtsvorgangs bei der Berechnung der Steuer 
im Falle des § 27 hingeſehen auf die Beſtimmung des § 17 3StG. 
lediglich die Bedeutung hat, daß, wenn eine weitere Veräußerung fi) 
anſchließt, das weitere Veräußerungsgeſchäft mit dem ſteuerfreien zu⸗ 
ſammen als ein Veräußerungsgeſchäft im Sinne des § 27 zu be⸗ 
handeln iſt (Becher⸗ Henneberg, a. a. O., Anm. 2 zu § 27 a. E.), 
die Steuer von dem Standpunkte der Vorinſtanzen aus, daß das 
Veräußerungsgeſchäft D.⸗B. eine Schenkung fei (§ 7 Ziff. 1 3StG.) 
und ein an ſich ſteuerpflichtiges Geſchäft B.⸗Klägerin vorliege, richtig 
berechnet worden, wenn dem Geſamtwertzuwachs die Preisunterſchiede 
zugrunde gelegt worden ſind, die ſich zwiſchen dem D.⸗ſchen Er⸗ 
werbspreis von 8400 M. und dem Veräußerungspreis B.⸗Klägerin 
von 10500 M. einerſeits und dem letzteren und dem von den letzten 
Erwerbern bezahlten Kaufpreiſe von 14280 Mt. andererſeits ergeben. 

Es wäre dann aber auch die Haftbarkeit der Klägerin 
für die Steuer von der Oberzolldirektion nicht unzutreffend beurteilt. 
Denn die Annahme der Klägerin, daß die Haftung aus § 32 Abſ. 1 
3StG. von der aus § 29 Abſ. 1 abhänge und deshalb wegfallen 
müſſe, wenn der nach § 29 Abſ. 1 Steuerpflichtige im gegebenen Falle 
perſönlich ſteuerfrei ſei, findet im Geſetz keine Stütze. Sie kann ins⸗ 
beſondere nicht, wie es bei Lion (Anm. 5a zu § 29) geſchieht, mit 
dem Hinweis begründet werden, daß nach § 32 Abſ. 1 G. die 
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Zwiſchenbeteiligten neben dem Steuerpflichtigen und mit ihm als 
Geſamtſchuldner für die Steuer haften ſollen und das nicht möglich 
ſei, wenn ein ſolcher gar nicht vorhanden ſei. Denn der Fall, daß der 
Hauptverpflichtete von der Steuer befreit iſt, bildet immerhin eine 
Ausnahme und jedenfalls nicht die Regel. Es erſcheint aber bedenk⸗ 
lich, einer Geſetzesvorſchrift eine Auslegung, zu der weder ihr Wort⸗ 
laut noch ihr Zweck nötigt, nur deshalb zu geben, weil anders ſie 
einen Ausnahmefall nicht decken würde. Wie die Ausführungen der 
Begründung zu § 23 des erſten Entwurfs, jetzt § 32 Abſ. 1 (Denk⸗ 
ſchrift S. 44) zeigen, hat durch jene Wendung nur verdeutlicht werden 
ſollen, daß nicht nur die Zwiſchenbeteiligten unter ſich als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften, ſondern auch das Verhältnis zwiſchen ihnen und dem 
Hauptverpflichteten (§ 29 Abſ. 1) ein Geſamtſchuldverhältnis tft, und 
es war ſicher nicht beabſichtigt, damit zugleich etwas über das Ver⸗ 
hältnis der Haftung ſelbſt zu der Zahlungspflicht des Hauptverpflichteten 
zu beſtimmen. Der Wortlaut nötigt daher keineswegs zu der Aus⸗ 
legung, die Lion der Beſtimmung gibt, da der Begriff des Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſes, wenn es, wie hier, kraft Geſetzes eintritt, nicht er⸗ 
fordert, daß der Verpflichtungsgrund für alle Beteiligten derſelbe iſt. 
Die allgemeinen Grundſätze, nach denen das Zuwachsſteuergeſetz die 
Steuerpflicht regelt, müſſen daher gerade zu der Auffaſſung führen, daß 
die Haftung aus § 32 Abſ. 1 eine ſelbſtändige und von der Zahlungs- 
pflicht des bisherigen Eigentümers nicht abhängig iſt (Becher⸗-Henne⸗ 
berg, Anm. 1b zu § 29). Denn das Geſetz ſtellt im § 5 neben 
den dinglichen Uebergang des Eigentums am Grundſtück als die 
eigentliche und allgemeine Vorausſetzung der objektiven Steuerpflicht 
als beſondere und ſelbſtändige Vorausſetzung das obligatoriſche Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft und ſtempelt damit die obligatoriſche Uebertragung 
von Eigentumsrechten zu einem ſelbſtändigen Rechtsgrunde für die 
Entſtehung der Steuerpflicht. Die Haftung aus § 32 Abſ. 1 G. be⸗ 
darf daher, da ſie an die obligatoriſche Weiterveräußerung anknüpft, 
nicht der Rechtfertigung durch die Verpflichtung des dinglich Berechtigten 
aus § 29 Abſ. 1, fie beruht vielmehr auf dem ſelbſtändigen 
Verpflichtungsgrunde der Weiterveräußerung gemäß § 5. Infolgedeſſen 
wird ſie aber auch beim Beſtehen geſamtſchuldneriſcher Beziehungen 
zwiſchen dem Haftpflichtigen und dem Hauptverpflichteten nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen (§ 425 BGB.) dadurch nicht berührt, daß die 
Verbindlichkeit des Hauptverpflichteten aus Gründen, die nur in deſſen 
Perſon liegen, verändert wird oder ganz wegfällt. Der Umſtand, daß 
die Eheleute B. nach § 1 Abſ. 2 G. ſteuerfrei ſind, würde daher die 
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Haftung der Klägerin für den vollen Steuerbetrag, wenn ſie in der 
Tat beſteht, im Verhältnis zum Steuergläubiger nach keiner Richtung 
hin beeinfluſſen können, ſo daß auch hier ununterſucht bleiben kann, ob 
deren Befreiung ſich wirklich auf den ganzen Steuerbetrag erſtreckt oder 
nur auf den auf ihren eigenen Wertzuwachs entfallenden Teil (vgl. 
Lion, Anm. 5a zu § 29). Es könnte ſich höchſtens fragen, ob 
etwa der Umſtand, daß die Eheleute B. und die Klägerin nach dem 
Geſetz immerhin Geſamtſchuldner ſind, im Steuerbeſcheid wenigſtens 
wegen der etwaigen Rückwirkung der Geſamthaft auf das Verhältnis 
der Beteiligten untereinander hätte zum Ausdruck kommen müſſen. 
Es beſtehen jedoch auch nach dieſer Richtung hin keine Bedenken. Der 
Satz 2 des § 32 Abſ. 1 regelt zwar auch das Innenverhältnis der 
Geſamtſchuldner. Dieſe Regelung iſt aber privatrechtlicher Natur, die 
Ausgleichung unter den Beteiligten nach Maßgabe dieſer Vorſchrift iſt 
daher nicht Sache der Steuerbehörden, ſondern Privatangelegenheit 
der Beteiligten. Ein aus § 32 Abſ. 1 voll in Anſpruch Genommener 
iſt mithin in ſteuerlicher Beziehung in irgendeinem Rechte ſelbſt dann 
nicht verletzt, wenn etwa bei der Steuerfeſtſetzung die Mithaft eines 
Beteiligten zu Unrecht unbeachtet geblieben ſein ſollte, weil er nur 
einen privatrechtlichen Ausgleichungsanſpruch hat, der ihm auf alle 
Fälle verbleibt. Der Steuerſchuldner hat daher auch keinen Anſpruch 
darauf, daß der Charakter ſeiner Schuld als Solidarſchuld im Steuer⸗ 
beſcheid beſonders feſtgeſtellt wird (A. M. Lion, Anm. 7 zu § 43). 

Die Entſcheidung der Oberzolldirektion läßt ſich jedoch gleichwohl 
nicht halten, weil ihre Ausgangspunkte unzutreffend find. 

Die Oberzolldirektion irrt ſchon darin, daß ſie in dem notariellen 
Verkaufsangebot, das die B.⸗ſchen Eheleute der Klägerin gemacht 
haben, ein Rechtsgeſchäft im Sinne des § 5 Abſ. 1 3StG. ſieht. 
Unter Rechtsgeſchäften im Sinne dieſer Vorſchrift ſind nur ſolche zu 
verſtehen, die geeignet ſind, unmittelbar oder mittelbar als Grundlage 
für den Uebergang des Eigentums zu dienen (D. S. 33). Das iſt 
aber beim bloßen Offertvertrag nicht der Fall, da durch ihn eine Ver⸗ 
pflichtung des Eigentümers, das Eigentum zu übertragen, nur vor⸗ 
bereitet, aber noch nicht begründet wird (Lion, Anm. 21 zu § 5, 
vgl. auch Becher⸗ Henneberg, Anm. 2 zu § 5). Vor allem aber 
iſt es bedenklich, wenn die Oberzolldirektion auf der einen Seite es 
offen läßt, ob das Verhältnis B.⸗Klägerin nach § 5 Abſ. 1 oder 
nach § 5 Abſ. 3 Ziff. 5 G. zu beurteilen iſt, und auf der anderen 
das entſcheidende Gewicht darauf legt, daß die Klägerin ihre An⸗ 
ſprüche aus dem nach § 5 Abſ. 1 abgeſchloſſenen Geſchäfte an den 
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Erwerber Gr. und feine Braut abgetreten und dadurd ein nah § 5 
Abi. 3 Ziff. 2 ©. ſteuerpflichtiges Geſchäft für ihre Perſon als Ver⸗ 
äußerer abgeſchloſſen habe, ohne zu erörtern, ob das letztere auch dann 
der Fall fein würde, wenn das erſte Geſchäft etwa nicht nach § 5 
Abſ. 1 zu beurteilen wäre, ſondern, wie ſie ſelbſt für möglich 
hält, nach § 5 Abſ. 3 Ziff. 5. Denn in der Tat iſt die Rechtslage 
dann nicht dieſelbe, und doch kommt nach den Akten nur die Be⸗ 
urteilung nach § 5 Abſ. 3 Ziff. 5 in Betracht. Nach den vorliegenden 
Formalgeſchäften kann wenigſtens davon, daß die Klägerin irgend⸗ 
welche Anſprüche an Gr. und feine Verlobte abgetreten habe und da⸗ 
durch Zwiſchenbeteiligter im Sinne der §§ 27 und 32 Abſ. 1 G. gee 
worden ſei, keine Rede ſein. Denn es liegt außer den notariellen 
Abmachungen zwiſchen den Eheleuten B. und der Klägerin nur ein 
notarieller Kaufvertrag zwiſchen den Eheleuten B. und Gr. und ſeiner 
Braut vor, und die Klägerin iſt formell an dieſem Geſchäfte nur 
inſoweit beteiligt, als ſie es als beiderſeitige Bevollmächtigte der Ver⸗ 
tragsparteien abgeſchloſſen hat. Formell liegt daher, da der Vertrag 
B.⸗Gr. und das Geſchäft B.⸗Klägerin, mag dieſes nun nach § 5 Abſ. 1 
oder nach § 5 Abſ. 3 Ziff. 5 beurteilt werden, nicht im Verhältnis 
mehrerer aufeinanderfolgender Geſchäfte im Sinne des § 27 ſtehen, 
ſondern nebeneinander herlaufen, für das Geſchäft B.⸗Klägerin aber 
eine ſelbſtändige Steuerpflicht aus § 5 nicht begründet worden iſt, 
auch nur ein ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang, nämlich die Uebereignung 
B.⸗Gr. vor, an der die Klägerin nur als Vermittlerin beteiligt iſt. 
Sie kann daher der formellen Rechtslage nach auch nicht nach § 32 
Abſ. 1 für die volle Steuer, ſondern höchſtens nach § 32 Abſ. 2 für 
die Steuer auf den Mehrerlös in Anſpruch genommen werden, der 
ihr zugefallen iſt. Nun ſpricht freilich der Umſtand, daß der bei dem 
Verkauf B.⸗Gr. über den von den Eheleuten B. feſtgeſetzten Verkaufs⸗ 
preis hinaus erzielte Ueberpreis der Klägerin verblieben iſt, dafür. 
daß die Formalgeſchäfte eine Schiebung darſtellen, die den Zweck hatte, 
die Belaſtung der Klägerin mit der Steuer zu verhindern. Das kann 
aber hier nicht dazu führen, wie es die Oberzolldirektion hilfsweiſe zur 
Unterſtützung ihrer Auffaſſung tut, auf Grund des § 6 des Geſetzes 
zu unterſtellen, daß dieſe Formalgeſchäfte nur ſimuliert und dazu be⸗ 
ſtimmt ſeien, die nach ihrer Meinung in der Tat vorliegenden z wei 
ſelbſtändigen Veräußerungen B.⸗Klägerin und Klägerin⸗Gr. zu ver⸗ 
decken. Die Vorſchrift des § 6G, daß „die Beſteuerung nicht dadurch 
ausgeſchloſſen werde, daß ein nach dem Geſetz ſteuerpflichtiges Rechts⸗ 
geſchäft durch ein anderes Rechtsgeſchäft verdeckt wird“, iſt vom 
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Reichstag in zweiter Leſung in das Geſetz aufgenommen worden, um 
verſchleierte Geſchäfte, die den Grundſtücksumſatz und die Realiſierung 
des Wertzuwachſes bezwecken, aber nicht nach § 5 als Veräußerungs⸗ 
geſchäfte behandelt werden können, gleichfalls zur Beſteuerung heran⸗ 
ziehen zu können (ſtenogr. Bericht S. 4131). Sie dient alſo nur 
dem Zwecke, Umgehungen der Steuerpflicht vorzubeugen, indbe- 
ſondere ſolche Formen der Veräußerung zu treffen, die im Grundſtücks⸗ 
verkehr etwa außer den vom Geſetz im § 5 Abſ. 3 ſchon für ſteuer⸗ 
pflichtig erklärten gebräuchlichen Umgehungsgeſchäften noch erfunden 
werden, um die Zuwachsſteuer zu erſparen (Zimmermann, Anm. 
zu § 6, Stenglein, Strafrechtliche Nebengeſetze 4. Aufl. S. 841, 
Anm. 1 zu 8 6 3StG.); fie iſt deshalb nur da anwendbar, wo nach 
außen hin ein ſteuerfreies Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen wird, um ein an 
ſich ſteuerpflichtiges zu verdecken, kann dagegen auf ſolche Fälle nicht an⸗ 
gewandt werden, in denen von den Beteiligten zwar die nach außen 
hin in die Erſcheinung tretende Uebergangsform offenbar nur gewählt 
iſt, um die Beſteuerung überhaupt, oder für einen Beteiligten mög⸗ 
lichſt günſtig zu geſtalten, die Uebertragung jedoch auch in der ge⸗ 
wählten Form der Beſteuerung an ſich unterliegt (vgl. Becher: 
Henneberg, Anm. 1 Abſ. 2 zu § 6, Hoeniger, Das Reichs⸗ 
zuwachsſteuergeſetz, Anm. 1 zu § 6, auch R. G. Gruchot 47, 688), 
Nur ein Fall der letzteren Art würde aber hier in Betracht kommen. 
da das nach außenhin abgeſchloſſene Rechtsgeſchäft, in dem die Ober⸗ 
zolldirektion das Deckgeſchäft erblickt und das auch als ſolches allein 
in Frage kommen kann, der notarielle Kaufvertrag B.⸗Gr., der Ber 
ſteuerung nach § 4G. unterliegt. Die Entſcheidung der Oberzoll⸗ 
direktion läßt ſich demnach auch unter dieſem Geſichtspunkte nicht 
halten und war daher aufzuheben. 

Bei freier Beurteilung kann es nicht zweifelhaft ſein, daß die 
Klägerin wenigſtens aus § 32 Abſ. 2 3StG. für die Steuer in An⸗ 
ſpruch zu nehmen iſt. Denn die Haftbarkeit aus § 32 Abſ. 2 ſetzt 
nichts weiter voraus, als daß ein ſteuerpflichtiger Rechtsvorgang unter 
Mitwirkung eines Bevollmächtigten mit der Maßgabe vorgenommen 
iſt, daß dem Bevollmächtigten der einen gewiſſen Betrag überſteigende 
Teil des Preiſes verbleibt. Es wird dabei insbeſondere weder ein 
Kettengeſchäft im Sinne des § 27 vorausgeſetzt, noch kommt es darauf 
an, ob der Bevollmächtigte für eigene Rechnung verkauft hat (§ 5 
Abſ. 3 Ziffer 5) oder für Rechnung des Vollmachtgebers. Daß 
der Klägerin die Differenz zwiſchen dem von den Eheleuten B. 
feſtgeſetzten. Verkaufspreiſe von 10500 M. und dem von Gr. und 
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feiner Braut bezahlten 14700 M. verblieben ift, iſt außer Streit. Es 
könnte ſich nur fragen, ob eiwa die Haftung der Klägerin für den 
auf dieſen Mehrerlös entfallenden Teil der Steuer (§ 32 Abſ. 2) des⸗ 
halb ausgeſchloſſen iſt, weil die Veräußerer, die Eheleute B., hier 
fteuerfrei find und nach § 32 Abſ. 2 der Vermittler „neben dem Ver⸗ 
äußerer als Geſamtſchuldner“ haftet. Die Auffaſſung, daß die Haftung 
nach § 32 G. eine akzeſſoriſche fei (Lion, Anm. 7 zu § 32), iſt jedoch 
auch für dieſen Fall abzulehnen. Gegen die Lionſche Begründung 
dieſer Auffaſſung aus dem Wortlaut des Geſetzes ſprechen hier dieſelben 
Gründe wie gegen die Annahme der akzeſſoriſchen Natur der Haftung 
aus § 32 Abſ. 1. Materiell aber kommt weiter in Betracht, daß das 
Geſetz hier eine Haftung ausſpricht, die ſich in ſeine ſonſtigen Vor⸗ 
ſchriften über die aus zuwachsſteuerpflichtigen Vorgängen entſtehenden 
Verbindlichkeiten nirgends einordnen läßt, ſondern eigenartig und ſelb⸗ 
ſtändig neben ihnen ſteht. Es iſt daher anzunehmen, daß das Geſetz 
hier auch eine durchaus ſelbſtändige Verbindlichkeit hat feſtſtellen wollen, 
was um ſo unbedenklicher iſt, als ja der Vermittler das, was er ver⸗ 
ſteuern muß, in jedem Falle wirklich erhält. 
Urteil vom 9. April 1913, C 26/12. 


3. Zuläſſigkeit der Verwaltungsklage gegen die Ab- 
lehnung eines Antrages auf Ermäßigung der Ge— 
meindeeinkommenſteuer. 

Hat der §577a des Weim. Einkommenſteuergeſetzes 

Rückwirkung für die Gemeindebeſteuerung? 

Der Beklagte hat am 1. April 1912 ſein Haus in Weimar mit 
der darin betriebenen Fleiſcherei veräußert. Infolge des Wegfalls 
dieſer Einnahmequellen iſt ſein Einkommen um mehr als den fünften 
Teil vermindert. Gemäß § 77 a des Einkommenſteuergeſetzes hat das 
Staatsminiſterium, Departement der Finanzen, in Weimar durch Ver⸗ 
fügung vom 28. Juni 1912 auf ſeinen Antrag die Einkommenſteuer 
ermäßigt, dagegen hat die Gemeinde den Beklagten auch für die Zeit 
nach dem 1. April 1912 unverändert mit dem urſprünglich feſtgeſtellten 
Einkommen zur Steuer herangezogen. Mit Eingabe vom 14. Oktober 
1912 hat der Beklagte Anſpruch auf veränderte Veranlagung erhoben. 
Der Gemeindevorſtand und der Gemeinderat haben den Antrag ab- 
gelehnt, weil § 77a EStG. als Vorſchrift über eine ſtaatliche Steuer⸗ 
ermäßigung keine Rückwirkung auf die Gemeindebeſteuerung habe. 
Auf Berufung hat der Bezirksausſchuß am 9. Januar 1913 beſchloſſen, 
daß vom 1. April 1912 ab in der Gemeindeſteuer eine entſprechende 
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Ermäßigung einzutreten habe. Dagegen richtet fic) die Reviſion der 
Stadt mit dem Antrage, den Anſpruch auf Steuerermäßigung ab⸗ 
zuweiſen. 

Die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungsgerichts iſt gegeben. Sie 
beſtimmt ſich in Streitſachen, die die Gemeindebeſteuerung zum Gegen⸗ 
ſtand haben, ausſchließlich nach § 2 WeimZuſtG. vom 10. Juli 1912. 
Dieſer läßt die Reviſion zu gegen die Entſcheidungen des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes über die Heranziehung zu den Gemeindeſteuern. Erkennbar 
hat er den Art. 141 der Gemeindeordnung von 1895 im Sinn, 
wo die Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes in beſtimmten Fällen der 
Sonderveranlagung zur Gemeindeeinkommenſteuer geordnet iſt. Um 
einen Fall der Sonderveranlagung im wörtlichen Sinne des Art. 141 
GemO. handelt es ſich im vorliegenden Falle nicht. Die Sonder⸗ 
veranlagung, die Art. 141 meint, tritt ein, wenn Perſonen in Ab⸗ 
weichung oder Ergänzung der Staatsſteuerveranlagung zur Kommunal⸗ 
ſteuer herangezogen werden ſollen. Sie ſteht im Gegenſatz zu dem 
Regelfall, daß die Einſtellung zur Staatsſteuerrolle für die Höhe des 
Gemeindeſteuereinkommens maßgebend iſt und alsdann nur die Rechts⸗ 
mittel gegeben ſind, die bei der Veranlagung zur Staatsſteuer zuläſſig 
ſind. Die Fälle der Sonderveranlagung, die die Schätzungskommiſſion 
vornimmt, find in der Gemeindeordnung beſtimmt (vgl. Art. 138 
Abſ. 1; 141 Abſ. 1). Der vorliegende Fall gehört nicht dazu. Iſt 
deshalb auch Art. 141 GemO. nicht unmittelbar anwendbar, fo 
doch analog. Die Heranziehung zu Staats⸗ und Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer iſt im Laufe des Steuerjahres eine verſchiedene geworden. 
Gegenüber dem Anſpruch des Steuerpflichtigen auf Herabſetzung der 
Steuer erklärt die Gemeinde, daß ſie die Steuer in der bisherigen 
Höhe weiter erhebe. Dieſe Ablehnung des Antrags iſt eine der 
Heranziehung nach § 138 GemOrd. ſachlich gleichkommende Ent⸗ 
ſchließung. Da die Einſtellung in die Staatsſteuerrolle für die Höhe 
des Kommunalſteuereinkommens nicht mehr entſcheidend iſt, wirkt die 
Entſchließung wie eine Sonderveranlagung. 

In der Sache ſelbſt iſt auszugehen von den Artt. 128 und 143 
GemO. Danach wird — abgeſehen von Beſonderheiten, die für 
Schuldzinſen gelten, — zunächſt der Steuerpflichtige mit demjenigen Ein⸗ 
kommen zur Gemeindeeinkommenſteuer herangezogen, mit dem er in die 
3 Abteilungen der Staatsſteuerrolle des betr. Ortes eingeſtellt iſt. Ab⸗ 
änderungen, die betreffs der Staatsſteuerrolle in dem hierfür geſetzlich 
geordneten Prüfungs- und Rechtsmittelverfahren verfügt 
werden, gelten auch für die Veranlagung zur Einkommenſteuer. Die 


Ermäßigung der W.ſchen Staatsſteuer beruht auf § 77a EStG. 
vom 11. März 1908. Die Frage iſt, ob ſie eine Abänderung im Sinne 
des Art. 143 GemO. iſt. Der Ausdruck „Prüfungs“⸗Verfahren 
wird im Steuergeſetz nicht techniſch gebraucht. Von Prüfung ſpricht 
das Geſetz im verſchiedenſten Sinne. Aber es iſt kein Zweifel, daß 
die Gemeindeordnung unter dem Prüfungsverfahren, das neben dem 
Rechtsmittelverfahren zu Abänderungen der Staatsſteuerrollen⸗Einträge 
führt, allein die Ab⸗ und Zugangsſtellung von Steuerpflichtigen im 
Auge hat, die zur Zeit des Erlaſſes der Gemeindeordnung in den 
§§ 77, 78, 79 EStG. geordnet war. Der § 77a wurde erſt durch 
das Geſetz vom 11. März 1908 in das Steuergeſetz eingeſchoben. 


Die entſcheidende Frage iſt, ob § 77 a die Reihe der Ab⸗ und 
Zugangsſtellungen um einige Glieder vermehrt hat, oder ob er eine 
andere Bedeutung hat, etwa, wie die Klägerin behauptet, etwas. 
Aehnliches wie einen Steuererlaß. 


Aus der Faſſung des § 77a iſt nichts zu entnehmen. Der 
Ausdruck „Ermäßigung der Einkommenſteuer“ ift dem Preuß. Geſetz 
entnommen. In Preußen kann die hier behandelte Streitfrage nicht 
auftauchen, da § 36 PrͤommAbgGeſ. und § 63 PrEStG. eine klare 
Entſcheidung geben. 


Da der Steuerpflichtige einen Anſpruch auf Steuerermäßigung. 
hat, kommt ein Steuererlaß nicht in Frage. Das Moment, das den 
§ 77 a dem Steuererlaß fo nahe bringt, liegt darin, daß die Fälle 
des § 77 a nicht in den § 77 und namentlich nicht in das Verfahren 
des § 79 eingegliedert ſind. Ein beſonderer Grund dafür iſt nicht er⸗ 
kennbar. Die Motive ergeben nichts. Wie das Geſetz ſo daſteht 
(§ 77 Schlußſatz), gehört § 77 a organiſch nicht zu § 77. Und doch 
iſt es fo. Denn § 77a behandelt einen weiteren Fall, wo ausnahms⸗ 
weiſe Verminderung des Einkommens während des Steuerjahres eine 
Veränderung der Steuerveranlagung begründet. Auch wer leugnet, 
daß das Staatsminiſterium nach § 77 a eine Neuveranlagung vor⸗ 
nimmt, kann doch nicht beſtreiten, daß die urſprüngliche Steuerver⸗ 
anlagung verändert worden iſt. 


Daß § 77 a zu den Ab⸗ und Zugangsfällen gehört, beweiſt — 
ſicherer als ſeine Stellung im Geſetz — ſein Inhalt. Der Fall, daß 
jemand unfreiwillig mehr als ½ ſeines Einkommens verliert, iſt 
ſachlich nichts anderes, als der im § 77 unter A Ziff. 3 geordnete 
Fall, wo jemand ſein geſamtes Einkommen verliert. Es beſteht nur 
ein Quantitätsunterſchied. 
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Ob die Ermäßigung der Einkommenſteuer zu einer neuen Feſt⸗ 
ſtellung des Steuerkapitals, wie in den Ab⸗ und Zugangsliſten nach 
§ 79 EStG. führen muß, iſt dem Geſetz nicht mit Sicherheit zu ent⸗ 
nehmen. Die Frage kann hier auf ſich beruhen. Daraus, daß beim 
Staat eine völlig neue Veranlagung durch Abe und Zugangsliſte 
ſtattgefunden, er auch einen neuen Steuerrollenauszug erhalten hat, 
kann der Beklagte jedenfalls kein Argument für ſich entnehmen. 

Daß das Kinderprivileg in den §§ 21, 214 EStG. vom 
22. März 1905/11. März 1908 für die Stadt Weimar nicht gilt, beruht 
auf § 2 des Ortsſtatuts vom 13. Januar 1906. Aus dieſer Sonderbe⸗ 
ſtimmung iſt für oder gegen die Klage nichts abzuleiten. Erheblicher iſt 
ſchon die Behandlung, die der §S 21 b des EStG. von 1908 (Ermäßi⸗ 
gung der Steuer aus beſonderen perſönlichen Gründen) bei den Steuer⸗ 
behörden erfährt. Auch ihm wird, und zwar ohne daß eine ortsſtatutariſche 
Sonderbeſtimmung vorliegt, eine Wirkung für die Gemeindeeinkommen⸗ 
ſteuer verſagt. Sie erklärt ſich — ganz abgeſehen von dem Grunde, 
den die Entwicklung der Weimariſchen Steuergeſetzgebung bietet (vgl. 
die Steuernachtragsgeſetze vom 8. März 1902 RegBl. 33 und vom 
22. März 1905 RGBl. 167) — aus der eigentümlichen Faſſung des 
Art. 128 GemOrd. und der Behandlung dieſer Ermäßigungsfälle in 
der Steuerrolle (vgl. §S 67 EStG.). Nur der Schein ſpricht dafür, 
daß die Fälle des § 21 b und des § 77a einander ähnlich ſeien. 
Allerdings ſpricht das Geſetz auch in dem § 21 b von einer Ermäßigung 
des Steuerkapitals, aber es handelt ſich in der Sache doch um etwas 
ganz anderes. Im Falle W. erfolgt die Ermäßigung in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den Einkommenstatſachen, bei § 21 b nicht. Hier 
wird vielmehr die Steuer herabgeſetzt, obwohl das vorhandene Steuer⸗ 
kapital auf einen beſtimmten höheren Steuerſatz hinweiſt. Nur weil 
das Steuergeſetz keine Steuerſätze enthält, muß das Geſetz im Wege 
der Fiktion das Steuerkapital herabſetzen, um ſein Ziel zu erreichen. 

Schließlich kann auch § 2 des Ortsſtatuts über die Erhebung 
der Gemeindeeinkommenſteuer in Weimar vom 19. Februar 1901 
für die Entſcheidung verwertet werden, wo der Grundſatz ausgeſprochen 
iſt, daß die Gemeindeſteuer, ſoweit nichts anderes beſtimmt iff, in der 
Form von Zuſchlägen zu den Steuerbeträgen erhoben wird, die bei 
der Veranlagung zur Staatseinkommenſteuer ermittelt find. § 77 a EStG. 
gehört nicht zu den im § 3 des Ortsſtatuts und in den Nachträgen 
erwähnten Ausnahmefällen. 

Die Reviſion iſt aus dieſen Gründen zurückgewieſen worden. 

Urteil vom 24. April 1913 C 4/13. 
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4. Das Gemeindefteuerpriv leg für Staatsbeamte in 
Altenburg, die vor 1908 angeſtellt worden ſind. 
Der Kläger iſt am 1. Dezember 1908 von Mühlhauſen i. Th. 

nach Altenburg verſetzt worden und nimmt dort auf Grund des § 19 
Reichsbeamtengeſ. vom 31. März 1873/17. Mai 1907 ein Gemeinde⸗ 
ſteuerprivileg in Anſpruch, das den Altenburger Staatsbeamten bis zum 
1. Januar 1908 zuſtand, ſeitdem für ſpäter zur Anſtellung kommende 
aufgehoben worden iſt. Der Kläger, der am 1. April 1892 als Poſt⸗ 
aſſiſtent im Poſtdienſt des Deutſchen Reiches angeſtellt worden iſt, 
meint, er müſſe in der Steuerfrage als ein Beamter behandelt werden, 
der vor dem 1. Januar 1908 angeſtellt worden ſei. Für das Steuer⸗ 
jahr 1913 iſt ihm bei der Veranlagung zur ſtädtiſchen Einkommen⸗ 
ſteuer das Privileg verſagt worden. Der Stadtrat in Altenburg hat 
erſtinſtanzlich, das Herzogl. Staatsminiſterium im zweiten Rechtsgang 
ſein Rechtsmittel zurückgewieſen. Dagegen richtet ſich die rechtzeitig 
erhobene Anfechtungsklage. | 

Nach § 19 Reichsbeamtengeſ. finden auf die Rechtsverhältniſſe 
der aktiven Beamten, über welche nicht durch Reichsgeſetz Beſtimmung 
getroffen iſt, diejenigen geſetzlichen Vorſchriften Anwendung, welche 
an ihren Wohnorten für die aktiven Staatsbeamten gelten. Auf 
Steuerfragen beſchränkt, die wie die Gemeindeeinkommenſteuer reichs⸗ 
rechtlich nicht geordnet ſind, heißt das: kraft Reichsrechts gilt für die 
Reichsbeamten diejenige ſteuerrechtliche Norm, die das Landesrecht 
für die Landesbeamten geſetzt hat. Wo daher für die Beamten des 
Einzelſtaates ein Steuerprivileg beſteht, genießen die Reichsbeamten 
es ohne weiteres — freilich nur unter denſelben Vorausſetzungen, 
die für die Landesbeamten beſtehen; nur tritt bei der Erfüllung 
der Vorausſetzungen für Reichsbeamte die Reichsbeamteneigenſchaft 
an Stelle der Landesbeamteneigenſchaft. Dies ergibt ſich unmittel⸗ 
bar aus § 19 Reichsbeamtengeſ. und aus dem Zweck der Vorſchrift, 
der dahin geht, die Reichsbeamten nicht ſchlechter zu ſtellen als die 
Landesbeamten. 

Die urſprünglichen Vorausſetzungen für das Altenburger Be⸗ 
amtenſteuerprivileg finden ſich in dem Geſetz vom 14. Dezember 1855 
betr. das Verhältnis der unmittelbaren Hof⸗, Staats⸗, Kirchen⸗ und 
Schuldiener zu den Gemeinden, in welchen ſie durch ihre Anſtellung 
das Heimatrecht erworben haben. Dies Geſetz füllte eine Lücke in der 
Verwaltungsgeſetzgebung aus. Das Staatsgrundgeſetz vom 29. April 
1831 und das Geſetz vom 9. Auguſt 1833 über das Heimatrecht 
und das Armenweſen hatten die Landesuntertanſchaft, das Staats⸗ 
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bürgerrecht, das Heimatrecht und das Ortsbürgerrecht in Beziehungen 
zueinander geſetzt. Das Heimatrecht ſollte in einer Gemeinde beſtehen. 
Die Landesuntertanſchaft und durch dieſe das Staatsbürgerrecht gründeten 
ſich auf das Heimatrecht. In der Gemeinde berechtigte das Heimat⸗ 
recht zur Aufnahme (Erwerb des Ortsbürgerrechtes) und zu Unter⸗ 
ſtützungen. Durch die Anſtellung als Staatsbeamter in einer Gemeinde 
erlangte der Beamte das Heimatrecht in ihr. Damit erwarb er das 
Recht auf Annahme, und die Gemeinde war verpflichtet, ihn aufzu⸗ 
nehmen. Eine Verpflichtung des Beamten, die Aufnahme nachzuſuchen, 
beſtand nicht. Generell hatte die Verfaſſung die Regelung des Ver⸗ 
hältniſſes der Staatsbeamten zu den Ortsgemeinden einem beſonderen 
Geſetz vorbehalten. 


Dieſe Regelung brachte das Geſetz vom 14. Dezember 1855. 
Es verpflichtete den Staatsdiener zum Erwerb des Ortsbürgerrechts 
in der Anſtellungsgemeinde und erleichterte die Bedingungen hierfür 
(namentlich durch Ermäßigung des Bürgerrechtsgeldes) § 1—3. Nach 
. § 4 erlangten die Beamten mit dem Erwerb des Ortsbürgerrechtes 
dieſelben Rechte und Pflichten, die den übrigen Ortsbürgern der be⸗ 
treffenden Gemeinde zuſtanden und oblagen, inſoweit nicht in dem 
1855er Geſetz ſelbſt Ausnahmen hiervon beſtimmt waren. Hieran 
ſchließt ſich § 5 an, der das Steuerprivileg enthält: 
„Bei Aufbringung ſolcher Gemeindelaſten und Abgaben, welche 
vorzugsweiſe nach dem Einkommen der Gemeindemitglieder bemeſſen 
werden, iſt das Dienſteinkommen der Beamten ſtets bloß bis zu 
½ ſeines Betrages in Anſchlag zu bringen.“ 


Das Privileg war alſo eine Ausnahme von der Beſtimmung des 
§ 4, wonach das Ortsbürgerrecht, das der Beamte erwerben mußte, 
ihn zur Entrichtung aller den Ortsbürgern obliegenden Gemeinde⸗ 
abgaben verpflichtete. 


Dieſe Verbindung des Privilegs mit dem Ortsbürgerrecht ver⸗ 
ſchob ſich durch die Aenderung, die die Städteordnung vom 10. Juni 
1897 an dem Ortsbürgerrecht vornahm. Nach dem Staatsgrundgeſetz 
beſtanden die Gemeindemitglieder aus Ortsbürgern (Nachbarn), Forenſen 
im engeren Sinne (Angeſeſſenen mit Heimatrecht in einem anderen 
Altenburger Orte) und Schutzbürgern. Die Gemeindeabgaben waren 
nur von den Bürgern (Grundabgaben auch von den Forenſen) zu 
tragen, die Schutzbürger hatten ein Schutzgeld zu zahlen. Die neue 
Städteordnung unterſchied Gemeindemitgliedſchaft, die jeder Einwohner 
und Grundſtücksbeſitzer beſaß, und das Bürgerrecht, das die früheren Orts⸗ 
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bürger beſaßen und andere Gemeindemitglieder unter beſtimmten Bedin⸗ 
gungen (Selbſtändigkeit, Altenburger Staatsangehörigkeit, Alter, Unbe⸗ 
ſcholtenheit u. a. m.) durch Erteilung erlangen konnten und unter gewiſſen 
Vorausſetzungen erwerben mußten. Die Verpflichtung der Reichs⸗ 
beamten und Staatsbeamten zum Erwerb des Bürgerrechts wurde 
aufgehoben. Das Recht zum Erwerb nach den bisher in Geltung 
geweſenen Beſtimmungen blieb ihnen. Verpflichtet zum Erwerb wurden 
— einerlei ob Beamte oder Nichtbeamte — die männlichen Gemeinde⸗ 
mitglieder, die ſeit 3 Jahren in der Gemeinde wohnten und einen 
Mindeſtbetrag an Staatsſteuer entrichteten. Die Beitragspflicht zu 
den Gemeindeleiſtungen wurde allen Gemeindemitgliedern zugewieſen. 
Das neue Bürgerrecht hatte zum alleinigen Inhalt: das Gemeinde⸗ 
wahlrecht und vereinzelt beſondere Nutzungsrechte. 


Das Steuerprivileg der Beamten, das unberührt geblieben war, 
ſtellte ſich nunmehr als eine Ausnahme von den Gemeindeleiſtungen 
dar, die in keinem Zuſammenhang mehr mit dem neugeſtalteten Orts⸗ 
bürgerrecht ſtanden, vielmehr eine Folge der Gemeindemitgliedſchaft 
war. Die Gemeindemitgliedſchaft hatte der Beamte als Einwohner 
der Anſtellungsgemeinde. 


Wäre der Kläger im Jahre 1907 nach Altenburg verſetzt worden, 
ſo würde er danach mit der Niederlaſſung in Altenburg in den Genuß 
des Steuerprivilegs getreten ſein. Er iſt erſt nach dem 1. Januar 
1908 dorthin verſetzt und verzogen. Die Frage iſt, ob das Geſetz 
vom 21. Dezember 1907 die Stadt Altenburg berechtigt, ihm das 
Privileg zu verweigern. Durch dieſes Geſetz iſt das Privileg 


„mit dem 1. Januar 1908 für die von dieſem Tage ab 
zur Anſtellung kommenden Hofe, Staats-, Kirchen⸗ und 
Schul diener aufgehoben“. 


Die angefochtene Miniſterialentſcheidung ſagt, dieſe Beſtimmung 
ſetze für den Privilegienanſpruch des Landes⸗ oder Reichsbeamten voraus, 
daß der Beamte bereits vor dem 1. Januar 1908 in einer Gemeinde 
des Herzogtums ſeinen dienſtlichen Wohnſitz hatte und ununterbrochen 
bis zum 1. Januar 1908 im Staatsgebiete dienſtlich tätig geblieben 
ſei. An anderer Stelle erklärt das Herzogl. Staatsminiſterium, Ab⸗ 
teilung des Innern: das Geſamtminiſterium habe das Landedsgefes 
gleichmäßig dahin ausgelegt. daß nur die am 31. Dezember 1907 
im Genuß des Privilegs befindlichen Beamten die Ermäßigung weiter 
behalten und daß alle übrigen, die nach dieſer Zeit in einer im Herzogtum 
befindlichen Dienſtſtelle angeſtellt würden, gleichviel ob zum erſten 


==. 65 = 


Male oder unter Fortſetzung eines außerhalb des Herzogtums be⸗ 
gonnenen oder fortgeſetzten Amtsverhältniſſes, keinen Anſpruch auf 
die Ermäßigung erwerben. Es beruft ſich auf die Motive zum Geſetz⸗ 
entwurf und die Verhandlungen im Landtag. 

Die Motive ſprechen allerdings für dieſe Auffaſſung. Der Ge⸗ 
ſetzentwurf kam dem Verlangen der Städte entgegen, das als ungerecht 
empfundene Privileg abzuſchaffen. In den Motiven (Landſch. Mitt. 
1907—1909 II. 82) erklärt die Herzogl. Staatsregierung, fie habe 
Bedenken tragen müſſen, das Privileg auch den gegenwärtig im Ge⸗ 
nuß ſeiner Vorteile befindlichen Perſonen zu nehmen. Hier bilde das 
Privileg einen Teil der Beſoldung, bei deſſen Entäußerung eine 
Entſchädigung notwendig ſei. Deshalb würden nur alle künftig 
neu anzuſtellenden Beamten von der gegenwärtig beſtehenden Steuer⸗ 
ermäßigung ausgeſchloſſen. In den Verhandlungen, in denen ein 
Antrag auf allgemeine Aufhebung des Privilegs eine Rolle ſpielte, 
iſt dieſer Geſichtspunkt dann wiederholt worden. Weder hier noch 
dort iſt ein Fall geſtreift, der auf die vorliegende Frage neues Licht 
wirft. Man iſt vielmehr von dem Normalfall ausgegangen, daß alle 
am 31. Dezember 1907 angeſtellten Beamten das Privileg haben. 
Wie dem aber auch ſei, der einfache Gedanke, daß nur die Beamten 
von der Aufhebung nicht betroffen werden ſollen, die ſich bereits zu 
dieſer Zeit ein Recht auf Privilegierung erworben haben, hat im Geſetz 
ſelbſt keinen Ausdruck gefunden. Das Geſetz beſtimmt das Unter— 
ſcheidungsmerkmal anders. Es ſagt: es wird für die Beamten auf⸗ 
gehoben, die von dieſem Tage zur Anſtellung kommen. Auf die An⸗ 
ſtellungszeit, alſo auf den Zeitpunkt, wo der altenburgiſche Dienft- 
verband geknüpft worden iſt, kommt es an. Das Geſetz läßt die 
Möglichkeit offen, daß für jeden Beamten, der vor dem Jahre 1908 
angeſtellt iſt, die Beſtimmung in § 5 Geſ. von 1855 weiter gilt. 
Auch davon, daß der Beamte, um des Privilegs nach dem 1. Januar 
1908 teilhaftig zu werden, am 31. Dezember 1907 ſeinen dienſtlichen 
Wohnſitz im Herzogtum Altenburg eingenommen haben müſſe, ſagt 
das Geſetz nichts. Es iſt auch nicht einzuſehen, warum ein vor 1908 
angeſtellter altenburger Beamter, der ſeinen dienſtlichen Wohnſitz am 
31. Dezember 1907 im übrigen Deutſchen Reich hätte — ob es ſolche 
Beamte am 31. Dezember 1907 gab, iſt für dieſe Erwägung uner⸗ 
heblich — etwa ein höherer Verwaltungsbeamter, der als Bundesrats⸗ 
bevollmächtigter des Herzogtums ſeinen dienſtlichen Wohnſitz in Berlin 
hat oder ein altenburgiſcher Zollbeamter, der ſeinen dienſtlichen Wohnſitz 


außerhalb des Herzogtums angewieſen erhalten hat, das En im Falle 
Blätter für Rechtspflege LAT. N. F. XLI. 
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ſeiner Rückkehr nach dem 1. Januar 1908 verleren haben ſollte. Auf 
der anderen Seite hat es einen guten Sinn, daß das Geſetz auf die 
Anſtellung zum kritiſchen Zeitpunkt abſtellt. Die vollſtändige Aufhebung 
des Privilegs war der Regierung nicht ohne Entſchädigung der Be⸗ 
amten annehmbar. Der eingeſchlagene Weg war auch ohne Ent⸗ 
ſchädigung gangbar. Denn Perſonen, welche noch nicht als Beamte 
angeſtellt waren, ſind in der Lage, vor ihrer Entſcheidung über den 
Eintritt in den Beamtendienſt die veränderte Steuernorm in den Kreis 
ihrer Erwägung zu ziehen und bleiben ſo vor einer Schlechterſtellung 
bewahrt. Dieſes ausgeſprochene Motiv für die gleiche Regelung des 
entſprechenden preußiſchen Geſetzes vom 16. Juni 1909 (danach gelten 
die neuen Beſtimmungen für „Beamte, welche nach dem 31. März 
1909 in das Amtsverhältnis eingetreten find,” während es hinſichtlich 
„der ſchon vor dem 1. April 1909 angeſtellten Beamten“ bei den 
bisherigen Beſtimmungen bewendet) klingt ſchon in den Worten des 
Staatsminiſters von Borries in den Altenburger Landtagsverhand⸗ 
lungen an der Stelle an, wo er ſich gegen die Auffaſſung wendet, 
daß die Ungleichheit künftig Unzufriedenheit in der Beamtenſchaft 
hervorrufen werde. Er ſagt: Derjenige, der unter einem neuen und 
abweichenden Rechte angeſtellt wird, weiß, mit welchen Verhältniſſen 
er zu rechnen hat und muß ſich die veränderte Situation gefallen 
laſſen (Landſch. Mitt. 1907/09 I, 43). 

Iſt auch die Handhabung des jüngeren preußiſchen Geſetzes, das 
ebenſo wie das altenburger Geſetz in der Anſtellung zu einem be⸗ 
ſtimmten Zeitpunkt das Unterſcheidungsmerkmal ſieht, nicht maßgebend. 
ſo iſt doch — gerade im Intereſſe einheitlicher Behandlung der Reichs⸗ 
beamten bei gleicher Geſetzeslage in verſchiedenen Bundesſtaaten — 
die Feſtſtellung nicht unwichtig, daß nach dem Preuß. Miniſterial⸗ 
Erlaß vom 6. September 1909 (M Bl. 164) alle Perſonen das alte 
Privileg genießen, die vor dem bezeichneten Termine bereits ein öffent⸗ 
liches Amt bekleidet haben. Im Königreich Sachſen, deſſen Geſetz⸗ 
gebung auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts ſonſt von größerem 
Einfluß auf das Herzogtum Altenburg iſt, als die preußiſche, iſt die 
Rechtslage eine völlig andere. Als hier das ¼⸗Privileg der Steuer⸗ 
pflichtigen mit feſtem Dienſteinkommen vom 1. Januar 1909 ab 
aufgehoben wurde (Sächſ. Geſ. vom 23. Dezember 1908), wurde 
eine Ausnahme für diejenigen Steuerpflichtigen gemacht, „bei deren 
Veranlagung zu den Gemeindeſteuern im Laufe des Jahres 1908 die 
aufgehobenen Beſtimmungen anzuwenden geweſen ſind“. Damit war 
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klar auf den tatſächlichen Genuß innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
raums abgeftellt. 

Danach kommt es für die Entſcheidung der Streitfrage poſitiv 
auf die Feſtſtellung an, ob der Kläger die Gemeindemitgliedſchaft im 
Steuerjahr 1913 durch Einnahme ſeines dienſtlichen Wohnſitzes in 
Altenburg hatte, und negativ, ob er als Beamter nach dem 1. Januar 
1908 angeſtellt worden iſt. Bei der letzten Frage iſt entſcheidend, ob 
er die Reichsbeamteneigenſchaft nach dem 1. Januar 1908 erworben 
hat. Daß bei dieſer Stellung der Tatfragen die Entſcheidung zu⸗ 
gunſten des Klägers ausfallen muß, iſt außer Streit. 

Urteil vom 14. Juni 1913 (A 9/13). 


Perſonal-Veränderungen 
im Geſchäftsbereich des Oberlandesgerichts Jena 1913. 


Zuſammengeſtellt von Stephan. 


1. Richter, Staatsanwälte, Gerichtsvollzieher. 


Ovberlandesgericht; Dr. Köhler, Oberlandesgerichtsrat ſeit 1. April 1918, 
bisher Landrichter in Gera, an Stelle des am 18./7. 11 geſtorbenen 
OL GRat Lippold. — Prof. Dr. Lehmann, Oberlandesgerichtsrat ſeit 
1. Oktober 1913, an Stelle des ausgeſchiedenen Prof. Dr. Hedemann. 


Eiſenach, Landgerichtsbezirk. 

Geiſa (Amtsgericht). Becker, Gerichtsaſſeſſor in Stadtlengsfeld, Amtsanwalt 
ſeit 1./10. 18, an Stelle von Dr. Trebing. — Hoppert, Gerichts⸗ 
diener, vom 1./7. 13 ab Gerichtsvollzieher, an Stelle von Gebhardt. 

Gerſtungen (Amtsgericht). Hörſchelmann, Amtsrichter, vom 1./8. 13 ab 
wegen Krankheit in den Warteſtand verjegt. — Conrad, K., Gerichts⸗ 
aſſeſſor, vom 1./10. 13 ab Amtsrichter, an Stelle von Hörſchelmann. — 
Diener Streiber, vom 1./10. 13 ab mit der Wahrnehmung des Gerichts⸗ 
vollzieherdienſtes beauftragt. 

Ilmenan (Amtsgericht). Felſch, Gerichtsvollzieher ſeit 1./4. 13, an Stelle 
von Schilling. — Gebhardt, Gerichtsvollzieher ſeit 1. / 10. 18, bisher 
in Blankenhain, an Stelle des nach Blankenhain verſetzten Felſch. 

Kaltennordheim (Amtsgericht). Becker, Gerichtsaſſeſſor in Stadtlengsfeld, 
Amtsanwalt ſeit 1./ 10. 13, an Stelle von Dr. Trebing. 

Stadtlengsfeld (Amtsgericht). Becker, Gerichtsaſſeſſor, Amtsanwalt ſeit 
1./10. 13, an Stelle von Dr. Trebin g. — Diener Hoffmann, ſeit 
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1./10. 13 mit der Wahrnehmung des Gerichtsvollzieherdienſtes beauftragt, 
an Stelle des Gerichtsvollziehers Hirſchfeld (im Ruheſtand ſeit 1./7. 13). 

Vacha (Amtsgericht). Dr. Fitzler, Amtsrichter, am 1./10. 13 nach Blanken⸗ 
hain verſetzt. — Becker, Gerichtsaſſeſſor in Stadtlengsfeld, Amtsanwalt 
ſeit 1/10 13, an Stelle des ſeit 1./1. 14 zum Amtsrichter ernannten 
Dr. Trebing. — Diener Heydrich, vom 1./10. 13 ab mit der Wahr⸗ 
nehmung des Gerichtsvollzieherdienſtes beauftragt. 


Gera (Landgericht). Morgeneyer, Landrichter ſeit 1./4. 13, bisher Amts: 
richter in Schleiz. 

Lobenſtein (Amtsgericht). Meyer, Oberamtsrichter, Oberjuſtizrat, vom 
10/11. 13 ab „Geh. Juſtizrat“. | 
Schleiz (Amtsgericht). Otto, F., Gerichtsaſſeſſor, vom 1./5. 13 ab Amts⸗ 

richter, an Stelle des nach Gera verſetzten Landrichters Mor geneyer. 
Weida (Amtsgericht). Friderici, Oberamtsrichter, vom 25./12. 13 ab 
„Juſtizrat“. 


Gotha (Amtsgericht). Krug, AG Rat, vom 1./5. 13 ab in den Ruheſtand 
verſetzt. — Schüller, Amtsrichter, ſeit 1./7. 13 an Stelle von Krug, 
vorher in Zella, ſeit 19./7. 13 „Amtsgerichtsrat“. 

Zella (Amtsgericht). Schüller, Amtsrichter, am 1,/7. 13 an das Amts⸗ 
gericht Gotha verſetzt. 

Greiz (Landgericht). Schroeder, Landgerichtsrat feit 1./4. 13, bisher Amts⸗ 
gerichtsrat in Zeulenroda. | 

Burgk (Amtsgericht). Püſchel, Amtsrichter feit 1./10. 13, bisher Gerichis- 
aſſeſſor, an Stelle des nach Zeulenroda verſetzten AR. Dr. Franz. 

Zenleuroda (Amtsgericht')ꝛ) . Dr. Franz, erſter Amtsrichter ſeit 1. April 
1913, bisher erſter Amtsrichter in Burgk, an Stelle des nach Greiz ver⸗ 
ſetzten LGR. Schroeder. 


Meiningen (Landgericht). Dr. F. Brodführer, vom 1./6. 13 ab Land⸗ 
richter, bisher Amtsrichter in Sonneberg, an Stelle von Döll. 

Meiningen (Amtsgericht). Hoßfeld, Amtsgerichtsrat, vom 1./4. 13 ab 
„Geh. Juſtizrat“. — Döll, Amtsanwalt für Meiningen, Salzungen und 
Waſungen ſeit 1./6. 13, vordem Landrichter, an Stelle des zum Regierungs⸗ 

aſſeſſor ernannten Dr. Schlegemilch. 

Eisfeld (Amtsgericht). Gering, Amtsanwalt feit 1./4. 13, an Stelle von 

Groß. | 

Heldburg (Amtsgericht). Gering, Amtsanwalt feit 1./4. 1913, an Stelle 
von Groß. | 

Hildburghanſen (Amtsgericht). Gering, Amtsanwalt ſeit 1./4. 13, an 
Stelle von Groß. | 

„Römhild (Amtsgericht). Gering, Amtsanwalt feit 1./4. 13, an Stelle 
von Groß. | : 
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Salzungen (Amtsgericht). Heim, Amtsrichter, vom 1./4. 13 ab „Amts⸗ 
gerichtsrat“. — Döll, Amtsanwalt für Meiningen, Salzungen und 
Waſungen ſeit 1./6. 13, mit Wohnſitz in Meiningen, ſeither Landrichter, 
an Stelle von Dr. Schlegemilch. 

Sonneberg (Amtsgericht). Dr. R. Anſchütz, vom 1./6. 13 ab Amtsrichter, 
bisher Amtsanwalt, an Stelle von Dr. Brodführer. — Uehling, 
Gerichtsaſſeſſor, ſeit 1./6. 13 Amtsanwalt. 

Themar (Amtsgericht). Gering, Amtsanwalt ſeit 1./4. 13, an Stelle 
von Groß. 

Waſungen (Amtsgericht). Döll, Amtsanwalt für Meiningen, Salzungen und 
Waſungen ſeit 1./6. 18, mit Wohnſitz in Meiningen, bisher ce an 
Stelle von Dr. Sälegemild 


Rudolſtadt (Amtsgeriht), AGRat Frh. v. Ketelhodt, Amtsrichter, ſeit 
1. / 10. 13, ſeither Oberamtsrichter in Frankenhauſen. — Werther, Ge: 
richtsaſſeſſor (Hilſsarbeiter b. d. StAnw. Nudolſtadt), Amtsanwalt für Rudol⸗ 
ſtadt und Königſee ſeit 15./4. 18. — Dr. Mayer, Gerichtsaſſeſſor 
(Hilfsarbeiter b. d. StAnw. Rudolſtadt), Amtsanwalt für Rudolſtadt und 
Königſee feit 15./ 10. 13, an Stelle von Werther. 

Camburg (Amtsgericht). Stock, Gerichtsvollzieher, an Stelle von Hahn. 

Frankenhauſen (Amtsgericht). Frh. v. Ketelhodt, Oberamtsrichter, jeit 
21./8. 13 „Amtsgerichtsrat“, vom 1.{10. 13 ab an das Amtsgericht in 
Rudolſtadt verſetzt. — Merboth, Amtsrichter, ſeit 1./10. 13, bisher in 
Oberweißbach. — Dr. M. Neumann, Amtsrichter, vom 1 ‚110. 18 eb 
die allgemeine Dienſtauſſicht übertragen. 

Königſee (Amtsgericht). Werther, Gerichtsaſſeſſor (Hilfsarbeiter b. d. StUnw. 
Rudolſtadt), Amtsanwalt für Rudolſtadt und Königſee ſeit 15./4. 18; 
vom 15.10. 13 ab Gerichtsaſſeſſor Dr. Mayer, an Stelle von Werther. 

Oberweißbach (Amtsgericht). Merboth, Amtsrichter, vom 1/10. 13 ab 
an das Amtsgericht in Frankenhauſen verſetzt. 


Weimar (Landgericht). Landrichter Reinhard vom 25.12. 13 ab „Land⸗ 
gerichts rat“. 

Weimar (Amtsgericht). Braun, Gerichtsvollzieher, ſeit 1./ 10. 13, vorher 
in Jena. 

Blankenhain (Amtsgericht). Dr. Fitzler, Amtsrichter, ſeit 1./10. 13, vor⸗ 
dem in Vacha. — Gebhardt, Friedr., Gerichtsvollzieher, ſeit 1./7. 13, 
an Stelle des wegen Krankheit am 1./5. 13 in den Warteſtand verſetzten 
Schulze. — Felſch, Gerichtsvollzieher, ſeit 1./10. 13, bisher in Ilmenau, 
an Stelle des dahin verſetzten Gebhardt. 

Buttſtädt (Amtsgericht). Diener Rockenſtein, vom 1./10. 13 ab mit der 
Wahrnehmung des Gerichtsvollzieherdienſtes beauftragt. 

Jena (Amtsgericht). Dr. Moritz, Amtsrichter, ſeit 10./6. 13 „Amts⸗ 
gerichtsrat!“. — Braun, Gerichts vollzieher, am 1./10. 13 nach Weimar 
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verſetzt. — Bartſch, Gerichtsvollzieher feit 1./10. 18, bisher Gerichts⸗ 
diener und Gerichtsvollzieher k. A. in Buttſtädt. Müller, Gerichts⸗ 
vollzieher ſeit 1./ 10. 13, bisher Gerichtsdiener und Gerichts vollzieher k. A. 
in Gerſtungen. | 

Vieſelbach (Amtsgericht). Thierbach, Oberamtsrichter, vom 25./12..13 
ab „Juſtizrat“. — Preßler, Gerichtsvollzieher k. A., an Stelle von 
Felſch. 


2. Rechtsanwälte. 


Zugelaſſen: Götting, Krichauff beim Landgericht Meiningen. — Lairitz 
beim gemeinſchaftl. Landgericht Rudolſtadt. — Dr. Hartung, Meng 
beim Oberlandesgericht Jena. — Dr. Ratenbacher beim Landgericht 
Weimar. — Dr. Scheiding beim gemeinſchaftl. Landgericht Gera. — 
Schäfer in Berka a. W. beim Amtsgericht Gerſtungen. — Dr. Martin 
Baer beim Amtsgericht und bei der Kammer für Handelsſachen in Coburg. 
— Wächter beim gemeinſchaftl. Landgericht Rudolſtadt und beim Amtsgericht 
Oberweißbach. — Prüfer, Windorf beim Amtsgericht Schleuſingen. 

Partzſch, zugelaſſen beim Landgericht Weimar, iſt Bd. 60 S. 75 irrtümlich 
als gelöſcht bezeichnet. 
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Ernannt: Laub, Rechtsanwalt in Meiningen, vom 1./4. 13 ab, Pfeiffer, 
Rechtsanwalt in Eiſenach und Marderſteig, G., Rechtsanwalt in Weimar, 
vom 25./12. 13 ab „Juſtizrat“. 

Gelöſcht: Dr. Pühn in Greiz, 3./8. 13. — Dr. Kiesling in Greiz, 
+ am 1./5. 13. — Dr. Roſenberg in Altenburg, 1 1./6. 13. — 
Schäfer in Weimar, 30./6. 13. — Dr. Ratenbacher in Neuſtadt a./ Orla, 
7./7. 18. — Dr. Roßteutſcher in Coburg, 7./7. 13. — Juſtizrat 
Dr. Gebſer in Allſtedt, 21./8. 13. — Juſtizrat Dr. Harmening, 
fam 25./8. 13. — Meng in Neuſtadt a. / Orla, 15./9. 13. — 
Wächter, jetzt in Oberweißbach, beim LG. Rudolſtadt, 11./11. 13. — 


Berichtigung 
zu der Dienſtlaufbahn des AGR. Moritz in Coburg (Bd. 58 S. 305). 


Moritz iſt aufſichtsführender Amtsrichter, die GAPr. hat er am 25./7. 
(nicht 25./4.) 1879 beſtanden, als Amtsrichter in Königsberg i. / Fr. führte 
er die Dienſtbezeichnung Oberamtsrichter. 
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Prüfungen 


von Gerichtsaſſeſſoren und Referendaren am Oberlandesgericht 
Jena 1913. 


(Jahr 1912 ſ. Bd. 60 S. 76.) 
Zuſammengeſtellt von Stephan. 


1. Großherzogtum Sachſen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. K. Blomeyer aus Jena, 15. März. — Gerh, 
Oßwald aus Eiſenach, 15. März. — Walter Hüttich aus Weimar. 
15. März. — Dr. Hans Mutheſius aus Weimar, 7. Juni. — 
Dr. Ernſt Hartung aus Berteroda, 7. Juni (jetzt Rechtsanwalt in 
Jena). — Hermann Sorge aus Blankenhain, 7. Juni. — Dr. Artur 
Scheiding aus Bucha, 7. Juni (jetzt Rechtsanwalt in Gera). — Dr. Karl 
Chemnitius aus Jena, 15. Juli. — Friedr. Stier aus Buttſtädt, 
15. Juli. — Dr. Friedrich Graf v. Medem aus Weimar, 15. Juli. 
(1 mit Auszeichnung, 1 gut, 5 ausreichend, 3 nicht beſtanden.) 

d) Referendare: Ludw. Wuth aus Melborn, 15. Februar. — Wilh. Lünzer 
aus Kaltennordheim, 8. März. — Artur Landgraf aus Schloßvippach, 
17. März. — Hans Kohl aus Jena, 14. Juni. — Ernſt Schrecken⸗ 
bach aus Niedertrebra, 7. Juli. — Ernſt Schäfer aus Berka a / W., 
27. September. — Martin Hunnius aus Weimar, 1. November. — 
Walter Zimmermann aus Eiſenach, 1. November. — Siegfried Jantzen 
aus Eiſenach, 1. November. — Georg Schneider aus Apolda, 15. No⸗ 
vember. — Paul Schreiber aus Weimar, 20. Dezember. (2 gut, 
6 ausreichend, 3 nicht beſtanden, davon 1 nach §§ 13% 16 d. Prüf.⸗ 
Vorſchr. nicht beſtanden). 


2. Herzogtum S.-Meiningen. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Hans Moſer aus Camburg, 15. Juli. — Werner 
Ullrich aus Obermaßfeld, 5. Dezember. — Alexander Freyſoldt aus 
Sonneberg, 5. Dezember. — Dr. Karl Riedel aus Jena, 5. Dezember. 
(4 ausreichend beſtanden.) 

d) Referendare: Karl Roſt aus Waſungen, 8. März. — Friedr. Landgraf 
aus Waſungen, 15. März. — Alfred Otto aus Sonneberg, 7. Juni. — 
Karl Thalmann aus Pößneck, 14. Juni. (2 gut, 2 ausreichend be⸗ 
ſtanden.) 


3. Herzogtum S.⸗Altenburg. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Otto Roloff aus Altenburg, 7. Juni. (Zenſur gut.) 

d) Referendare: Martin Maul aus Altenburg, 1. März. — Rud. Unger 
aus Altenburg, 15. März. — Fritz Schubert aus Altenburg, 3 1. Mai. 
— Walter Dudek aus Altenburg, 5. Juli. — Kurt Herfurth aus 
Kahla, 26. Juli. — Hans Richter aus Altenburg, 26. Juli. (2 gut, 
4 ausreichend beſtanden.) 


4. Herzogtum S.-Coburg und Gotha. 


a) Gerichtsaſſeſſoren: Viktor Schröder aus Herbsleben, 30. April. — 
Dr. Martin Bär aus Coburg, 15. Juli (jetzt Rechtsanwalt in Coburg). 
(1 gut, 1 nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Werner Wagner aus Neuſtadt bei Coburg, 15. Februar. 
— Kurt Hocker aus Gotha, 8. März. — Erich Böttner aus Friedrich⸗ 
roda, 31. Mai. — Werner Tewes aus Gotha, 31. Mai. — Friedr. 
Fleiſchhauer aus Gotha, 5. Juli. — Otto Albrecht aus Walters⸗ 
haufen, 1. November. — Karl Stammberger aus Mönchröden, 20. De⸗ 
zember. (1 gut, 3 ausreichend, 3 nicht beſtanden.) 


5. Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt. | 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Rudolf Beck aus Oberweißbach, 5. Dezember. 
(Nicht beſtanden.) 

b) Referendare: Walter Klinghammer aus Rudolſtadt, 8. März. — 
Karl Haueiſen aus Rudolſtadt, 8. März. — Heinrich Scheller aus 
Neuhaus a./R., 15. März. — Theodor Schwartz aus Rudolſtadt, 27. Sep⸗ 
tember. (1 ausreichend, 3 nicht beſtanden.) 


6. Fürſtentunm Reuß ä. L. 
a) Gerichtsaſſeſſoren: Johannes Heinze aus Greiz, 7. Juni. — Dr. Hans 
Scheube aus Greiz, 15. Juli. (2 ausreichend beſtanden.) 
b) Referendare: Heinrich und Walther Wetzel aus Greiz, 5. Juli. (Zenſur 
ausreichend.) 


7. Fürſtentum Reuß j. L. 

a) Gerichtsaſſeſſoren: Dr. Friedrich Ey aus Gera, 15. März. — Friedrich 
Schneider aus Neudebſchwitz, 15. März. — Dr. Friedrich Grimm aus 
Gera, 5. Dezember. — Kurt Grimm aus Gera, 5. Dezember. (1 gut, 
2 ausreichend, 1 nicht beſtanden.) 


b) Referendare: Joh. Friedr. Stang aus Gera, 1. März. — Friedrich 
Käckell aus Gera, 21. Juli. — Fritz Seifarth aus Gera, 26. Juli. 
— Paul Mell aus Langenberg, 1. November. — Rudolf Zeiß ner 
aus Gera, 15. November. — Otto Traugott Zſchiegner aus Gera, 
20. Dezember. (1 gut, 3 ausreichend, 2 nicht beſtanden.) 


8. Andere Staaten. 

Referendare: Gottfried Drenckmann aus Magdeburg, 8. Februar. — Fritz 
Götze aus Zoſſen, 8. Februar. — Helmuth Wichmann aus Königs⸗ 
berg i. / Pr., 8. Februar. — Reinh. Pohlmann aus Berlin, 8. Februar. 
— Walter Babenzien aus Rathenow, 8. Februar. — Ferdinand 
Börner aus Göttingen, 15. Februar. — Heinrich Sauer aus Lübeck, 
15. Februar. — Hans Schaffſtaedter aus Krotoſchin, 1. März. — 
Schwarz aus Halle a. / S., 1. März. — Hans Schamvogel aus 
Hamburg, 15. März. — Wilhelm Hardtmuth aus Ehrenbreitſtein, 
28. Mai. — Alfred Jung aus Erfurt, 7. Juni. — Joachim Fritzſche 
aus Merſeburg, 7. Juni. — Johannes Herklotz aus Bremen, 14. Juni. 


— Auguft Martens aus Hannover, 14. Juni. — Rudolf Lorenz 
aus Loppersdorf i. / Oberſchl., 14. Juni. — Wolfgang Leupold aus 
Arnſtadt, 5. Juli. — Walter Murswiek aus Bromberg, 12. Juli. — 
Kurt Düſt er aus Marienwerder, 12. Juli. — Georg Stein aus Teſchen⸗ 
dorf, 12. Juli. — Johannes Krauſe aus Perleberg, 12. Juli. — 
Guſtav Vogt aus Neuſtadt i. / Oberſchl., 12. Juli. — Ernſt Helle aus 
Magdeburg, 21. Juli. — Felir Brun nabend aus Gardelegen, 21. Juli. 
— Fritz Lewark aus Berlin, 21. Juli. — Ernſt Körner aus Gis: 
leben, 21. Juli. — Friedr. Kneiſner aus Hamburg, 28. Juli. — 
Walter Bohne aus Berlin, 1. Auguſt. — Georg Bernſtein aus 
Steglitz, 4. Auguſt. — Ernſt Hartmann aus Hamburg, 27. September. 
— Walter Gille aus Berlin, 27. September. — Eugen George aus 
Potsdam, 15 November. — Johannes Schellack aus Hildesheim, 15. No⸗ 
vember. — Kurt Chriſtiani aus Bankau, 29. November. — Walter 
Strube aus Nachterſtädt, 29. November. — Alſred Zimmermann 
aus Weißenfels, 29. November. — Willy Metaſch aus Schmergow, 
29. November. — Johannes Reinbach aus Beuthen, 29. November. — 
Franz Albrecht aus Salzwedel, 6. Dezember. — Heinrich Bock aus 
Mehmke, 6. Dezember. — Ernſt Graßau aus Witzentze, 6. Dezember. 
— Ernſt Guſtav Lienig aus Magdeburg, 6. Dezember. (1 mit Aus⸗ 
zeichnung, 7 gut, 25 ausreichend, 9 nicht beſtanden, davon 1 wegen wieder⸗ 
holter Verſäumnis nach § 10 Abſ. 9 d. Prüf.⸗Vorſchr. nicht beſtanden). 
Gerichtsaſſeſſoren insgeſamt 24. Davon haben 1 mit Auszeichnung, 4 gut, 
13 ausreichend und 6 nicht beſtanden. 
Referendare insgeſamt 82. Davon haben 1 mit Auszeichnung, 15 gut, 46 
ausreichend und 20 nicht beſtanden. 


Geſchüftsverteilung beim Oberlandesgericht Jena. 
Mitgeteilt von Stephan. 


Die Geſchäftsverteilung beim Oberlandesgericht Jena, abgedruckt 
Bd. 59 S. 145, iſt geändert. 

Alle Geſchäfte in Rechtsſtreitigkeiten über Schadenerſatzanſprüche 
aus Unfällen werden ſeit dem 1. Januar 1913 vom 3. Zivilſenat 
noch mit erledigt, ſeit dem 1. Januar 1914 werden vom 2. Zivil⸗ 
ſenat alle Geſchäfte in Rechtsſtreitigkeiten über Warenzeichen und 
unlautern Wettbewerb noch mit erledigt. 

Im übrigen iſt die Geſchäftsverteilung unverändert geblieben. 
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Bücherbeſprechungen. 


1. H. v. Frankenberg, Stadtrat in Braunſchweig, Die Vorteile 
der Reichsverſicherungsordnung. Frankfurt a/ M. (Schnaper) 1913. 
24 S. 0,60 M. 

Dieſer Sonderabdruck aus dem Centralblatt der Reichsverſicherung legt dar, 
daß durch die RVO. „trotz mancher, unerfüllt gebliebener Wünſche ein erfreulicher 
Fortſchritt erzielt wurde, der ſelbſt für diejenigen Beachtung verdient, deren Auf⸗ 
merkſamkeit bei der Stellungnahme zu der Angelegenheit zunächſt durch wirkliche 
oder vermeintliche Nachteile des Geſetzes in Anſpruch genommen wird“. v. F. hebt 
insbeſondere hervor Einheitlichkeit der Satzungen und des Verfahrens, verſtärkte 
Zuziehung ſachverſtändiger Laien, Klärung der Grenzen zwiſchen den verſchiedenen 
Verſicherungsträgerſchaften, Erweiterung der Kranken⸗ und der Invalidenver⸗ 
ſicherungspflicht, Erleichterung der Familien⸗Krankenverſicherung, Ausdehnung der 
Unfallverſicherung, Milderung der Laſt der Rücklage (Reſervefonds), die Ausdehnung 
der Invalidenverſicherung auf Hinterbliebene, Zuſchlag für Kinder bei der Invaliden⸗ 
rente, freiwillige Zuſatzverſicherung. 


2. Dr. Georg Baum, RAnw. am Kammergericht, An waltſchaft 
und Arbeitsgerichte, Vortrag, gehalten im Berliner Anwalts⸗Verein. 
Berlin (F. Vahlen) 1913. 27 S. 1 M. 
| B., Vorſitzender des Berliner Gewerbegerichts, legt in klarer einfacher Sprache 

die großen Unzuträglichkeiten dar, welche für das Verfahren vor den Gewerbegerichten 
und vor den Kaufmannsgerichten daraus ſich ergeben, daß die Frage, ob eine Klage 
vor die genannten Gerichte gehört oder nicht, ſehr häufig aus den verſchiedenſten 
und künſtlichen Geſetzesbeſtimmungen zu beantworten iſt; er ſchlägt deshalb vor, 
RGewO. Tit. 7 grundſätzlich auf alle Arbeitsverhältniſſe auszudehnen, welche die 
Erwerbstätigkeit hauptſächlich in Anſpruch nehmen, als Angeſtellte alle gelten zu 
laſſen, welche nicht lediglich vorübergehend mit der Betriebsleitung oder nicht lediglich 
mit höheren Dienſtleiſtungen betraut find und für alle Angeſtellten die 88 133 a 
RGewO. durch die entſprechenden Vorſchriften des HGB. zu erſetzen. B. hat auch 
gegen eine Angliederung der Gewerbe⸗ und Kaufmannsgerichte an die Amtsgerichte, 
wie ſie in Hamburg erfolgte, nichts einzuwenden, erachtet dieſe Angliederung in 
Preußen, deſſen Fiskus wegen, nicht für durchführbar. 

Außerdem befürwortet B. unparteiiſch und überzeugend die Zulaſſung der 
Rechtsanwälte zu den nachgenannten Gerichten. 

Hannover. W. Ch. Francke. 


3. Eine „Deutſche Strafrechts⸗Zeitung“ wird anfangs 1914 
im Verlage der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung, Berlin (Otto Liebmann), zu 
erſcheinen beginnen. An der Spitze dieſes neuen Zentralorganes für das 
Geſamtgebiet des Strafrechts, des Strafprozeſſes und der verwandten Gebiete 
in Wiſſenſchaft und Praxis des In- und Auslandes ſtehen namhafte Heraus⸗ 
geber: Prof. Kahl, Prof. v. Lilienthal, Prof. v. Liſzt, Lucas, 
Mamroth, Senatspräſident v. Tiſchendorf, Prof. Wach u. a. 

Im Unterſchiede von den bereits beſtehenden Spezialfachzeitſchriften ſoll nach 
dem erprobten Vorbilde der Deutſchen Juriſten⸗Zeitung das neue Organ allen 
wichtigen Tagesereigniſſen auf dem Gebiete des Strafrechts und Strafprozeſſes ſowie 
aller damit verwandten Gebiete auf dem Fuße folgend, eine Ueberſicht über alles, 
was die Strafrechtspflege bewegt, geben, die Reformen des StrGB. und der StrPO. 
a und diefen neue Wege weiſen. Es wird zunächſt monatlich einmal er⸗ 

E . 


4. Allfeld, Dr. Prof. in Erlangen, Die Strafgejeggebung 
des Deutſchen Reichs. 2. Aufl. München und Berlin (Schweitzer) 
1913. Geb. 13 M. 


Die Sammlung bringt in einem handlichen Bande den Text aller Geſetze 
des Reichs über Strafrecht und Strafprozeß. Ihr Zweck iſt ein doppelter. Sie 
ſoll einem Bedürfnis der Studierenden bei den praktiſchen Uebungen nachkommen 
und der Praxis dienen. Richter, Staatsanwälte und Verteidiger haben mit dieſem 
einzigen Bande alle geſetzlichen Beſtimmungen beiſammen, deren Anwendung bei der 
Strafrechtspflege in Betracht kommt. Auf Erläuterungen iſt verzichtet. Mit dem Früh⸗ 
fahr 1913 ſchließt der Druck ab. Spätere Geſetze find in einen Nachtrag verwieſen. 


5. Stoerk, Dr. F. (Prof. in Greifswald), Handbuch der deutſchen 
Verfaſſungen. Die Verfaſſungsgeſetze des Deutſchen Reiches und ſeiner 
Bundesſtaaten nach dem gegenwärtigen Geſetzesſtande. 2. Aufl., neu be⸗ 
arbeitet von Dr. v. Rauchhaupt. München und Leipzig (Duncker & Humblot) 


1913. 15 M. 

Die Sammlung ſchließt an Zachariaes Sammlung der deutſchen Ver⸗ 
ſaſſungsgeſetze an, die in den Jahren 1855—62 erſchien und bald durch die Er⸗ 
eigniſſe von 1866 unbrauchbar wurde. Wer ſich mit ſtaatsrechtlichen Fragen be⸗ 
ſchäftigt, muß im Beſitze eines diplomatiſch genauen Abdrucks der deutſchen Ver⸗ 
faſſungen ſein. Aber auch andere als Fachleute haben oft genug Anlaß, Beſtimmungen 
irgend einer ſchwer zugänglichen Verfaſſung einſehen zu müſſen. Da bietet ſich 
dies umfaſſende Nachſchlagwerk dar, das die Verfaſſungen des Reichs und aller 
Bundesſtaaten mit allen Nachträgen enthält. 0 die beiden Mecklenburg hätte 
man wünſchen können, daß ihre landſtändiſche Verfaſſung, ſoweit ſie geſchriebenes 
Recht iſt, zum Abdruck gekommen wäre. Das iſt nicht der Fall. Die beiden Groß⸗ 
herzogtümer ſtehen draußen vor. Als jüngſte Verfaſſung iſt die von Elſaß⸗Lothringen 
aufgenommen. Für einen korrekten Abdruck iſt Sorge geleiſtet. Die neue Auflage 
fußt auf dem Stande der Verfaſſungsgeſetze von Ende 1912. 


6. Sauer, Karl (Landgerichtsrat in Würzburg), Das deutſche 
Eheſchließungs-⸗ und Eheſcheidungsrecht unter Berückſichtigung 
der Haager internationalen Privatrechtsabkommen vom 12. Juni 1902. 


München und Berlin (Schweitzer) 1909. Geb. 16 M. 

Das Buch iſt für die Bedürfniſſe der Praxis berechnet. Es verzichtet auf 
eigene wiſſenſchaftliche Unterſuchungen, erläutert den Rechtsſtoff unter Berückſichtigung 
der in der Theorie erörterten Streitfragen und der Rechtſprechung und bringt zahl⸗ 
reiche dem Alltagsleben entnommene Beiſpiele dazu. Auch das Prozeßrecht iſt be⸗ 
rückſichtigt. Von beſonderen Wert ſind die Teile, die die internationalen Be⸗ 
ſtimmungen über Eheſchließung und Eheſcheidung behandeln. Das Buch verdient 
einen Platz auf dem Tiſche des Standesbeamten, des Verwaltungsbeamten, aber 
auch des Rechtsanwalts und Richters. 


7. Jaſtrow, Hermann (Amtsgerichtsrat in Berlin), Formularbuch und 
Notariatsrecht. 15. Aufl. Berlin (Guttentag) 1910. 2 Bde. 32 M. 

Es iſt die Fortſetzung des C. F. Koch ſchen Formularbuchs, die in neuer 
Bearbeitung unter der Herrſchaft des Bürgerlichen Geſetzbuchs einen geradezu 
glänzenden Aufſtieg genommen hat. Das war erklärlich in den erſten Jahren des 
neuen Rechts, wo die veränderte Maſſe in neue Formen gegoſſen werden mußte. 
Wie hätten damals die beurkundenden Beamten ohne das Formularbuch auskommen 
ſollen? Inzwiſchen haben dieſe ſich an die neuen Faſfungen gewöhnt, aber fie 
greifen noch heute gern zu der neuen Auflage. Warum? Weil dieſe in der ſorg⸗ 
fältigſten Weiſe das Alte überprüft, Neues bringt, zu Streitfragen Stellung nimmt, 
die Literatur und namentlich die Rechtſprechung heranzieht, kurz an der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Fortbildung des Urkundenrechts mitarbeitet. So iſt es auch mit der 
vorliegenden Auflage. Der erſte Band behandelt das preußiſche Notariatsrecht 
unter Hineinziehung der Beurkundungsbeſtimmungen aus dem Reichsgeſetz über die 
freiwillige Gerichtsbarkeit und der Verfahrensvorſchriften für Teſtamente, Wechſel⸗ 
proteſte, Verſammlungsbeſchlüſſe, vollſtreckbare Urkunden u. dgl. mehr aus anderen 
Reichsgeſetzen. Den Anhang bilden die preußiſchen Stempel⸗ und Koſtengeſetze. 
Für die nichtpreußiſchen Teile des Reichs wichtiger iſt der zweite Band, der auch 
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geſondert käuflich iſt. Er bringt die Urkundenbeiſpiele. Der Schwerpunkt liegt hier 
in den Beiſpielen für die allgemeinen Förmlichkeiten (Identitätsfeſtſtellung) und in 
den Urkunden des Immobilienſachenrechts, des Ehevertrags und des Teſtaments. 
Für den beurkundenden Beamten, für den Entwerfer von Urkunden iſt aber auch 
die umfaſſende Bearbeitung der verſchiedenſten Rechtsgebiete von Wert. Die neue 
Auflage bringt wieder 15 neue Formulare. Sie ſucht den Schwierigkeiten gerecht 
zu werden, welche die Rechtſprechnng über den befreiten Vorerben der Praxis, 
beſonders bei den gemeinſchaftlichen Teſtamenten bereitet. Kurz ein vorzügliches Buch. 


8. Hinſchius, Das Reichsgeſetz über die Beurkundung 
des Perſonenſtandes und die Eheſchließung vom 6. Februar 1875. 
4. neubearbeitete Aufl., herausgegeben von W. Boſchan (Kammergerichtsrat). 
Berlin (Guttentag) 1909. 12 M. Ä 

Der Hinſchiusſche Kommentar zum Perſonenſtandsgeſetz hatte einen guten 
Namen, aber er war veraltet, nachdem das Bürgerliche Geſetzbuch neues Familien⸗ 
recht gebracht hatte. Jetzt iſt er erſt von Prof. Seckel und dann von Kammer⸗ 
gerichtsrat Boſchan mit einem neuen Inhalt verſehen worden. Voran gehen die 
Texte des Reichsgeſetzes, der Ausführungsverordnung des Bundesrats, der Haager 
Familienrechtskonventionen und die Vollzugsanweiſungen aller Bundesſtaaten — 
mit 400 Seiten ein Buch für ſich. Der Abdruck war nötig, um das Buch zum Hand⸗ 
exemplar der Standesbeamten und ihren Aufſichtsbehörden in allen Bundesſtaaten 
zu machen. Die wiſſenſchaftliche Arbeit des Verfaſſers liegt in dem nun folgenden 
Kommentar des Perſonenſtandsgeſetzes, der auch die 88 1303—1322 BGB. in feine 
Erläuterungen hineinzieht. Mit ebenſoviel Fleiß wie Geſchick wird der Rechtsſtoff 
von allen Seiten beleuchtet. Schrifttum und Rechtſprechung werden berückſichtigt. 
In Anknüpfung an ein Stichwort findet der Praktiker alles, was er nur braucht. 


9. Kommentar zu den Zoll⸗ und Steuergeſetzen des 
Deutſchen Reichs von Dr. A. Hoffmann, Dr. Trautvetter und 
Dr. Cuno vom Reichsſchatzamt und Dr. Kloß vom Sächſ. Finanzminiſterium. 
Berlin (Liebmann) 1912. 25 M., geb. 27,50 M. 


Der Kommentar behandelt 23 Reichsgeſetze über Zölle, Verbrauchsſteuern, 
Verkehrsſteuern und die Zuwachsſteuer. Er iſt ein unveränderter Abdruck des 
zweiten Bandes von Stengleins ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen, dem führenden 
Werke auf dieſem Gebiete, deſſen in dieſen Blättern oſt rühmend gedacht iſt. 


10. Die Vorſchriften über die Ausbildung der Juriſten 
in Preußen. Mit Anmerkung unter Benutzung amtlicher Quellen. 5. Aufl. 
Berlin (Vahlen) 1913. Kart. 1,50 M. 

Das Buch ſtellt die jetzt in der preußiſchen Juſtizverwaltung für das Prüfungs⸗ 
weſen und den Vorbereitungsdienſt geltenden Vorſchriften und Grundſätze erſchöpfend 
zuſammen. Die neue ee ift durch eine Aenderung der Prüfungsordnung im 
Jahre 1913 nötig geworden. Dieſe iſt alſo berückſichtigt. Kandidaten und Referendare 
holen ſich daraus ſichere Information, den mit der Prüfung und dem Vorbereitungs⸗ 
dienſt befaßten Beamten dient das Werk als Handexemplar. | 


11. Rofenthal, Dr. Max (Landgerichtsrat in Plauen), Reichs - 
ſtempelgeſetz vom 15. Juni 1909, erläutert durch die Rechtſprechung. 
2. Aufl. Leipzig (Roßberg) 1913. Geb. 6 M. | 

Nachdem die wichtigſten Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats zum 
Reichsſtempelgeſetz eine neue Faſſung erhalten haben und die vom Bundesrat ge⸗ 
nehmigten Grundſätze zur Auslegung dieſes Geſetzes erſchienen ſind, iſt auch das 
Bedürfnis hervorgetreten nach einem Neudruck dieſes vielgebrauchten Handkommentars. 
Die neue Auflage berückſichtigt zugleich die Rechtſprechung bis Ende 1912 und 
1 auch die neuen eeuc, bayeriſchen und ſächſiſchen Ausführungsbe⸗ 
immungen. 


te 12. Staub, Die pofitiven Bertragsverlegungen. In 
zweiter Auflage herausgegeben und ergänzt von Rechtsanwalt Eberhard Müller. 
Berlin (Guttentag) 1913. 2 M. 

Staubs Schrift über die poſitiven Vertragsverletzungen hat bahnbrechende Bedeu⸗ 
tung gehabt. Seine Idee hat in der Wiſſenſchaft und auf dem Umwege über das 
Reichsgericht in der geſamten Rechtprechung Beachtung gefunden. Die Schrift iſt 
vergriffen. Mit der Neuauflage hat der Herausgeber den Plan verbunden die an 
Staubs Idee anknüpfende Rechtsentwicklung darzuſtellen. Seine Durchführung iſt 
vortrefflich gelungen. Die Anlage der Staubſchen Schrift kam ihr zuſtatten. 
Dieſe erſchien im Jahre 1904 und behandelte in ihrem erſten Teil die eigentliche 
Lehre, die zuerſt 1902 in einer Feſtſchrift Guttentags für den 26. Deutſch⸗Juriſten⸗ 
tag erſchienen war, und im zweiten Teile die Stellungnahme von Literatur und Recht⸗ 
ſprechung gegenüber ſeiner Lehre. Hier ſetzt Müller ein. Den erſten Teil druckt er 
nahezu unverändert wieder ab. Den zweiten Teil dagegen hat er umgearbeitet und 
die Entwicklung an den einzelnen Punkten bis zur Gegenwart weiterverfolgt. So 
haben wir die Staubſche Lehre und ihre Geſchichte in glücklicher Vereinigung. 


18. Tunica, Dr. Guſtav (Landgerichtsdirektor a. D. in Braunſchweig), 
Die Eheſcheidungsgründe des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Berlin (Guttentag) 1911. 5 M. 

Das Buch bringt eine Zuſammenſtellung aller veröffentlichten Entſcheidungen 
des Reichsgerichts und der Oberlandesgerichte über die Eheſcheidungsgründe. Es 
bezweckt damit den Praktiker der Mühe zu überheben hier und dort nachzuleſen. 
Alles Material wird ihm in ſyſtematiſcher Ordnung vorgelegt. In verſchiedenen 
Abteilungen werden die allgemeinen Vorausſetzungen des Scheidungsrechts, die ab⸗ 
ſoluten und relativen Scheidungsgründe behandelt. Die Ueberſichtlichkeit wird noch 
durch ein gutes Sachregiſter gehoben. Kurz: eine Brücke für Eheſcheidungsrichter. 


14. Anſchütz, Dr. G. (Profeſſor in Berlin), Fälle und Fragen 
des Staats⸗ und Verwaltungsrechts, zweite veränderte und ver⸗ 
mehrte Auflage. Berlin (Liebmann) 1913. Geb. 2,20 M. 

Noch immer müſſen die die öffentlich⸗ rechtlichen Disziplinen hinter denen des 
Bürgerlichen Rechts zurückſtehen und das gilt beſonders für das Verwaltungsrecht. 
Aber es geht mit der Gleichſtellung vorwärts. Ein Zeichen der Zeit iſts, daß 
jetzt neben die Sammlungen von Rechtsfällen des Privat⸗, Straf- und Prozeßrechts 
auch eine gleichartige Sammlung des Staats⸗ und Verwaltungsrechts getreten iſt 
und binnen 2 Jahren in neuer Auflage vorliegt. Sie ſchöpft aus dem täglichen Leben 
und führt über alle möglichen Gebiete der Verwaltung Die Fragen ſind zum Teil 
ſchwer, nicht aus dem Handgelenk zu beantworten, alſo mehr zu häuslicher Arbeit 
in praktiſchen Uebungen geeignet, zum Teil ſind ſie einfach, deshalb auch zu Klauſur⸗ 
fragen verwendbar und ſchon verwandt. In einem Anhang werden wichtige ſtaats⸗ 
rechtliche Ausſprüche Bismarcks mitgeteilt, die zwar ſehr intereſſant ſind, aber nicht 
in die Schrift hineingehören. 


15. Staubs Kommentar zum Geſetz betr. die Gefell= 
ſchaften mit beſchränkter Haftung. 4. vermehrte Auflage, bear⸗ 
beitet von Rechtsanwalt Dr. Hachenburg in Mannheim. Berlin (Guttentag) 
1913. 18,50 M., geb. 20 M. “ 

Staubs — richtiger ſollte man jetzt ſagen: Hachenburgs Kommentar zum 
GmbHG. nimmt den erſten Rang unter allen Bearbeitungen des Geſetzes ein. 
Kein Wunder, daß trotz ſeines Umfangs alle drei Jahre eine neue Auflage nötig 
wird. Die vorliegende Auflage nimmt zu den verſchiedenen neu aufgetauchten Fragen 
Stellung, fo über die GmbH. als Kartellgeſellſchaft, Umwandlungen der GmbH. 
in andere Geſellſchaftsformen, Widerruf der genehmigten Bilanz durch die Mehrheit 
der Geſellfchafter. Ganze Partien der Erläuterungen ſind durch neue erſetzt. 
Natürlich iſt überall der neueſte Stand der Wiſſenſchaft berückſichtigt. Das Werk 
wird ſein Glück machen und verdient es. | 


16. Das Gerichtsweſen des Deutſchen Reiches. (Sonder⸗ 
druck aus Meyers Orts⸗ und Verkehrslexikon.) Leipzig (Bibliographiſches Inſtitut) 
1913. 0,75 M. 

In einer Karte ſind die Grenzen der Oberlandesgerichtsbezirke überſichtlich 
wiedergegeben und auch die der Landgerichte eingetragen. Es folgt eine Zuſammen⸗ 
ſtellung der Oberlandesgerichte mit den zu ihnen gehörenden Land⸗ und Amtsgerichten 
und ein Verzeichnis der Amtsgerichte mit den zugehörigen Obergerichten. Auch 
eine Ueberſicht der Schutzgebietsgerichte fehlt nicht. Die Schrift ſchließt mit einer 
Darſtellung der Grundzüge des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes. Aus der Karte ſieht man deutlich, wie die Einheitlichkeit der Gerichts⸗ 
organiſation in Thüringen dadurch zerriſſen iſt, daß Schwarzburg⸗Sondershauſen 
dem Oberlandesgerichtsbezirk Jena nicht angegliedert iſt. 


17. Baſch, Guftav (Landgerichtsſekretär)“, Das deutſche Gerichts 
koſtengeſetz und die Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 


Berlin (Vahlen) 1918. Kart. 2 M. 

Eine gute Textausgabe mit dem notwendigſten Erläuterungsmaterial; deshalb 
iſt ſie als Handausgabe im Gerichts⸗ und Anwaltsdienſt und zum Studium für 
Anfänger recht zu empfehlen. Verſtändigerweiſe wird auf die Maſſenangabe von 
Entſcheidungen verzichtet. 


18. Heinsheimer, Dr. Karl (Profeſſor in Heidelberg), Praktiſche 
Uebungen im Bürgerlichen Recht. 2. vermehrte Auflage. Berlin 
(Liebmann) 1913. Kart. 3,50 M. 

Heinsheimer hat ſchon durch feine ausgezeichnete Sammlung „typiſcher Prozeſſe“ 
ſein Geſchick bei der Ausbildung von Studenten bewieſen. Das vorliegende Werk ent⸗ 
hält 159 zivilrechtliche Fälle für Studium und Ausbildung. Manche unter ihnen ſind 
der gerichtlichen Praxis entnommen, die meiſten frei zuſammengeſtellt. Auch bei der 
zweiten Kategorie zeigt fic) der Wirklchkeitsſinn des Verfaſſers. Nichts iſt ausge⸗ 
klügelt, alles im Tatſächlichen entſpricht dem wirklichen Leben. Die Anordnung folgt 
dem Syſtem des Geſetzes. Eine charakteriſtiſche Ueberſchrift orientiert über den be⸗ 
handelten Fall. Die Sammlung bietet Lehrern und Lernenden eine Fülle von Material; 
ſie tritt ebenbürtig neben die beſten Sammlungen ähnlicher Art, die wir haben. 


19. Danz, Dr. (Profeſſor in Jena), Einführung in die Recht⸗ 
ſprechung. Jena (Fiſcher) 1912. 2,50 M., geb. 3 M. 

Das Buch will den jungen Juriſten zeigen, wie ſie ihre Rechtskenntnis ver⸗ 
werten, wie ſie das Recht auf die Lebensverhältniſſe anwenden ſollen. Es legt das 
Hauptgewicht auf die Auslegung von Willenserklärungen bei Rechtsgeſchäften 
und auf die Auslegung der geſetzlichen Vorſchriften ſelbſt. Danz zieht damit die 
Quinteſſenz aus feinem vortrefflichen Buch über die Auslegung der Rechtsgeſchäfte, 
das er auf dieſe Weiſe den Studierenden näher bringt. Die Verkehrsſitte, die Um⸗ 
ſtände des einzelnen Falles, den wirtſchaftlichen Zweck des Geſchäſts lehrt er ſie an 
praktiſchen Beiſpielen berückſichtigen. Leere Gedankenabſtraktionen findet man in 
ſeinen Ausführungen nicht, der Sinn wird überall auf die Wirtlichkeit des Lebens 
gerichtet. Möchte doch jeder Student, jeder Referender das Buch zur Hand nehmen und 
es gründlich ſtudieren. Geſchieht das, ſo iſt zu hoffen, daß künftig auf dem wichtigen 
Gebiete der Auslegung der Vorwurf der Weltfremdheit der Juriſten verſtummt. 

20. Dickel, Dr. Karl (Gerichtsrat a. D., Prof. in Berlin), Rechts ⸗ 
fälle. Zum Gebrauche bei juriſtiſchen Uebungen. Heft 1: Auszüge aus 
Prozeßakten. 3. verb. Auflage. Berlin (Vahlen) 1913. 3 M. Dazu 
Erläuterungen. 5,60 M. 

Der Verfaſſer will eine juriſtiſche Klinik aufmachen, indem er kranke Fälle 
aus Prozeßakten mitteilt und dem Leſer verſchiedene Aufgaben zu löſen gibt. Dabei 
handelt es ſich nicht nur um zivilrechtliche, ſondern auch um prozeſſuale Fragen. 
Die Beſonderheit ſeiner Fälle beſteht darin, daß er Akten im Auszug mitteilt. — 
Er denkt bei ſeinen Uebungen an Studierende und Referendare, die ſich durch eigene 
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Arbeit für die Praxis vorbereiten ſollen. Und um ihnen die Kritik ihrer Löſungen zu 
ermöglichen, hat er einen beſonderen Band mit Erläuterungen herausgegeben, die 
ſich mit dem Falle nach allen Richtungen hin beſchäftigen. Mit Recht gibt er den 
Rat, den Fall erſt ſelbſt zu bearbeiten und danach die Erläuterung des Verfaſſers 
zu leſen. Denn nur eigenes Nachdenken bildet fort. 

21. Lindenberg, Dr. Georg (Senatspräſident in Berlin), Reichs⸗ 
gewerbeordnung mit dem Hausarbeits⸗,Kinderſchutz⸗ und Stellenvermittlungs⸗ 
geſetze. Berlin (Liebmann) 1913. 11 M., geb. 12,50 M. 

Wie bei den Zoll⸗ und Steuergeſetzen hat der Verlag von Stengleins Kommentar 
zu den ſtrafrechtlichen Nebengeſetzen einen Sonderdruck der Reichsgewerbeordnung 
aus der neuen Auflage des Kommentars veranſtaltet und ihn in einem Anhang durch 
den Abdruck der wichtigſten Reichsverordnungen erweitert, die zur Gewerbeordnung 
erlaſſen worden ſind. Der Kommentar legt das Hauptgewicht auf die Heranziehung 
und ſachgemäße Anordnung der Judikatur. Er iſt von einem Praktiker für die 
Praxis geſchrieben. Als Leiter des Senats, der ſich mit Gewerbefachen in der 
Reviſionsinſtanz zu befchäftigen hat, iſt Lindenberg der berufene Beurteiler der 
Bedürfniſſe der Praxis. Zwiſchen den Kommentaren von Landmann und Rohrſcheidt 
einerſeits und kleineren Handausgaben nimmt ſein Werk eine Mittelſtellung ein. 


22. Goldſchmit, Dr. (Rechtsanwalt in München), Bayeriſches 
Geſetz über das Lotterieſpiel vom 11. Oktober 1912 nebſt 
Staatsvertrag zwiſchen den ſüddeutſchen Staaten einerſeits und Preußen 
andererſeits zur Regelung der Lotterieverhältniſſe. München und Berlin 
(Schweitzer) 1913. Geb. 3 M. 

Dieſer kleine Kommentar hat auch Bedeutung für Thüringen. Denn das 
bayeriſche Geſetz iſt ebenſo wie die entſprechenden thüringiſchen Geſetze ein Abklatſch 
der beiden preußiſchen Lotteriegeſetze von 1904 und 1911. Um die Ausgabe auch 
außerhalb Bayerns nutzbar zu machen, ſind bei den einzelnen Artikeln die korre⸗ 
ſpondierenden Beſtimmungen der Lotteriegeſetze der übrigen deutfchen Staaten an⸗ 
gezogen. Das Buch gibt alſo einen Geſamtüberblick über die deutſche Lotterie⸗ 
geſetzgebung. Die Erläuterungen find teilweife recht eingehend gehalten; fie berück⸗ 
ſichtigen vor allem die Entſcheidungen des Reichsgerichts. 

23. Wertheimer, Dr. L. (Rechtsanwalt in Frankfurt), Das Gebrauchs- 
muſterſchutzgeſetz. München u. Berlin (Schweitzer) 1913. Geb. 2,80 M. 

Schweitzers blaue Textausgaben mit Anmerkungen weiten ſich aus. Jetzt iſt 
das Gebrauchsmuſterſchutzgeſetz erſchienen, das in ſeinen Erläuterungen über die 
Bedeutung und Zuſammenhänge der Beſtimmungen orientiert, die Streitfragen 
unter Hinweis auf das Schrifttum und die Rechtſprechung erwähnt und zu ihnen 
kurz Stellung nimmt. In einer Vorbemerkung wird das Geſetz gegen das Geſchmacks⸗ 
muſtergeſetz und das Patentgeſetz abgegrenzt und zugleich dargeſtellt, wie jenes 
durch das Patentgeſetz ergänzt wird. In einem Anhang druckt der Verfaſſer zahl⸗ 
reiche mit dem Geſetz zuſammenhängende Beſtimmungen des Reichsrechts, Bei⸗ 
ſpiele für Anmeldungen und ſchließlich die verſchiedenen internationalen Ueberein⸗ 
kommen ab. Samwer. 


24. Scherer, Dr. M. (Rechtsanwalt am Reichsgericht in Leipzig), Das 
vierzehnte Jahr des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Jena (Hermann 
Pohle) 1914. 1,50 M. 

Die Ueberſicht über die geſamte Rechtſprechung und Theorie zum BGB., die 
Scherer alljährlich herausgibt, erſcheint jetzt im Verlage von Hermann Pohle in 
Jena. Sie iſt bekannt und bringt auf gedrängtem Raume eine Fülle von Stoff. 
Das erreicht Scherer dadurch, daß er den Inhalt der Entſcheidungen und Schriften 
nur ganz kurz heraushebt. So genügt es aber auch für die Ueberſicht, denn im 
einzelnen Falle müſſen die betreffenden Entſcheidungen und Schriften doch näher 
nachgeleſen werden. Scherer führt auch zahlreiche Entſcheidungen aus ſeiner 
eigenen Praxis mit an, die nicht veröffentlicht ſind. Becker. 
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Dritter Jenaer flants- und rechtswiſſenſchaftlicher 
Fortbildungskurs. = 


Der nächſte Kurs foll Pfingſten 1914, vom 2. bis 10. Juni, ſtattfinden. 

Dazu ſind zugeſagt: 

D. von Borries, Exzellenz, Staatsminiſter a. D., Blankenburg a. H., Rechts - 
ſchutz in Uerwaltungsſachen, 3 St. 

Dr. Boſenick, Privatdozent, Berlin, Technik, Wirtſchaft und Recht. 

Dr. O. Gertung, Direktor der Augsburg⸗ Nürnberger Maſchinenfabrik, Nie Mer- 
kanfsorganifation einer Maſchinenfabrik, 2 St. . 

Prof. Dr. Graef, Jena, Aunſt und Sittlichkeit. 1—2 St. (mit Lichtbildern). 

Dr. Huber, Berlin, Licht u. Achatten in d. deutſchen Arbeiterverſicherung. 2 St. 

Jahn, Oberregierungsrat, Erfurt, Die Verwaltung der preußiſch⸗-heſſtſchen 
Ktaatsbahnen. 6 St. b 

Leopold, Bergaſſeſſor, Halle, der Graunkohblenbergban. 3 St. 

Dr. Leubuſcher, Geh. Medizinalrat, Meiningen, Bedeutung des Schularzt - 
meſens für die Uolksgeſundheit; oder: Bie Abtreibung im Atrafuerfahren 
mit beſonderer Berückſichtigung der Berhältniſſe in Thüringen. 2 St. 

W 55 3 a Berlin, Bie Atellung des Staats zur Rroſti⸗ 

ution, 2—4 St. | 

Luboldt, Fabrikbeſitzer, Gera, Ate deutſche Arbeitergeſetzgebung und die Wett- 
bewerbsſähigkeit der deutſchen Induſtrie auf dem Weltmarkt. 2 St. 

Dr. Luppe, Bürgermeiſter, Frankfurt a. M., Atädtifche Wohnungsfragen. 2 St. 

Dr. jur. et phil. Klöppel, Direktor der Elberfelder Farbenfabriken, Leverkuſen, Nie 
Reform des gewerblichen Rechtsſchutzes und die chemische Induſtrie. 2 St. 

pau 2 ae am Rie Fortentwicklung des Atrafprozeßrechts durch 

ie Praxis. 2 St. 

Prof. Dr. Matthes, Jena, Anerfrenliches und Erfreuliches aus der Recht⸗ 
ſprechung in Nahrungsmittelſachen. 2 St. 

Prof. Dr. Rumpf, Mannheim, Aas Prajudisienmefen, bef. in Atrafſachen. 3 St. 

Dr. Rühl, Beigeordneter, Herne, 1. Rechtsgrundſätze des ſtädtiſchen Diedlungs- 
meſens. 2 St. 2. Grundſätze des ſtädtiſchen Rechnungsweſens. 2 St. 

Dr. Richard Schmidt, Geh. Hofrat, Leipzig, Dentſche und öſterreichiſche 
Jivilprozeßidenle. 4 St. 

Dr.-Ing. Selter, Regierungsrat, Berlin⸗Zehlendorf, Aas Taylorſche Ayftem 
der miffenfchaftlichen Betriebsführung und feine Zweckmäßigkeit für die 
deutſche Induſtrie. 2 St. 

Dr. Walter, Geh. Studienrat, Frankfurt a. M., Welche Mittel hat die Schule, 
die Ausdrucksfähigkeit für Beruf und Leben zu fördern? 1 St. 

Prof. Dr. Weber, Jena, Kunſtgeſchichtliche Heimatkunde non Thüringen. 
2. Teil. Mit Lichtbildern. 6 St. ö 

Prof. D. Weinel, Jena, Recht und Religion. 1 St. 

Prof. Dr. Wiedenfeld, Köln, Grganiſationstendenzen in der deutſchen 
Achwerinduſtrie. 6—8 St. i | 

Beſichtigung des Zeißwerks und Glaswerks Schott & Genoſſen 
mit einführenden Vorträgen ſind vorgeſehen. Dazu werden beſondere Karten aus⸗ 
gegeben, berückſichtigt werden zunächſt Teilnehmer mit Dauerkarten. 

Eine Dauerkarte, wofür ſämtliche Vorträge beſucht werden können, koſtet 25 M., 
für Studierende 15 M. Im übrigen werden Einzelkarten für Vorträge, die Vor⸗ 
tragſtunde zu 1 M., ausgegeben, doch nicht für weniger als 10 Stunden. An⸗ 
meldungen werden bald, mindeſtens bis zum 1. April, erbeten an Fräulein 
Clara Blomeyer, Jena, Gartenſtraße 4. Ein Plan geht dann den Anmeldern zu. 

Wie bei anderen Kurſen ſoll, wenn ſich genügend Teilnehmer melden, eine 

Atudienreiſe ſtattfinden, der Urlaubsverhältniſſe wegen aber nicht gleich im An⸗ 

ſchluß an den Kurs, ſondern gegen Ende der Gerichtsferien. Beabſichtigt iſt eine 

Bereiſung der Thüringer Induſtrie. Zugelaſſen zur Teilnahme werden zunächſt 

die, die eine Dauerkarte zum Kurs löſen. Sie müſſen ſich bis Ende April bei 

Fräulein Clara Blomeyer beſonders anmelden. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen. 


Kinematographiſche Vorführungen an Sonn⸗ und Feſttagen 
nach anhaltiniſchem Geſetz ). 


Von Gerichtsaſſeſſor Dr. Albert Hellwig Berlin⸗Friedenau. 


Nach § 366 Ziff. 1 StGB. wird mit Geldſtrafe bis zu 60 M. 
oder mit Haft bis zu 14 Tagen beſtraft, wer den gegen die Störung 
der Feier der Sonn⸗ und Feſttage erlaſſenen Anordnungen zuwider⸗ 
handelt. Zur Ergänzung dieſes Blankettgeſetzes iſt für Anhalt das 
Geſetz vom 2. April 1900 ergangen. Bei der Auslegung dieſes Geſetzes 
muß beachtet werden, daß Schranke für das Landesrecht der erwähnte 
Paragraph des StGB. iſt, aus deſſen Entſtehungsgeſchichte ſich ergibt, 
daß er nur ſolche Anordnungen im Auge hat, welche im Intereſſe der 
allgemeinen Sonntagsheiligung nach außen hin ſtörend wirkende und 
inſofern im religiöſen Sinne anſtößige Handlungen an Sonn⸗ und 
Feiertagen verbieten. 

Es kann nun zweifehaft ſein, ob die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen durch das erwähnte anhaltiniſche Geſetz überhaupt getroffen 
werden. 

Es könnte in Frage kommen, ob die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen, jedenfalls ſoweit ſie nicht in der Vorführung von Natur⸗ 
ſzenen, Bildern aus dem Gewerbeleben und ähnlichen beſtehen, ſondern 
dramatiſche und komiſche erdichtete Handlungen bildlich wiedergeben, 
theatraliſche Vorſtellungen im Sinne des Geſetzes ſind. 


1) Vgl. jetzt auch meinen Aufſatz über „Kinematograph und Sonntagsheiligung“ 
(„Pfarr⸗Archiv“ 6, 4/17). 
Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 6 
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Dieſe Frage hat das Oberlandesgericht zu Naumburg (8 94/08) 
als Reviſionsgericht über ein Urteil der Strafkammer zu Deſſau gegen 
H. mit Recht verneint. Die Entſcheidungsgründe, die mir aus den 
Akten des Schöffengerichts zu Deſſau E 28/081) bekannt geworden 
ſind, führen in dieſer Beziehung folgendes aus: | 

„Die kinematographiſchen Vorführungen unterſcheiden ſich nicht 
unweſentlich von den theatraliſchen Vorſtellungen, obwohl beide Arten 
von Vorſtellungen manches Aehnliche haben. Bei den kinematographiſchen 
Vorſtellungen werden nur Bilder vorgeführt oder Vorgänge bildlich 
dargeſtellt, während bei den theatraliſchen Vorſtellungen lebende Per⸗ 
ſonen handelnd auftreten oder einen Vorgang bildlich darſtellen, ferner 
dienen erſtere weſentlich zur Befriedigung der Schauluſt, dagegen be⸗ 
sweden letztere vorzüglich, auf das Gemüt und den Verſtand der Zus 
ſchauer oder Zuhörer bildend und erziehend einzuwirken oder einen 
Kunſtgenuß zu bieten. Entſcheidend bei der Auslegung des Geſetzes 
iſt aber, daß nach dem Sprachgebrauch und der allgemeinen Auf⸗ 
faſſung kinematographiſche Vorführungen nicht zu den theatraliſchen 
Vorſtellungen gerechnet werden und das Geſetz keinen Anhalt dafür 
bietet, daß die Worte hier in einem anderen als dem gewöhnlichen 
Sinne gebraucht ſind.“ 

Gegen dieſes Urteil wird man kaum etwas einwenden können, 
da es das entſcheidende Gewicht auf den Sprachgebrauch des Leben? 
und des Geſetzes legt. Die nebenbei auch noch herangezogenen Geſichts⸗ 
punkte des verſchiedenen Zwecks der theatraliſchen und der kinemato⸗ 
graphiſchen Vorſtellungen wird man allerdings nur mit großer Vorſicht 
verwenden können. Denn, wenngleich es zutreffend iſt, daß im all⸗ 
gemeinen theatraliſche Vorſtellungen, wenigſtens Theatervorſtellungen 
im eigentlichen Sinn, hauptſächlich auf Gemüt und Verſtand der Zu⸗ 
ſchauer veredelnd einzuwirken oder einen Kunſtgenuß zu verſchaffen 
bezwecken und in der Regel auch — was das Oberlandesgericht nicht 
erwähnt — geeignet ſein werden, dieſem Zwecke gerecht zu werden, ſo 
gibt es doch zweifellos auch zahlreiche theatraliſche Vorſtellungen, ja 
ſogar eigentliche Theatervorſtellungen, welche dieſen Zweck nicht ver⸗ 
folgen oder doch zum mindeſten nicht geeignet ſind, ihn in die Wirklich⸗ 
keit umzuſetzen; andererſeits ſind die üblichen kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen zweifellos nicht geeignet, einen ſolchen Zweck zu verwirklichen, 


1) Die Akten ſind mir liebenswürdigerweiſe von dem Herrn . des. 
Schöffengerichts überſandt worden. 
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ja in der Regel werden ſie nicht einmal ſubjektiv einen ſolchen Zweck 
verfolgen; daß dieſe Regel aber nicht ohne immer häufigere Ausnahmen 
iſt, kann keinem verborgen bleiben, welcher die Beſtrebungen der letzten 
Jahre für die Nutzbarmachung des Kinematographen für Bildungs⸗ 
zwecke aufmerkſam verfolgt hat. So iſt dies Moment jedenfalls nicht 
geeignet, das entſcheidende Charakteriſtikum zur Ausſcheidung der 
kinematographiſchen Vorführungen aus den theatraliſchen Vorſtellungen 
zu geben. er 

Wir find zu dem Refultat gekommen, daß kinematographiſche 
Vorführungen richtiger Anſicht nach nicht als theatraliſche Vorſtellungen 
gelten können. 

Dieſe Auffaſſung, daß kinematographiſche Vorführungen, auch 
wenn ſie in früher nicht gekannter Weiſe die Wirklichkeit täuſchend 
nachahmen und für viele Tauſende das Theater erſetzen, doch niemals 
theatraliſche Vorſtellungen ſein können, ſtimmt mit der in Theorie und 
Praxis faſt allgemein ) vertretenen Auffaſſung überein, fo daß es 
einer weiteren Begründung dieſes Standpunktes nicht bedarf. 

Eher kann ſtreitig ſein, ob die kinematographiſchen Vorführungen 
als Schauſtellungen im Sinne des Geſetzes über die Sonntagsheiligung 
aufzufaſſen ſind. 

Dieſe Frage und die Abgrenzung des Begriffs der „Schauſtellung“ 
gegen den Begriff theatraliſche Vorſtellung iſt in ſehr ausführlicher 
Weiſe in einem Strafverfahren gegen Sch., welches im Jahre 1912 
das Schöffengericht zu Coswig, die Strafkammer zu Deſſau und das 
Oberlandesgericht zu Naumburg beſchäftigt hat, erörtert worden.?) 
Sch. gab zu, trotz Verbotes am 24. und 25. Dezember 1911 kinemato⸗ 
graphiſche Vorführungen in Coswig veranſtaltet zu haben; er glaube 
aber nicht, ſich ſtrafbar gemacht zu haben, da kinematographiſche Vor⸗ 
führungen nicht mehr als Schauſtellungen im Sinne des § 15 des 
anhaltiniſchen Geſetzes vom 2. April 1900 die Heilighaltung der 
Sonn⸗ und Feſttage betreffend angeſehen werden könnten. 

Dieſer Anſicht ſchloß ſich das Schöffengericht an. In den Gründen 
des freiſprechenden Urteils wird über dieſen Punkt folgendes ausge⸗ 
führt: „Mögen inz früherer Zeit dieſe Vorführungen nur darauf be⸗ 


1) Vgl. meinen Vortrag über „Oeffentliches Kinematographeurecht“ (PrVer.⸗ 
Bl. 34, 200 Anm. 23 ff. und die dortigen Zitate). Anderer Meinung iſt neuer⸗ 
dings Elſter „Kinozeuſur und Kinokonzeſſion“ in „R. u. W.“ 1913 S. 103. 

2) Die Akten E 2/12 des Amtsgerichts Coswig ſind mir von dem Herrn 
Vorſitzenden des Schöffengerichts freundlichſt überſandt worden. > 
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rechnet geweſen fein, in erſter Linie auf das Auge des Publikums 
einzuwirken, um lediglich deſſen Neugierde zu befriedigen und es zu 
unterhalten; in den letzten Jahren haben ſich die kinematographiſchen 
„Theater“ dahin ausgeſtaltet und vervollkommnet, daß ſie das Publikum 
nicht nur unterhalten, ſondern auch deſſen geiſtiges, künſtleriſches und 
wiſſenſchaftliches Intereſſe fördern ſollen. Daß dieſes letztere auch 
im vorliegenden Falle geſchehen ſollte, erhellt aus dem überreichten 
Programm.“ 


Auf die nicht näher begründete Berufung des Amtsanwalts vere 
urteilte die Strafkammer den Angeklagten unter Aufhebung des 
ſchöffengerichtlichen Urteils. Die Strafkammer erklärte die Anſicht des 
Schöffengerichts, daß es ſich nicht um Schauſtellungen gehandelt habe, 
für irrig und führte nach dieſer Richtung hin folgendes aus: 


„Allerdings fällt nicht jede Ausſtellung unter § 15 des genannten 
Geſetzes, der das Stattfinden von „öffentlichen Schauſtellungen“ an 
den vorbezeichneten Tagen verbietet, denn Schauſtellung im Sinne 
dieſes Geſetzes ſind nur ſolche Ausſtellungen von Perſonen oder Gegen⸗ 
ſtänden oder Vorführungen bildlicher Darſtellungen, durch welche in 
erſter Linie auf das Auge zur Befriedigung der Neugier oder zur 
Unterhaltung des zuſchauenden Publikums eingewirkt werden ſoll, 
ohne daß dabei vorwiegend ein geiſtiges, künſtleriſches oder wiſſenſchaft⸗ 
liches Intereſſe des Publikums gefördert werden ſoll (ebenſo Urteil des 
Oberlandesgerichts Naumburg vom 30. Mai 1908 in der Sache gegen H. 
in. Deſſau 8 94/08). Daß zu den Schauſtellungen in dieſem Sinne 
unter beſonderen Umſtänden auch kinematographiſche Vorſtellungen 
gerechnet werden können, ſoll nicht beſtritten werden. Die vom Ange⸗ 
klagten vorgeführten Films gehören aber nicht dazu; dies beweiſt 
{hon das von ihm überreichte Verzeichnis, auf dem unter anderm 
angeführt ſind: „Tolpatſch geht zur Wahrſagerin“, „Mariechens 
Weihnachtswunſch“, „Lembke und ſein Poliziſt“, „Der Opium⸗ 
ſchmuggler.“ Die Schauſtellungen waren auch öffentlich...“ 


Um theatraliſche Vorſtellungen, wie ſie der Abſatz 3 des § 15 
privilegiere, handele es ſich nicht, ſondern nur um kinematographiſche 
Vorſtellungen, da nur Bilder vorgeführt ſeien und nicht lebende 
Perſonen handelnd aufgetreten ſeien. „Die vom Angeklagten gegebenen 
Vorſtellungen dienten im weſentlichen der Schauluſt, während theatraliſche 
Vorſtellungen vorzüglich auf das Gemüt und den Verſtand der Zu⸗ 
ſchauer oder Zuhörer bildend und erziehend einwirken oder einen Su 
genuß bieten wm 4 
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Der Angeklagte meldete Reviſion an, und begründete fie, wie 
folgt: | 

Es fei zu Unrecht angenommen worden, daß es ſich lediglich u 
Schauſtellungen im Sinne jenes Geſetzes gehandelt habe. Zwar 
werde zugegeben, daß auch einige Nummern in dem Programm ge⸗ 
weſen ſeien, die lediglich zur Befriedigung der Neugierde beſtimmt 
geweſen ſeien; eine große Anzahl anderer Films aber hätte den Zweck 
gehabt, das geiſtige, wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Intereſſe des 
Publikums zu reizen. Mit Rückſicht auf den im Urteil des Schöffen⸗ 
gerichts erwähnten Entwicklungsgang der Kinematographie dürfte auch 
das im Urteil der Strafkammer erwähnte Urteil des Oberlandesgerichts 
Naumburg, das ſchon vier Jahre zurückliege, nicht mehr beweiskräftig 
ſein. Die Strafkammer habe auch den Begriff der theatralifchen, 
Vorſtellungen verkannt, denn „kinematographiſche und theatraliſche 
Schauſtellungen ſtehen nicht im Gegenſatz. Zum Begriff einer thea⸗ 
traliſchen Vorſtellung gehört nicht, daß lebende Perſonen handelnd 
auftreten.“ 

Der Strafſenat des Oberlandesgerichts zu Naumburg wies durch 
Urteil vom 8. Juni 1912 (S 81/12) die Reviſion zurück. 

Aus den Gründen des Urteils ſind folgende Erwägungen hervor⸗ 
zuheben. | | 

„Nach allgemeinen Sprachbegriffen find „öffentliche Schauſtellungen“ 
ſolche Vorführungen, die lediglich durch zumeiſt bildliche Darſtellung 
die Schauluſt des Publikums anregen, zum Vergnügen, zur Unter⸗ 
haltung dienen ſollen, und zu denen jedermann gegen Entgelt Zutritt 
hat.“ 
„Daß dieſe Begriffsbeſtimmung auch die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen im allgemeinen trifft und dieſe Vorſtellungen an ſich im 
weiteren Sinne dem Begriffe der „öffentlichen Schauſtellungen“ unter⸗ 
fallen, ſoll ſelbſt von der Reviſion im Ernſt nicht beſtritten werden, 
und iſt von dem Berufungsgericht ohne Rechtsirrtum angenommen. 
Die Ausführungen der Reviſionsbegründung richten ſich aber in ihrem 
Kern dagegen, daß der Vorderrichter die kinematographiſchen Vor⸗ 
führungen des Angeklagten ledig lich als öffentliche Schauſtellungen 
anſieht und ihnen nicht vielmehr die Ausnahmeſtellung der in Abſatz 3 
des geannten § 15 privilegierten und an Feſttagen zugelaſſenen 
„theatraliſchen Vorſtellungen“ zubilligt. Jedoch auch in dieſer, auf 
Grund tatſächlicher, der Nachprüfung des Reviſionsgerichts nicht unter⸗ 
liegender Feſtſtellungen getroffenen Entſcheidung des Vorderrichters iſt 
ein Rechtsirrtum des Vorderrichters nicht zu erkennen. Daß die Grenzen 
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zwiſchen jenem weiteren Begriffe der Schauſtellungen und dem engeren 
Begriffe der theatraliſchen Vorſtellungen gerade in bezug auf die 
Kinematographen heutzutage oft ſchwer erkennbar ſein können, ver⸗ 
kennt der Vorderrichter nicht, von der zutreffenden Auffaſſung aus⸗ 
gehend, daß theatraliſche Vorſtellungen vorwiegend ein geiſtiges, künſt⸗ 
leriſches oder wiſſenſchaftliches Intereſſe des Publikums fördern wollen 
und ſollen, ſtellt aber feſt, daß in dem vorliegenden Falle die 
Vorführungen lediglich zu den öffentlichen Schauſtellungen gehören, 
die nur zur Befriedigung der Neugier oder zur Unterhaltung dienen.“ 

„Nach dieſer auf Grund ſpezieller Beweiswürdigung getroffenen tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellung, die der Nachprüfung des Reviſiondgerichts nicht 
unterliegt, iſt es zur Beantwortung der im weſentlichen tatſächlichen 
Frage nicht berufen, ob an ſich heute die kinematographiſchen Vor⸗ 
ſtellungen ein ſolches künſtleriſches Intereſſe beanſpruchen können, daß 
fie als „theatraliſche Vorſtellung“ im Sinne des Abſ. 3 des § 15 
des angeführten Geſetzes angeſprochen werden könnten, und dieſe Frage 
iſt auch angeſichts der hier getroffenen Feſtſtellung für die Entſcheidung 
des Falles ohne jede Bedeutung.“ 

Soweit die Begründung des oberlandesgerichtlichen Urteils. 


Wenngleich ich im Reſultat mit dem Oberlandesgericht überein⸗ 
ſtimme, alſo meine, daß der Angeklagte mit Recht von der Straf⸗ 
kammer verurteilt worden iſt, ſo kann ich doch nicht allen Ausführungen 
des Oberlandesgerichts beipflichten. 


Wenn ich recht ſehe, ſo hat das Oberlandesgericht zwei Fragen, 
die miteinander nichts zu tun haben, mit einander verquickt: Nämlich 
einmal die Frage, ob kinematographiſche Vorführungen notwendiger⸗ 
weiſe als Schauſtellungen im Sinne jenes Geſetzes angeſprochen werden 
müßten, und die andere Frage, ob kinematographiſche Vorführungen 
unter Umſtänden auch als theatraliſche Vorführungen angeſprochen 
werden könnten. 


Bezüglich der erſteren Frage nimmt das Oberlandesgericht mit 
der Strafkammer an, daß es denkbar ſei, daß es kinematographiſche 
Vorführungen gäbe, die nicht als „Schauſtellungen“ im Sinne jenes 
Geſetzes angeſprochen werden könnten. Zu dieſem Reſultat kommen 
Strafkammer und Oberlandesgericht durch die von ihnen gewählte 
Begriffsbeſtimmung als „ſolche Ausſtellung von Perſonen oder Gegen⸗ 
ſtänden oder Vorführung bildlicher Darſtellungen, durch welche in 
erſter Linie auf das Auge zur Beftiedigung der Neugier oder zur 
Unterhaltung des zuſchauenden Publikums eingewirkt werden ſoll, 
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ohne daß dabei vorwiegend ein geiſtiges, künſtleriſches oder wiſſen⸗ 
ſchaftliches Intereſſe des Publikums gefördert werden ſoll.“ 

Ob dieſe Begriffsbeſtimmung für das anhaltiniſche Geſetz die 
Heilighaltung der Sonn⸗ und Feiertage betreffend richtig iſt, vermag 
ich nicht mit Beſtimmtheit zu ſagen, da mir der Text des Geſetzes 
nicht zur Hand iſt und ich infolgedeſſen nicht weiß, ob der Zuſammen⸗ 
hang der Beſtimmungen eine ſolche Auslegung nahelegt oder ſogar 
erforderlich macht. Wahrſcheinlich iſt dies allerdings nicht, da das 
oberlandesgerichtliche Urteil zur Begründung ſeiner Auslegung ledig⸗ 
lich auf den „allgemeinen Sprachbegriff“ Bezug nimmt. 

Daß aber nach dem allgemeinen Sprachbegriff eine ſolche Aus⸗ 
legung des Begriffs erfordert werde, ja daß ſie dem allgemeinen 
Sprachbegriff auch nur gerecht werde, ſcheint mir nicht zuzutreffen. 
Erforderlich iſt nur, daß Perſonen oder Gegenſtände ausgeſtellt werden 
und daß das Publikum im weſentlichen nur mit den Augen die zur 
Schau geſtellten Perſonen oder Gegenſtände wahrnehmen ſoll. Des⸗ 
halb fallen Theatervorſtellungen, bei denen es nicht nur auf die 
Wahrnehmung durch die Augen, ſondern noch mehr als auf die Augen 
auf die Ohren ankommt, nicht unter Schauſtellungen in dieſem Sinn. 
Dagegen können unter Umſtänden theatraliſche Vorſtellungen, ſo 
beiſpielsweiſe Pantomimen, unter dieſen Begriff der Schauſtellungen 
fallen. Man könnte ſogar das Begriffsmerkmal der Wahrnehmung 
durch das Auge auch noch fortlaſſen; in dieſem weiteren Sinne wären 
dann auch theatraliſche und Theatervorſtellungen Schauſtellungen. In 
dieſem weiteren Sinne ſcheinen Strafkammer und Oberlandesgericht 
den Begriff gefaßt zu haben. Nur machen ſie eine Unterſcheidung 
dahin, daß die Schauſtellungen im allgemeinen — im Gegenſatz zu 
den theatraliſchen Vorſtellungen — vorwiegend auf die Befriedigung 
der Neugier berechnet und zur Unterhaltung beſtimmt ſeien, nicht aber 
in der Hauptſache geiſtigen, wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Inter⸗ 
eſſen dienen ſollten. Dieſe einſchränkende Auslegung des Begriffs 
Schauſtellungen iſt jedenfalls nach dem Sprachgebrauch nicht richtig. 
Es gibt eben Schauſtellungen mit höherem wiſſenſchaſtlichem oder 
künſtleriſchem Intereſſe und Schauſtellungen, welche eines derartigen 
Intereſſes entbehren. 

Das Oberlandesgericht ſcheint dies auch anzuerkennen dadurch, 
daß es die theatraliſchen Vorſtellungen offenbar als einen Unterbegriff 
des Oberbegriffs Schauſtellungen auffaßt. Der Fehler aber, den auch 
das Oberlandesgericht begeht, iſt darin zu erblicken, daß es die theatra⸗ 
liſchen Vorſtellungen als ſtets eines höheren wiſſenſchaftlichen und 


künſtleriſchen Intereſſes teilhaftig erklärt, während alle übrigen Schau⸗ 
ſtellungen eines derartigen Intereſſes entbehrten. Dies iſt aber ver⸗ 
kehrt. Denn es gibt genug theatraliſche Vorſtellungen — man denke 
an theatraliſche Vorſtellungen in geringeren Variétés —, bei denen 
ein ſolches Intereſſe zweifellos nicht zu finden iſt, und andererſeits 
gibt es auch Schauſtellungen, die zweifellos keine theatraliſchen Vor⸗ 
ſtellungen ſind und doch ein ſolches Intereſſe ſehr wohl darbieten können: 
Man denke etwa an die Zurſchauſtellung einer Gemäldegallerie oder 
einer Sammlung von Steinen, Schmetterlingen uſw. 

Der Begriffsunterſchied zwiſchen theatraliſcher Vorſtellung und 
anderen Schauſtellungen iſt alſo von dem Oberlandesgericht unrichtig 
formuliert worden. Das Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen ihnen liegt 
nicht dort, wo das Oberlandesgericht es ſucht, nämlich nicht in dem 
Zweck, den die Schauſtellungen verfolgen, ſondern beruht einzig und 
allein auf dem Unterſchied, daß bei theatraliſchen Vorſtellungen lebende 
Perſonen handelnd auftreten müſſen, während dies bei anderen Schau⸗ 
ſtellungen nicht vorkommt. Dieſer Begriffsunterſchied iſt von dem 
Kammergericht und dem preußiſchen Oberverwaltungsgericht wiederholt 
in ſeinen Entſcheidungen, beſonders auch in Urteilen über kinemato⸗ 
graphenrechtliche Materien, formuliert worden, ) und zwar meines 
Erachtens durchaus zu Recht. Freilich iſt noch kürzlich dieſe Auf⸗ 
faſſung bekämpft worden von Goldbaum, der gegen die erwähnte 
Anſicht folgendes einwendet: „Warum eine bildliche Darſtellung, bei 
der die einzelnen ſchnell aufeinanderfolgenden Bilder, durch eine Kom⸗ 
binationsidee verbunden, eine Handlung abrollen, in keinem Fall zu 
den „theatraliſchen Vorſtellungen“ gerechnet werden kann“, iſt vom 
Oberverwaltungsgericht nicht dargetan worden. Sie iſt allerdings 
eine theatraliſche Vorſtellung. Denn wie anders könnte man ſie 
überhaupt in unſerem Zuſammenhang nennen? Die Auslegung hält 
ſich alſo durchaus im Rahmen des Wortſinns, wenn ſie die drama⸗ 
tiſchen Vorſtellungen der Kinematographentheater als theatraliſche be⸗ 
zeichnet“). Doch wird man dieſe Ausführungen nicht als geeignet 
erachten können, den Standpunkt des Kammergerichts und des Ober⸗ 
verwaltungsgerichts zu erſchüttern. Denn wie wir das Wort ,, Theaters 
vorſtellungen“ heute auf Grundlage der gegebenen hiſtoriſchen Ent⸗ 


1) Vgl. Pr OVG. 43, 304 und Reger 30, 390 ff. Speziell über dieſe Bee 
griffe mit Rückſicht auf die Beſtimmungen über Sonntagsheiligung vgl. KGJ. 34 
C 47f; 36 C Tıff und Recht 1908, 759 ſowie auch Fiſcher 5, 259f, 261. 

2) Goldbaum „Denkſchrift über die Kinematographentheater im Auftrage 
des Verbandes deutſcher Bühnenſchriftſteller“ Berlin 1912 S. 4. 
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wicklung auffaſſen, können wir darunter nur Vorſtellungen verſtehen, 
in welchen lebende Perſonen handelnd auftreten. Deshalb erſcheint es 
auch als durchaus zuläſſig, dieſes weſentliche Begriffsmerkmal von 
den theatraliſchen Vorſtellungen zu verlangen. Etwas anderes iſt es, 
ob nicht eine ſpätere Zeit einmal den Begriff der Theatervorſtellung 
und damit auch der theatraliſchen Vorſtellung weiter faſſen wird. 

Uebrigens hat die Strafkammer als Unterſcheidungsmerkmal 
der theatraliſchen Vorſtellung von der bloßen Schauſtellung ſchlecht⸗ 
hin auch dieſes Merkmal erwähnt, aber eben nicht nur dieſes, 
ſondern daneben auch das vorhin zurückgewieſene des verſchiedenartigen 
Zwecks. Das Oberlandesgericht aber erwähnt die Tatſache, daß bei den 
theatraliſchen Vorſtellungen lebende Perſonen handelnd auftreten, über⸗ 
haupt nicht. 

Das Oberlandesgericht macht nun infolge dieſes Irrtums folgenden 
Fehlſchluß: Jede Schauſtellung, welche höhere wiſſenſchaſtliche oder künſt⸗ 
leriſche Zwecke verfolgt, gehört nicht zu den bloßen Schauſtellungen, 
ſondern zu den theatraliſchen Vorſtellungen; kinematographiſche Vor⸗ 
führungen können aber unter Umſtänden ſolche höheren Zwecke ver⸗ 
folgen; infolgedeſſen iſt es unter Umſtänden auch möglich, daß kine⸗ 
matographiſche Vorführungen als theatraliſche Vorführungen aufgefaßt 
werden müſſen. 


In Wirklichkeit können aber kinematographiſche Vorführungen 
als ſolche unter keinen Umſtänden theatraliſche Vorſtellungen ſein, da 
niemals bei ihnen lebende Perſonen handelnd auftreten. 


Dagegen brauchen kinematographiſche Vorführungen keineswegs 
immer Schauſtellungen im engen Sinne zu ſein, das heißt auf die 
Befriedigung der Neugierde und des Unterhaltungsbedürfniſſes berechnete 
Schauſtellungen. Sollte das Wort Schauſtellungen in dem § 15 des 
erwähnten Geſetzes in dieſem Sinne ausgelegt werden müſſen, ſo 
würden ſolche kinematographiſche Vorführungen von den Beſtimmungen 
des Geſetzes nicht getroffen, nicht aber weil für ſie das Privileg der 
theatraliſchen Vorſtellungen zur Anwendung kommen würde, ſondern 
weil fie im Geſetz überhaupt nicht erwahnt wären. 
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Teſtamentsvollſtrecker und Prozeßgenehmigung. 
Von Oberlandesgerichtsrat a. D. W. Ch. Francke, Hannover. 


Die Witwe eines Klägers war als deſſen einzige Teſtaments⸗ 
erbin in den Prozeß ohne Prozeßausſetzung eingetreten und hatte ein 
obſiegliches Endurteil erwirkt. Der Beklagte erhob Berufung mit dem 
Antrag, die Klage abzuweiſen, indem er beſonders die bisher noch 
nicht zur Sprache gekommene Tatſache geltend machte, daß ein Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker vorhanden fet und daß die Geltendmachung der Klag⸗ 
forderung zu deſſen Geſchäftskreiſe gehöre. Der Teſtamentsvollſtrecker 
erklärte nunmehr mit Zuſtimmung der Klägerin, aber unter Widerſpruch 
des Beklagten, an Stelle der Klägerin in den Prozeß eintreten zu wollen 
und das geſamte bisherige Verfahren zu genehmigen. Das Oberlandes⸗ 
gericht Breslau erkannte laut 33 P. 38 S. 547, 548 am 17. 12. 07, eine 
Prozeßgenehmigung des Teſtamentszvollſtreckers fei mit der „zwingenden“ 
Vorſchrift des § 2212 BGB. unvereinbar, das Verfahren ſeit dem Ein⸗ 
tritt der Klägerin gelte nicht, vielmehr müſſe der Prozeß, um weiter 
geführt werden zu können, vor dem Landgericht in dem Zuſtande, wie 
er beim Tode des Klägers geweſen, wieder aufgenommen werden. 

Dies Erkenntnis iſt wohl nicht richtig. Allerdings heißt es im 
§ 2212 BGB., ein der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegendes Recht könne nur von dieſem gerichtlich geltend gemacht werden. 
Solche Beſtimmung ſchließt aber doch wohl nicht, wie das Gericht 
angenommen, die Möglichkeit aus, daß der Teſtamentsvollſtrecker, wie 
regelmäßig jedermann vermag, etwas, was ein anderer tut, als von 
ihm ſelbſt geſchehen gelten läßt. Dieſe Möglichkeit iſt freilich inſoweit 
ausnahmsweiſe ausgeſchloſſen, als ſie die Rechte eines Dritten ver⸗ 
letzen würde; dies liegt hier nicht vor. Auch daraus, daß die Zivil⸗ 
prozeßordnung nur über Genehmigung von Handlungen eines an⸗ 
geblichen Vertreters (§ 89) handelt, kann nicht darauf geſchloſſen 
werden, daß im Namen des Handelnden vorgenommene Prozeß⸗ 
handlungen nicht unter Umſtänden von demjenigen genehmigt werden 
können, welcher eigentlich dazu berufen war. Denn ſoweit hier die 
Zivilprozeßordnung nicht beſondere Beſtimmungen hat, iſt das 
Bürgerliche Geſetzbuch anzuwenden. Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt 
aber auch als Rechtens nur, daß ein geſetzlicher Vertreter die vom 
Vertretenen vorgenommenen Handlungen, welche nicht Sache des Ver⸗ 
tretenen, ſondern des Vertreters waren, genehmigen darf, und der 
Teſtamentsvollſtrecker iſt in ſeinem Geſchäftskreis geſetzlicher Vertreter 
des für dieſen Geſchäftskreis vom Geſetz prozeßunfähig gemachten Erben. 


Läßt ein Naturheilkundiger einen Kranken auf alle Anſprüche 
wegen unſachgemäßer Behandlung im Voraus verzichten, ſo 
verſtößt dies nicht gegen die guten Sitten. 

(1 U 24/10.) 


Der Beklagte ift von der Mutter des Klägers, der an Knie⸗ 
tuberkuloſe erkrankt war, um Behandlung der Krankheit erſucht worden 
und hat mehrere Oeffnungen des Kniegelenks vorgenommen. Danach 
iſt der Kläger lebensgefährlich erkrankt und hat ſchweren Schaden er⸗ 
litten. Behauptet wird, daß der Beklagte dieſe Erkrankung durch un⸗ 
ſachgemäße Behandlung verſchuldet habe, und die Mutter verlangt 
in geſetzlicher Vertretung des Kindes vom Beklagten Schadenerſatz, 
nachdem der Beklagte wegen fahrläſſiger Körperverletzung des Kindes 
rechtskräftig zu Strafe verurteilt worden iſt. Der Beklagte beruft 
ſich gegenüber der Schadenderſatzklage auf den Revers, durch den ihm 
die Haftung für jeden Schaden im Voraus erlaſſen ſei. Das Ober⸗ 
landesgericht hat im Einklang mit dem Landgericht die Verzichtserklärung 
für rechtsgültig angeſehen und verneint, daß ſie gegen die guten 
Sitten verſtoße. Es führt aus, daß nach § 276 BGB. die Haftung 
wegen Fahrläſſikeit im Voraus erlaſſen werden könne, gleichgültig ob 
das Schuldverhältnis aus einem Vertrage oder aus geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften (§ 823 BGB.) entſtanden ſei. Daß der Beklagte ſich den 
ſpäter eingetretenen Erfolg als möglich vorgeſtellt und unter Billigung 
dieſer Möglichkeit der Mutter den Revers zur Unterſchrift vorgelegt, 
alſo mit dolus eventualis gehandelt habe, ſei nicht erwieſen, da der 
Beklagte in zwei Tatinſtanzen nur wegen fahrläſſiger Körperverletzung 
zum Nachteil des Kindes rechtskräftig zu Strafe verurteilt worden ſei. 

Das Reichsgericht hat die Entſcheidung beſtätigt und unter an⸗ 
derem geſagt: Ungerechtfertigt iſt auch der weitere Revifionsangvriff, 
daß der Revers nach § 138 Abſ. 1 nichtig ſei. Die Reviſion führt 
aus: „Wer eine Handlung, wie die hier in Frage ſtehende, vornimmt, 
tritt damit als Sachverſtändiger auf und garantiert ſeine Sachkunde; 
in demſelben Augenblick auf die Haftung wegen mangelnder Sach⸗ 
kunde verzichten zu laſſen, iſt widerſpruchsvoll. Wer einen um ſeine 
oder ſeines Schutzbefohlenen Geſundheit oder Leben beſorgten Menſchen, 
beſonders aber die Mutter eines Kindes in einem ſolchen Augenblick 
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zu einer Verzichtleiſtung veranlaßt, handelt unſittlich.“ Dieſe Aus⸗ 
führungen ſind nicht richtig. Allerdings tritt derjenige, der ein Heil⸗ 
verfahren, insbeſondere einen operativen Eingriff unternimmt, als 
Sachverſtändiger auf, aber doch ſchon rein äußerlich betrachtet nur 
nach Maßgabe der vorliegenden Umſtän de. Wer ſich an 
einen bloßen Heilgehilfen wendet, der unter Verhältniſſen tätig iſt 
wie der Beklagte, der ſich gerade in den Kreiſen kleiner Leute eines 
guten Rufes als Heilkünſtler erfreut, weiß, daß der Angegangene 
nicht die Ausbildung eines approbierten Arztes genoſſen hat, und 
weiß auch, daß er ſelbſt gar nicht den Anſpruch erhebt, eine Sach⸗ 
kunde wie ein approbierter Arzt zu beſitzen, und nur vermeint, 
nach Maßgabe ſeiner Fähigkeiten eine Heilbehandlung vornehmen 
zu können. Dazu kommt, daß der Beklagte gerade durch das Ver⸗ 
langen nach Ausſtellung des Scheines ausdrücklich zu erkennen 
gegeben hat, daß er eine objektiv ſachgemäße Behandlung nicht 
zu gewährleiſten vermöge. Er hat alſo damit die Mutter noch be⸗ 
ſonders darauf hingewieſen, daß er die Behandlung ihres 
Kindes übernehme nur nach Maßgabe ſeiner Fähigkeiten und ſo⸗ 
weit er es verſtehe. Der behauptete Widerſpruch in der Handlungs⸗ 
weiſe des Beklagten beſteht alſo nicht. Nun iſt nach Lage der Geſetz⸗ 
gebung die Heilbehandlung durch nicht approbierte Perſonen nicht 
verboten. Wer ſich oder ſeine Pflegebefohlenen in die Behandlung 
ſolcher Perſonen gibt, muß wiſſen und weiß, daß er ein Heilverfahren, 
wie es die ärztliche Kunſt und Wiſſenſchaft vorſchreiben und zulaſſen, 
nicht zu erwarten hat. Wenn ſich unter ſolchen Umſtänden die um 
ihre Hilfe angegangene Perſon durch eine Erklärung des Nachſuchenden 
wie im vorliegenden Falle ſicher zu ſtellen ſucht, ſo liegt hierin kein 
Verſtoß gegen die guten Sitten. Hieran wird auch durch den Umftand 
nichts geändert, daß die Reviſion die Handlungsweiſe des Beklagten 
als unerlaubte Handlung nach § 823 BGB. darſtellt; fie bleibt immer 
nur fahrläſſige Verletzung der vom Beklagten übernommenen Vertrags⸗ 
pflicht oder der ihm obliegenden allgemeinen Pflicht, den Körper 
eines anderen nicht zu verletzen, deren Vertretung nach dem ganz allge⸗ 
mein gefaßten § 276 BGB. und deſſen ſyſtematiſcher Stellung im all⸗ 
gemeinen Teile des Rechts der Schuldverhältniſſe im Voraus erlaſſen 
werden kann. Die Ausführung der Reviſion, daß hier eine gleich⸗ 
zeitig mit dem Verzicht begangene unerlaubte Handlung in Frage 
ſtehe, iſttatſächlich unrichtig, da der Beklagte fic) den Schein bei. 
Uebernahme der Behandlung, alſo vor Ausführung der einzelnen von 
ihm zu dieſem Zwecke unternommenen Schritte hat ausſtellen laſſen. 


Einfluß der Abänderung des § 370 Ziff. 5 StGB. anf die 
Landesgeſetzgebung. 
Von Referendar Dr. Hans Gerber, Altenburg. 


Der § 2 Abſ. 2 des Altenb. Geſetzes betr. die Feldrügeſachen 
vom 4. März 1882 lautet: 

Liegen die Vorausſetzungen des § 370 Ziff. 5 Abſ. 1 StGB. vor, 
ſo tritt die Verfolgung nur auf Antrag ein. Die Zurücknahme 
des Antrags iſt zuläſſig. | 

Es iſt nun die Frage zu enticheiden, ob die Erweiterung des 
Tatbeſtandes des § 370 Ziff. 5 StGB. durch die Novelle zum StGB. 
vom 19. Juni 1912 Einfluß auf die landesrechtliche Beſtimmung hat, 
ob nunmehr auch unter den erweiterten Vorausſetzungen des § 370 
Ziff. 5 StGB. bei Entwendung von Gartenfrüchten uſw. Antrag 
erforderlich iſt oder nicht. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, wie man die Verweiſung 
des Landesrechts auf das Reichsrecht auffaßt. Einmal kann man 
davon ausgehen: Die Verweiſung bedeutet nur eine Vereinfachung 
in der Setzung einer beſtimmten poſitiven Vorſchrift. Durch die ein⸗ 
fache Verweiſung erſpart ſich der Geſetzgeber den wörtlichen Abdruck 
der reichsrechtlichen Beſtimmung. Sein Wille geht aber dahin, daß 
an Stelle der Verweiſung eine Vorſchrift mit dem Wortlaute zu leſen 
iſt, wie er in der angezogenen Beſtimmung des Reichsrechts ſteht. 
Die Folge davon iſt die, daß die reichsrechtliche Beſtimmung in dieſer 
Hinſicht Landesrecht wird, eine Abänderung ohne gleichzeitige Ab⸗ 
änderung des Landesrechts alſo keinen Einfluß auf das Landesrecht 
ausübt. Nach wie vor bleibt der Wortlaut der im Landesgeſetz ange⸗ 
zogenen Beſtimmung des Reichsrechts alter Faſſung geltendes Landesrecht. 

Demgegenüber kann man folgenden Standpunkt einnehmen: Die 
landesrechtliche Verweiſung auf das Reichsrecht iff keine rein forma⸗ 
liſtiſche, wie es eben angeführt wurde. Vielmehr bringt ſie zum Ausdruck, 
daß das Landesrecht, dem die Beſtrafung des Diebſtahls der Garten⸗ 
erzeugniſſe überlaſſen geblieben iſt, bei Aufſtellung der Tatbeſtände 
möglichſt im Einklang bleiben will, mit den Tatbeſtänden des Reichs⸗ 
rechtes. Es will da, wo das Reichsrecht eine Privilegierung auf⸗ 
geſtellt hat, ebenfalls privilegieren. Die Verweiſung bezweckt alſo nicht 
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ſchematiſch die Uebernahme einer reichsrechtlichen Vorſchrift ihrem Wort⸗ 
laute nach in das Landesrecht, ſondern Uebernahme der Privilegierung 
eines beſtimmten Falles im Reichsrecht in das Landesrecht bei der⸗ 
ſelben von dieſem geordneten Materie. Das Gewicht wird alſo nicht 
auf den Wortlaut der reichsrechtlichen Beſtimmung gelegt, ſondern 
auf die Tatſache der Privilegierung eines beſtimmten Falles im Reichs⸗ 
recht und den Willen der Uebereinſtimmung des Landesrechts in dieſer 
Beziehung mit dem Reichsrecht. Daraus folgt, daß eine Aenderung 
der reichsrechtlichen Beſtimmung auch das Landesrecht berührt, daß 
alſo nach der Novelle von 1912 der § 370 Ziff. 5 StGB. in feiner 
neuen Faſſung dem Landesrecht zugrunde liegt. 

Dieſer Auffaſſung muß der Vorzug gegeben werden. Dafür 
ſpricht ſchon die Art der Verweiſung. Der angeführte Paragraph 
ſpricht nicht davon, daß § 370 Ziff. 5 StGB. Anwendung zu finden 
habe, ſondern ſagt: „Liegen die Vorausſetzungen des § 370 Ziff. 5 
StGB. vor“. Damit wird klar zum Ausdruck gebracht, daß es dem 
Geſetz einzig und allein auf das Prinzip, nicht auf den Wortlaut an⸗ 
kommt. Es ſoll für dieſelben Vorausſetzungen, die § 370 Ziff. 5 
StGB. aufſtellt, eine Privilegierung geſchaffen werden. Man will 
den Täter nicht dadurch, daß er einen Felddiebſtahl begeht, ſchlechter 
ſtellen, als wenn das Reichsrecht zur Anwendung käme, da der Zweck 
der landesrechtlichen Strafbeſtimmungen ja an ſich ſchon in einer 
milderen Beſtrafung der Felddiebſtähle gegenüber dem gemeinen Dieb⸗ 
ſtahl liegt. Schon aus dieſem Grunde rechtfertigt ſich die zweite Anſicht. 

Sie wird aber weiter durch den § 3 des EGz StGB. unterſtützt. 
Dort wird für die Verweiſung des Landesrechts auf Geſetze, die durch 
das Strafgeſetzbuch aufgehoben worden ſind, vorgeſchrieben, daß nach 
Erlaß des Strafgeſetzbuches ohne weiteres deſſen Beſtimmungen an 
Stelle der in den Verweiſungen angezogenen landesrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen anzuwenden ſind. Damit iſt alſo das Prinzip ausgedrückt, 
daß es nicht auf den Wortlaut, ſondern auf den in der angezogenen 
fremden Geſetzesſtelle zum Ausdruck gebrachten ſtrafrechtlichen Grundſatz 
bei der Verweiſung ankommt und demnach Abänderungen dieſer Be⸗ 
ſtimmungen auch das Landesrecht beeinfluſſen. 

Endlich kommt man zu demſelben Ergebnis, wenn man die in den 
Landesrechten immer wiederkehrende Verweiſung beachtet: Für die all⸗ 
gemeinen Lehren des Strafrechts kommen die allgemeinen Beſtimmungen 
des Strafgeſetzbuches zur Anwendung (vgl. Altenb. Feldrügegeſetz § 9). 
Hier wird man allgemein zugeben müſſen, daß der Aenderung von 
darnach anwendbaren Vorſchriften des Reichsrechts die Wirkung für 
das Landesrecht nicht verſagt werden kann. Hegt man in dieſem 
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Falle keinen Zweifel, daß eine Aenderung des Reichs rechts das Landes⸗ 
recht beeinflußt, ſo darf man es in dem anderen Falle der Verweiſung 
auf eine Beſtimmung des ſpeziellen Teiles auch nicht tun. Denn die 
Vorausſetzungen und die Intereſſenlage ſind in beiden Fällen gleich. 
Dies rechtfertigt aber einen analogen Schluß. 

Da ſich die hier behandelte Verweiſung des Landesrechts auf 
§ 370 Ziff. 5 StGB. auch im Preuß. Feld⸗ und Forſtrügegeſetze 
vom 1. April 1880 § 18 Abſ. 2 (Pr. Gef. 230) findet und von da 
ſicher auch in eine Reihe kleinerer Geſetze übergegangen ſein wird, 
dürfte die behandelte Streitfrage weitergehendes Intereſſe beanſpruchen, 
zumal der zugrunde liegende Tatbeſtand alltäglich iſt. 


Die Rechtſprechung betreffend das Rechtsmittel der Reviſion 
in Zivilſachen im Jahre 1913. 
Von Dr. Scherer, Rechtsanwalt am Reichsgericht, Leipzig. 

1. Reviſionsſumme. Klage auf Herausgabe eines Bürgſchafts⸗ 
ſcheins über 6000 M., Streitwert: Reviſionsſumme nicht vorhanden. 
Es mußte auch Nichtigkeit der Bürgſchaft verlangt werden. RG. 
12. XII. 12. VI 278/12. 

Reviſionsſumme beim Wandlungsanſpruch ZPO. § 546 Abi. 1. 
RG. 18. IX. 12. V 94/12. DIZ. 1912, 1469. 

Im Gegenfa zum I. Senat ift entſchieden worden: Cine Haupt⸗ 
reviſion iſt nur wegen der Zinfen zuläſſig, wenn dieſe die Reviſionsſumme 
erreichen; außerdem kann fie auch nach Ablauf der Begründungsfriſt noch als 
Anſchlußreviſion aufrecht erhalten werden. RG. 13. XII. 12. VII 350/12. 

Klage auf Herausgabe von Hausmobiliar, Kleidungsſtücken ꝛc. In 
dieſem Falle muß auch die Abnutzung dargetan werden, welche die Sachen 
bis zur Einlegung der Reviſion erlitten haben. RG. VII 122/14. 

Bei der Gläubigeranfechtungsklage muß ſowohl die Hauptſumme 
des Vorprozeſſes zuzüglich der Zinſen und der Koſten, als auch das 
angefochtene Objekt die Reviſionsſumme (4001 M.) erreichen. — 
Bei der Exekutions⸗ Inventionsklage muß ſowohl die Hauptſumme 
des Vorprozeſſes, aber ohne Zinſen und Koſten, als auch die gepfändeten 
Objekte die Reviſionsſumme erreichen. 

2. Reviſionsfriſt. Die Zuſtellung eines Urteils ſetzt die 
Rechtsmittelfriſt auch dann in Lauf, wenn die Urſchrift die geſetzlich 
erforderlichen Unterfchriften nicht trägt, die Ausfertigung aber vollſtändig 
iſt und dieſen Mangel nicht erkennen läßt. §§ 315 Wf. 1, 317 BPD. 
RG. 2. VI. 13. II 405/12. HeſſRſpr. 16, 225. 

Nebenintervenient. Es muß die Zuſtellung an die Hauptpartei 
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(zur Zeit) nachgewieſen werden. Dieſe entſcheidet. RG. 7. XII. 13. 
IV 119/13. (Anfrage.) 

Einlegung der Reviſion nach Tod des Anwaltes abi Nachlage 
verwaltung. Unterbrechung des Verfahrens. Wiederaufnahme. DRAG. 
1913, 51; 1912, 180. 

3. Begründung friſt. Die irrtümliche Annahme eines 
OL G., ein Zeuge fei beeidigt worden, betrifft nicht einen Mangel des 
Verfahrens. RG. 9. XII. 12. VI. 485/12. JW. 1913, 213. 
Alſo kann der nicht gerügte Mangel trotz Ablauf der Begründungsfriſt 
beachtet werden, falls eine Begründung rechtzeitig eingereicht iſt. — 
Vgl. ferner DRAZ. 1913 Nr. 12/13 S. 168. 

4. Gerichtsvorſchuß. Wann gilt die Zahlung des Gerichts⸗ 
vorſchuſſes für die Reviſionsinſtanz als erfolgt, falls der Reviſionskläger 
den Betrag des von ihm erforderten Gerichtsvorſchuſſes bei einer 
Reichsbankſtelle zur Gutſchrift auf dem Reichsbankgirokonto der 
Kaiſerlichen Oberpoſtkaſſe zu Leipzig einzahlt? Tag der Ueberſchreibung 
in Leipzig entſcheidet, alſo verſpätet um einen Tag. RG. 19. III. 13. 
I 403/12. RG. 82, 95. — Der Gerichtsvorſchuß ift von der Partei 
nicht an den Rechtsanwalt, ſondern ſtets direkt an die Oberpoſtkaſſe 
zu Leipzig (Hauptgebäude Auguſtusplatz) unter Angabe des Kaſſen⸗ 
zeichens mittels Poſtanweiſung oder bar zu bezahlen. 

5. Reviſibilität von Erfahrungsſätzen beſteht. RG. IV 218/12. 
DSF. 1913, 233. Gruchot 1913, 904. Freie Nachprüfung. 

Bildet das Reichsbeamtengeſetz vom 31. März 1873 inſoweit revi⸗ 
ſibeles Recht, als es durch Art. 1 Abſ. 2 des Geſetzes, betr. die Rechts⸗ 
verhältniſſe der Beamten und Lehrer, vom 23. Dezember 1873 (GBl. 
für GlfLoth. S. 479) für die Landes beamten von Elſaß⸗Lothringen 
eingeführt iſt? Nein. RG. 14. III. 1913. III 406/12. RG3. 82, 47. 

Nachprüfung der Auslegung von allgemeinen Vertragsbedingungen 
in der Reviſionsinſtanz insbeſ. von Policebedingungen. RG. 13. XII. 12. 
VII 228/12. SA. 1913, 339. 

— 6. Beweiswürdigung. § 287 BPO. 

Der Reviſion konnte inſofern ein teilweiſer Erfolg nicht verſagt 
werden, als fie geltend macht, die Begründung, mit der das Berufungs⸗ 
gericht dem Kläger für die Zeit nach Vollendung des 45. Lebensjahres 
eine Jahresrente von 3000 M. zugebilligt habe, fei in ſich widerſpruchsvoll. 

Das Berufungsgericht geht nämlich einerſeits von der Annahme 
aus, der Kläger wäre in der Lage geweſen, als Küchenmeiſter mit einem 
Jahreseinkommen von 5000 M. hiervon ſoviel zurückzulegen, daß er 
ſich nach Vollendung ſeines 45. Lebensjahres als Hotelier oder Reſtau⸗ 
rateur hätte ſelbſtändig machen können. Iſt dies richtig, ſo liegt die 


Annahme nahe, daß der Kläger auch von der ihm für die Zeit bis zum 
45. Lebensjahre zugebilligten Jahresrente von 3000 M. und ſeinem 
auf 2000 M. geſchätzten Verdienſt, alſo dem gleichen Jahreseinkommen 
von 5000 M. ſoviel wird zurücklegen können, um nach Ablauf des 
45. Lebensjahres in ſeinem neuen Beruf ein kaufmänniſches Geſchäft 
in kleinerem Maßſtabe zu gründen. Danach kann die Entſcheidung 
des Berufungsgerichts, ſoweit dem Kläger über jene Zeit hinaus bis 
zum vollendeten 65. Lebensjahre eine Rente von 3000 M.a zugebilligt, 
nicht als einwandfrei begründet erachtet werden. Demnach unterliegt 
inſoweit und im Koſtenpunkt das angefochtene Urteil der Aufhebung. 
RG. 12. VII. 13. VI 183/1913. 

Wann iſt die Würdigung einer Zeugenausſage Reviſionsgrund? RG. 
11. X. 1912, VII 182/1912. Wenn ein Teil vollſtändig übergangen iſt. 

Einen Beweisantrag der Klägerin dahin, der Beklagte habe dem 
Rechtsanwalt Bahn in Berlin als Verteidiger des Alfred K. in dem 
gegen dieſen auf Anzeige der Klägerin eingeleiteten Strafverfahren er⸗ 
klärt, er, Beklagter, ſei bereit und verpflichtet, die Verbindlichkeiten 
ſeines Bruders Alfred zu erfüllen, hat das Berufungsgericht als un⸗ 
erheblich abgelehnt. Beſt. RG. 24. II. 1913. VI 464/1912. 

Unglaubwürdige Zeugen brauchen nicht vernommen zu werden 
RG. 28. V. 13. III 34/15. 

Verzicht auf Beeidigung. 

Dieſe Nichtbeeidigung kann die Klägerin nicht mehr rügen, nachdem 
fie laut des landgerichtlichen Tatbeſtandes erklärt hat, fie wolle einen Antrag 
auf Vereidigung ihres Ehemannes nicht ſtellen. Daraufhin war der Be⸗ 
rufungsrichter nicht gezwungen, auf den zweitinſtanzlichen Antrag der Klä⸗ 
gerin dieſe Beeidigung nachzuholen. RG. 14. I. 1913 III 450/1912 

Benutzung der amtsgerichtlichen Beweisverhandlungen im An⸗ 
fechtungsprozeſſe. Dem Verlangen wiederholter Vernehmung der 
Zeugen vor dem Prozeßgericht muß entſprochen werden. RG. 11. I. 
13. IV 292/12. RG3Z. 81, 193. 

Ermittlung der Abſichten des Geſetzgebers durch Vernehmung von 
Regierungskommiſſarien und Reichstagsabgeordneten. (Unzuläſſig). 
RG. 7. I. 1913. III 243/12. DIZ. 1913, 467. | | 

Beweiswürdigung. Wird durch den Eid der Beweis der Arg⸗ 
liſt erbracht, dann iſt das Anerkenntnis unwirkſam. Damit ſteht zwar 
zugleich feſt, daß der Kläger geglaubt hat, lebenslängliche Penſions⸗ 
zahlung ſei vor Unterzeichnung der Urkunde vereinbart, nicht aber auch, 
daß lebenslängliche Zahlung wirklich vereinbart war. Den Nachweis die⸗ 
ſer Vereinbarung hat der Kläger zu führen. RG. 1. VII. 13. = 142/13. 

Blatter für Rechtspflege LXI. N. F. XLL- 5 
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Die auf das Gutachten des Sachverſtändigen V. geſtützte Anſicht des 
B. G., die Fahrzeit hätte mindeſtens 5 Min. betragen ſollen, entbehrt jeder 
tatſächlichen Begründung. RG. 30. XI. 12, VI 300/12. JW. 1913, 203. 

7. Kann nach § 320 BRO. die Berichtigung der im Reviſions⸗ 
urteil enthaltenen Sachdarſtellung beantragt werden? Nein. RG. 8. 
X. 12. VII 123/12. RG. 80, 172. 

8. Sit das Urteil im Tenor unbeſchränkt aufgehoben, fo kann jede 
Partei die Sache auch foweit nochmal verhandeln, als in den Gründen 
beſtätigt iſt. Es ſind alſo neue Feſtſtellungen möglich. RG. 5. V. 14. 
VII 65/14. Anders, wenn nur beſchränkt aufgehoben iſt, z. B. ſoweit 
als die angenommene Klageänderung in Frage kommt. 

9. Das Reichsgericht kann bei unwiederbringlichem Nachteil die 
Zwangsvollſtreckung einſtellen. Dies geſchieht aber dann nicht, wenn der 
Rev. Kläger ſchon in der Berufungsinſtanz einen entſprechenden Antrag 
ſtellen konnte. RG. 83, 299. Ferner RG. IV 218/14 (betreffend Auf- 
laſſung), obſchon dem Rev. Kläger das Armenrecht bewilligt war. 

Bei dieſer Gelegenheit wird noch vermerkt die Veränderung der 
Rechtsanwaltſchaft: In den Ruheſtand getreten iſt Herr Geh. Juſtizrat 
Haber. Neu iſt zugelaſſen Juſtizrat Dr. Siméon, früher Kammergerichtsrat. 


Entſcheidungen. 

Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 

1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 

5. Der bei Zurückgewährung der anfechtbaren Leiſtung 
dem Anfechtungsgegner zuſtehende Anſpruch auf 
Erſtattung der Gegenleiſtung. §8 des Anfehtung?- 
geſetzes vom 21. Juli 1879, § 37 der Konkursordnung. 
Auf Grund von Kaufabreden ließ am 3. September 1904 der 

Maurer R. aus R. ein von ihm neuerbautes Wohnhaus Nr. 10, ein⸗ 
getragen auf Bl. 18 des Grundbuchs für R., an ſeinen Schwieger⸗ 
ſohn Sch. aus R. auf. Der Kaufpreis betrug 8000 M. und wurde 
in der Weiſe gewährt, daß der Käufer Sch. die aufhaftenden Hypo⸗ 
thekenſchulden im Betrage von 6475 M. als Selbſtſchuldner über⸗ 
nahm, dem Verkäufer R. in beſtimmten Räumen des Hauſes eine lebend- 
längliche Herberge (Wohnungsrecht) als beſchränkte perſönliche Dienſtbar⸗ 
keit einräumte, deren Wert die Kontrahenten auf 1500 M. bemeſſen, und 
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25 M. bar zahlte. Der Beſitzwechſel und das dingliche Wohnungs⸗ 
recht wurden alsbald im Grundbuche eingetragen. Seit Michaelis 1904 
übt R. das Wohnungsrecht aus, ſein jährlicher Mietwert wird von 
Sch. auf 90 M., von R. auf 110 M. beziffert. R. iſt im September 
und Oktober 1904 mehrfach fruchtlos ausgepfändet worden und jetzt 
vermögenslos. Die Veräußerung des Hauſes focht mit bereits Ende 
September 1904 eingereichter Klage ein Gläubiger R.8, der Rentner 
K. in U. auf Grund des Anfechtungsgeſetzes gegenüber Sch. an. 
Klagantragsgemäß verurteilte das Landgericht in A. unterm 17. No⸗ 
vember Sch. zu dulden, daß K. ſich wegen einer vollſtreckbaren For⸗ 
derung gegen R. von 750,10 M. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit 1. Sep⸗ 
tember 1904 aus dem auf Sch. übergegangenen Hausgrundſtück durch 
Zwangsverſteigerung, Zwangsverwaltung, Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek und Pfändung der Mietzinſen Befriedigung verſchaffe. 
Die Verurteilung beruhte darauf, daß Sch. den ihm nach § 3 Ziffer 2 
AnfG. obliegenden Entſchuldigungsbeweis nicht geführt hatte. Dieſes 
gegen Sicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreckbare Urteil vollſtreckte K., 
indem er hinter dem Herbergsrecht R.8 die Eintragung einer Siche⸗ 
rungshypothek von 750 M. 10 Pf. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit 1. Sep⸗ 
tember 1904 auf dem das Haus betr. Grundbuchblatt erwirkte und außer⸗ 
dem Mietzins forderungen Sch.s an den Mieter M. auf Höhe von 100 M. 
pfänden und ſich zur Einziehung überweiſen ließ. Auf Grund der Forde⸗ 
rungsüberweiſung hat K. 27 M. Mietzins gezahlt erhalten. Das Urteil 
wurde rechtskräftig, nachdem ein Armenrechtsgeſuch des Sch. vom Reichs⸗ 
gericht am 20. Januar 1905 als ausſichtslos abgelehnt worden war. 

Am 10. Februar 1905 ließ dann K. brieflich ankündigen, daß 
er noch wegen einer weiteren vollſtreckbaren und fälligen Forderung 
gegen R. von 604,57 M., die inzwiſchen bei der Zwangzͤverſteigerung 
von Grundſtücken R.s ausgefallen war, den Hauskauf im Klagwege 
anfechten werde. Zur Vermeidung dieſes weiteren Anfechtungsprozeſſes 
hat Sch. am 24. Februar 1905 dem K. auf deſſen Verlangen eine 
Hypothek wegen der erwähnten 604,57 M. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit dem 
24. Februar 1905 an dem von R. erworbenen Hausgrundſtück eingeräumt. 

Im gegenwärtigen Prozeſſe hat Sch. mit am 19. April 1905 
eingegangener Klage ſeinen Schwiegervater R. darauf verklagt, daß 
dieſer in die Löſchung des auf dem Hausgrundſtück eingetragenen 
Herbergsrechts willige und das Hausgrundſtück räume. Das Land⸗ 
gericht hat die Klage abgewieſen. Dagegen richtet ſich die Berufung. 

Sein Klagbegehren ſtützt der Kläger zunächſt auf die Beſtim⸗ 
mungen des BGB. über den Schadenerſatz aus unerlaubten Hand⸗ 


lungen (§§ 823 ff.), indem er folgendes geltend macht: 
7 * 
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Es möge richtig ſein, daß der Beklagte R. beabſichtigt habe, ſeine 
Gläubiger durch die Veräußerung des Hausgrundſtücks zu benachteiligen, 
davon habe er aber ebenſowenig wie von der ſchlechten Vermögens⸗ 
lage R.s Kenntnis gehabt. R. habe ſicher gewußt, daß er ſich auf 
den Erwerb des Hauſes nicht einlaſſen werde, wenn er eine Anfechtung 
mit in Kauf nehmen müßte, habe ihm aber gerade deshalb ſeine un⸗ 
günſtige Vermögenslage argliſtig verſchwiegen. Deshalb ſei R. ver⸗ 
pflichtet, die ihm aus der Anfechtung erwachſenen Nachteile zu erſetzen. 
Infolge der Anfechtung habe er tragen müſſen: die Hypotheken von 
750,10 M. und 604,57 M. mit Zinſen und außerdem 162,80 M. 
Koſten und 27 M. entzogenen Mietzins. Dazu ſeien noch zu rechnen 
die Koſten ſeiner Vertretung im Anfechtungsprozeß, ſeine Verſäumnis⸗ 
koſten und die Zwangszvollſtreckungskoſten. Seine Nachteile ſeien hier⸗ 
nach größer als die Summe von 1500 M., die R. von ſeiner Kaufpreis⸗ 
forderung als Gegenwert für die Beſtellung des Herbergsrechts quittiert 
habe. Schadenerſatz in Geld ſei vom Beklagten nicht zu erlangen, des⸗ 
halb rechtfertige ſich der Anſpruch auf Aufgabe und Löſchung der Herberge. 

Dieſer Anſpruch fei außerdem auch als Bereicherungsanſpruch 
begründet. Die gegen Erlaß von 1500 M. Kaufgeldern R. einge⸗ 
räumte Herberge gelte infolge der Anfechtung des Veräußerungs⸗ 
geſchäfts dem Anfechtungsgläubiger K. gegenüber als nicht zu Recht 
beſtehend. Damit, daß nun er das durch das Kaufgeſchäft Erlangte 
K. habe überlaſſen müſſen, ſei ein Erfolg eingetreten, den die Ver⸗ 
tragſchließenden nicht gewollt hätten und der den R. auf ſeine Koſten 
bereichere; der Rechtsgrund, der den R. nach dem Vertrage zum Haben der 
Herberge berechtigte, ſei damit nachträglich wieder weggefallen. R. ſei 
nunmehr rechtlos auf ſeine Koſten um das Herbergsrecht bereichert. 

In erſter Inſtanz hatte Sch. den Klageanſpruch auch auf § 7 AnfG. 
geſtützt; davon hat er in der Berufungsinſtanz Abſtand genommen 
und ſtatt eines Bereicherungsanſpruchs auf § 8 AnfG. hingewieſen. 

Der Beklagte hat ausgeführt: 

Wenn Sch. von ihm wegen der Anfechtung des Hauskaufs 
Schadenerſatz zu fordern berechtigt wäre, ſo könne ein ſolcher Anſpruch 
immer nur auf Beſeitigung der Hypotheken K.s abzielen, ſicher beſtehe 
kein Recht darauf, daß in einer beſtimmten Weiſe mit einem be⸗ 
ſtimmten Vermögensſtück — durch Aufgabe der Hypothek — Schaden⸗ 
erſatz geleiſtet werde. Schadenerſatzanſprüche könnten aber auch hier 
bei außerkontraktlicher Schädigung nur darauf geſtützt werden, daß er 
argliſtig gehandelt habe. Zur Argliſt ſei notwendig, daß er die Be⸗ 
ſtimmungen des Anfechtungsgeſetzes zur Zeit der Hausveräußerung 
gekannt habe, eine ſolche Kenntnis ſei nicht behauptet worden. 


— re * — — 22 — =a. 


“ss — 


— 101 — 


Von rechtloſer Bereicherung könne keine Rede ſein. Sch. habe 
beim Erwerbe des Hauſes das ſeinen Leiſtungen entſprechende Aequi⸗ 
valent erhalten, die Anfechtung K.s habe den zwiſchen den Parteien 
beſtehenden Rechtszuſtand unberührt gelaſſen. Ueberdies ſei der An⸗ 
fechtungsprozeß falſch entſchieden. Die Vorausſetzungen der Anfech⸗ 
tung hätten gegenüber Sch. gar nicht beſtanden. Weder habe er 
beabſichtigt, mit der Veräußerung des Hauſes ſeine Gläubiger zu be⸗ 
nachteiligen, noch habe Sch. von einer ſolchen Abſicht Kenntnis gehabt. 
Für den Fall aber, daß das Gericht jetzt im gegenwärtigen Prozeſſe 
eine Benachteiligungsabſicht annehmen ſollte, werde behauptet, daß 
Sch. von dieſer Abſicht Kenntnis gehabt habe. Mit dem Beweiſe 
dieſes Einwandes müßte auch die Klage fallen, da dann der Haus⸗ 
kauf als verbotenes und unſittliches Geſchäft anzuſehen ſei, aus dem 
Sch. Rechte nicht herleiten dürfe. Ueberdies habe K., ſtatt die Haus⸗ 
veräußerung anzufechten, ſeine Befriedigung aus dem Herbergsrecht 
ſuchen können und müſſen. Endlich habe K. die Hypothek von 604,57 M. 
gar nicht im Wege der Anfechtung, d. h. mittels Klage erlangt. 

Die Berufung iſt begründet. 

Auf Grund des AnfG. (wel. § 1) können Rechtshandlungen 
eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens zum Zwecke der 
Befriedigung eines Gläubigers als dieſem gegenüber unwirkſam unter 
beſtimmten Vorausſetzungen angefochten werden. Der Anfechtungs⸗ 
berechtigte kann verlangen, daß dasjenige, was durch die anfechtbare 
Handlung aus dem Vermögen des Schuldners veräußert, weggegeben 
oder aufgegeben iſt, als noch dazu gehörig von dem Empfänger zurück⸗ 
gewährt werde, ſoweit es zur Befriedigung des Gläubigers erforderlich 
iſt (vgl. § 7). Die Frage iſt nun, welche Rechtspoſition nimmt der 
Anfechtungsgegner ein, der der eben erwähnten Rückgewährspflicht 
Genüge leiſtet; kann er von ſeinem Vertragsgegner ſeine vertraglichen 
Gegenleiſtungen zurückfordern, eventuell unter welchen Vorausſetzungen? 

Das Anfechtungsgeſetz beſtimmt nach dieſer Richtung lediglich: 

„Wegen Erſtattung einer Gegenleiſtung oder im Falle einer an⸗ 


fechtbaren Leiſtung wegen feiner Forderung kann der Empfänger ſich 
nur an den Schuldner halten.“ 

Die Konkursordnung regelt für die Anfechtung im Rahmen des 
Konkursverfahrens die Frage in §§ 38, 39 dahin: | 

„§ 38. Die Gegenleiſtung ift aus der Konkursmaſſe zu erſtatten, 
ſoweit ſie ſich in derſelben befindet oder ſoweit die Maſſe um ihren 
Wert bereichert iſt. Darüber hinaus kann ein Anſpruch nur als 
Konkursforderung geltend gemacht werden.“ | 

„§ 39. Wenn der Empfänger einer anfechtbaren Leiſtung das 
Empfangene zurückgewährt, ſo tritt ſeine Forderung wieder in Kraft.“ 
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Ohne Rückſicht auf diefe Beſtimmungen kann der § 8 AnfG. 
nicht ausgelegt werden. Das gleichzeitige Inkrafttreten beider Geſetze 
und die vielfache Uebereinſtimmung ihrer Vorſchriften über die An⸗ 
fechtung iſt keine zufällige Erſcheinung, beruht vielmehr auf einem 
engen ſachlichen Zuſammenhang. Schon bei der Aufſtellung des Ent⸗ 
wurfs zur KO. wurde auf das Bedürfnis hingewieſen, die Vorſchriften 
über die Paulianiſche Anfechtung außerhalb des Konkursverfahrens 
mit den für den Konkurs gegebenen Grundſätzen in Uebereinſtimmung 
zu bringen, und die Motive zu dem ſpäter geſchaffenen Entwurfe des 
AnfG. betonen, daß es die Aufgabe des Geſetzes ſei, die in der KO. 
angenommenen Grundſätze auf das Anfechtungsrecht außerhalb des 
Konkurſes zu übertragen, daß neue Beſtimmungen nur inſoweit zu 
treffen ſeien, als eine Verſchiedenheit der Verhältniſſe vorliege, daß, 
ſoweit eine ſolche nicht beſtehe, das Geſetz ſich den entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften der KO. anzuſchließen habe und inſoweit die Rechtfertigung 
und Auslegung der Beſtimmungen des AnfG. aus den Vorſchriften 
und Motiven der KO. zu entnehmen ſei (vgl. Hahn, Materialien zu 
den Reichsjuſtizgeſetzen, Motive zum Anfechtungsgeſetz 4 S. 732, 735). 

Die §§ 38, 39 KO. beſtimmen nun ganz unzweideutig, daß der 
Anfechtungsgegner als Folge der Rückgewähr der empfangenen Leiſtung 
bei gegenſeitigen Leiſtungsgeſchäften grundſätzlich den konkursgeſetzlichen 
Anſpruch auf Rückerſtattung ſeiner Gegenleiſtung, bei einſeitigen 
Leiſtungsgeſchäften das Recht zur Geltendmachung ſeiner wiederauf⸗ 
lebenden Forderung haben ſoll, und zwar gegenüber der Konkursmaſſe. 
Die Geltendmachung des Anſpruchs auf Rückerſtattung einer Gegen⸗ 
leiſtung ſoll ſich dabei verſchieden geſtalten, je nachdem die Maſſe die 
Gegenleiſtung noch real beſitzt oder um ihren Wert bereichert iſt oder 
von der Gegenleiſtung nichts mehr in der Maſſe vorhanden iſt. Der 
Rückerſtattungsanſpruch ſoll in den beiden erſten Fällen ungeſchmälert 
durch Herausgabe der Gegenleiſtung oder der vorhandenen Bereiche⸗ 
rung, im übrigen konkursmäßig als Konkursforderung befriedigt werden 
(ogi. Jäger, KO. § 38 Anm. 7, § 39 Anm. 1 u. 4). 

Die Auffaſſung, daß der Anſpruch auf Rückerſtattung der Gegen⸗ 
leiſtung oder das Wiederaufleben der anfechtbar getilgten Forderung 
durch Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts außerhalb der Konkurs⸗ 
ordnung normiert fei (vgl. Sarwey⸗Boſſert, KO. § 38 Anm. 3; 
Peterſen und Kleinfeller § 38 Anm. 5) iſt hier ganz unver⸗ 
einbar mit der Geſetzesfaſſung; ſie findet auch in der Begründung des 
Geſetzes keine Stütze. Wenn die Motive (vgl. Hahn S. 153) er 
wähnen, der Anfechtungsgegner könne den Anſpruch auf Erſtattung 
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der Gegenleiſtung als Konkursgläubiger anmelden, „ſofern nicht feine 
eigene Unredlichkeit bei Abſchluß des Geſchäftes nach bürgerlichem 
Recht einen Entſchädigungsanſpruch ausſchließe“, ſo ſoll damit ledig⸗ 
lich geſagt ſein, daß der konkursrechtliche Anſpruch möglicherweiſe, nach 
Lage des einzelnen Falles durch zivilrechtliche Einredetatbeſtände (vgl. 
§ 817 BGB.) ausgeſchloſſen fein könne. 

Bei der Anfechtung außerhalb des Konkursverfahrens iſt die 
Rückgewährpflicht des Anfechtungsgegners grundſätzlich die gleiche wie 
gegenüber der Konkursanfechtung. Die Sachlage unterſcheidet ſich 
lediglich dadurch, daß die Anfechtung nur zugunſten eines, nicht zu⸗ 
gunſten aller Gläubiger erfolgt, daß der Schuldner am Anfechtungs⸗ 
prozeſſe ganz unbeteiligt iſt und über ſein Vermögen, das im 
Konkurſe die Maſſe bilden würde, die freie Dispoſitionsbefugnis 
behält. 

Dieſe Verſchiedenheit der Umſtände iſt keinesfalls ein Grund, 
die Rechtspoſition des Anfechtungsgegners von Grund aus anders zu 
geſtalten als im Konkurſe, ſie gibt nur dazu Anlaß, die Richtung 
ſeiner Anſprüche neu zu beſtimmen. 

Berückſichtigt man dies und den inneren Zuſammenhang der 
Konkursordnung mit dem Anfechtungsgeſetze, ſo muß man zu dem 
Ergebnis gelangen: der § 8 AnfG. ſpricht denſelben Grundſatz aus, 
wie die §§ 38, 39 KO., daß nämlich die Rückgewährleiſtung des 
Anfechtungsgegners für ihn den Anſpruch auf Rückerſtattung ſeiner 
Gegenleiſtung und das Wiederaufleben ſeiner anfechtbar getilgten 
Forderung erzeugt. Hätte der § 8 die Bedeutung haben ſollen, es 
ſei nach Zivilrecht zu prüfen, ob ſolche Revalierungsanſprüche dem 
Anfechtungsgegner zuſtehen und zuſtehen können, in jedem Falle ſeien 
ſie nur gegen den Schuldner zu richten, ſo hätte dies notwendig im 
Geſetz ausgedrückt werden müſſen; die gewählte Faſſung gibt dem 
keinen Ausdruck. Sie ſetzt den Anſpruch auf Erſtattung der Gegen⸗ 
leiſtung vorbehaltlos und grundſätzlich voraus, und dies kann nur in 
dem Sinne geſchehen fein, daß dieſe Anſprüche als Konſequenz der 
Anfechtung kraft Anfechtungsrechts entſtehen ſollen, denn nach bürger⸗ 
lichem Recht könnte die Entſtehung gerade dieſer Anſprüche nicht in 
Frage kommen, weil die Anfechtung das Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Kontrahenten des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts unberührt läßt. 

Daß bei Anfechtung eines Erfüllungsgeſchäfts außerhalb des 
Konkursverfahrens mit der Rückgewähr der Erfüllung die anfechtbar 
getilgte Forderung ohne weiteres wieder auflebt, hat auch das Reichs⸗ 
gericht vorbehaltlos, allerdings mit anderer Begründung, bejaht (vgl. 
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20, 161). Mit ihm bejaht es die herrſchende Lehre (vgl. Jäger, 
Anfechtungsgeſetz § 8 Anm. 12). 

Daß im übrigen die Rückgewährleiſtung des Anfechtungsgegners 
grundſätzlich in allen Fällen den Anſpruch auf Erſtattung der Gegen⸗ 
leiſtung entſtehen läßt, nimmt allein Jäger in ſeinem Kommentar 
zum AnfG. § 8 Anm. 7 an. Während er aber bei Erfüllungs⸗ 
gefhäften das Wiederaufleben anfechtbar getilgter Forderungen une 
mittelbar auf § 8 AnfG. fundiert, glaubt er als Fundament des Une 
ſpruchs auf Erſtattung einer Gegenleiſtung die Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechts über die Bereicherung, ſpeziell den § 812 Abi. 1 
Satz 2, anführen zu müſſen. Dieſe verſchiedenartige Beurteilung der 
beiden Revalierungsanſprüche findet in dem Wortlaut des § 8 keines⸗ 
falls eine Stütze, die dafür gewählte Begründung iſt auch inkonſequent. 
Zufolge der Vergleichung des § 8 AnfG. mit § 39 KO. erkennt 
Jäger als unverkennbaren Sinn des § 8, daß für den Fall 
der Rückgewähr die anfechtbar getilgte Forderung von ſelbſt wieder 
auflebt. Die Vergleichung des § 38 KO. mit § 8 AnſG. müßte doch 
zu einem analogen Ergebnis führen, zu der Annahme, daß in § 8 
auch der Anſprüch auf Rückgewähr einer Gegenleiſtung ftatuiert tft, 

Andererſeits kann § 812 Abſ. 1 Satz 2 BGB. als Grundlage 
des Anſpruchs auf Rückerſtattung der Gegenleiſtung kaum in Betracht 
kommen, denn die angefochtene Rechtshandlung iſt nur dem An⸗ 
fechtungsgläubiger gegenüber unwirkſam, ſie bleibt unberührt und 
rechtswirkſam im Verhältnis der Kontrahenten zueinander. Solange 
aber zwiſchen ihnen das Geſchäft gültig bleibt, läßt ſich nicht wohl 
ſagen, daß der rechtliche Grund für das Verbleiben der Gegen⸗ 
leiſtung beim Vertragsgegner des Anfechtungsbeklagten mit der Rück⸗ 
gewahr der Leiſtung an den Anfechtenden durch den Anfechtungs⸗ 
beklagten nachträglich fortgefallen ſei. Die trotz der Anfechtung fort⸗ 
dauernde Gültigkeit des Geſchäfts kann — wie Jäger zutreffend 
erwähnt — Gewährleiſtungsanſprüchen im Sinne der §§ 434, 440 BGB. 
als Grundlage dienen, aber nicht ohne weiteres Bereicherungsanſprüchen. 

Die älteren Kommentatoren des AnfG., ſoweit ſie ſich mit der 
Frage beſchäftigen, verweiſen den Anfechtungsgegner, der gemäß § 7 
leiſtet, wegen ſeiner etwaigen Revalierungsanſprüche ſchlechtweg auf 
das bürgerliche Recht und ſtützen dieſe Anſicht auf die Motive zu 
§ 8 AnfG. (vgl. Hahn, Materialien, 4 S 744, 745). Dort wird 
zunächſt ausgeführt, daß für die Anfechtung außerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens eine Erſtattungspflicht in Anſehung der Gegenleiſtung, wie 
ſie der Konkursmaſſe in § 38 KO. auferlegt ſei, dem anfechten⸗ 
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den Gläubiger nicht auferlegt werden könne, weil er die Gegen⸗ 
leiſtung weder ſelbſt habe, noch ſie dem Anfechtungsgegner verſchaffen 
könne; der Entwurf verweiſe deshalb, „auf der gleichen Grund⸗ 
lage ſtehend, auf welcher die Konkursordnung im zweiten 
Satze des § 31 (jetzt § 38) beruhe“, wegen Erſtattung einer 
Gegenleiſtung den Anfechtungsgegner an den Schuldner. 

Damit iſt ausdrücklich die Uebereinſtimmung der KO. und des 
AnfG. nach der Richtung bezeugt, daß nach beiden Geſetzen grund⸗ 
ſätzlich der Anfechtungsgegner, der zurückgewährt, den Anſpruch auf 
Erſtattung ſeiner Gegenleiſtung haben ſoll. Wenn dann an einer 
ſpäteren Stelle geſagt wird, „darüber, ob und inwieweit ein ſolcher 
Anſpruch gegen den Schuldner ſtattfinde, muß der Entwurf, welcher 
nur das Rechtsverhältnis der Anfechtungsparteien zu regeln hat, die 
Entſcheidung dem bürgerlichen Recht überlaſſen“, ſo ſteht dieſe Aus⸗ 
führung zunächſt im Widerſpruche mit dem vorher Geſagten, vor 
allem aber hat ſie im Geſetzestext keinen erkennbaren Ausdruck ge⸗ 
funden, fie iſt deshalb unbeachtlich. Aller Wahrſcheinlichkeit nach ſoll 
ſie aber weiter nichts beſagen, als daß durch die Statuierung des 
Rückerſtattungsanſpruchs in § 8 AnfG. der Frage nicht vorgegriffen 
werden ſoll, ob nicht der Rückerſtattungsanſpruch entfällt, wenn ein 
Anfechtungstatbeſtand mit einem Tatbeſtand des § 817 BGB. — 
deſſen Grundſätze ſchon gemeinrechtlich galten — konkurriert (vgl. 
hierzu die Motive zu § 38 KO.: „ſofern nicht ſeine eigene Unredlich⸗ 
keit bei Abſchluß des Geſchäfts nach bürgerlichem Recht einen Ent⸗ 
ſchädigungsanſpruch ausſchließt.“ Hahn 4, 153). 

Da die Rückgewährszpflicht des Anfechtungsgegners den Grund 
für den Anſpruch auf Erſtattung ſeiner Gegenleiſtung abgibt, muß 
auch angenommen werden, daß das Maß der Rückgewähr die Höhe 
ſeines Rückerſtattungsanſpruchs gegenüber dem Schuldner beſtimmt; 
insbeſondere kann nicht etwa die Höhe des Betrags maßgebend ſein, 
um den die Forderung des Anfechtungsgläubigers gegen den Schuldner 
durch das vom Anfechtungsgegner Zurückgewährte gemindert worden 
iſt. Dieſer Betrag kann ganz unverhältnismäßig geringer ſein als 
die Einbuße, die der Anfechtungsgegner durch ſeine Rückgewähr erleidet. 

Gleichgültig iſt es für die Rechtsſtellung des Anfechtungsgegners, 
ob er ſeinerſeits die Rückgewähr leiſtet nach Durchführung des An⸗ 
fechtungsprozeſſes, indem er die Zwangszvollſtreckung des Anfechtungs⸗ 
gläubigers in den Rückgewährgegenſtand geſchehen läßt, oder ob er 
ohne Prozeß dem materiell begründeten Anfechtungsbegehren dadurch 
nachgibt, daß er die Forderung des Anfechtungsgläubigers deckt. In 
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feinem Falle hat dabei der Schuldner mehr zurückzuerſtatten als die 
volle Gegenleiſtung, weniger ſogar dann, wenn die Forderung des 
anfechtenden Gläubigers den Wert der Gegenleiſtung des Anfechtungs⸗ 
gegners nicht erreicht. Daß der Anfechtungsgegner, ohne ſeine Rechte 
gegenüber ſeinem Vertragsgegner zu ſchmälern, die Rückgewährpflicht 
im Sinne des § 7 AnfG. dadurch erfüllen kann, daß er die Forde⸗ 
rung des Anfechtungsgläubigers deckt, wird auch in den Motiven zu 
§ 7 ausdrücklich ausgeſprochen (vgl. Hahn 4, 744; Jäger § 7 
Anm. 5). Gerichtliche Geltendmachung der Anfechtung iſt nur 
notwendig zur Wahrung der für die Anfechtung im Geſetze geordneten 
Friſten, dagegen iſt ſolche nicht Vorausſetzung für die Entſtehung der 
Anfechtungsſchuld (vgl. Jäger § 1 Anm. 66, 67). 

Bei Anwendung dieſer Rechtsauffaſſung auf den vorliegenden 
Fall ergibt ſich folgendes: 

Im Wege des Anfechtungsprozeſſes und der Zwangszvollſtreckung 
aus dem Anfechtungsurteile iſt das anfechtbar veräußerte Hausgrund⸗ 
ſtück mit einer Sicherungshypothek in Höhe von 750,10 M. nebſt 
Zinſen zu 4 Proz. ſeit 1. September 1904 belaſtet worden. Mag 
die Hypothekenrangſtelle eine Sicherung der eingetragenen Forderung 
verbürgen oder nicht, in jedem Falle zwingt der Hypothekeneintrag 
den Anfechtungsgegner Sch., wenn er — wie es ſein Recht ſeinem 
Vertragsgegner R. gegenüber iſt — am Eigentum des Hauſes feſt⸗ 
halten will, die eingetragene Forderung ſamt Anhang voll zu decken, 
die Hypothekenlaſt ſtellt deshalb eine Rückgewähr des anfechtbar Er⸗ 
worbenen in Höhe der vollen Hypothekenforderung dar. In dieſer 
Höhe hat demnach Sch. Anſpruch auf Rückgewähr ſeiner Gegenleiſtung. 

Der Einwand des Beklagten R., es habe für die Anfechtung 
an einer Vorausſetzung des § 2 AnfG. inſofern gefehlt, als fein 
Gläubiger K. Befriedigung ohne Anfechtung aus der Herberge habe 
ſuchen müſſen und können, iſt nicht ſtichhaltig. Die Herberge iſt als 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht übertragbar, auch kann ihre 
Ausübung einem andern nicht überlaſſen werden, denn daß die Ueber⸗ 
laſſung der Ausübung an andere geſtattet worden ſei, iſt gar nicht 
behauptet worden (vgl. § 1092 BGB.). Die Herberge iſt demzufolge 
auch der Pfändung nicht unterworfen (§§ 851, 857 Abſ. 3 ZPO.). 

Im übrigen find Mängel oder Unterlaſſungen Sch.8 in der 
Führung des Anfechtungsprozeſſes nicht gerügt worden und auch 
nirgends erſichtlich. 

Ob dem Rückerſtattungsanſpruche des § 8 AnfG. die Beſtimmung 
des § 817 Satz 2 BGB. hindernd entgegentreten kann, dieſe zweifel⸗ 
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hafte Frage braucht für den vorliegenden Fall nicht entſchieden zu 
werden. An ſich verſtößt die Empfangnahme einer anfechtbaren Leiſtung 
weder gegen ein geſetzliches Verbot noch gegen die guten Sitten (vgl. 
Jäger, § 8 Anm. 7; § 1 Anm. ff.), deshalb führt die Anfecht⸗ 
barkeit als ſolche jedenfalls nicht zur Anwendung des § 817 Satz 2 
BGB. Freilich kann ein anfechtbarer Akt zugleich eine unerlaubte 
($ 823, 826 BGB.), unter Umſtänden auch eine ſtrafbare (§ 288, 
49 StGB.) Handlung des Anfechtungsgegners darſtellen, namentlich 
im Falle des § 3 Ziffer 1 Anf G.; dann müßte die Bedeutung des 
§ 817 BGB. gegenüber § 8 AnfG. gewürdigt werden. 

Im vorliegenden Falle hat nun der Beklagte R. in erſter Linie 
behauptet, daß bei der Hausveräußerung weder er die Abſicht, Gläu⸗ 


biger zu benachteiligen, noch der Kläger Sch. Kenntnis einer ſolchen 


Benachteiligungsabſicht gehabt habe. Dieſe Behauptungen ſchließen 
die Anwendbarkeit des § 817 BGB. gegenüber dem Klaganſpruche 
ebenſo ſicher aus, als ſie die Notwendigkeit, daß Sch. im Anfechtungs⸗ 
prozeſſe auf Grund des § 3 Ziffer 2 AnfG. wegen Beweisfälligkeit 
unterliegen mußte, nicht in Frage ſtellen. Um eventuell mit den 
Grundſätzen des § 817 BGB. die Klage zu Falle zu bringen, hat 
R. allerdings in zweiter Linie auch die umgekehrte Behauptung, daß 
nämlich Sch. von feiner Benachteiligungsabſicht Kenntnis gehabt habe, 
aufgeſtellt, aber nur für den Fall, daß entgegen ſeinem prinzi⸗ 
palen Vorbringen das Berufungsgericht jetzt Veranlaſſung haben ſollte 
feſtzuſtellen, daß er bei der Hausveräußerung Gläubiger zu benach⸗ 
teiligen beabſichtigt habe. Dieſer Fall tritt indeſſen nicht ein, und 


damit wird die eventuelle Behauptung hinfällig. Das Berufungs⸗ 


gericht hat keine Veranlaſſung zu prüfen, ob R. tatſächlich bei der 
Hausveräußerung eine Benachteiligungsabſicht verfolgt hat, denn 
davon hängt der Rückerſtattungsanſpruch des § 8 AnfG. hier gar 
nicht ab; hier iſt maßgebend, daß ſich Sch. der wiederholten An⸗ 
fechtung des Hauserwerbs mangels Beweiſes nicht hat erwehren können 
und nach § 7 AnfG. notwendigerweiſe Rückgewähr hat leiſten müſſen. 

Der Kläger Sch. hat nun ferner dem Rentner K. eine Hypothek 
wegen 604,57 M. nebſt 4 Proz. Zinſen ſeit 24. Februar 1905 auf 
dem von R. erworbenen Hausgrundſtück eintragen laſſen, um wegen 
einer Forderung K.s in dieſer Höhe gegen R. eine abermalige An⸗ 
fechtung des Hauserwerbs im Klagewege zu vermeiden. Daß diefe 
Forderung am 24. Februar 1904 fällig und gegen R. vollſtreckbar war, 
iſt nicht beſtritten. Daß eine Zwangszvollſtreckung in das Vermögen 
R.s zu ihrer Deckung nicht geführt haben würde, iſt ebenſo unbe⸗ 
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denflih anzunehmen wie, daß K. am 24. Februar 1905 noch aus⸗ 
reichend Gelegenheit und Zeit hatte, zwecks Befriedigung dieſer For⸗ 
derung die Hausveräußerung R.3 von Ende September 1904 auf 
Grund des § 3 Ziffer 2 AnfG. im Klagwege gegenüber Sch. an⸗ 
zufechten, und daß der Prozeß denſelben Ausgang hätte nehmen 
müſſen wie der erſte Anfechtungsprozeß, weil die Beweisfälligkeit Sch. 
von vornherein abzuſehen war. Lagen hiernach alle materiellen Vor⸗ 
ausſetzungen für eine wirkſame Anfechtung vor, ſo erfüllte Sch. durch 
Bewilligung des Hypothekeneintrags eine beſtehende Anfech⸗ 
tungsſchuld in derſelben Weiſe, wie von ihm im Prozeßwege die 
Erfüllung erzwungen werden konnte. Die Anfechtungsſchuld beſtand, 
wie früher ausgeführt wurde, auch ohne Erhebung einer Anfechtungs⸗ 
klage. Daß Sch. durch freiwillige Beſtellung der Hypothek auch eine 
perſönliche Schuldverpflichtung einging, iſt unerheblich. Die Hypo⸗ 
thekenbeſtellung erſcheint ebenſo als Rückgewähr im Sinne des § 7 
AnfG. wie die Belaſtung mit der Sicherungshypothek von 750,10 M. 
ſamt Anhang. Demnach iſt dem Kläger Sch. auch in Höhe von 
604,57 M. ſamt Anhang ein Anſpruch auf Rückerſtattung ſeiner 
Gegenleiſtungen beim Hauserwerb zuzuerkennen. 

Bis zum 1. Januar 1906 iſt der Rückerſtattungsanſpruch mit 
Zinſen auf 1415,20 M. zu bewerten. Nun erwarb Sch. im Sep⸗ 
tember 1903 das Haus mit einer Hypothekenſchuldenlaſt von 6475 M. 
ſeine Gegenleiſtungen waren 25 M. Barzahlung und die Herberge 
im Werte von 1500. Die Herberge iſt inzwiſchen in der Zeit vom 
1. Oktober 1904 bis 31. Dezember 1905 ausgeübt worden; dadurch 
iſt ſie um den auf dieſe Zeit entfallenden Mietwert entwertet worden. 
Der Jahresmietwert beträgt unſtreitig mindeſtens 90 M. Die 
Herberge iſt demnach zu Beginn des Jahres 1906 höchſtens noch auf 
(1500 —90-+-22,50) 1387,50 M. zu bewerten. Demnach könnte Sch. 
ſowohl die Barzahlung von 25 M. zurückfordern, als auch die Auf⸗ 
gabe des Herbergsrechts verlangen. Der Klage auf Räumung des 
Hauſes und Löſchung des Herbergseintrags im Grundbuch iſt nach 
alledem ſchon hiernach ſtattzugeben, ohne daß es eines Eingehens auf 
das ſonſtige tatſächliche und rechtliche Vorbringen des Klägers bedarf. 

Daß das Klagbegehren und ſeine tatſächliche Begründung zur 
Anwendung des § 8 des Anfechtungsgeſetzes führen mußten, auch 
ohne daß der Kläger von vornherein ausdrücklich Rechte aus dieſer 
Geſetzesſtelle herleitete, bedarf keiner weiteren Ausführung. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 18. Januar 1906, 3 U 135/05 
(nach Altenburg). 


5 fe rr inks 
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6 Steht bei Anfechtung der Veräußerung einer ge⸗ 
meinſchaftlichen Sache nach dem Anfehtungdgejeh 
der Verurteilung, die Zwangzvollſtreckung in eine 
zelne Bruchteile zu dulden, der § 864 Abi. 2 FRO. 
entgegen, und wie iſt das Urteil zu faſſen, wenn 
die früheren Eigentümer die Zwangsvollſtreckung 

wegen ungleicher Forderungen dulden ſollen? 

Der erſte Zivilſenat hat die erſte Frage verneint und folgender⸗ 
maßen entſchieden: Der Beklagte hat wegen der Forderung der 
Klägerin von 324 M. gegen Frau V. die Zwangsvollſtreckung in den 
dieſer gehörig geweſenen halben Anteil an dem Grundſtück Nr. 130 
des Kat. von G. und wegen der Forderung der Klägerin von 
138,50 M. gegen den Mann V. die Zwangsvollſtreckung in den 
halben Anteil an dem genannten Grundſtück, der früher dem Manne 
gehört hat, zu dulden. In den Gründen wird dazu ausgeführt: 

Begründet iſt auch die Rüge, daß wegen der Schuld der Frau 
V. nicht auch der dem Mann V. gehörig geweſene Grundbeſitz und 
umgekehrt in Anſpruch genommen werden könne, da eine geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Verurteilung nicht behauptet iſt. In dieſer Beziehung 
läßt fic) auch für die angefochtene Entſcheidung nicht die mit § 864 
Abſ. 2 ZPO. gleichlautende Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 des Landes⸗ 
geſetzes vom 6. Dezember 1899 betreffend die Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen verwerten, nach der eine Zwangszvoll⸗ 
ſtreckung unzuläſſig ſein ſoll, wenn nur ein Bruchteil eines auch im 
übrigen dem Vollſtreckungsſchuldner gehörigen Grundſtücks als 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung auserſehen iſt. 

Die Vorſchrift ſoll wie die der §§ 1095, 1106, 1114 und 1192 
BGB. einer vermeidbaren teilweiſen Veräußerung des Grundſtücks 
entgegenwirken, ſetzt alſo die Möglichkeit der Inanſpruchnahme des 
ganzen Grundſtücks voraus. Sie kann daher als Regelvorſchrift 
in den wenigen Ausnahmefällen nicht Platz greifen, in denen nach 
den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts jene Möglichkeit nicht beſteht, 
weil ſich die Haftung des Vollſtreckungsſchuldners auf einen Bruchteil 
ſeines Grundſtücks beſchränkt. Eine ſolche Beſchränkung tritt aber ein, 
wenn mit der Anfechtung die Möglichkeit der Zwangsvollſtreckung in 
einen dem veräußernden Schuldner gehörig geweſenen Bruchteil eines 
im übrigen dem Anfechtungsgegner gehörig geweſenen Grundſtücks zu⸗ 
gunſten des Anfechtenden wieder eröffnet werden ſoll und eröffnet wird. 

Ces bedeutet dies auch für das Zwangsvollſtreckungs verfahren im 

Verhältnis zwiſchen dem Anfechtenden einerſeits und dem Vollſtreckungs⸗ 
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ſchuldner ſowie dem Anfechtungsgegner andererſeits die Wiederher⸗ 
ſtellung des vor der Anfechtung beſtehenden Zuſtandes und beruht 
auf der geſetzlichen Fiktion, daß nicht der Anfechtungsgegner, ſondern 
noch der Vollſtreckungsſchuldner Eigentümer des veräußerten Bruch⸗ 
teils ſei. 

Wollte man in einem derartigen Falle unter Berufung auf die 
Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 des Landesgeſetzes vom 6. Dez. 1899 die 
Zwangsvollſtreckung in dieſen Bruchteil nicht zulaſſen, jo würde man 
entweder den Zugriff überhaupt unmöglich oder aber die Vorſchrift 
der Haftungsbeſchränkung hinfällig machen. Dies würde dann auch 
in den anderen Fällen, beiſpielsweiſe in denen der §§ 419, 1480, 
1489, 1504, 1975, 1999 und 2187 BGB. zu gelten haben, in 
welchen ausnahmsweiſe die perſönliche Haftung des Schuldners auf 
einen Bruchteil des ihm auch im übrigen gehörigen Grundſtücks be⸗ 
ſchränkt iſt oder der Eigentümer als beſchränkt haftender Erbe mehrerer 
Erblaſſer in Frage ſteht, denen das als Gegenſtand der Zwangs⸗ 
vollſtreckung wegen verſchiedener Forderungen gegen fie auserſehene 
Grundſtück zu Bruchteilen gehört hat. 

Die materielle Wichtigkeit der Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung 
in die einzelnen Bruchteile wegen der verſchiedenen einzelnen Forde⸗ 
rungen ergibt folgendes Beiſpiel: 

Das Grundſtück X mit einem Werte von 1000 M. gehörte zur 
einen Hälfte A., der dem Nachlaßgläubiger C. 900 M. ſchuldete, und 
zur anderen Hälfte B., der demſelben Nachlaßgläubiger 100 M. 
ſchuldete. Der jetzige als Erbe ſowohl des A. als auch des B. nur 
beſchränkt haftende Eigentümer wird wegen der erwähnten beiden 
Nachlaßſchulden von C. in Anſpruch genommen. Bei Lebzeiten des 
A. würde C. einen Ausfall von 400 M. erlitten haben. Würde 
man die Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung wegen der Forderung 
des C. in den früher dem A. gehörig geweſenen Bruchteil des Grund⸗ 
ſtücks X verneinen, damit aber den C. auf die Zwangsvollſtreckung 
in das ganze Grundſtück verweiſen, ſo würde dadurch die Be⸗ 
ſchränkung der Haftung des als Erben in Betracht kommenden Eigen⸗ 
tümers hinfällig gemacht ſein. 

Urteik des erſten Zivilſenats vom 16. November 1907 (nach 
Weimar) U 225/07. 


7. Erwächſt dem Prozeßbev 8 einer Partei 
für feine Tätigkeit im Erinnerungs verfahren nach 
8 104 Abſ. 3 3 PO. eine beſondere Gebühr? 


LS. ig -22 


Der Beſchwerdeführer rügt, daß das Landgericht Weimar im 
Beſchluſſe vom 3. November 1913, durch den es auf ſeine Erinnerung 
die feſtgeſetzten Koſten herabgeſetzt hatte, nicht mit über die Pflicht 
zur Tragung der Koſten des Erinnerungs verfahrens entſchieden habe. 
Er behauptet, es ſeien doch mindeſtens außergerichtliche Koſten ent⸗ 
ſtanden, und beantragt, dieſe und die Koſten des Beſchwerdever⸗ 
fahrens der Klägerin aufzuerlegen. 

Nach § 47 Ziff. 5a GKG. erging die Entſcheidung des Land⸗ 
gerichts gebührenfrei, es hatte inſofern alſo keinen Anlaß über die 
Koſten zu erkennen. Zur Entſcheidung ſteht daher nur die Frage, 
ob außergerichtliche Koſten entſtanden ſind, m. a. W., ob durch die 
Tätigkeit des Prozeßbevollmächtigten des Beklagten im Erinnerungs⸗ 
verfahren eine Gebühr erwachſen iſt. Dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Nach § 29 Z. 6 RAGebO., der auf die im GKG. § 47 Z. 1— 12 bee 
zeichneten Streitpunkte und Anträge verweiſt und alſo auch das Er⸗ 
innerungsverfahren mit umfaßt, iſt die Tätigkeit des Anwalts in 
dieſem bereits durch die im § 19 RAGebO. benannten Gebühren 
mit abgegolten; er kann ſie mit Rückſicht auf § 25 daſelbſt nicht noch 
einmal vergütet verlangen. § 23 RAGebO. enthält eine Sonder⸗ 
vorſchrift, die nur dann gilt, wenn die Gebühren des § 13 dem Ane 
walt nicht zuſtehen, z. B. wenn die Partei den Prozeß ſelbſt geführt 
hat und den Anwalt erſt im Erinnerungsverfahren zuzieht. Sollte 
auch im übrigen dem Anwalt für das Erinnerungsverfahren eine be⸗ 
ſondere Gebühr zuſtehen, ſo müßte dies ausdrücklich beſtimmt ſein. 
Aus § 30 Abſ. 1 Z. 3 RAGebO. kann man das nicht entnehmen; 
denn dieſe Vorſchriſt bezieht ſich nur auf das Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren und die Abänderung der feſtgeſetzten Koſten nach § 107 ZPO. 
— wenn der Streitwert anderweit feſtgeſetzt worden iſt —, nicht aber 
auf eine Abänderung im Wege des Erinnerungsverfahrens. 

Wenn das Landgericht Glatz in einer Entſcheidung vom April 
1911 (SW. 1911, 1020) die Anſicht vertritt, daß die Tätigkeit des 
Anwalts, der das Erinnerungsverfahren betreibt, ohne daß er ſonſt 
im Koſtenfeſtſetzungsverfahren tätig geworden iſt, der Mühewaltung 
des anderen Anwalts, der dieſes betrieben hat, gleichzuachten ſei, und 
daß infolgedeſſen § 29 Z. 6 RAGebO. in Verbindung mit § 47 
3. 5a GKG. nur dahin zu verſtehen fei, daß Koſtenfeſtſetzungs⸗ und 
Erinnerungsverfahren eine Inſtanz bilden, ſo mögen dieſe Erwägungen 
für eine etwaige Reviſion jener Beſtimmungen beachtenswert ſein, im 
gegenwärtigen Geſetze finden ſie nach dem oben Geſagten keine Stütze. 
(Bgl. auch OLG. Dresden vom 30. Auguft 1910 und OLG. Colmar 
vom 8. März 1911, Os GRſpr. 22, 287; 23, 129.) 
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Aus denſelben Gründen kann auch der Anfiht von Quednau, 
Kommentar zur RAGebO. (1909) 316 Anm. 134 a, und Willen⸗ 
bücher: Kommentar zur RAGebO. (1910) 190 nicht beigetreten 
werden. 

Auch die Schreibgebühren des Anwalts des Beklagten ſind durch 
die Pauſchſätze des Hauptprozeſſes mit abgegolten. 

Da alſo auch keine außergerichtlichen Koſten erwachſen ſind, 
hat das Landgericht mit Recht von einer Entſcheidung hierüber ab⸗ 
geſehen. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 29. November 1913. 1 W 
218/13 (nach Weimar). 


8. Vorausſetzungen der Konkurseröffnung über das 
Vermögen eines Schuldners, der ſchon vorher im 
Konkurs verfallen war. 

Der Kaufmann H. Z. in E. ſchuldet der Frau H. in H. aus 
einer bei der Zwangs verſteigerung größtenteils ausgefallenen Darlehns⸗ 
hypothek 3125 M. Dieſe hat am 25. Oktober 1913 den Antrag 
auf Eröffnung des Konkursverfahren8 über das Vermögen ihres 
Schuldners geſtellt und auf Anfordern des Amtsgerichts E. Koſten⸗ 
vorſchüſſe von zunächſt 150 M. und dann noch 600 M. geleiſtet. 
Das Amtsgericht hat am 1. November 1913 das Konkursverfahren 
eröffnet, nachdem Z. ſchriftlich ſeine Zahlungsunfähigkeit eingeräumt 
hatte. | 

Bereits am 25. Auguſt 1913 war auf Antrag einer anderen 
Gläubigerin, der Firma Gebr. W. in Sch., der Konkurs über das 
Vermögen des Z. eröffnet worden. Es ſtellte ſich damals heraus, 
daß dieſer durch einen ſogenannten Treuhandvertrag vom 26. Juni 
1913 ſein geſamtes Warenlager nebſt Außenſtänden an den Bücher⸗ 
reviſor W. in G zu anteiliger Befriedigung feiner Gläubiger ver⸗ 
äußert hatte und daß deshalb eine irgendwie in Betracht kommende 
Konkursmaſſe nur durch Anfechtung dieſes Vertrags im Klagewege 
gewonnen werden konnte. Da niemand einen Koſtenvorſchuß zur 
Führung eines ſolchen Prozeſſes, bei dem es ſich um einen Streit⸗ 
gegenſtand von etwa 27 000 M. gehandelt hätte, leiſtete, ſtellte das 
Amtsgericht durch Beſchluß vom 11. September 1913 das Konkurs⸗ 
verfahren wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe ein. 
Der Beſchluß wurde rechtskräftig. 

Der Gemeinſchuldner Z., der zugibt, dauernd zahlungsunfähig 
zu ſein, hat den zweiten Konkurseröffnungsbeſchluß mit ſofortiger Be⸗ 
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ſchwerde angefochten. Das Landgericht E. hat dieſer durch Beſchluß 
vom 21. November 1913 ſtattgegeben, den Antrag der Frau H. auf 
Konkurseröffnung abgelehnt und ihr die Koſten auferlegt. Es erwägt, 
daß eine Wiederaufnahme und Fortſetzung des früheren Verfahrens 
unzuläſſig fei, daß der Eröffnung eines neuen Konkursverfahrens 
zwar an ſich nichts entgegenſtehe, daß es aber gegewärtig an einem 
Konkursgrunde deshalb fehle, weil der Gemeinſchuldner ſeit dem Ein⸗ 
ſtellungsbeſchluſſe vom 11. September 1913 ſeine Zahlungen nicht 
wieder aufgenommen habe und mithin keine neue Zahlungseinſtellung 
oder Zahlungsunfähigkeit eingetreten ſei. Das Landgericht hat ferner 
durch Beſchluß vom 22. November 1913 die ſofortige Wirkſamkeit 
ſeiner Entſcheidung nach § 74 KO. angeordnet. 

Die Gläubigerin H. hat gegen dieſe Beſchlüſſe rechtzeitig weitere 
fofortige Beſchwerde eingelegt. Dieſe iſt nach § 568 Abſ. 2 BBO. in 
Verbindung mit den §§ 72, 109 KO. zuläſſig und auch begründet. 

Der Vorderrichter hat zwar inſofern zweifellos recht, als er an⸗ 
nimmt, daß eine Wiederaufnahme des durch den Einſtellungsbeſchluß 
vom 11. September 1913 rechtskräftig beendigten Konkursverfahrens 
als unzuläſſig ausſcheidet. Eine ſolche erſtrebt die Beſchwerdeführerin 
auch nicht. Mit Recht betont ſie aber, daß bei dem neuen Er⸗ 
öffnungsantrage lediglich zu prüfen iſt, ob zur Zeit ſeiner Stellung 
ein Konkursgrund vorlag, ohne daß die Tatſache zu berückſichtigen 
wäre, daß der Gemeinſchuldner bereits früher einmal in Konkurs 
verfallen war. Konkursgrund iſt nach § 102 KO. die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Gemeinſchuldners. Dieſe war am 1. November 
1913 vorhanden, wie er ſelbſt eingeräumt hat. Die im Abſatz 2 des 
§ 102 KO. erwähnte Zahlungseinſtellung iff nur die wichtigſte 
Aeußerung des Zuſtandes der Zahlungsunfähigkeit, bedarf aber nicht 
etwa, wenn dieſe ſonſt feſtſteht, einer beſonderen Feſtſtellung durch 
den Konkursrichter (vgl. Jäger, KO 2 [3] 73, Anm. 2 zu § 102). 

Auch aus den Beſtimmungen des § 105 KO. ergibt ſich deutlich, 
daß der den Konkursantrag ſtellende Gläubiger nur die Zahlungs⸗ 
unfähigkeit des Gemeinſchuldners glaubhaft zu machen hat und daß, 
wenn dieſer daraufhin ſeine Zahlungsunfähigkeit oder Zahlungsein⸗ 
ſtellung einräumt, der Konkurs zu eröffnen iſt. So iſt der Hergang 
hier geweſen, und das e des Amtsgerichts war daher völlig 
gerechtfertigt. 

Das Landgericht ſcheint anzunehmen, daß ein Rechtsſatz beſtände, 
nach dem, falls der Gemeinſchuldner bereits einem Konkursverfahren 


unterworfen geweſen iſt, ſich in ſeinen ee ſeit Ale Bee 
Blätter für Rechtspflege LAI. N. F. SLI. 
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endigung eine gewiſſe Aenderung vollzogen haben müßte, bevor ein 
Antrag auf Eröffnung eines neuen Konkursverfahrens zugelaſſen werden 
könnte. Eine ſolche Beſtimmung kennt das deutſche Konkursrecht 
nicht. Der Vorderrichter ſcheint an § 903 ZPO. zu denken, wonach 
ein Schuldner, der den Offenbahrungseid geleiſtet hat, zu deſſen noch⸗ 
maliger Leiſtung vor dem Ablaufe von 5 Jahren nur dann ver⸗ 
pflichtet iſt, wenn glaubhaft gemacht wird, daß er ſpäter Vermögen 
erworben habe. Während aber andere Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung über das Offenbarungseidverfahren in die Konkursordnung 
übernommen worden find, iſt dies mit der angeführten Beftimmung, 
nicht geſchehen. Es mag ſein, daß die Einfügung einer entſprechenden 
Vorſchrift in dieſe bei einer Reviſion des Geſetzes wünſchenswert ſein 
würde, geltenden Rechts iſt eine ſolche Beſchränkung des Rechts des 
Gläubigers auf Eröffnung eines neuen Y Konkursverfahrens keinesfalls. 
Die den Konkursgrund bildende Zahlungsunfähigkeit des Kaufmanns 
Z. beſtand am 1. November 1913 ebenſo wie ſchon am 25. Auguſt 
und 11. September. Der Nachweis einer beſonderen Zahlungs⸗ 
einſtellung iſt bei dieſem Sachverhalte überhaupt nicht zu erfordern, 
geſchweige denn einer ſolchen, die gerade in die Zeit zwiſchen dem 
11. September und 1. November 1913 fallen müßte. 

Die von den Beteiligten angeführten Reichsgerichtsentſcheidungen 
können an dieſem Ergebniſſe nichts ändern. Das Erkenntnis vom 
vom 23. Januar 1896 (JW. 1896, 5145) hat nur ſtrafrechtliche 
Bedeutung und will offenſichtlich über die Vorausſetzungen einer 
neuen Konkurseröffnung nichts ſagen. Das Urteil vom 10. No⸗ 
vember 1885 (JW. 1886, S. 1751 und S. 55) geht gerade davon 
aus, daß einer neuen Konkurseröffnung bei einer ſeit der Aufhebung 
des Konkursverfahrens unveränderten Sachlage an ſich nichts im 
Wege ſteht. 

Iſt ſonach im Gegenſatze zum Landgericht das Vorhandenſein 
eines Konkursgrundes zu bejahen, ſo würde nur noch der Ablehnungs⸗ 
grund des § 107 KO. in Frage kommen. Nachdem aber die Antrag⸗ 
ſtellerin einen zur Deckung der im § 58 Nr. 1, 2 KO. bezeichneten 
Maſſekoſten ausreichenden Geldbetrag vorgeſchoſſen hat, iſt der Richter 
zur Abweiſung des Eröffnungsantrags wegen Mangels an Maſſe 
nicht mehr befugt (vgl. Jäger a. a. O. S. 91, Anm. 2 zu § 107). 
Die Ausſichten des gegen W. anzuſtrengenden Anfechtungsprozeſſes 
hat er in dieſem Falle nicht zu prüfen. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 29. November 1913, 1 * 224/13 
(nach Eiſenach). 
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9. Wer ſich im Mahnverfahren eines Anwalts bedient, 
der bei dem Gerichte, vor dem der Rechtsſtreit zu 
verhandeln iſt, nicht zugelaſſen iſt, hat die dadurch 
entſtandenen Mehrkoſten ſelbſt zu tragen, wenn er 
vorherſehen konnte, daß der Schuldner Widerſpruch 
erheben werde. 

Die ſofortige Beſchwerde des Klägers im Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren wurde vom I. Zivilſenat zurückgewieſen mit der Begründung: 

Bei der Art und Höhe des geltend gemachten Anſpruchs (6000 M. 
Forderung wegen Ausfalls im Zwangs verſteigerungsverfahren) mußte 
ſich der Kläger von vornherein ſagen, daß aller Wahrſcheinlichkeit 
nach gegen den von ihm beantragten Zahlungsbefehl Widerſpruch 
erhoben werden würde. Dann war es aber ſeine Pflicht, ſich ſchon 
für den Antrag auf Erlaß des Zahlungsbefehls eines Rechtsanwalts 
zu bedienen, der ihn auch in dem nachfolgenden Rechtsſtreite als 
Prozeßbevollmächtigter würde vertreten können. Daß dieſer beim 
Landgericht zu Weimar zu führen war und daß dort der Rechts⸗ 
anwalt Dr. R. in Jena nicht zugelaſſen iſt, hat er ohne Zweifel ge⸗ 
wußt. Einen beſonderen Grund für den Wechſel des Anwalts hatte 
der Kläger daher nicht. Wenn er trotzdem mehrere Rechtsanwälte 
nacheinander in Anſpruch nahm, ſo hat er die dadurch entſtandenen 
Mehrkoſten ſelbſt zu tragen. Der Umſtand, daß der Beklagte aus⸗ 
drücklich auch zur Tragung der Koſten des Mahnverfahrens verurteilt 
worden ijt, hat mit Rückſicht auf § 698 ZPO. für die hier ſtreitige 
Frage keine Bedeutung. | 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 21. Februar 1914, 1 W 29/14 
(nach Weimar.) 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


9, Zuläſſigkeit der Nebenklage, obwohl der Buß⸗ 
anſpruch nicht mehr verfolgt werden kann (588 443, 
444 StPO.) 

Der Fabrikbeſitzer B. ift zwar nicht nach §§ 435, 414 StPO. 
als Nebenkläger aufzutreten berechtigt. Denn es handelt ſich nicht 
um eine nur auf Antrag verfolgbare Körperverletzung, da ſie, wenn 
ein Verſchulden vorliegt, unter Verletzung einer Berufs⸗ oder Gewerbs⸗ 
pflicht begangen iſt (§ 232 bf. 1 am Ende, § 230 Abſ. 2 StGB.). 

Wohl aber kann er nach § 443 StPO. ſich als Nebenkläger 
der öffentlichen Klage anſchließen. Denn er iſt nach § 231 StGB. 

| g* 
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berechtigt, die Zuerkennung einer Buße zu verlangen. Daß er 
dieſes Verlangen nach Buße wirklich ſtellt, iſt nicht erforderlich; er 
kann ſich auch ohne ſolchen Antrag anſchließen. Er kann dies auch 
noch in der höheren Inſtanz, insbeſondere durch Einlegung eines 
Rechtsmittels tun (§ 443 Abſ. 1 mit § 435 Abſ. 1 StPO.) und 
wird daran auch nicht dadurch gehindert, daß ſein Recht, die Buße 
zu beantragen, mit der Verkündung des Urteils erſter Inſtanz er⸗ 
loſchen iſt (§ 444 Abſ. 1 StPO.); denn fein Recht zur Anſchließung 
beſteht nicht lediglich für die Verfolgung des Bußeanſpruchs. Das 
entſpricht der herrſchenden Anſicht und der bisherigen Rechtſprechung 
des Strafſenats (RGSt. 5, 335 und 41, 176; OLG. München 7, 
393; Bayeriſches oberſtes Landesgericht 7, 405; OL G. Jena,. 29. Mai 
1888, W 31/88.) 


Beſchluß des 1. Strafſenats vom 14. März 1913, 8 32/13 (nach 
Weimar). | | | | 


10.8 263 StGB. Wann ift das Verſchweigen der 

Mangelhaftigkeit einer Ware ein Unterdrücken? 

Der Angeklagte hat im Jahre 1912 dem Futtermehl, das er in 
ſeiner Mühle feilhielt, billigeres Streumehl beigemiſcht, das zu 75 
Teilen aus Gips, im übrigen aus Holzmehl beftand und als Futter- 
mittel keinerlei Wert hatte. Am 13. Juli 1912 hat der Landwirt 
B. zwei Säcke Futtermehl verlangt und von den Leuten des Ange⸗ 
klagten zwei Säcke des gefälſchten Futtermehls erhalten. Das Land⸗ 
gericht hat den Angeklagten wegen Betrugs beſtraft. 

Es hat alle Tatbeſtandsmerkmale des Betrugs feſtgeſtellt. Ob 
dies ausreichend geſchehen iſt, kann nur bei einem zweifelhaft ſein. 
Es fagt, der Angeklagte habe den Irrtum Bis über die Beſchaffen⸗ 
heit des Futtermehls durch Vorſpiegelung falſcher und Unterdrückung 
wahrer Tatſachen erregt, ſpricht ſich aber nicht darüber aus, worin 
es die Vorſpiegelung und Unterdrückung findet. 

Von einer Vorſpiegelung kann nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
jedenfalls keine Rede ſein. B. hat zwei Säcke Futtermehl verlangt, 
und die Leute des Angeklagten haben ihm darauf zwei Säcke mit 
verfälſchtem Futtermehl gegeben. Dabei iſt über die Beſchaffenheit 
des Futtermehls weiter nichts geſprochen oder verhandelt worden. Daß 
die Verfälſchung nicht erkennbar war und daß der Angeklagte deshalb 
damit rechnete, die Käufer — alſo auch B. — würden ſie 
nicht erkennen, bedeutet keine Vorſpiegelung. Denn es fehlt an 
jeder Handlung, die B. über die Zuſammenſetzung des Futter⸗ 
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mehls hätte irreführen ſollen. Die Tatſache, daß die Fälſchung nicht 
erkennbar war, war nicht die Folge irgendwelcher trügeriſcher Veran⸗ 
ſtaltungen, ſondern ergab ſich ohne weiteres aus der Beſchaffenheit 
des verwendeten Fälſchungsmittels (vgl. RG. 14, 310, Goltd Arch. 
47, 283; 50, 392 — anders, wenn eine täuſchende, die wahre 
Beſchaffenheit verdeckende Handlung vorliegt, z. B. wenn nur die 
oberſte Schicht gute Ware enthält oder die verfälſchte Ware als reine 
Ware angeprieſen wird — RENIpr. 9, 16; RG. 25, 182). | 

Wohl aber ergeben die Feſtſtellungen des Landgerichts, daß der 
Angeklagte eine wahre Tatſache, nämlich die Verfälſchung, unter⸗ 
drückt hat. Die Reviſion hebt zwar ganz richtig hervor, daß das 
bloße Verſchweigen eines Mangels der Ware noch kein Unterdrücken 
iſt. Das Verſchweigen iſt aber ein Unterdrücken, wenn ein auf 
Täuſchung berechnetes aktives Verhalten des Angeklagten hinzukommt 
(RG. 1, 314; 14, 310; 29, S. 37, 369, Rſpr. 9, 742) oder wenn 
eine Rechtspflicht zur Offenbarung beſteht (RG. 25, 95; 31, 210; 
37, 61; 46, 415). Beides trifft hier zu. 

Darin, daß der Angeklagte das Futtermehl zum Zwecke der 
Täuſchung ſelbſt verfälſcht hat, iſt ein ſolches aktives Verhalten zu 
finden. Das Reichsgericht hat das in der Entſcheidung 29, 370 für 
die Verfälſchung von Nahrungsmitteln (Genußmitteln) ausgeſprochen, 
es muß aber auch weitergehend gelten. Denn die Auffaſſung des 
Reichsgerichts erklärt ſich nicht etwa nur daraus, daß das Nahrungs⸗ 
mittelgeſetz das Verſchweigen von Verfälſchungen bei Nahrungsmitteln 
unter beſondere Strafe geſtellt hat. Das hat für die Beſtrafung von 
Nahrungsmittelfälſchungen als Betrug keine Bedeutung gehabt, damit 
iſt die Offenbarung der Verfälſchung nicht allgemein zu einer Rechts⸗ 
pflicht gemacht worden (vgl. RG. 29, 37). 

Aber auch eine Rechtspflicht zur Offenbarung der Mängel beſtand 
für den Angeklagten. Der Verkäufer hat zwar nicht allgemein die 
Pflicht, alle für die Entſchließung des Käufers weſentlichen Umſtände 
mitzuteilen, wenn er danach nicht gefragt wird, mag er ſich auch be⸗ 
wußt ſein, daß der Käufer auf den verſchwiegenen Umſtand Wert legen 
könne. Es iſt vielmehr nach den beſonderen Umſtänden in jedem 
Falle zu prüfen, ob eine ſolche Pflicht beſteht (vgl. RGZ. 62, 149). 
Und für Fälle, in denen der Angeklagte, wie hier, zum Zwecke der 
Täuſchung die Ware ſelbſt mangelhaft macht, iſt das zu bejahen. 
Das Schweigen des Angeklagten iſt alſo auch bei dieſer Betrachtungs⸗ 
weiſe ein Unterdrücken. (Wenn das Reichsgericht in der angeführten 
Entſcheidung 62, 150 Unterdrücken in Gegenſatz zu bloßem Ver⸗ 
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ſchweigen ftellt, fo nimmt es Unterdrücken in der Bedeutung, die es 
zunächſt hat — Verdecken und Unkenntlichmachen des verſchwiegenen 
Umſtands durch täuſchende Mittel. — Es iſt damit aber nicht ge⸗ 
ſagt, daß im bloßen Verſchweigen kein Unterdrücken im Sinne des 
§ 263 StGB. gefunden werden könne, wenn eine Rechtspflicht zur 
Offenbarung beſteht). Damit decken ſich auch die Ausführungen, die 
das Reichsgericht in ſeiner Entſcheidung 2, 431 a, E gibt. Ein ge⸗ 
wiſſer Widerſpruch beſteht aber mit der Entſcheidung 42, 182 (20, 
142), wo das Reichsgericht eine Rechtspflicht des Käufers verneint, 
ſeine Abſichten, die er mit der Kaufſache hat, dem Verkäufer, ſoweit 
fie für ihn offenbar von Belang find, mitzuteilen. Denn entſprechend 
der hier vertretenen Anſicht iſt anzunehmen, daß nach den beſonderen 
Umſtänden des Falles auch eine ſolche Rechtspflicht beſtehen kann. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 3. Oktober 1913, 8 91/13 (nach 
Altenburg). 


11. Eine Schankerlaubnis an einen Verein zu Feſtlich⸗ 
keiten beſchränkt ſich nicht ohne weiteres auf ges 
ſchloſſene Feſtlichkeiten. Das müßte beſonders zum 
Ausdruck gekommen ſein. Werden Freunde und 
Gönnereingeladen, ſo iſt'd eine öffentliche Feſtlichkeit. 
Umgehung der Erlaubnis bedingungen. 

Der Angeklagte als Turnhallenverwalter hat die Erlaubnis zum 
Ausſchank von Bier uſw. in der Turnhalle des Turnvereins P. an 
die Mitglieder und „die zu Feſtlichkeiten eingeladenen Gäſte“. So 
ſtellt'8s das Landgericht feſt und fo entſpricht's auch dem Wortlaut der 
Konzeſſionsurkunde. Wenn das Landgericht vorher ſagt, einem früheren 
Antrag, der die Konzeſſion für „eingeführte“ Gäſte verlangte, ſei ent⸗ 
ſprochen worden, ſo iſt das nicht richtig, der Widerſpruch iſt aber da⸗ 
durch befeitigt, daß dann der Wortlaut der Konzeſſiondurkunde wieder⸗ 
gegeben iſt. Der iſt maßgebend. 

Zu einem Bockbierfeſt des Turnvereins vom 25. bis 27. Januar 
1913 hat der Angeklagte auch an Nichtmitglieder verſchänkt, die durch 
die Zeitung neben den werten Vereinsangehörigen als „Freunde und 
Gönner“ eingeladen waren. | | 

Das Landgericht fpricht den Angeklagten frei, es hält die Nicht⸗ 
mitglieder für Gäſte, die zur Feſtlichkeit eingeladen worden ſeien. 

Die Reviſion zieht dagegen zu Felde, daß dabei Vereinsfeſtlichkeit 
falſch aufgefaßt worden ſei, und fürchtet die unhaltbaren Folgen für 
politiſche Verſammlungen, wenn auch dort geſchloſſene Vereinsver⸗ 
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ſammlungen angenommen würden, wenn jedermann eingeladen fei: 
dann blieben ja keine öffentlichen Verſammlungen mehr übrig. 

So iſt's aber doch nicht. Das Landgericht nimmt gar nicht an, 
daß das Bockbierfeſt eine geſchloſſene Vereinsfeſtlichkeit geweſen ſei, 
etwa ein „Vereinsfäßchen“ getrunken worden ſei. Es unterſcheidet 
gar nicht Feſtlichkeiten innerhalb des Vereins und ſolche, die er nur 
veranſtaltet, faßt das vielmehr unter eins zuſammen. Allerdings iſt 
beides möglich: ein Verein kann eine Vereinsfeſtlichkeit veranſtalten 
— für Mitglieder und Gäſte, das heißt ſachlich oder perſönlich zum 
Verein in Beziehung ſtehende Leute —, er kann aber auch öffentliche 
Feſtlichkeiten veranſtalten. Z. B. können die Tanzkränzchen eines 
Vereins geſchloſſen ſein, Vereinsvergnügen, es gibt aber auch öffentliche 
Tänze von Vereinen. Hat der Turnverein zu einem Tanzkränzchen 
„Freunde und Gönner“ in der Zeitung eingeladen, ſo mag ein 
öffentlicher Tanz daraus geworden ſein und der Verein ſich ſtrafbar 
gemacht haben, wenn er die landesrechtlichen Vorſchriften über Ver⸗ 
anſtaltung öffentlicher Tänze, Anmeldung, Dauer, Zahl, Abgabe 
nicht erfüllt hat. 

Tatſächlich aber iſt's doch nun ſo, daß viele Vereine nur davon leben, 
daß ſie öffentliche Feſtlichkeiten veranſtalten. Theatervereinsmitglieder 
wollen nicht nur vor einander ſpielen, ſondern auch einmal von einem 
weitern Kreis geſehen werden. Wenn ſich ein Frauenverein bei einem 
Bazar nur an die Mitglieder und Freunde wendete, würde ihm nicht 
genug abgekauft. So gibt's viele Vereine, die zu allen möglichen 
Sachen Freunde und Gönner, Intereſſenten, jedermann einladen. 

Wenn ein Turnverein Schauturnen veranſtaltet und die gute 
Sache der Turnerei fördern will, ladet er jedermann ein, damit Turnen 
und Sport in immer weitere Kreiſe dringt. Jeder derartige Verein 
hat auch geſellige Zwecke, er veranſtaltet von Zeit zu Zeit Theater⸗ 
aufführungen und ſonſtige Vorträge, hält jährlich einmal ein Stiftungs⸗ 
feſt mit Konzert und Ball. Die geſelligen Bedürfniſſe der Mitglieder 
würden nicht befriedigt, und der Verein käme oft nicht auf ſeine 
Koſten, wenn er da nicht an einen weiteren Kreis ginge. Die Ein⸗ 
ladungen an weitere Kreiſe ſind auch ein durchaus übliches Mittel, 
Mitglieder zu werben. Sie ſind ſo verbreitet, daß ſie manchmal 
in der Zeitung ganz beſonders und ausdrücklich ausgeſchloſſen werden, 
indem geſagt wird, Gäſte bedürfen der Einführung durch ein Mitglied, 
oder: Wir laden die ſchon durch Karten Eingeladenen nochmals ein. 
Alſo Feſtlichkeiten von Vereinen über Mitglieder und einen Kreis 
Naheſtehender hinaus ſind eine allgemeine Erſcheinung. Das Land⸗ 


gericht rechnet damit, es fagt: Nichtmitglieder von Vereinen durch die 
Zeitung einzuladen, ſei bei Vereinen allgemein gebräuchlich; das iſt 
tatſächliche Feſtſtellung und unangreifbar, überdies auch richtig. Jedes 
Zeitungsblatt beweiſt's im Vergnügungsanzeigenteil. 

Durch die Erteilung der Schankerlaubnis an den Vereins verwalter 
ſollte dieſer nicht Wirt werden wie ein andrer Wirt. Deshalb wurde 
ihm keine volle Erlaubnis gegeben. Für gewöhnlich ſollten dort nur 
die Mitglieder ihren Schoppen trinken dürfen, alſo bei und nach 
Turnſtunden uſw. Der Wirt ſollte auch ſicher keine Privatfeſtlichkeiten 
halten dürfen, wie Hochzeiten, Kindtaufen uſw. Bei Feſtlichkeiten 
des Vereins aber ſollte kein Unterſchied gemacht werden, da ſollten 
auch die eingeladenen Gäſte Bier bekommen dürfen, ſolange ſie nur 
Feſtlichkeiten des Vereins und ſeiner Mitglieder blieben. 

Die Konzeſſion rechnet mit den tatſächlichen Verhältniſſen des 
Lebens und den allgemeinen Gebräuchen, wie ſie ſich bei derartigen 
Vereinen, Turnvereinen uſw., gebildet haben. Die Allgemeinheit macht, 
wie es auch das Landgericht nicht tut, keinen Unterſchied zwiſchen 
geſchloſſenen und öffentlichen Vereinsfeſtlichkeiten, es nimmt beides für 
Feſtlichkeiten des Vereins. Im Sinne aber der Allgemeinheit iſt ein 
Ausdruck aufzufaſſen. Ein Rechtsverſtoß iſt's nicht, wenn das Land⸗ 
gericht ſagt, die Konzeſſionsurkunde hätte anders lauten müſſen, wenn 
unter Feſtlichkeiten nur eine beſondere Art ſolcher hätte verſtanden 
werden ſollen. Der Verein ſollte durch Gewähr der Schankerlaubnis 
finanziell gekräftigt werden. Dieſer Zweck würde nicht in der voraus⸗ 
geſetzten verkehrsüblichen Weiſe erreicht, wenn gerade zu ſeinen größten 
Feſtlichkeiten, Stiftungsfeſt, Schauturnen uſw., wo ſich doch eine 
größere Oeffentlichkeit beteiligt, nicht an ſämtliche Anweſende geſchänkt 
werden dürfte. Es wäre auch praktiſch undurchführbar, wenn dabei 
Unterſchiede gemacht werden ſollten zwifchen denen, die Einladungskarten 
hätten, und denen, die auf die Zeitungsanzeige hin gekommen wären. 

Aus den Worten „eingeladene Gäſte“ kann man nach dem 
Zuſammenhang nicht folgern, daß nur geſchloſſene Feſtlichkeiten in 
Betracht kämen. Der allgemeine Sprachgebrauch nennt auch bei 
öffentlichen Vereinsfeſtlichkeiten die teilnehmenden Nichtmiglieder 
Gäſte, und bezeichnet nach dem Landgericht als Einladung, wenn in 
der Zeitung allgemein eingeladen wird. | 

Freilich, eine Grenze haben die Bedingungen der Schankerlaubnis. 
Sollte der Verein jede Gelegenheit, wo getrunken werden kann und 
wird, zu einer Feſtlichkeit machen und über das Verkehrsübliche hinaus 
zu einem Dierausſchank an Nichtmitglieder benutzen, die Feſtlichkeit 
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nur vorſchützen, um unter diefem Aushängeſchild Schankwirtſchaft zu 
betreiben wie der Wirt einer ſonſtigen Wirtſchaft, ſollte es ihm gar 
nicht auf die üblichen geſelligen Zwecke der Mitglieder ankommen, 
ſondern er wie ein andrer Wirt zu Oſtern, Pfingſten, Kirchweih uſw. 
„zu ff. Speiſen und Getränken“ einladen, ſo umginge der Angeklagte 
die Bedingungen, mißbrauchte ſie ebenſo wie der Verein und wäre 
ſtrafbar. Daß unter eine derartige Wirtshausanzeige geſetzt würde: 
„Nächſte Turnſtunde findet den und den ſtatt“, wäre eine recht durch⸗ 
ſichtige Mache. 

Das Landgericht hat nur die Veranſtaltung des Bockbierfeſtes 
behandelt, und ſoweit geht's rechtlich an, daß es tatſächlich in un⸗ 
angreifbarer Würdigung der Verhältniſſe das Bockbierfeſt als etwas 
Beſonderes, Nichtalltägliches anſieht, das die Mitglieder einmal unter⸗ 
hält, das beſonderen geſelligen Zwecken dient. Wie denn auch ein 
Fäßchen bei beſonderen Anläſſen der allgemeinen Verkehrsſitte im 
Vereinsleben nicht widerſprechen mag. In eine Prüfung darüber 
hinaus kann das Reviſionsgericht nicht eintreten. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 11. November 1913 8 103/13 
(nach Greiz). 


12. Tatſachenbehauptung, allgemeiner Vorwurf, be⸗ 
leidigende Kritik, Wahrheitsbeweis (§§ 185, 186 
StGB.). Berechtigtes Intereſſe des Teilnehmers 
aneiner Verſammlung, das Fernbleiben des Stadt⸗ 
oberhauptes als pflichtwidrig zu rügen. Inhalt 
und Form der beleidigenden Aeußerung. 

Der Angeklagte iſt Redakteur der Thüringer Landeszeitung und 
hat in einem Artikel, den er ſelbſt verfaßt hat, in der Nummer vom 
31. März 1913 über eine Bismarckfeier berichtet, die Vereine und 
politiſche Parteigruppen am 30. März 1913 in G. für die Oeffentlichkeit 
veranſtaltet hatten — die Veranſtalter ſind nicht genau feſtgeſtellt —. 
Zu der Feier war auch der Oberbürgermeiſter und Landtagspräſident L. 
eingeladen geweſen, war ihr aber ferngeblieben. Damit befaßt ſich 
der Artikel in ſeinem erſten Teil. Er hebt hervor, daß ſich Hunderte 
vaterländiſch geſinnter Männer und Frauen verſammelt gehabt hätten, 
daß ſich zu ihrer Freude und Genugtuung zahlreiche Vertreter der 
Staatsregierung und des Hofſtaats und eine Reihe Offiziere ein- 
gefunden hätten und daß es daher um ſo eigenartiger berührt habe, 
daß es das Oberhaupt der Stadt auch in dieſem Jahre nicht für 
nötig erachtet habe, der Einladung zu folgen. Im Anſchluß daran 
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wird dann gefagt: Es fet bezeichnend für den Sinn der G.er Kommunal⸗ 
verwaltung, daß es deren Leiter nicht einmal für ſeine verdammte 
Pflicht und Schuldigkeit gehalten habe, die Stadt bei einer vater⸗ 
ländiſchen Feier zu vertreten. In jeder anderen Stadt — z. B. Berlin 
oder Nordhauſen, wo auch der Freiſinn das kommunale Zepter ſchwinge 
— wäre ein ſolcher Affront des Stadtoberhauptes ſeinen vaterländiſch 
geſinnten Mitbürgern gegenüber ein Ding der Unmöglichkeit. In 
keinem anderen Staate, wahrſcheinlich nicht einmal im ſozialdemokra⸗ 
tiſchen Zukunftsſtaate, würde es der Präſident des Landtages wagen, 
ſeiner Gleichgültigkeit gegen vaterländiſchen Sinn und vaterländiſche 
Feiern in der von Herrn L. beliebten Weiſe offen Ausdruck zu geben. 
Es ſcheine angeſichts dieſer Tatſache an der Zeit, ihn darauf aufmerkſam 
zu machen, daß er als Oberbürgermeiſter kein abſolutiſtiſcher Allein⸗ 
herrſcher ſei, ſondern daß man von ihm wie von jedem anderen Bürger 
erwarte, daß er nicht nur ſeine Rechte wahrnehme, ſondern auch ſeine 
Pflichten, in ſeinem Falle als Oberhaupt eines in ſeinem Gros doch 
wohl immer noch national geſinnten Bürgertums, erfülle. Dienſtliche 
Gründe dürften ihn doch wohl kaum verhindert haben, man könne 
daher den Leuten wohl nicht ganz unrecht geben, die meinten, er habe 
die Bismarckfeier aus rein perſönlichen oder politiſchen Gründen ge⸗ 
ſchnitten. 

Das Landgericht greift aus dieſem Abſchnitt des Artikels zwei 
Vorwürfe als beleidigend heraus und ſtellt feſt, der Angeklagte habe 
darin dem Oberbürgermeiſter L. ganz allgemein vorgeworfen, er 
habe keine vaterländiſche Geſinnung und ſpiele ſich als abſolutiſtiſchen 
Alleinherrſcher auf, der nur Rechte, keine Pflichten kenne. Obwohl 
ſichs nach dieſer Auslegung des Landgerichts um Vorwürfe handelt, 
die keinen beſtimmten tatſächlichen Vorgang zum Gegenſtand haben, 
alſo nur dem § 185, nicht dem § 186 StGB. unterfallen können, 
ſpricht es doch davon, „daß die Tatſachen die Vorwürfe nicht recht⸗ 
fertigen“, denkt alſo an den Wahrheitsbeweis, der nur bei wirklichen 
Tatſachenbehauptungen, nicht bei allgemeinen Vorwürfen in Betracht 
kommen kann (RG. 35, 227). Ob der Täter für allgemeine Vor⸗ 
würfe gewiſſe Anhaltspunkte gehabt oder ſie frivol erhoben hat, kann 
nur für die Strafausmeſſung und die Frage, ob er zu erlaubten 
Zwecken (§ 193 StGB.) gehandelt hat, von Bedeutung fein. Daß 
das Landgericht nicht etwa bloß daran gedacht hat, als es fchrieb, 
„die Tatſachen rechtfertigten die Vorwürfe nicht“, ergibt ſich aus dem 
Zuſammenhang, in dem es dieſe Erörterung bringt. Seine Dar⸗ 
legungen find deshalb widerſpruchsvoll, es ſtellt allgemeine Vorwürfe 
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($ 185 StGB.) feſt, und doch ſchwebt ihm vor, mas ein Wahrheits⸗ 
beweis nach § 186 StGB. möglich ſei. 

Es wird ſich klar auszuſprechen haben, ob der Angeklagte nach 
dem Zuſammenhang des Artikels wirklich ganz allgemein Vor⸗ 
würfe gegen den Oberbürgermeiſter L. erhoben hat oder ob die Vor⸗ 
würfe nur ſein Fernbleiben von der Bismarckfeier zum Gegenſtand 
haben und daraus ihren ganz beſtimmten Inhalt nehmen, ob ſie 
alſo nur bedeuten, L. habe durch fein Fernbleiben von der 
Bismardfeter feine Pflicht als Oberbürgermeiſter verletzt, habe daz 
durch ſeine vaterländiſch geſinnten Mitbürger vor den Kopf geſtoßen, 
dadurch einen Mangel an vaterländiſcher Geſinnung bewieſen und 
ſich als abſolutiſtiſchen Alleinherrſcher gezeigt, er ſei der Feier nur aus 
perſönlichen oder politiſchen Gründen ferngeblieben. Enthält der Artikel 
ganz allgemeine Vorwürfe, dann ift er nach § 185 StGB. beleidigend, 
ein Wahrheitsbeweis (§ 186 StGB.) kommt nicht in Betracht. Andern⸗ 
falls handelt ſichs um beſtimmte Tatſachenbehauptungen, und das 
Landgericht muß prüfen, ob ſie wahr ſind, ob L. durch ſein Fernbleiben 
(aus perſönlichen oder politiſchen Gründen) ſeine Pflicht als Ober⸗ 
bürgermeiſter verletzt, ſeine Mitbürger vor den Kopf geſtoßen und einen 
Mangel an vaterländiſcher Geſinnung gezeigt hat. Wird das bewiefen. 
ſo kann ſichs nur fragen, ob aus der Form, die der Angeklagte ſeinen 
Behauptungen gegeben hat, oder aus den begleitenden Umſtänden 
die Abſicht der Beleidigung hervorgeht ($ 192 StGB.). [Denkbar 
wäre noch die Auffaſſung, daß der Angeklagte in dem Artikel in Be⸗ 
ziehung auf den Oberbürgermeiſter ehrenrührige Tatſachen behauptet 
und daran weiter eine davon getrennte, ſelbſtändige beleidigende Kritik 
geknüpft hätte, die nicht bloß die Form der ehrenrührigen Tatſachen⸗ 
behauptung wäre (vgl. RG. 33, 50), doch wird dieſe Betrachtungs⸗ 
weiſe hier kaum möglich ſein.] Nun hat allerdings das Landgericht 
in der Begründung, die es in zweiter Linie gibt, die Abſicht der Be⸗ 
leidigung aus der Form feſtgeſtellt, ſo daß auf alle Fälle eine Be⸗ 
leidigung nach § 185 StGB. übrig bleibt. Trotzdem läßt ſich aber 
das Urteil, wie ſpäter noch ausgeführt werden wird, nicht halten. 

Das Langericht verneint, daß der Angeklagte berechtigte Intereſſen 
habe wahrnehmen können. Darin iſt ihm beizutreten, ſoweit die Eigen⸗ 
ſchaft des Angeklagten als Redakteur der Thüringer Landeszeitung 
zu berückſichtigen iſt. Es mag ſein, daß die Bismarckfeier von den 
rechtsſtehenden Parteien veranſtaltet worden war und daß er bei ſeiner 
Anſtellung als Redakteurs der Thüringer Landeszeitung ausdrücklich 
verpflichtet worden iſt, vaterländiſchen Sinn zu betätigen und die 
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Intereſſen der rechtsſtehenden Parteien zu vertreten, das alles macht 
das Fernbleiben des Oberbürgermeiſter8 von der Bismarckfeier nicht 
zu einer ihn nahe angehenden Angelegenheit. Daß er die Zeitung 
im Sinne der rechtsſtehenden Parteien zu leiten hatte, ergab ſich ohne 
weiteres aus der Richtung der Thüringer Landeszeitung, die beſondere 
Hervorhebung dieſer Verpflichtung bei der Anſtellung konnte ihm alſo 
keine weitergehenden Befugniſſe ſchaffen, als er ſie als Redakteur ſo 
ſchon hatte. Als ſolcher hat er aber kein beſonderes Recht, fremde In⸗ 
tereſſen wahrzunehmen. In der ausdrücklichen Verpflichtung bei der 
Anſtellung liegt jedenfalls keine allgemein wirkſame Ermächtigung, 
die Intereſſen der den rechtsſtehenden Parteien angehörigen Perſonen 
wahrzunehmen. Eine ſolche Ermächtigung muß immer von den 
Perſonen ausgehen, deren Intereſſen in den einzelnen Fällen berührt 
ſind, der Anſtellende kann ſie nur für den Kreis ſeiner eigenen und 
der ihm anvertrauten Intereſſen erteilen (vgl. hierzu ROR pr. 9, 395; 

RG. 24, 306). 

Auch als Geer Einwohner ging ihn das Fernbleiben des Ober⸗ 
bürgermeiſters von der Bismarckfeier nicht näher an, wohl aber kann 
er in eine nahe Beziehung dazu getreten ſein, als Teilnehmer an der 
Feier und als Mitglied des deutſchvölkiſchen Turnvereins Jahn, der 
mit zu den Veranſtaltern der Feier gehörte. Ob eine Angelegenheit 
jemand ſo nahe angeht, daß ſie ihm die Befugnis zur Intereſſen⸗ 
wahrnehmung nach § 193 StGB. gibt, iſt in jedem einzelnen Fall 
unter Würdigung des beſonderen Sachverhalts feſtzuſtellen (vgl. RG. 
26, 76; 29, 147, vgl. auch Thür Bl. 58, S. 137, 263). Hier handelt 
ſichs um eine Verſammlung, die für die Oeffentlichkeit veranſtaltet war 
und wohl allgemeinere Bedeutung hatte. Wie es ſcheint, haben 
wenigſtens Vertreter öffentlicher Behörden (Vertreter der Staatsbe⸗ 
hörden) und des Offizierkorps und Angehörige des Hoſſtaats dieſe 
allgemeinere Bedeutung und den patriotiſchen Zweck der Verſammlung 
durch ihr Erſcheinen anerkannt. Iſt der Angeklagte wegen dieſes 
Charakters der Feier der Meinung geweſen, daß auch das dazu ein⸗ 
geladene Stadtoberhaupt hätte kommen müſſen, ſo durfte er als Mit⸗ 
glied eines Vereins, der mit zu der Feier eingeladen hatte, und als 
Teilnehmer daran ſeiner Auffaſſung über das Fernbleiben auch 
Ausdruck geben. Denn als ſolcher hatte er auch mit ein Intereſſe 
daran, daß fih die Verſammlung möglichſt eindrucksvoll geſtaltete. 
Und hat er deshalb das Fernbleiben des Oberbürgermeiſters als un⸗ 
recht empſunden, weil mit ſeiner Stellung nicht verträglich, ſo iſt er 
dadurch auch ſelbſt nahe betroffen worden, nicht etwa die Veranſtalter 
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allein. Vorwürfe, zu denen er danach Grund zu haben glaubte, 
(die damit im Zuſammenhang ſtehen), durfte er dann auch in ſeiner 
Zeitung erheben, denn er konnte von ſeinen Vorſtellungen nur eine 
Wirkung erhoffen, wenn er ſie vor der Oeffentlichkeit ausſprach. (Der 
Senat hat in einem Urteil vom 18° Oktober 1911 — 8 97/11 — 
ſchon in ähnlicher Weiſe ausgeführt, daß ein Redakteur als Teilnehmer 
an einer Wohltätigkeitsveranſtaltung unter Umſtänden ein berechtigtes 
Intereſſe wahrnehmen kann, wenn er vor der Oeffentlichkeit Angriffe 
erhebt, um feſtzuſtellen, ob die geſammelten Beiträge wirklich, wie 
Gerüchte gingen, beſtimmungswidrig verwendet worden ſeien). 

Nach dieſen Geſichtspunkten wird das Landgericht prüfen müſſen, 
ob der Angeklagte nach den beſonderen Verhältniſſen bei der Bismarck⸗ 
feier, wie ſie tatſächlich lagen oder wie er ſie nach ſeiner Kenntnis 
von ihnen tatſächlich auffaßte, ein berechtigtes Intereſſe gehabt hat, 
dem Oberbürgermeiſter L. ſein Fernbleiben als pflichtwidrig vorzuhalten. 
Iſt es dieſer Anſicht, ſo wird weiter feſtzuſtellen ſein, ob der Ange⸗ 
klagte, als er den Artikel veröffentlichte, dieſes Intereſſe auch tatſächlich 
wahrnehmen wollte. Wird auch das bejaht, dann entſteht die weitere 
Frage, ob ſich nicht aus der Form oder den begleitenden Umſtänden 
die Abſicht der Beleidigung ergibt. 

Das hat das Landgericht nun ſchon in dem angefochtenen Urteil 
in zweiter Linie feſtgeſtellt. Aber das Urteil kann trotzdem nicht auf⸗ 
recht erhalten werden. Denn bei Strafausmeſſung geht das Land⸗ 
gericht davon aus, daß der Angeklagte keine berechtigten Intereſſen 
wahrgenommen hat. Die Gründe für die Strafausmeſſung ſind aber 
anders, wenn ſich herausſtellt, daß der Angeklagte, während er unter 
dem Schutze des § 193 StGB. handelte, in der Form zu weit ge⸗ 
gangen iſt. 

Uebrigens können die Ausführungen des Landgerichts, daß ſich 
die Abſicht der Beleidigung aus der Form der Vorwürfe ergebe, 


auch zu rechtlichen Bedenken Anlaß geben. Denn es ſagt dabei zu⸗ 


nächſt, daß die Beleidigungs ab ſicht aus dem ganzen Inhalt des 
Artikels zu erkennen ſei. Der Inhalt der Beleidigungen aber darf 
nach § 193 (§ 192) StGB. nicht dafür verwertet werden, ſondern 
nur die Form, in die der beleidigende Inhalt gebracht iſt, und die 
begleitenden Umſtände. Im weiteren Verlaufe der Ausführungen 
berückſichtigt es aber dann nur die Faſſung der erhobenen Vorwürfe 
und folgert inſoweit jedenfalls die Beleidigungsabſicht aus der Form. 

Urteil des erſten Strafſenats vom 18. November 1915 S 105/15 
{nad Gotha). 
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Entſcheidungen des Thüringiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in Jena. 


Herausgegeben von Geh. Juſtizrat V. Samwer in Jena. 


5. Bei Steuerpflichtigen mit kaufmänniſcher Buch- 
führung iſt als das der Veranlagung unmittelbar 
vorangegangene Geſchäftsjahr dasjenige anzu⸗ 
ſehen, deſſen Ergebniſſe zur Zeit der Veranlagung 
buchmäßig feſtſtehen. Die Nachbringung der Bilanz 
im Berufungsverfahren iſt fürdie Beurteilung die⸗ 
fer Frage ohne Bedeutung (WeimEStG. und AusfB. 
dazu). 

Die Kläger haben am 1. Januar 1909 den Betrieb eines Ports 
landzement⸗ und Kalkwerks zuſammen mit einem Dr. F. in Form 
einer offenen Handelsgeſellſchaft übernommen. Dr. F. iſt am 1. Juli 
1909 aus der Geſellſchaft ausgeſchieden und hat feinen Gefchäftdan- 
teil auf feine Schwägerin übertragen, die ſich aber nur als ſtille 
Geſellſchafterin weiter beteiligt hat. Die beiden Kläger ſind alſo ſeit⸗ 
dem alleinige Inhaber des Betriebs. Als ſolche ſind ſie für das Steuer⸗ 
jahr 1912 mit einem Geſchäftseinkommen von je 12 000 M. zur Staats⸗ 
einkommenſteuer veranlagt worden, indem die Veranlagungsbehörde 
dieſen Betrag als mutmaßlichen Reinertrag des Steuerjahres ange⸗ 
nommen hat. Mit der Berufung verlangten ſie, nach dem Durchſchnitt 
der letzten drei Betriebsjahre veranlagt und mit Rückſicht darauf, daß 
dieſe drei Jahre ſämtlich mit Verluſt abſchlöſſen, von der Steuer frei⸗ 
geſtellt zu werden; eventuell beanſpruchten ſie Zulaſſung von Schuld⸗ 
zinſenabzügen, für den Kläger O. in Höhe von 5000 M. und für den 
Kläger L. in Höhe von 2250 M. Die Berufungskommiſſion wies ſie ab, 
weil die Vorausſetzungen für die Einſchätzung ihres Einkommens nach 
dem Durchſchnitt der drei vergangenen Geſchäftsjahre nicht vorlagen 
und deshalb die Veranlagung nach dem mutmaßlichen Jahresdertrage 
dem Geſetz entſpreche, auch die Gewährung des Schuldzinſenabzugs 
nicht mehr zuläſſig ſei, weil die Schulden nicht vorſchriftsmäßig ange⸗ 
meldet worden ſeien. | 
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Der hiergegen rechtzeitig eingewendeten Revifion konnte nicht ſtatt⸗ 
gegeben werden. | 

Nach § 54 und § 53 Abſ. 4 EStG. und Art. 56 AusfV. da- 
zu iſt allerdings das Einkommen aus Handel und Gewerbe in erſter 
Linie unter Zugrundelegung des in den letzten drei Geſchäftsjahren 
oder auch während des etwaigen kürzeren Zeitraums des Beſtehend 
der Quelle durchſchnittlich erzielten Gewinnes zu ermitteln und 
der mutmaßliche Sahreserivag der Quelle erſt dann in Anſatz zu bringen, 
wenn dieſer Zeitraum zu kurz iſt, um als ausreichende Grundlage für 
die Berechnung eines Durchſchnitts zu dienen. Die Berufungskommiſſion 
hat ſich aber ohne Rechtsirrtum auf den Standpunkt geſtellt, daß die 
Ergebniſſe der Geſchäftsjahre 1911 und 1909 bei der Veranlagung. 
für 1912 für eine Durchſchnittsberechnung nicht verwendet werden 
können und deshalb eine ſolche wegen der Unzulänglichkeit der verfüg⸗ 
bar bleibenden Geſchäftsergebniſſe der Vergangenheit nicht ausführ⸗ 
bar iſt. 

Es verſtößt nicht gegen das Geſetz, wenn die Kommiſſion fordert, 
daß bei Steuerpflichtigen mit kaufmänniſcher Buchführung die Bilanz 
des der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen Geſchäftsjahres 
abgeſchloſſen vorliegen müſſe, wenn die Ergebniſſe dieſes Jahres bei 
der Veranlagung berückſichtigt werden ſollen, und demnach die Berück⸗ 
ſichtigung des Geſchäftsjahres 1911 abgelehnt hat, weil die Bilanz 
für dasſelbe zur Zeit der Veranlagung unſtreitig weder vorlag, noch 
fertiggeſtellt werden konnte. Das Geſetz enthält freilich eine entſprechende 
ausdrückliche Vorſchrift nicht, und der Wortlaut des Art. 73 und des 
Art. 56 Abſ. 3 AusfV. — 

„Nach dem Durchſchnitte der drei der Veranlagung riet 

bar vorausgegangenen Wirtſchaftsjahre“ — 
ſcheint ſogar für die Auffaſſung der Reviſionskläger zu ſprechen, daß 
das letzte Jahr vor der Veranlagung lediglich zeitlich abgelaufen ſein 
müſſe, um berückſichtigt zu werden. Eine derartige Auffaſſung iſt aber 
wenigſtens inſoweit, als es ſich um die Veranlagung Steuerpflichtige 
mit kaufmänniſcher Buchführung nach Art. 73 AusfV. handelt, mit 
dem Zwecke, der mit dieſer Vorſchrift verfolgt wird, ſchwer vereinbar. 
Denn wenn der Art. 73 vorſchreibt — und zwar gemäß § 1 Abſ. 2 
EStG. mit geſetzlicher Wirkung — daß bei den genannten Steuer⸗ 
pflichtigen die Bücherabſchlüſſe der maßgebenden Geſchäftsjahre nebſt 
den vorſchriftsmäßig angefertigten Bilanzen der Berechnung des Rein⸗ 
gewinns zugrunde zu legen ſind, ſo liegt darin nicht nur die An⸗ 
ordnung einer beſonderen Methode der Ermittelung des Reingewinns, 
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fondern es wird damit zugleich der Begriff des gewerblichen Reine 
gewinns (Art 72 AusfV.) hinſichtlich der Steuerpflichtigen mit kauf⸗ 
männiſcher Buchführung dahin modifiziert, daß an die Stelle des aus 
der Gegenüberſtellung der quellenmäßigen Einnahmen und Aufwendungen 
fic) ergebenden Ertrags (Art. 72 Ausf V.) der aus der kaufmänniſchen 
Buchführung ſich ergebende Vermögenszuwachs geſetzt wird 
(Fuiſting, Direkte Steuern (7) Bd. 1 Anm. 13 A zu § 13). Dieſer 
Vermögenszuwachs läßt ſich aber nicht ſchätzen wie der aus der Gegen⸗ 
überſtellung von Einnahmen und Ausgaben ſich ergebende Ertrag, 
ſondern er läßt ſich nur berechnen an der Hand einer ordnungsmäßig 
aufgeſtellten Bilanz. Sollte daher das zuletzt abgelaufene Geſchäfts⸗ 
jahr bei der Veranlagung berückſichtigt werden, auch wenn eine Bilanz 
nicht vorgelegt werden kann, ſo würde, da dies dann nur auf Grund 
einer Schätzung ſeines Ertrages geſchehen könnte, die Durchſchnitts⸗ 
berechnung, der im übrigen Bilanzen zugrunde liegen, auf zwei weſent⸗ 
lich ungleichartige Faktoren aufgebaut und deshalb aus ihr der 
buchmäßige Vermögenszuwachs, den das Geſetz beſteuern will, in 
Wahrheit nicht als Ergebnis gewonnen werden. Dieſes. Reſultat 
würde aber geradezu die Regel bilden, da das Steuerjahr ſowohl wie 
zumeiſt auch das kaufmänniſche Geſchäftsjahr mit dem Kalenderjahr 
zuſammenfällt und deshalb die Mehrzahl der kaufmänniſchen Betriebe 
regelmäßig nicht in der Lage ſein würde, bis zu dem für die Veran⸗ 
lagung maßgebenden Zeitpunkte, welches der Beginn des Kalender. 
jahres iſt (vgl. Ausf VzéEStG. Art. 96 IV, und ErgStG. §§ 9 und 
22 und Ausf V. dazu Art. 6), ihre Bücher abzuſchließen und die Bilanz 
aufzuſtellen, und der Zweck des Geſetzes würde daher bei einer ſolchen 
Auslegung für die Regel vereitelt. Es entſpricht deshalb ſicher dem 
Sinn und Zwecke des Geſetzes, bei kaufmänniſch eingerichteten Betrieben 
als das der Veranlagung unmittelbar vorangegangene Geſchäftsjahr 
dasjenige anzuſehen, deſſen Ergebniſſe zur Zeit der Veranlagung buch⸗ 
mäßig feſtſtehen (vgl. dazu PreußéEStG. vom 19. Juni 1906 § 9 
Ziff. 3 Abſ. 3, SächſO VG. Jahrb. 10, 186). Dem Steuerpflich⸗ 
tigen erwächſt auch aus einer ſolchen Auslegung kein Nachteil; denn 
es muß als ſelbſtverſtändlich gelten, daß der Durchſchnittsberechnung 
immer drei aufeinanderfolgende Geſchäftsjahre zugrunde gelegt werden 
und dabei von der einmal angenommenen Reihenfolge nicht abge⸗ 
wichen wird. Unter diefer Vorausſetzung kann ed aber dem Steuer⸗ 
pflichtigen gleichgültig ſein, ob ihm das gerade abgelaufene Jahr bei 
der laufenden Veranlagung oder erſt bei der nächſtfolgenden in Rechnung 
geſtellt wird. 


ar die en 1 d x; 


— 129 — 


Bei der Notwendigkeit, das Geſetz fo auszulegen, ift es auch irrig, 
wenn die Reviſionskläger meinen, die Berufungskommiſſion habe immer⸗ 
hin die Ergebniſſe des Geſchäftsjahres 1911 deshalb berückſichtigen 
müſſen, weil die Bilanz noch vor ihrer Entſcheidung fertiggeſtellt 
und vorgelegt worden ſei. Denn es iſt ein in Einkommenſteuerſachen 
anerkannter Grundſatz — der übrigens auch in dem WeimEStG. 
und beſonders in den Vorſchriften des Art. 56 der Ausf V. zum Aus⸗ 


druck kommt —, daß die Beurteilung der für die Veranlagung maß⸗ 


gebenden Verhältniſſe (Beſtand der Quelle, Umfang des Betriebs uſw.) 
nach dem für die Veranlagung entſcheidenden Zeitpunkte (d. i. dem 
Beginn des Steuerjahres) zu erfolgen hat, ohne Rückſicht auf ſpätere 
tatſächliche und rechtliche Vorgänge (vgl. z. B. PrOVGSt. 7, 196 
und Fuiſting, Direkte Steuern (7) Bd. 1, Anm. 5 zu § 9) und 
daß daher auch für die Entſcheidungen im Rechtsmittelverfahren 
ausſchließlich maßgebend bleibt, wie dieſe Verhältniſſe in dem ent⸗ 
ſcheidenden Augenblick geſtaltet waren. Zu den für die Ver⸗ 
anlagung maßgebenden Verhältniſſen gehören aber auch die Umftände, 
von denen die Wahl der Veranlagungsmethode abhängig iſt. Hängt 
daher wie hier die Berückſichtigung eines Geſchäftsjahres für eine 
Durchſchnittsberechnung nach der Vergangenheit davon ab, daß die 
Bilanz dieſes Geſchäftsjahres zur Zeit der Veranlagung vorliegt, 
ſo iſt und bleibt das Geſchäftsjahr, wenn ſie zu dieſem Zeitpunkte 


nicht vorgelegen hat, auch im Rechtsmittelverfahren nicht zu berück⸗ 


ſichtigen, wenn auch die Bilanz in dieſem Verfahren nachgebracht wer⸗ 
den kann. ) 
Urteil vom 15. Mai 1913, C. 32/12. 


6. Eine Behörde kann die Anordnung einer anderen 
Behörde zum Zwecke der Wahrung ihrer Zuſtändig⸗ 
keit und der Intereſſen ihres Bezirks im Groß— 
herzogtum Sachſen nicht mit der Anfechtungsklage 
beim Oberverwaltungsgericht, ſondern nur mit der 
Aufſichtsbeſchwerde anfechten. — Die Anfechtungs⸗ 
klage gegen eine polizeiliche Verfügung ſteht nicht 
nur dem zu, an den die Verfügung gerichtet iſt, 
ſondern auch jedem Dritten, in deſſen Rechte durch 
die Verfügung unmittelbar eingegriffen wird, ein 
ſolcher Eingriff liegt aber nicht vor, wenn der 
Dritte durch die Verfigung- nur mittelbar in feinen 


Vermögensintereſſen berührt wird. 
Blätter f. Rechtepfl. LXI. N. F. XII. 9 
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Bei der elektriſchen Straßenbahn in Weimar, die einer Private 
geſellſchaft gehört und von dieſer auf eigene Rechnung betrieben wird, 
war es früher üblich, daß zum Ein⸗ und Ausſteigen nur die vordere 
Plattform der Wagen benutzt wurde; die hintere wurde auf beiden 
Seiten verſchloſſen gehalten. Die Gemeindebehörden haben ſeit Jahren 
mehrfach vergeblich die Geſellſchaft zu bewegen geſucht, auch die hintere 
Plattform für den Ein⸗ und Ausſteigeverkehr zu öffnen. Im Sommer 
1912 ſtellten ſie das Verlangen von neuem. Sie begründeten es 
vor allem damit, daß bei der bisherigen Uebung die vordere Platt⸗ 
form ſtändig überfüllt ſei und dadurch Schwierigkeiten beim Ein⸗ 
und Ausſteigen entſtünden und daß außerdem das gegenwartige 
Syſtem ein fortgeſetztes Oeffnen der Tür zwiſchen der vorderen Platt⸗ 
form und dem Wageninnern erfordere, wodurch ſtändig ein beſonders 
im Winter für die Inſaſſen des Wagens läſtiger und gefährlicher 
Luftzug verurſacht werde. Die Geſellſchaft ließ ſich diesmal zu der 
gewünſchten Aenderung beſtimmen: vom 1. Oktober 1912 ab wurden 
beide Plattformen an der in der Fahrtrichtung rechts liegenden 
Seite geöffnet und die Tür nach dem Wageninnern abgeſchloſſen. 
Bald nachdem die Neuerung in Kraft getreten war, erhob jedoch der 
Bezirksdirektor in Weimar im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
Einwendungen dagegen. Bei einer Verhandlung hierüber, die zwiſchen 
dem Bezirksdirektor und Vertretern der Stadt und des Clektrizitäts⸗ 
werkes ſtattfand, wurde ein Einverftändnid darüber erzielt, daß eine 
Verglaſung des Vorderperrons der Zugluftkalamität abhelfen würde, 
und dann folgendes vereinbart: 

„Bezüglich des Glasvorbaues wird der Direktor L. über die 
praktiſchſte Konſtruktion noch Erörterungen mit Beſchleunigung an⸗ 
ſtellen und darüber Vorlage machen. 

In der Zwiſchenzeit ſoll das neue Syſtem beibehalten werden. 


Wenn der Glasvorbau hergeſtellt iſt, beſtehen keine Bedenken, 
das alte Syſtem wieder einzuführen.“ 

Demnächſt erklärte ſich die Geſellſchaft bereit, die Glasvorbauten 
anzubringen, teilte aber gleichzeitig mit, daß über deren Lieferung und 
Montierung 5 Monate vergehen würden. Hiervon ſetzte der Bezirks⸗ 
direktor den Gemeindevorſtand am 25. November 1912 mit dem 
Hinzufügen in Kenntnis: 

„Inzwiſchen halte ich, um das Publikum vor Nachteilen und 
Gefahren zu bewahren, ... die Wiederherſtellung des früheren. 
Zuſtands beim Einſteigen auf den Perrons mit der Modifikation. 
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daß nur an den Halteftellen die vordere Schiebetür geöffnet wird, 
für erforderlich und ordne dieſelbe hiermit an.“ 

Eine Abſchrift dieſes Schreibens erhielt die Direktion des Elek⸗ 
trizitätswerkes „in Kraft der Eröffnung“. 

Am 28. November 1912 wandte der Gemeindevorſtand „gegen 
die Verfügung vom 25. ds. Mis. . . . namens der Gemeinde⸗ bzw 
Polizeibehörde Berufung an das Staatsminiſterium“ ein, die im 
Weſentlichen damit begründet wurde, daß das alte Syſtem des Ein⸗ 
und Ausſteigens unzweckmäßig und gefährlich und das neue nicht 
mit den ihm nachgeſagten Mängeln behaftet ſei. Das Miniſterium 
wies die Beſchwerde mit der Begründung zurück, daß die Verfügung 
des Bezirksdirektors zweckmäßig und hingeſehen auf die Miniſt. Verord⸗ 
nung vom 8. Januar 1896 auch rechtlich zuläſſig ſei und deshalb 
kein Anlaß beſtehe, ſie aufzuheben oder zu ändern. 

Die rechtzeitig erhobene Anfechtungsklage wird auf die 88 6 
und 8 des AusfG. zum Staatsvertrage vom 15. Dezember 1910 — 
vom 10. Juli 1912 geſtützt und verlangt, 

„zu erkennen, daß die Miniſterialverordnung vom 8. Januar 1896 
dem Großh. Bezirksdirektor keine ausreichende geſetzliche Grundlage 
zum oberbehördlichen Einſchreiten darbieten konnte, 

daß auch die rechtlichen und tatſächlichen Vorausſetzungen zu einem 
oberbehördlichen Einſchreiten auf Grund der Gemeindeordnung, des 
Geſetzes vom 5. März 1850 und der Ausführungsverordnung dazu 
vom 22. Mai 1850 nicht vorgelegen haben und die angefochtene 
Entſcheidung demzufolge aufzuheben ſei.“ 

Zur Begründung wird ausgeführt: Die Miniſterialverordnung 
vom 8. Januar 1896 beziehe ſich nur auf die Anlegung von elek⸗ 
triſchen Leitungen und die Art und Weiſe der Ausführung ſolcher und 
unterſtelle lediglich dieſe der landes polizeilichen Aufſicht. Dieſe ere 
ſtrecke ſich aber nicht auf den Betrieb einer genehmigten und be⸗ 
dingungsgemäß ausgeführten Leitung. Die Beaufſichtigung des Be⸗ 
triebes ſei als Teil der Sicherheits⸗ und Verkehrspolizei Sache der 
Ortspolizeibehörden. Die Ortspolizei aber fet nach Art. 92 der Ge⸗ 
meindeordnung und Art. 1 der Miniſterialverordnung vom 22. Mai 
1850 in Verbindung mit Art. 6 der Gemeindeordnung eine Gemeinde⸗ 
angelegenheit, deren ſelbſtändige Verwaltung den Gemeindebehör⸗ 
den zuſtehe. In dieſe ſelbſtändige Verwaltung einzugreifen, habe der 
Bezirksdirektor als Aufſichtsbehörde über die Ortspolizei, wie auch 
aus Art. 22 der Verordnung vom 22. Mai 1850 hervorgehe, nur 

9* 


— 132 — 


das Recht, wenn „Gefahr auf dem Verzuge hafte.“ Ein 
ſolcher Fall habe hier nicht vorgelegen. 

Das Großh. Staatsminiſterium vertritt demgegenüber in ein⸗ 
gehenden rechtlichen Ausführungen den Standpunkt, daß die Zuſtändig⸗ 
keit des Bezirksdirektors für die angefochtene Verfügung ſowohl durch 
die Minifterialverordnung vom 8. Januar 1896 wie auch durch die 
Vorſchriften der Gemeindeordnung und der Organiſationsgeſetze be⸗ 
gründet ſei. Letzere übertrügen die Ortspolizei den Gemeinden ledig⸗ 
lich als einen Zweig der Staats verwaltung und nicht als eigentliche 
Gemeindeangelegenheit im Sinne des Art. 6 der Gemeindeordnung. 

Die Anfechtungsklage war als unzuläſſig zurückzuweiſen, ohne 
daß auf die Sache ſelbſt einzugehen war. Die Klage iſt, anders wie 
die erſte Beſchwerde, ausſchließlich darauf geſtützt, daß der Bezirks⸗ 
direktor mit ſeiner Verfügung ſich auf ein Gebiet begeben habe, auf 
dem polizeiliche Anordnungen zu erlaſſen nicht er, ſondern der klagende 
Gemeindevorſtand zuſtändig ſei. Für eine ſo begründete Klage fehlt 
es im Großherzogtume an einer geſetzlichen Unterlage. Auf den § 8 
des AusfG. vom 10. Juli 1912 kann ſie ſchon deshalb nicht geſtützt 
werden, weil diefer die Klage nur gegen Entſcheidungen des Miniſteriums 
gibt, die auf Beſchwerde oder Berufung gegen Entſcheidungen des 
Bezirks au sſchuſſes ergangen find, während hier eine Entſcheidung 
des Bezirks direktors in Frage ſteht. Die einzige Beſtimmung des 
Ausführungsgeſetzes, die allenfalls eingreifen könnte, iſt der § 6, der 
die Anfechtungsklage gegenüber polizeilichen Verfügungen zuläßt, 
die mit einem weiteren Rechtsmittel nicht anfechtbar ſind. Indeſſen 
auch dieſe Vorſchrift trifft den hier ſtreitigen Fall nicht. Denn Gegen⸗ 
ſtand und Ziel der Anfechtung einer polizeilichen Verfügung iſt die 
Feſtſtellung der Rechtswidrigkeit einer Aeußerung der Polizei gewalt; 
der Streit dreht ſich dabei um Kolliſionen der Freiheit des einzelnen 
Rechtsſubjekts mit dem öffentlichen Intereſſe. Hier wird aber gar 
nicht eine Aeußerung der Polizeigewalt ihrem Inhalte nach ange⸗ 
griffen, ſondern es wird die Polizeigewalt ſelbſt dem Bezirksdirektor 
abgeſprochen und von dem Gemeindevorſtand für ſich in Anſpruch 
genommen. Gegenſtand des Streites iſt demnach garnicht der Kon⸗ 
flikt, deſſen Schlichtung die Klage aus § 6 des Ausf. dienen ſoll, 
ſondern ein Konflikt der beteiligten Behörden über ihre reſſortmäßigen 
Funktionen. Für die Beilegung eines ſolchen ſieht aber die Geſetz⸗ 
gebung des Großherzogtums eine Klage beim Oberverwaltungsge⸗ 
richt nicht vor; er iſt vielmehr endgültig von der gemeinſamen Auf⸗ 
ſichtsbehörde zu entſcheiden. 
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Bei ſelbſtändiger Prüfung der Sache war freilich weiter zu unter⸗ 
ſuchen ob nicht die Klage aus § 6 Ausf G. etwa doch unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte zuläſſig iſt, daß der Gemeindevorſtand ſich als Vertreter 
der politiſchen Gemeinde gegen die Anordnung des Bezirks⸗ 
direktors wehren wollte, wenn dies auch in der Klage nicht deutlich 
zum Ausdruck kommt. Das Oberverwaltungsgericht hat jedoch auch 
dieſe Frage verneint. Zunächſt iſt die Anordnung nicht an den Ge⸗ 
meindevorſtand ſelbſt gerichtet; das Schreiben des Bezirksdirektors vom 
25. November 1912 an den Gemeindevorſtand hat nur die Bedeutung 
einer Mitteilung darüber, daß der Elektrizitätsgeſellſchaft die 
darin bezeichnete Auflage gemacht worden iſt. Es kann ſich daher 
nur darum handeln, ob etwa die Stadtgemeinde gegenüber dieſer der 
Geſellſchaft gemachten Auflage ein Klagerecht hat. Daß die Auflage 
einen polizeilichen Charakter hat, bedarf keiner Erörterung. Das 
Oberverwaltungsgericht hat auch keine Bedenken, ſich der herrſchenden 
Auffaſſung anzuſchließen, die ein Klagerecht gegen eine polizeiliche 
Verfügung nicht nur dem zubilligt, an den ſie gerichtet iſt, ſondern 
auch jedem Dritten, in deſſen Rechte ſie eingreift. Es kann aber 
nicht anerkannt werden, daß die angefochtene Verfügung des Bezirks⸗ 
direktors den Rechtskreis der Stadtgemeinde in einer Weiſe berührt, 
die ſie für die Klage gegen dieſe Verfügung legitimieren würde. 
Denn ausdrücklich wird ja durch die Verfügung von der Geſellſchaft 
überhaupt weiter nichts verlangt, als daß die hintere Wagenplattform 
wieder verſchloſſen gehalten und dafür die vordere wieder auf beiden 
Seiten geöffnet werden ſoll. Es handelt ſich alſo dabei lediglich um 
die Regelung des äußeren Betriebs, auf den die Stadtgemeinde als 
ſolche überhaupt keinen Einfluß hat. Durch Anordnungen dieſer Art 
können daher Rechte der Stadt nicht betroffen werden. Rückſichten 
der Bequemlichkeit, Sicherheit des Publikums uſw., die für eine andere 
als die vom Bezirksdirektor angeordnete Regelung des Betriebs ſprechen 
könnten, ſind ebenfalls keine Rechte, die die Stadtgemeinde 
als ſolche wahrzunehmen hat. Die Möglichkeit einer Rückwirkung 
der Verfügung auf Intereſſen der Stadtgemeinde beſtände höchſtens 
dann, wenn man die Anordnung des Bezirksdirektors ſo auffaſſen 
wollte, daß dadurch der Geſellſchaft die von ihr gewünſchte Rückkehr 
zu dem alten Syſtem nur unter der Vorausſetzung geſtattet werden 
follte, daß fie die vom Bezirksdirektor geforderten Glasvorbauten 
anbringt, und demgemäß die Anbringung dieſer Vorbauten durch die 
Verfügung mittelbar angeordnet ſei. Denn dann würden allerdings 
Intereſſen der Gemeinde deshalb in Frage ſtehen, weil die Beſchaffung 
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der Vorbauten nach dem zwiſchen der Stadt und dem Elektrizitäts⸗ 
werk beſtehenden Vertragsverhältnis unter Umſtänden eine Erhöhung 
des Preiſes zur Folge haben kann, den die Gemeinde, wenn ſie das 
Werk übernehmen will, zu bezahlen haben würde. Auch dann wäre 
aber die Stadt als ſoche zu der Klage nicht legitimiert. Denn es 
würde dann immerhin durch die angefochtene Verfügung nicht in die 
der Stadt aus dem Vertrage mit dem Werke zuſtehenden Rechte 
unmittelbar eingegriffen, ſondern höchſtens der Kreis ihrer Intereſſen 
mittelbar inſofern berührt werden, als ihr aus der Durchführung der 
Verfügung möglicherweiſe ein Vermögensnachteil erwachſen kann. Das 
kann aber in Uebereinſtimmung mit der herrſchenden Anſicht (vgl. be⸗ 
ſonders PrOVG. 48, 247) nicht als ausreichend anerkannt werden, 
um den Betroffenen zur Klage zu legitimieren. Unerörtert kann daher 
bleiben, ob und inwiewiet überhaupt die Verletzung privater Rechte 
durch eine polizeiliche Verfügung zur Klage gegen dieſe legitimiert. 
Urteil vom 24. Juli 1913, A 16/13. 


7. Die Reviſion iſt in Weimariſchen Staatsſteuer⸗ 
ſachen auch gegen Berufungsbeſcheide des Bore 
ſitzenden der Berufungskommiſſion zuläſſig. 

Der Kläger iſt für das Steuerjahr 1913 mit einem Vermögen 
von 71600 M. zur Ergänzungsſteuer herangezogen worden. Dagegen 
hat er Berufung eingelegt mit der Begründung, die Aktiva betrügen 
50000 M., die Paſſiva 38000 M. Er wurde in der Berufungs- 
inſtanz perſönlich gehört. Die von ihm unterſchriebene Verhandlungs⸗ 
niederſchrift vom 30. April 1913 lautet: 

„Ergänzungsſteuer: 6800 M. Grundvermögen 

1950 „ Betriebskapital 
43262 „ gewerbl. Betriebskapital 
1700 „ Kapitalvermögen 


53712 M. 

Mit dieſer Summe bin ich einverſtanden.“ 

Der Vorſitzende der Berufungskommiſſion entſchied darauf am 
6. Juni 1913, daß die veranlagte Summe von 71600 M. auf 
53 712 M. herabgeſetzt werde und warf danach die Jahresſteuer aus. 
Die Reviſion rügt, es ſei überſehen, die auf dem Grundſtück ruhenden 
Schulden im Betrage von 38000 M. abzuziehen. 

Der Vertreter des Großherzoglichen Staatsfiskus beſtreitet die 
Zuläſſigkeit der Reviſion, weil die Entſcheidung vom Vorſitzenden 
der Berufungskommiſſion ausgehe, das Geſetz aber nur Entſcheidungen 
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der Berufungskommiſſion der Revifion zugänglich mache. Aus 
den Akten des Staatsminiſteriums ergibt ſich nach der Angabe des 
Vertreters, daß man bei Aufſtellung des Entwurfs zum Zuſtändigkeits⸗ 
geſetz vom 10. Juli 1912 die Reviſion gegen Beſcheide des Vor⸗ 
ſitzenden ausſchließen wollte, weil dazu kein Bedürfnis vorliege. Dürfe 
der Vorſitzende doch nur entſcheiden, wenn er ſich in Uebereinſtimmung 
mit dem Berufungsantrage halte. Tue er das, ſo ſei der Steuerpflichtige 
durch ſeinen Beſcheid nicht beſchwert. 

Dieſer Auffaſſung kann ſich das Oberverwaltungsgericht nicht 
anſchließen. § 1 des Weim. Zuſtändigkeitsgeſetzes vom 10. Juli 
1912 beſtimmt: „Die Reviſion iſt zuläſſig gegen die Entſcheidungen 
der Berufungskommiſſion (. . . Ergänzungsſteuergeſetz vom 30. März 
1910 § 32) wegen Heranziehung zur ſtaatlichen ... Ergänzungsſteuer.“ 
Es kommt weniger darauf an, daß § 32 Erg StG. die Vorſchriften des 
§ 72 CinfStG. vom 11. März 1908 für ſinngemäß anwendbar er⸗ 
klärt, in deſſen zweiten Abſatz die Fälle geregelt ſind, wo ausnahms⸗ 
weiſe der Vorſitzende der Berufungskommiſſion an Stelle der regel⸗ 
mäßig entſcheidenden Kommiſſion für die Entſcheidung über die Be⸗ 
rufung zuſtändig iſt. Das entſcheidende Gewicht iſt auf die Stellung 
des Vorſitzenden und auf die Entſtehungsgeſchichte des Zuſtändig⸗ 
keitsgeſetzes zu legen. Der Vorſitzende iff, wo er im Berufungsver⸗ 
fahren vorbereitend und entſcheidend tätig wird, keine von der Be⸗ 
rufungskommiſſion verſchiedene Inſtanz, ſondern deren Repräſentant. 
Die Berufungskommiſſion entſcheidet regelmäßig in der Beſetzung von 
5 Mitgliedern, ausnahmsweiſe durch ihren Vorſitzenden. Wo der 
Vorſitzende allein entſcheidet, tut er dies an Sielle der Berufungs⸗ 
kommiſſion. Der vom Zuſtändigkeitsgeſetz aufgehobene § 34 Abſ. 1—4 
ErgStG. — entſprechendes gilt von dem aufgehobenen § 75 Abſ. 1—3 
EinkStG. — ließ die Reviſionsbeſchwerde an das Staatsminiſterium 
ausdrücklich auch gegen die Entſcheidungen des Kommiſſionsvorſitzenden 
zu. Es wird richtig ſein, daß die Abſicht beſtand, hierin Wandel zu 
ſchaffen. Aber dieſe Abſicht muß aufgegeben ſein. Denn die Motive 
zu dem Geſetzentwurfe betreffend die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts ſagen ausdrücklich über die Reviſion in Staatseinkommen⸗ 
und Ergänzungsſteuerſachen, ſie trete an die Stelle der bisherigen 
reviſionsartigen Beſchwerde an das Staatsminiſterium. (Landtags⸗ 
verhandlungen 1912 Schriftenw. S. 755). Hier iſt von einer Ein⸗ 
ſchränkung alſo nicht die Rede. Und es iſt auch nicht anzuerkennen, 
daß kein Bedürfnis zur Gewährung der Reviſion gegen Entſcheidungen 
des Vorſitzenden beſtehe. Gerade der vorliegende Fall beweiſt das 
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Bedürfnis: Der Vorſitzende hat in einem Falle entfchieden, wo die 
Kommiſſion entſcheiden mußte. 

Der Vorſitzende hat angenommen, daß er ſich in Uebereinſtimmung 
mit dem Berufungsantrag halte. Das iſt ein Irrtum, der ſeinen Grund 
in der unrichtigen Auslegung der Einverſtändniserklärung vom 
30. April 1913 hat. Dieſe bezieht ſich nur auf die Summe der 
Aktiven, nicht auf das Ergebnis des nach Abzug der Schulden ver⸗ 
bleibenden Vermögens. Der Berufungsantrag erſtrebte Berückſichtigung 
auch der Schulden. Das iſt verſehentlich unterblieben. Es handelt 
ſich um keinen Rechenfehler, der nach § 34 EStG. berichtigt werden 
un fondern um einen Irrtum im Spruch. 

Urteil vom 2. Auguſt 1913, C 19/13. 


8. Die Ermittlung des Einkommens aus Handel und 
Gewerbe „nach dem Durchſchnitte der Ergebniſſe 
früherer Geſchäfts jahre“ darf beim Vorliegen der 
ſonſtigen geſetzlichen Vorausſetzungen nicht deshalb 
unterbleiben, weil jene Ergebniſſe nicht buchmäßig 
oder überhaupt ziffernmäßig feftzuftellen find; es 
iſt vielmehr alsdann der Ertrag der einzelnen maß- 
gebenden Jahre zu ſchätzen und das Einkommen aus 
den ſo gewonnenen Ergebniſſen zu berechnen. — Im 
Berufungs verfahren beſteht keine Beweispflidt 
des Steuerpflichtigen in dem Sinne, daß er die 
behauptete Ueberbürdung dartun muß, um mit dem 
Rechtsmittel durchzudringen. (Weim. Eink StG.). 
Sch. hat mit der Berufung Herabſetzung ſeines mit 1000 M. 

veranlagten Einkommens aus ſeinem Betriebe als ſelbſtändiger Wirker 
auf 400 M. verlangt und zur Begründung angeführt: er ſei für 1912 
mit 800 M. ſchon reichlich hoch veranlagt geweſen; Ende 1912 habe 
er die Hälfte ſeiner Maſchinen wegen ſchlechten Geſchäftsganges ver⸗ 
kaufen müſſen; er könne daher für 1913 höchſtens mit der Hälfte der 
bisherigen Schätzungsſumme veranlagt werden. Die Berufungs⸗ 
kommiſſion hat ihn aufgefordert, Nachweiſe über ſein bisheriges Ein⸗ 
kommen, insbeſondere etwa von ihm geführte Geſchäftsbücher vor⸗ 
zulegen, und, als Sch. antwortete, daß er keine Bücher führe, entſchieden: 

„Der Reinertrag aus Gewerbebetrjeb iſt nach dreijährigem Durch⸗ 

ſchnitte zu berechnen und zu veranlagen. Letzterer hat aber nicht 

ermittelt werden können, weil buchmäßige oder ſonſtige zahlenmäßige 

Nachweiſe über Einnahmen und Ausgaben auf Erfordern nicht er⸗ 


a A — FF 


— 137 — 


bracht worden ſind, ſo daß ſich die Berufungskommiſſion nicht in 
der Lage ſah, ſich ohne ſolche Nachweiſe von der behaupteten Ueber⸗ 
ſchätzung zu überzeugen. Die Berufung war deshalb als unbegründet 
zurückzuweiſen.“ 

Die Reviſion wendet ſich lediglich gegen den Ausgangspunkt 
dieſer Entſcheidung, daß der Reinertrag des Gewerbebetriebes „nach 
dreijährigem Durchſchnitt“ zu berechnen ſei. Es wird behauptet, daß 
der Gewerbebetrieb überhaupt erſt ſeit dem 22. März 1911, und an 
der jetzigen Betriebsſtätte erſt ſeit dem 1. Oktober 1911 beſtehe, und 
die Anſicht vertreten, daß er unter dieſen Umſtänden nach dem Stande 
des Betriebes zur Zeit der Veranlagung zu veranlagen ſei. 

Dem Rechtsmittel wurde aus folgenden Gründen ſtattgegeben: 

Die Berufungskommiſſion hat die Berufung lediglich deshalb 
zurückgewieſen, weil „buchmäßige oder ſonſtige zahlenmäßige Nachweiſe 
über Einnahmen und Ausgaben auf Erfordern nicht erbracht worden 
ſeien“ (sc. für die Ermittlung des dreijährigen Durchſchnitts) und fie 
ſich deshalb „nicht in der Lage geſehen habe, ſich von der behaupteten 
Ueberſchätzung zu überzeugen“. Hieran iſt zunächſt ſchon bedenklich, 
daß die Berufungskommiſſion offenbar der Anſicht geweſen iſt, die Er⸗ 
mittlung des ſteuerpflichtigen Einkommens nach den Durchſchnitts⸗ 
ergebniſſen früherer Jahre ſetze voraus, daß dieſe Ergebniſſe „buchmäßig“ 
oder auf ſonſtige Art „ziffernmäßig“ feſtgeſtellt werden können, und 
das Fehlen ſolcher buch⸗ oder ziffernmäßigen Unterlagen berechtige allein 
ſchon dazu, den Ertrag unmittelbar, d. h. nach dem mutmaßlichen 
Ergebniſſe des Steuerjahres zu ſchätzen. Eine ſolche Auffaſſung 
widerſpräche dem Geſetz. Gegenſtand der Schätzung ſind, wo eine 
ſolche notwendig wird, immer nur der Jah red ertrag der Quelle, 
bezw. die einzelnen Einnahme⸗ und Ausgabepoſten, aus deren Vergleichung 
dieſer Ertrag ſich ergibt, aber niemals das Einkommen ſelbſt. Es 
darf daher auch da, wo das Geſetz die Ermittlung des Einkommens 
nach dem Durchſchnitte der Erträge zurückliegender Jahre vorſchreibt, 
nicht das Einkommen deshalb geſchätzt werden, weil die für eine 
Berechnung notwendigen Unterlagen fehlen, ſondern es muß dann 
der Ertrag der einzelnen, für die Durchſchnittsermittlung maß⸗ 
gebenden Jahre geſchätzt, und aus den fo gewonnenen Ergebniſſen 
das Einkommen durch Teilung mit der Zahl der maßgebenden 
Jahre berechnet werden. — Inzbeſondere iſt jedoch die Entſcheidung 
deshalb nicht zu halten, weil die Berufungskommiſſion eine ſachliche 
Nachprüfung der Veranlagung und des Berufungsanbringens über⸗ 
haupt, und zwar deshalb abgelehnt hat, weil Sch. die nach ihrer 
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Anſicht für die Ermittlung ſeines Einkommens erforderlichen Nach⸗ 
weiſungen „auf Erfordern nicht erbracht“ hat, die Entſcheidung alſo 
auf der Auffaſſung beruht, daß der Steuerpflichtige im Berufungs⸗ 
verfahren die Ueberbürdung beweiſen müſſe, wenn er mit dem 
Rechtsmittel durchdringen will. Es iſt ſchon in den Urteilen des 
Oberverwaltungsgerichts vom 19. und 23. Dez. 1912 (Thür Bl. 60, 
51 u. 54) — wenn auch nur beiläufig — betont worden, daß eine 
ſolche Auffaſſung im Geſetz keine Stütze findet. Die allgemeinen 
geſetzlichen Vorſchriften über die Ermittlung des ſteuerpflichtigen Ein⸗ 
kommens laſſen keinen Zweifel darüber, daß das Veranlagungs⸗ 
verfahren von dem Grundſatz der amtlichen Ermittlungs⸗ 
pflicht beherrſcht wird (vgl. bef. 88 39, 65, 66 des Eink StG. und 
Art. 55, 85 und 87 der Ausf.). Dieſer Grundſatz muß dann 
aber auch für das Berufungsverfahren gelten, wenn anders die Be⸗ 
rufung ihren Zweck, eine ſelbſtändige Nachprüfung der Veranlagung 
durch eine höhere Inſtanz zu ermöglichen ($ 72 Abſ. 1 EinkStG.), 
erfüllen fol. Im Art. 93 Abſ. 2 der AusfV. vom 19. Juli 1898 
wird dies denn auch ausdrücklich dadurch anerkannt, daß bezüglich des 
Geſchäftsganges der Berufungskommiſſionen die von der Ermittlungs⸗ 
pflicht der Veranlagungskommiſſionen handelnden Vorſchriften der 
Art. 85 und 87 Abſ. 4 folgende für anwendbar erklärt werden. 
Dagegen enthalten die §§ 70 Abſ. 1 und 73 Abſ. 1 und 2 des 
EinkStG., auf die die Berufungskommiſſion, nach dem Inhalt der an 
den Steuerpflichtigen gerichteten Aufforderung zu ſchließen, ihre Auf⸗ 
faſſung ſtützt, nichts, was die Annahme einer Beweispflicht des 
Steuerpflichtigen hinſichtlich der behaupteten Ueberbürdung rechtfertigen 
könnte. Denn wenn dort beſtimmt iſt, daß der Steuerpflichtige „zur 


Erbringung des Nachweiſes der behaupteten Ueberſchätzung“ bei Ein⸗ 


legung der Berufung (§ 70 Abſ. 1), oder auf beſondere Aufforderung 
hin (§ 73 Abſ. 1) „die erforderlichen urkundlichen Beſcheinigungen, 
insbeſondere ſeine .... Geſchäftsbücher pp. ... vorzulegen“, bezw. 
auf beſtimmte Fragen „über feine Erwerbs⸗ und Vermögendverhältniſſe 
Auskunft zu erteilen habe“, und daß die Aufforderung an den Steuer⸗ 
pflichtigen zur Beibringung dieſer Nachweiſe unter der Androhung er⸗ 
folgen ſolle, daß die Berufung bei Nichtbefolgung der Aufforderung 
als unbegründet zurückgewieſen werde, ſo iſt damit lediglich eine 
Auskunftspflicht des Steuerpflichtigen, eine Verpflichtung zur 
Mitwirkung zur geſetzmäßigen Feſtſtellung ſeines Einkommens feſt⸗ 
geſtellt, aber keineswegs der allgemeine Grundſatz ausgeſchaltet, daß 
die Vertretung des Steuerfiskus die Berechtigung des Steueranſpruchs 
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Darzutun hat und nicht etwa der Steuerpflichtige ſeine Unrichtigkeit. 
Der Steuerpflichtige ſoll nur verpflichtet ſein, Unterlagen für die 
richtige Ermittlung ſeines Einkommens, über die er verfügt, der 
Behörde zugänglich zu machen, und inſoweit auf eine amtliche Nach⸗ 
prüfung ſeiner Einwendungen gegen den Steueranſpruch keinen Anſpruch 
haben, als er ſich dieſer Verpflichtung entzieht. Nur das beſagt der 
§ 73 Abſ. 2 des EinkStG.; er ſpricht aber keineswegs allgemein aus, 
daß eine Berufung zurückzuweiſen ſei, wenn dem Steuerpflichtigen die 
Beibringung von Ermittlungdunterlagen ſubjektiv oder objektiv un⸗ 
möglich iſt. 

Die Berufungskommiſſion hat ſomit gegen weſentliche Verfahrens⸗ 
grundfäge dadurch verſtoßen, daß fie es unterlaſſen hat, die Richtigkeit 
der Veranlagung ſelbſtändig nachzuprüfen. Ihre Entſcheidung war 
Daher aufzuheben. 

Urteil vom 15. Oktober 1913 C 72/13. 


9. Zur Auslegung des Art. 88 der Weimariſchen 
Gemeindeordnung: Es iſt unzuläſſig, den Mit- 
gliedern des Gemeinderats eine Vergütung für 
Zeitaufwand zu gewähren. — Es iſt zuläſſig, die 
Vergütung barer Auslagen an Gemeinderatsmit— 

glieder durch eine Pauſchſumme zu gewähren. 

Die Gemeinde T. hat dem Vorſitzenden des Gemeinderats „für 
Zeitaufwand und perſönliche Auslagen eine Vergütung von 150 M. 
für 1912“ zugebilligt. Das Staatsminiſterium als Oberaufſichtsbe⸗ 
hörde hat dieſen Beſchluß aufgehoben und entſchieden, daß dieſe Ver⸗ 
gütung in Wegfall zu kommen habe. Die Anfechtungsklage iſt aus 
folgenden Gründen zum Teil für begründet erachtet worden. 

Allerdings kann man den Ausführungen der Anfechtungsklage 
darin nicht beitreten, daß nach dem Art. 88 Gemeinde O. die Gee 
währung einer Entſchädigung für Zeitverluſt an ein Gemeinderatsmit⸗ 
glied — und der Vorſitzende des Gemeinderats ſteht in dieſer Be⸗ 
ziehung den übrigen Mitgliedern des Kollegiums gleich — durch eine 
Verſtändigung zwiſchen der Gemeinde und dem Mitglied der Gemeinde⸗ 
vertretung ermöglicht werden könnte. 

Grundſätzlich ſteht die Gemeindeordnung auf dem Standpunkt, daß 
die Mitglieder des Gemeinderates ihr Amt als reines Ehrenamt zu 
verwalten haben. Das ſoll durch die Vorſchrift des Art. 88 des 
Geſetzes dargelegt werden, und findet gerade in der Faſſung der Be⸗ 
ſtimmung ſeinen Ausdruck. 
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Der Anfechtungsklage kann man zuſtimmen, wenn ſie ſagt: „Die 
Vorſchrift des Art. 88 iſt nicht gleichbedeutend mit einer Vorſchrift 
dahingehend, daß die Mitglieder des Gemeinderats keine Beſoldung 
erhalten dürfen.“ Man würde das dahin zu verſtehen haben, daß 
an ſich die Gewährung einer Beſoldung durch die Natur des Amtes 
nicht ausgeſchloſſen fei, daß es einer pofitiven geſetzlichen Beſtimmung 
bedürfe, um ſie unzuläſſig zu machen. | 

Wenn aber die Gemeindeordnung fagt: „Die Mitglieder des 
Gemeinderat? erhalten feine Beſoldung“ — fo iſt das nichts anderes 
als die Feſtſtellung, daß grundſätzlich die Natur des Amts eines 
Gemeinderatsmitglieds die Gewährung einer Beſoldung ausſchließt. 
Es bedarf für die Gemeindeordnung gar keines beſonderen Verbots, 
den Gemeinderatsmitgliedern eine Beſoldung zu gewähren; das ganze 
Weſen ihres Verhältniſſes zur Gemeinde, ſo wie es grundſätzlich die 
Gemeindeordnung verftanden wiffen will, ſchließt die „Beſoldung“ aus. 


Die Vorſchrift ſo, wie ſie die Gemeindeordnung gibt, iſt von 

ungleich größerer innerer Bedeutung, als ein ausdrückliches Verbot 
ſein würde. Ein Abweichen von ihr verletzt nicht eine einzelne poſitive 
Beſtimmung des Geſetzes, ſondern durchbricht einen Grundgedanken 
des Gemeindeverfaſſungsrechts, der nicht nur in der Weimariſchen 
Gemeindeordnung von Bedeutung iſt, den Gedanken, daß das Amt 
des Gemeindevertreters ein Ehrenamt ift, deſſen Natur einer „Beſoldung“ 
entgegenſteht. 
Erkennt man aber dieſe Bedeutung der Vorſchrift in Art. 88 
Gemeinde O. an, fo muß man es um ſo mehr für ausgeſchloſſen er⸗ 
achten, daß ſie durch eine Verſtändigung zwiſchen der Gemeinde und 
einem Beteiligten außer Kraft geſetzt wird. 

Es iſt nicht der Gemeinde das ihrem Verzicht unterliegende Recht 
eingeräumt worden, von jedem Bürger die Tätigkeit als Gemeinde⸗ 
ratsmitglied ohne Gewährung einer Beſoldung zu verlangen, ſondern 
es iſt durch das Geſetz dem Bürger die Verpflichtung auferlegt, das 
Amt des Gemeinderatsmitglieds ohne Beſoldung zu bekleiden. 
Von dieſer Verpflichtung, die beides — die Uebernahme des Amts 
(Art. 61) und deſſen Ausübung ohne Beſoldung — umfaßt, kann 
nur das Geſetz befreien, oder eine Beſtimmung, die fähig iſt, das 
Geſetz zu ändern. Ein bloßer Gemeinderatsbeſchluß, wie er hier vor⸗ 
liegt, kann dieſe Wirkung jedenfalls nicht ausüben. 

Auch in der Beurteilung der Frage, ob die Gewährung einer 
„Vergütung für Zeitaufwand“ als Gewährung einer Beſoldung zu 
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betrachten ſei, mußte das Oberverwaltungsgericht der angefochtenen 
Entſcheidung beitreten. 

Beſoldung als Gegenleiſtung für eine amtliche Tätigkeit umfaßt 
begrifflich die Entſchädigung nicht nur für die — körperliche oder 
geiſtige — Arbeit des Beſoldeten, ſondern auch für die auf dieſe Leiſtung 
verwendete Zeit. Es wird, wo eine „Beſoldung“ gewährt wird, 
niemand auf den Gedanken kommen, daß daneben noch eine beſondere 
Entſchädigung für die auf das Amt oder die dienſtlichen Obliegen⸗ 
heiten verwendete Zeit beanſprucht werden könnte oder gewährt werden 
müßte. Die Geſetzgebung des Großherzogtums, namentlich das Be⸗ 
amtenrecht, kennt jedenfalls eine derartige Zweiteilung nicht. Es kann 
nicht angenommen werden, daß die Gemeindeordnung in vollem Gegen⸗ 


ſatz zu dem ſonſt Ueblichen als Beſoldung nur die Entſchädigung für 


die Tätigkeit, nicht aber für Zeitaufwand hätte bezeichnen wollen; es 
kann dies um ſo weniger angenommen werden, als man ſich damit 
mit dem Grundgedanken in Widerſpruch ſetzen würde, daß das Amt 
des Gemeinderatsmitgliedes ein Ehrenamt ſein und als ſolches ohne 
jedes Entgelt verwaltet werden ſoll. 

Der Beſchluß des Miniſteriums war hiernach für gerechtfertigt 
zu erachten, ſoweit er die Unzuläſſigkeit der Gewährung einer Ent⸗ 
ſchädigung für Zeitverluſt an den Gemeindevorſitzenden ausſpricht. — 

Dagegen konnte das Oberverwaltungsgericht der angefochtenen 
Entſcheidung nicht beitreten, ſoweit ſie die Gewährung einer Pauſch⸗ 
vergütung für die dem Gemeinderatsvorſitzenden entſtehenden oder 
entſtandenen notwendigen baren Auslagen für unzuläſſig erklärt. 

Das Preußiſche Städterecht, für das allerdings dieſer Grundſatz 
zutreffen mag — vgl. insbeſondere die Entſcheidung des Preuß. Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 14. März 1913, bei Reger 33, 517 — 
weicht in ſeinen grundlegenden Beſtimmungen von der Weimariſchen 
Geſetzgebung ab. Es billigt den Stadtverordneten nur Vergütung 
der baren Auslagen zu, welche für fie aus der Aud richtung von 
Aufträgen entſtehen. (Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen 
§ 64 Abſ. 4.) Viel weiter geht die Weimariſche Gemeindeordnung, 
indem ſie den Gemeinderatsmitgliedern einen Anſpruch auf Vergütung 
notwendiger barer Auslagen für das Gemeindeamt zubilligt. 
Die Erwägungen, die das bezeichnete Urteil rechtfertigen, können da⸗ 
her für die Auslegung des Art. 88 der Weimariſchen Gemeindeordnung 
nicht in Betracht kommen. 

Man muß aber anerkennen, daß allgemein im Beamtenrecht ein 
grundfätzlicher Unterſchied zwiſchen der Vergütung von Auslagen durch 
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Erſatz der tatſächlich entſtandenen, im einzelnen nachgewieſenen Auf⸗ 
wendungen und der. Gewährung einer Pauſchſumme nicht gemacht 
wird. Es ſind in der Hauptſache Zweckmäßigkeitserwägungen, die 
die Wahl des einen oder des anderen Weges empfehlen. Die Ab⸗ 
ſicht, lediglich eine Auslagenvergütung zu gewähren, nicht einen ſonſtigen 
geldwerten Vorteil zuzuwenden, iſt zweifellos auch bei Zubilligung 
einer Pauſchvergütung für häufiger wiederkehrende und ihrer durch⸗ 
ſchnittlichen Höhe nach abzuſchätzende bare Aufwendungen maßgebend. 
Im Weimarifhen Staatsbeamtengeſetz kommt dies zum Ausdruck, 
wenn in § 19 Abſ. 3 beſtimmt iſt, daß Dienſtaufwandsdentſchädigungen, 
wie Reiſekoſten⸗, Geſchäftszimmer⸗ und Schreibaufwandsentſchädigungen, 
Bekleidungs⸗ und Pferdegelder — offenbar Pauſchalvergütungen — 
nicht zur Beſoldung gehören. Ebenſo betrachtet das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz nicht als Teil des Dienſteinkommens: ſolche, wenngleich ſtändige 
Geldbezüge, welche bloß als Entſchädigung für übernommenen Bureau⸗ 
und anderen Aufwand im Dienſt anzuſehen ſind. (§ 29 Ziff. 2 
a. a. O.), und es gibt damit deutlich zu erkennen, daß es ſolche 
Pauſchalbeträge als Erſtattung von Auslagen, nicht als ſteuerpflichtiges 
Einkommen betrachtet. 

Gerade dieſe Beſtimmung iſt für die vorliegende Frage von Be⸗ 
deutung. Sie bezieht ſich nicht nur auf Staatsbeamte, ſondern auf 
alle Perſonen, die ein Dienſteinkommen im Sinne von § 11 Ziff. 1 
des Geſetzes beziehen. Könnte man überhaupt auf den Gedanken 
kommen, daß nur im Verhältnis des Staats zum Staatsbeamten 
Sicherheit dafür gegeben ſei, daß die Pauſchalvergütung lediglich eine 
Auslagenentſchädigung — nichts anderes, etwa eine Beſoldungszulage 
oder dergleichen — ſei, ſo würde er durch dieſe Beſtimmung des 
Einkommenſteuergeſetzes widerlegt werden. 

Es iſt dann aber nicht einzuſehen, weshalb eine ſolche Regelung 
im Verhältnis der Gemeinde zum Gemeinderatsmitglied grundſätzlich 
ausgeſchloſſen ſein ſoll. Es iſt natürlich möglich, daß im einzelnen 
Fall die Pauſchalvergütung eine Höhe erreicht, die ihr den Charakter 
eines Auslagenerſatzes nimmt. 
| Ein Mißbrauch der Befugnis zur Gewährung einer Pauſchal⸗ 
vergütung iſt nicht ausgeſchloſſen. Aber das kann nicht dazu führen, 
dieſe Befugnis ganz allgemein abzuerkennen, fondern kann nur ein Ein⸗ 
ſchreiten im beſonderen Fall rechtfertigen, wenn eine Gemeinde tatſächlich 
unter dem Deckmantel einer Auslagenvergütung etwas anderes gewährt. 

Die angefochtene Entſcheidung beruht auf der Anſchauung, daß 
der Gemeinderatsvorſitzende nur Erſatz der bar verlegten Beträge verlangen 
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kann, foweit er die Auslagen derſelben im einzelnen und deren Note 
wendigkeit nachweiſt. Sie ſteht im Widerſpruch mit dem vorſtehend 
ausgeführten Grundſatz, daß die Gewährung einer Pauſchvergütung 
nicht unzuläſſig iſt, und mußte deshalb aufgehoben werden. 

Urteil vom 15. Oktober 1913, A 28/13. 


10. Der Anſpruch auf Rückerſtattung irrtümlich be⸗ 
zahlter oder zu Unrecht erhobener Abgaben beruht 
nicht auf einem ſelbſtändigen Rechtsgrunde, ſon⸗ 
dern ſtellt lediglich eine Anfechtung der Heran⸗ 
ziehung dar (S.⸗ Altenburg). 

Bei einer Anfechtungsklage ging der Klageanſpruch auf Rück⸗ 
zahlung von Beträgen, die ein Stadtrat ſeit Jahren von den Klägern 
aus Anlaß der Errichtung von Bauten im Gebiete eines ſtädtiſchen 
Bebauungsplans erhoben hatte und die der Sicherung des Anſpruchs 
der Stadt auf Zahlung von Beiträgen dienen ſollen, die nach einem 
ſchon vor Jahren beſchloſſenen, aber bis jetzt noch nicht rechtsgültig 
erlaſſenen Ortsſtatute von den Eigentümern aller innerhalb des Bee 
baunngsplans gelegenen Grundſtücke im Falle der Errichtung von 
neuen Gebäuden zur Deckung der Koſten geleiſtet werden ſollen, die 
der Stadt einmal durch die Landbeſchaffung für mehrere im Be⸗ 
bauungsplane vorgeſehene Schmuckplätze und ähnliche Anlagen und 
deren Herrichtung erwachſen werden. Bei der Erhebung iſt der 
Stadtrat — der zugleich Baupolizeibehörde erſter Inſtanz iſt — teil⸗ 
weiſe ſo verfahren, daß er von den Bauwerbern eine protokollariſche 
Erklärung entgegengenommen hat, nach der ſie ſich verpflichteten, für 
den Fall, daß ihnen die nachgeſuchte Baugenehmigung erteilt werde, 
den auf ihr Grundſtück entfallenden Koſtenbeitrag durch Hinterlegung 
ſicherzuſtellen, zum Teil auch ſo, daß er den Bauwerbern mittels Ver⸗ 
fügung eröffnete, daß die Baugenehmigung nur nach Hinterlegung, 
einer Sicherheit für den betreffenden Koſtenbeitrag erteilt werden könne 
und dem Genehmigungsgeſuche erſt ſtattgab, nachdem die Sicherheit 
hinterlegt worden war. 

Das Oberverwaltungsgericht hat die Anfechtungsklage als unzu⸗ 
läſſig angeſehen und u. a. folgendes ausgeführt: Es kann unerörtert 
bleiben, ob hiernach der Klaganſpruch überhaupt unter öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu beurteilen iſt und nicht vielmehr durch die 
Anforderung und Leiſtung der Sicherheiten — mindeſtens teilweiſe — 
Beziehungen rein privatrechtlicher Natur zwiſchen dem Stadtrat und 
den Klägern entſtanden ſind; es kann auch dahingeſtellt bleiben, ob 
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die Anforderung der Leiftungen von dem Stadtrat als Polizeibehörde 
oder als Vertreter der Finanzhoheit der Gemeinde ausgegangen iſt: 
Die Verfolgung des Anſpruchs mit der Anfechtungsklage iſt in 
jedem Falle unzuläſſig; — falls es ſich um einen privatrechtlichen 
Anſpruch handelt, deshalb, weil die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts für die Entſcheidung über einen ſolchen Anſpruch nicht durch 
beſondere Vorſchrift des Landesrechts begründet iſt und die Streitig⸗ 
keit daher nach § 13 des GVG. vor die ordentlichen Gerichte gee 
hören würde, im übrigen aus folgenden Gründen: 

Wer einen Anſpruch auf Rückerſtattung von irrtümlich gewährten 
oder zu Unrecht geforderten Leiſtungen öffentlichrechtlicher Art erhebt 
macht nur geltend, daß der Leiſtungsempfänger nach dem öffentlichen 
Rechte nicht befugt geweſen ſei, die Leiſtung zu fordern, und aus 
dieſem Grunde verpflichtet ſei, das Geleiſtete zurückzugewähren. 
Er ſtützt alſo ſeinen Anſpruch nicht auf einen ſelbſtändigen 
Rechtsgrund, der Streit betrifft vielmehr die Verbindlichkeit zur 
Entrichtung der Abgabe ꝛc., d. h. die urſprüngliche Leiſtungs⸗ 
pflicht ſelbſt. Der Rückforderungsanſpruch iſt mithin prozeſſual 
nichts anderes als eine Anfechtung der urſprünglichen 
Heranziehung zu der Leiſtung und ausſchließlich nach den für 
dieſe geltenden Beſtimmungen zu beurteilen (vgl. auch Thür Bl. 60, 
291). Eine Vorſchrift, die Abweichungen beſonders beſtimmt, hat 
das Altenburger Landesrecht nicht. Die Erhebung des Erſtattungs⸗ 
anſpruchs ſowohl durch den einen Kläger in der Form einer Be⸗ 
ſchwerde beim Miniſterium über das Vorgehen des Stadtrats wie 
auch durch die übrigen Kläger in der Form eines an das Miniſterium 
gerichteten Geſuchs, „dahin wirken zu wollen, daß die .. . Plabe 
freilegungskoſten zurückgezahlt werden“, würde mithin — die Eigen⸗ 
ſchaft der Sicherheiten als auf Grund öffentlichen Rechts geforderter 
Leiſtungen vorausgeſetzt — als Anfechtung der urſprünglichen An⸗ 
forderung der Sicherheiten zu beurteilen ſein. 

Es folgen die näheren Ausführungen, weshalb die Anfechtung 
der urſprünglichen Heranziehung nicht zuläſſig iſt. 

Urteil vom 22. Oktober 1913, A 10/13. 


11. Das ſteuerpflichtige einkommen von Vollkaufleuten, 
deren Buchführung den handelsdrechtlichen Bor- 

— ſchriften nicht entſpricht, iſt nach den allgemeinen 
Regeln der Artt. 70 ff. Ausf V. zum Weim. Eink StG. 

zu ermitteln und nichtſchon deshalb frei zu ſchätzen, 
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weil eine vorſchriftsmäßige handelsrechtliche Buch- 

führung fehlt. — Buchmäßige Anſchreibungen, die 
den handelsrechtlichen Vorſchriften nicht genügen, 
ſind bei der Ermittlung des gewerblichen Ertrags 
als Berechnungs unterlagen zu verwenden, ſoweit ſie 
nicht wegen Unglaub würdigkeit ꝛe. beanſtandet wer⸗ 
den. (Weim. Ein k StG.). 

Die Berufungskommiſſion hatte das Einkommen eines Roll: 
faufmannes „unabhängig von feiner Buchführung“ geſchätzt, wes⸗ 
halb vom Steuerpflichtigen Reviſion eingelegt wurde mit dem Antrage, 
ſein Steuerkapital nach Maßgabe ſeiner Bücherabſchlüſſe feſtzuſetzen. 
Die Reviſion wurde vom engen aus folgenden 
Gründen zurückgewieſen. 

Die Bücherabſchlüſſe der Vollkaufleute ſind für die Feſtſtellung 
des ſteuerpflichtigen Einkommens nur maßgebend, wenn die Buch⸗ 
führung den handels rechtlichen Vorſchriften entſpricht. (Art. 73 AusfV. 
zum EinkStG.) Daß dies beim Kläger nicht der Fall iſt, hat die 
Berufungskommiſſion hingeſehen auf 88 39, 40 HGB. ohne Rechts⸗ 
irrtum angenommen, nachdem ſie feſtgeſtellt hat, daß der Kläger in 
den von ihm vorgelegten Geſchäftsbüchern ſeine Warenbeſtände nicht 
den einzelnen Gegenſtänden und Werten nach verzeichnet, alſo keine 
ordentliche Inventur aufgeſtellt hat. 

Falſch wäre es freilich immerhin, wenn die Berufungskommiſſion 
fi) deshalb allein ſchon für berechtigt gehalten hätte, das Ein⸗ 
kommen des Klägers frei zu ſchätzen, weil er nach dieſer Feſt⸗ 
ſtellung keine vorſchriftsmäßige handels rechtliche Buchführung hat. 
Denn der Art. 73 Ausf V. beſtimmt nur ein beſonderes Ermittlungs⸗ 
verfahren für die Veranlagung ſolcher Steuerpflichtiger, die Handels⸗ 
bücher nach Vorſchrift des Handelsgeſetzbuchs führen. Allerdings hat 
dies zur Folge, daß bei ſolchen Steuerpflichtigen nicht der aus der 
Gegenüberſtellung der Einnahmen und Ausgaben ſich ergebende Ertrag 
(Art. 72 AusfV.) als ſteuerpflichtiges Einkommen behandelt wird, 
ſondern der nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu berechnende Vermögens⸗ 

zuwachs. Das iſt jedoch nur eine Reflexwirkung jener Verfahrens⸗ 
vorſchrift, di in der beſonderen Natur der kaufmänniſchen 
Buchführung ihre Urſache hat. Wenn daher auch der Art. 73 
Ausf. nur auf Vollkaufleute Anwendung findet, weil nur ſolche 
Handelsbücher nach Vorſchrift des Handelsgeſetzbuchs führen können, 
ſo beſagt er doch nicht, daß jeder Vollkaufmann ſchlechthin mit dem 
nach kaufmänniſchen Grundſätzen zu ermittelnden Vermögenszuwachs 

Blätter f. Rechtspflege LX. N. F. XL. 10 
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zur Einkommenſteuer heranzuziehen iſt, ſondern er beſtimmt eben nur, 
daß dies zu geſchehen hat, wenn er vorſchriftsmäßige Handelsbücher 
führt. Die tatſächliche Führung von Handelsbüchern gibt alſo den 
Ausſchlag und nicht ſchon die Kaufmanndeigenſchaft. Verordnet aber 
der Art. 73 die Ermittlung des Einkommens auf Grund der Bücher⸗ 
abſchlüſſe lediglich für den Ausnahmefall, daß der Steuer⸗ 
pflichtige Handelsbücher führt, ſo greift eben die Regel Platz, wenn 
der Ausnahmefall nicht gegeben iſt; d. h., daß bei Vollkaufleuten, 
deren Buchführung den handels rechtlichen Vorſchriften nicht 
entſpricht, das ſteuerpflichtige Einkommen durch Gegenüberſtellung der 
geſchäftlichen Einnahmen und Ausgaben nach den allgemeinen 
Vorſchriften (Art. 70 ff. AusfV.) zu ermitteln iſt. Dabei find aber, 
wie das Oberverwaltungsgericht ſchon wiederholt ausgeſprochen hat 
(vgl. Thür BBl. 60, 135), buchmäßige Anſchreibungen, auch wenn die 
Buchführung keine handelsgeſetzliche iff, als Berechnung unterlagen 
inſoweit zu verwenden, als eine Veranlaſſung, ſie wegen Unglaub⸗ 
würdigkeit oder ſonſtiger Unzuverläſſigkeit zu beanſtanden, nicht beſteht. 
Es wäre demnach geſetzwidrig, das ſteuerpflichtige Einkommen eines. 
Vollkaufmanns ſchon deswegen frei zu ſchätzen, weil ſeine Buchführung 
den handels rechtlichen Vorſchriften nicht genügt; freie Schätzung 
kann vielmehr auch bei ihm nur ſtattfinden, wenn und ſoweit der 
Inhalt feiner Bücher auch ſonſt als Unterlage für rechneriſche Felt 
ſtellungen nach dem Urteile der Veranlagungsbehörden nicht brauch⸗ 
bar iſt. | 

Die Reviſion rügt indeſſen zu Unrecht, daß die Berufungskommiſſion 
dieſe Grundſätze verkannt habe. Das Oberverwaltungsgericht iſt 
vielmehr der Meinung, daß im Berufungsbeſcheid mit der Wendung, 
daß die feſtgeſtellten Tatſachen „eine ziffermäßige Berechnung des 
Einkommens nicht zugelaſſen“ hätten, die Unbrauchbarkeit der buch⸗ 
mäßigen Aufzeichnungen des Klägers nicht nur für die Ermittlung des 
bilanzmäßigen Gewinns, ſondern auch für die Berechnung des 
gewerblichen Ertrags hat ausgeſprochen werden ſollen und die 
Berufungskommiſſion aus dieſem Grunde „zur Schätzung un⸗ 
abhängig von der Buchführung übergegangen“ iſt. Unter dieſem 
Geſichtspunkte beſtehen aber gegen ihr Verfahren in rechtlicher 
Beziehung keine Bedenken. Die Beurteilung der Brauchbarkeit der 
Buchführung ſelbſt iſt eine Würdigung tatſächlicher Verhältniſſe, die 
in der Revifionsinftan; nicht nachzuprüfen iſt. Die Reviſion iſt mite 
hin unbegründet. 

Urteil vom 26. November 1913, C 71/13. 
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12. Eine Schätzung des Nettogewinns nach Prozenten 
des Geſchäftsumſatzes iſt nur zuläſſig, wenn die 
Werbungskoſten r. nicht ziffernmäßig bekannt find. 
Sind ſie bekannt, ſo darf nur der Bruttogewinn 
geſchätzt werden, und die Geſchäftsunkoſten ſind 
alsdann ihrem wirklichen Betrage nach von dieſem 
abzuſetzen. — Bei den geſchäftlichen Einnahmen iſt 
als Wert der dem Geſchäft für den Haushalt ent⸗ 
nommenen Waren deren Verkaufs wert anzuſetzen. 
Wird der Gewinn nach Prozenten des Umſatzes 
geſchätzt, dann darf, wenn der Haus verbrauch nicht 
im Umſatz enthalten iſt, deſſen Wert dem ermittel- 

ten Gewinn nicht zum vollen Betrage zugeſetzt 
werden (Weim. Eink StG.). 

Die Berufungskommiſſion hat das Einkommen des Klägers aus 
einem Materialwarengeſchäft in der Weiſe ermittelt, daß ſie von dem 
buchmäßig nachgewieſenen Geſchäftsumſatze einen Reingewinn von 
11 vom Hundert in Anſatz gebracht und dem ſo gefundenen Betrage 
300 M. durchſchnittlichen Wert der vom Steuerpflichtigen dem Gee 
ſchäft zum eigenen Verbrauche entnommenen Waren hinzugeſetzt hat, 
und hat einen Antrag des Klägers, von dem Geſamtbetrage wieder 
500 M., die er für eine ſtändige Geſchäftshilfe angeblich aufwenden 
muß, wieder abzuſetzen, mit der Begründung abgelehnt, daß „Aus⸗ 
gaben für Geſchäftshilfe u. dgl. von dieſem niedrigen Gewinnſatze 
nicht mehr abgezogen werden könnten“. Der Reviſionskläger fühlt ſich 
hierdurch inſofern beſchwert, als nach ſeiner Meinung derartige Ausgaben 
an dem ermittelten Gewinne als Geſchäftsunkoſten zu kürzen find. 

Die Reviſion war entgegen der Anſicht des Großh. Staats⸗ 
miniſteriums, daß der Kläger nur tatſächliche Feſtſtellungen angreife, 
als zuläſſig anzuſehen, weil es ſich dabei nicht um die Tatfrage handelt, 
ob die Geſchäftsunkoſten, deren Kürzung verlangt wird, überhaupt ent⸗ 
ſtanden ſind, ſondern um die Rechts frage, ob ſie — den Nachweis 
der Aufwendung vorausgeſetzt — von dem berechneten Gewinne noch zu 
kürzen waren oder nicht. Sie iſt aber nach der Aktenlage nicht begründet. 

Die Ausführungen des Berufungsbeſcheids laſſen keinen Zweifel 
darüber, daß die Berufungskommiſfion den Ertrag des Handelsgeſchäfts 
unter Zugrundelegung des buchmäßig nachgewieſenen Umſatzes als 
Nettogewinn abgeſchätzt hat. Iſt das nach dem Geſetz zuläſſig, ſo 
iſt der Kläger durch die Verweigerung des Abzugs eines beſtimmten Ge⸗ 


ſchäftsunkoſtenbetrags von dem ſo ermittelten Reingewinne 
10* 
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nicht beſchwert. Denn der Nettogewinn ift eben der Betrag, der ſich 
aus der Vergleichung aller Faktoren der Gewinnbildung, d. h. aller 
Einnahmen und Ausgaben ergibt; die Ausgaben ſind daher 
ſämtlich ſchon berückſichtigt, wenn man den Nettogewinn unmittelbar 
ſchätzt. Eine Anfechtung des Schätzungsergebniſſes könnte daher 
höchſtens darauf gegründet werden, daß gewiſſe Verhältniſſe — wie 
hier die Notwendigkeit, geſchäftliches Hilfsperſonal zu halten — bei 
der Beſtimmung des bei der Schätzung zu verwendenden Pro- 
zentſatzes nicht genügend berückſichtigt worden ſind. Eine ſolche 
Anfechtung könnte jedoch im Revifionsverfahren keinen Erfolg haben, 
da bei dieſer Beſtimmung lediglich tatſächliche Verhältniſſe zu würdigen 
ſind, die Reviſion aber nur auf Rechts verletzungen geſtützt werden kann. 

Nicht außer Zweifel iſt freilich, ob nach dem Geſetz überhaupt 
bzw. ob im vorliegenden Falle eine unmittelbare Schätzung des Netto- 
gewinnes nach Prozenten des ziffernmäßig bekannten Geſchäftsumſatzes, 
d. i. der Bruttoeinnahme, zuläſſig iſt. Denn das Einkommenſteuer⸗ 
geſetz und die Ausführungsverordnung (vgl. befonders §§ 53, 54 
EinkStG. und Art. 56 AusfV.) gehen unzweifelhaft davon aus, daß 
die das ſteuerpflichtige Einkommen bildenden Quellenerträge (§ 9 
EinkStG.) grundſätzlich und infoweit ziffernmäßig zu berechnen 
ſind, als für eine Berechnung geeignete Unterlagen zur Verfügung 
ſtehen, und eine Schätzung im engeren Sinne, d. h. eine Feſt⸗ 
ſtellung nach freiem pflichtmäßigem Ermeſſen der Veranlagungs⸗ 
behörden, nur dann und inſoweit einzutreten hat, als zuverläſſige 
Berechnungsunterlagen fehlen. Eine unmittelbare Ertrag 8⸗ 
ſchätzung, wie fie die Schätzung des Netto gewinns nach dem 
Umſatze darſtellt, erſcheint mithin nur zuläſſig, wenn andere Gewinn⸗ 
faktoren als die Bruttoeinnahme, insbeſondere die Werbungskoſten, 
ziffernmäßig überhaupt nicht bekannt ſind oder feſtgeſtellt werden 
können, während dann, wenn dies möglich iſt und nur die An⸗ 
ſchaffungskoſten nicht nachgewieſen werden können, nur der Brutto⸗ 
gewinn geſchätzt werden darf und die Werbungskoſten ihrem wirklichen 
Betrage nach von dieſem abzuziehen ſind. 

Nach dem Akteninhalte könnte nun zweifelhaft ſein, ob hier die 
Werbungskoſten in der Tat nicht ziffernmäßig zu ermitteln geweſen 
ſind, da der Kläger ſie in der Steuererklärung in beſtimmten Be⸗ 
trägen angegeben hat, ferner in der Niederſchrift über die Prüfung 
der Geſchäftsbücher nicht beſonders erwähnt iſt, daß aus den Büchern 
etwas Weiteres als die Geſamteinnahme nicht zu entnehmen geweſen 
iſt, und endlich auch die Berufungsentſcheidung ſich jeder Feſtſtellung 
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nach diefer Richtung hin enthält. Das Oberverwaltungsgericht hat 
jedoch angenommen, daß der Sinn der Feſtſtellungen in der Nieder⸗ 
ſchrift über die Buchprüfung gerade, weil darin nichts weiter feſtge⸗ 
ſtellt iſt als die Geſamteinnahme, der iſt, daß ſich aus den Büchern 
in der Tat nichts anderes als die Umſatzziffer hat ermitteln laffen, 
und die Berufungskommiſſion deshalb davon ausgehen durfte, daß nur 
dieſe ziffernmäßig feſtzuſtellen ſei. Dann hat ſie aber nicht gegen das 
Geſetz verſtoßen, wenn ſie den Netto gewinn unmittelbar geſchätzt hat. 

Bei ſelbſtändiger Prüfung der Sache ergaben ſich allerdings 
noch inſofern Bedenken gegen die Entſcheidung, als die Berufungs⸗ 
kommiſſion „vor Berechnung des 11⸗prozentigen Gewinnes am Durch⸗ 
ſchnittsumſatze 300 M. als jährlichen Wert der vom Steuerpflichtigen 
dem Geſchäft entnommenen Waren gekürzt“ und dann den gleichen 
Betrag dem ermittelten Gewinne zur Feſtſtellung des ſteuer⸗ 
pflichtigen Reingewinns wieder hinzugerechnet hat. Ein ſolches 
Verfahren entſpricht zweifellos nicht dem Geſetz. Denn nach Art. 72 
Nr. I, 3 AusfV. bildet der Wert dieſer Waren bei der Ermittlung 
des geſchäflichen Reinertrags einen Einnahmepoſten, der ſich von den 
Bareinnahmen für verkaufte Waren durch nichts unterſcheidet. Daraus 
folgt, daß dieſer Poſten mit dem Verkaufs werte der entnommenen 
Waren in Anſatz zu bringen iſt und infolgedeſſen auch in Höhe des 
Unterſchieds zwiſchen dem Anſchaffungs⸗ und dem Verkaufswerte an 
der Gewinnbildung beteiligt iſt. Wird daher der Gewinn nach 
Prozenten des Umſatzes ermittelt, ſo muß dieſer Wert im Umſatze 
enthalten ſein, wenn anders die Gewinnberechnung nicht um des⸗ 
willen unzutreffend werden ſoll, weil die auf dieſen Wert prozentual 
entfallenden Anſchaffungs⸗ und Werbungskoſten nicht berückſichtigt ſein 
würden. Wird er aber einmal in dieſer Weiſe geſchätzt, ohne daß 
der Haushaltungsverbrauch in dem Geſamtumſatze enthalten iſt, fo 
darf ſein Wert folgerecht dem ſo ermittelten Gewinne wenigſtens 
nicht ſeinem vollen Betrage nach, ſondern höchſtens mit dem Be⸗ 
trage zugeſetzt werden, der ſich nach Abzug eines dem der Gewinn⸗ 
berechnung zugrunde gelegten Prozentſatze entſprechenden Betrags 
ergibt. Der Geſchäftsgewinn iſt daher von der Berufungskommiſſion 
etwas zu hoch bewertet worden. Die Differenz iſt jedoch ſo gering⸗ 
fügig, daß der veranlagte Jahresſteuerſatz ſich nicht ändert, wenn ſie 
berückſichtigt würde. Es konnte daher bei der Feſtſtellung der Be⸗ 
rufungskommiſſion verbleiben, da ſie unter dieſen Umſtänden den 
Kläger nicht beſchwert. 

Urteil vom 26. November 1913, C 42/13. 
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13. Die Vorſchrift des § 47 des Schwarzb.⸗Rudolſt. 
CinfStG. vom 3 1. Mai 1902, daß in der Berufung 
die Beſchwerdegründe uſw. anzugeben ſind, iſt nicht 
dahin auszulegen, daß dieſe Angaben in der Be⸗ 
rufungsſchrift ſelbſt enthalten fein müſſen; die Ver⸗ 
weiſung auf andere ſie enthaltende Schriftſtücke iſt 
vielmehr zuläſſig. — Die Zuläſſigkeit beſonderer 
Abſchreibungen für die Subſtanzverringerung iſt 
bei Gewerkſchaften nicht davon abhängig, daß dieſe 
Abſchreibungen in der Bilanz vorgenommen und bei 
der Feſtſtellung der ſteuerpflichtigen Ueberſchüſſe 
berückſichtigt worden ſind. 

Eine Gewerkſchaft war mit den von ihr deklarierten bilanz⸗ 
mäßigen Ueberſchüſſen eingeſchätzt worden. Dabei haben die Ver⸗ 
anlagungsbehörden es abgelehnt, beſondere Abſetzungen „für Ver⸗ 
ringerung der unterirdiſchen Subſtanz“ zuzulaſſen. Hiergegen richtet -fich 
die Reviſionsbeſchwerde, der vom Oberverwaltungsgericht aus folgen den 
Gründen mit der Maßgabe ſtattgegeben wurde, daß die Sache zu noch⸗ 
maliger Prüfung an die Berufungskommiſſion zurückverwieſen wurde. 

Die Reviſion bemängelt zunächſt mit Recht die Auffaſſung der 
Berufungskommiſſion, daß die Berufung nach § 47 des CinfStG. 
vom 31. Mai 1902 ſchon formell unzuläſſig ſei. Die Berufungs⸗ 
kommiſſion meint nämlich, die Beſtimmung des § 47 a. a. O., daß 


„in der Berufung, bei Vermeidung der Abweiſung, die Gründe, 


aus welchen die Veranlagung angefochten wird, angegeben und ins⸗ 
beſondere die Höhe des Einkommens des Steuerpflichtigen und die 
geſetzlich zuläſſigen Abzüge genau bezeichnet werden müſſen“, ſei ſtrikte 
auszulegen und die Berufung der Gewerkſchaft entſpreche daher der 
Vorſchrift nicht, weil darin zur Begründung der Berufung lediglich 
auf die Steuererklärung und frühere Eingaben der Gewerkſchaft Be⸗ 
zug genommen ſei. Eine ſolche formelle Auslegung der Vorſchrift 
liegt jedoch unzweifelhaft nicht im Sinne des Geſetzes. Durch die 
Vorſchrift ſoll offenſichtlich nur erreicht werden, daß der Steuerpflichtige 
ſich nicht auf die Anfechtungserklärung ſchlechthin beſchränkt, ſondern 
die Berufungskommiſſion darüber informiert, wodurch er ſich be⸗ 
ſchwert fühlt und was er mit dem Rechtsmittel erreichen will. Dazu 
genügt es, wenn in der Berufungsſchrift auf andere Schriftſtücke Be⸗ 
zug genommen wird, die der Berufungskommiſſion zugänglich ſind 
und die durch den § 47 EinkStG. vorgeſchriebenen Angaben ent⸗ 
halten. Dies iſt aber bei den in der Berufungsſchrift der Gewerkſchaft 
bezeichneten Schriftſtücken der Fall. 
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„Auch die Erwägungen, aus denen die Berufungsfommiffion die 
Berufung auch als ſachlich unbegründet angeſehen hat, ſind jedoch 
nicht zutreffend. Die Zuläſſigkeit von Abſetzungen für die Verringerung 
der unterirdiſchen Subſtanz, die durch § 11, I Nr. 6 EinkStG. vom 
31. Mai 1902 in Verbindung mit Art. 16 Nr. 6 Abſ. 2 AusfV. 
vom 31. März 1903 für Betriebe, bei welchen die Erträgniſſe der 
Subſtanz des Bodens entnommen werden, allgemein anerkannt iſt, 
hängt auch bei Berggewerkſchaften mit handelsrechtlicher Buchführung 
nicht, wie die Berufungskommiſſion annimmt, davon ab, daß die 
Abſchreibungen in der Bilanz und nach kaufmänniſchen Grundſätzen 
vorgenommen worden ſind. Denn wenn auch für die Berechnung des 
ſteuerpflichtigen Einkommens ſolcher Gewerkſchaften wie bei Voll⸗ 
kaufleuten mit handelsrechtlicher Buchführung überhaupt die Vor⸗ 
ſchriften über die Ermittlung des kaufmänniſchen Gewinns mit 
der Maßgabe gelten, daß als ſteuerpflichtiges Einkommen die Ueber⸗ 
ſchüſſe anzuſehen ſind, die bilanzmäßig als Ausbeute verteilt oder 
zur Schuldentilgung uſw. verwendet werden (§ 21 Abſ. 1 Nr. 1 u. 7 
EinkStG.), fo nehmen doch die Abſetzungen für Subſtanzverminderung 
gegenüber den ſonſtigen handelsüblichen Abſchreibungen inſofern eine 
beſondere Stellung ein, als der dieſen Abſetzungen entſprechende Teil 
der Roheinnahme in Wirklichkeit kein Einkommen, vielmehr „ein 
Surrogat des durch die Verwendung der Mineralſubſtanz zur Ein⸗ 
kommenserzielung verbrauchten Teiles des Stammvermögens“ iſt 
(Fuiſting, Preuß. direkte Steuern (7) Bd. 1 Anm. 19 E., a zu 
§ 15) und daher gar nicht zu den Ueberſchüſſen im Sinne jener Vor⸗ 
ſchrift gehört. Es iſt daher nur folgerichtig, wenn der § 21 EinkStG. 
unter Nr. 6 beſtimmt, daß bei Bergbauunternehmungen die Be⸗ 
ſtimmungen über die Ermittlung des Einkommens der Vollkaufleute 
unter Nr. 1 „mit der Maßgabe entſprechende Anwendung“ finden ſollen, 
„daß den handelsgeſetzlich zuläſſigen Abſchreibungen noch beſondere 
der jährlichen Verringerung der Subſtanz des Bergwerks entſprechende 
Abſchreibungen hinzutreten“, und es kann nicht zweifelhaft ſein, daß 
damit dieſe beſonderen Abſetzungen in einen bewußten Gegenſatz geſtellt 
ſind zu denen, die die Gewerkſchaften nach handelsrechtlichen Grund⸗ 
fägen: bilanzmäßig zu machen berechtigt find, mithin aber ihre Bue 
läſſigkeit nicht davon abhängt, daß ſie in der Bilanz bewirkt 
und bei der Verteilung der Ueberſchüſſe berückſichtigt worden ſind, die 
Gewerkſchaften vielmehr berechtigt ſind, außerhalb der Bilanz und nach⸗ 
träglich eine Berechnung des Subſtanzverluſtes lediglich zu dem Zwecke 
aufzuſtellen, um zu ermitteln, welche der verteilten oder ſonſt verwendeten 
Beträge wirklich aus den Ueberſchüſſen herrühren und deshalb ſteuer⸗ 
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pflichtig find (vgl. PrOVG. E. in St. 1, 336; 2, 14 u. 202; 3, 19. 
Die Entſcheidung der Berufungskommiſſion geht danach fehl, wenn 
ſie die Zuläſſigkeit der beantragten Abſetzungen lediglich deshalb ver⸗ 
neint, weil ſich aus einer Vergleichung des Buchwerts der Berggerecht⸗ 
ſame (der nach der Bilanz für 1911 nur 180000 M. betrage), mit 
dem Werte der nach den Geſchäftsberichten der Gewerkſchaft zurzeit noch 
vorhandenen Mineralſubſtanz eine Wertminderung nicht ergebe, mithin 
auch eine Subſtanzverminderung überhaupt nicht nachgewieſen ſei. 
Denn nicht auf die Wertdifferrnz kommt es an, die zwiſchen dem je⸗ 
weilig zu Buche ſtehenden Werte des Mineralvorkommens und ſeinem 
wirklichen Zeitwerte beſteht, ſondern auf die Differenz zwiſchen den 
Werten, die das Mineralvorkommen am Beginne und am Schluſſe 
der für die Berechnung des ſteuerpflichtigen Einkommens maßgebenden 
Durchſchnittsperiode tatſächlich hatte. Die Berufungs⸗ 
kommiſſion hat aber zudem noch verkannt, daß der in die Bilanz als 
„Buchwert der Berggerechtſame“ eingeſtellte Betrag von 180000 M. 
gar nicht den Buchwert des unterirdiſchen Mineralvorfommens, 
ſondern lediglich die von der Gewerkſchaft für die Erwerbung und 
Erhaltung der Gerechtſame gemachten Aufwendungen darſtellt, und 
demnach auch in dieſer Hinſicht für die Entſcheidung gar nicht maß⸗ 
gebende Werte in Vergleich geſetzt. | 

Die Entſcheidung war hiernach wegen unrichtiger Anwendung 
des § 21 Abſ. 1 Nr. 6 EinkStG. vom 31. Mai 1902 aufzuheben. 
In der Sache ſelbſt war nicht zu entſcheiden, da es zunächſt Sache 
der Berufungskommiſſion ſein wird, der Gewerkſchaft Gelegenheit zu 
geben, für eine etwa in dem für die Veranlagung für 1913 mabe 
gebenden Zeitraume eingetretene Subſtanzverminderung den Nachweis 
nunmehr unter den angegebenen richtigen Geſichtspunkten zu führen, 
bzw. die für dieſen Nachweis in Betracht kommenden tatſäch lichen 
Verhältniſſe mit ihr zu erörtern. Ob dabei nach den für Abſetzungen 
wegen Subſtanzverringerung vom Preußiſchen Oberverwaltungsgericht, 
insbeſondere in den Entſcheidungen 17, 128 und E. in St. 4, 42: 
6, 179; 5, 54; 8, 221, ferner 4, 33 u. 95; 5, 55; 7, 113 auf⸗ 
geſtellten Grundſätzen verfahren werden kann oder eine andere Er⸗ 
mittlungsmethode zu wählen iſt, wird weſentlich von den beſonderen 
Verhältniſſen, unter denen ſich der Betrieb der Gewerkſchaft vollzieht, 
abhängen und nötigenfalls durch Sachverſtändige feſtzuſtellen ſein. Der 
von dem Vertreter des Staatsfiskus in der Reviſionsinſtanz geltend 
gemachte Geſichtspunkt, daß bei Betrieben mit ſo langer Abbaudauer 
wie Kalibergwerken der jährliche Abbau verhältnismäßig wenig ins 
Gewicht falle und es deshalb möglich ſei, daß der Wert der Subſtanz 
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des Bergwerks trotz des Abbaues am Schluſſe des Jahres infolge 

anderer werterhöhender Umſtände (z. B. Aufſchluß wertvollerer Salze) 

ebenſogroß geblieben ſei als am Anfange des Jahres, kann jedoch dabei 

nur inſoweit in Betracht kommen, als mit feſtſtehenden Tat⸗ 

ſachen gerechnet werden kann. | 
Urteil vom 17. Dezember 1913, C 139/13. 


Bücherbeſprechungen. 


25. Viecenz, Dr. (Senatspräſident in Poſen), Die Kunſt der münd⸗ 
lichen Berichterſtattung. Hannover (Helwing) 1914. Broſchiert 1,20 M. 
Die Kunſt des Referierens iſt der jetzigen Generation abhanden gekommen, 
wenigſtens in Thüringen. Mag ſein, daß das eine Folge überſpannter Auffaſſung 
vom Mündlichkeitsprinzip iſt. In der Praxis des Gerichts können wir die Fertigkeit 
mündlicher Berichterſtattung nicht entbehren. Das lehrt jeder Tag in den Kollegial⸗ 
Pas eu Drum heißt es, da wieder anzuknüpfen, wo der Faden zerriſſen wurde. 
as tut Viecenz in einer amüſanten und tiefgehenden Plauderei, die ſich mit 
der Geſchichte des Vortrags, Rhetorik und Aufbau des Berichts befaßt, aber auch 
eine Menge am Wege liegender allgemeiner Fragen aus der Gerichtspraxis behandelt. 
Die Schrift iſt intereſſant zu leſen, ſie bringt ſicher Jedem etwas. Sie würde auch 
für die juriſtiſche Jugend wertvoll ſein, wenn ſie neben den allgemeinen Betrachtungen 
praktiſche Fälle brächte, Beiſpiele und vor allem Gegenbeiſpiele von Berichten. Ge⸗ 
rade durch Beſchäftigung mit einem fehlerhaften Bericht lernt man Fehler zu vermeiden. 


26. Hellwig, Dr. A. (Gerichtsaſſeſſor in Friedenau), Rechtsquellen 


des öffentlichen Kinematographenrechts. Syſtematiſche Zuſammen⸗ 


ſtellung der wichtigſten deutſchen und fremden Geſetze und Geſetzentwürfe, 
Miniſterialerlaſſe und Polizeiverordnungen. M.⸗Gladbach (Volks vereinsverlag) 
1913. 5M. N 
Die unerhört raſche, ſich überſtürzende Entwicklung der Kinematographentheater 
innerhalb eines Jahrzehnts ſtellte die Behörden und geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften aller Länder vor einen Komplex ganz neuer und ſchwierigſter Probleme, 
auf die ſich die beſtehenden Geſetze nicht ohne weiteres anwenden ließen. Dieſe 
Schwierigkeit wurde durch die Vielſeitigkeit der neuen Erfindung und durch ihre 
Verwendbarkeit für die verſchiedenſten Zwecke noch ſehr vermehrt. Die Reihe der 
geſetzlichen auf den Kino bezüglichen Beſtimmungen iſt daher ungemein groß. In 
den Reichs- und Landesgeſetzen und in vielen Miniſterialerlaſſen und Polizeiverordnugen 
ſind ſie ſo verſtreut, daß bei der bisher mangelnden ſyſtematiſchen Sammlung 
und Zuſammenfaſſung in dem umfangreichen Rechtsſtoff ſich unmöglich jemand 
genau auskennen konnte. Es iſt daher ein verdienſtvolles Werk, daß der heute 
unſtreitig beſte Kenner des Kinematographeurechts ſich der Mühe unterzogen hat, 
den ſämtlichen auf das öffentliche Kinorecht bezüglichen Rechtsſtoff in dem vor⸗ 
liegenden Buche ſyſtematiſch zuſammenzuſtellen. Der Verfaſſer hat nicht nur die 
deutſchen und reichsrechtlichen Landesbeſtimmungen, Erlaſſe und Verordnungen über⸗ 
ſichtlich zuſammengeſtellt, vag auch die Entwürfe von Geſetzen berüdfichtigt, fo 
daß das Werk eine Ueberſicht über den Stand der geſamten vorhandenen Kino⸗ 
geſetzgebung ermöglicht. Der Sammlung voraufgeſchickt ift eine vorzügliche Ueber⸗ 
icht über die Geſichtspunkte, von denen die Behörden und geſetzgebenden Körper⸗ 
chaften ſich bei ihrem Vorgehen bei der Regelung des Kinoweſens haben 5 laffen: 
amwer. 


27. Eltzbacher, Dr. Paul, Schutz vor der Oeffentlichkeit, 
Rede bei Uebernahme des Rektorats der Handelshochſchule Berlin. Berlin 
(Vahlen) 1913. 1 M. | 

Die Rede follte den Hörern einen lebendigen Einblick in ein Problem des 
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Rechts geben, fo ihr Intereſſe für das Recht wecken und die verbreitete Vorein⸗ 
genommenheit, daß es ein Gebiet öder Trockenheit ſei, beſeitigen. Das iſt ihr 
ſicherlich gelungen. Sie behandelt, wie die Unverletzlichkeit der Perſon, zunächſt ein 
Vorrecht weniger Auserwählter, Gemeingut geworden und immer mehr ausgeſtaltet 
worden iſt. Von den Lücken, die ſie jetzt noch hat, iſt die empfindlichſte der mangel⸗ 
hafte Schutz des Privatlebens vor der Oeffentlichkeit. Sie will der Redner aus⸗ 
füllen, ohne aber dem freien Wort und der freien Preſſe unerwünſchte Feſſeln an⸗ 
zulegen. Er ſchlägt deshalb vor, öffentliche Mitteilungen aus dem Privatleben, 
auch wenn ſie wahr ſind, dann zu verbieten und zu beſtrafen, wenn ſie entgegen 
den guten Sitten gemacht werden (z. B. Mitteilungen über eheliche Zerwürfniſſe 
oder andere peinliche Tatſachen aus Senſationsgier, Mitteilungen aus dem Familien⸗ 
leben zur Bekämpfung eines politiſchen Gegners). Weiter wünſcht er eine Er⸗ 
gänzung des Bürgerlichen Geſetzbuchs dahin, daß der Schaden, der durch ſolche 
Mitteilungen angerichtet wird, auch zu erſetzen iſt, ſoweit er nicht Vermögeusſchaden 
iſt. Die Rede iſt für Nichtjuriſten und Juriſten gleich leſenswert. 

28. Dispeker, Dr. Ernſt (Rechtsanwalt in München), Der Bier⸗ 
lieferungsvertrag insbeſondere bei Verbindung mit dem Darlehns⸗ 
vertrag. München, Berlin, Leipzig (Schweitzer) 1913. 2,40 M. 

Das kleine Werk will der Praxis dienen. Es bringt keine ſyſtematiſche und 
erſchöpfende Darſtellung des Bierlieferungsvertrags, ſondern greift eine Reihe der 
wichtigſten Fragen heraus und behandelt ſie unter eingehender Berückſichtigung der 
Rechtſprechung. Erwähnt ſeien davon: Verpflichtung des Wirts zum Bierbedarf, 
Bierpreiserhößung , mangelhafte Leiſtung, Bierlieferungsvertrag und gute Sitten. 
Beſonders wird der mit einem Darlehnsvertrag verbundene Bierlieferungsvertrag 
unterſucht, der ja die Regel bildet, und deſſen einheitlicher Charakter ſcharf herausge⸗ 
arbeitet. Bei der Häufigkeit, mit der ſich die Gerichte mit ſolchen Verträgen beſchäftigen 
müſſen, wird das Buch Richtern und Anwälten erwünſcht ſein, aber auch den 
Brauereien und Wirten wird es recht nützlich werden können. 


29. Weißenhorn, Dr. A., Bankdepotgeſetz § 8 mit beſon⸗ 
derer Berückſichtigung des kaufmänniſchen Zurückbehaltungsrechts. München, 


Berlin, Leipzig (Schweitzer) 1913. 2,20 M. 

Die Arbeit befaßt ſich nicht nur mit dem § 8 des Depotgeſetzes, ſondern 
überhaupt mit deſſen privatrechtlichem Inhalt und gibt einen guten Ueberblick über 
die Depotgeſchäfte, ihre Bedeutung und die Rechte und Pflichten der Beteiligten. 

30. Güthe, Dr. Georg (Geh. Juſtizrat und vortr. Rat im Juſtiz⸗ 
miniſterium in Berlin), Die wirtſchaftlichen und rechtlichen Grund⸗ 
lagen des modernen Hypothekenrechts (Vorträge und Schriften zur 
Fortbildung des Rechts und der Juriſten, Heft 6). Berlin (Vahlen) 1914. 3,50. 

Unſere Zeit arbeitet darauf hin, daß Rechtsfragen nicht für ſich erörtert, 
ſondern daß ihre Zuſammenhänge mit dem wirklichen Leben gezeigt werden. In 
dieſer Weiſe hat G. im Sommer 1913 im ſtaats⸗ und rechtswiſſenſchaftlichen Fort⸗ 
bildungskurſus für Aſſeſſoren in Berlin die rechtliche und wirtſchaftliche Entwicklung 
des Hypothekenrechts in ihren Wechſelbeziehungen klargelegt. Während früher der 
Perſonalkredit vorherrſchte, wurde mit der Schaffung freien Grundbeſitzes (Be⸗ 
ſeitigung der Lehns⸗ und Gutsherrlichkeit), die den Uebergang von der Natural⸗ 
wirtſchaft zur Geldwirtſchaft begünſtigte, für den Grundkredit die beengte Bahn 
frei. Den wirtſchaftlichen Anforderungen nach einer leichten Beſchaffung des Kredits 
genügte man durch eine Verbindung des Wertpapierrechts mit dem Grundkreditrecht 
(Hypothekenbrief). Die leichte Beſchaffung des Kredits führte aber zu einer Ueber⸗ 
laſtung des Grund und Bodens, die wieder Maßnahmen zur Entſchuldung im Ge⸗ 
folge hatte (Amortiſationshypotheken, Verbindung der Amortiſation mit der Lebens- 
verſicherung, Verſchuldungsgrenze). Auch die wirtſchaftliche und rechtliche Bedeutung 
des Ranges der Hypothek und deren Verbindung mit dem Pfandbrief (Landſchaften, 
Hypothekenbanken) hat G. in ſeinem Vortrag behandelt, zum Schluß hat er einen 
Ausblick auf die künftige Entwicklung getan. Aus dem Vortrag iſt die vorliegende 
Schrift entſtanden. Sie ſei wegen ihres reichen Inhalts allen, die ſich über die 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Zuſammenhänge im Hypothekenweſen unterrichten 
wollen, beſouders allen jungen Juriſten beſtens empfohlen. 
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31. v. Holtzendorff⸗Kohler, Enzyklopädie der Rechts⸗ 


wiſſenſchaft in ſyſtematiſcher Bearbeitung. 7. Aufl. München, Leipzig 


und Berlin (Duncker & Humblot und Guttentag). Bd. 3 (1913) 12,75 M., 
Bd. 4 (1914) 16,50 M., Bd. 5, erſte Hälfte (1914) 14,50 M. 

Die Vollendung des ſchon in Bd. 60, 234 angekündigten Werkes, das im 
Frühjahr 1913 fertig vorliegen ſollte, hat ber etwas verzögert. Sein Abſchluß iſt aber 
in nicht ferner Zeit zu erwarten. Außer dem ſchon früher beſprochenen erſten 
Teil des erſten Bandes ſind der dritte und vierte Band und der erſte Teil des 
fünften Bandes erſchienen. Der dritte Band enthält die Grundzüge des Handels⸗ 
rechts (von Gierke), das Wechſel⸗ und Scheckrecht (Dr. Cohn), das Börſen⸗ und 
Bankweſen (Syndikus Dr. Trumpler), das Zivilprozeß⸗ und Konkursrecht (Kohler) 
und das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Dorner). Die Abhandlung 
Dr. Trumplers iſt an die Stelle des Hypothekenbankrechts getreten, das Dr. 
Felix Hecht für die frühere Auflage beigeſteuert hatte. Mehrere neue Beiträge bringt 
der vierte Band — Gewerberecht von Dr. Fleſch und Dr. Hiller, Verkehrsrecht 
von Dr. Blume, Abgabenrecht von Dr. Strutz, Sicherheits⸗ und Sittenpolizei, 
Geſundheitspolizei, Baupolizei, öffentliche Armenpflege, Unterrichtsverwaltung von 
Dr. Dochow —. Ihnen gehen voraus das deutſche Staatsrecht von Anſchütz und 
das deutſche Verwaltungsrecht von Schoen. In der früheren Auflage hatte Ernſt 
von Meier das Verwaltungsrecht behandelt und ſich dabei nicht nur auf deutſche 
Verhältniſſe beſchränkt, ſondern auch die franzöſiſchen und engliſchen Einrichtungen 
berührt. Mag man auch in gewiſſer Weiſe bedauern, darüber nichts mehr zu finden, 
ſo iſt doch dafür die Darſtellung des deutſchen Verwaltungsrechts in manchen Punkten 
erweitert. Im vierten Bande findet ſich ſchließlich noch der Beitrag von Laß über 
das ſoziale Verſicherungsrecht. Im erſten Teil des fünften Bandes behandeln 
Wachenfeld das Strafrecht, Freudenthal das Gefängnisrecht und die Fürſorge⸗ 
erziehung, Beling das Strafprozeßrecht, Dietz das Militärſtrafrecht und Militär⸗ 
ſtrafverfahren, auch das Disziplinarrecht, Beſchwerderecht und das ehrengerichtliche 
Verfahren, Stutz das Kirchenrecht und Heilborn das Völkerrecht. Davon iſt 
neu der Beitrag Freudenthals. Dietzs Beitrag iſt gegenüber dem früheren 
von Weiffenbach, der nur das Militärſtrafrecht und das Militärſtrafverfahren 
berüdfichtigte, erweitert. Das ganze Werk itt namentlich durch die große Zahl neuer 
wertvoller Beiträge reichhaltiger geworden, hat aber and) durch weitere Ausgeſtaltung 
der alten Beiträge, die auf den Stand der neuen Rechtsentwicklung gebracht ſind, 
gewonnen. Dem wachſenden Inhalt entſprechend wird ſich der Kreis der Benutzer 
und Freunde des Werkes vermehren. 


. 32. Stawski, Dr. Johann (Rechtsanwalt in Poſen), Rentengut 
und Beſitzbefeſtigung. Poſen (Leitgeber & Co.) 1914. 1,50 M,. 

Um den Beſitz auch der 1 e deutſchen Bauern in Poſen und Weſt⸗ 
preußen zu befeſtigen, begründet die Anſiedelungskommiſſion Rentengüter in der 
Weiſe, daß fie ſich den Grundbeſitz dieſer Bauern zu Eigentum übertragen läßt und 
ihn frei von den bisherigen Hypotheken als Anſiedelungsrentengut (belaſtet mit einer 
Landſchaftshypothek) gegen eine Rente und Einräumung des dinglichen Wiederkaufs⸗ 
rechts (preuß. AGz BGB. Art. 29) zurücküberträgt. Der Verfaſſer legt in ſeiner Schrift 
dar, daß dieſes Verfahren ungeſetzlich ſei und kein Wiederkaufsrecht begründen könne. 
Denn das Eigentum am Gute würde der Anſiedelungskommiſſton nur fiduziariſch 
übertragen, in der Wiederüberlaſſung als Rentengut liege daher kein Kauf und ein 
Wiederkaufsrecht ſei nur bei einem wirklichen Verkauf möglich. Die Schrift verdient 
bei der großen wirtſchaftlichen und nationalen Bedeutung der Frage das größte Intereſſe. 


33. Stölzel, Adolf, Schulung für die ziviliſtiſche Praxis. 
Berlin (Vahlen) 1914. Zweiter Teil, 5. Aufl. 11 M., geb. 12 M. 

Seit dem Erſcheinen der vorigen Auflage ſind über 7 Jahre vergangen, und 
mit Genugtuung kann der hochverdiente Verſaſſer berichten, wie ſich inzwiſchen die 
Anhänger ſeiner Lehre, daß bei ſtreitiger Klagforderung und unſtreitiger Gegen⸗ 
forderung die Klage alsbald abzuweiſen iſt, erfreulich vermehrt haben. Auf breitem 
Grunde aufgebaut und bis ins einzelne durchgeführt, wirken ja ſeine Darlegungen 


auch fo überzeugend, daß fein voller Sieg ſicher nur noch eine Frage der Zeit iſt. 


Namentlich auch der Macht der von ihm herangezogenen gleichartigen Fälle (vor 
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allem der Eventualzahlung, aber auch der Stundung und Verjährung) wird ſich fo 
leicht niemand verſchließen können, der nicht ſeiner Lehre ſchon etwas voreingenommen 
entgegentritt. Seine Gegner ſind denn auch in der Hauptſache unter denen zu 
ſuchen, die ſchon vor dem erſten Erſcheinen ſeines Buches die abweichende Meinung 
vertreten oder ihr ſonſt nahe geſtanden haben (S. 425, 426). Das wichtigſte Hindernis 
für ſeine Lehre iſt die Rechtſprechung des Reichsgerichts, die aber nicht einheitlich 
geweſen iſt und auch neuerdings wieder zu Widerſprüchen geführt hat (S. 456, 
Urteil vom 10. Dezember 1912 JW. 1913, 339). In der neuen Auflage hat er 
das Werk nochmals überarbeitet, namentlich auch um dem neuen Schrifttum Rechnung 
zu tragen. Die Vorzüglichkeit des Werkes iſt bekannt. 


34. Warneyers Jahrbuch der Entſcheidungen. 
A. Zivil⸗, Handels, und Prozeßrecht. 12. Jahrgang. 
Geb. 10 M. . 

B. Strafrecht und Strafprozeß. 8. Jahrgang. Geb. 7 M. 
Leipzig (Roßberg) 1914. | 
Das Jahrbuch A. enthält die Literatur und Rechtſprechung vom Herbſt 1912 
bis Anfang Oktober 1913, das Jahrbuch B. die des Jahres 1913. Das treffliche 
Nachſchlagebuch wird in jedem Jahre aufs freudigſte begrüßt. Ermöglicht es doch, 
daß man ſich raſch und zuverläſſig über die neueſte Entwicklung der Rechtſprechung 
und 25 Schrifttums nicht nur zum Reichsrecht, ſondern auch zum Landesrecht 
unterrichtet. ö 


35. Ebermayer, Dr. L. (Reichsgerichtsrat), Der Entwurf eine s 
deutſchen Strafgeſetzbuches (nach den Beſchlüſſen der Strafrechts⸗ 
kommiſſion ſyſtematiſch bearbeitet). Berlin (Liebmann) 1914. 3 M. 

Ueber die Beſchlüſſe der zweiten Strafrechtskommiſſion haben der Wirkl. Geh. 
Rat Dr. Lucas und ſpäter von 1913 an Ebermayer in der Deutſchen Juriſten⸗ 
zeitung fortlaufend berichtet. Die Beſchlüſſe find in dieſen Berichten ſchwer zu über⸗ 
ſehen, da ſie rein nach ihrer zeitlichen Folge zuſammengeſtellt ſind. Jetzt hat ſie 
Ebermayer nach den einzelnen Paragraphen des Vorentwurfs geordnet. Wenn auch 
die ſyſtematiſchen Aenderungen, die die Kommiſſion vorgenommen hat, nicht hervor⸗ 
treten, ſo ermöglicht die Zuſammenfaſſung der Beſchlüſſe doch eine bequeme Ver⸗ 
gleichung des verbeſſerten Entwurfs mit dem Vorentwurf. Und inſofern kommt fie 
um ſo erwünſchter, als die Veröffentlichung des verbeſſerten Entwurfs mit Be⸗ 
gründung, die über die Fortſchritte gegenüber dem Vorentwurf im einzelnen berichten 
wird, für die nächſte Zeit noch nicht zu erwarten iſt. Sie wird allen, die ſich näher 
über das Fortſchreiten der Neugeſtaltung unſeres Strafrechts vergewiſſern wollen, 
unentbehrlich ſein. 


36. Zitelmann, Ernſt, Die Rechtsfragen der Luftfahrt. 
München und Leipzig (Duncker & Humblot) 1914. 1,20 M. 

In der Eröffnungsſitzung des dritten internationalen Kongreſſes für Luftrecht 
hat Zitelmann einen Vortrag über die Rechtsfragen der Luftfahrt gehalten, der 
jetzt gedruckt worden iſt. Es galt ihm nicht, dieſe Fragen zu entſcheiden, ſondern 
zu zeigen, wie das Recht die Luftfahrt in völkerrechtlicher, ſtaatsrechtlicher und 
privatrechtlicher Beziehung ergreift, welche neuen Aufgaben die Entwicklung der 
Luftfahrt der Rechtsgelehrſamkeit ſtellt. Sein Vortrag richtete ſich dementſprechend 
in der Hauptſache an die nicht rechtsverſtändigen Teilnehmer an der Verſammlung 
und gab ihnen eine lebendige Vorſtellung von dem Wirken und Weben des Rechts 
auf dem behandelten Gebiete. i 


37. Müller, Georg (Oberlandesgerichtsrat in Naumburg a. S), Das 


Recht bei Richard Wagner. Berlin (Heymann) 1914. 1 M. 

Der durch fein geiſtvolles Werk: „Das Recht in Goethes Fauſt“ bekannte 
Verfaſſer geht hier den Spuren des Rechts in den Schöpfungen Richard Wagners 
nach. Er tut es nur ſkizzenhaft. Das erklärt ſich aus dem Entſtehen ſeiner kleinen 
Schrift, die einen Vortrag, den er in der Berliner juriſtiſchen Geſellſchaft gehalten 
hat, wiedergibt. Ergänzend ſind jetzt noch Anmerkungen beigefügt. 
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38, Abraham, Dr. Hans Fritz (Rechtsanwalt in Berlin), Gewährt 
unſer Recht dem Schuldner hinreichende Möglichkeiten, aus 
Vermögensverfall in geordnete Verhältniſſe zurückzuge⸗ 
langen? Berlin (Vahlen) 1914. 0,80 M. 

Wie der Gläubiger⸗ und Schuldnernot abzuhelfen iſt, iſt eine Frage von 
Hue wirtſchaftlicher Bedeutung. So iſt denn jeder Verſuch dankenswert, geeignete 

ittel zu finden, die nicht nur die Intereſſen der Gläubiger oder der Schuldner 5 55 
ſondern beide gleichzeitig berückſichtigen. Abraham wünſcht Treuhänder, die einen 
Teil des Verdienſtes des Schuldners den Gläubigern zuführen. In Vertrags⸗ 
entwürfen und einer Ergänzung der Konkursordnung zeigt er dann, wie er ſich die 
Durchführung praktiſch denkt. 


39. Schneider, Rudolf (Landrichter), Zivilprozeſſe für den 
Rechts unterricht, insbeſondere für die Referendarübungen. Berlin (Gutten⸗ 
tag) 1914. 2,40 M. 

Die Prozeßfälle, die Sch. jetzt veröffentlicht, hat er in ſeinen Referendar⸗ 
übungen benutzt und erprobt, um die Referendare im freien Vortrag eines Prozeß⸗ 
bevollmächtigten auszubilden. Er hat zwei Referendare als Parteivertreter verhandeln 
und drei andere als Richter entſcheiden laſſen. Die Fälle, die Prozeßakten entnommen 
ſind, eignen ſich aber ebenſo gut für ſchriftliche Arbeiten. Die Leiter von Referendar⸗ 
übungen werden ſie gern für ihre Zwecke nutzbar machen, aber auch die Rechtslehrer 
werden ſie für die praktiſchen Uebungen der Studenten gut verwerten können. 


40. Stern, Dr. Jacques (Amtsrichter in Berlin), Einführung in 
die gerichtliche Praxis. Ein Buch für Referendare und Studierende. 
Berlin (Vahlen) 1914. 9 M., geb. 10 M. 

Das Buch behandelt zunächſt in einem einleitenden Teil die Organiſation des 
Amtsgerichts und die Tätigkeiten der Gerichtsſchreiber und des Richters. Dann 
führt es im beſonderen Teil durch die mannigfaltigen Geſchäfte des Amtsrichters. 
Dabei geht es vom einzelnen aktenmäßig dargeſtellten Fall aus und zeigt, was 
und wie zu verfügen iſt. Es ähnelt hierin dem „Amtsgerichtlichen Dezernat“ von 
Ebert, wegen ſeines Lehrzwecks ſind aber theoretiſche Erörterungen eingeflochten, bei 
denen wichtige Literatur und grundlegende Entſcheidungen angeführt werden. Außer⸗ 
dem ſind, um dem Lernenden den vollen Zuſammenhang zu zeigen, auch die Vor⸗ 
gänge mit dargeſtellt, die mit der richterlichen Verfügung nichts oder doch nur 
mittelbar zu tun haben. Das Buch iſt vorzüglich geeignet, den jungen Referendar 
bei ſeiner praktiſchen Tätigkeit zu unterſtützen. Noch mehr ſcheint es mir aber 
ſchon in die Hand des Studenten zu gehören. Es erweckt ihm das, was er in der 
Vorleſung hört, erſt zu rechtem Leben, gibt ihm erſt die rechte Vorſtellung von den 
Dingen. Er wird dadurch Befriedigung fühlen, und ſein Intereſſe wird wachſen. 
Unſern Rechtslehrern, die ja ſchon längere Zeit begonnen haben, den Rechtsunter⸗ 
richt in dieſer Richtung auszugeſtalten, wird das Buch recht willkommen ſein. 


41. Bürgerliches Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz, gemein⸗ 
verſtändlich erläutert von Heinrich Roſenthal, Landgerichtsdirektor in Danzig. 
9. Aufl. Graudenz (Roethe) 1914. In Leinen geb. 8,50 M. 

Die Ausgabe bringt den Gefegestert auf den Seiten rechts, die Anmerkungen 
dazu auf den Seiten links. In einem ſtarken Anhang wird dann eine ausführlichere 
Darſtellung zu den einzelnen Geſetzesvorſchriften gegeben. Um den Ueberblick zu 
erleichtern, find an den Rand des Geſetzestertes kurze Inhaltsangaben geſtellt. Neben 
dem BOB. find ausführliche Auszüge aus den Ausführungsgeſetzen und den wich⸗ 
tigen Nebengeſetzen (ZPO., HGB., KO., GBO., FGG., BBG. uſw.) abgedruckt. 
Die Ausgabe, die in der Hauptſache den gebildeten Laien dienen ſoll, iſt raſch be⸗ 
liebt geworden, ſie hat namentlich bei Bürobeamten, aber auch bei Juriſten und 
Verwaltungsbeamten Anklang gefunden. Sie iſt nach den großen Kommentaren 
und Lehrbüchern und nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts und der Ober⸗ 
landesgerichte bearbeitet, Zitate ſind aber faſt gänzlich unterblieben. Ein ausführ⸗ 
liches Sachregiſter iſt beigegeben. 
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42. Klein, Dr. Franz (Juſtizminiſter a. D.), Die wirtſchaftlichen 
und ſozialen Grundlagen des Rechts der Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften. (Vorträge und Schriften zur Fortbildung des Rechts und der 
Juriſten Heft 7). Berlin (Vahlen) 1914. 2,20 M. | 

Das Recht ift eng verknüpft mit den wirtſchaftlichen Verhältniſſen. Beider 
Zuſammenhänge hat Klein für das Recht der Erwerbsgeſellſchaften in den Vor⸗ 
trägen aufgedeckt, die die vorliegende Schrift ausfüllen. Er ſchaut zurück auf das 
geſchichtliche Werden der Erwerbsgeſellſchaften, verweilt dann bei der heutigen 
Regelung, über die die wirtſchaftliche Entwicklung zum Teil ſchon hinausgeſchritten 
iſt (Fehlen einer voll geeigneten Rechtsform für die Kartelle), und gibt Ausblicke anf 
die zukünftige Weiterentwicklung. 

43. Erythropel, Dr. Hermann (Geh. Finanzrat und vortr. Rat 
im Finanzminiſterium), und Jonas, Dr. Martin (Grrichtsaſſeſſor), Die 
Hinterlegungsordnung vom 21. April 1913 nebſt den Ausführungs⸗ 
vorſchriften und Uebergangsbeſtimmungen. Berlin (Vahlen) 1914. geb. 3 M. 

Ein kurzer geſchichtlicher Ueberblick leitet des Werk ein. Dann werden die 
einzelnen Beſtimmungen der Hinterlegungsordnung zum Teil recht ausführlich er⸗ 
läutert, wobei auch der Zuſammenhang mit andern Vorſchriften, namentlich mit 
denen des BGB. und der ZPO. hergeſtellt wird. Die Rechtſprechung iſt überall 
berückſichtigt. Das Werk wird auch außerpreußifchen Behörden gute Dienfte leiſten 
können, da die für ſie geltenden Hinterlegungsordnungen der preußiſchen in vielen 
Punkten ähnlich ſein werden. 


44. Meyer Georg, (Juſtizrat in Berlin), Pfändung und 
Sicherung von Lohn und Gehalt in Gegenwart und Zukunft. 
Reformvorſchläge. Berlin (Guttentag) 1914. 3 M. 

Das Lohnbeſchlagnahmegeſetz bedarf dringend einer zeitgemäßen Neugeſtaltung, 
ſoll nicht das Wirtſchaftsleben weiter ungeheuren Schaden leiden. In ſehr gründ⸗ 
lichen und beachtenswerten Ausführungen legt Meyer dar, wie der heutige Rechts⸗ 
zuſtand weiter zu entwickeln, wie zwiſchen den widerſtrebenden Intereſſen ein gerechter 
Ausgleich zu ſuchen iſt. Er bietet dem Geſetzgeber den Stoff gut geſichtet dar, und 
wird er mit Genugtuung erleben, daß fic) diefer manche feiner Vorſchläge zu. 
eigen macht. . | | | 


45. Hellwig, Dr. Albert (Gerichtsaſſeſſor in Berlin⸗Friedenau), Die 
Filmzenſur. Ein rechtsdogmatiſche und rechtspolitiſche Erörterung. Berlin 
(Frankenſtein) 1914. 1 M. 

Die Filmzenfur muß vereinheitlicht werden, wir brauchen die Reichsfilmzenſur. 
Hellwig, der beſte Kenner des Rechts der Lichtſpielunternehmungen, tritt in der 
kleinen Schriſt warm dafür ein und weiß ihre Vorzüge gegenüber dem herrſchenden 
Zuſtand, den er unter Berückſichtigung der Rechtſprechung und des Schrifttums 
ſchildert, in ein helles Licht zu ſetzen. Eine einheitliche Zenſur wird weſentlich zu 
einer Hebung des Lichtſpielweſens beitragen. ö 


46. Schweitzers blaue Textausgaben. Bürgerliches 
Geſetzbuch nebſt Einführungsgeſetz. Mit Abdruck der zitierten Geſetzesſtellen. 
München, Berlin und Leipzig 1914. In Leinen geb. 3 M. — Ausgabe 
auf Schreibpapier mit breiten Rändern für Bemerkungen in Leinen geb. 7 M. 

Dieſe neue Ausgabe des BGB. wird raſch beliebt werden. Sie fügt den 
einzelnen Paragraphen alle die Beſtimmungen ungekürzt gleich an, auf die darin 
verwieſen iſt. Durch Verwendung verſchiedener Schriftgrößen und Schriftarten wird 
dabei eine große Ueberſichtlichkeit erreicht. Die vielen Verweiſungen im Bürgerlichen 
Geſetzbuch ſind ſehr mit Recht getadelt worden, hier iſt ein Weg gefunden, auf dem 
diefem empfindlichen Mangel nach Kräften abgeholfen wird. Die Benutzung des 
Geſetzes wird damit ganz weſentlich erleichtert, gleichzeitig ſchwindet die Gefahr, daß 
eine der Beſtimmungen, auf die verwieſen iſt, überſehen wird. 

Die Schreibausgabe, die in ihrer Größe etwa dem Reichsgeſetzblatt entſpricht, 
wird manchem unhandlich erſcheinen. Aber er wird dieſen kleinen Mangel gern in 
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Kauf nehmen, da dafür ein großer Raum für Bemerkungen gewonnen ift, fo daß 
man ſich einen hübſchen eigenen Handkommentar ſchaffen kann. 


47. Plancks Kommentar zum Bürgerlichen Geſetzbuch. 
Herausgegeben von Prof. Dr. Strohal in Leipzig in Verbindung mit Prof. Dr. 
André, Reichsgerichtsrat Brodmann, Oberlandesgerichsrat Flad, Wirkl. 
Geh. Oberjuſtizrat Greiff, Prof. Dr. Knoke, Prof. Dr. Mendelsſohn⸗ 
Bartholdy, Prof. Dr. Siber, Reichsgerichtsrat Dr. Strecker und Senats⸗ 
präſident Dr. Unzener. 4. Aufl. Berlin (Guttentag) 1913, 1. Bd., 2. Hälfte 
(SS 128 — 240), EM. — 2. Bd., 1. Hälfte (58 241—363), 11 M. 

Der erſte Band der ſchon in 59, 237 dieſer Blätter angekündigten und be⸗ 
ſprochenen 4. Auflage des berühmten Kommentars liegt jetzt vollſtändig vor. Die 
Einleitung, die Beſtimmungen über natürliche und juriſtiſche Perſonen und die 
88 186 — 240 find von Prof. Dr. Knoke, die Vorſchriften über die Sachen vom Reichs⸗ 
gerichtsrat Dr. Strecker und der Abſchnitt über die Rechtsgeſchäfte vom Oberlandes⸗ 
gerichtsrat Dr. Flad bearbeitet. 

Vom zweiten Bande iſt ſoeben die erſte Hälfte erſchienen, ſie entſtammt der 
Feder des Prof. Dr. Siber. Wie eingehend die neue Bearbeitung iſt, kündigt ſich 
ſchon äußerlich an, der Umfang iſt auf mehr als das Doppelte geſtiegen. Die ein⸗ 
leitenden Vorbemerkungen ſind weſentlich erweitert und ausgeſtaltet worden. Und 
um zu ſehen, wie bedeutſam auch ſonſt der Inhalt der Erläuterungen gewachſen 
iſt, braucht man z. B. nur die zu den 88 242, 243, 249, 284, 313, 320 ff. und 
die vor §§ 275— 292 zu leſen. Die zweite Hälfte des zweiten Bandes, enthaltend 
den Schluß des allgemeinen Teils des Rechts der Schuldverhältniſſe, wird noch im 
Laufe des Frühjahrs erſcheinen. Bis zum Herbſt folgen die erſten Abteilungen des 
Familienrechts und des Erbrechts. 


48. Arbeitsrecht, Jahrbuch für das geſamte Dienſtrecht 
der Arbeiter, Angeſtellten und Beamten, in Vierteljahresheften. 
Herausgegeben von Dr. Heinz Potthoff, Düſſeldorf, und Dr. Hugo 
Sin zheimer, Frankfurt a. M. Stuttgart (J. Heß). Der Jahrgang 6 M. 

Beamten⸗Jahrbuch, Vierteljahresſchrift für die geſamte 
Beamtenbewegung. Herausgegeben von Albert Falkenberg und 
Dr. Heinz Potthoff. Beiblatt zu der Zeitſchrift Arbeitsrecht. Stuttgart 
(J. Heß). Arbeitsrecht und Beamtenjahrbuch zuſammen jährlich 8 M. 

Während die bisherigen Zeitſchriften auf dem Gebiete des Arbeitsrechts (Ge⸗ 
werbe⸗ und Kaufmannsgericht, Soziale Praxis, Einigungsamt, Arbeiterrechtsbeilage 
des Korreſpondenzblattes der Generalkommiſſion der Gewerkſchaften Deutſchlands 
u. a.) vorwiegend praktiſche, zum Teil auch politiſche Ziele verfolgen, will die neue 
Zeitſchrift „Arbeitsrecht“, die ſeit Februar 1914 in Vierteljahresheften im Verlage 
von J. Heß in Stuttgart erſcheint, vor allem auch der wiſſenſchaftlichen Vertiefung 
und einer darauf gegründeten Fortbildung des Arbeitsrechts dienen. Das Arbeits- 
recht hat in unſerer Zeit eine gewaltige Bedeutung erlangt, gründet ſich doch die 
wirtſchaftliche Exiſtenz von mehr als zwei Dritteln des deutſchen Volkes auf Ar⸗ 
beitsverträge (Arbeiter, Angeſtellte, Beamte). Seine wiſſenſchaftliche Erſchließung 
hat aber mit ſeiner wirtſchaftlichen Bedeutung nicht gleichen Schritt gehalten. Erſt 
in neuerer Zeit hat man ſich ihm mehr zugewandt, und der Profeſſor Lotmar hat 
ihm in ſeinem großzügigen Werke „Der Arbeitsvertrag“ eine grundlegende Behand⸗ 
lung zuteil werden laſſen. Für die wiſſenſchaftliche Durchforſchung des Arbeits⸗ 
rechts ſoll nun die neue Zeitſchrift der Mittelpunkt werden, ſie wird aber auch die 
praktiſche Seite, die beteiligten Kreiſe über die Entwicklung des Arbeitsrechts in 
Geſetzgebung, Schrifttum und Rechtſprechung anfzuklären und über die Arbeits⸗ 
rechtsbewegung in den Organiſationen und über die Stellung der politiſchen Par⸗ 
teien zu Fragen des Arbeitsrechts auf dem Laufenden zu halten, nicht vernachläſ⸗ 

gen. So tritt ſie mit einem bedeutſamen und vielſeitigen Programm in die 
Oeffentlichkeit. Bei der Herausgabe wirken die hervorragendſten Juriſten und 
Sozialpolitiker Deutſchlands und des Auslandes mit z. B. der frühere preußiſche 
Handelsminiſter von Berlepſch, der frühere öſterreichiſche Juſtizminiſter Klein, Pro⸗ 
feſſor Lotmar, Profeſſor Roſin. 
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Als Beiblatt erſcheint das Beamtenjahrbuch, das fortlaufend wichtige Fragen 
des Beamtenrechts, namentlich auch im Zuſammenhang mit den vielerlei Problemen 
unſeres deutſchen Wirtſchaftslebens behandeln wird und ein ſozialer Mittler zwi⸗ 
ſchen Bürgertum und Beamtenſchaft werden will. Das erſte Heft enthält neben 
anderen folgende Aufſätze: Aufgaben der Beamtenbewegung im modernen Rechtsſtaat, 
die Reform des Diſziplinarrechts der Lehrer, das Staatsarbeiterrecht. Becker. 

49. Rumpf, Max (Prof. in Mannheim), Der Strafrichter. 
Bd. 1. Die tatſächlichen Feſtſtellungen und die Strafrechtstheorie. Bd. 2. 
Praktiſche Strafrechtsprobleme. Berlin (Heymann) 1913. Je 7 M. 

Es ſind neue Wege, die Rumpf hier beſchreitet. Aus der eigenen Praxis als 
Landrichter heraus iſt ihm die Idee gekommen, das richterliche Verfahren bei der 
Tatſachenfeſtſtellung zu ſtudieren. Sein wiſſenſchaftliches Können, das ihm den erſten 
Ruf an die Handelshochſchule in Mannheim brachte, hat ihn viel Intereſſantes zum 
Vorſchein bringen laſſen. An der Hand wirklicher, unmittelbar aus der Praxis eut⸗ 
nommener Fälle legt er im Wege pſychologiſch⸗juriſtiſcher Beſchreibung dar, was 
denn eigentlich im Strafrichter vorgeht bei der Sammlung und Würdigung des ge⸗ 
wonnenen Tatſachenmaterials. Als erſtes Ergebnis zeigt ſich ihm, daß die herrſchende 
Strafrechtstheorie die Begriffe des Verbrechens, der Handlung und der Urſache mangel⸗ 
haft erfaßt habe. Im Gegenſatz zu den reichlich theoretiſchen Ausführungen, mit 
denen dies zu begründen verſucht wird, behandelt der zweite Band wichtige Fragen 
der Strafrechtspraxis in leicht zu verſtehenden Gedankengängen. An Beiſpielen wird 
zunächſt gezeigt, wie die Strafrichter ſich durch die vom Reichsgericht gewieſene 
Praxis veranlaßt ſehen, ganz bedenkliche tatſächliche Feſtſtellungen zu treffen. Es 
ſind z. B. zwei Leute als Mittäter angeklagt, die natürlich leugnen. Hier bleibt es 
oft dunkel, ob Mittäterſchaft oder Beihilfe vorliegt. Das Gericht hilft ſich mit der 
Feſtſtellung, daß ſie nur Gehilfen ſeien. Aehnlich ſteht es bei Zweifeln über Vor⸗ 
ſatz oder Fahrläſſigkeit, über Diebſtahl oder Hehlerei. In geradezu glänzender Weiſe 
zeigt Rumpf hier den einzig richtigen Ausweg: Eine über die Praxis des Reichs⸗ 
gerichts hinausgehende, vom Geſetz nicht verbotene Zulaſſung alternativer Feſtſtellungen 
mit Verurteilung nach dem milderen Strafgeſetz. Weiſt er hier dem Reichsgericht 
eine Säumnis nach, ſo auf einem andern Gebiete eine zu poſitive Ausprägung des 
in der Praxis wichtigen Begriffes vom fortgeſetzten Verbrechen. Der Einheitsvorſatz, 
den das Reichsgericht verlangt, widerſpricht tatſächlich aller pſychologiſchen Erfahrung. 
Er iſt wohl denkbar, kommt aber ſelten vor. Die Praxis ſtellt ihn aber notgedrungen 
feſt, auch wenn der Einzelfall nicht ſo liegt. Schließlich unterzieht er die Praxis 
des Reichsgerichts zu der Frage: ne bis in idem einer Kritik und zeigt, wie das 
höchſte Gericht dadurch, daß es ganz äußerlich die Identität der Tat in Anlehnung 
an § 263 StPO. beftimmt, zu ganz erſtaunlichen Freiſprechungen gekommen iſt. 
Auch hier knüpft er an Fälle an, die er aus den Akten in ausführlicher Weiſe mit⸗ 
teilt. Es iſt ein Genuß für jeden Praktiker, ſeinen Ausführungen zu folgen. Es 
iſt ein ideales Streben nach Wahrheit, das ihn beherrſcht. Er ſucht nach einem 
Ausgleich zwiſchen dem Willen des Staates, den Schuldigen zur Strafe zu ziehen, 
und dem Intereſſe des Bürgers an Schutz gegen Beamtenwillkür. Die Stellung 
des Richters zum Geſetz und ſeinen Lücken wird auf dem Gebiete des Strafrechts 
erörtert und die Forderung geſtellt, dem Strafrichter auch die analoge Anwendung 
des Strafgeſetzes freizugeben. Soweit die erörterten Fragen aktuelle Bedeutung für 
die Geſetzgebung haben, werden ſchließlich praktiſche Vorſchläge gemacht. Das Buch 
iſt unter den Schriften des Vereins Recht und Wirtſchaft erſchienen und paßt zu 
deſſen Programm. Es ſchärft den Blick für die Wirklichkeiten des Lebens und es 
trägt zu einer inneren Feſtigung des Richtertums bei. 
| 50. Staudingers Kommentar zum Bürgerlichen Gefeg bude. 
8. Aufl. Bd. WErbrecht. München (Schweitzer) 1914. 23 M., geb. 5,50 M. 

Mit der ſoeben erſchienenen Lieferung 11 iſt auch der fünfte Band des großen 
Kommentars fertig geworden, den wieder Rechtsanwalt Dr. Herzfelder in München 
bearbeitet hat. Der Ausbau beſchränkt ſich hier in der Verarbeitung des in Literatur 
und Rechtſprechung ſeit der letzten Auflage neu hervorgetretenen Materials. Daß es 
ſich dabei um keine Kleinigkeit handelt, zeigt die Vermehrung des Buches um einige 
Bogen. Auch dieſem Bande merkt man das Streben an, womöglich allen Anſprüchen 
zu genügen und auf der einmal eingenommenen Höhe zu bleiben. Samwer. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Rechtsfällen. 


Die Haft gegen Landtagsabgeorduete ). 
Von Amtsrichter Hahmann⸗ München. 


Ende März 1914 wurde zu einer Zeit, wo das Plenum der 
bayeriſchen Kammer der Abgeordneten zu ſeinen Beratungen ver⸗ 
ſammelt war, ein Mitglied dieſer Kammer in Baden auf Betreiben 
und auf Anordnung dortiger Behörden durch badiſche Beamte wegen 
Betrugs in Unterſuchungshaft genommen. 

Ueber die Zuläſſigkeit dieſer Haft kam es auch unter den perſönlich 
nicht beteiligten Juriſten und Politikern zu Meinungsäußerungen, die 
ſogar innerhalb der einzelnen fachlichen Gruppen im Kernpunkte weit 
auseinander gingen. 

Es iſt deshalb ein zeitgemäßes Beginnen, ſich über den dies⸗ 
bezüglichen Rechtszuſtand und deſſen Tragweite in den wichtigſten 
Bundesſtaaten in und um Thüringen zu unterrichten. 

Dieſer Zuſtand betrifft die außerberufliche Immunität der Ab⸗ 
geordneten im Gegenſatze zu deren im § 11 StGB. geregelten bee 
ruflichen Immunität. Sie iſt überall im Reiche verſchieden, je nach⸗ 
dem es ſich um die Unterſuchungs⸗, die Strafe, die Zivilhaft oder 
um die Haft aus einer Ungebührſtrafe handelt. 


I. Die Unterſuchungshaft. 
1. 
Sie iſt nun in der Reichsſtrafprozeßordnung für alle deutſchen 
Bundesſtaaten gleichmäßig geregelt. In dieſen Strafprozeßregeln iſt 


1) Der Verfaſſer hat die textlichen Ausführungen hierüber am 17. April 1914 
und die Anmerkungen am 18. Mai 1914 abgeſchloſſen. D. R. 
Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 11 
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von Reichs wegen den Abgeordneten des Landtags eines zum Reiche 
gehörenden Bundesſtaates kein Vorrecht, insbeſondere nicht das der 
Befreiung von der Unterſuchungshaft eingeräumt. 

2. 

Dagegen enthalten die meiſten Landesverfaſſungen der Glied⸗ 
ſtaaten Ausnahmevorſchriften hierüber. 

a) Im Königreiche Preußen kann während der Sitzungsperiode 
ſeiner Kammern kein Mitglied derſelben ohne Genehmigung der be⸗ 
treffenden Kammer wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung ver⸗ 
haftet werden, außer wenn er bei Ausübung der Tat oder im Laufe 
des nächſtfolgenden Tages nach derſelben ergriffen wird; aber auch 
jede hiernach zuläſſige Unterſuchungshaft muß für die Dauer der 
Sitzungsperiode aufgehoben werden, wenn die betreffende Kammer 
es verlangt 2). 

Dieſe Regelung iſt das Vorbild geworden für den faſt wörtlich 
damit übereinſtimmenden Art. 31 der RV., der die außerberufliche 
Immunität der Reichstagsabgeordneten regelt. Nach dem Wortlaute 
dieſer Beſtimmungen gilt das Vorrecht der Abgeordneten nur für die 
Zeit, während welcher der Landtag wirklich verſammelt iſt; nur 
dann können ſich Sitzungen zu einer Kette, einer Periode, aneinander⸗ 
reihen, auf deren Dauer die Haftfreiheit der Abgeordneten beſchränkt 
iſt. Die preußiſche Praxis geht freilich, einer Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts folgend), über den Wortlaut des Geſetzes hinaus und läßt 
jenes Vorrecht auch für die Zeit der Vertagung oder des Sichvertagens 
der Kammer gelten“). Sie vermengt aber dabei die zwei grundver- 
ſchiedenen Begriffe der Sitzungsperiode und der Seſſion, von denen 
erſtere in der Regel nur ein Teil der letzteren iſt und mit dieſer nur 
ausnahmsweiſe im Falle einer durch Vertagungen nicht unterbrochenen 
Dauerverhandlung zeitlich zuſammenfällt. Auch der Perſon der Be⸗ 
günſtigten nach werden in Preußen jene Vorſchriften über ihren 
Wortlaut hinaus dahin ausgelegt, daß dieſe Art von Immunität 
auch den Mitgliedern von Kammerkommiſſionen aller Art zukommt, 
ſelbſt wenn dieſe außerhalb des Parlamentsgebäudes oder zur Zeit 
einer Vertagung der Kammer zuſammengetreten find). Dieſe Aus⸗ 
legung kommt zum Teile dem noch zu erwähnenden verfaſſungs⸗ 


2) Art. 84 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Jan. 1850. 

3) RGSt. 22, 379. | 

4) Dr. Arndt, Die Verfaſſungsurkunde für den preußiſchen Staat (6) Art. 84 
Anm. 2. 
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mäßig umſchriebenen Rechtszuſtand in Bayern und Württemberg nahe. 
Die Notwendigkeit der Einwilligung der Kammer entfällt in Preußen 
bei einer auf friſcher Tat oder im Laufe des darauffolgenden Tages 
erfolgenden Verhaftung, dann aber gänzlich, denn das Geſetz ſpricht 
nicht einmal von einer nachträglichen Genehmigung der Kammer zu 
einer ſolchen Verhaftung, ſondern gibt dem Landtag für dieſen Fall 
nur das Recht, die Aufhebung der Haft für die Dauer der Sitzungs⸗ 
periode zu verlangen. 

b) Im Königreiche Bayern darf während der Verſammlung 
des Landtags in ordentlicher oder außerordentlicher Tagung ohne 
Einwilligung der betreffenden Kammer gegen ein Mitglied des Land⸗ 
tags eine Unterſuchungshaft nicht vollzogen werden. Ausgenommen 
ſind nur die Fälle, daß das Mitglied des Landtags bei Beginn der 
Tagung ſchon verhaftet war oder bei Ausübung der Tat oder doch 
im Laufe des nächſtfolgenden Tags ergriffen wird; in dieſen Fällen muß 
aber auf Verlangen der Kammer für die Dauer der Tagung die 
Unterbrechung der Haft herbeigeführt werden. Alle dieſe Vorrechte 
ſind ausdrücklich auch den Mitgliedern eines bei nicht verſammeltem 
Landtag einberufenen beſonderen Ausſchuſſes für die Dauer ſeiner 
Tagung zugeſtanden, während der der Ausſchuß die erforderliche 
Einwilligung zu geben oder das nötig erſcheinende Verlangen zu 
ſtellen hat 5). 

Hier iſt dank der klaren Wortfaſſung jeder Zweifel darüber 
ausgeſchloſſen, daß die Vorrechte den Abgeordneten über die Dauer 
der wirklichen Verſammlung des Landtags oder ſeiner Ausſchüſſe hin⸗ 
aus nicht zugeſtanden ſind, daß ſie alſo nicht auch für die Zeit der 
Vertagung gelten ). Die jetzige Regelung geht auf eine erſt 1908 
vorgenommene Geſetzesänderung zurück. Nach der Verfaſſung von 
1818 war nämlich einem Kommiſſionsmitglied als ſolchem die Haft- 
freiheit weder ausdrücklich im Geſetze noch durch die Geſetzesauslegung 
zugeſtanden worden; ein Mitglied der Ständeverſammlung konnte ohne 
deren Einwilligung nur im Falle „der Ergreifung auf friſcher Tat 
bey begangenem Verbrechen“ verhaftet werden; auf den der Tat 
nachfolgenden Tag dagegen war dieſes Recht nicht erſtreckt; in keinem 
Falle hatte der Landtag ein Recht auf Unterbrechung der Haft für die 
Dauer ſeiner Sitzungen. 


5) Titel VII § 26 der Verfaſſungsurkunde vom 26. Mai 1818 i. d. F. vom 
6. Juli 1908. 
6) Ebenſo BayObs SSt. 13, 288. Anderer Meinung Schiedermair, Die 
ſtrafrechtlichen Nebengeſetze Bayerns, 57, Anm. 2. 
11* 
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c) Eine ähnliche Neuerung für die Kommiffiondmitglieder feiner 
Ständeverſammlung hat das Königreich Württemberg 1906 
eingeführt?). Dort kann nun kein Mitglied der Ständeverſammlung 
oder der während der Vertagung derſelben zuſammentretenden ſtändi⸗ 
ſchen Kommiſſionen während der Dauer der Sitzungsperiode ohne 
Genehmigung der betreffenden Kammer oder Kommiſſion wegen einer 
mit Strafe bedrohten Handlung verhaftet werden, außer wenn es bei 
Verübung der Tat oder im Laufe des nächſtfolgenden Tags ergriffen 
wird; auf Verlangen der Kammer oder ihrer Ausſchüſſe muß aber 
jede Unterſuchungshaft für die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben 
werden 8), 

Abgeſehen von der ausdrücklichen Erſtreckung des Vorrechts auch 
auf Mitglieder ſtändiſcher Kommiſſionen als ſolche, iſt die Regelung 
der außerberuflichen Immunität der Abgeordneten in Württemberg 
die gleiche wie im Reiche und in Preußen. 

d) Das Königreich Sachſen hat den Abgeordneten zu ſeinen 
Ständen die Unverletzlichkeit ihrer Perſon während der Dauer des 
Landtags verfaſſungsmäßig garantiert; daher kann kein Mitglied der 
Ständeverſammlung während deren Dauer ohne ausdrückliche Ge⸗ 
nehmigung der Kammer verhaftet werden außer im Falle der Er⸗ 
greifung auf friſcher Tat „bei einem begangenen peinlichen Verbrechen“ ). 

Zeitlich iſt alſo die außerberufliche Immunität der ſächſiſchen Ab⸗ 
geordneten unzweifelhaft auch auf die Zeit der Vertagung des Land⸗ 
tags erſtreckt. Die Verhaftung eines Abgeordneten aus Anlaß der 
Ergreifung auf friſcher Tat iſt aber nicht allgemein, ſondern nur bei 
Verbrechen erlaubt. Ein Recht auf Unterbrechung einer vor Eröffnung 
der Kammer gegen einen Abgeordneten verhängten Haft oder der nach 
jenem Zeitpunkt in zuläſſiger Weiſe ohne Zuſtimmung der Kammer 
vollzogenen Unterſuchungshaft haben die ſächſiſchen Stände nicht. 

e) Im Großherzogtum Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach dürfen 
Abgeordnete des Landtags während deſſen Verſammlung und bis 
acht Tage nach dem Schluſſe oder nach der Vertagung des Landtags 
ohne Zuſtimmung des letzteren nicht verhaftet werden mit alleiniger 
Ausnahme der Ergreifung auf friſcher Tat; in dieſem Falle muß 
dem Landtage von der getroffenen Maßnahme ſofort Kenntnis ge⸗ 


7) Art. 27 des Verfaſſungsgeſetzes vom 16. Juli 1906 betreffend die Aende⸗ 
rung der Verfaſſungsurkunde. 

8) Artt. 8, 9 des Verfaſſungsgeſetzes vom 23. Juni 1874 betreffend die Aen⸗ 
derung der (Artt. 184, 185 der) Verfaſſungsurkunde von 1819. 

9) Art. 84 der Verfaſſungsurkunde vom 4. Sept. 1831. 
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geben werden und es ſteht ihm dann — ebenſo wie in Betreff 
einer Verhaftung, welche über einen Abgeordneten zur Zeit der Er⸗ 
öffnung des Landtags bereits verhängt geweſen iſt oder während 
einer Vertagung verhängt wird — das Recht zu, die Aufhebung der 
Haft zu verlangen 10). 

Auch bei dieſer Regelung iſt dem Abgeordneten die außerberuf⸗ 
liche Immunität für die Zeit der Vertagung des Landtags nicht ge⸗ 
währt. Neuartig iſt aber die Erſtreckung der Haftfreiheit des Abge⸗ 
ordneten auf eine gewiſſe Zeit nach dem Schluſſe oder der Ver⸗ 
tagung des Landtags; ſie war allerdings auch ſchon einmal im Her⸗ 
zogtum Sachſen⸗Altenburg Rechtens geweſen. 

f) Von den vier ſächſiſchen Herzogtümern hat das der Einwohner⸗ 
zahl nach größte, Anhalt, und das der Einwohnerzahl wie dem 
Flächeninhalte nach kleinſte (Sachſen⸗Altenburg) für die Abgeordneten 
ſeines Landtags keinen verfaſſungsmäßigen Schutz gegen die Unter⸗ 
ſuchungsbaft vorgeſehen. 

g) Im Herzogtum Sachſen⸗ Altenburg durfte zwar nach 
dem Geſetze vom 23. November 1848 kein Landtagsabgeordneter drei 
Tage vor Beginn der landſchaftlichen Diät, während der Dauer und 
drei Tage nach Beendigung derſelben ohne Genehmigung der Land- 
ſchaft verhaftet werden, außer wenn er bei Ausübung eines Kri⸗ 
minalverbrechens auf friſcher Tat ergriffen worden war; auch mußte 
jede Haft gegen ein Mitglied der Landſchaft ſofort der verſammelten 
Landſchaft angezeigt und auf deren Verlangen für die Dauer der 
Sitzungen unterbrochen werden, ſelbſt wenn die Haft vor dem erſten 
der (chon erwähnten Zeitpunkte eingetreten war 1). Dieſes Grund⸗ 
geſetz iſt aber durch das Geſetz vom 27. Februar 1854 ausdrücklich 
aufgehoben und ein neues Landesgeſetz mit einer in der Richtung 
de? alten ſich bewegenden Tendenz iſt bis jetzt in Sachſen⸗Altenburg 
noch nicht wieder erlaſſen worden 12), obwohl § 6 Abſ. II Nr. 1 des 
EGzStqO. den einzelnen Bundesſtaaten die Möglichkeit hierzu offen 
gelaſſen hat und neuerdings auch Bayern und Württemberg von 
dieſer Möglichkeit Gebrauch gemacht haben. 


10) 5 18 des revidierten Grundgeſetzes vom 15. Okt. 1850. 

11) § 1 des Grundgeſetzes vom 23. Nov. 1848. 

12) Ebenſo Dr. Häſſelbarth, Das Staats- und Verwaltungsrecht des 
Herzogtums Sachſen⸗Altenburg 37. Anderer Meinung (wohl nur verſehentlich) 
Dr. Fuld, Die Immunität der Mitglieder geſetzgebender Verſammlungen, ArchOeffR. 
4, 366; Dr. Sontag, Der beſondere Schutz der Mitglieder des Deutſchen 
Reichstags und der Deutſchen Landtage gegen die Strafverfolgung und Verhaftung 71. 
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h) Nach dem Staatsgrundgeſetze des Herzogtums Sachſen⸗ 
Meiningen kann dort der Lauf der Juſtiz gegen die Deputierten 
zwar nicht gehemmt werden; ſie ſollen aber während ihrer Anweſen⸗ 
heit am Landtag in bürgerlichen Rechtsſachen und in Polizeiſachen 
nicht mit Haft belegt werden 15). 

Dieſe Begünſtigung der Abgeordneten gilt nur für die Dauer 
der Sitzungen des Landtags und iſt nur den wirklich dabei Anweſenden 
für die Dauer ihrer Anweſenheit zugeſtanden. Fuld 10 nennt das eine 
wünſchenswerte Beſchränkung, weil die Immunität nur zum Zwecke 
der Ermöglichung der Teilnahme an den Arbeiten der Volksvertretung 
gewährt und deshalb den nicht daran teilnehmenden Abgeordneten ver⸗ 
weigert werden ſollte. Jene Haftfreiheit verſagt aber gegenüber den 
eigentlichen Kriminalſachen, weil ſie verfaſſungsmäßig auf die bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten, die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Poli⸗ 
zeiſachen beſchränkt iſt. Aber auch inſoweit iſt dem Landtage kein 
Recht eingeräumt, die Einſtellung der Unterſuchungshaft für die Dauer 
der Sitzungsperiode herbeizuführen. 

i) Im Herzogtum Sachſen⸗Coburg⸗-Gotha darf kein Ab⸗ 
geordneter während der Verſammlung des Landtags ohne deſſen Zu⸗ 
ſtimmung verhaftet werden, den Fall der Ergreifung auf friſcher Tat 
wegen Verbrechens ausgenommen; in Fällen der letzteren Art iſt aber 
dem Landtage ſofort Anzeige von der erfolgten Verhaftung zu 
machen 15). | 

Diele Haftfreiheit gilt nicht auch für die Zeit der Vertagung des 
coburgiſchen Landtags, weil ſie für ſich die Verſammlung des Landtags 
vorausſetzt. Die ausnahmsweiſe auch ohne Genehmigung des Land- 
tags erlaubte Verhaftung kann nur bei Verbrechen im Sinne des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs Platz greifen. Ein Recht, die Aufhebung einer 
zuläſſigen Haft für die Dauer ſeiner Verſammlung zu verlangen, hat 
der Landtag nicht; auch die Pflicht zu der dem Landtage zu er- 
ſtattenden ſofortigen Anzeige über eine auf friſcher Tat bei Ver⸗ 
brechen erfolgte Verhaftung löſt jenes Recht für den Landtag nicht 
aus, iſt vielmehr nur ein Höflichkeitsakt vor dieſem. 

k) Von den vier zu Thüringen gehörenden Fürſtentümern haben 
die zwei räumlich größten und der Einwohnerzahl nach an zweiter 
und dritter Stelle ſtehenden Fürſtentümer Schwarzburg-Rudol⸗ 


13) § 100 der Verfaſſung vom 23. Aug. 1829. 
14) a. a. O. 365 gegen Sontag 77. 
15) § 85 des Grundgeſetzes vom 3. Mai 1852. 
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ſtadt und Schwarzburg⸗Sonders hauſen für die Abgeord⸗ 
neten ihrer Ständeverſammlungen landesrechtlich überhaupt keine 
Garantien gegen die Verhaftung geſchaffen, nicht einmal für die Dauer 
der Seſſion oder doch der Sitzungsperiode des Landtags. 

) Im Fürſtentum Reuß älterer Linie find aber die Ab⸗ 
geordneten des Landtags während der Dauer desſelben verfaſſungs⸗ 
mäßig für perſönlich unverletzlich erklärt worden; ſie können deshalb 
außer dem Falle der Ergreifung auf friſcher Tat bei ſtrafrechtlichen 
Vergehen ohne Zuſtimmung des Landtags nicht verhaftet werden 19) 

Dieſes Vorrecht iſt den Abgeordneten auf die Dauer der Seſſion, 
alſo auch für die Zeit der Vertagungen des Landtags gewährt. Die 
Verhaftung im Falle der Ergreifung auf friſcher Tat iſt zwar nach 
dem Wortlaute des Geſetzes nur auf ſtrafrechtliche Vergehen beſchränkt, 
man iff und war ſich aber {chon immer im Fürſtentum darüber 
einig, daß dieſer im Sinne des Reichsſtrafgeſetzbuchs engere Begriff des 
Vergehens hier die allgemeine Bedeutung einer ſtrafbaren Handlung 
überhaupt batt"). Ein Recht, die Einſtellung der Unterſuchungs⸗ 
haft für die Dauer des Landtags zu verlangen, hat dieſer im Fürſten⸗ 
tum Reuß älterer Linie nicht. & 

m) Auch die Verfaſſung des Fürſtentums Reuß jüngerer Linie 
verbietet, Mitglieder des Landtags ohne deſſen Zuſtimmung während der 
Sitzungsperiode wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung zu ver⸗ 
haften, erlaubt das aber wieder für den Fall der Ergreifung des Abge⸗ 
ordneten bei Ausübung der Tat oder im Laufe des nächſtfolgenden Tages 18), 

Abgeſehen davon, daß hier dem Landtage nicht das Recht ein⸗ 
geräumt iſt, die Unterbrechung einer zuläſſigen Haft für die Dauer 
ſeiner Sitzungsperiode zu verlangen, iſt der Rechtszuſtand in Reuß 
jüngerer Linie der gleiche wie in Preußen, ſo daß auch hier die dort 
gebrachten Ausführungen angemerkt werden können. 


3 


So haben alſo gewiſſe Bundesſtaaten zugunſten ihrer Land⸗ 
tagsabgeordneten in ihren Verfaſſungen ein ſtrafprozeſſuales Rechts⸗ 
verhältnis beſonderer Art geſchaffen. 

Dieſe Verfaſſungsgeſetze find Landesrecht; fie gelten deshalb nur 
innerhalb der Grenzen des ſie erlaſſenden Staates und nur für deſſen 
Behörden. 


16) Art. 65 der Verfaſſung vom 28. März 1867. 
17) Fuld 368. 
18) § 94 des revidierten Grundgeſetzes vom 14. April 1852. 


i AGB se 


Ihr Geltungsbereich wurde nicht erweitert durch die Vorſchrift 
des § 6 Abſ. II Nr. 1 CG. z. StPO, wonach die landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen über die Vorausſetzungen, unter welchen gegen Mit⸗ 
glieder einer geſetzgebenden Verſammlung während der Dauer einet 
Sitzungsperiode eine Strafverfolgung und damit eine Unterſuchungs⸗ 
haft eingeleitet und fortgeſetzt werden kann, vom Reichsrecht unberührt 
bleiben. Denn nach dem Wortlaute dieſer Beſtimmung ſollten die 
dort erwähnten landesrechtlichen Vorſchriften auch in Zukunft unberührt 
das bleiben, was ſie bis dahin geweſen waren: gültiges Landesrecht 
im Bereich und für die Behörden des betreffenden Bundesſtaats 19), 
Daß es auch gar nicht im Sinne des Reichsgeſetzgebers gelegen war, 
die landesrechtlichen Vorſchriften der hier fraglichen Art in ſolche des 
alle Bundesſtaaten zur Beobachtung verpflichtenden Reichsrechts um⸗ 
zuwandeln, geht daraus hervor, daß jener Vorbehalt nicht in die aus⸗ 
nahmsklos für alle Gliedſtaaten geltende Reichsſtrafprozeßordnung ſelbſt, 
ſondern nur in das Einführungsgeſetz hierzu aufgenommen wurde. 

Strafprozeſſuale Gründe ſtehen deshalb der Verhaftung eines 
in der Verfaſſung ſeines Heimatſtaates begünſtigten Landtagsabgeord- 
neten durch die Behörden eines anderen Bundesſtaates in deſſen Ge⸗ 
biet nicht entgegen. 

Die Bindung der Behörden eines Gliedſtaates durch die Im⸗ 
munitätsvorſchriften eines fremden Bundesſtaates wurde aber doch 
von manchen Schriftſtellern, beſonders von Gareis und von Krie s 1), 
bejaht und verſchieden begründet. 

Aus Art. 3 Abſ. I RV. kann aber dieſe Begründung nicht her⸗ 
geleitet werden. Danach muß zwar der Angehörige eines jeden Bundes⸗ 


19) Ebenſo Fuld S. 371—376; Dr. Weismann, Die ſtrafprozeſſuale 
Privilegierung geſetzgebender Verſammlungen ZStW. 9 S. 398— 401; Sontag, 
S. 78—88; Dr. Zeller, Die Immunität der Landtagsabgeordneten nach der 
Großh. Heſſiſchen Verfaſſungsurkunde, ArchOeffR. 11, 443; Stenglein, StPO. (3) 
§ 6 EG. Anm. 3; Schiedermair S. 59 Anm. 9; Löwe⸗ Hellweg, StPO. (13) 
§ 6 EG. Anm. 7. 

Anderer Meinung Dr. Gareis, Die ſtrafprozeſſuale Privilegierung von 
Mitgliedern einer geſetzgebeuden Verſammlung 3StW. 7 S. 635— 641; von Kries 
Das perſönliche Herrſchaftsgebiet der Strafprozeßgeſetze Arch OeffR. 5 S. 171, 172. 

Das mit der Haftbeſchwerde des bayeriſchen Abgeordneten befaßte Landgericht 
hatte die Haft aus Zweifeln an der Schuld des Feſtgehaltenen aufgehoben. Das 
Oberlandesgericht Karlsruhe verwarf die ſtaatsanwaltſchaftliche Beſchwerde hiergegen 
Anfangs Mai 1914 und fügte nach Blättermeldungen bei, wegen des Mangels 
eines Reichsgeſetzes über die außerberufliche Immunität von Landtagsabgeordneten 
ſei in Baden ſowohl das Strafverfahren wie der Haftbefehl und die Verhaftung 
des bayriſchen Abgeordneten zuläſſig geweſen. 
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ſtaats in jedem anderen Bundesſtaate zum Genuß aller bürgerlichen 
Rechte unter denſelben Vorausſetzungen wie der Einheimiſche zugelaſſen 
und auch in betreff der Rechtsverfolgung und des Rechtsſchutzes dem⸗ 
ſelben gleich behandelt werden. Allein bei der landesrechtlich garantierten 
Immunität der Landtagsabgeordneten handelt es ſich um ein der 
Kammer als ſolcher gewährtes, dem Verzichte des Abgeordneten über⸗ 
hobenes Vorrecht, alſo nicht um ein perſönliches, bürgerliches Recht 
des Abgeordneten 2). Aber auch abgeſehen davon, müßte dieſer auch 
Mitglied des Landtags des fremden Bundesſtaats ſein, um auch dort 
die Rechte aus der außerberuflichen Immunität von Abgeordneten 
fordern zu können, weil er als Landesfremder ja nur unter denſelben 
Vorausſetzungen wie der Einheimiſche jenes Vorrecht in Anſpruch 
nehmen könnte 2). 

Die verſchiedenen Verſuche, mit Rechtsvergleichungen aus dem 
Privatrechte die Geltung der landesrechtlichen Immunität auch vor 
den Behörden anderer Bundesſtaaten zu beweiſen, konnten mit der 
zutreffenden Bemerkung zurückgewieſen werden, daß aus der Richtig⸗ 
keit einer Anſicht im Privatrechte noch nicht deren Richtigkeit auch 
für das öffentliche Recht folgt 22). 

Mit einem beſonders beſtechenden Scheine von Recht konnten ſich 
aber die Vertreter der anderen Meinung darauf berufen, daß der 
Reichsgeſetzgeber ſelbſt im § 11 StGB. die Immunität der Abgeord⸗ 
neten der Einzellandtage für das ganze Reich anerkannt habe, und 
daß es deshalb eine unerklärbare Sinnwidrigkeit ſei, wenn der ſelbe 
Geſetzgeber nicht auch die Kehrſeite des Immunitätsbegriffes, die landes⸗ 
rechtlich begründete Haftfreiheit der Landtagsabgeordneten, für das 
Gebiet des ganzen Reichs gelten laſſen könne. Dabei wird aber über⸗ 
ſehen, daß § 11 a. a. O. nur die berufliche Immunität betrifft, während 
die landesrechtlichen Vorſchriften darüber hinaus noch eine außerberufliche 
Immunität ſicherſtellen wollen 22). Außerdem kann eine geſetzespolitiſche 
Erwägung, wie die hier fragliche, zwar für die Zweckmäßigkeit des 
erſt noch zu beweiſenden anderen Rechtszuſtands, nicht aber wider 
die beſtehende gegenteilige Regelung ſprechen 24). 


20) von Seydel⸗Piloty, Bayerifches Staatsrecht (3) 1, 221 § 48. 

21) Menner, Die Rechtslage für die Abgeordnetenimmunität. Bay. Staats⸗ 
zeitung 1914 No. 73 S. 2 Sp. 2. 

22) Fuld 373. 

23) Menner, a. a. O. Nr. 74 S. 2 Sp. 2. 

24) Fuld 373, 


— 170 — 


Auch aus den §§ 106, 339 StGB. können die fehlenden Gründe 
nicht hergeleitet werden. Dort wird zwar der Beamte mit Strafe 
bedroht, der mit Gewalt oder durch Mißbrauch feiner Amtsgewalt 
ein Mitglied der geſetzgebenden Verſammlung eines Bundesſtaats vere 
hindert, ſich an den Ort der Verſammlung behufs Teilnahme an deren 
Tätigkeit zu begeben. Wenn nun auch ſonſt alle Vorausſetzungen 
für die Anwendung dieſer Beſtimmungen erfüllt wären, ſo wird doch 
die Behörde eines Bundesſtaats für die in dieſem erfolgte Verhaftung 
des Landtagsabgeordneten eines fremden Bundesſtaats einer ſtrafrecht⸗ 
lichen Verfolgung um deswillen nicht ausgeſetzt werden können, weil 
ſie nach dem Geſagten ſich bei der Verhaftung keiner rechtswidrigen 
Gewaltanwendung oder eines Amtsmißbrauchs ſchuldig macht, ſondern 
ihr Vorgehen mit dem Reichsrechte genügend begründen kann 25). 

Die landesrechtlichen Vorſchriften über die Immunität von Land⸗ 
tagsabgeordneten haben alſo nur für denjenigen Bundesſtaat Geltung, 
für welchen ſie erlaſſen ſind, da etwas Entgegenſtehendes reichsgeſetz⸗ 
lich nicht ausgeſprochen iſt. 


4. 


Der Gegenſatz zwiſchen der für das ganze Deutſche Reich gültigen 
Regelung der beruflichen Immunität durch das Strafgeſetzbuch und 
der nur für den Bereich des betreffenden Bundesſtaats wirkſamen 
Regelung der außerberuflichen Immunität der Landtagsabgeordneten 
kann zu geradezu unerträglichen Zuſtänden dann führen, wenn ein 
bundesſtaatlicher Abgeordneter auf der Reiſe zu den Verſammlungen 
feiner Kammer wegen der geographiſchen Lage oder der Verkehrs⸗ 
verhältniſſe ſeines zufälligen Aufenthaltsorts oder gar ſeines ſtändigen 
Wohnſitzes erſt das Gebiet fremder Bundesſtaaten zu paſſieren gee 
zwungen tt. Hierauf wies zuerſt Ful d 26) mit Recht hin. 

Der Reichstagsabgeordnete Dr. Müller-Meiningen hat dar⸗ 
aufhin im Reichstage bereits angeregt, der Reichskanzler möge mit 
den einzelnen Regierungen in Verhandlungen über die Anerkennung 
der Immunität der Mitglieder der einzelnen Landesvertretungen in 
ſämtlichen Bundesſtaaten eintreten 27), 


25) Oppenhoff⸗Delius, StGB. (14) § 339 Anm. 3, 6. 

26) a. a. O. S. 375. 

27) Die Antwort der Reichsregierung auf dieſe Anregung iſt anfangs Mai 
1914 erfolgt: Die Klarſtellung der Frage, ob die Immunität der Mitglieder der 
einzelnen Landesvertretungen (abgeſehen vom Falle des § 11 StGB.) in ſämtlichen 
Bundesſtaaten anzuerkennen ſei, würde hiernach nur im Wege der Reichsgeſetzgebung 
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Die Aenderung der Reichsſtrafprozeßordnung könnte das Ergeb- 
nis ſolcher Verhandlungen ſein, indem die außerberufliche Immunität 
für das ganze Reich in der Strafprozeßordnung neugeregelt, nicht 
mehr bloß in dem Einführungsgeſetze hierzu für das Landesrecht vor⸗ 
behalten würde, die berufliche Immunität aber für den gleichen 
Geltungsbereich im Reichsſtrafgeſetzbuche geregelt bliebe. Gegen eine 
ſolche erhebliche Ausdehnung der Abgeordnetenimmunität für das ganze 
Reich wird aber die Erwägung ſprechen, daß ſchon bei der Schaffung 
des Reichsſtrafrechts lediglich der Schutz gewährt werden wollte, der 
im Intereſſe des Anſehens der Landes vertretungen und der Förderung 
ihrer Arbeit gerade nötig war, daß dazu damals ſchon die berufliche 
Immunität auszureichen ſchien, und daß ſeitdem eine weitere Aus⸗ 
dehnung der Abgeordnetenimmunität von der Rechtswiſſenſchaft und 
der Politik nicht immer gebilligt wurde 2). 

Es ließe ſich aber noch ein anderer Weg zur Beſſerung denken. 
Wenn und ſolange das Reich eine Materie überhaupt nicht oder nicht 
in erſchöpfender Weiſe geregelt hat, dauert die Autonomie der Einzel⸗ 
ſtaaten zur Erſetzung oder Ergänzung der Reichsgeſetzgebung fort. 
In demſelben Umfange dauert auch die Zuſtändigkeit der Gliedſtaaten 
zum Abſchluſſe von Staatsverträgen fort, und dieſes Vertragsrecht 
der Einzelſtaaten beſteht auch gegenüber den anderen Staaten des 
Bundes 2). Die Frage der außerberuflichen Immunität der Abge⸗ 
ordneten iſt vom Reiche nicht geregelt; ſie iſt vielmehr im Reichs⸗ 
recht ausdrücklich der Regelung durch das Landesrecht überlaſſen. 
Deshalb könnten auch die einzelnen Bundesſtaaten unter ſich durch 
Staatsverträge in gültiger Weiſe die Anerkennung der außerberuflichen 
Immunität der Abgeordneten des einen Gliedſtaats in einem anderen 
vereinbaren. 


II. Die Strafhaft. 


Die Bedingungen für die Strafvollſtreckung find in den §§ 481 
bis 495 StPO. erſchöpfend geregelt. Dabei ijt im Reichsrecht eine 
beſondere Behandlung der Abgeordneten zu den Einzellandtagen oder 


unter entſprechender Abänderung des § 6 Abſ. II Nr. 1 EG. z. StPO. herbei⸗ 
geführt werden können; eine Aenderung dieſer Vorſchrift ſei aber während der Ver⸗ 
handlungen über die Reform des Strafprozeßrechts von keiner Seite angeregt wor⸗ 
den; die Frage werde auch nur im Rahmen der künftigen Reform des Strafprozeſſes 
gelöſt werden können. 

28) Fuld 375. 

29) Seydel⸗Piloty 2, 629 § 308; Laband, Das Staatsrecht des Deut⸗ 
ſchen Reiches (5) 2, 167 § 63. 


— 172 — 


auch nur ein Recht der letzteren zur Zuſtimmung bei der Vollſtreckung 
einer Strafe gegen eines ihrer Mitglieder nicht vorgeſehen. Es iſt 
darin auch kein Vorbehalt zugunſten weitergehender landesrechtlicher 
Beſtimmungen gemacht, denn § 6 Abſ. II Nr. 1 CG. z. StPO. 
läßt eine Ausnahmeſtellung der Landtagsabgeordneten nur für die 
Einleitung oder Fortſetzung einer Strafverfolgung zu. Ebenſo gelten 
die erwähnten Strafprozeßregeln der Landesverfaſſungen ihrem Wort⸗ 
laute nach ſelbſt in ihrem beſonderen Staatsgebiete nur für die Ver⸗ 
folgung und Aburteilung einer mit Strafe bedrohten Handlung. 
Sie beziehen ſich alſo nicht mehr auf das Ergebnis dieſer Strafver⸗ 
folgung: auf die rechtskräftig verhängte Strafe und deren Vollſtreckung. 

Deshalb verſagt das Privileg der außerberuflichen Haftfreiheit 
für einen Landtagsabgeordneten gegenüber der Haft zum Zwecke der 
Vollſtreckung einer rechtskräftig erkannten Strafe im ganzen Deutſchen 
Reiche 3%) und es ſchützt auch nicht vor der behufs Vollſtreckung einer 
Freiheitsſtrafe angeordneten Verhaftung 3). 


III. Die Zivilhaft. 


Soweit die Haft in Angelegenheiten der Zivilgerichtsbarkeit als 
Ordnungsſtrafe erlaubt iſt, find ihr auch die Landtagsabgeordneten 
nicht überhoben, deren Vorrecht auf die Haftfreiheit ſich nur auf die 
Haft als Zwangs- und Sicherungsmittel bezieht. 

Hiernach iſt die Vollſtreckung einer Haft aus den §§ 380 Abſ. I, 
653 Abſ. II, 680 Abſ. III 3 O. beim unentſchuldigten Ausbleiben 
eines Zeugen 32), aus den §§ 390 Abſ. I. 653 Abſ. II. 680 Abſ. III 
a. a. O. bei unbegründeter Verweigerung des Zeugniſſes oder der 
Eidesleiſtung ſeitens eines Zeugen 33) und aus § 890 Abſ. J a. a. O. 
bei Verletzung der Verpflichtung eines Schuldners zur Unterlaſſung 
oder Duldung einer Handlung 8) auch gegen Mitglieder einer deut⸗ 
ſchen geſetzgebenden Verſammlung ohne deren Genehmigung während 
ihrer Sitzungsperiode ſtatthaft. Denn dieſe Haft iſt eine wirkliche 


30) Arndt Art. 84 Anm. 7; Seydel⸗Piloty 1, 222 § 48; Laband 
1, 359; Fuld 348; Schiedermair S. 58 Anm. 3 Abſ. 2; Bay Obe St. 13, 
283. 

31) Ebenſo Fuld 348; Seydel⸗ Piloty (8) 1, 1, 222 8 48; Schiedermair 
S. 58 Anm. 3 Abſ. 2, 4. 

Anderer Meinung Sehdel (2) 1, 354 8 87; Piloty⸗ von Sutner, Die 
Verfaſſungsurkunde des Königreichs Bayern (2) Titel VII § 26 Anm. 4. 

32) Gaupp⸗Stein, ZPO. (10) § 380 Anm. IV Abi. 1. 

33) Freudenthal, SPO. (1) § 904 Anm. 1. 

34) Gaupp⸗Stein § 890 Anm. III 3 Abſ. 1. 
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Ordnungsſtrafe, auf die ſich deshalb die 88 904— 913 a. a. O. nicht 
beziehen. Gaupp- Stein) iſt zwar in Anſehung des § 390 
Abſ. I der gegenteiligen Meinung, deren Unhaltbarkeit fic) aber bei 
dem Vergleiche des § 390 Abſ. I mit dem § 390 Abſ. II daraus 
ergeben dürfte, daß dort die Haft ohne Antrag verhängt werden kann 
und ausdrücklich eine Strafe für die unerlaubte Zeugnis⸗ und Eides⸗ 
verweigerung genannt wird, während im Abſ. II des § 390 ein 
Antrag auf Verhängung der Haft vorausgeſetzt, dieſe nicht als Strafe 
bezeichnet und als ihr Zweck ausdrücklich die Erzwingung des Zeug⸗ 
niſſes genannt wird. 


Die aus den §§ 390 Abſ. II, 653 Abſ. IL, 680 Abſ. III vere 
hängte Haft iſt alſo keine Strafe, ſondern nur eine Zwangshaft, 
die gegen Landtagsabgeordnete grundſätzlich ebenſowenig erlaubt iſt, 
als die aus § 888 Abſ. I zur Erzwingung einer ausſchließlich vom 
Willen des Schuldners abhängigen Handlung 35), aus § 901 zur Gre 
zwingung der Leiſtung des Offenbarungseids durch einen nicht ers 
ſchienenen Schuldner 36) und aus § 83 Abſ. II FGG. zur Erzwin⸗ 
gung des Offenbarungseids über den Beſitz eines Teſtaments 37) vere 
hängte Zivilhaft. Denn dieſe bloße Zwangshaft iſt gegen Mitglieder 
einer deutſchen geſetzgebenden Verſammlung während der Sitzungs⸗ 
periode unſtatthaft, ſofern nicht die Verſammlung die Vollſtreckung 
genehmigt (§ 904 Nr. 1 ZPO), und fie muß für die Dauer der 
Sitzungsperiode unterbrochen werden, wenn die Verſammlung die Frei⸗ 
laſſung verlangt (§ 905 Nr. 1). 

Den gleichen Beſchränkungen wie die Zwangshaft unterliegt auch 
der perſönliche Sicherheitdarreft (§ 933 ZPO). Dieſer kann angeordnet 
werden zum Zwecke der Sicherung einer gefährdeten Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Vermögen des Schuldners (§ 918), zur Sicherſtellung 
der Erfüllung aller den Gemeinſchuldner nach der Konkursordnung 
treffenden Pflichten 28) (§ 101 KO.) und zum Zwecke der Erzwingung 
von Auskünften des Gemeinſchuldners über feine Vermögenslage oder 
zum Zwecke der Sicherung der Maſſe 39) (§ 106 KO). Auch in die⸗ 
ſen Fällen handelt es ſich nicht um eine Strafe für begangene Schuld, 
ſondern nur um eine als Zwangsmittel für die Zukunft gedachte 


35) ebenda 8 390 Anm. II Abſ. 2. 

36) Freudenthal § 904 Anm. 1. 

37) Dr. Carlebach, Kommentar zum FGG. 275. 

38) Dr. Jaeger, KO. (3/4) § 101 Anm. 3. 

39) Sydow⸗Buſch, KO. und AnfG. (10) § 106 Anm. 1. 
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Beugehaft, die als ſolche u. a. nach den §§ 904 Nr. 1, 905 Nr. 1 
ZPO. beurteilt werden muß. 

Alle dieſe Beſtimmungen über die Zivilhaft ſind Reichsrecht, 
gelten alſo für alle Bundesſtaaten gleichmäßig. Vorbehalte zugun⸗ 
ſten beſtehender oder noch einzuführender Abänderungen dieſer Bee 
ſtimmungen durch Landesgeſetze ſind im Reichsrechte nicht gemacht. 

Die Mitglieder einer deutſchen geſetzgebenden Verſammlung können 
deshalb zwar auch innerhalb ihres Mutterlands ohne Zuſtimmung 
ihrer Kammer der Haft aus den §§ 380 Abſ. I. 390 Abſ. I. 653 
Abſ. II, 680 Abſ. VI und 890 Abſ. I 3 NO. unterworfen werden, 
ſind aber auch außerhalb ihres Stammlands im ganzen Deutſchen 
Reiche vor der zivilen Zwangs- und Sicherungshaft geſchützt. 

Da unter Haft im Sinne der allgemein gefaßten landesrechtlichen 
Immunitätsvorſchriften nicht nur die Haft des Reichsſtrafgeſetzbuchs, 
ſondern jede Freiheitsentziehung zu verſtehen ſein wird, iſt hier noch 
die Zuläſſigkeit der auf Grund des § 229 BOB. zum Zwecke der 
Selbſthilfe erfolgenden Feſtnahme gegenüber Landtagsabgeordneten 
zu erörtern. Dieſe Feſtnahme iſt reichsrechtlich geregelt; dabei ſind 
Vorbehalte für ihre Ausſchließung oder Einſchränkung durch das Landes⸗ 
recht nicht gemacht worden. Daher kann dieſe Feſtnahme durch die 
landesrechtlichen Immunitätsgeſetze nicht berührt werden; fie iſt alſo 
auch gegenüber Landtagsabgeordneten in deren Heimatſtaat zuläſſig. 
Erlaubt iſt hierbei nicht nur die Feſtnahme, ſondern auch die Ein⸗ 
ſperrung des Verpflichteten, ſoweit der Selbſthilfezweck das erfordert , 
beides aber nur unter der Vorausſetzung, daß der Feſtgenommene, 
ſofern er nicht wieder freigelaſſen wird, unverzüglich dem Amtsgerichte 
vorgeführt und bei dieſem der perſönliche Sicherheitsarreſt beantragt 
wird (§ 230 Abſ. III u. IV BGB.). Deshalb wird gegenüber Landtags⸗ 
abgeordneten die Feſtnahme nach § 229 BGB. nur da von Erfolg 
ſein können, wo die nur augenblickliche Feſtnahme und Feſthaltung 
des Verpflichteten allein ſchon zur Erfüllung des Selbſthilfezweckes 
hinreicht, weil ſonſt wieder die Ausnahme des § 933 BPH. die Cre 
wirkung und Vollziehung des perſönlichen Sicherheitsarrreſtes ver⸗ 
eitelt. | 


IV. Die Haft als Ungebührſtrafe. 
Von den beiden den Zivil⸗ und Strafgerichten aus Gründen der 
Sitzungspolizei eingeräumten Haftmöglichkeiten iſt die nach § 178 


40) Staudinger, BGB. (3/4) 1, 651 § 229 Anm. 5 b. 
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GVG. eine Exekutivmaßregel 41), die nach § 179 a. a. O. eine reine 
Ordnungsſtrafe. Reichsrechtlich iſt in Anſehung beider den Abgeord⸗ 
neten der Einzellandtage keine Sonderſtellung eingeräumt und auch 
kein Vorbehalt zugunſten einer abweichenden Regelung durch die 
Landesgeſetze gemacht ). Deshalb kann die landesrechtlich garantierte 
außerberufliche Immunität der Landtagsabgeordneten nicht einmal 
in deren eigenem Staate vor der Verhängung und Vollſtreckung der 
erwähnten ſitzungspolizeilichen Maßnahmen ſchützen. 

Da aber die Gerichte in den beiden Fällen von der ſofortigen 
Vollſtreckung der angeordneten Maßnahmen abſehen und die Voll⸗ 
ſtreckung ausſetzen oder unterbrechen können, wird im Intereſſe der 
gebotenen Achtung auch vor den Landesvertretungen fremder Bundes⸗ 
ſtaaten gegenüber Mitgliedern dieſer Kammern von jenen Rechten 
aus Zweckmäßigkeitsgründen immer Gebrauch gemacht werden können. 


V. Die Polizeihaft. 

Ob die polizeiliche Haft gegen Landtagsabgeordnete zuläſſig iſt, 
wird ſich in erſter Linie nach der mehr oder minder weiten Faſſung 
der landesrechtlichen Immunitätsvorſchriften richten. Nach dem ganz 
allgemeinen Wortlaute dieſer Beſtimmungen in Bayern, im Königreiche 
Sachſen, in Sachſen⸗Weimar⸗Eiſenach, Sachſen⸗Meiningen, Sachſen⸗ 
Coburg⸗Gotha und Reuß ä. L. iſt z. B. die Vollſtreckung der Haft 
ſchlechthin verboten, ſo daß hiernach auch die polizeiliche Haft gegen 
Landtagsabgeordnete innerhalb der in einzelnen Beſtimmungen des 
Reichsrecht etwa unabänderlich geſteckten oder noch zu ſteckenden Gren⸗ 
zen unzuläſſig iſt. 


Die Haftung des Beſchädigten für mitwirkendes Verſchulden 
ſeines geſetzlichen Vertreters (§S 254 BGB.). 
Von Rechtsanwalt Dr. Eugen Joſef in Freiburg i. Br. 
1. Die folgenden Erörterungen knüpfen an an zwei Urteile des 
6. Zivilſenats des Reichsgerichts: 
a. Urt. v. 29. Januar 1906 (RG. 62, 346): Die damals drei⸗ 
jährige Klägerin war aus einem Wagen der beklagten Eiſenbahnge⸗ 
ſellſchaft während der Fahrt herausgeſtürzt und hatte ſchwere Ver⸗ 


41) Löwe⸗ Hellweg, § 178 GVG. Anm. 11. 
42) Fuld 348. 
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letzungen erlitten; ſie machte durch ihren Vater als geſetzlichen Ver⸗ 
treter die Beklagte für den Schaden verantwortlich. Die Beklagte 
lehnte jeden Erſatz ab, weil die Mutter den Unfall durch mangelhafte 
Beaufſichtigung des klagenden Kindes verſchuldet hatte, ſonach gegen 
dieſes der in § 254 Abſ. 2 angezogene § 278 anwendbar fei. 

b. Urt. v. 24. Mai 1913) (JW. 13, 922): Der drei Jahre alte 
Kläger, den ſeine beim Beklagten als Arbeiterin beſchäftigte Mutter 
auf das Feld mitgenommen hatte, wurde durch Verſchulden des Be⸗ 
klagten von der von ihm gelenkten Mähmaſchine erfaßt und verletzt. 
Der von Kläger und von ſeinem Vater erhobenen Schadenderſatzklage 
hatte das Berufungsgericht nur zum halben Betrage ſtattgegeben, 
weil die Mutter den Unfall mitverſchuldet hatte, und der Kläger dies 
Verſchulden nach den zu a angeführten Vorſchriften zu vertreten habe. 

Das Reichsgericht mißbilligte dieſe Anſicht; die Begründung geht 
in beiden Urteilen im weſentlichen dahin: 

Die Frage, ob die Anwendung des § 278 BGB. lediglich auf 
Grund der im Schlußſatz des § 254 Abſ. 2 ausgeſprochenen Ver⸗ 
weiſung auf dieſe Beſtimmung auch ohne eine beſtehende Ber: 
trag sverbindlichkeit einzutreten habe, iſt zu verneinen. Der 
§ 278 begründet die Haftung eines Schuldners für das Verſchulden 
ſeines geſetzlichen Vertreters und ſeiner Hilfsperſonen nur, wenn dieſe 
in „Erfüllung einer Verbindlichkeit“ gefehlt haben; er ſetzt mithin 
ein beſtehendes Schuldverhältnis voraus. Dies muß auch von der 
in § 254 Abſ. 2 vorgeſehenen „entſprechenden“ Anwendung gelten. 
Zwiſchen dem Schädiger und dem Verletzten bei einer unerlaubten 
Handlung beſteht aber vor der Begehung der letzteren auf keiner Seite 
ein Schuldverhältnis; erſt durch die unerlaubte Handlung ſelbſt treten 
fie zueinander in gewiſſe Rechts beziehungen. Eine Ausdehnung der 
Anwendung des § 278 im Gebiet der unerlaubten Handlungen über 
die bezeichnete Grenze hinaus auf jedes Verſchulden von geſetzlichen 
Vertretern und Hilfsperſonen, das auch nur zur Entſtehung des 
Schadens (§ 254 Abſ. 1) mitgewirkt hat, kann nicht als richtig ane 
erkannt werden. Die zu ihrer Stütze aufgeſtellten Sätze: jedermann ſei 
verpflichtet, fic) und ſeine Güter vor Schaden zu bewahren (Cofad), 
oder: jedermann habe die dem Normalmenſchen obliegende Sorgfalt 
auf ſeine Perſon und ſein Vermögen aufzuwenden, und deren Be⸗ 
tätigung entſpreche der „Erfüllung der Verbindlichkeit“ in § 278 
(v. Leyden), ſind ohne Beweiskraft, da jene Verpflichtungen nur Ver⸗ 


1) Recht 13 Rſprbeil. N. 2244. 


— 177 — 


pflichtungen gegen die eigne Perſon, nicht gegen einen Dritten, alſo 
in Wirklichkeit nicht Verpflichtungen im juriſtiſchen Sinne, und jeden⸗ 
falls nicht im Sinne des § 278 bedeuten. 

2. An dieſer Rechtſprechung hat das Reichsgericht auch in ſpä⸗ 
teren Entſcheidungen feſtgehalten 2); fie widerſpricht aber, wie beſonders 
der eingangs unter b mitgeteilte Fall beweiſt, dem Rechtsgefühl. 
Der Unfall des klagenden Kindes war auf Verſchulden des beklagten 
Landwirts zurückzuführen; wäre nun das Kind von einem beliebigen 
Dritten auf das Feld genommen und hätte die mangelnde Beauf⸗ 
ſichtigung dieſes Dritten in Verbindung mit der Unvorſichtigkeit des 
Landwirts den Unfall herbeigeführt, ſo würde dem Kind der Schaden⸗ 
erſatzanſpruch ſowohl gegen den Dritten wie gegen den Landwirt ge⸗ 
ſamtſchuldneriſch zuſtehen, ſo daß dem Landwirt, wenn dieſer den 
geſamten Erſatz leiſtet, ein Rückgriffsrecht gegen den Dritten zuſtände 
(§§ 840, 426). Hier war aber der Schaden herbeigeführt durch Bere 
ſchulden der ſorgeberechtigten und ſorgepflichtigen Mutter, die doch 
in viel höherem Maße als ihr beklagter Dienſtherr die Pflicht 
hatte, das Kind zu beaufſichtigen und vor Schaden zu bewahren. 
Dennoch ſoll nach dem Reichsgericht die Verletzung dieſer Pflicht durch 
die Mutter dem Kind unſchädlich ſein. — Die Begründung des 
Reichsgerichts führt aber zu der weiteren Folge, daß ein bei der Ent⸗ 
ſtehung des Schadens vorgekommenes Verſchulden (Vorſatz oder 
Fahrläſſigkeit) des Vaters (alfo des geſetzlichen Vertreters) nicht die 
Anwendbarkeit des § 254 und des darin angezogenen § 278 recht⸗ 
fertigt. Wenn alſo in den eingangs entſchiedenen Fällen der Vater 
das Kind auf das Feld oder in den Bahnwagen mitgenommen und 
es vorſätzlich in die Mähmaſchine des Beklagten oder aus dem 
Bahnwagen geſtoßen hätte, ſo hätte dennoch der Beklagte den dem 
Kind zugeſtoßenen Schaden zu erſetzen; denn auch hier träfe der Er⸗ 
wägungsgrund des Reichsgerichts zu: ein Schuldverhältnis beſtand 
zwiſchen dem Kind und dem Landmann der gleichfalls fahrläſſig 
gehandelt hatte) oder der Eiſenbahn beim Unfall nicht, folglich iſt 
der § 278 gegen das Kind unanwendbar. | | 

3. Vielfach wird nun gelehrt: Die geſetzliche Vertretung fet keines⸗ 
wegs nur für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr vorhanden, vielmehr 


2) Nur die Entſch. in RG. 62, 106 beruht anſcheinend auf einer anderen 
Auffaſſung. Indes betrifft fie einen Fall, wo zwiſchen dem Schädiger und dem 
Beſchädigten ein Vertragsverhältnis beſtand, und erörtert in erſter Linie nur die Frage, 
ob dieVerweiſung auf § 278 lediglich auf Abſ. 2 oder auch auf Abf. 1 des § 254 
zu beziehen ſei. 

Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 12 
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trete im vollen Umfang feiner Aufgabe der geſetzliche Vertreter rechte 
lich an die Stelle des Vertretenen, und wie er innerhalb ſeiner Ver⸗ 
tretungsmacht handelnd dem Vertretenen Rechte erwerbe, ſo verpflichte 
er ihn durch ein gleiches Handeln innerhalb dieſes Kreiſes ſeiner An⸗ 
gelegenheiten ). Dem iſt in dieſer Allgemeinheit nicht beizuſtimmen. 

Der Vormund (Vater) hat den Mündel (das Kind) zu vertreten 
(§§ 1793, 1627). Aber nicht alles, was der Vormund in betreff 
des Mündelvermögens tut, verpflichtet den Mündel. Verkauft der 
Vormund wiſſentlich ein krankes Pferd des Mündels, und werden 
durch dieſes die anderen Pferde des Käufers angeſteckt, ſo ſteht dieſem 
der Schadenerſatzanſpruch nur gegen den Vormund zu, aber nicht 
gegen den Mündel; denn § 278 verordnet die Haftung des Mündels 
nur für ein vom Vormund bei Erfüllung, nicht aber bei Eingehung 
des Vertrages begangenes Verſchulden. RG. 61, 213. Wenn ferner 
das Urteil, durch das der Beklagte zum Unterhalt des Mündels ver⸗ 
urteilt iſt, durch eine ſtrafbare Handlung (etwa Verletzung der Eides⸗ 
pflicht) herbeigeführt iſt, und der Vormund in Kenntnis hiervon die 
Zwangs vollſtreckung aus dem Urteil betreibt, fo mag dies Verhalten 
des Vormundes eine unerlaubte Handlung im Sinne des § 826 
darſtellen; aber die Klage auf Unterlaſſung der Zwangs vollſtreckung 
kann nicht gegen den Mündel erhoben werden: denn der Mündel 
haftet nicht (wie juriſtiſche Perſonen, § 31) für die unerlaubten Hand⸗ 
lungen ſeines Vertreters. (RG. 67, 154 — Recht 08, Rſpr. Beil. 
Nr. 347). Ueberhaupt iſt es feſtſtehender Rechtsgrundſatz, daß für 
den Schaden, den der Vormund (Vater) durch eine in Ausübung 
ſeiner Vertretungsmacht begangene widerrechtliche, zum Schadenerſatz 


verpflichtende Handlung einem Dritten zugefügt hat, der Mündel (das 


Kind) (abgeſehen von der Vorſchrift des § 278) nicht haftet. Fuchs, 
Kommentar zum Familienrecht, Anm. 7 zu $ 17934). 

Anders dagegen in folgendem Fall: Nach § 61 VVG. iſt der 
Verſicherer leiſtungsfrei, wenn der „Verſicherungsnehmer“ den Brand 
ſchuldhaft verurſacht; iſt nun die Habe eines Mündels (Kindes) ver⸗ 
ſichert, ſo iſt Verſicherungsnehmer im Sinne des § 61 der Mündel (das 
Kind) und nicht etwa der Vormund oder Vater. Dennoch iſt hier 
anzunehmen: Die Herbeiführung des Brandes durch den 
Vormund (Vater) bringt den Mündel um feinen Verſiche⸗ 
rung8anſpruch. Denn der Vormund vertritt den Mündel im 


3) Vgl. Brodmann in IheringsJ. 58, 295. 
4) Joſef in ZVerſWiſſ. 11, 219. 
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geſamten Berficherungsverfehr, er bringt durch Unterlaſſung der Prämien⸗ 
zahlung, der Anzeigen, ferner durch eine Gefahrerhöhung den Mündel 
um feinen Anſpruch, fo beſonders auch, wenn der Brand dadurch 
verurſacht iſt, daß der Vormund den gefahrvorbeugenden Obliegenheiten 
des § 32 zuwiderhandelt, z. B. ein verbotenes Beleuchtungsmittel ver⸗ 
wendet oder den Blitzableiter beſeitigt. Bei dieſer Rechtslage iſt aber 
auch der Schluß nicht zu umgehen, daß jeder andere 
vom Vormund grob fahrläſſig oder vorſätzlich herbei— 
geführte Brand den Mündel um den Verſiche rungs- 
anſpruch bringt >). 

4. Dieſe Erwägung iſt nun aber wichtig in allen Fällen, wo 
zwiſchen dem Beſchädiger und dem von ihm beſchädigten Kind 
(Mündel) das durch die Beſchädigung erſt entſtandene Schuldverhält⸗ 
nis vorliegt und ſodann erſt das mitwirkende Verſchulden des geſetz⸗— 
lichen Vertreters eintritt. Z. B. in den beiden eingangs entſchiedenen 
Fällen hatte die Eiſenbahn und der Landwirt das Kind beſchädigt; 
hierdurch war zwiſchen jenen und dem Kind ein Schuldverhältnis 
entſtanden. Nun war die drohende Erwerbsunfähigkeit des Kindes 
zu beſeitigen durch eine ungefährliche Operation; der Vater lehnt 
aber die Unterbringung des Kindes in eine Krankenanſtalt ab und 
verklagt fodann die Bahnverwaltung oder den Landwirt auf Erſatz 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit des Kindes. Oder: ein Nach⸗ 
bar leitet auf das Grundſtück des Mündels ſchädliche Stoffe, durch 
die ein Verderb der Saaten droht; der Vormund könnte den Verderb 
durch Maßnahmen einfach vermeiden, unterläßt dies aber und ver⸗ 
klagt ſodann den Nachbar auf Schadenserſatz wegen der verdorbenen 
Saaten. Oder: Sachen des Kindes, die ſich bei einem Dritten be⸗ 
finden, werden von deſſen Gläubigern gepfändet; der hiervon unter⸗ 
richtete Vater tut keine Schritte, um die Einſtellung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung zu erwirken; ſodann verklagt er namens des Kindes die 
Gläubiger auf Erſatz des dem Kind durch die unberechtigte Verſteigerung 
entſtandenen Schadens. — In allen dieſen Fällen iſt zweifellos die 
Klage des Kindes oder Mündels abzuweiſen, und ſie wäre auch dann 
abzuweiſen, wenn der § 254 Abſ. 2 nicht die Anwendung des § 278 
vorſchriebe. Ja man würde überhaupt gar nicht auf den Gedanken 
kommen, hier die Haftung des Kindes (Mündels) für die ſchuldhafte 
Unterlaſſung des geſetzlichen Vertreters auf § 278 zu ſtützen: denn 
der § 278 behandelt ja die Haftung des Schuldners für Hand⸗ 


5) Eb. 220. 
12* 
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lungen des Vertreters; das fchadenserjagberechtigte Kind ift doch aber 
der Gläubiger und nicht der Schuldner des Schädigers! Man 
würde alſo, wenn der § 254 Abſ. 2 nicht die Heranziehung des § 
278 vorſchriebe, die Haftung des gläubigeriſchen Kindes (Mündels) 
für die ſchuldhaften Unterlaſſungen des Vaters (Vormundes) recht⸗ 
fertigen durch folgende Erwägung: in den oben gedachten Beiſpielen 
war durch die unerlaubte Handlung des Schädigers ein Schuldver⸗ 
hältnis zwiſchen ihm und dem Kind (Mündel) entſtanden; der dieſem 
durch jene Handlung entſtandene Schaden wäre bei Anwendung der 
verkehrserforderlichen Sorgfalt ſeitens des geſetzlichen Vertreters zu 
vermeiden geweſen; dieſer vertritt aber das Kind (den Mündel) bei 
Erfüllung der ihm nach den Verkehrsanforderungen obliegenden Ver⸗ 
bindlichkeiten. Folglich gelten inſoweit Handlungen und Unterlaſſungen 
des geſetzlichen Vertreters als die des Kindes (Mündel), ohne daß 
man den § 278 oder überhaupt den ihn heranziehenden Abſ. 2 des 
§ 254 braucht. Auch die Mot. 2, 30 bezeichnen die Haftung des 
Schuldners für das Verſchulden des geſetzlichen Vertreters als zweifel⸗ 
los geboten und bemerken, daß das Geſetz ſie nur der Vollſtändigkeit 
wegen erwähnen. Im Gemeinen und im Preußiſchen Recht war 
die Haftung für Verſchulden des geſetzlichen Vertreters, wie ſie jetzt 
§ 278 vorſieht, nicht vorgeſchrieben und dennoch wären die eben be⸗ 
ſprochenen Beiſpielsfälle genau ebenſo wie nach dem jetzigen Recht zu 
entſcheiden geweſen. 

5. In der Tat fehlte der Abſ. 2 des § 254 noch in der Reichs⸗ 
tagsvorlage, ein Beweis, daß alſo weder der erſte Entwurf, noch die 
Kommiſſion 6), noch auch der Bundesrat ein Bedürfnis nach dieſer 
Vorſchrift empfanden, vielmehr auf Grund allgemeiner Erwägungen 
(oben 4) dem Bedürfnis des Rechtsverkehrs abhelfen zu können glaubten. 
Crit die Reichstagskommiſſion beſchloß den jetzigen Abſ. 2 des § 254° 
ſein erſter Satz iſt (als bloß erläuterndes Beifpiel zu Abſ. 1) entbehrlich; 
ſein zweiter Satz iſt aber ein echtes Beiſpiel „parlamentariſcher Experimen⸗ 
taljurisprudenz“ 7): der Kommiſſionsbericht ergibt darüber, wie man ſich 
die „entſprechende“ Anwendung des § 278 (der doch dem Schuldner 
die Haftung für den Vertreter auferlegte) auf die Haftung des ſchadens⸗ 
erſatzberechtigten Gläubigers vorgeſtellt hat, nichts. Ein verſtändiger 
Sinn ergibt ſich aber aus der von den Kommiſſionsmitgliedern wie 
von den Regierungsvertretern gebilligten Vorſchrift dahin: 


6) Prot. 1, 300. 
7) Vgl. Joſef in den Grenzboten 03, 681. 
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Der § 278 ſetzt, wie {chon erwähnt, die Haftung des Schuld⸗ 
ners für Verſchulden des geſetzlichen Vertreters feſt, alſo die Haftung 
deſſen, der aus einem zwiſchen ihm und einem dritten bereits bee 
ſtehenden Rechtsverhältnis dieſem dritten verpflichtet iſt. Man 
wollte nun dieſe Vorſchrift auf den Fall, wo bei der Entſtehung des 
Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mitgewirkt hat, „ent⸗ 
ſprechend“ 8) anwenden, d. h. auch der Beſchädigte muß (obwohl er 
nicht Schuldner, ſondern erſatzberechtigter Gläubiger iſt) das Ver⸗ 
ſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters als das ſeinige gelten laſſen, und 
zwar ſchlechthin, alſo ohne Unterſchied, ob bei Eintritt der Beſchädi⸗ 
gung bereits ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Beſchädiger und dem 
Beſchädigten beſtand oder nicht; auch wo ein ſolches nicht beſtand, ſoll 
der Beſchädigte das Verſehen ſeines geſetzlichen Vertreters als das 
eigene gelten laſſen ?). 

Dieſe Auslegung iſt geboten, da andernfalls der Abſ. 2 über⸗ 
haupt feine Bedeutung hätte. Denn wenn ein Schuldverhältnis dae 
mals ſchon beſtand, ſo ergibt ſich die Haftung des Beſchädigten für 
Verſchulden des geſetzlichen Vertreters ja ſchon aus den Erwägungen 
zu 4; für dieſen Fall bedurfte es alſo keiner Vorſchrift. Dagegen 
läßt ſich, wenn bei Eintritt der Beſchädigung kein Schuldverhältnis 
beſtand, wie in den beiden eingangs entſchiedenen Fällen, aus dem 
§ 278, wie dem Reichsgericht zuzugeben (oben 1) eine Haftung des 
beſchädigten Kindes für Verſchulden des geſetzlichen Vertreters nicht 
begründen: das dreijährige Kind, das nicht ſelbſtändiger Vertrags⸗ 
genoſſe der Eiſenbahn iſt 10) (RG. 62, 347) oder vom geſetzlichen 


8) Der Ausdruck „entſprechende Anwendung“ wird da gebraucht, wo eine in 
Bezug genommene Geſetzesvorſchrift auf einen von ihr nicht unmittelbar getroffenen 
Fall unter den Abweichungen zur Anwendung gebracht werden ſoll, die ſich aus 
der Verſchiedenheit beider in Betracht kommender Fälle ergeben (RG. 7, 384). 

9) Aehnlich Przibilla in JW. 09, 179, jedoch mehr in Beſchränkung auf bloße 
Erfüllungsgehülfen. Auf die Frage betreffs dieſer ſoll hier nicht eingegangen werden. 

10) Wer die Fahrkarte für ſich kauft, erlangt hierdurch gegen die Bahn zu⸗ 
gleich das Recht auf Beförderung des Kindes (jedoch ohne beſonderen Platz); er 
übernimmt hiermit der Bahn gegenüber eine Verpflichtung zur Beaufſichtigung des 
Kindes während der Fahrt und er macht ſich durch ſchuldhafte Verletzung dieſer 
Vertragspflicht verantwortlich gegenüber der Bahn, ſo daß dieſe, wenn ſie dem 
Kind erſatzpflichtig iſt, gegen den Käufer der Karte den Rückgriff nehmen kann. 
Aber das Kind felbft ſteht zur Bahn in keinem Vertragsverhältnis. — Kauft je⸗ 
mand eine Fahrkarte für ſich und ferner eine für das mehr als ſieben Jahre alte 
Kind, ſo erlangt dieſes als Vertragsgenoſſe der Bahn ein ſelbſtändiges Recht auf 
Beförderung; wird es während der Fahrt verletzt, und iſt die Verletzung auf 
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Vertreter auf das Feld mitgenommen wird, ſteht zu der Bahn und 
zu dem Dienſtherrn in keinerlei rechtlicher Beziehung, iſt alſo nicht 
„Schuldner“ dieſer Schädiger, ſchuldet ihnen alſo nicht die Erfüllung 
einer Verbindlichkeit, fo daß hier der § 278 gegen das Kind nicht 
unmittelbar anwendbar iff. Daher gebietet der § 254 Abſ. 2 die 
„entſprechende“ Anwendung 1). 


6. Wäre alſo in dem oben zu 1a entſchiedenen Fall der Vater 
(d. i. der geſetzliche Vertreter) mit dem Kinde in der Bahn gefahren 
und hätte bei der Verletzung des Kindes zugleich mangelnde Beaufe 
ſichtigung des Vaters mitgewirkt, fo wäre nach § 254 Abſ. 2 Satz 2 
gegen das Kind der § 278 entſprechend anwendbar geweſen, ebenſo 
wenn im Fall zu b bei der Verletzung des Kindes ein Verſchulden 
des Vaters mitgewirkt hätte. Das gleiche würde gelten, wenn in 
den eingangs entſchiedenen Fällen (etwa nach dem Tode des Vaters) 
die Mutter Inhaberin der elterlichen Gewalt und hiermit geſetzliche 
Vertreterin des Kindes geweſen wäre oder wenn auch nur tatſächliche 
Behinderung des Vaters an der Ausübung der elterlichen Gewalt an⸗ 
zunehmen geweſen wäre 1) (§ 1685 Abſ. 1). Aber dergleichen lag 
nichts vor; die Mutter kam vielmehr in beiden Fällen nicht als 
Vertreterin des Kindes, ſondern nur als in der Ausübung rein 
tatſächlicher Verrichtungen (allenfalls in Ausübung ihres Sorgerechts), 
(§ 1634) betreffs des Kindes begriffen, in Betracht und das Bers 
ſchulden der Mutter (ihre mangelnde Beaufſichtigung des Kindes) 
ſtand dem Anſpruch des Kindes gegen die Eiſenbahn und den Dienft- 
herrn der Mutter nicht entgegen, rechtfertigte alſo nicht die Anwen⸗ 
dung des § 254 gegen das Kind. Sonach iſt den mitgeteilten Ent⸗ 


die Gefährlichkeit des Betriebes, aber auch zugleich auf Verſchulden des Kindes 
zurückzuführen, fo findet gegen das Kind der § 254 Anwendung, vorbehaltlich des 
Gegenbeweiſes mangelnder Einſicht. 88 276 Abf. 1, Satz 2; 828 Abſ. 2; RG. 59 
221. Gelingt dem Kind dieſer Nachweis, und iſt die Verletzung zurückzuführen auf 
mangelnde Beaufſichtigung durch den Begleiter, ſo ſteht der Bahn gegen ihn der 
Rückgriff zu, wofern nach den Umſtänden des Falls anzunehmen iſt, daß der 
(Begleiter der Bahn gegenüber die Aufſichtspflicht übernommen habe. 

11) Da § 254 Abſ. 2 in Satz 1 nur einen beſonderen Anwendungsfall des 
Abſ. 1 behandelt, fo hätte der Satz 2 des Abſ. 2 richtiger als beſondrer Abſ. 3 
der auf beide Abſätze Anwendung findet) gefaßt und geſtellt werden müſſen. 

12) So wenn etwa der Vater im Ausland oder in Strafhaft ſich befand; 
OLG. Hamburg, Rfpr. 10, 290; KGJ. 31, 53. — Mit Recht hat in dem Urteil 
zu b das Reichsgericht den vom Berufungsgericht gemachten Verſuch einer Heran⸗ 
ziehung des § 1685 Abſ. 1 abgelehnt. | 
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ſcheidungen infolge der dortigen Sachlage beizuſtimmen, während der 
in ihnen aufgeſtellte Rechtsgrundſatz nicht als zutreffend anerkannt 
werden kann. 

Ein rechtsähnlicher Fall iſt folgender: ein Kind wird Erbe des 
verſicherten Gebäudes; die Mutter zündet es vorſätzlich an. Der Ver⸗ 
ſicherer iſt hier gegenüber dem Kind leiſtungspflichtig, während er 
gemäß den obigen Ausführungen zu 3a E. nach § 61 VVG. leiſtungs⸗ 
frei wäre, wenn der Vater den Brand herbeigeführt hätte oder wenn 
die Mutter Witwe und hiermit als Inhaberin der elterlichen Gewalt 
Vertreter des Kindes gegenüber dem Verſicherer wäre. 

7. Das Ergebnis dieſer Unterſuchung iſt hiernach: Soweit 
zwiſchen dem Kind (Mündel) und einem dritten ein Schuldverhältnis 
beſteht, liegt ſeinem geſetzlichen Vertreter deſſen Erfüllung ob, ſo daß 
Handlungen und Unterlaſſungen des geſetzlichen Vertreters als ſolche 
des Kindes gelten (§§ 1630 Abſ. 1; 1793) und insbeſondere gegen 
das Kind der § 254 BGB. anwendbar iſt, wenn bei der Entſtehung 
des von einem Dritten dem Kind ſchuldhaft zugefügten Schadens oder 
bei Abwendung ſeiner Folgen zugleich ein Verſchulden des geſetzlichen 
Vertreters mitgewirkt hat. Zu dieſer Schlußfolgerung bedarf es da⸗ 
nach nicht erſt der Heranziehung des § 278. Wenn nichtsdeſto⸗ 
weniger § 254 in Abſ. 2 auf dieſen Fall den § 278 für entſprechend 
anwendbar erklärt, ſo will das Geſetz hiermit zum Ausdruck bringen, 
daß der Beſchädigte (der nicht Schuldner, ſondern Gläubiger des Be⸗ 
ſchädigers iſt) das Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters als das 
ſeinige auch dann gelten laſſen muß, wenn bei Eintritt der Be⸗ 
ſchädigung ein Schuldverhältnis zwiſchen dem Beſchädigten und dem 
Schädiger nicht beſtand. Daher findet, falls das Kind von einem 
Dritten körperlich verletzt iſt und die Verletzung oder der ſchädliche Er⸗ 
folg zugleich auf Verſchulden des Inhabers der elterlichen Gewalt 
zurückzuführen iſt, gegen das Kind der § 254 Anwendung, auch wenn 
zur Zeit der Verletzung zwiſchen dem Kind und dem Schädiger 
keinerlei rechtliche Beziehung beſtand. Dagegen findet der § 254 
gegen das Kind nicht Anwendung, wenn die Verletzung oder der 
ſchädliche Erfolg zugleich auf Verſchulden der Mutter zurückzuführen 
iſt; denn Handlungen und Unterlaſſungen der (lediglich ſorgebe⸗ 
rechtigten, § 1634) Mutter gelten nicht als ſolche des Kindes. 
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Bauhandwerkerhypotheken in Sachſen⸗Weimar? 
Von Aſſeſſor Anton Oeller, Jena. 


In dem Landesprivatrecht der Thüringiſchen Staaten, heraus⸗ 
gegeben von Dr. Böckel findet ſich S. 670 ausgeſprochen, daß die 
Bauhandwerkerhypothek des § 648 BGB. auch im Gebiet Sachſen⸗ 
Weimars möglich ſei. Dieſe Behauptung iſt nicht zutreffend. Böckel 
ſtützt ſich auf eine Abhandlung Schmids in den ThürBl. 53 
(1906) 18 ff. Dort iſt ausgeführt: „Die aus dem heutigen Reichs⸗ 
recht hergeleiteten Anſprüche auf Beſtellung einer Hypothek ſtellen 
Schuldverhältniſſe dar, die in allen ihren Beziehungen nach Reichs⸗ 
recht zu beurteilen ſind, der Umſtand, daß das zur Erfüllung er⸗ 
forderliche dingliche Rechtsgeſchäft noch teilweiſe dem Landesrecht unter⸗ 
ſteht, ändert daran nichts.“ Bis hierher hat Schmid Recht. 
Unrichtig iſt aber die von ihm gezogene Folgerung: „Die Ueber⸗ 
gangsgeſetzgebung enthält keine Norm, nach der ein dem § 648 BGB. 
entgegenſtehendes Landesgeſetz in Geltung geblieben wäre. Es iſt 
daher unbeſtreitbar, daß der Anſpruch auf Beſtellung einer Siche⸗ 
rungshypothek gemäß § 648 auch zur Entſtehung kommt, wenn das 
bebaute Grundſtück dem weimariſchen Immo biliarrecht unterſteht.“ 

Es gibt ein entgegenſtehendes Uebergangsgeſetz, der § 189 des 
EGBGB. bildet das Hindernis. Er beſtimmt mit klaren Worten, 
daß die Belaſtung eines Grundſtücks auch nach dem. Inkrafttreten 
des BGB. nach den bisherigen Geſetzen erfolgt, bis das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt. Die Beſtimmungen des BGB. über die 
Hypotheken gelten alſo nur für die Gebiete, in denen das Grundbuch 
angelegt iſt. Dieſem Grundſatz iſt nicht nur das Sachenrecht, ſondern 
auch das Recht der Schuldverhältniſſe unterworfen. Nichts ſpricht 
dafür, daß der § 189 EGBGB. die hypothekenrechtlichen Bore 
ſchriften im 2. Buch nicht umfaſſe. Die bloße Stellung des § 648 
unter die Vorſchriften über die Schuldverhältniſſe berechtigt allein 
nicht zu der Ausnahme. Eine ſolche Auslegung verdiente mit Recht 
den Vorwurf der Formaliſtik. 

Die Eintragung einer Bauhandwerkerhypothek im Sinne des 
8 648 ift daher in Weimar ausgeſchloſſen. (Ebenſo Oertmann, 

Recht der Schuldverhältniſſe 3/4, Anm. 10 zu § 648.) 

Auch auf dem Umweg über das Bauforderungsſicherungsgeſetz 
vom 1. Juni 09 läßt ſich eine ſolche Eintragung nicht erreichen, da 
dieſes Geſetz ebenfalls in S.⸗Weimar nicht anwendbar iſt. 
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Es bleibt dem Bauhandwerker fomit nur die Erwirkung einer 
Zwangshypothek nach § 866 BPO. übrig. 

Sie erfordert aber im Gegenſatz zu der Bauhandwerkerhypothek 
des § 648 BGB. Gefährdung der zu ſichernden Forderung. In 
dieſem Sinne hat ſich auch vor kurzem ein Urteil des LG. Weimar 
ausgeſprochen. In den Gründen heißt es: „Die in § 648 BGB. 
vorgeſehene Sicherungshypothek iſt gleichbedeutend mit der in § 1184 
BGB. und bei uns, gleich der Eintragung der Vormerkung nach 
§§ 883, 885 BGB., an ſich noch nicht angängig, da das Grund- 
buch hier noch nicht für angelegt erklärt wurde. Im § 648 BGB. 
iſt nicht ein geſetzlicher Titel zur Hypothek, ſondern nur ein obli⸗ 
gatoriſcher Anſpruch auf Einräumung von Hypothek gewährt, zu 
deſſen Sicherung ein Lieferant, wie der Antragſteller, allerdings nach 
§§ 883, 885 BGB. eine Vormerkung eintragen laſſen könnte, wenn 
das Grundbuch für Jena ſchon angelegt wäre. Die „Hauptſache“ 
würde aber hier die Klage auf Einräumung der Hypothek ſein, 
nicht die von dem Antragſteller erhobene Klage auf Zahlung. Zur 
Sicherung dieſer Geldforderung könnte nach §§ 883, 885 niemals 
eine Vormerkung eingetragen werden. (Goldmann-Liliental, 
BGB. 2, 266; RG. 30, 351; 62, 64.) Nach der inländiſchen 
Gerichtspraxis erſcheint es aber in Anwendung des § 938 BPO. 
ſtatthaft, dem Gläubiger einſtweilen mit der in § 866 ZPO. als 
Mittel der Zwangszvollſtreckung zugelaſſene Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothek zu helfen, wobei indes zu verlangen iſt, daß er, ähn⸗ 
lich wie bei einer Arreſthypothek, gehörig glaubhaft macht, daß 
die Durchführung des Anſpruches auf die nach § 648 BGB. einzu⸗ 
räumende Sicherungshypothek gefährdet ſei. (Thür. Bl. 53, 20, 
Anm. 2.) (Urteil der II. 3K. vom 6. XII. 12 in der Sache O. 
gegen C. 2 S. 68/12.) 
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Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüriugiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


10. Iſt die Ueberweiſung einer Grundſchuld (Hypotheh) 
zur Einziehung neben der Pfändung ins Grunde 
buch einzutragen? 


Das Grundbuch iſt dazu beſtimmt, Auskunft über dingliche Rechte, 
ihren Umfang und Inhalt zu geben. Weder die GBO., noch das 
BGB. enthalten (abgeſehen von den geſetzlich vorgeſchriebenen Ein⸗ 
tragungen) Vorſchriften darüber, was im einzelnen eingetragen werden 
darf und was nicht. Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß Vermerke, 
die den Inhalt eines dinglichen Rechts nicht berühren, vom Grund» 
buch fernzuhalten ſind, da ſie ſeinem Zweck zuwiderlaufen und nur 
verwirrend wirken (vgl. Güthe, GBO. 1911 Vorbemerkungen zum 
2. Abſchnitt Anm. 18 und 19). 


Das Landgericht hat zutreffend ausgeführt, daß die Ueberweiſung 
zur Einziehung weder einen Wechſel in der Perſon des Gläubigers 
herbeiführt, noch ein dingliches Recht an der Forderung begründet. 
Es liegt daher kein Bedürfnis vor, die Ueberweiſung neben der Pfändung 
im Grundbuch erſichtlich zu machen, da ſie an dem auf Grund der 
Pfändung bereits eingetragenen Recht nichts ändert. Sie iſt daher 
überflüſſig und unzuläſſig (vgl. Güthe, Anm. 132 zu §8 19; Pre dari, 
GBO. 1913, Anm. 39 zu § 19, Arnheim, GBO. 1913, Anm. 46 
zu § 19; Stein, PO. 1913, I zu § 837 und die dort angeführten 
Entſcheidungen). Der Einwand des Beſchwerdeführers, der Grund- 
buchrichter könnte die vom Pfandgläubiger beantragte Löſchung gerade 
deshalb ablehnen, weil die Ueberweiſung nicht eingetragen ſei, iſt 
nicht ſtichhaltig. Einmal hat der Pfandgläubiger an der Löſchung 
gar kein Intereſſe, dann iſt auch nicht einzuſehen, wie er überhaupt 
in die Lage kommen ſollte, die Löſchung der Eigentümergrundſchuld 
zu bewilligen (eine Befriedigung aus der Grundſchuld geſchieht 
durch Zwangsvollſtreckung, §§ 1192, 1147, 1181 BGB., §§ 130, 
158 3 G.). Auch bei Hypotheken iſt die Eintragung der Webers 
weiſung unnötig. Denn die Ueberweiſung berechtigt den Gläubiger 
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nach Empfang der Zahlung löſchungsfähig zu quittieren (vgl. KGS. 23, 
A 147; 31, A 316). Seine Berechtigung weiſt der Ueberweiſungs⸗ 
beſchluß nach, es bedarf dazu nicht noch der Eintragung im Grundbuch. 

Beſchluß des 3. Zivilſenats vom 30. Januar 1914, 3 Y 2/14 
(nach Altenburg). 


11. Die Befugnis einer Minderheit von Konkurs- 
gläubigern, die Berufung der Gläubigerver— 
ſammlung zu verlangen, (§ 93 Abſ. 1 Satz 2 KO.), 
iſt regelmäßig nur dann anzuerkennen, wenn über 
einen für die Verſammlung neuen Gegenſtand be— 
raten und beſchloſſen werden ſoll. 

Der Bücherreviſor N. in Erfurt vertrat im Z. ſchen Konkurſe 27 
Gläubiger, deren Forderungen nach ſeiner Behauptung den fünften 
Teil der Schuldenmaſſe überſtiegen. Er ſtellte bei dem Amtsgericht in 
Eiſenach als Konkursgericht nach § 93 KO. den Antrag, eine Gläubiger⸗ 
verſammlung zum Zwecke der Wahl eines Gläubigerausſchuſſes als— 
bald zu berufen. Das Amtsgericht wies den Antrag ab, weil die 
Gläubigerverſammlung, die am 17. Dezember 1913 ſtattgefunden hat, 
bereits über die Wahl eines Gläubigerausſchuſſes in verneinendem 
Sinn Beſchluß gefaßt habe. Auf ſofortige Beſchwerde des Antrag⸗ 
ſtellers hob das Landgericht den Beſchluß des Konkursgerichts auf 
und wies dieſes an, eine Gläubigerverſammlung zu dem gedachten 
Zwecke einzuberufen. Hiergegen richtete ſich die weitere ſofortige Be⸗ 
ſchwerde einer anderen Gruppe von Konkursgläubigern, der W, ſchen 
Erben, die von dem Rechtsanwalt S. in Eiſenach vertreten wurden. 

Das Oberlandesgericht gab dem Rechtsmittel ſtatt und wies die 
Beſchwerde gegen den amtsgerichtlichen Beſchluß zurück aus folgenden 
Gründen: | 

Wer nach § 93 KO. die Einberufung einer Gläubigerverſammlung 
verlangt, muß dabei angeben, über welchen Gegenſtand dieſe beſchließen 
ſoll; das iſt ſchon aus der Vorſchrift des § 98 daſelbſt zu entnehmen. 
Dabei muß es ſich um einen für die Verſammlung neuen Gegenſtand 
handeln. Eine bloße Abänderung eines bereits gefaßten Beſchluſſes 
könnte als Verhandlungsgegenſtand nur dann zugelaſſen werden, wenn 
ſich inzwiſchen die Verhältniſſe im Konkursverfahren weſentlich geändert 
hätten. Sonſt iſt die Zulaſſung eines Abänderungsantrages grund⸗ 
ſätzlich zu verſagen, denn andernfalls könnte jederzeit eine in der Ver⸗ 
ſammlung überſtimmte Minderheit von Gläubigern, die ein Fünftel 
der Konkursforderungen hinter ſich hat, die Einberufung einer neuen 
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Verſammlung zur nochmaligen Beſchlußfaſſung fordern und jo das 
Verfahren endlos hinausziehen. | 

Diefe Erwägungen führen im vorliegenden Falle zur Ablehnung 
des Antrags des N. Es kann nach der Niederſchrift des Konkurs⸗ 
richters vom 22. Januar-1914 nicht zweifelhaft fein, daß die ordnungs⸗ 
mäßig berufene Gläubigerverſammlung vom 17. Dezember 1913 be⸗ 
ſchloſſen hat, keinen Gläubigerausſchuß zu beſtellen. Wenn es auch 
zweckmäßiger geweſen wäre, dies im Protokoll ausdrücklich zu vermerken, 
ſo iſt eine ſolche Aufzeichnung doch kein unbedingtes Erfordernis für den 
Nachweis der erfolgten Beſchlußfaſſung. Da die Beſtimmung im 
§ 164 ZPO. nicht einſchlägt, kann dieſer auch in anderer Weiſe er⸗ 
bracht werden. Es kommt alſo lediglich eine Abänderung eines ſchon 
vorliegenden Beſchluſſes der Gläubigerverſammlung in Frage. Da 
ſich ſeit dem 17. Dezember 1913 die Verhältniſſe innerhalb des Konkurs⸗ 
verfahrens in keiner Weiſe geändert haben, iſt mithin der von N. ge⸗ 
ſtellte Antrag mit Recht vom Amtsgericht abgelehnt worden. Dem 
Umſtande, daß er an jener Verſammlung nicht teilgenommen hat und 
infolgedeſſen ſeine Auftraggeber dort unvertreten geweſen ſind, kommt 
für die ſachliche Beurteilung keine Bedeutung zu. Entſcheidend iſt 
hier die Vorſchrift des § 97 KO. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 4. Februar 1914. 1 W 18/14 


(nach Eiſenach). 


12. Wird durch den Antrag, die Berufung des Klägers 
zurückzuweiſen, der im erſten Rechtsgang hilfsweiſe 
geftellte Antrag auf Vollſtreckungsſchutz bei Bers 
urteilung wiederholt? Iſt eine Ergänzung des 
Urteils inſoweit möglich? 

Der Beklagte hatte im erſten Rechtsgang beantragt, die Klage 
abzuweiſen, bei Verurteilung aber ihm zu geſtatten, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung durch Sicherheitsleiſtung abzuwenden. Das Landgericht hatte 
die Klage abgewieſen. Der Kläger hatte Berufung eingelegt; in der 
Berufungsverhandlung hatte der Beklagte nur den Antrag verleſen, 
die Berufung zurückzuweiſen. Der Senat hob das Urteil auf, ver⸗ 
urteilte den Beklagten zur Zahlung und erklärte das Urteil nach 
§ 708 Nr. 7 ZPO. von Amtswegen für vorläufig vollſtreck⸗ 
bar. Der Beklagte beantragte darauf, das Urteil dahin zu ergänzen, 
daß ihm geſtattet werde, die Zwangsvollſtreckung durch Sicherheits⸗ 
leiſtung abzuwenden. Das wurde aus folgenden Gründen abgelehnt: 
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Es fragt ſich zunächſt, ob überhaupt einer der Fälle vorliegt, in 
denen nach § 716 ZPO eine Ergänzung des Urteils beantragt werden 
kann. Die Anſichten über die Tragweite des § 716 ſind geteilt. 
Nach der einen Anſicht beſchränkt ſich die Möglichkeit der Ergänzung 
auf die Fälle, wo ein Antrag des Gläubigers übergangen iſt oder 
ohne ſolchen die Anordnung der vorläufigen Vollſtreckbarkeit unter⸗ 
blieben iſt, und beſteht nicht auch für die Fälle, wo ein Gegenantrag 
des Schuldners übergangen iſt. (Stein zu § 716, Peterfen-Anger 
(5) Bem. 3 zu § 716; Seuffert (11) Bem. 1 zu § 716; Neukamp 
Bem. 2 zu § 716). Hier iſt aber weder ein Autrag, das Urteil für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären, übergangen, noch iſt 
eine Entſcheidung über die Frage der vorläufigen Vollſtreckbarkeit 
überhaupt unterblieben in einem Falle, in dem das Urteil 
von Amtswegen für vorläufig vollſtreckbar erklärt werden ſoll; eine 
Entſcheidung über die Frage der vorläufigen Vollſtreckbarkeit liegt 
vielmehr vor, ein Ergänzungsurteil kann aber nach der mitgeteilten 
Anſicht nur beantragt werden, wenn ſich das Urteil über dieſen 
Punkt überhaupt nicht ausgeſprochen hat. Dagegen kann nach dieſer 
Anſicht ein Ergänzungsurteil nicht auch dann beantragt werden, wenn 
behauptet wird, die vorläufige Vollſtreckbarkeit hätte nicht oder nicht 
unbeſchränkt angeordnet werden dürfen; dies kann vielmehr nur mit 
dem ordentlichen Rechtsmittel geltend gemacht werden. Dieſe An⸗ 
ſicht hat jedenfalls die Wortfaſſung des § 716 für fic, die von der 
Faſſung des § 714 erheblich abweicht und ſich auf 2 Fälle beſchränkt, 
ſtatt etwa wie § 714 zu ſagen: „ft einer der in §§ 703— 713 ere 
wähnten Anträge übergangen oder iſt in Fällen, wo ein Urteil auch 
ohne Antrag . .. .“ uſw. Von dieſer Anſicht würde der Antrag auf 
Ergänzungsurteil ohne weitere Prüfung der bisherigen Anträge abe 
zulehnen ſein. | | 

Hegt man jedoch, wie der Senat, Zweifel, ob in § 716 ledig⸗ 
lich ein Mittel zugunſten der Vollſtreckungsbeſchleunigung zu erblicken 
ſei, und ſchließt man ſich daher der von andern (Struckmann-Koch 
uſw.; vgl. Wedell in JW. 1911, 797) vertretenen Anficht an, daß 
§ 716 ZPO. ausdehnend auch auf die Fälle anzuwenden fet, in 
denen ein Antrag des Schuldners nach §§ 712, 713 BRO. unbe⸗ 
rückſichtigt geblieben iſt, ſo iſt der Antrag auf Ergänzungsurteil hier 
jedenfalls deshalb abzulehnen, weil der angeblich übergangene Antrag 
des Schuldners gar nicht geſtellt war. 

Gegenüber der Klage hat nämlich der Beklagte hier im zweiten 
Rechtsgange nur beantragt, es bei dem Urteile des Landgerichts, d. h. 
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bei der Klagabweiſung zu belaſſen; für den Fall der Aufhebung 
dieſes klagabweiſenden Urteils hat er keinen neuen Antrag, namentlich 
auch nicht wegen der Vollſtreckungsabwendung geſtellt. Sein Antrag 
beim Berufungsgericht enthält auch keine Bezugnahme auf den Antrag 
des erſten Rechtsganges. Denn ein Antrag, die Berufung zurückzu⸗ 
weiſen, enthält keine Wiederholung des Antrags erſter Inſtanz, ſonſt 
müßte auch z. B. wenn ein Kläger, der nur mit 500 M. von 
1000 M. ſeines Klageanſpruchs obſiegt hat, beantragt, die Berufung 
des Beklagten zurückzuweiſen, hierhin nicht bloß ein Antrag, die Vere 
urteilung zu 500 M. aufrechtzuerhalten, gefunden werden, fondern 
auch noch der Antrag, den Beklagten zu vollen 1000 M. zu ver⸗ 
urteilen, weil der Antrag des Klägers in erſter Inſtanz auf 1000 M. 
gerichtet war. Die bloße Mitteilung was früher beantragt war, iſt 
noch keine Wiederholung dieſes Antrags für die zweite Inſtanz; in 
dieſer ſind vielmehr neue Anträge zu ſtellen, wenn auch vielleicht in 
Form einer (deutlichen) Bezugnahme. 

Urteil des 3. Zivilſenats vom 6. Januar 1914 3 U 43/13 
(nach Altenburg). 


13. Auslegung des § 30 Abſ. 3d. Weim. GKG. vom 

25. Auguſt 1909. 

In dem Kaufvertrage über ein Hausgrundſtück in Apolda war 
der Preis auf 47 000 M. beſtimmt. Außerdem war vereinbart, daß 
der Käufer eine Hypothek von 1600 M., die für die Stadtgemeinde 
Apolda zu ihrer Deckung für künftig entſtehende Straßenbaukoſten auf 
dem Grundſtück eingetragen war, übernehmen ſollte. Der Koſten⸗ 
buchführer des Amtsgerichts vertrat die Auffaſſung, daß die Gebühr 
für die Uebereignung des Grundſtücks von einem Werte von 
48 600 (47000 + 1600 M.) zu berechnen fei, während der Käufer, 
der die Koſten zu zahlen hatte, der Hinzurechnung der Hypothek von 
1600 M. widerſprach. Das Amtsgericht ſetzte den Wert auf nur 
47000 M. feſt, während das vom Koſtenbuchführer angerufene 
Landgericht in deſſen Sinne entſchied. Auf die weitere Beſchwerde 
des Käufers hob das Oberlandesgericht den landgerichtlichen Beſchluß 
auf und wies die Beſchwerde gegen die Entſcheidung des Amtsge⸗ 
richts zurück mit folgender Begründung: 

Die weitere Beſchwerde wirft dem chene Beſchluſſe mit 
Recht Verletzung des Geſetzes vor. 

Bei der Gebührenberechnung iſt, wenn es ſich um den Verkauf 
einer Sache handelt, nach § 30 Abſ. 3 Satz 1 Weim. GKG. vom 
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25. Auguſt 1909 als Wert der Betrag des vereinbarten Kaufpreiſes 
unter Hinzurechnung des Werts vorbehaltener Nutzungen und ausbe⸗ 
dungener Nebenleiſtungen in Anſatz zu bringen. Unter dieſen Neben⸗ 
leiſtungen hat man ſolche Leiſtungen des Käufers zu verſtehen, die 
dieſem nur auf Grund beſonderer vertraglicher Feſtſetzung obliegen, 
nicht auch ſolche, die ihm auch ohne beſondere Vertragsbeſtimmung 
auf Grund des Geſetzes obliegen würden. Das iſt in Ziff. 4 
Abſ. 2 der Anmerkungen beſonders geſagt, die der vom Großherzog⸗ 
lichen Staatsminiſterium in Weimar beſorgten Ausgabe des GKG. 
bei § 30 beigegeben find und nach § 247 dieſes Geſetzes die Gee 
richte binden. 

Die Uebernahme der Hypothek, die der Stadtgemeinde Apolda 
zur Sicherung ihres Anſpruchs auf Erſtattung der ihr künftig ent⸗ 
ſtehenden Straßenbaukoſten zuſteht, iſt keine Nebenleiſtung des 
Käufers in dieſem Sinne. An der angeführten Stelle der Anmer⸗ 
kungen zu § 30 find zwar als Beiſpiele von Nebenleiſtungen, die 
dem Kaufpreiſe zuzurechnen ſind, auch die vom Käufer übernommenen 
Hppotheken aufgeführt. Das kann aber nach dem Zuſammenhange 
nur für den Fall gemeint ſein, daß ſie nicht Verbindlichkeiten dar⸗ 
ſtellen, die dem Käufer auch ohne beſondere Vertragsbeſtimmung auf 
Grund geſetzlicher Vorſchrift obliegen würden. Die Verpflichtung zur 
Erſtattung der Straßenbaukoſten an die Stadtgemeinde Apolda, die 
der Verkäufer unerfüllt gelaſſen hat, trifft den Käufer auch ohne ver⸗ 
tragliche Feſtſetzung ſchon auf Grund des § 19 des Ortsgeſetzes für 
Apolda vom 15. Mai 1886, die Ausführung des Stadtbauplanes 
und die Anlegung und Bebauung der Ortsſtraßen betreffend. Die 
Uebernahme dieſer Verpflichtung durch den Beſchwerdeführer iſt des⸗ 
halb nicht als ausbedungene Nebenleiſtung im Sinne des § 30 
Abſ. 3 GKG. anzuſehen und bei der Berechnung des Wertes des 
Grundſtücks nicht in Anſatz zu bringen. Hierzu iſt nochmals auf 
den ſchon erwähnten Abſatz der Anmerkungen zu § 30 GKG. zu 
verweiſen, wo auch geſagt iſt, daß die öffentlichen Laſten bei der Be⸗ 
rechnung des Werts eines Grundſtücks außer Anrechnung zu bleiben 
haben. | 

Für die Entſcheidung iſt es deshalb gleichgültig, ob zur Siche⸗ 
rung der Verpflichtung zur Erſtattung der Straßenherſtellungskoſten 
eine Hypothek eingetragen iſt und der Käufer dieſe Hypothek über⸗ 
nommen hat oder nicht. 

Es iſt endlich zu berückſichtigen, daß, wenn der Käufer die 
Hypothek nicht übernommen hätte, die Stadtgemeinde Apolda von 
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ihm auf Grund der §§ 16, 18 Abſ. 6 — 9, 19 des angezogenen 
Ortsgeſetzes zur Sicherſtellung ihres Anſpruchs auf Erſtattung der 
Straßenbaukoſten die Eintragung einer neuen Hypothek hätte ver⸗ 
langen können. Dann hätte die Uebereignungsgebühr auch nur vom 
Werte des vereinbarten Kaufpreiſes (47 000 M.) berechnet werden 
können, während tatſächlich derſelbe Erfolg erreicht worden wäre. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 7. März 1914, 1 1 4/14 
(nach Weimar). 


14. Der Identitätsnachweis fällt nicht unter § 29 
Satz 2 GBO. — Beweiswürdigung des Grund— 
buchrichters. 

Die Erben des Gaſtwirts Guſtav Bernhard H. in Gera haben 
das Nachlaßgrundſtück Bl. 553 des Grundbuchs dort an den Gaſt⸗ 
wirt L. verkauft und aufgelaſſen und ſeine Eintragung als Eigen⸗ 
tümer beim Grundbuchamte beantragt. Da aber im Grundbuch als 
bisheriger Eigentümer nicht Guſtav Bernhard H. ſondern Adolf 
Bernhard H. eingetragen ſteht, hat die Witwe des Erblaſſers am 
22. Dezember 1913 zu notariellem Protokoll eidesſtattlich verſichert, 
daß Adolf Bernhard H. mit ihrem Mann identiſch ſei. Das Grund⸗ 
buchamt hat jedoch die Eintragung verweigert, weil die Identität 
dieſer Perſonen nicht nach § 29 GBO durch öffentliche Urkunden 
nachgewieſen ſei, und hat durch Zwiſchenverfügung dieſen Nachweis 
gefordert. Das Landgericht hat die Beſchwerde der Witwe H. zu⸗ 
rückgewieſen mit der Begründung: Die Identität müſſe nach § 29 
Satz 2 GBO durch öffentliche Urkunden nachgewieſen werden; 
das notarielle Protokoll vom 22. Dezember 1913 ſei zwar eine 
öffentliche Urkunde, die eidesſtattliche Verſicherung der Witwe mache 
aber die Identität nur glaubhaft, beweiſe ſie dagegen nicht, da 
die Verſicherung an Eidesſtatt nur ein Mittel zur Glaubhaft⸗ 
machung ſei; daher verlange das Grundbuchamt mit Recht noch 
dem Nachweis der Identität durch öffentliche Urkunde. 

Gegen dieſen Beſchluß wendet ſich die weitere Beſchwerde der 
Witwe H. Nach ihrer Begründung rügt fie Verletzung des § 29 
Satz 5 GBO. Sie iſt begründet, da die Entſcheidung des 
Landgerichts rechtsirrtümlich iſt. 

Das gilt zunächſt von ſeiner Rechtsanſicht, der Identitätsnach⸗ 
weis müſſe durch öffentliche Urkunden geführt werden. Denn 
durch dieſe Beweismittel läßt er ſich meiſt überhaupt nicht erbringen, 
mindeſtens nicht durch ſie allein. Zwar beſteht dafür die Mög⸗ 
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lichkeit, wie im Falle einer Namensänderung. Meiſtens aber 
laſſen ſich durch öffentliche Urkunden nur Vorgänge, vor allem Cre 
klärungen, die vor öffentlichen Behörden abgegeben worden ſind, 
nachweiſen, die Wahrheit dieſer Erklärungen aber ergibt ſich aus 
der öffentlichen Urkunde ſelbſt noch nicht. Doch gerade in der 
Frage nach der materiellen Wahrheit liegt der Schwerpunkt der 
Ihdentitätsfrage. Die materielle Wahrheit aber läßt ſich regelmäßig 
nur nach Umſtänden beurteilen, die außerhalb der Urkunde liegen. 
Iſt jedoch die Identität meiſt durch öffentliche Urkunden allein über⸗ 
haupt nicht nachweisbar, ſo kann auch nicht die Annahme des Land⸗ 
gerichts zutreffen, der Identitätsnachweis falle unter § 29 Satz 2 
GBO., fet alſo im Sinne dieſer Beſtimmung eine „andere Vor⸗ 
ausſetzung“ als die „Eintragungsbewilligung und die ſonſtigen zur 
Eintragung erforderlichen Erklärungen“ des § 29 Satz 1 und fei 
daher nur durch öffentliche Urkunden zu erbringen. Vielmehr fällt 
der Identitätsnachweis überhaupt nicht unter § 29 Satz 2. Es be⸗ 
darf daher nicht notwendig des Nachweiſes durch öffentliche Urkunde, 
ſondern genügt ein urkundliches Beweismittel in Verbindung mit 
einem beweiserheblichen Moment außerhalb urkundlicher Belege; 
ob etwa auch ein Außenmoment dieſer Art allein, bedarf hier 
keiner Entſcheidung. Mag auch regelmäßig der Urkundenbeweis die 
einzige Erkenntnisquelle des Grundbuchrichters ſein, ſo gibt es doch 
Fälle, wo der Urkundenbeweis verſagt, aber dennoch nicht der Grund⸗ 
buchverkehr verſchloſſen werden kann. Alsdann. iff auch der 
Grundbuchrichter gezwungen, auf außerurkundliche Momente zurück⸗ 
zugreifen und mit gebotener Vorſicht freie richterliche Beweiswürdigung 
walten zu laſſen, mag dieſe Verpflichtung auch ihre Grenzen haben, 
z. B. nicht auch Zeugenbeweis umfaſſen. 

Dieſe Rechtsausführungen ſtehen im Einklang mit Meikel, GBO. 
(2) Anm. 3b zu 829, Brach vogel, Gruchots Beitr. 50, 79, KGS. 
IV Nr. 85, auch Arnheim, GBO. (2) Anm. 4 zu $ 29. 

Ferner iſt die Anſicht des Landgerichts rechtsirrig, eine Ver⸗ 
ſicherung an Eidesſtatt ſei nur ein Mittel zur Glaubhaftmachung. 
Eine Beweisregel dieſes Inhalts gibt es nicht. Vielmehr kann 
eine eidesſtattliche Verſicherung nach dem Grundſatz freier richterlicher 
Beweiswürdigung ebenſo vollen Beweis für eine Tatſache erbringen 
wie etwa eine eidliche Ausſage, ſofern nur die Umſtände ihre volle 
Glaubwürdigkeit ergeben. Das hat auch das Reichsgericht im Recht 
1911 Nr. 361 für eidesſtattliche Verſicherungen un beteiligter 
Dritter anerkannt. Doch auch für beteiligte Perſonen gilt 

Blätter für Rechtspflege LXI. F. N. XLI. 13 
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daſſelbe. So hat das Reichsgericht nach Warneyer, Erg. Bd. 1912 
Nr. 456 eine bloße Parteibehauptung für fähig erklärt, voll 
beweiskräftig zu fein; daher muß vollends auch eine eidesftattlid 
verſicherte Parteibehauptung dieſer Wirkung fähig ſein. Des⸗ 
halb hätte das Landgericht die eidesſtattliche Verſicherung der Witwe 
H. auf ihre materielle Beweiskraft prüfen müſſen und wäre rechtlich nicht 
gehindert geweſen, darauf ſeine volle Ueberzeugung von der Iden⸗ 
tität zu ſtützen. 

Endlich hat das Landgericht rechtsirrtümlich die Grenzen ſeiner 
Prüfungspflicht verkannt. Denn mag auch die Erklärung der Witwe 
H. für ſich allein nicht beweiskräftig ſein, ſo könnte ſie doch in 
Verbindung mit anderen Urkunden, Tatſachen oder Erwägungen 
die Ueberzeugung des Gerichts von der Identität begründen. Die 
Prüfung dieſer Frage aber hat das Landgericht unterlaſſen. 


Nach den hier entwickelten Rechtsgrundſätzen hat der Senat an 
der Identität des Erblaſſers Guſtav Bernhard H. mit dem Buch⸗ 
eigentümer Adolf Bernhard H. keinen Zweifel. Der Senat kann 
die Entſcheidung ſelbſt treffen, da die Sache ſpruchreif iſt. 


Zunächſt beſteht kein Anlaß, der eidesſtattlichen Verſicherung der 
Witwe H. zu mißtrauen. Denn als Frau eines kleinen Gaſtwirts 
kennt ſie die Verhältniſſe des Grundſtücks, vor allem ſeine Be⸗ 
laſtung. Dieſe ſpielt im Kaufvertrag, den die Witwe H. perſönlich 
abgeſchloſſen hat, die Hauptrolle und ſein Inhalt deckt ſich mit den 
eingetragenen Laſten des Adolf Bernhard H. zugeſchriebenen 
Grundſtücks Bl. 553. 


Mindeſtens aber iſt die eidesſtattliche Verſicherung in Ver⸗ 
bindung mit andern Momenten beweiskräftig. So ſind die 
Erben im Gewahrſam des Beſitzſtands verzeichniſſes gee 
weſen, denn ſie haben es im Oktober 1913 dem Grundbuchamt 
überreicht. Es lautet ebenfalls auf Adolf Bernhard H., während 
der Erblaſſer nach dem Erbſchein tatſächlich Guſtav Bernhard H. 
hieß. Da aber der Erwerb des Beſitzſtandsverzeichniſſes nur auf Erb⸗ 
gang zurückgeführt werden kann, muß ſchon Guſtav H. im Beſitze 
des auf Adolf Bernhard H. lautenden Verzeichniſſes geweſen ſein. 
Dies aber läßt ſich nur durch Identität beider Perſonen erklären. 
Denn daß etwa das Beſitzſtands verzeichnis dem wahren Adolf Bern⸗ 
hard H. entwendet worden wäre und daß die Erben des Guſtav 
Bernhard H. nunmehr unbefugt über ein fremdes Grundſtück ver⸗ 
fügten, wäre zwar denkbar, es widerſpräche aber allen Erfahrungen 
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des Lebens, nicht der leiſeſte Verdacht ijt hier begründet. Mit einer 
ſo entfernten Möglichkeit iſt daher nicht zu rechnen. 

Die Verſchiedenheit der Vornamen hat auch um ſo weniger Be⸗ 
deutung, als nur einer unter mehreren und nicht der Rufname 
in Frage ſteht, der nach der Todesanzeige Bernhard geweſen iſt. 

Dieſe Umſtände in Verbindung mit der eidesſtattlichen Ver⸗ 
ſicherung der Witwe H. haben den Senat von der Identität des Erb⸗ 
laſſers mit dem Bucheigentümer Adolf Bernhard H. voll überzeugt. 
Es rechtfertigt ſich daher die Anweiſung ans Grundbuchamt, die 
Eintragung des Gaſtwirts L. als Eigentümers des Grundſtücks 
Bl. 553 nicht deshalb zu verſagen, weil die Identität nicht nach 
§ 29 Satz 2 GBO. nachgewieſen fei. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 18. März 1914, 1 Y 6/14 
(nach Gera). 


15. Zuläſſigkeit der Berufung, wenn ſich ein Arreſt 
oder eine einſtweilige Verfügung vor Einlegung 
der Berufung erledigt hat. 

Die Zuläſſigkeit der Berufung iſt nicht unzweifelhaft. Der Senat 
trägt auch Bedenken, die im Erläuterungsbuch von Förſter und 
Kann zur BPO. (§ 99 Erl. 1 c, bb) vertretene Anſicht für richtig 
zu halten, wonach bei Erledigung der Hauptſache nach dem erſten Urteile 
und vor Einlegung der Berufung dieſe ſtets zuläſſig ſein ſoll. Das 
würde auch mit der Rechtſprechung des Reichsgerichts im Widerſpruch 
ſtehen (RG. 27, 368; 45, 414) und entſpräche nicht dem Zwecke des 
§ 99 ZPO., da der weſentliche Gegenſtand des Streites im Berufungs⸗ 
gericht eben doch nur die Koſtenfrage ſein würde. Dagegen hält der 
Senat allerdings mit dem Reichsgericht (Gruchots Beitr. 51. 1043; 
52, 1113) die Berufung für zuläſſig, wenn eine einſtweilige Verfügung 
oder ein Arreſt ſich nach der Entſcheidung des erſten Gerichts und vor 
Einlegung der Berufung erledigt hat. Hier beſteht allerdings trotz der 
Erledigung ausnahmsweiſe noch ein Streit zur Hauptſache. Das hat 
ſeinen beſonderen Grund in der aus § 945 BRO. herzuleitenden 
Schadenerſatzpflicht und dem Umſtande, daß, wenn darüber, ob ein 
Arreſt oder eine einſtweilige Verfügung von Anfang an ungerechtfertigt 
war, im Arreſtverfahren (Verfahren über einſtweilige Verfügung) eine 
Entſcheidung ergangen iſt, diefe für das Gericht des Schadenserſatz⸗ 
prozeſſes bindend iſt. Eine ſolche Entſcheidung iſt hier ergangen. Die 
Arreſte, die die Klägerin erwirkt hatte, ſind im Widerſpruchsverfahren 


für von Anfang an ungerechtfertigt erklärt worden. Die Arreſte ſind 
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auch vollſtreckt worden. Es würden alſo die Vorausſetzungen eines 
Schadenserſatzanſpruchs nach § 945 ZPO. gegeben fein. Deshalb 
hat die Klägerin ein ſachliches Intereſſe daran, daß die Frage der 
Rechtmäßigkeit der Arreſte noch nachgeprüft und abweichend vom Urteile 
des Landgerichts feſtgeſtellt wird, wiewohl ſie jetzt an der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Arreſte um ſie vollziehen oder den bisherigen Vollzug 
aufrecht erhalten zu können, kein Intereſſe mehr hat. Es müßte alſo 
in der Tat ihrem Antrage, die Arreſte für von Anfang an gerecht⸗ 
fertigt (und nur ſpäter erledigt) zu erklären, ſtattgegeben werden, wenn 
der zu ſichernde Anſpruch und ein Arreſtgrund glaubhaft gemacht 
würden. Inſoweit kann ſie alſo noch eine Sachentſcheidung begehren, 
inſoweit iſt ſie durch das angefochtene Urteil in der Sache ſelbſt be⸗ 
ſchwert. 

Urteil des 3. Zivilfenats vom 23. Dezember 1913, 3. U 216/13 
(nach Altenburg). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


13. Der Rezeß über eine Grundſtückszuſammenlegung 
kann auch neues öffentliches Recht ſchaffen (Wege⸗ 
unterhaltungspflicht). Ortsgeſetze nach Art. 8, 70 
der Mein. GemO. über Beiträge zur Unterhals 
tung von Wirtſchaftswegen. Inhalt des Art. 70, 
Abſ. 2 Gem O.: Behauptung über Beſtehen einer 
Dienſtbarkeit an Wirtſchafts wegen. Einfluß einer 
ſolchen Dienſtbarkeit auf die Heranziehung zu 
Beiträgen zur Wegeunterhaltung. Irrtümliche 
Annahme des Beſtehens einer Dienſtbarkeit (§ 59 
StGB.). 

Im § 5 des Ortsgeſetzes der Stadtgemeinde Hildburghauſen 
vom 27. September 1910 über die Benutzung der Separationswege 
iſt beſtimmt: 

„Falls durch die Holzabfuhr oder die gewerbliche Ausnutzung von 
Planſtücken als Steinbruch, Sandgrube, Tongrube u. dgl. eine Er⸗ 
höhung der Unterhaltspflicht der benutzten Wege herbeigeführt 
wird, kann der Gemeinderat beſchließen, daß für das jedesmalige 
Befahren dieſer Wege durch Fuhren vorgenannter Art eine Abgabe 
von 25 Pfg. an die Kämmereikaſſe zu entrichten iſt.“ 

Für die Abgabe haften die Beſitzer des Fuhrwerks und der Eigen⸗ 
tümer des forſtlich oder gewerblich ausgenutzten Grundſtücks als Ge⸗ 
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ſamtſchuldner (8 5 Abſ. 2). Von dem jedesmaligen Befahren durch 
abgabepflichtige Fuhren iſt der Polizei oder der Kämmerei ſofort Mit⸗ 
teilung zu machen; dazu ſind der Eigentümer des Grundſtücks, der 
Beſitzer und der Führer des Fuhrwerks verpflichtet. Der Angeklagte 
hat nun im Auftrage ſeines Dienſtherrn für die Aktiengeſellſchaft O. er 
Glashütte aus deren Sandgrube Sand abgefahren und dabei vier 
Planwege benutzt, für die der Gemeinderat die Abgabe beſchloſſen 
hatte, aber keine Anzeige davon erſtattet. Er iſt wegen Uebertretung 
des Ortsgeſetzes beſtraft worden, die Reviſion macht geltend, das Orts- 
geſetz ſei ungültig. | 

Dieſes iſt nach Art. 8 Gemd. erlaſſen. Das Landgericht 
meint, darauf könne es ſich nicht unmittelbar ſtützen, da Art. 8 
gegenüber der Sondervorſchrift des Art. 70 GemO. keine Anwen⸗ 
dung finden könne und dieſer unmittelbar kein Recht zur Straf⸗ 
androhung gewähre. Art. 70 lautet: „Durch Ortsgeſetz können zur 
Deckung der Koſten für Herſtellung und Unterhaltung der im öffent⸗ 
lichen Intereſſe getroffenen Veranſtaltungen diejenigen, denen ſie vor⸗ 
zugsweiſe dienen, mit Beiträgen herangezogen werden. Auf die Bei⸗ 
träge der Anlieger zu den Koſten der Anlegung, Veränderung und 
Unterhaltung von Straßen und auf die Beiträge gewiſſer Unternehmer 
zu der Straßenunterhaltung kommen die beſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften in Anwendung.“ An den Abſ. 2 des Art. 70 knüpft das 
Landgericht nun an und ſagt: Wenn für die Koſten der Straßen die 
beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften maßgebend blieben, ſo gehörten 
dazu auch die Beſtimmungen des Rezeſſes über die Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegung von Hildburghauſen und danach ſei das Ortsgeſetz 
gültig. 

Im Rezeß iſt nämlich beſtimmt: Das Eigentum an den Wirt⸗ 
ſchafts wegen ſteht der politiſchen Gemeinde zu, in deren Bezirk ſie 
liegen, und dieſe hat ſie zu unterhalten. Sie dürfen ihrer Haupt⸗ 
beſtimmung (für die Bewirtſchaftung der Grundſtücke zu dienen) nicht 
entzogen werden. Wenn durch die Holzabfuhr oder durch die ge— 
werbliche Ausnutzung von Planſtücken als Steinbruch, Sandgrube 
oder Tongrube u. dgl. eine Erhöhung der Unterhaltungpflicht der be⸗ 
nutzten Wege herbeigeführt wird, kann die Gemeinde die betreffenden 
Planeigentümer zu beſonderen Beiträgen heranziehen. 

Hat hiernach, ſagt das Landgericht, die Stadtgemeinde das Recht, 
von den Anliegern beſondere Beiträge zu verlangen, ſo muß ſie dieſes 
Recht auch durch beſondere Anordnungen und Strafen ſichern können; 
daraus ergibt ſich die Gültigkeit des Ortsgeſetzes. 
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Die Reviſion beruft ſich demgegenüber auf Art. 53 des Landes⸗ 
geſetzes vom 10. Februar 1869, wonach der von der Auseinander⸗ 
ſetzungsbehörde beſtätigte Rezeß die Wirkung einer gerichtlich beſtätigten 
Urkunde, oder auch eines rechtskräftigen Erkenntniſſes hat, und folgert 
daraus, daß er lediglich privatrechtliche Bedeutung unter den be⸗ 
teiligten Grundeigentümern habe und den Angeklagten in keiner Weiſe 
berühre. 

Das iſt nicht zutreffend. Soweit der beſtätigte Rezeß öffentlich⸗ 
rechtliche Verhältniſſe regelt, begründet er neues öffentliches Recht (val. 
Germershauſen, Wegerecht 1 (3) 449, Fleiner, Inſtitutionen 
des Deutſchen Verwaltungsrechts 76 PrOVG. 13, 261; 14, 243). 
Und die Wegeunterhaltungspflicht der Gemeinde, und damit auch 
die Verpflichtung gewiſſer Anlieger, zu den Unterhaltungskoſten bei⸗ 
zutragen, ift öffentlich⸗rechtlicher Natur. Der Rezeß begründet alſo 
für die Anlieger die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung, zu den Unter⸗ 
haltungskoſten beizuſteuern. Hätte man das Eigentum an den Wirt⸗ 
ſchaftswegen und die Pflicht, ſie zu unterhalten, der Zuſammenlegungs⸗ 
gemeinſchaft (der Gemeinſchaft der beteiligten Grundſtücksbeſitzer) zu⸗ 
gewieſen, ſo wäre die Unterhaltungspflicht allerdings zunächſt deren 
private Angelegenheit geweſen. Uebrigens würde ſie auch dann der 
öffentlichen Bedeutung nicht ermangeln, wie in dem Landesgeſetz vom 
18. Januar 1906 zum Ausdruck kommt, wonach die Angelegenheiten 
ſolcher Gemeinſchaften vom Gemeindevorſtand nach den für Gemeinde⸗ 
angelegenheiten geltenden Vorſchriften zu verwalten ſind. Dadurch 
aber, daß das Eigentum an den Wegen und deren Unterhaltung der 
Gemeinde übertragen worden ſind, ſind ihre Verwaltung und Unter⸗ 
haltung reine Gemeindeangelegenheiten, alſo ganz öffentliche Ange⸗ 
legenheiten geworden. 

Dann ergibt ſich die Berechtigung der Gemeinde, die im Rezeß 
feſtgelegte Beitragspflicht zur Unterhaltung dieſer Wege durch Orts⸗ 
geſetz zu regeln, ohne weiteres aus Art. 8 Gemd., wonach 
die Gemeinde zur Ordnung ihrer Verwaltung Ortsgeſetze erlaſſen 
kann. Zum mindeſten kann fic) aber das Ortsgeſetz auf Art. 70 
GemO. ſtützen. Die Wirtſchaftswege gehören zu den „im öffentlichen 
Intereſſe getroffenen Veranſtaltungen“, ſonſt würden ſie und ihre 
Unterhaltung eben nicht der Gemeinde, ſondern der Zuſammenlegungs⸗ 
gemeinſchaft übertragen worden ſein (vgl. auch die Begründung zu 
Art. 70 GemO., in der Feldwege als ſolche Veranſtaltungen genannt 
werden). Sie dienen vorzugsweiſe den anliegenden Grundbeſitzern, 
und die Wege nach den gewerblich ausgenutzten Grundſtücken dienen 
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wieder vorzugsweiſe deren Eigentümern. Dieſe Grundſtückseigentümer, 
denen ſie vorzugsweiſe dienen, können nach Art. 70 zur Unterhaltung 
mit beſonderen Beiträgen herangezogen werden. Daß die Beitrags⸗ 
pflicht hier ſchon im Rezeß begründet iſt, nicht erſt durch das Orts⸗ 
geſetz geſchaffen wird, hindert nicht, die Beitragsleiſtung im übrigen 
durch ein Ortsgeſetz zu regeln, wie es Art. 70 vorſieht. Denn die 
Tatſache, daß die Verpflichtung ſchon beſteht, kann der Gemeinde 
nicht mindere Rechte geben. Wäre die Verpflichtung der betreffenden 
Grundſtückseigentümer nicht ſchon im Rezeß ausgeſprochen, ſo könnte 
ſie nach Art. 70 begründet werden (anders nur, wenn ſich aus dem 
Rezeß etwas Gegenteiliges ergebe). | 
Es könnte nach Art der Erhebung der Abgabe ſcheinen, daß es 
ſich gar nicht um Beiträge nach Art. 70, ſondern um Gebühren für 
die Benutzung der Wege nach Art. 69 GemO. handle. Der Inhalt 
des § 5 Abſ. 1 des Ortsgeſetzes ergibt aber, daß die Abgabe als Bei⸗ 
trag zur Unterhaltung der Wege erhoben wird und ſo bemeſſen iſt, 
daß ſie die Ausgaben, die für die erhöhte Unterhaltung erforderlich 
werden, nicht überſteigt. Ob die Beſtimmung des Ortsgeſetzes, daß 
auch der Beſitzer des Fuhrwerks für die Abgabe haftet, mit dem 
Rezeß oder doch wenigſtens mit Art. 70 GemO. in Einklang zu 
bringen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Auch wenn die Abgabe nur 
von dem Grundſtückseigentümer verlangt werden kann, iſt es jeden⸗ 
falls zuläſſig, um deſſen Beiträge ſicherzuſtellen, den Perſonen, deren 
er ſich bei Benutzung des Wegs bedient, eine Anzeigepflicht aufzuer⸗ 
legen. Bei den Maßnahmen, die den Eingang der Abgabe ſichern 
ſollen, hat das Ortsgeſetz im Rahmen des Art. 8 GemO. freie Hand. 
Das Landgericht hat alſo die Gültigkeit des Ortsgeſetzes mit 
Recht angenommen. Rechtsirrig iſt nur die Anſicht, daß ſich das 
Recht, Strafe anzudrohen, nicht unmittelbar aus Art. 70 GemO. 
herleiten laſſe, daß es des Umwegs über Art. 70 Abſ. 2 bedürfe. 
Wenn Art. 70 der Gemeinde das Recht gibt, durch Ortsgeſetz eine 
Beitragspflicht zu begründen, fo iſt das ein Ortsgeſetz nach Art. 8 
Gem., das natürlich auch Strafen androhen kann. Art. 70, Abi. 2 
kann hier überhaupt nicht in Betracht kommen. Er bezieht ſich nur 
auf Straßen, nicht auf bloße Wirtſchaftswege, um die ſichs hier 
handelt, und hat, wie ſein Wortlaut deutlich ergibt, die beiden Landes⸗ 
geſetze vom 26. März 1888 (über die Heranziehung der Anlieger zu 
den Koſten der Anlegung und Veränderung von Straßen) und vom 
13. Februar 1890 (über das Straßengeld) im Auge (vgl. die Be⸗ 
gründung zu Art. 70 GemO .). 
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Der Angeklagte hat nun eingewandt, die Eigentümerin der 
Sandgrube habe ſchon vor der Grundſtückszuſammenlegung eine 
Dienſtbarkeit beſeſſen, dieſe ſei durch die Grundſtückszuſammenlegung 
nicht untergegangen und ſchließe aus, daß der Rezeß und das Orts⸗ 
geſetz für ſie eine Beitragspflicht zur Wegeunterhaltung begründeten. 
Das Landgericht ſagt dazu nur, daß die Dienſtbarkeit, die der Eigen⸗ 
tümerin der Sandgrube zugeſtanden habe, als ſolche beſtehen geblieben 
ſei. Es geht aber auf die Frage, ob ihr tatſächlich früher eine Dienſt⸗ 
barkeit zugeſtanden hat und ob dieſe die Heranziehung zu Beiträgen 
hindern würde, nicht ein. Wie ſoll man ſich nun aber dieſe Dienſt⸗ 
barkeit denken? Soll ſie an all den Planwegen, die der Angeklagte 
benutzt hat, beſtehen? Es ſind vier Wege. Wenn die Eigentümerin 
der Sandgrube vor der Grundſtückszuſammenlegung eine Dienſtbarkeit 
gehabt hat, fo wird dieſe an einem oder mehreren fremden Grunde 
ſtücken (vielleicht auch an einem Privatweg) beſtanden haben. Dann 
ſpricht aber die Vermutung dafür, daß ſie durch die Grundſtücks⸗ 
zuſammenlegung und die Schaffung von Flurwegen beſeitigt worden 
iſt. Denn das iſt doch ein Hauptzweck der Grundſtückszuſammenlegung 
geweſen, wenn auch natürlich manche Dienſtbarkeiten nicht davon be⸗ 
troffen worden find (vgl. Art. 9 des Geſetzes vom 29. Mai 1855 
über die Zuſammenlegung der Grundſtücke; Unger, Mein. Privat⸗ 
recht 2, 90 bef. auch Anm. 5). Oder will die Eigentümerin der 
Sandgrube behaupten, daß die vier Planwege ſchon vor der Grund— 
ſtückszuſammenlegung beſtanden haben und daß ſie an dieſen Wegen 
eine Dienſtbarkeit gehabt hat? Das ſtimmt nicht zu den Feſtſtellungen 
des Schöffengerichts, daß die Wege erſt durch die Grundſtückszuſammen⸗ 
legung entſtanden find. Ebenſo iſt kaum denkbar, daß fie nach der 
Grundſtückszuſammenlegung etwa eine Dienſtbarkeit an den Wegen 
erſeſſen habe, denn ſie hat ſie doch als Anliegerin benutzt, nicht aus 
einem angeblichen Dienſtbarkeitsrechte. Und weiter hätte fie die Dienft- 
barkeit auch für Sandfuhren erworben? Die Sandgrube ſoll erſt 
ſeit 1894 befteben. Wie will fie dann eine Dienſtbarkeit für Sand» 
fuhren erſeſſen haben? Seit dem Inkrafttreten des BGB. gibt es 
keine Erſitzung nichteingetragener Rechte mehr. Daß die Eigentümerin 
der Sandgrube eine Dienſtbarkeit habe, iſt alſo aller Wahrſcheinlich⸗ 
keit nach eine durch nichts gerechtfertigte Behauptung, wie ſie in 
ſolchen Fällen ſehr häufig ausgeſprochen wird. Hätte ſie übrigens 
eine Dienſtbarkeit, ſo würde ſie auch verpflichtet ſein, die der Dienſt⸗ 
barkeit dienenden Wege in ſolchem Zuſtand zu erhalten, daß ſie ſie 
ausüben kann. Oder will ſie etwa die Dienſtbarkeit in dem Umfange 
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erſeſſen haben, daß der Eigentümer der Wege für diefen Zuſtand zu 
ſorgen hätte? 

Nur im letzten Falle könnte ſie zur Unterhaltung der Wege nicht 
mit Beiträgen herangezogen werden. Sonſt aber würde ihre Dienft- 
barkeit dies nicht hindern. Denn trotz der Dienſtbarkeit wäre ſie eine 
Grundſtückseigentümerin, die durch gewerbliche Ausnutzung ihres Grunde 
ſtücks erhöhte Unterhaltungskoſten der Wege herbeiführte (Rezeß) und 
fie vorzugsweiſe benutzte (Art. 70 GemO .). Und die Dienſtbarkeit 
gan den Wegen würde ihr kein Recht auf Befreiung von dieſen Bei⸗ 
trägen geben, da normalerweiſe nicht zu ihrem Inhalt gehört, daß 
der Berechtigte mit Unterhaltungskoſten verſchont wird, ſondern im 
Gegenteil, daß er für die Unterhaltung zu ſorgen hat. (Dagegen 
könnte die Dienſtbarkeit in anderer Weiſe ihre Wirkung äußern, z. B. 
würde ſie hindern, daß die Gemeinde die Wege für Sandfuhren der 
berechtigten Grundſtückseigentümerin ſperrte, wie ihr das im Rezeß 
vorbehalten iſt.) 

Selbſt wenn aber die Grundſtückseigentümerin keine Dienſtbar⸗ 
keit gehabt hat, bleibt immer noch zu berückſichtigen, ob nicht der 
Angeklagte an eine ſolche geglaubt und ſich deswegen zur Anzeige 
nicht für verpflichtet gehalten hat. Das Landgericht ſagt zwar, er 
habe nicht beſtritten, daß er das Bewußtſein der Rechtswidrigkeit 
ſeiner Handlung gehabt habe. Das ſteht aber im Widerſpruch damit, 
daß er ſich auf die Dienſtbarkeit berufen hat. Daß er von der ane 
geblichen Dienſtbarkeit erſt hinterher erfahren hätte, ſteht nicht feſt, 
deshalb muß damit gerechnet werden, daß ſeine Verteidigung heißen 
ſoll, er habe wegen der Dienſtbarkeit die Anzeige unterlaſſen. Hat 
er tatſächlich geglaubt (weils ihm etwa fein Dienſtherr oder die Grund⸗ 
ſtückseigentümerin geſagt hatte), daß er wegen einer Dienſtbarkeit zur 
Anzeige nicht verpflichtet ſei, ſo iſt das ein tatſächlicher Irrtum. Und 
dieſer kann ihn vor Strafe ſchützen, wenn er dabei nicht fahrläſſig 
gehandelt hat ($ 59 StGB.). 

Das Landgericht muß daher noch erörtern, ob eine Dienſtbarkeit 
beſteht, die die Grundſtückseigentümerin von Beiträgen befreit, oder 
ob der Angeklagte doch wenigſtens die Anzeige nur deshalb unter⸗ 
laſſen hat, weil er, ohne nachläſſig zu handeln, geglaubt hat, wegen 
einer Dienſtbarkeit der Grundſtückseigentümerin dazu nicht verpflichtet 
zu ſein. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 16. Januar 1914. 8 123/13 
(nach Meiningen). 
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14. Die Koſtenvorſchriften und § 380 StPO. Bere 
teilung der Koſten im Privatklageverfahren nach 
§ 503 Abſ. 3 StPO. Vorausſehungen des § 499 
Abſ. 1 StPO. und Verhältnis der §§ 499 und 
503 StPO. zueinander. 


Gegen die Angeklagte iſt das Hauptverfahren eröffnet worden 
wegen einer Beleidigung, die in den zwei Vorwürfen liegen ſoll: „Ihr 
zieht den L. aus und foſcht ihn. Es iſt gut, daß Frau L. tot iſt. 
Da haſt Du — die Frau des Privatklägers — wenigſtens etwas 
anzuziehen.“ „Auch das Kind des L. wird ſchlecht behandelt, um 
den Nutzen ſpäter zu haben.“ Dementſprechend hat auch der Privat⸗ 
kläger ſeinen Antrag vor dem erkennenden Gericht geſtellt. 


Das Schöffengericht hat nur wegen der erſten Aeußerung ver⸗ 
urteilt und nach § 503 Abſ. 3 StPO. die Koften zu 3/, der Ange⸗ 
klagten, zu / dem Privatkläger auferlegt. Dieſes Urteil hat die 
Strafkammer aufrecht erhalten. 


Die Reviſion des Privatklägers rügt Verletzung der §§ 503 Abſ. 3, 
499 StPO. Die Reviſion iſt an ſich zuläſſig, da die Vorſchriften 
der StPO. über die Koften des Verfahrens nicht zu den Vorſchriften 
des Verfahrens im Sinne des § 380 StPO. gehören (Lö we⸗Hell⸗ 
weg § 380 Anm. 2a). Beide Rügen der Reviſion gehen in⸗ 
deſſen fehl. 

Die Reviſion geht zunächſt davon aus, daß der Vorderrichter 
§ 503 Abſ. 3 StPO. falſch angewendet habe. Der Privatkläger 
habe Beſtrafung wegen einer Beleidigung beantragt, wegen einer 
Beleidigung ſei beſtraft, und daher ſei den Anträgen des Privatklägers 
voll entſprochen. Daß nur ein Teil der Aeußerung bewieſen ſei. der 
andere nicht, könne nicht in Betracht kommen, wie auch das BayObsG. 
entſchieden habe. Richtig iſt, daß dieſes Gericht ſo entſchieden hat 
(Seuff Bl. 74, 180). Allein dieſes ohne jede Gründe veröffentlichte 
Urteil hat die Ueberzeugung des erkennenden Senats nicht zu beein⸗ 
fluſſen vermocht. Dieſer hat ſich vielmehr auf den entgegengeſetzten 
Standpunkt geſtellt, und zwar aus folgenden Gründen: § 503 Abſ. 3 
StPO. läßt eine angemeſſene Teilung der Koften zu, falls den An⸗ 
trägen des Privatklägers nur zum Teil entſprochen iſt. Die ent⸗ 
ſcheidende Frage iſt mithin, was unter dem Antrag des Privatklägers 
zu verſtehen iſt. Der erkennende Senat verſteht darunter das er⸗ 
kennbar geäußerte Verlangen des Privatklägers, es ſolle wegen be 
ſtimmter hiſtoriſcher Vorgänge beſtraft werden. Die Beleidigung, die 
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in mehre ren unſelbſtändigen Aeußerungen begangen iff, ift eine forte 
geſetzte Beleidigung, bei der die einzelnen Willensbetätigungen hiſtoriſche 
Tatbeſtän de für ſich darſtellen, wenn ſie auch ſubjektiv betrachtet durch 
die Einheit des Vorſatzes zur Einheit der Handlung, nicht aber des 
Ereigniſſes zuſammengezogen werden. Der Antrag bei einer fortge⸗ 
ſetzten Beleidigung mithin geht auf die Beſtrafung ſämtlicher Teilakte 
der Handlung. Die Frage, ob die Teilakte nur mit einer Strafe 
oder, wie im Fall der Realkonkurrenz, mit mehreren Strafen belegt 
werden, iſt für die Frage, wie weit der Antrag im Hinblick auf die 
hiſtoriſchen Ereigniſſe geht, ohne jede Bedeutung. Denn der Antrag 
will nach dieſer Richtung hin nur erreichen, daß beſtraft wird, ohne 
daß es auf das Wie? der Beſtrafung ankäme. Selbſtverſtändlich 
kann einem Antrag auch nur zum Teil entſprochen werden dadurch— 
daß in Hinblick auf die Beſtrafung der Richter den Anregungen des 
Privatklägers nicht nachgibt, alſo z. B. wegen fortgeſetzten Verbrechens 
beſtraft, während dieſer Realkonkurrenz behauptet hatte. Allein dieſe 
Frage kommt hier nicht in Betracht. Hier ſteht feſt, daß der Privat⸗ 
kläger das nicht erreicht hat, was er gewollt, Beſtrafung eines be- 
ſtimmten hiſtoriſchen Tatbeſtandes, eines Teilaktes der behaupteten Be⸗ 
leidigung. Die Entſcheidung bleibt mithin inſoweit hinter dem An⸗ 
trage des Privatklägers zurück, mit andern Worten: dieſem iſt nur 
zum Teil entſprochen. Somit hat der Vorderrichter den § 503 Abſ. 3 
SPD. zu Recht angewandt. 

Eine Verletzung des § 499 Abſ. 1 SPO. liegt gleichfalls nicht 
vor. Die Reviſion verſteht dieſe Vorſchrift dahin, daß auch im Privat- 
klageverfahren dem Angeklagten die Koſten auferlegt werden müſſen, 
die er durch ſchuldhafte Verſäumnis verurſacht hat. Man kann zu⸗ 
nächſt zweifelhaft fein, ob die Vorausſetzung des § 499 Abi. 1 StPO. 
vorliegt, daß der Angeklagte freigeſprochen iſt. Allein dieſe Frage 
muß bejaht werden. Bei einem fortgeſetzten Vergehen ergibt ſich 
deſſen Umfang aus den Gründen des Urteils, in denen die Einzel⸗ 
akte feſtgeſtellt werden, die ſtrafbar ſind. Verurteilung iſt aber 
die Feſtſtellung, daß ſich aus einem Tatbeſtand auf Grund des 
Strafgeſetzes eine öffentliche Strafpflicht ergibt. Freiſprechung im 
materiellen Sinne iſt dagegen die Feſtſtellung, daß wegen eines 
konkreten Tatbeſtandes, wie er im Eröffnungsbeſchluß behauptet 
wurde, nicht geſtraft werden kann. Vorausſetzung der Anwend⸗ 
barkeit des § 499 Abſ. 1 SPO. iff nun nicht etwa nur eine 
formelle, ſondern vielmehr eine materielle Freiſprechung in dem eben 
entwickelten Sinn. | | 
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Iſt inſoweit der Reviſion zuzuſtimmen, fo geht die Rüge dod 
fehl. Denn § 499 SPD. iſt eine Beſtimmung, die ausſchließlich 
für das Offizialklageverfahren, nicht aber für das Privatklageverfahren 
gilt. § 503, insbeſondere Abſ. 2 StPO. iſt die ſpeziellere Beſtimmung, 
die dem § 499 StPO. vorgeht, wie fi) auch unzweifelhaft aus dem 
Wortlaut des Geſetzes ergibt. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 13. Februar 1914. 4 V 2/1914 
(nach Gotha). 


Entſcheidungen des Thüringiſchen Oberverwaltungs⸗ 
gerichts in Jena. 


Herausgegeben von Geh. Juſtizrat V. Samwer in Jena. 


14) Verfahren bei der Prüfung von Geſchäftsbüchern 

im Berufungs verfahren nach dem Weim EStG. 

Der Kläger hatte ſich zur Begründung ſeiner Berufung gegen 
die angeblich zu hohe Einſchätzung ſeines Geſchäftseinkommens auf 
den Inhalt ſeiner Geſchäftsbücher bezogen. Dieſe ſind durch einen 
Beauftragten der Berufungskommiſſion geprüft worden. Nach der 
darüber aufgenommenen Niederſchrift war die Eröffnungsbilanz in 
verſchiedenen Punkten zu beanſtanden. Die Beanſtandungen ſind im 
einzelnen namhaft gemacht. Dann heißt es in dem Protokoll: 


„Ich gab J. die Bemängelung der Eröffnungsbilanz kund. Er 
erklärte darauf, da ſeien auch die Schulden aus feinem früheren Gee 
ſchäft in Leipzig mit inbegriffen. Ich entgegnete, daß das nicht 
angängig fet, worauf er erwiderte, das müſſe unbedingt berückſichtigt 
werden. Es entſpann ſich ein Wortgefecht, in das zuerſt B. (d. i. 
der Bevollmächtigte J.8.), mit dem ich gar nicht verhandelte, eingriff. 
mit Beſchwerde drohte, worauf zunächſt B. ſich entfernte, dann auch 
J., da er ohne B. nicht verhandeln wollte.“ 


Damit iſt die Prüfung abgebrochen worden. 


Die Berufungskommiſſion hat darauf das Einkommen des Klä⸗ 
gers frei geſchätzt, indem ſie ſich auf den Standpunkt geſtellt hat, daß 
„die offengelegte Buchführung wegen der gelegentlich der Einſichtnahme 
vorgefundenen und nicht aufgeklärten Mängel als eine zuverläſſige 
Unterlage zur genauen Feſtſtellung des ſteuerpflichtigen Einkommens 
nicht habe anerkannt werden können“. Die Reviſion ſieht einen Ver⸗ 
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fahrensmangel darin, daß die Berufungskommiſſion ihrer Entſcheidung 
das Ergebnis der erwähnten Bücherprüfung zugrunde gelegt hat: 
Die Verhandlung ſei — ſo wird ausgeführt — abgebrochen worden, 
bevor die Prüfung beendet geweſen ſei; ſie ſei daher unvollſtändig 
und keine geeignete Urteildunterlage. 


Das Oberverwaltungsgericht hat der Reviſion aus folgenden 
Gründen ſtattgegeben: 

Der Kläger bemängelt nicht ſchlechthin, daß die Berufungs⸗ 
kommiſſion ſeine Geſchäftsbücher nicht als brauchbare Unterlagen für 
die Ermittlung ſeines Geſchäftseinkommens anerkannt hat — alſo 
lediglich tatſächliche Feſtſtellungen, wie das Staatsminiſterium an⸗ 
nimmt, — ſondern er bemängelt dieſe Feſtſtellung deshalb, weil nach 
ſeiner Meinung keine ordnungsmäßige Bücherprüfung ſtattgefunden 
hat und die Feſtſtellung deshalb auf einem Verfahrensmangel beruht. 
Die Reviſion iſt demnach zuläſſig. 


Es war ihr auch mit der Maßgabe ſtattzugeben, daß die Sache 
zu nochmaliger Prüfung an die Berufungskommiſſion zurückzuver⸗ 
weiſen war. 

Zwar kann nicht ohne weiteres anerkannt werden, daß das Ver⸗ 
fahren der Berufungskommiſſion in der Tat in der von der Reviſion 
bezeichneten Beziehung mangelhaft iſt. Denn es iſt nach dem Geſetz 
weder notwendig, daß der Steuerpflichtige zu der Bücherprüfung zu⸗ 
gezogen wird oder daß er, wenn er zugezogen war, während des 
ganzen Vorganges anweſend iſt, noch erforderlich, daß die Bücher⸗ 
prüfung bis in alle Einzelheiten durchgeführt wird. Die Zuziehung 
des Steuerpflichtigen liegt vielmehr ganz im Ermeſſen der Veranlagungs— 
behörden (vgl. Art. 87 Abſ. 7 der WeimAusfV. zum EStG.), und 
es beſteht auch weder geſetzlich noch logiſch ein Hindernis, eine Buch⸗ 
führung ganz zu verwerfen, wenn ſie ſich nur in einzelnen Beziehungen 
als mangelhaft erweiſt, ſofern eben dieſe Mängel derartig ſind, daß 
auf ihre Unbrauchbarkeit im ganzen geſchloſſen werden kann. Wäre es 
daher vielleicht auch im vorliegenden Falle richtiger geweſen, wenn 
der Bücherreviſor ſich darauf beſchränkt hätte, die nach ſeiner Meinung 
ungenügenden Erklärungen des Klägers zu Protokoll zu nehmen und 
die Bücherprüfung zu Ende zu führen, ſtatt mit dem Kläger über die 
Erheblichkeit ſeiner Erklärungen zu rechten und dadurch den Abbruch 
der Verhandlungen mit zu verurſachen, jo kann doch darin allein, daß ; 
die Berufungdkommiſſion die Ergebniſſe der nur teilweiſe durchgeführten 
Bücherprüfung als ausreichend angeſehen hat, der Buchführung die 
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Brauchbarkeit für die Einkommenermittlung abzuſprechen, ein Verſtoß 
gegen geſetzliche oder ſonſt anerkannte Verfahrensregeln nicht geſehen 
werden. 

Dagegen ließ ſich bei ſelbſtändiger Prüfung die Entſcheidung 
um deswillen nicht halten, weil die Berufungskommiſſion den Ertrag 
des Geſchäfts des Klägers nach den Entſcheidungsgründen „nach 
dreijährigem Durchſchnitt“ bemeſſen hat. Denn das konnte ſie in 
Wirklichkeit gar nicht, weil der Kläger das Geſchäft erſt ſeit dem 
12. Februar 1911 betreibt, es ſei denn, daß ſie — was jedoch un⸗ 
geſetzlich wäre — die Beſitzzeit des früheren Geſchäftsinhabers mit 
in Anſchlag gebracht hat. Sie iſt demnach auf jeden Fall ungeſetzlich 
verfahren, da der Ertrag nach Art. 56 Abſ. 3 ff. der WeimAusfV. zum 
EStG. entweder nach dem Durchſchnitte des ſeit dem 2. Februar 1911 
erzielten Reinertrags zu ermitteln oder nötigenfalls mit dem mut⸗ 
maßlichen Ertrage des Steuerjahres in Anſatz zu bringen iſt. 

Hiernach war die Entſcheidung aufzuheben und die Sache, da 
die Berufungskommiſſion ſich zunächſt noch ſchlüſſig zu machen hat, 
welche der angeführten Ermittlungsarten den tatſächlichen Verhältniſſen 
nach anzuwenden iſt, an dieſe zurückzugeben. 

Urteil vom 17. Dezember 1913. C 115/13. 


15. Nach §2 des Schwarzb.⸗Rudolſt. Zuſtändigkeitsge⸗ 
ſetzes vom 27. September 1912 iſt die Reviſion 
nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen, wenn nur das Er— 
gebnis einer Schätzung angefochten wird, die Vor— 
ſchrift beſagt vielmehr nur, daß das Ergebnis 
einer Schätzung als ſolches dem Reviſionsangriff 
nicht unterliegt. — Lohnliſten ($ 23 Abi. 2 
Eink StG. v. 31. Mai 1902) ſind nicht die allein 
zuläſſigen rechneriſchen Unterlagen für die Er— 
mittlung des Arbeitsverdienſtes der Lohnarbeiter. 
Schätzung dieſes Arbeits verdienſtes darf daher erſt 
dann eintreten, wenn auch ſonſtige rechneriſche 
Unterlagen für ſeine ziffermäßige Feſtſtellung nicht 
vorhanden find ($ 14 Abi. 1 Ziff. 8 Eink StG.). 
Eine Schätzung des Einkommens, d. h. der Netto» 
erträge der einzelnen Quellen, iſt regelmäßig 
nicht zuläſſig; zu ſchätzen find vielmehr die etne 
zelnen Einkommenfaktoren (Einnahmen und Aus⸗ 
gaben). § 14 Abi. 1 Ziff. 8 EStG. 


— 207 — 


Der Kläger, der auf Grund der folgenden Berechnung 
25 M. Zinſeneinkommen 
120 „ Mietwert feiner Wohnung 
2000 „ Arbeitsverdienſt 
2145 M., abzüglich 
165 M. Schuldzinſen 
265 „ = 100 „ Ermäßigung für 2 Kinder 
1880 M. 
zur 14. Steuerſtufe (1800 —2100 M.) veranlagt worden iſt, hatte 
mit der Berufung Einſchätzung zur 11. Stufe (1200 —1400 M.) 
verlangt, indem er ſein Einkommen, wie folgt, berechnete: 
1200 M. Arbeitsverdienſt 
200 „ Gratifikation 
100 „ Mietwert der Wohnung 
20 „ Zinſeneinkommen 
1520 M., abzüglich 
184,50 M. Schuldzinſen 
100,00 „ Ermäßigung für 2 Kinder 
12,00 „ Krankenkaſſenbeiträge 
306,90 M. = 10,40 M. Invalidenverſicherungsbeiträge 
1213,10 M. 
und ſich dabei zum Nachweiſe des angegebenen Arbeitsverdienſtes auf 
ſein Lohnbuch und die Geſchäftsbücher ſeines Arbeitgebers berief. 
Die Berufungskommiſſion hat die Veranlagung von der 14. auf die 
13. Stufe (1600—1800 M.) herabgeſetzt, ohne in ihrem Beſcheide 
dies zu begründen oder zu dem übrigen Vorbringen des Berufungs⸗ 
klägers Stellung zu nehmen. Mit der Reviſion bemängelte der 
Kläger, daß ſein Einkommen abweichend von ſeinen Anträgen und 
ohne Berückſichtigung der von ihm angebotenen Beweiſe feſtgeſetzt 
worden iſt, und verlangte, daß feinen Berufungsanträgen entſprochen 
würde. 
Das Oberverwaltungsgericht gab die Sache aus folgenden 
Gründen zu nochmaliger Prüfung an die Berufungskommiſſion zurück: 
Die Reviſion iſt nicht, wie vom Reviſionsgegner angenommen 
wird, deshalb unzuläſſig, weil die Einſtellung des Arbeitsverdienſtes 
auf Schätzung beruht und das Ergebnis einer Schätzung nach § 2 
des Rud. AusfGeſ. vom 27. September 1912 mit der Reviſion 
nicht anfechtbar iſt. Denn dieſe Beſtimmung hat nur die Bedeutung, 
daß das Ergebnis einer Schätzung als ſolches — weil es vor⸗ 
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wiegend auf tatſächlichen Erwägungen beruht — dem Reviſionsan⸗ 
griff nicht unterliegt. Die Reviſion wird daher durch ſie auch gegen⸗ 
über einer auf Schätzung gegründeten Veranlagung nicht ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn ſie auf einer nach Art. 15 des Staatsvertrags vom 
15. Dezember 1910 die Reviſion an ſich begründenden Geſetzesver⸗ 
letzung beruht. Hier wird aber eine ſolche behauptet, wenn geltend 
gemacht wird, daß eine Schätzung des Einkommens überhaupt 
nicht zuläſſig ſei. 

Der Einwand erſcheint auch begründet. : 

Aus der Entſcheidung der Berufungskommiſſion ift, da ihr über- 
haupt keine Begründung beigegeben iſt, nicht zu erſehen, ob die Bee 
rufungskommiſſion überhaupt Schätzung angewandt hat und gegebenen- 
falls, worauf ſich ein ſolches Verfahren gründet. Es mag aber unter⸗ 
ſtellt werden, daß ſie den Arbeitsverdienſt des Klägers geſchätzt hat 
und ſich dabei darauf ſtützt, daß nach einer Bemerkung des Veran⸗ 
lagungskommiſſars in den Akten Schätzung hat ſtattfinden müſſen, 
weil die Lohnliſten (§ 23 Abi. 2 f des EinkStG. v. 31. Mai 1902) 
des Arbeitgebers des Klägers unzuverläſſig ſind; es erſcheint trotzdem 
nicht ohne weiteres zuläſſig, daß die Kommiſſion ſich der Schätzung 
bedient hat. Schätzung findet nach der Vorſchrift des § 14 Abſ. 1 
Ziff. 8 EStG. vom 31. Mai 1902 unter a, die hier allein in Be⸗ 
tracht kommt, nur ſtatt, „wenn und inſoweit die zahlenmäßige Feſt⸗ 
ſtellung des Einkommens des Steuerpflichtigen im Mangel einer 
brauchbaren Buchführung oder ſonſtiger rechneriſcher Unter- 
lagen nicht ausführbar iſt“. Der ziffermäßigen Ermittlung des 
Arbeitsverdienſtes der Lohnarbeiter ſpeziell dienen nun allerdings 
nach dem Geſetz beſondere Unterlagen, die Lohnliſten, die nach § 23 
Abſ. 2 k des Geſetzes von den Arbeitgebern in jedem Jahre den Vere 
anlagungsbehörden einzureichen ſind. Daraus folgt aber nicht, daß 
dieſe Liſten die allein zuläſſigen Unterlagen für die zahlenmäßige Feſt⸗ 
ſtellung ſolchen Einkommens ſind. Auch der Arbeitsverdienſt unter⸗ 
liegt daher nicht ſchon der Schätzung, wenn er ſich an der Hand 
der Lohnliſten nicht zahlenmäßig feſtſtellen läßt, ſondern erſt dann, 
wenn rechneriſche Unterlagen für ſeine zahlenmäßige Feſtſtellung über⸗ 
haupt nicht vorhanden ſind. Auf ſolche Unterlagen hat ſich aber 
der Kläger in der Berufungsinſtanz damit berufen, daß er die Ein⸗ 
ſichtnahme in ſein Lohnbuch und in die Geſchäftsbücher ſeines Arbeit⸗ 
gebers beantragt hat. Bei dem Mangel einer Begründung der Ent⸗ 
ſcheidung der Berufungskommiſſion muß angenommen werden, daß 
dieſe Unterlagen auf ihre Brauchbarkeit für eine rechneriſche Feſt⸗ 
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ſtellung des Arbeitsverdienſtes nicht geprüft worden find, und die 
Berufungskommiſſion demnach den § 14 CinfStG. inſofern unrichtig 
angewandt hat, als ſie ſich des Hilfsmittels der Schätzung bedient 
hat, ohne einwandfrei feſtzuſtellen, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen 
hierfür gegeben waren. Nach dem Ergebnis der Verhandlungen iſt 
dieſer Verſtoß auch von weſentlicher Bedeutung für die Entſcheidung 
geweſen, da der Kläger nach dem vorgelegten Lohnbuche überhanpt 
keinen ſchwankenden Akkordlohn, ſondern feftes Gehalt bezieht. Die 
Entſcheidung war daher nach Art. 39 StV. als unrichtig aufzu⸗ 
heben. Da ſich hiernach auch eine erneute Prüfung hinſichtlich der 
Zuläſſigkeit der vom Kläger beanſpruchten Abzüge unter veränderten 
Geſichtspunkten nötig macht, war die Sache zu neuer Entſcheidung 
an die Berufungskommiſſion zurückzuverweiſen. Wie das Oberver⸗ 
waltungsgericht bereits in dem Urteil vom 17. Dezember 1913 zu C 
144/13 ausgeſprochen hat, iſt dabei zu beachten, daß bei der Schätzung 
des Einkommens im Falle des § 14 Ziff. 8a EinkStG. die Schätzung 
im allgemeinen auf die einzelnen zahlenmäßig nicht feſtſtellbaren Ein⸗ 
kommenfaktoren zu richten und eine unmittelbare Schätzung des 
Einkommens ſelbſt, d. h. der Netto⸗(Rein⸗) Erträge der einzelnen Cine 
fommenquelle, in der Regel nur zuläſſig iſt, wenn keine ausreichenden 
rechneriſchen Unterlagen für die Ermittlung der Einkommenelemente 
vorhanden ſind. 
Urteil vom 17. Dezember 1913, C 141/13. 


16. Erbteilungen ſind in Weimar von der ſtädtiſchen 
Beſitzveränderungsabgabe befreit wegen der Aehn— 
lichkeit mit Erbfällen. 

Im Jahre 1907 ſtarb der Fleiſchermeiſter G. In ſeinem Teſta⸗ 
ment waren ſeine Witwe als Vorerbin und für die Zeit nach deren 
Tode ihre gemeinſchaftlichen vier Kinder zu Nacherben eingeſetzt. Zum 
Nachlaß gehörten verſchiedene Grundſtücke, die auf die Witwe als 
Erbin unter Vermerk der Nacherbenſchaft umgeſchrieben wurden. In 
dem Vertrag vom 28. Februar 1913 kam die Witwe mit den vier 
Nacherben dahin überein, daß der eine Nacherbe, der Kläger, das eine 
Hausgrundſtück am Goetheplatz in Weimar für 40000 M. „als vor⸗ 
zeitiges Erbe“ erhalten ſollte. Er übernahm 30500 M. Hypotheken. 
Der Reſt von 9500 M. ſollte ihm „bei der dereinſtigen Verteilung 
des elterlichen bzw. des mütterlichen Nachlaſſes“ angerechnet werden. 
Die Geſchwiſter gaben das ihnen zuſtehende ee, en Der 
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Uebereignungsvertrag wurde am 1. April 1913 gerichtlich beſtätigt. 
Der Vermerk wegen des Nacherbenrechts wurde gelöſcht. 

Die Stadt Weimar forderte vom Erwerber eine Beſitzverände⸗ 
rungsabgabe von 400 M. Die dagegen eingelegte Berufung wurde 
durch Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes für den 1. Verwaltungs⸗ 
bezirk vom 18. Juli 1913 als unbegründet zurückgewieſen. | 

Die Reviſion erſtrebt Aufhebung des Feſtſtellungsbeſcheides mit 
der Begründung, es liege eine Erbteilung vor und Eigentumsver⸗ 
änderungen zu dieſem Zwecke ſeien von der Abgabe befreit. 

Sie kann keinen Erfolg haben. 

Maßgebend find die Vorſchriften des Weim. Ortsſtatuts über 
die Erhebung einer Abgabe in Grundſtückseigentumsveränderungs⸗ 
fällen vom 24. März 1905. Danach knüpft die Verkehrsabgabe an 
den Eigentumserwerb an, der ſich auf Grund einer freiwilligen Ver⸗ 
äußerung, einer Zwangsverſteigerung und einer Zwangsenteignung 
vollzieht. Der Erwerb in Erbfällen iſt alſo nicht abgabepflichtig. 
Das Ortsſtatut beſtimmt aber auch, daß ausnahmsweiſe die Eigen⸗ 
tumsveränderungen befreit fein ſollen, die nur zum Zwecke der Erb⸗ 
ſchaftsteilungen erfolgen (§ 5 Abſ. 2). Die Begründung der Befreiung 
durch einen Hinweis auf § 6 (Erbfälle) iſt nicht logiſch. Denn Erb⸗ 
teilungen vollziehen ſich im Wege der freiwilligen Veräußerung oder 
der Zwangsverſteigerung nach § 180 3BG., fallen alfo unter den 
Regelfall der Abgabepflicht und nicht unter den abgabefreien Erbfall. 
Die Verweiſung gibt aber den Schlüſſel zum Verſtändnis dieſer Aus⸗ 
nahmevorſchrift. Es ſoll kein Unterſchied gemacht werden zwiſchen dem 
Fall, wo ein Alleinerbe da iſt oder wo der Erblaſſer das Grundſtück 
einem Miterben vermacht, und dem Fall, wo zunächſt die Miterben 
den Nachlaß zur geſamten Hand beſitzen und dann das Nachlaßgrund⸗ 
ſtück einem zuteilen. Das Geſamthandsverhältnis iſt eine Durch⸗ 
gangsſtation, geerbt wird — nach landläufiger Auffaſſung, der auch 
das Ortsſtatut folgt — nach Maßgabe der Teilung. 

Die Nacherbeneinſetzung begründet eine ſekundäre Erbfolge. Erſt 
iſt die Witwe Erbin ihres Mannes, dann — nach deren Tode — 
ſind die Kinder Erben ihres Vaters. Soll ein Nacherbe bei Leb⸗ 
zeiten der Vorerbin das Grundſtück zu unbeſchränktem Eigentum er⸗ 
werben, ſo iſt das nur erreichbar durch freiwillige Veräußerung der 
Vorerbin an den betr. Nacherben und durch Verzicht der übrigen 
Nacherben auf ihre Nacherbenmitberechtigung. Mag man in dem 
letzteren Akt eine vorausgenommene Auseinanderſetzung von Nacherben 
ſehen, die Veräußerung des Grundſtückes durch die Vorerbin an den 
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Nacherben bietet in keiner Weile ein Analogon zur Erbteilung. Nicht 
Mitrechte, die ſich gegenſeitig beſchränken, werden auseinandergeſetzt, 
ſondern zugeteilte Einzelrechte werden geändert, wenn man die ge⸗ 
ſchützte Anwartſchaft des Nacherben überhaupt ein Recht nennen will. 
Nach der letztwilligen Verfügung ſollte der Nacherbe erſt nach dem 
Tode der Mutter Eigentümer werden, durch die Abmachung wird er 
es ſchon jetzt. 

Die Reviſion meint dagegen, der Sinn der Befreiungsvorſchrift 
für Erbteilungen ſei der, daß zur Aufrechterhaltung des Familienſinnes 
jeder Erwerb von Todeswegen und jedes Abkommen, das ſich 
auf ihn beziehe, von der Abgabe befreit bleibe. Selbſt wenn 
man das dahin richtig ſtellte, es ſollte jeder Erwerb befreit ſein, der 
ſich nach Teſtament, Erbvertrag oder Erbgeſetz vollziehe oder der an 
ein Abkommen anknüpfe, das die Erben (Vermächtnisnehmer, Pflicht⸗ 
teilsberechtigten) abweichend von Teſtament und Erbfolgeordnung bee 
züglich eines Nachlaßgrundſtückes träfen, ſo könnte dieſer Auslegung 
nicht zugeſtimmt werden. Dieſer Gedanke hat keinen Ausdruck im 
Geſetz gefunden. Es liegt auch gar kein Bedürfnis vor, z. B. zwei 
Miterben, die in Abweichung vom väterlichen Teſtament die ihnen 
vermachten Grundſtücke austauſchen, anders zu behandeln, als zwei 
Brüder, die gekaufte Grundſtücke austauſchen. Aus der Befreiung 
vom Reichsſtempel kann der Reviſionskläger nichts für ſich herleiten, 
denn ſie beruht auf der in das Ortsſtatut nicht aufgenommenen Vor⸗ 
ſchrift, daß Ueberlaſſungsverträge zwiſchen Eltern und Kindern vom 
Beurkundungsſtempel befreit ſind und daß der Auflaſſungsſtempel 
nicht zu erheben iſt, wenn die das Veräußerungsgeſchäft enthaltende, 
in an ſich ſtempelpflichtiger Form ausgeſtellte Urkunde vorgelegt wird 
(Reichsſtempeltarif unter Nr. 11). Entſprechendes gilt von der Vor⸗ 
ſchrift des § 110 Ziff. 2 des Weim. GK G., der Uebereignungen des 
Erblaſſers auf feine Abkömmlinge begünftigt, die als Ueberlaſſungen 
vorzeitigen Erbes gelten — ganz abgeſehen davon, daß im vor⸗ 
liegenden Falle der Erblaſſer des Nacherben — das iſt der Vater 
und nicht die Mutter — das Grundſtück dem Kläger überhaupt nicht 
unter Lebenden überlaſſen hat. 

Urteil vom 31. Dezember 1913, C 56/13. 


17. 1. Die Berechnung des Einkommens nach dem Durch— 
ſchnitte der drei letzten Geſchäftsjahre iſt nicht da— 
von abhängig, daß ſich die Ergebniſſe der einzelnen 
Jahre ſämtlich zahlenmäßig feſtſtellen laſſen, ſie iſt 
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vielmehbraud dann zuläſſig und anzunehmen, wenn 
die Ergebniſſe ſeinzelneroder auch ſämtlicher Jahte 
der Durchſchnittsperiode geſchätzt werden müſſen. 


2. Der Durchſchnittsertrag darf, auch wenn die 
Veranlagungsbehörden auf Schätzung angemiefen 
ſind, grundſätzlich nicht unmittelbar geſchätzt werden; 
es iſt vielmehr grundſätzlich der Ertrag jedes der⸗ 
maßgebenden Jahre beſonders zu ſchätzen und der 
Durchſchnitt aus den fo gewonnenen Schätzungs— 
ergebniſſen zu berechnen. 


3. Eine unmittelbare Schätzung des Durchſchnitts 
iſt ausnahmsweiſe dann zuläſſig, wenn zuverläſ— 
ſige Unterlagen für die Ermittlung der einzelnen 
Jahreserträge ganz fehlen und kein Grund beſteht, 
anzunehmen, daß die Ertragsverhältniſſe in den 
maßgebenden Jahren weſentlich verſchieden geweſen 
ſind. 

4. Bei der Ermittlung des Durchſchnittsertrags 
find die Veranlagungsbehörden an die für die maß— 
gebenden Jahre bei den früheren Veranlagungen 
feſtgeſtellten Ergebniſſe nicht gebunden. — (Weim. 
EStG.). | 
1. Die Berufungskommiſſion hatte die Berufung eines Gewerbe⸗ 

treibenden gegen ſeine Veranlagung mit 5000 M. Einkommen aus 
ſeinem Gewerbebetriebe mit der Begründung zurückgewieſen, daß die 
vorgelegte Buchführung für eine ziffermäßige Berechnung ſeines Ein⸗ 
kommens nicht brauchbar ſei und „eine ſelbſtändige Schätzung ſeines 
Gejamteinfommens im Durchſchnitte der letzten 3 Jahre durch die 
Berufungskommiſſion mangels anderer Anhaltepunkte auf Grund der 
mit den örtlichen Verhältniſſen ausreichend vertrauten Veranlagungs⸗ 
kommiſſion für die letzten 3 Jahre die geſchehene diesjährige Ver⸗ 
anlagung lediglich beſtätigt“ habe. Der Steuerpflichtige fühlte ſich 
hierdurch inſofern beſchwert, als ſeiner Meinung nach ſeine Buchführung 
in Ordnung und ihre Unbrauchbarkeit als Beweismittel von der Be⸗ 
rufungskommiſſion unter Verletzung geſetzlicher Vorſchriften feſtgeſtellt 
worden war, und verlangte mit der Reviſion Veranlagung auf Grund 
ſeiner Bücherabſchlüſſe. 
Die Reviſion wurde als unbegründet zurückgewieſen. 
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Gründe. 

Zwar erſcheint es, wenn die Berufungskommiſſion ihren Stand⸗ 
punkt, daß die Buchführung des Klägers für die Berechnung 
feined Einkommens nicht brauchbar fet, zunächſt damit begründet, 
daß ſie ſagt: 

„Die .. . Buchführung iſt von der Berufungskommiſſion als aude 
reichender urkundlicher Nachweis ... deshalb nicht anerkannt wore 
den, weil ſie ſich — obwohl ihr Geſchäftsbetrieb ſeit länger als 
3 Jahren beſteht — nur auf das letzte der ... .. in Betracht zu 
ziehenden 3 Jahre (§ 54 Abſ. 1 EStG.) bezieht und ſonach eine 
ziffermäßige Berechnung Ihres Geſamteinkommens im Durchſchnitt 
der letzten 3 Jahre nicht zuläßt,“ 

nicht ausgeſchloſſen, daß die Berufungskommiſſion der Meinung ge⸗ 
weſen iſt, daß eine Durchſchnittsberechnung nur dann ausführbar ſei, 
wenn die maßgebenden Jahresergebniſſe ſich ſämtlich auf urkund⸗ 
licher Grundlage ziffermäßig berechnen laſſen, und darum ur⸗ 
kundliche Nachweiſe über die Geſchäftsergebniſſe ſchon dann unberück⸗ 
ſichtigt zu bleiben und der freien Schätzung zu weichen hätten, wenn 
ſie ſich nicht auf die ganze Durchſchnitts periode erſtrecken; und das 
wäre ein Rechtsirrtum: Denn wenn auch ein „Durchſchnitt“ nur auf 
dem Rechnungs wege ermittelt werden kann, fo beſteht doch die 
dabei notwendige Berechnung nur darin, daß man eine Summe be⸗ 
ſtimmter Zahlen, der Durchſchnitts faktoren, durch ihre Anzahl teilt; 
daß dieſe Zahlen ſelbſt rechnungsmäßig gewonnen ſind, wird dagegen 
durch den Begriff der Durchſchnittsbildung nicht erfordert. Eine 
Durchſchnitts berechnung iſt daher auch dann möglich, wenn einzelne 
oder auch ſämtliche Durchſchnittsfaktoren ſich nicht rechnungsmäßig 
feſtſtellen laſſen, ſondern geſchätzt werden müſſen; ja die Durchſchnitts⸗ 
bildung kann ſogar auch dann in der Regel nur auf dem Rechnungs⸗ 
wege vor ſich gehen, weil eine unmittelbare Schätzung des Durch- 
ſchnitts eben in Wahrheit gar keinen „Durchſchnitt“, d. h. ein aus 
beſtimmten Zahlen rechnungsmäßig gewonnenes Vergleichungsprodukt 
ergibt; und die Frage, ob urkundliche Nachweiſe, insbeſondere Ge⸗ 
ſchäftsbücher, bei der Feſtſtellung des Durchſchnittsertrags der maß⸗ 
gebenden Geſchäftsperiode als Veranlagungsunterlagen berückſichtigt 
werden können und zu berückſichtigen find, iſt daher nicht etwa unter 
dem Geſichtspunkte ihrer Brauchbarkeit für die rechneriſche Ermittlung 
des Ertrags der Durchſchnitts periode zu entſcheiden, ſondern aus⸗ 
ſchließlich unter dem ihrer Geeignetheit für die Ermittlung des eine 
zelnen Jahresertrags. 
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Eine etwaige irrige Auffaſſung der Berufungskommiſſion nach 
dieſer Richtung hin iſt jedoch für ihre Entſcheidung im Ergebnis 
nicht beſtimmend geweſen, da ſie nach den weiteren Ausführungen 
des Berufungsbeſcheids die Berückſichtigung der Buchführung aud 
deswegen abgelehnt hat, weil ſie nach ihren Feſtſtellungen auch für 
eine ziffermäßige Berechnung des Ertrags des letzten Durchſchnitts⸗ 
jahres, auf das ſie ſich allein erſtreckt, nicht brauchbar iſt. Dieſe 
Feſtſtellung wird zwar vom Kläger mit der Behauptung bemängelt, 
daß ſie unter Verletzung weſentlicher Verfahrensvorſchriften gewonnen 
ſei; die bezüglichen Rügen ſind jedoch nicht berechtigt. 


Urteil vom 8. Januar 1914, C 97/13. 


2. Die Berufungskommiſſion hatte das Einkommen des Klägers 
aus ſeiner Tätigkeit als Provifionsreifender gegenüber der urſprüng⸗ 
lichen Veranlagung mit 1500 M. auf 700 M. herabgeſetzt und die 
Veranlagung auf ſein Materialwarengeſchäft von 500 M. auf 750 M. 
erhöht; das letztere deshalb, weil ſie „der Ueberzeugung war, daß der 
Schätzungsbetrag im Durchſchnitt der letzten 3 Jahre um 200 M. 
(ſoll heißen 250 M.!) zu erhöhen fei, und zwar im Hinblick auf den 
ſteigenden Warenbezug in den letzten beiden Jahren, die verhältnis⸗ 
mäßig geringen Geſchäftsunkoſten infolge Nichtbedarfs fremder Ge⸗ 
ſchäftshilfe . “. Der Proviſionsgewinn iſt in der Weiſe 
ermittelt worden, daß von dem dreijährigen Durchſchnitts betrage 
der vom Kläger uachgewieſenen Proviſionseinnahme in Höhe von 
1330 M. ein nach dem Durchſchnitte der letzten 3 Jahre geſchätztet 
Betrag von 630 M. für Geſchäftsunkoſten (Reiſeaufwand) abgeſetzt 
worden iſt. 


Auf die rechtzeitig eingelegte Reviſion hat das Oberverwaltungs⸗ 
gericht die Sache zu nochmaliger Prüfung an die Berufungskommiſſion 
zurückgegeben, unter anderen aus folgenden 

Gründen: 

Die Entſcheidung war auch bei ſelbſtändiger Prüfung zu bean⸗ 
ſtanden, weil ſie anſcheinend auf einer rechtsirrtümlichen Auffaſſung 
der Geſetzesvorſchriften über die Durchſchnittsbildung bei der Ermitt⸗ 
lung des gewerblichen Geſchäftsgewinnes beruht. Denn die Berufungs⸗ 
kommiſſion hat die höhere Einſchätzung des Geſchäftsgewinnes damit be⸗ 
gründet, daß fie der Ueberzeugung geweſen fei, daß „der Schätzungs⸗ 
betrag im Durchſchnitt der letzten 3 Jahre um 200 M. zu er⸗ 
höhen ſei“; nimmt man dazu, daß der Kläger in den letzten 3 
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Jahren immer mit 500 M. eingeſchätzt war, fo legt diefe Ausführung 
die Vermutung nahe, daß der Berufungskommiſſion der nach dem 
Durchſchnitte der letzten 3 Jahre ſich ergebende Betrag als Einkommen 
für 1913 zu niedrig erſchienen iſt, und ſie geglaubt hat, dieſes Ein⸗ 
kommen richtiger einzuſchätzen, wenn ſie jenen Betrag um 200 M. 
(richtiger 250 M.) erhöhte. Ein ſolches Verfahren widerſpräche je⸗ 
doch dem Geſetz. Die Veranlagungsbehörden ſind zwar bei der 
Ermittlung des Einkommens nach dem Durchſchnitte zurückliegender 
Sabre an die Einſchätzungen für dieſe Jahre bzw., wenn dieſe Cine 
ſchätzungen ſelbſt das Ergebnis einer Durchſchnittsbildung darſtellen, 
an deren Grundzahlen nicht gebunden, vielmehr befugt und unter 
Umſtänden verpflichtet, dieſe Schätzungen ſelbſtändig vorzunehmen 
und bei genügendem Anlaß die Erträge der maßgebenden Jahre auch 
abweichend von den früheren Schätzungsergebniſſen feſtzuſtellen. Sie 
dürfen aber, wie fie überhaupt nicht unmittelbar den Durch- 
ſchnitt ſchätzen dürfen, ſondern gehalten find, die einzelnen Jah⸗ 
reserträge zu ſchätzen und aus den fo gewonnenen Schätzungs⸗ 
ergebniſſen den Durchſchnitt zu berechnen, nicht die Ergebniſſe der 
früheren Veranlagungen einfach dadurch beiſeite ſchieben, daß ſie un⸗ 
mittelbar den Durchſchnitt anders einſchätzen, als er ſich bei Zugrunde⸗ 
legung der früheren Zahlen berechnet. Denn ein ſolches Verfahren 
kommt einer Schätzung des mutmaßlichen Jahresertrags und einer 
Unterlaſſung der Durchſchnittsbildung gleich und verſtößt daher gegen 
das Geſetz. Die Berufungskommiſſion hätte demnach, wenn ſie den 
nach den früher feſtgeſtellten Ergebniſſen ſich berechnenden Durch⸗ 
ſchnittsbetrag wegen unzutreffender Feſtſtellung dieſer Ergebniſſe für 
zu niedrig hielt, ihre abweichende Durchſchnittsſchätzung durch Angabe 
der Erträge der drei maßgebenden Geſchäftsjahre, die ſie für ange⸗ 
meſſen hält, unter Darlegung der für ihre von den früheren Schätzungen 
abweichenden Feſtſtellungen als maßgebend erachteten Umſtände be⸗ 
gründen müſſen, wenn anders ſie nicht der Auffaſſung Raum geben 
wollte, daß ſie gar nicht jene früheren Schätzungen hat beanſtanden, 
ſondern nur der Meinung hat Ausdruck geben wollen, daß der Cre 
trag des Geſchäfts des Klägers im Steuerjahre 1913 nach 
ihrer Ueberzeugung höher ſein werde, als er nach dem Durchſchnitt 
der letzten 3 Jahre einzuſchätzen ſein würde. 

Es beſteht ſomit die Möglichkeit, daß die Entſcheidung auf einer 
unrichtigen Anwendung der Vorſchriften über die Ermittlung des 
durchſchnittlichen Geſchäftsgewinnes (Art. 56 der Ausf.) beruht. 
Infolgedeſſen war auf Aufhebung und, da die Akten nach dem Aus⸗ 
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geführten die tatfächlichen Unterlagen für eine ſofortige Sachentſcheidung 
nicht enthalten, auf Zurückverweiſung der Sache an die Vorinſtanz 
zu erkennen. 


Urteil vom 26. November 1913, C 104/18. 


3. Ein Schneider, der auf ſein Gewerbe mit 1200 M. veranlagt 
worden war, verlangte mit der Berufung Einſchätzung mit 794 M., 
indem er anführte, daß er 1912 eine Roheinnahme von 944 M. 
gehabt habe, der 150 M. Geſchäftsunkoſten gegenüberſtünden (100 M. 
Miete für eine Werkſtatt, 50 M. für Heizung und Beleuchtung der⸗ 
ſelben). Die Berufungskommiſſion wies ihn nach Erörterung der 
Verhältniſſe mit der Begründung ab: 

„Berufender hat über ſeinen durchſchnittlichen Verdienſt keine zuver⸗ 
läſſigen Nachweiſe erbracht. Nach dem Ergebnis der angeftellten 
eingehenden Erörterungen vermochte ſich die Berufungskommiſſion 
aber von der Richtigkeit der vom Berufenden aufgemachten Verdienſt⸗ 
berechnung und dem Vorliegen einer Ueberſchätzung nicht zu über⸗ 
zeugen.“ 


Die hiergegen erhobene Reviſionsbeſchwerde wurde aus folgenden 
Gründen als unbegründet zurückgewieſen. 


Die Ausführungen des Berufungsbeſcheids ſind offenſichtlich ſo 
zu verſtehen, daß die Berufungskommiſſion den durchſchnittlichen Ver⸗ 
dienſt des Klägers (d. h. den im Durchſchnitt der maßgebenden 3 
Jahre erzielten Verdienſt) in Ermangelung zuverläſſiger Nachweiſe, 
insbeſondere, weil ſie den Angaben des Klägers über ſeinen Verdienſt 
im Jahre 1912 keinen Glauben hat ſchenken können, auf Grund 
der von ihr angeſtellten Erörterungen frei geſchätzt und dabei die 
Ueberzeugung gewonnen hat, daß er mit 1200 M. von der Veran⸗ 
lagungskommiſſion nicht zu hoch angeſetzt worden iſt. Dieſes Ver⸗ 
fahren widerſpricht nach Lage der Akten nicht dem Geſetz. Da der 
Kläger ſein Geſchäft ſicher ſeit mehr als drei Jahren betreibt, ſo iſt 
für die Ermittlung ſeines Einkommens daraus der Verdienſt, den er 
im letzt vergangenen Jahre gehabt hat, ſelbſt wenn er ziffermäßig 
nachgewieſen werden kann, nicht, wie der Kläger offenbar annimmt, 
allein maßgebend, ſondern höchſtens inſofern mit beſtimmend, als 
das Einkommen aus Handel und Gewerbe nach § 54 Abſ. 1 und 
§ 53 Abi. 4 EStG. in Verbindung mit Art. 56 Abſ. 3 ff. der Ausf V. 
dazu nach dem Durchſchnitte der in den letzten drei Jahren erzielten 
Reinerträge zu veranſchlagen iſt. Sein Verlangen, für 1913 mit 


a BIT == 


dem Reinertrage ſeines Geſchäfts im Jahre 1912 eingeſchätzt zu 
werden, iſt demnach nicht begründet und das Geſetz nicht etwa ſchon 
dadurch verletzt, daß die Berufungskommiſſion bei der Ermittlung 
des Einkommens zu einem Ergebnis gekommen iſt, das ſich mit dem 
vom Kläger nach ſeinen Angaben im Vorjahre erzielten Reingewinne 
nicht deckt. Höchſtens könnte in Frage kommen, daß die Berufungs⸗ 
kommiſſion etwa die Erwerbsverhältniſſe des Klägers im Jahre 1912 
inſoweit rechtlich nicht einwandfrei beurteilt hat, als ſie nach dem 
Geſetz für die Einkommenermittlung mit beſtimmend find, d. h. für 
die Feſtſtellung des dreijährigen Durchſchnittsertrags in Betracht 
kommen. Auch dafür bieten jedoch die Entſcheidungsgründe und der 
Akteninhalt keinen Anhalt. Die Berufungskommiſſion hat zwar nach 
ihren Ausführungen im Berufungsbeſcheid den Durchſchnittsertrag 
der drei letzten Geſchäftsjahre unzweifelhaft unmittelbar geſchätzt, 
alſo auch den Ertrag des Jahres 1912, über den der Kläger beſondere 
Angaben gemacht hatte, nicht ſelbſtändig ermittelt; und das iſt in 
der Regel nicht zuläſſig (vgl. Urteil von 26. November 1913 zu 
C 104/13 und vom 8. Januar 1914 zu C 97/13). Gegen ein 
ſolches Verfahren beſtehen jedoch dann keine Bedenken, wenn zuver⸗ 
läſſige Unterlagen für die Ermittlung der Erträge der einzelnen Jahre 
ganz fehlen und kein Grund beſteht, anzunehmen, daß die Ertrags⸗ 
verhältniſſe in den einzelnen Jahren weſentlich verſchieden geweſen 
ſind. Ein ſolcher Ausnahmefall liegt aber nach den Akten hier vor. 
(Dies wird weiter näher begründet.) 
Urteil vom 8. Januar 1914, C 130/13. 


18. Die Frage der Bebaubarkeit eines Grundſtückes 
kann auch eine Rechtsfrage fein. — Eiſenbahn⸗ 
terrain iſt regelmäßig nicht als bebaubar im Sinne 
der Wegegeſetzgebung anzuſehen. — Grundftüde, 
die keinem gemeinſamen wirtſchaftlichen Zweck 
dienen, ſind in Hinſicht auf die Anliegerpflichten 
regelmäßig als verſchiedene Grundſtücke anzu- 
ſehen. (Weimar). 

Auf Grund ihres Ortsſtatuts zog die Stadtgemeinde J. den 
Kgl. Preuß. Fiskus für das an einer neu hergeſtellten Straße gee 
legene eiſenbahnfiskaliſche Terrain zu Anliegerbeiträgen heran. Auf 
Beſchwerde ſtellte der Bezirksausſchuß den Fiskus für die Frontlänge 
des Empfangsgebändes aus beſonderen Gründen frei, wies aber im 
übrigen die Beſchwerde zurück. Die Reviſion rügt, daß dabei der 
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Begriff der Bebaubarkeit verkannt und zu Unrecht das ganze bahn⸗ 
fiskaliſche Terrain als ein Grundſtück angeſehen fei. Das OVG. hat 
die Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes mit folgender Begründung 
aufgehoben: 

Die Reviſion rügt in erſter Linie Verletzung des § 7 Abſ. 1 des 
Ser Orisfiatuts vom 27. April 1906. In der Entſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes ſei der Begriff der Bebaubarkeit verkannt. Der 
Vertreter der Gemeinde hält die Frage, ob das fiskaliſche Terrain be⸗ 
baubar ſei, lediglich für eine Tatfrage und die Reviſion inſofern für 
nicht zuläſſig. Dem iſt nicht zuzuſtimmen. Die aufgeworfene Frage 
iſt zwar auch eine Tatfrage, aber zugleich eine Rechtsfrage inſoweit 
als es ſich dabei darum handelt, ob der § 7 Bebaubarkeit an der 
Straße vorausſetzt und ob dabei die gegenwärtigen Verhältniſſe allein 
maßgebend find. Was zunächſt die Frage anlangt, ob § 7 die Bee 
baubarkeit an der Straße vorausſetzt, ſo iſt dem Kläger darin Recht 
zu geben, daß das Ortsſtatut, wenn es von „einer zur Bebauung be⸗ 
ſtimmten Straße“ ſpricht, auch nur Bebauung an der Straße im 
Auge hat, daß es alſo nicht genügt, wenn ein an die Straße an⸗ 
grenzendes Grundſtück auf entfernten durch unbebaubare Strecken ge⸗ 
trennten Teilen bebaubar iſt. Inſofern iſt die Rechtslage nicht 
anders als nach § 15 des preuß. Baufluchtliniengeſetzes vom 2. Juli 
1875 (Geſ. S. 561), auf das ſich der Kläger beruft. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt aber nicht erſichtlich, daß in dieſer Hinſicht der Be⸗ 
griff der Bebaubarkeit vom Bezirksausſchuß verkannt wäre. Es 
handelt ſich, wie die Karte zeigt, durchweg nur um ein Terrain, das 
noch als an der Straße gelegen angeſehen werden kann (vgl. über 
die Abgrenzung des Begriffes die bei Meyer, Straßen⸗ und Bau⸗ 
fluchtgeſetz Anm. 5 zu § 15 angegebenen Entſcheidungen, insbeſondere 
die Entſcheidungen PrO VG. 43, 28 u. 30). Die Erlangung 
eines beſtimmten Vorteils von der Erbauung der Straße ſür den 
Anlieger, der möglicherweiſe einen anderweiten Zugang hat, iſt dabei 
nicht Vorausſetzung der Anliegerpflicht (vgl. PrLOVG. 37, 36 und 
PrVerwBl. 25, 454). 

Zutreffend iſt dagegen die Rüge, daß der Bezirksausſchuß im 
vorliegenden Fall eine in der Zukunft liegende Möglichkeit der Be⸗ 
bauung als ausreichend angeſehen hat, um die Bebaubarkeit des 
fiskaliſchen Terrains anzunehmen. Mit Recht führt die Reviſions⸗ 
klage aus, daß zur Annahme der Bebaubarkeit im Sinne der Wege⸗ 
geſetzgebung nicht die abſtrakte Möglichkeit einer ſolchen Bebauung 
genügt, ſondern daß ein Grundſtück Baulandeigenſchaft nur dann hat, 
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wenn es in abſehbarer Zeit ficher bebaut werden kann. Das OVG. 
ſchließt fic) inſofern der in der Entſcheidung des RG. vom 30. Sep⸗ 
tember 1904 (PrVerwBl. 26, 604) ausgeſprochenen Anſicht an. 
§ 7 des Ortsſtatuts ſetzt nun die Möglichkeit einer Bebauung mit 
Wohngebäuden voraus, wie ſie in Städten üblich iſt. In dieſem 
Sinne bebaubar iſt aber eine öffentliche Eiſenbahnanlage auf abſehbare 
Zeit nicht. Eine ſolche Bebauung iſt dort ſolange ausgeſchloſſen als 
nicht die öffentliche Anlage ſelbſt geändert iſt. Solche Aenderungen können 
erfahrungsgemäß nicht kurzer Hand vorgenommen werden und be⸗ 
dürfen zudem der Zuſtimmung öffentlicher Inſtanzen. Inſofern iſt 
die Rechtslage eine andere als bei Privatgrundſtücken, deren Ver⸗ 
wendung jederzeit dem Eigentümer freiſteht. Mit Recht iſt daher 
auch in der Praxis des Nachbarſtaats Preußen angenommen, daß 
eiſenbahnfiskaliſches Terrain in der Regel nicht als bebaubar ange⸗ 
ſehen werden kann (vgl. Pr OVG. 32, 483). Im vorliegenden Fall 
iſt noch beſonders zu bemerken, daß die auf dem fiskaliſchen Terrain 
liegende Zufahrtſtraße, wenn auch mit beſchränkter Zweckbeſtimmung, 
dem öffentlichen Verkehr übergeben iſt und alſo nicht nach Private 
willkür des Eigentümers eingezogen werden könnte. | 

Danach kommt es im vorliegenden Fall darauf an, ob das fide 
kaliſche Grundſtück, für welches Anliegerbeiträge gefordert werden, der 
Eiſenbahnanlage dient. Das iſt nicht im ganzen Umfange des Terrains 
der Fall. Von dem rechts vom Bahnhof gelegenen Teil dient nur 
die Zufahrtſtraße unmittelbar der Bahnanlage, die mit gärtneriſchen 
Anlagen und Beamtenwohnhäuſern beſetzten Teile dienen anderen 
Zwecken, dieſe Teile ſind bebaubar bezw. was für die Anliegerpflicht 
nach Abſ. 3 des § 7 gleichbedeutend iff, nach 1887 bebaut. Danach 
wäre die Beitragspflicht des Fiskus ohne weiteres gegeben, wenn das 
ganze an die Straße Bahndamm anſtoßende fiskaliſche Terrain als ein 
Grundſtück im Sinne des § 7 des Ortsſtatuts zu betrachten wäre. 
Aber eben die Richtigkeit dieſer Vorausſetzung ficht die Reviſion dann 
weiter mit Recht an. Zunächſt iſt auch hier zu bemerken, daß die 
Frage, ob der ganze fiskaliſche Beſitz im vorliegenden Fall nach § 16 
als ein Grundſtück im Sinne des § 7 anzuſehen iſt, keine Frage nur 
tatſächlicher Feſtſtellung, ſondern auch eine Rechtsfrage inſofern iſt, als 
es ſich dabei darum handelt, ob die Rechtsnorm anzuerkennen iſt, daß 
grundſätzlich Bodenteile, die verſchiedenen wirtſchaftlichen Zwecken 
dienen, nicht als ein Grundſtück im Sinne der Wegegeſetzgebung an⸗ 
geſehen werden konnen, und ob dieſer Grundſatz durch die Beſtimmung 
des § 16 des Ger Ortsſtatuts hat ausgeſchloſſen werden ſollen. 
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Die Annahme der erſtbezeichneten Rechtsnorm liegt nun fo ſehr in der 
Natur der Sache begründet, daß ſie nicht wohl abgelehnt werden kann. 
Dieſe Norm iſt z. B. auch in Preußen gerade im Hinblick auf die An⸗ 
liegerbeiträge in ſtändiger Praxis anerkannt, insbeſondere iſt „in der 
Rechtſprechung wiederholt anerkannt worden, daß auch die zu einem 
Bahnhofe gehörige Grundſtücksfläche, ebenſo wie jedes andere einem 
Eigentümer gehörige Grundſtück, nicht notwendig ein einheitliches 
Grundſtück bilden muß, daß vielmehr Teile davon für eine beſondere 
wirtſchaftliche Verwertung und Benutzung abgezweigt werden können, 
und dieſe Abſchnitte alsdann ſelbſtſtändige Grundſtücke darſtellen, die 
in Anſehung ihrer Beitragspflicht zu den Straßenbaukoſten einer an 
ſie grenzenden Straße als geſonderte Grundſtücke zu behandeln ſind.“ 
Mit Recht iſt die Ausführung als verfehlt bezeichnet, „daß alle zu 
einem Bahngelände gehörigen Grundſtücke unterſchiedslos dem ein⸗ 
heitlichen Zwecke des Eiſenbahnbetriebs dienen, daß ſich daher die Aus⸗ 
ſonderung nicht rechtfertigen laſſe, und dies insbeſondere von den Bee 
amtenwohnungen nebſt zugehörigen Gärten gelten müſſe, weil dieſe 
nur den Eiſenbahnbeamten zugänglich ſeien, ſowie weil deren Here 
richtung lediglich im Intereſſe des Eiſenbahnbetriebs liege, um die Be⸗ 
amten in nächſter Nähe ihres Dienſtorts zu haben“. (So PrOVG. 
57, 112 auch 34, 191 und in Hinſicht auf die Trennung der Beamten⸗ 
wohnhäuſer von der Bahnhofsanlage bef. 26, 45). § 16 des Ger 
Ortsſtatuts aber kann nicht die Bedeutung haben, daß die An⸗ 
wendung dieſer Rechtsnorm hat ausgeſchloſſen werden ſollen. Sein 
Abſehen iſt offenbar gerade und nur darauf gerichtet, die wirtſchaft⸗ 
liche Einheit trotz vorhandener rechtlicher Unterſcheidung zur Geltung 
zu bringen und deshalb eine kataſtermäßige Trennung für belanglos 
zu erklären (vgl. dazu Sächſ OVG. in deſſen Jahrb. 1, 40). Eine 
andere Auffaſſung würde zu dem eigentümlichen Reſultat führen, daß 
man bei Bebaubarkeit eines kleinen Stückes fiskaliſchen Eiſenbahn⸗ 
terrains die Anliegerpflicht des ganzen Bahnterrains auch über die 
Bahnhofsanlage hinaus annehmen müßte. 

Sieht man aber die der Bahnanlage dienenden und die ander⸗ 
weit wirtſchaftlich benutzten Grundſtücksteile im Sinne des § 7 des 
Ortsſtatuts als verſchiedene Grundſtücke an, dann kommen nach Vor⸗ 
ſtehendem für die Straßenanliegepflicht des Fiskus nur die zwiſchen 
der Straße Bahndamm und der fiskaliſchen Zufahrtſtraße liegenden 
ſchmalen Grundſtücksteile in Betracht. Es kommt alſo darauf an, ob 
dieſe ſelbſtändig bebaubar ſind. Das iſt bisher noch nicht geprüft. 
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Die Sache ift alfo noch nicht ſpruchreif. Sie muß deswegen an die 
Vorinſtanz eee werden. 
Urteil vom 14. Januar 1914, C 29/13. 


19. Der Begriff des Grundſtücks (Geſamtgrundſtücks) 
im Sinne des § 1 des RZ StG. iſt kein rechtlicher, 
ſondern ein wirtſchaftlicher. Der Begriff der 
„wirtſchaftlichen Einheit“ erfordert keine recht— 
liche Einheit des zu einem einheitlichen wirtſchaft— 
lichen Zwecke verbundenen Grnndbeſitzes, wohl 
aber den Begriff des Geſamtgrundſtücks im Sinne 
des § 1 Abſ. 2 3 StG. 

Die Klägerin, die mit ihrem Manne ein kleines Landgut bee 
wirtſchaftet, deſſen Beſtandteile teils ihr, teils ihrem Manne allein, 
zum Teil auch beiden gemeinſchaftlich zu gleichen ungeteilten Anteilen 
gehören, hat von ihrem Eigentum durch Kaufvertrag vom 11. Juni 
1911, der am 4. März 1912 gerichtlich beſtätigt worden iſt, die 
Grundſtücke Kat. No. 651 und 1599 von D. für 2102 M. 
verkauft und iſt deswegen zu einer Zuwachsſteuer von 201,70 M. 
veranlagt worden. Sie legte Beſchwerde ein und verlangte Frei— 
ſtellung von der Steuer nach § 1 Abſ. 2 ZStG. mit dem Hinweis, 
daß der Veräußerungspreis weniger als 5000 M betrage und die 
ſonſtigen Befreiungsvorausſetzungen gegeben ſeien. Die Oberzoll— 
direktion wies fie mit der Begründung ab: „Die veräußerten Grund- 
ſtücke hätten mit dem übrigen Grundbeſitz der Eheleute K. eine wirte 
ſchaftliche Einheit gebildet; es handle ſich mithin um eine Zeilver- 
äußerung; der Geſamtgrundbeſitz fet mehr als 20 000 M wert; die 
Teilveräußerung jet daher, trotzdem der Veräußerungspreis nur 
2102 M. betrage, nicht ſteuerfrei“. 

Hiergegen richtet ſich die Reviſion. Sie iſt in erſter Linie darauf 
geſtützt, daß das Veräußerungsgeſchäft ſchon im Dezember 1905 vor 
dem Bürgermeiſter in D. in öffentlich beglaubigter Form abgeſchloſſen 
und deshalb gemäß § 63 3StG. nicht ſteuerpflichtig fei, rügt aber 
vorſorglich weiter Verletzung des § 1 Abſ. 2 3StG. Durch Verken⸗ 
nung der Begriffe „Geſamtgrundſtück“ bezw. „wirtſchaftliche Einheit“. 

Das Rechtsmittel konnte keinen Erfolg haben. Zwar iſt die Be— 
hauptung, daß über die mit der Steuer belegte Veräußerung ſchon 
vor dem 1. Januar 1911 eine Urkunde in öffentlich beglaubigter 
Form errichtet worden ſei, nicht „unbeachtlich“, wie das Großh. 
Staatsminiſterium meint, — denn ſie enthält, wenn ſie auch tat⸗ 
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ſächlicher Natur und für die Reviſionsinſtanz neu it, die Rüge, daß 


das Geſetz inſofern verletzt ſei, als ein nach ihm nicht ſteuerpflichtiger 
Vorgang als ſteuerpflichtig behandelt worden iſt —; die Rüge iſt 
aber unbegründet, da nach den von dem Großh. Rechnungsamt 
aktenmäßig angeſtellten Ermittlungen feſtzuſtellen iſt, daß eine Urkunde 
über die im Jahre 1905 vereinbarte Veräußerung vor dem 1. Januar 
1911 nicht errichtet worden iſt. Und ſoweit ſonſt Rechtsverletzungen 
gerügt werden, ſind die Rügen zwar teilweiſe begründet, aber uner⸗ 
heblich, weil durch die vorgekommenen Rechtsirrtümer die Entſcheidung 
der Oberzolldirektion im Ergebnis nicht zuungunſten der Klägerin 
beeinflußt worden iſt. 

Verfehlt iſt die Rüge, daß keine Teilveräußerung nach § 1 
Abſ. 2 3StG. vorliege, weil ganze Grundſtücke veräußert worden 
ſeien, und der Grundſtücksbegriff des Zuwachsſteuergeſetzes derſelbe 
wie der des bürgerlichen Rechts und nicht, wie die Oberzolldirektion 
annehme, ein wirtſchaftlicher in dem Sinne fei, daß als Grundſtück 
und damit auch als Geſamtgrundſtück im Sinne des § 1 Abſ. 2 
3 StG. der zu einer wirtſchaftlichen Einheit verbundene Grund— 
beſitz zu gelten habe. Denn nach den Geſetzesmaterialien iſt un⸗ 
zweifelhaft die einmütige Auffaſſung der geſetzgebenden Faktoren die 
geweſen, daß der Begriff „Grundſtück“ und „Geſamtgrundſtück“ als 
ein wirtſchaftlicher in dem bezeichneten Sinne zu interpretieren ſei 
(vgl. darüber Amtl. Mitt. 1911 S. 97, 138, 252/53). Dieſem klar 
ausgeſprochenen Willen des Geſetzgebers gegenüber ſieht aber das 
Oberverwaltungsgericht zu einer abweichenden Auslegung keinen Anlaß, 
da einer zuſtimmenden begrifflich nichts entgegenſteht und ſie dem⸗ 
gemäß auch von allen bisher mit der Entſcheidung der Frage be⸗ 
faßten oberſten Inſtanzen akzeptiert worden iſt (vgl. Pr. OVG. in Amtl. 
Mitt. 1912 S. 149, Bad. VGH. daf. S. 152 und 155, Großh. Hell. 
VGH. in Amtl. Mitt. 1913 S. 90). 

Den Begriff der „wirtſchaftlichen Einheit“ hat aber die Oberzoll⸗ 
direktion ebenfalls an ſich nicht verkannt. In der Reviſion wird zwar 
zutreffend ausgeführt, daß die wirtſchaftliche Zuſammenfaſſung mehrerer 
Parzellen zu einer Einheit nicht ſchon darin gefunden werden könne, 
daß fie ein und dieſelbe Perſon gleichartig benutzt. Denn das obs 
jektive Merkmal der „wirtſchaftlichen Einheit“ eines Grundbeſitzes 
liegt allerdings in der Vereinigung der mehreren Grundſtücksparzellen 
zu einem einheitlichen wirtſchaftlichen Zweck, der wiederum nur 
in ihrer Zugehörigkeit zu einem einheitlichen wittſchaftlichen 
Betriebe (Landwirtſchaftsbetrieb oder ſonſtigem Erwerbszweige) 
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feinen Ausdruck finden kann (vgl. Amtl. Mitt. 1913 S. 134). Die 
Oberzolldirektion hat aber demnach den maßgebenden rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkt ganz richtig erfaßt, wenn ſie ihre Annahme, daß die von 
der Klägerin verkauften Parzellen als Teile einer größeren wirtſchaſt⸗ 
lichen Einheit zu betrachten ſeien, auf die Feſtſtellung ſtützt, daß ſie 
zuſammen mit dem übrigen Grundbeſitz der Eheleute K. von einer zu 
dieſem gehörigen Hofraite aus einheitlich, d. h. innerhalb eines ge⸗ 
ſchloſſenen landwirtſchaftlichen Betriebes bewirtſchaftet worden ſind. 

Daß die Oberzolldirektion bei dieſer Feſtſtellung den Grund⸗ 
beſiz der Eheleute K., alſo auch Grundbeſitz mit ins Auge gefaßt 
hat, der der Klägerin nicht gehört, iſt nicht rechtsirrtümlich, wie die 
Reviſion weiter annimmt. Denn da das Entſcheidende für die An⸗ 
nahme einer wirtſchaftlichen Einheit unter mehreren Grundſtücken in 
dem objektiven Merkmale ihrer Zugehörigkeit zu einem einheit⸗ 
lichen wirtſchaftlichen Unternehmen liegt, ſo kommt dabei auf das 
rechtliche Verhältnis des Unternehmers zu den einzelnen Teilen dieſes 
Unternehmens nichts an (Amtl. Mitt. 1913 S. 134 Nr. 3). Die 
Annahme. daß der Grundbeſitz von Ehelenten, auch wenn er ihnen 
nicht zur geſamten Hand gehört, eine wirtſchaftliche Einheit bilden 
könne, unterliegt daher rechtlich keinem Bedenken. 

Einen berechtigten Kern hat die Reviſionsrüge, daß die Oberzoll⸗ 
direktion bei der Entſcheidung der Frage, ob die Befreiungsvorſchrift 
des § 1 Abi. 2 3StG. anzuwenden fei, zu Unrecht von dem Gee 
ſamtbeſitz der Eheleute ausgegangen ſei, gleichwohl inſofern, als es 
unzuläſſig erſcheint, bei der Feſtſtellung, was im Falle einer 
Teilveräußerung als maßgebendes „Geſamtgrundſtück“ anzuſehen 
iſt, Grundbeſitz mit in Betracht zu ziehen, der, wenn auch wirtſchaft⸗ 
lich mit dem des Veräußerers verbunden, dieſem doch nicht eigen⸗ 
tümlich gehört. Denn da nach dem ZStG. bei Grundſtücken die 
Steuerpflicht an die Uebertragung des Eigentums anknüpft, ſo 
kann ſich die Steuerpflicht einer „Teil“ veräußerung begrifflich note 
wendig nur nach einem Ganzen beurteilen, das dem Veräußerer des 
„Teils“ eigentümlich gehört (jo auch PrOVG. Urt. v. 29. 4. 1913 in 
Amtl. Mitt. 1913 S. 198). Eine beſondere Rechtsſtellung nimmt in 
dieſer Beziehung auch der Grundbeſitz von Eheleuten nicht ein. 
Zwar wird dieſer, wie das Vermögen von Eheleuten überhaupt, 
ſonſt vielfach ohne Rückſicht auf die Eigentumsverhältniſſe als 
ſteuerliche Einheit behandelt — fo in den meiſten Ergänzungsſteuer⸗ 
geſetzen (vgl. z. B. WeimErgStG. vom 30. März 1910 § 8 Abſ. 1 
Nr. 4 a) und neuerlich in den Beſitzſteuergeſetzen des Reichs (val. 
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WehrbeitrGeſ. vom 3. Juli 1913 § 13 und RBe(StG. vom ſelben Tage 
§ 14), — der ſolchen Vorſchriften zugrunde liegende Gedanke, daß 
das Vermögen von Eheleuten mit Rückſicht auf ſeine im Weſen der 
Ehe begründete tatſächliche Zuſammenfaſſung zu einer wirtſchaftlichen 
Einheit auch in bezug auf ſeine ſteuerliche Leiſtungsfähigkeit nur als 
Einheit richtig erfaßt wird, bildet jedoch eben nur den rechtspolitiſchen 
Grund dafür, daß man ſolche bloß wirtſchaftlichen Einheiten auch 
ſteuerlich als Einheiten behandelt, rechtfertigt aber keineswegs die An⸗ 
nahme, daß ſie auch dogmatiſch, ohne beſondere Vorſchrift, als ſolche 
erſcheinen; und eine entſprechende Vorſchrift enthält das BStG. 
nicht. 

Die Oberzolldirektion iſt demnach bei ihrer Entſcheidung aller⸗ 
dings inſofern von einer unrichtigen Rechtsauffaſſung ausgegangen, 
als ſie der Beſtimmung der für die Steuerbefreiung nach § 1 Abſ. 2 
3StG. maßgebenden Wertgrenze die Beſchaffenheit (Bebauung) und 
den Wert des Geſamtgrundbeſitzes der Eheleute K. zugrunde 
gelegt hat, obwohl dieſer der Frau K., die allein ſteuerpflichtig iſt, 
nur teilweife gehört. Die Entſcheidung iſt jedoch trotzdem nicht une 
richtig (Art. 39 des Staatsvertrags vom 15. Dezember 1910), weil 
die objektiven Vorausſetzungen der Steuerfreiheit nach § 1 Abſ. 2 
3StG. auch dann nicht gegeben find, wenn man nur den der 
Klägerin gehörenden Grundbeſitz ins Auge faßt. Die Klägerin meint 
zwar, ihre Grundſtücke könnten, für ſich betrachtet, als wirtſchaftliche 
Einheit nicht angeſehen werden, weil es nur Feldgrundſtücke ſeien und 
ſolche beim Fehlen des wirtſchaftlichen Zuſammenhangs mit einer 
Hofraite „jederzeit getrennt bewirtſchaftet werden könnten;“ entſcheidend 
ſei daher, daß der Kaufpreis die ſteuerpflichtige Wertgrenze von 
5000 M nicht erreiche. Daß das unrichtig iſt, ergibt ſich jedoch aus 
der bereits entwickelten Begriffsbeſtimmung der „wirtſchaftlichen 
Einheit“ von ſelbſt: weil ſie zu dem gemeinſamen Wirtſchaftsbetriebe 
der Eheleute gehören, dienen die Grundſtücke der Frau auch für 
ſich betrachtet einem einheitlichen wirtſchaftlichen Zwecke und bilden 
daher auch unter ſich eine wirtſchaftliche Einheit und ein Geſamt⸗ 
grundſtück im Sinne des § 1 Abſ. 2 3StG.; daß fie aber jederzeit 
getrennt bewirtſchaftet werden können, iſt für die Beurteilung ohne 
jeden Belang, denn es kann nur darauf ankommen, ob ſie zur 
kritiſchen Zeit tatſächlich einheitlich bewirtſchaftet worden ſind, und das 
hat die Oberzolldirektion feſtgeſtellt. Es liegt mithin in der Tat eine 
Teilveräußerung im Sinne des § 1 Abſ. 2 ZStG. vor. Diefe iſt 
aber nicht ſteuerfrei, weil der Geſamtwert aller Grundſtücke, die die 
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Klägerin zur Zeit der Veräußerung allein beſeſſen hat, wie den Akten 
zu entnehmen war, mit etwa 6000 M, ſicher mit mehr als 5000 M, 
einzuſchätzen iff. Dieſe Wertgrenze von 5000 M ift aber maßgebend, 
da der der Klägerin allein gehörende Grundbeſitz ausſchließlich in un⸗ 
bebauten Feldgrundſtücken beſteht. 

Die Entſcheidung der Oberzolldirektion iſt demnach im Ergebnis 
richtig. 

Urteil vom 14. Januar 1914, C. 54/13. 


20. Bei der Anfechtungsklage hat der Kläger die gue 
nächſt fortbeſtehende tatſächliche Grundlage der 
Verwaltungsentſcheidung zu erſchüttern. — Die 
Erlaubnis zum Kleinhandel mit Branntwein be— 
rechtigt nicht zum Ausſchänken. 

Dem Kläger iſt durch den Stadtrat in Gotha die Erlaubnis 
zum Kleinhandel mit Branntwein entzogen worden. Seinen Rekurs 
hat das Staatsminiſterium durch die angefochtene Entſcheidung zu⸗ 
rückgewieſen. Nach § 53 Abſ. 2 in Verbindung mit § 33 Abſ. 2 
GewO. ſetzt die Entziehung voraus, daß aus Handlungen des Gee 
werbetreibenden klar erhelle, daß er das Gewerbe zur Förderung 
der Völlerei mißbraucht habe. Die Vorinſtanzen nehmen das an, weil 
H. dem Gepäckträger K. in Gotha, einem ihm bekannten Trunkenbold, 
trotz Verwarnung durch deſſen Frau jahrelang bis in den Februar 
1913 hinein, wo die Frau die Sache anzeigte, Schnaps in Uebermaß 
verkauft habe. N 

Die Anfechtungsklage geht auf Aufhebung des Entziehungsbe— 
ſchluſſes. Nach Art. 16 des Staatsvertrages vom 15. Dezember 
1910 kann ſie zunächſt darauf geſtützt werden, daß der Kläger in 
ſeinen Rechten durch unrichtige Anwendung des beſtehenden Rechts 
verletzt fei. Einen Rechtsverſtoß ſieht die Klage darin, daß das Staats- 
miniſterium verkannt habe, was das Geſetz darunter verſtehe, wenn 
es von „klar erhellen“ ſpreche. Der Begriff iſt nicht verkannt. Es 
iſt ganz richtig, wenn die Klage ausführt, damit verlange das Geſetz, 
daß der Schluß aus den Tatſachen ein zwingender ſein müſſe. Nichts 
weiſt indeſſen darauf hin, daß nicht auch das Herzogl. Staats⸗ 
miniſterium den Begriff ſo aufgefaßt hat. Ob die feſtgeſtellten Tat⸗ 
ſachen im vorliegenden Falle zu dem zwingenden Schluſſe des Miß⸗ 
brauchs führe, iff Sache der Tatſachenwürdigung und der Subſum⸗ 
tion des Ergebniſſes unter das Geſetz, daß dieſe Subſumtion eine 
rechtsirrige ſei, iſt nicht anzuerkennen. 

Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 15 
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Die Klage kann weiter darauf geſtützt werden, daß die tate 
ſächlichen Vorausſetzungen nicht vorhanden ſeien, welche die Behörden 
zum Erlaß der Entſcheidung berechtigt haben würden (Art. 16). Da⸗ 
mit iſt dem Oberverwaltungsgericht in gewiſſem Umfang die Nach⸗ 
prüfung der Sache in tatſächlicher Beziehung zugewieſen. Es gilt 
zunächſt dieſen Umfang feſtzuſtellen. Der Text des Staatsvertrages 
und der Sinn, den das Oberverwaltungsgericht mit ihm verbindet, 
ſchließt die Auffaſſung aus, daß damit eine Art Berufungsinſtanz 
eingeführt ſei, wie ſie in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten gegeben iſt, 
daß alſo die Behörde ihren Entziehungsbeſchluß zu rechtfertigen und 
das Oberverwaltungsgericht das für die Entſcheidung erhebliche Tat⸗ 
ſachenmaterial erneut feſtzuſtellen und ſelbſtändig zu würdigen habe. 
Nicht die Behörde hat dem Gericht nachzuweiſen, daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen für die Entziehung gegeben ſind, ſondern der Kläger 
hat die Grundlage ſeiner Klage zu beweiſen, daß die tatſächlichen 
Vorausſetzungen nicht vorhanden ſind, die die Behörde zum Erlaß 
der angefochtenen Verfügung berechtigt haben würden. Es darf — 
wie das Preuß. Oberverwaltungsgericht für die entſprechende Klage auf 
Aufhebung einer polizeilichen Verfügung zutreffend ausgefuhrt hat, 
PrOVG. 4, 274 — bis auf weiteres vorausgeſetzt werden, daß der 
Behörde die von ihr angegebenen tatſächlichen Unterlagen in der Tat 
zur Seite ſtehen. An dem Kläger iſt es, dieſe zunächſt fortbeſtehende 
Grundlage zn erſchüttern, indem er neue Tatſachen oder Beweismittel 
angibt, die ſeinen Angriff ausreichend begründen. Daneben bleibt 
ihm die Ausſührung unbenommen, daß der feſtſtehende Sachverhalt 
die Befugnis der Behörde zum Erlaß ihrer Entſcheidung nicht recht⸗ 
fertige. Soweit hier rechtliche Geſichtspunkte in Betracht kommen, 
ſind ſie in dieſer lediglich auf das Tatſachenmaterial beſchränkten Be⸗ 
trachtung nicht zu erwähnen. Erheblich kann die Ausführung des 
Klägers, daß der feſtſtehende Sachverhalt die Entſcheidung nicht recht⸗ 
fertige, indeſſen bei der Würdigung des Sachverhalts, etwa bei einem 
Werturteil ſein. 

Betrachtet man die Sache von dieſem Standpunkt aus, ſo kann 
die Anfechtungsklage keinen Erfolg haben. K. iſt durch jahrelangen 
übermäßigen Genuß von Branntwein ſo heruntergekommen, daß er 
der Obhut der ſtädtiſchen Trinkerfürſorgeſtelle überwieſen werden mußte. 
Cs iſt ihm alſo Schnaps im Uebermaß gereicht worden und es iſt 
nur die Frage, wer als Lieferant in Frage kommt und ob der Bes 
treffende den Hang zur Völlerei gekannt hat. Es iſt ohne weiteres 
verſtändlich, daß das Ehepaar K. über die Bezugsquelle die beſte 
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Auskunft geben kann. Der Frau des Gepäckträgers iſt es natürlich 
ein leichtes, die nötigen Nachforſchungen zu betreiben, wenn der Mann 
ihr keine Auskunft geben ſollte. Frau K. erklärt mit Beſtimmtheit, 
daß der Branntwein hauptſächlich aus dem Laden des Klägers ſtamme, 
wie ihr Mann ihr auch zugegeben habe, und daß ſie den Kläger 
im Frühjahr 1911 gebeten habe, dem Mann keinen Schnaps mehr 
zu geben, da die Familie unter dem Trunke leide. Die Vorinſtanzen 
haben der Frau K. vollen Glauben geſchenkt, und zwar auch ohne 
daß ihre Beeidigung als Zeugin erfolgt wäre. Der Stadtrat hat 
die Frau ſelbſt gehört, ſich alſo ein Bild von ihrer Zuverläſſigkeit 
gemacht. Das iſt natürlich ein wichtiges Moment bei der Beweis⸗ 
würdigung geweſen. Die Beeidigung iſt nicht vorgeſchrieben. Das 
Staatsminiſterium durfte der Ausſage der Zeugin auch ohne Eid ver- 
trauen und das hat es getan. Dieſes Beweisergebnis wird in keiner 
Weiſe durch den Inhalt der Klage erſchüttert. Es liegt nichts dafür 
vor, daß Frau K. unterm Zeugeneide ihre bisherige Ausſage zugunſten 
des Klägers abändern würde. Die Beeidigung kann deshalb auch 
weiter unterbleiben. Der Verſicherung des Klägers ſchenkt das Ober⸗ 
verwaltungsgericht keinen Glauben. Er hat von Anfang an mit der 
Wahrheit zurückgehalten. Er hat dieſen Stammgaſt natürlich ganz 
genau gekannt und nur Ausflüchte geſucht, als er angab, es ſei mög⸗ 
lich, daß K. einmal Schnaps bei ihm getrunken habe, aber er könne 
ſich gar nicht darauf beſinnen. Im Termin vor dem Oberverwaltungs⸗ 
gerichte konnte er ſich beſinnen, daß K. vier oder fünfmal im Dezember 
1912 bei ihm Schnaps getrunken habe. Auch das Zeugnis der Frau 
des Klägers fällt nicht ind Gewicht. Die Frau ſteht unter dem Ein⸗ 
fluß ihres Mannes und kämpft, was ganz natürlich iſt, mit ihm für 
ſein Geldintereſſe. Die Nichtanmeldung zur Säuferliſte läßt die Aus⸗ 
ſage der Frau K. durchaus nicht unglaubwürdig erſcheinen. Ihr 
genügte, die Schnapsquelle bei H. zum Verſiegen zu bringen, und 
dazu führte die Anzeige. Eine ganz natürliche Scheu hielt ſie davon 
zurück, den Namen ihres Mannes auf die Säuferliſte zu bringen, wenn 
ſie deren Einrichtung überhaupt kannte. Daß Frau K. im Laufe 
der Zeit eine feindliche Geſinnung gegen den Kläger bekommen hat, 
mag richtig ſein. Sie hatte auch allen Grund dazu. Daß ſie dem 
Kläger von vornherein übelgeſinnt geweſen ſei und deshalb der 
Wahrheit zuwider den Kläger als den Schnapslieferanten angegeben 
habe, kann der Kläger ſelbſt nicht behaupten. 

Steht danach feſt, daß der Kläger ſeit dem Frühjahr 1911 einem 
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geführten Ruin der Familie bei häufig vorkommendem Ladenbeſuch 
Schnaps zum Genuß auf der Stelle und zum Mitnehmen verkauft 
hat, ſo hat er ſeine Konzeſſion zu Zwecken der Völlerei mißbraucht. 
Denn die Annahme der Völlerei iſt namentlich dann begründet, wenn 
der Gewerbetreibende trunkſüchtigen Perſonen Getränke verabreicht. 
Er befördert dadurch die Gewohnheit zu unmäßigem Trinken. 

Ein Mißbrauch der Konzeſſion zu Zwecken der Völlerei liegt 
auch darin, daß der Kläger Branntwein zum Genuß auf der Stelle 
verabreicht hat. Er iſt nicht im Beſitz einer Schankkonzeſſion. Die 
Erlaubnis zum Kleinhandel mit Branntwein gibt ihm nicht die Be⸗ 
fugnis zum Ausſchänken von Branntwein. Das ergibt ſich aus der 
Gegenüberſtellung der verſchiedenen Konzeſſionen zum Ausſchänken 
von Branntwein und der Schankwirtſchaft im allgemeinen einerſeits 
und zum Kleinhandel mit Branntwein andererſeits im § 33 GewO. 
Auch indem der Kläger dieſe geſetzliche Schranke überſchritt, förderte 
er die Völlerei. Denn jeder Verkauf von Branntwein ohne Erlaubnis 
bietet der Trunkſucht über die geſetzlich gezogenen Schranken hinaus 
Gelegenheit zur Befriedigung. 

Urteil vom 24. Januar 1914, A 31/13. 


Der Weltkrieg 1914 und der Rechtsbetrieb. 


In ſtiller Friedenszeit gingen dieſe Blätter in Druck; jetzt, da 
er abgeſchloſſen wird, brauſt die Kriegsfurie durch die Lande, der 
Weltkrieg, ſo oft geſagt, und doch nicht ernſtlich als wirklich gedacht, 
iſt entbrannt, in den tiefſten Tiefen iſt das Volksleben aufgewühlt, 
Handel und Verkehr ſtocken überall, aufgeſcheucht find wir alle aud 
dem Gleichgewicht geruhigen bürgerlichen Daſeins, jeder hört das 
Rauſchen der Weltgeſchichte wie nie zuvor. 

Kriegsrecht, Standrecht zeigen wuchtig Bedeutung und Hoheit 
des Staats, die wir in matter Friedenszeit zu ſchätzen fait verlernt 
hatten. Heimtückiſche Freiſchärler und Landesverräter trifft auf der 
Stelle die Kugel, Dörfer müſſen verſchwinden. Wie kommen uns da die 
tagelangen Unterhaltungen über den Grund der Todesſtrafe jo „welt⸗ 
fremd“ vor! Kriegsnotgeſetze haben mühſam und für kurze Zeit den 
Verkehr einzurenken verſucht in die Ordnung des Geſetzes und die 
Bahnen des Rechtsverkehrs. Die Einwirkung des Kriegs auf den Ver⸗ 
kehr ſtellt an den Juriſten neue Rechtsfragen, die im Tagesbetrieb 
Antwort heiſchen, die beſonderen Aufgaben verlangen weiten Blick. 
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Aber darüber hinaus iſt uns der Krieg von Bedeutung für den 
Rechtsbetrieb in Gegenwart und Zukunft. Wir müſſen zu neuen 
Auffaſſungen und Geſinnungen kommen. Sittliche Auffaſſungen ſind 
letzten Endes entſcheidend auch im Recht. Das werden wir immer 
mehr inne. Wir find keine wirtſchaftliche Wach- und Schließgeſellſchaft, 
der Menſch iſt kein zweibeiniges Weſen, das bloß billig einkauft und 
teuer verkauft. Es iſt ſo viel Tiefes in ihm, das der Berechnung 
ſpottet. Hochgeſinnt müſſen wir arbeiten. „Aber der Krieg läßt die 
Kraft erſcheinen, alles erhebt er zum Ungemeinen“. Deutſchland iſt 
im Kampf um Sein oder Nichtſein, es geht um ſeine Weltgeltung. 
Wie auch das Ende iſt, wir müſſen ein Gefühl dafür bekommen, 
was eines Weltvolks würdig iſt, was von ihm verlangt wird, was 
es leiſten muß, wir müſſen endlich erkennen und uns leiten laſſen 
von dem Gedanken, daß die Tat alles iſt, daß es gilt, Zukunftswerte 
zu ſchaffen, daß bei praktiſchen Dingen nichts bedeutet tatloſes Zuſehen 
und Gehnlaſſen. Wir müſſen ſo viel Kleinliches, Nichtiges, Törichtes 
abtun. Es klebt uns noch ſo viel an aus der Zeit ödeſter Klein⸗ 
ſtaaterei, engherzigſten Philiſtertums, ſaft⸗ und kraftloſer bloßer fach⸗ 
licher Gelahrtheit, verklügelt bei der Studierlampe, nicht gemeſſen am 
Lebendigen und den Wirkungen darauf. 

Wir haben alles allzu ſehr in Rückſicht auf das Einzel⸗Ich ge⸗ 
formt an Geſetzen, Verorduungen, Einrichtungen der Rechtſprechung. 
Damit ſich das Einzel⸗Ich auslebe nach ſeinem Wohlgefallen, ſo ganz 
ohne Rückſicht auf die Bedürfniſſe der Geſamtheit, haben wir In⸗ 
ſtanzen gehäuft ſelbſt für die nichtigſten und kleinlichſten Dinge, wir 
haben Formen über Formen geſchaffen, daß nur der einzelne nach 
ſeinem Belieben das Prozeßſpiel treiben könne. Zu wenig erzieheriſch 
iſt der Staat geweſen, er hat nicht geſorgt, daß der einzelne in wohl⸗ 
tätiger Zucht gehalten werde, da er es ſelbſt nicht kann. Wir haben die 
Spruchbehörden ſo ſtark beſetzt, wie es vom Standpunkt der Allgemein⸗ 
heit nicht der Wichtigkeit der Sachen entſpricht. Wir erſticken unter einem 
Wuſt von Geſetzesbeſtimmungen, Verordnungen und Formen, die für⸗ 
ſorglich immer noch vermehrt werden, indem man veraltete nicht ent⸗ 
ſprechend beſeitigt. Wir müſſen uns beſchränken, aus ſittlichen For⸗ 
derungen heraus, aber auch weil die Staatsausgaben geringer werden 
müſſen für Zwecke, die einfacher ebenſogut gemacht werden können, 
weil auch der Einzelne ſein Geld nicht unnütz vergeuden ſoll. Welcher 
Irrglaube z. B. daß jedes Städtchen ſein Amtsgericht haben müſſe! 
Wir verpulvern zu viel Geld in kleinlichen Prozeßſtreitereien. Ueberall 
in den Gerichtsſtuben erlebt man jetzt in den ſchweren Kriegszeiten 
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die gleichgültigſten, kleinlichſten Streitereien und die allerniedrigſten, 
törichtſten Lappalien bis hinauf in die oberſten Inſtanzen, die uns 
unſere deutſche Gründlichkeit ſo verſchwenderiſch gegeben hat. Wir 
Deutſche ſtehen in dem Ruf, daß die Prozeßſucht uns allzumenſchlich 
beherrſcht, Werte vergeudet, die beſſer angelegt werden könnten, Zwie⸗ 
tracht, Haß und allerlei ſchlimme Leidenſchaften fortzeugend gebärt. 
Eine Eiterbeule an unſerem Volkskörper ſind die Wucherungen der 
kleinlichen Beleidigungsklagen. Die große Reinigung, die jetzt mächtig 
durch unſer Volk geht und fo viel von Uebelm, Niedrigem und Gee 
meinem weggefegt, erhebe uns auch da zu freierem, größerem, höherem 
Denken. Ein Zug zum Großen muß in die Rechtspflege einkehren. 
Wir dürfen uns in praktiſcher Rechtspflege, die den Parteien Brot, 
nicht Steine geben ſoll, nicht zu ſehr mit der Auseinanderſetzung 
von Lehrmeinungen aufhalten, wir müſſen viel mehr als wir bis jetzt 
getan haben und tun, fragen, wozu wir etwas ſchreiben und aus⸗ 
einanderſetzen, müſſen und von ſo vielen Gewohnheiten befreien, die 
wir nur beibehalten, weil ſie einmal da ſind, von deren Zweck wir 
uns gar keine Rechenſchaft geben. Wir können unfre Urteile in Date 
beſtänden und Gründen viel kürzer faſſen. Wir dürfen nicht pedantiſch 
Federfuchſerei treiben. Wir müſſen unſere Gedanken zuſammennehmen 
und es geht ſchon. Wir müſſen mit ſo unendlich viel Schreiberwuſt 
aufräumen. Kräftige Schnitte ins faule Fleiſch ſind nötig. Der 
Kanzleiſtil muß ganz verſchwinden. 

Wir wollen Ordnung halten, ohne daß wegen einer kleinen 
Forderung, wegen eines böſen Wortes immer gleich einer zum Gericht 
laufen muß, wir wollen nicht nur jetzt, ſondern auch ſpäter unnütze 
Prozeſſe vermeiden, die Vergeudung von Kraft, Zeit, Geld im Gerichts⸗ 
weſen eindämmen, in Zivilſachen und in Strafſachen. Man verſchone 
die Gerichte mit Beleidigungsſachen gleichgültigſter Art, mache ein 
ſchleuniges Ende ſolchen, die ſchon ſchweben. Gar zu ſtreitſüchtigen 
Parteien ſchlage ein verſtändiger Richter vor, jede möge zur Sühne 
eine Spende fürs Note Kreuz zahlen. Darauf werden ſie ſchon ein⸗ 
gehn. Man ringe ſich empor zu einem verträglichen vergebenden 
Sinn, einer höhern bewußteren Einſchätzung der eigenen Ehre, der 
gleichgültige Schimpfworte nichts anhaben können. Wir wollen Ord⸗ 
nung halten, ganz von ſelbſt, ſelbſtändig, wollen die Unſelbſtändigkeit 
abſtreifen, uns nicht aufs Gängeln verlaſſen. Die „Verbeamtung“ 
des Volks wird zum Schaden, der Einfluß der „Feſtbeſoldeten“ lähmt 
die Tatkraft, wir wollen kein Volk der Rentner werden. 
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Die Zeit iſt ernſt, wir müſſen auch im Rechtsbetrieb unfern 
Sinn ändern, ſo vieles, was uns bisher ein ferner Traum war, 
wird Wirklichkeit, eine tiefe Volksbewegung von unten her ſtößt die 
Fratzen der Ausländerei ab, Volksgefühl wird lebendig, wir wollen 
auch das Recht aus den Banden fremden Herkommens erlöſen und 
ihm mehr das Gepräge unſeres Volksgeiſtes geben. Möchte reinigend 
das Gewitter von unten her aus Volkstiefen und Volksgefühl heraus 
auch durchs Gerichtsweſen ziehen und neue Formen bringen, die bis⸗ 
her an der Kleinlichkeit und Streitſucht, der allzu großen Rückſicht auf 
die Rechthaberei des einzelnen, dem Feilſchen der politiſchen Parteien 
um tote Programmpunkte und überſchätzte Werte ihrer Wähler ge⸗ 
ſcheitert ſind. Was gilt der einzelne? Die Not der Zeit lehrt uns 
endlich wieder erkennen, daß nur Volkswerte wirklich den Ausſchlag 
geben. Das Leben des Volks fordert ſeine Rechte. Letzten Endes 
ſind doch die urwüchſigſten Gebote entſcheidend, die die kindlichſte 
Einfalt ebenſo und nach ihrer Art verſteht wie der tiefe Denker. 
Stahlhart ſtellt der Reichskanzler die Erhaltung, das Sein des Reichs 
obenan und ohne alle Bemäntelung kurz und treffſicher begründet er 
die erſte Maßnahme des Kriegs: Not kennt kein Gebot. Ohne Hörner 
und Zähne, wie wir's und merken können für Urteilsbegründungen, 
ohne Verweiſung auf Kommentare und Deklarationen. Was ent- 
ſcheidet, das wird in aller Wahrhaftigkeit und Aufrichtigkeit geſagt. 
Das Gewiſſen entſcheidet, wenn Anſprüche der Völker ſich nicht aus⸗ 
gleichen laſſen, Gewiſſen, Verantwortlichkeitsgefühl, nicht tote Buch⸗ 
ſtaben und Rechtsfiguren machen den guten Richter und Beamten. 
Die Entſcheidung im Kampf wird getragen durch die großzügigen 
Pläne des Generalſtabs, aber das allein tuts nicht, die Truppen ſind 
mit einer Begeiſterung dabei, ſie gehn mit Tatkraft und Verſtändnis 
auf die Zwecke der Leitung ein, ſind keine bloßen mechaniſchen Werk⸗ 
zeuge, trotz der Entwicklung der Maſſenſchlachten, auf ſich ſelber ſteht 
jeder allein und ſoll ſtehn. Jeder Mann eine Perſönlichkeit, ein Held. 
Nach einer Zeit der Schreiber und Schreier wirds eine Zeit der Helden 
ſein. Jeder Soldat iſt Mitkämpfer wie die Leitung. So ſollen ſich 
Geſetz und Richter ineinander fügen und miteinander arbeiten. Der 
Richter ſoll nicht blind die Befehle ausführen, ſondern in denkendem 
Gehorſam, wie der Soldat, der auf Poſten ſteht und ſich nun ſelbſt 
entſcheiden muß, wenn eine Lage eintritt, für die der Befehl nicht 
reicht. Der Befehl ſoll nur großzügige Regel ſein. Der Richter hat 
nicht nur formal zu ſchließen, er entſcheidet, wählet, richtet. Er ſchafft 
am lebendigen Recht. | 
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Cin Volksgeiſt, ein Rechtsgefühl bricht ſich Bahn durch alle 
Lande deutſcher Zunge, ein Rechtsgefühl wird lebendig, Gegenwart, 
während zweifelnde Gelehrte immer wieder fragten, was denn Rechts⸗ 
gefühl ſei bei der Zerſplitterung der Parteien. Wir ſind mit gellenden 
Kriegsrufen aufgeweckt auch in unſerm Rechtsweſen, möchten wir 
nicht wieder einſchlafen. In den Alltagsbetrieb des Juriſten töne 
es hinein: Laß den Helden nicht untergehn in dir! 

2. September 1914. Richard Deinhardt. 


Bücherbeſprechungen. 


51. May, Dr. Max (Amtsrichter in Oſthofen), Hauswirt und 
Mieter. Das Mietrecht allgemeinverſtändlich dargeſtellt (Rechtsfragen des 
täglichen Lebens Heft 2). Stuttgart (Moritz). 1 M. 

Das Buch iſt wirklich volkstümlich geſchrieben, und der Verfaſſer weiß, den 
Leſer durch eine belebte Darſtellung feſtzuhalten. Spielend führt er ihn in die Fragen 
des Mietrechts ein. Einmal iſt es ein Tiſchgeſpräch, einmal ein Briefwechſel, dann 
eine Verhandlung beim Rechtsanwalt, dann eine Gerichtsſitzung, woraus der Leſer 
die Belehrung erhält. Für alle die Nöte des Mieters einer Wohnung bringt das 
Büchlein Rat, eindringlich mahnt es ihn, Mietsverträge nicht zu unterſchreiben, ohne 
ſie geleſen zu haben, und an lebensvollen Beiſpielen zeigt es ihm, welche Rechte 
und Pflichten er hat. Eine große Verbreitung iſt ihm zu wünſchen, es wird allen 
Mietern und Vermietern von großem Nutzen ſein. 


52. Rheiniſche Geſindeordnung. Ein praktiſcher Wegweiſer 
von Paul Platzbecker. (Staatsbürger⸗Bibliothek Heft 45). M.⸗Gladbach 
(Volksvereins⸗Verlag) 1914 0,45 M. (poſtfrei.) 

Das Heft ſtellt das rheiniſche Geſinderecht ſyſtematiſch dar und belehrt in 
trefflicher Weiſe über die Natur und den Abſchluß des Geſindevertrags, über die 
Rechte und Pflichten von Herrſchaft und Geſinde, über Antritt und Beendigung 
des Dienſtes. Natürlich ſind auch die einſchlägigen Beſtimmungen des BGB. 
und ſonſtige für den Geſindevertrag wichtige Vorſchriften mit berückſichtigt. Am 
Schluß ſtehen der Geſetzestext nud ein ausführliches Sachregiſter. 

53. Wildhagen, Dr. Georg, (Geh. Juſtizrat, Rechstanwalt in Leipzig). 
Der Entwurf eines Patentgeſetzes. Berlin (Liebmann) 1914. 0,80 M. 

Der Verfaſſer geht die einzelnen Beſtimmungen des Entwurfs durch und 
zeigt, daß dieſer, wenn er auch in Einzelheiten noch verbefferunsbediirftig iſt, eine 
brauchbare Grundlage für eine Neuregelung des Patentweſens iſt. 

54. Becker, Dr. Karl (Landrichter in Düſſeldorf), Die rechtlichen 
und ſozialen Probleme des 1500 Mark⸗ Vertrags. Eine kritiſche 
Betrachtung der Literatur und Rechtſprechung. Berlin (Vahlen) 1914. 1.20 M. 

Der 1500 M. Vertrag hat im Wirtſchaftsleben eine große Bedeutung gewonnen. 
D ie Rechtſprechung hat ſich oft mit ihm zu befaſſen gehabt, und auch im Schrift⸗ 
tum iſt er viel erörtert worden. Becker gibt eine vollſtändige Ueberſicht über den 
je tzigen Stand der Streitfragen, die der 1500 M. Vertrag gebracht hat, und ſucht 
d urch ſeine Kritik ihre Entſcheidung zu fördern. 


55. Henle, Dr. Rudolf (Privatdozent in Bonn), 8 Aufgaben zur 
ſchriftlichen Bearbeitung im Anfänger-Praktikum des bürger⸗ 
lichen Rechts. Leipzig (Deichert) 1913. 0,30 M. 

Es ſind humorvolle Aufgaben, die Henle geſchickt zuſammengeſtellt hat; ſolche 
Aufgaben kommen für den Rechtsunterricht immer erwünſcht. 


— 233 — 


56. Oertmann, Dr. jur. et phil., Paul (Profeſſor in Erlangen), 
Rechtsordnung und Verkehrsſitte insbeſondere nach Bürgerlichem 
Recht. Zugleich ein Beitrag zu den Lehren von der Auslegung der Rechts⸗ 
geſchäfte und von der Reviſion. Leipzig (Deichert) 1914. 13,50 M. 


Auf die Bedeutung der Verkehrsſitte für die Rechtsanwendung hat vor allem 
Danz in ſeinen bekannten Schriften in verdienſtvoller Weiſe hingewieſen. Und 
man denkt unwillkürlich an ihn, wenn über die Verkehrsſitte gehandelt wird. Er 
hat denn auch vornehmlich Oert mann die Veranlaſſung zu feinem Buche gegeben, 
in dem das Verhältnis zwiſchen Rechtsordnung und Verkehrsſitte geklärt werden 
fol. Dieſes Verhältnis beurteilt Danz, wie Oertmann darlegt, falſch, wenn 
er der Auffaſſung iſt, daß die Sätze der Verkehrsſitte vom Richter geſchaffene Rechts⸗ 
ſätze und vom Bürgerlichen Geſetzbuch ſanktionierte Gewohnheitsrechtsſätze ſeien, die 
den ſtaatlichen ergänzenden Rechtsſätzen vorgingen. Scharf auseinander zu halten 
ſind die rechtsgeſchäftliche, insbeſondere die auslegende Verkehrsſitte (5 157 BGB.) 
und die normative (die Verkehrsſitte in § 242 BGB. iſt normativer Art). Das tut 
Dang nicht. Die auslegende Verkehrsſitte hat Bedeutung für die Feſtſtellung des 
Tatbeſtands, aus dem Schuldverhältniſſe entſpringen können, die normative hat 
es nur mit der Tragweite entſtandener Rechtsfolgen zu tun. In erſter Linie 
kommt alſo § 157, nach ihm iſt die Parteivereinbarung feſtzuſtellen; ſoweit keine 
Parteivereinbarung beſteht, greifen die ergänzenden Rechtsſätze ein; erſt dann iſt 
§ 242 BGB. als Richtſchnur für die Rechtsfolgen heranzuziehen, er ergänzt Vertrag 
und Geſetz, nach denen ſich ein Schuldverhältnis zunächſt beſtimmt. 

Von dem reichen Inhalt des Buches iſt damit nur wenig angedeutet. Die 
Einzelausführungen über die rechtsgeſchäftliche Bedeutung der Verkehrsſitte (Einfluß 
auf die Feſtſtellung des Sinns der gewählten Ausdrücke ſowie auf die Ergänzun 
gewiſſer nicht ausdrücklich geregelter Punkte, die Verkehrsſitte als Geſchäftsinhalt 
und über ihn objektivrechtliche Bedeutung (Hilfsmittel zur Ermittlung objektiven 
Rechtsinhalts — § 242 —, Bedeutung für die Geſetzes auslegung, Gefetzesaus⸗ 
füllung und die Fortbildung der Rechtsordnung) bringen in ihrer Gründlichkeit eine 
überaus wertvolle Bereicherung des über das Problem ſchon vorhandenen Schrifttums. 
Das Buch, deſſen bleibender Wert feſtſteht, ſei angelegentlichſt empfohlen, namentlich 
auch dem juriſtiſchen Nachwuchs. 


57. Tophoff, H. (Landgerichtsrat in Münſter i. W.), Die Stell⸗ 
vertretung in den Kollegialgerichten nach dem deutſchen Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetz. Hannover (Helwing) 1914. 2 M. 

Das Werk iſt dem Deutſchen Richterbunde gewidmet, der als uneigennützige 
Standesvertretung des deutſchen Richtertums Standesintereſſen nur ſo weit fördert, 
als ſie mit dem Wohl des deutſchen Volkes Hand in Hand gehen. Zu den Be⸗ 
ſtrebungen des Richterbundes will auch Tophoff ſein Teil beitragen. Die Frage 
der Stellvertretung in den Kollegialgerichten betrifft die Unabhängigkeit der Recht⸗ 
ſprechung, daran ſind Volk und Richter intereſſiert. Der Verfaſſer erörtert die ein⸗ 
ſchlagenden Beſtimmungen unter ausgiebiger Berüdfictigung ihres Werdens und 
der Rechtſprechung. Am Schluß macht er ſeine Beſſerungsvorſchläge, beſonders 
fordert er ein Beſchwerderecht für die Kollegialrichter, die ſich durch einen Beſchluß 
des Präſidiums beſchwert fühlen, wenn durch den Beſchluß geſetzliche Vorſchriften 
verletzt werden. Das Werk iſt eine willkommene Gabe für das wichtige Gebiet der 
richterlichen Unabhängigkeit. 


58. Noeſt, Dr., und Plum (Rechtsanwälte in Solingen und Cöln), 

a) Die Reichsgerichtsentſcheidungen in Zivilſachen. 

82. Band der amtlichen Sammlung. Berlin (Heymann) 1914. 2 M., 
geb. 2,50 M. 


b) Die Rechtsſprüche des Reichsgerichts in Zivil⸗ 
ſachen. Inhaltsüberſicht nach der Paragraphenfolge der Geſetze angeordnet 
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für den 72,—80. Bd. der Entſcheidungsſammlung. Berlin (Heymann) 1914. 
2 M., geb. 2,50 M. 


Es iſt immer wieder erfreulich zu ſehen, wie die Entſcheidungen, die man erſt 
in der amtlichen Sammlung geleſen hat, durch die Bearbeitung von Noeſt und 
Plum gewinnen. Die vorzügliche Zuſammenfaſſung und die ergänzenden und 
kritiſchen Bemerkungen, die an die Entſcheidungen geknüpft werden, macht den In⸗ 
halt lebendiger und reicher. Das muß der Sammlung eine immer wachſende Ver⸗ 
breitung ſichern. Der 82. Band reiht ſich den vorausgegangenen, wie nicht anders 
zu erwarten, würdig an. a 

Das Hauptregiſter, das Noeſt und Plum jetzt für ihre Bearbeitung des 
72.—80. Bandes der Entſcheidungsſamnilung herausgeben, Toll in zwei Teile zer⸗ 
fallen. Der erſte liegt vor und bringt eine ſyſtematiſche Zuſammenſtellung der aus 
dem Inhalt der Entſcheidungen herausgearbeiteten Rechtsſätze, geordnet nach der 
Paragraphenfolge der einzelnen Geſetze. Der zweite ſoll ein alphabetiſches Wort⸗ 
verzeichnis enthalten. Das Hauptregifter erleichtert die Benutzung der Sammlung 
weſentlich und bietet die Möglichkeit, ſich über die Rechtsentwicklung in der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts ſchnell und zuverläſſig zu unterrichten. 


59. Struve, Dr. Karl (Gerichtsaſſeſſor), Die ſtrafrechtliche 
Behandlung der Jugend in England unter Berückſichtigung der 
erziehlichen Maßnahmen. Berlin (Liebmann) 1914. 7 M., geb. 8 M. 


Die Rechtsvergleichung iſt für unſere Geſetzgebung von großer Wichtigkeit. Und 
da man bei uns zurzeit an der Neugeſtaltung des Strafrechts arbeitet, bei der gerade 
auch die Behandlung der Jugend einer befriedigenden Regelung harrt, und da 
weiter eine Vorlage über das Verfahren gegen Jugendliche ſchon den Reichstag be⸗ 
ſchäftigt, kommt das Buch Struves zur guten Stunde. Sn folder Ausführlich- 
keit wie Struve hat bisher das engliſche Jugendſtrafrecht noch niemand behandelt. 
Ein beſonderer Vorzug iſt es, daß er überall aus eigener Anſchauung ſchildern kann, 
er hat während eines dreivierteljährigen Studienaufenthalts in England ſeine Auf⸗ 
merkſamkeit ganz beſonders den dortigen Einrichtungen für die ſtrafrechtliche Behandlung 
der Jugendlichen zugewandt. Nach einer Ueberſicht über die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung gibt er eine Darſtellung des materiellen Jugendſtrafrechts und dann des 
Strafverfahrens gegen Jugendliche vor den Polizeigerichten und Jugendgerichten. 
Eingehend werden die gegen die Jugendlichen zuläſſigen Strafmaßregeln (Geld⸗ 
ſtrafe, Prügelſtrafe, Feſthaltung in einem Bewahrungsheim, Gefängnis) und die 
Maßregeln ohne Strafcharakter ıftraffreie Entlaſſung, Beſſerungsgelöbnis, Be⸗ 
währungsaufficht, Stellung unter Fürſorge einer Privatperſon) erörtert. Den 
Beſſerungs⸗ und Erziehungsanſtalten iſt ein inhaltsreicher Abſchnitt gewidmet. 
Vorſchriften, die der Verbrechensbekämpfung dienen, Angaben über die Urſachen 
der Kriminalität der Jugendlichen, ſtatiſtiſche Angaben und Mitteilungen über das 
Wirken privater Vereine vervollſtändigen das Werk. Sehr intereſſant iſt auch der 
Abſchnitt über die jugendlichen Rechtsbrecher vom 16. bis 21. Lebensjahr und 
ihre Unterbringung in den Borſtalanſtalten, d. ſ. Anſtalten, in denen junge Rechts⸗ 
brecher während ihrer Haftdauer gewerbliche Ausbildung und andern Unterricht 
erhalten und ſolcher Zucht und moraliſcher Einwirkung unterworfen werden, die 
zu ihrer Beſſerung und der vorbeugenden Verbrechensbekämpfung beizutragen ge⸗ 
eignet ſind. Das Buch gibt ein eindrucksvolles Bild von den engliſchen Ein⸗ 
richtungen und wird von allen, die dem Jugendſtrafrecht Intereſſe entgegenbringen, 
dankbar entgegengenommen werden. 5 


60. Haldy, Dr. Wilhelm (Staatsanwalt), Die Wohnungs frage 
der Proſtituierten (Kuppeleiparagraph und Bordellwirt). Hannover 
(Helwing) 1914. 4 M., geb. 4,50 M. 

Der Verfaſſer hat ſich an ein Problem gewagt, das nach einer befriedigenden 
Löſung ruft. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt, wer Proſtituierte be⸗ 
herbergt, wegen Kuppelei ohne Rückſicht auf eine polizeiliche Konzeſſion oder Duldung 
zu beſtrafen. Das führt zu einem bedenklichen Widerſtreit; der Staat beſtraft, was 
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er ſelbſt als Polizeibehörde gutheißt. Die Bevölkerung kann das nicht verſtehen 
und muß es ungerecht empfinden. Hal dy gibt aus der Praxis heraus eine ein⸗ 
oo Darſtellung des Problems. Er ſchildert zunächſt, wie die Dinge wirklich 
iegen, wie wenig die heutige Rechtſprechung zu einer wirkſamen Bekämpfung oder 
gerechten Beſtrafung führt, zeigt dann, wie ſich die Rechtſprechung entwickelt und 
wie ſich die Theorie dazu geſtellt hat, kritiſiert beide und geht ſchließlich darauf ein, 
wie die Regelung im neuen Strafgeſetzbuch bisher gedacht iſt und wie ſie zweckmäßig 
noch weiter ausgeſtaltet werden muß. Er weiſt nach, daß die heutige Rechtſprechung 
das Verhältnis zwiſchen § 180 und § 361 Ziff. 6 StGB. falſch auffaßt, ihren 
engen Zuſammenhang verkennt. Der Beherberger handelt bei polizeilicher Konzeſſion 
objektiv nicht rechtswidrig, dieſe gibt ihm eine Befugnis, die die Rechtswidrigkeit 
ausſchließt. Das wird unter zwei Geſichtspunkten dargelegt: die Beherbergung 
iſt das rechte Mittel zur Erreichung eines vom Geſetzgeber als berechtigt anerkannten 
Zwecks und ſie iſt eim erlaubtes Gewerbe. 

Daß Hal dy mit feinen gründlichen Ausführungen die bisherige Rechtſprechung 
ändern wird, iſt leider kaum anzunehmen. Aber für das neue Strafrecht wird ſeine 
Arbeit nicht verloren ſein, da er überzeugend nachweiſt, daß eine Beſſerung der 
Verhältniſſe von der Regelung, wie ſie der Vorentwurf zum BGB. und der ver⸗ 
beſſerte Entwurf vorſehen (Strafloſigkeit der Wohnungskuppelei, wenn der Täter 
daraus keinen unverhältnismäßigen Gewinn zu ziehen ſucht), nicht zu erhoffen iſt, 
daß dazu vielmehr nötig, den Tatbeſtand der Wohnungskuppelei bei Proſtituierten bloß 
auf die Polizeiwidrigkeit abzuſtellen. Sein Buch bietet dem Juriſten und Ver⸗ 
waltungsbeamten viele Belehrung, hat aber auch für andere Wert. 


61. Hoffmann, Hugo (ord. Lehrer an der Taubſtummenanſtalt in 
Ratibor), Der Taubſtumme im franzöſiſchen und im deutſchen 
Rechte. Wien (Graeſer & Cie.) 1914. 1,25 M. 


Ein Mann, der mit dem Leben der Taubſtummen vertraut iſt und ſie von 
Grund aus kennt, der als Dolmetſcher auch Erfahrungen bei ihrem Auftreten vor 
Gericht gemacht hat, unternimmt es in dem vorliegenden Büchlein, die rechtliche 
Stellung der Taubſtummen im franzöſiſchen und deutſchen Recht zu vergleichen. 
Er führt den Lefer ausführlich durch die einzelnen Vorſchriſten, die die Stellung 
des Taubſtummen im Zivilrecht und Strafrecht beſtimmen, und weiſt daran nach, 
daß das franzöſiſche Recht in ganz unzulänglicher Weiſe für den Schutz des Taub⸗ 
ſtummen ſorgt, ſeine geiſtige Entwicklung, ſeine Denkweiſe und ſein Seelenleben nicht 
berückſichtigt, daß dagegen das deutſche Recht darin viel weiter vorgeſchritten iſt. 
Was er dabei über die geiſtige Entwicklung der Taubſtummen und über die Be⸗ 
deutung des Unterrichts für ihre Fähigkeiten ſagt, iſt bedeutſam und gibt dem Büchlein 
einen beſonderen Wert. 


62. Grünſchild, J. (Juſtizrat in Berlin), Die Treuhänderſchaft 
zum Zwecke der Gläubigerbefriedigung. Berlin (Liebmann) 1914. 


2 M. 

Als Mitglied eines Gläubigerausſchuſſes, der außerhalb des Konkurſes mit 
einer Treuhandgeſellſchaft das Vermögen einer in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
en e Geſellſchaft für die Gläubiger zu verwerten hatte, hat Grünſchild Gelegen⸗ 
eit gehabt, ſich praktiſch mit den ſchwierigen Fragen des Treuhänderrechts von 
Grund aus zu befaſſen. Die Früchte dieſer ſeiner Tätigkeit hat er jetzt erfreulicher⸗ 
weiſe in ſeinem Buche niedergelegt und weiteren Kreiſen zugänglich gemacht. Das 
Recht der Treuhänderſchaft zum Zwecke der Gläubigerbefriedigung iſt im Schrifttum 
nach wenig behandelt, hat es doch auch erſt in neuerer Zeit ſeine wichtige Stelle im 
Wirtſchaftsleben eingenommen und ift noch durchaus im Zuſtande der Entwicklung, 
Könige handelt darüber in der 9. Auflage von Staubs Kommentar zum BGB. 
(Anm. 19 ff., Exk. zu § 350), daneben kann noch Fiſchbach „Treuhänder und 
Treuhandgeſchäft“ genannt werden, doch geht er auf den Sonderfall der Treuhänder⸗ 
ſchaft zum Zwecke der Gläubigerbefriedigung nicht näher ein. An einer zuſammen⸗ 
faſſenden Darſtellung des Rechts dieſer beſonderen Treuhänderſchaft fehlte es bisher 
noch. Grünſchilds Buch füllt daher eine Lücke im Schrifttum aus. 
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63. Reiß, Dr. Hans (Amtsrichter in Hammerſtein), Grengre dt 
und Grenzprozeß. Berlin (Vahlen) 1914. 4 M., geb. 4,80 M. 


Die eigenartigen Schwierigkeiten, die bei Grenzſtreitigkeiten beſonders das In⸗ 
einandergreifen von Grundbuchrecht und Kataſterrecht hervorruft, haben Reiß da⸗ 
zu geführt, das Grenzrecht einmal in aller Ausführlichkeit zu behandeln. Er hat 
dabei nicht nur die Ergebniſſe der Rechtſprechung, wie ſie in veröffentlichten Ent⸗ 
ſcheidungen niedergelegt ſind, erſchöpfend berückſichtigt, fondern auch ein reiches Akten⸗ 
material, das ihm die Gerichte zur Verfügung geſtellt hatten, durchforſcht und ver⸗ 
wertet. Nach überaus gründlichen Ausführungen über das materielle Grenzrecht, 
die vor allem die Bedeutung der 88 891, 892 BGB. für den Kanpf um ſtreitige 
Grenzſtücke nach allen Richtungen klarſtellen, erörtert er das Weſen und die Durch⸗ 
führung der Grenzſcheidungsklage. Sein Buch iſt ein zuverläſſiger Ratgeber für 
die beſonderen Fragen des Grenzrechts und wird der Praxis gute Dienſte leiſten. 


64. Deutſche Strafrechtszeitung, Zentralorgan für das ge⸗ 
ſamte Strafrecht, Strafprozeßrecht und die verwandten Gebiete in Wiſſenſchaft 
und Praxis des In⸗ und Auslandes. Herausgegeben von Prof. Kahl, Wirll. 
Geh. Rat Lucas, Oberlandesgerichtspräſ. Staff, Regierungsrat Lindenau, 
Juſtizrat Mamroth, Senatspräſ. von Tiſchendorf, Prof. von Liszt, Miniſte⸗ 
rialrat Meyer, Prof. Wach. Berlin (Liebmann). Vierteljährlich 3 M. 


Die erſten drei Hefte der in Bd. 61 S. 74 angekündigten neuen Zeitſchrift 
ſind nun erſchienen. Ein Aufſatz von Kahl über ihre Zwecke und Ziele, die ſchon 
in der früheren Ankündigung hervorgehoben worden find, dient ihr zum Geleite. 
Aus den ſonſtigen mannigfaltigen Abhandlungen ſeien hervorgehoben: Luc as, 
Was bedeutet der Schritt vom geltenden Strafrecht zu dem der Entwürfe ?; 
Prof. v. Jagemann, Vorſchläge zu einem Strafvollzugegeſetze; Polizeipräſident 
Köttig, Die Verbrecheridentiftzierung ſeit Alphonſe Bertillon; Geh. Medizinalrat 
Leppmann, Hungerſtreik; Prof. v. Liszt, Die ſichernden Maßnahmen im Straf⸗ 
verfahren; Medizinalrat Puppe, Die gerichtliche Medizin im künftigen Strafrecht; 
Senatspräſ. v. Strauß und Torney, Alkohol und Verbrechen; Senatspräſ. 
Lindenberg, Die Handhabung des Reichsvereinsgeſetzes; Juſtizrat Mamroth, 
Verteidigeraufgaben und Verteidigerpflichten. Es folgen kleinere und kleine Mit⸗ 
teilungen aus Praxis, Wiſſenſchaft und Geſetzgebung des In⸗ und Auslandes, dann 
wichtige Entſcheidungen des Reichsgerichts und der Obergerichte, ſchließlich ein 
Literaturbericht. Beſonders ſei noch hingewieſen auf das Verzeichnis der wichtigeren 
Aufſätze, die ſeit 1906 zur Strafrechtsreform geſchrieben worden ſind. Sehr inter⸗ 
eſſant iſt auch eine Kunſtbeilage, auf der neue Anwendungen der gerichtlichen Photo⸗ 
graphie veranſchaulicht werden. 


65. Potthoff, Dr. Heinz, Jahrbuch der Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung, Bd. II 1914, enthaltend Geſetzesnovelle und Ausführungs⸗ 
beſtimmungen zum Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte, Ur⸗ 
teile und Entſchließungen der; Reichs verſicherungs anſtalt, 
des Rentenausſchuſſes und des Schiedsgerichts, Abhand- 
lungen zur Erläuterung und Kritikdes Verſicherungsgeſetzes. 
Stuttgart (J. Heß) 1914. 3 M., geb. 3,60 M. 


Das Buch bringt zunächſt in Ergänzung des erſten Bandes eine große An⸗ 
zahl von Ausführungsvorſchriften des Reichs, der Bundesſtaaten und der Verſiche⸗ 
rungsanſtalt. Der zweite Abſchnitt gibt zum erſten Male eine ſyſtematiſche Ueber⸗ 
ſicht über die geſamte Rechtſprechung zur Angeſtelltenverſicherung. In der Reihen⸗ 
folge der Geſetzesparagraphen werden alle Entſcheidungen der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt, des Rentenausſchuſſes und des Schiedsgerichts veröffentlicht mit Hinweisen 
auf Widerſprüche, einſchlägige Ausführungsbeſtimmungen und kritiſche Bemerkungen 
dazu. Dieſe Kritik iſt nebſt einer Erläuterung der wichtigſten Geſetzesfragen im 
dritten Abſchnitt in einer Reihe von Abhandlungen Dr. Potthoffs enthalten. — 
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Das Buch iſt ein neues wichtiges Hilfsmittel für das Verſtändnis des ſchwierigen 
Geſetzes und für die richtige Erfüllung der Verſicherungspflicht, denn in dieſer 
Vollſtändigkeit iſt das Material zu dem wichtigen Geſetze noch nirgends veröffentlicht. 
Alle Beteiligten mögen ihm ihre beſondere Aufmerkſamkeit ſchenken. 


66. Schweitzers (braune) Handausgaben mit Erläuterun⸗ 
gen. K. Wochinger (Finanzrechnungskommiſſar in München), H. Meyer 
(Amtsgerichtsſekretär in Nürnberg), Prozeßgebührengeſetze. 2. Aufl. Bd. 1 
Gerichtskoſtengeſetz. München, Berlin und Leipzig (Schweitzer) 1914. 
Geb. 4 M. 


Die Neubearbeitung, die durch die letzten einſchneidenden Aenderungen des 
Gerichtskoſtengeſetzes nötig wurde, haben die Verfaſſer wegen großer geſchäftlicher 
Belaſtung erſt jetzt fertigſtellen können. Dies hat aber den Vorteil gehabt, daß 
ihr auch die praktiſchen Erfahrungen zugutegekommen ſind, die man mit den 
Neuerungen gemacht hat. Das Hauptgewicht iſt auf eine leicht verſtändliche Er⸗ 
läuterung gelegt, eine große Zahl praktiſcher Beiſpiele und die geſchickte Verwertung 
von Schrifttum und Rechtſprechung führt die Wirkung der einzelnen Vorſchriften 
klar vor Augen. Die neue Auflage wird wie die erſte namentlich bei den Gerichts⸗ 
ſchreiberbeamten verdienten Beifall finden. 


67. Groß, Dr. Hans (Prof. in Graz), Handbuch für Unter⸗ 
ſuchungsrichter als Syſtem der Kriminaliſtik. 6. Aufl. München, 
Berlin und Leipzig (Schweitzer) 1914. 22 M., geb. 24 M. 


Früher begnügte man ſich auf den Hochſchulen, das materielle Strafrecht und 
den Strafprozeß zu lehren, bildete aber die Studenten in keiner Weiſe für die 
Aufgaben der Unterſuchung der Straftaten vor. Der praktiſche Vorbereitungsdienſt 
der Referendare konnte nicht ausreichen, dem Mangel abzuhelfen. Den Leitern 
des Vorbereitungsdienſtes fehlte es durchgängig ſelbſt an einer gründlichen Durch⸗ 
bildung auf dieſem Gebiete, und ſo konnte der Referendar von ihnen wohl die 
äußerliche Durchführung der Unterſuchungshandlungen lernen, ſah ſich aber ſonſt 
zumeiſt auf ſich ſelbſt und ſeine mehr oder minder großen natürlichen Fähigkeiten 
für die Unterſuchungstätigkeit angewieſen. Wenn es hierin anders geworden iſt 
und in Zukunft immer beſſer werden wird, ſo iſt das in erſter Linie das Verdienſt 
Groß und ſeines Buches. Er hat damit den Grund gelegt zu dem gewaltigen 
Auſſchwung, den die Kriminaliſtik als ſtrafrechtliche Hilfswiſſenſchaft mit ihren 
Schweſterdiſziplinen: Kriminalanthropologie, Krimimalpſychologie und Kriminal⸗ 
ſoziologie in neuerer Zeit genommen hat, iſt ihr eigentlicher Begründer gewordeu. 
Wie wichtig es für die Unterſuchungstätigkeit iſt zu wiſſen, wie Verbrechen begangen 
werden, wie man aus der Art der Begehung die Täter ermitteln kann, welche 
Motive die Täter beſtimmen, welche Zwecke ſie erreichen wollen, wie Zeugenaus⸗ 
ſagen pſychologiſch zu werten find uſw., darüber braucht man heute im Zeitalter 
des Vereins „Recht und Wirtſchaft“ keine großen Worte zu verlieren. Es ſind 
ganz die Gedanken dieſes Vereins, die Groß ſchon vor langen Jahren zu ſeinem 
Buche veranlaßt haben, er iſt einer ſeiner beſten Vorkämpfer geworden, ſeine Ge⸗ 
danken haben ſich jetzt in weitem Kreiſe durchgeſetzt. | 


| Die neue Auflage iſt vollſtändig überarbeitet, das faſt ins Unabſehbare ge⸗ 
wachſene Schrifttum iſt in weitem Maße berückſichtigt, häufig hat Groß aber nur 
auf das „Archiv für Kriminalanthropologie und Kriminaliſtik“ verweiſen können, das 
er ja ſchon früher als Ergänzung ſeines Buchs bezeichnet hat und das mehr und 
mehr mit ihm verwächſt. Das Buch iſt überall beſtens empfohlen, Studenten und 
Referendare werden immer wieder angehalten, es eifrig zu ſtudieren, und Theore⸗ 
tiker und Praktiker greifen immer aufs neue fleißig danach. Es iſt ein Schatz⸗ 
käſtlein, das in der Bücherei keines Juriſten, aber auch nicht in den Büchereien 
551 . . fehlen ſollte, zumal der Preis verhältnismäßig außerordentlich 
illig tft. 


— 238 — 


68. Bühler, Dr. Ottmar (Regierungsaſſeſſor und Privatdozent in Breslau), 
Die ſubjektiven öffentlichen Rechte und ihr Schutz in der deut⸗ 
ſchen Verwaltungs rechtſprechung. Stuttgart, Berlin und Leipzig 
(Kohlhammer) 1914. 13 M., geb. 14,50 M. 


Das Problem der ſubjektiven öffentlichen Rechte hat die Theorie, nament⸗ 
lich auch in neuerer Zeit, wiederholt beſchäftigt, ohne daß ſie bisher der Schwierig⸗ 
keiten ganz Herr geworden wäre. Es hat aber nicht nur theoretiſche, ſondern auch 
große praktiſche Bedeutung, weil die Landesgeſetze für die Klage vor den Verwaltungs⸗ 
gerichten in weitem Umfange die Verletzung ſolcher ſubjektiver öffentlicher Rechte 
fordern. Bühler knüpft daran an und ſucht auf dem neuen Wege näher an das 
Problem heranzukommen, daß er auch die Ergebniſſe dieſer Verwaltungsrechtſprechung 
im Zuſammenhang durchforſcht und für ſeine Unterſuchungen nutzbar macht. Laſſen 
ſich darin auch noch keine einheitlichen feſten Grundſätze finden und konnte Bühler 
deswegen nicht ohne weiteres von ihren Ergebniſſen ausgehen, ſo leuchtet doch ohne 
weiteres ein, wie vorteilhaft ihre Berückſichtigung wirken muß. Bühler gewinnt 
zunächſt den Begriff auf theoretiſchem Wege, wobei er allerdings neben den bisheri⸗ 
gen Ergebniſſen der theoretiſchen Forſchung auch ſchon fein Material aus Geſetz⸗ 
gebung und Rechtſprechung etwas verwertet, und gibt dann im zweiten Teil eine 
nähere Darſtellung dieſes Materials aus der preußiſchen, bayriſchen, württembergiſchen, 
ſächſiſchen und badiſchen Verwaltungsrechtspflege. Das Buch bildet mit ſeinen 
gründlichen Darlegungen einen überaus wertvollen Beitrag zur Löſung der wichtigen 
Frage nach den ſubjektiven öffentlichen Rechten und führt ſie einen guten Schritt 
weiter. Es wird ſicherlich von allen an der Verwaltungsrechtspflege Beteiligten 
fleißig benutzt werden und auch ſonſt weite Beachtung finden. 


69. Verein deutſcher Maſchinenbauanſtalten Düſſeldorf. 
Zweite Denkſchrift zur Reſorm des Patentgeſetzes (Beſprechung 
des vorläufigen Entwurfs eines Patentgeſetzes). Berlin (Springer) 1914. 2 M. 

Der Verein deutſcher Maſchinenbauanſtalten hat ſchon im Jahre 1909 eine 
„Denkſchrift zur Reform des Patentgeſetzes“ gegen die Beſchlüſſe des Stettiner 
Kongreſſes für gewerblichen Rechtsſchutz und Urheberrecht herausgegeben. Daran 
knüpft die jetzige zweite an. Ihr erſter Teil gibt allgemeine Ausfübrungen über 
die Grundlagen des Patentweſens und tritt für die volkswirtſchaftliche Auffaſſung 
gegenüber der urheberrechtlichen ein, die das Patentweſen auf dem Urheberrecht des 
Erfinders aufbaut. Im zweiten Teil werden dann die Anſchauungen und Wünſche 
der Maſchineninduſtrie über die Handhabung und Entwicklung des Patentrechts bei 
den einzelnen Paragraphen des vorläufigen Entwurfs eines Patentgeſetzes geäußert. 
Auch hierbei wird auf die Vorzüge der volkswirtſchaftlichen Auffaſſung hingewieſen, 
wonach das Patentweſen ein vom Staate frei geſchaffenes Hilfsmittel der Wirt⸗ 
ſchaftspolitik zur Förderung der Allgemeinheit iſt. Die Denkſchrift iſt überſichtlich ge⸗ 
ordnet und bringt mit ihren Anregungen für den weiteren Ausbau des Patentrechts, 
die ſie neben der Kritik des Geſetzentwurfs enthält, willkommenes Material. 


70. Fuchsberger⸗Fuld, Entſcheidungen des Reichsgerichts 
und der oberſten Gerichtshöfe aus den Jahren 1909—1913 
in Kartothek-Ausgabe. Gießen (Emil Roth) 1914. 
Einzelne Materien: 
1. Handelsrecht, herausgegeben von Fajans (Amtsrichter in Bernau) 
und Dr. Leo (Rechtsanwalt in Hamburg). 12 M. 
2. Wechſelrecht, herausgegeben von Dr. Gareis (Prof. Geh. Juſtiz⸗ 
rat in München). 2,50 M. | 
3. Konkursordnung, herausgegeben von F. Keidel (Landgerichts: 
rat in München). 3,60 M. 
4. Grundbuchordnung, herausgegeben von F. Keidel. 5 M. 


— 239 — 


5. Wettbewerbsrecht, herausgegeben von Dr. Fuld (Juſtizrat in 
Mainz). 3,60 M. 

6. Zwangsverſteigerung und Zwangsverwaltung, heraus⸗ 
gegeben von F. Keidel. 2,40 M. 


Auf die Fuchsberger⸗Fuldſche Sammlung gerichtlicher Entſcheidungen in 
Kartothekausgabe und auf ihre ſich ganz von ſelbſt aufdrängenden Vorzüge iſt in 
dieſen Blättern ſchon früher hingewieſen worden. Die Rechtsſprüche ſind, nach 
Geſetzesparagraphen und Entſcheidungsdaten geordnet, auf einzelne Kartenblätter 
gedruckt. Zunächſt (auf jedem erſten Blatt zu jedem Paragraphen) wird der Geſetzes⸗ 
text wiedergegeben, dann folgen die Entſcheidungen mit Tatbeſtand und Begründung 
unter Voranſtellung eines den Inhalt kennzeichnenden Merkſatzes. Auf die Zeit⸗ 
ſchrift oder Sammlung, der die Entſcheidung entnommen iſt, wird hingewieſen. Die 
Sammlung, die in 20 Einzelmaterien gegliedert iſt, kann alſo fortlaufend ergänzt 
werden, und man hat die Entſcheidungen zu jeder Geſetzesbeſtimmung gleich bei⸗ 
einander, braucht ſie ſich nicht erſt aus mehreren Entſcheidungsſammlungen heraus⸗ 
zuſuchen. Wieviel Zeit damit geſpart wird und wie vorteilhaft die Einrichtung 
auch ſonſt iſt — keine Entſcheidung kann einem entgehen — leuchtet ohne weiteres 
ein. Bisher konnte auf die Sammlung nur insgeſamt abonniert werden, und der 
jährliche hohe Preis mußte viele abhalten. Das hat den Verleger, dem das ſchon 
länger nahegelegt worden war, veranlaßt, die Sammlung auch in Einzelmaterien 
abzugeben und ein Abonnement darauf zuzulaſſen. Von den 20 Einzelmaterien 
ſind bisher die eingangs genannten 6 Materienbände erſchienen, die die Ent⸗ 
ſcheidungen von 1909—1913 umfaſſen, die weiteren Materienbände werden bald 
folgen. Der Abonnementspreis für die einzelnen Materien wird ſo beſtimmt, daß 
jedes Entſcheidungsblatt mit fünf Pfennigen berechnet wird. Die einzelnen Ent⸗ 
ſcheidungsblätter werden in gewiſſen Zwiſchenräumen ausgegeben, je nachdem neue 
Entſcheidungen herauskommen. Für die einzelnen Materien ſtellt der Verlag zum 
Preiſe von je 1 M. praktiſche Aufbewahrungskäſten zur Verfügung, die für viele 
Jahre ausreichen. ; | 

Die Neueinrichtung der Herausgabe der Einzelmaterien und des Abonnements 
darauf wird der in der praktiſchen Brauchbarkeit unübertrefflichen Sammlung viele 
neue Freunde zuführen. Wer erſt einmal einen Verſuch damit gemacht hat — und 
die Neueinrichtung begünſtigt ſolche Verſuche außerordentlich — wird ſich die ganz 
vorzügliche Sammlung in immer ausgedehnterem Maße nutzbar machen. 


71. Pape, Dr. Ernſt Kammergerichtsrat), Die Gerichtspraxis. 
Berlin (Guttentag) 1914. In Leinen geb. 18,50 M. 


In Verbindung mit Amtsrichter E. Armſtroff, Berlin⸗Lichterfelde, Staats⸗ 
anwalt Dr. C. Falck, Berlin, Kammergerichtsrat M. Gfrörer, Berlin, Amts⸗ 
richter Wilh. Häuſeler, Berlin⸗Weißenſee, Amtsgerichtsrat Georg Krauſe, 
Berlin⸗Tempelhof, Amtsgerichtsrat L. Levy, Charlottenburg, Landrichter Dr. Max 
Nadler, Berlin, und Amtsgerichtsrat H. Riefenſtahl, Berlin hat Pape unter 
dem Namen „Die Gerichtspraxis“ ein Sammelwerk herausgegeben, das den Zivil⸗ 
prozeß, die Zwangsvollſtreckung, das Konkursrecht, den Strafprozeß, das Gefängnis⸗ 
weſen, die allgemeinen Beſtimmungen über die freiwillige Gerichtsbarkeit, das Vor⸗ 
mundſchaftsweſen, das Nachlaßweſen, das Grundbuch- und Kataſterweſen, das 
Regiſterweſen und die Juſtizverwaltung umfaßt. Das Werk tritt alſo mit einem 
vielſeitigen, die Gerichtspraxis umfaſſenden Inhalt auf den Plan. Die einzelnen 
Gebiete haben Fachmänner bearbeitet, die durch langjährige praktiſche Tätigkeit da⸗ 
mit voll vertraut geworden ſind. Das bürgt für die Güte des Werkes, das ein 
praktiſcher Wegweiſer für die ſein ſoll und wird, die in die verſchlungenen Pfade 
der gerichtlichen Praxis eindringen wollen. Die Darſtellung iſt gut verſtändlich und 
überſichtlich, Beiſpiele unter Heranziehung der üblichen Vordrucke klären im einzelnen 
auf, überall iſt möglichſte Vollſtändigkeit angeſtrebt. Das Buch wird den Referen⸗ 
daren, aber auch den mittleren Juſtizbeamten recht wertvolle Dienſte leiſten können 
und ſei ihnen zur Anſchaffung warm empfohlen. Es wird ihnen das Eindringen 
in die Praxis ganz weſentlich erleichtern. 
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72. Kändler, Hermann (Berlin), Der ftaatlide Erfindungs⸗ 
ſchutz im Lichte moderner Nationalökonomie. Ein Beitrag zur 
Reformbewegung im Deutſchen Reiche. Berlin (Vahlen) 1914. 3 M. 


Um den Entwurf eines neuen Patentgeſetzes geht ein heißer Kampf. Die 
deutſche Induſtrie und Kaufmannſchaft haben das Erfinderpatent und die Rege⸗ 
lung der Angeſtelltenerfindung, die der Entwurf bringt, einmütig abgelehnt. Känd⸗ 
ler, der ſich an dem Kampfe ſchon wiederholt mit Arbeiten beteiligt hat, tritt 
jetzt mit ſeinen volkswirtſchaftlichen Studien auf dem Gebiete des ſtaatlichen Er⸗ 
findungsſchutzes hervor und bricht auf dieſer gefeſtigten Grundlage noch eine Lanze 
für das Anmelderpatent, wie es das geltende Recht hat, und gegen die Rege⸗ 
lung der Angeſtelltenerfindung. Er ſcheidet ſcharf zwiſchen dem urheberrechtlichen 
und patentrechtlichen Anſpruch; der ſtaatliche Erfindungsſchutz iſt eine neben dem 
Erfindungsſchutz beſtehende Einrichtung, die ſich aus volkswirtſchaftlichen Gedanken, 
aus Vorteilen, die der Allgemeinheit wieder zugute kommen, rechtfertigt; das An⸗ 
melderpatentrecht entſpricht einer höheren Stufe der Wirtſchaftspolitik als das Er⸗ 
finderpatentrecht; die Bedeutung der Perſon des einzelnen Erfinders für die Her⸗ 
vorbringung bedeutenderer Erfindungen nimmt gegenüber der Wirkſamkeit großer 
Arbeitsgemeinſchaften ab (Betriebserfindung), dem widerſpricht ein reines Erfinder⸗ 
patentrecht. Das ſind einige Gedankengänge, in denen ſich das Buch bewegt. 
Kändler hat ſich mit der Herausgabe beeilt, das Buch ſollte vor dem diesjährigen 
Augsburger Kongreß des deutſchen Vereins für den Schutz des gewerblichen Eigen⸗ 
tums vorliegen. Dieſer hat nun getagt. Und wenn Kändler auch ſehen muß, 
daß der Kongreß die Angriffe gegen das Erfinderpatentrecht für unbegründet hält, 
ſo kann er doch mit Genugtuung feſtſtellen, daß der Kongreß ſeine Bedenken gegen 
die Regelung der Angeſtelltenerfindung teilt. 


73. Syſtematiſches Handbuch der deutſchen Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft, herausgegeben von Dr. Karl Binding. Sechſte Abteilung. 1. Bd. 
Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht. 1. Bd. 2. Aufl. 


München und Leipzig (Duncker und Humblot) 1914. 10 M., geb. 12,50 M. 
Wie das Buch Mayers bei ſeinem erſten Erſcheinen im Jahre 1895 als 

eine wiſſenſchaftliche Errungenſchaft erſten Ranges gefeiert wurde, ſo muß es auch 
jetzt, da es nach faſt 20 Jahren in zweiter Auflage herauskommt, als eine der 
hervorragendſten Erſcheinungen, die der diesjährige Büchermarkt bringt, begrüßt 
werden. Schon längſt war eine neue Auflage notwendig geworden. Geſetzgebung, 
Rechtſprechung und Verwaltungsrechtswiſſenſchaft ſind in der Zwiſchenzeit eifrig 

am Werke geweſen und haben Stoff auf Stoff gehäuft, der der Verarbeitung harrte. 
Mit einem bloßen Einarbeiten dieſes neuen Stoffes hat ſich Mayer nicht begnügt, 

er hat ſein Werk vollkommen neu bearbeitet, ſo daß vom Text nicht viel übrig 

geblieben iſt. Der erſte Band iſt dabei kürzer geworden als früher, da ſich der 

Verfaſſer in manchen Punkten, die inzwiſchen Gemeingut geworden ſind, hat kürzer 
faſſen können; der zweite Band wird deſto umfangreicher werden. Das Syſtem, 
das von der ſonſt üblichen Darſtellung im Anſchluß an die einzelnen Verwaltungs- 

zweige abweicht, iſt dasſelbe geblieben, der rechtliche Inhalt der Verwaltungsord— 
nung wird ausgefhöpft und nach der Methode des Zivilrechts gegeben. Der erſte 

Band enthält, wie bisher, nach einer Einleitung den allgemeinen Teil (Die ge⸗ 

ſchichtlichen Entwicklungsſtufen des deutſchen Verwaltungsrechts; Grundzüge der 

Verwaltungsrechtsordnung; Der Rechtsſchutz in Verwaltungsſachen) und das erſte 

Buch des beſonderen Teils (Die Polizeigewalt; Die Finanzgewalt). Verwaltungs⸗ 

rechtswiſſenſchaft und Verwaltungsrechtspflege müſſen Maher dankbar ſein, daß 

er ihnen ſein nach Form und Inhalt glänzendes Werk noch einmal ee 

eder. 


Abhandlungen, Beſprechungen von Redtsfillen. 


—— 


Rückblick und Ausblick in der Kriegszeit. 


Aus dem Geſchäftsgang des Landgerichts und des Amtsgerichts 
in Gotha. 


Von Landgerichtsrat Morchutt. 


In den erſten Auguſtwochen herrſchte unter den Kollegen, denen 
es oblag, unter mannigfach erſchwerten Umſtänden die Geſchäfte weiter⸗ 
zuführen, eine verhaltene Mißſtimmung. Zu dem bedrückenden Ge⸗ 
fühl, nicht mittun zu können für des Vaterlandes Ehre, kam noch 
ein anderes: unſere Tätigkeit kam uns ſo hohl, leer und unbefriedigend 
vor, ſie ſtimmte ſo gar nicht zu der hohen Begeiſterung, die jeder 
im Herzen trug. Wiederholt wurde dieſer Stimmung ſcharf Aus— 
druck gegeben. Konnte es anders ſein, wenn z. B. die Strafkammer des 
Landgerichts Gotha an einem der erſten Mobilmachungstage in mehr⸗ 
ſtündiger Verhandlung ſich mit einem Forſtfrevler zu beſchäftigen hatte, 
der des ſchweren Verbrechens bezichtigt war, für 30 Pf. Beſenreiſig 
entwendet zu haben! Drei Richter, Staatsanwalt, ein auswärtiger 
Anwalt und 10 Zeugen waren das Aufgebot, über 100 M. der Koſten⸗ 
aufwand! Wegen Beſenreiſig für 30 Pfennig! und dabei wußte man, 
daß ſchon die Kanonen vor Lüttich donnerten! Für die Geſetzgebung 
in ſpäterer Zeit verdient ein ſolcher Vorgang vielleicht feſtgehalten 
zu werden. Nicht weniger unerfreulich war es in ſolcher Stunde 
natürlich auch, über die Schimpfereien von Privatklagparteien zu Ge⸗ 
richt zu ſitzen. Hier konnte aber wenigſten8 kurzer Prozeß gee 
macht werden, und es geſchah auch; in den erſten Monaten wurden 
alle beim Landgericht anhängigen Privatklagen verglichen, darunter 
ſolche, die über Jahr und Tag geſchwebt und die Gemüter der Bee 
teiligten in Aufregung verſetzt hatten. Hier ſpürte man ſchon das 
Wehen eines höheren Geiſtes. 

Für die gewöhnlichen Strafſachen ergaben ſich in den erſten 


Wochen erhebliche Hemmungen daraus, daß am e e 
Blätter für Rechtspflege IXI. N. F. XII. 
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infolge der Einziehung zum Heer am „Erſcheinen“ verhindert waren. 
Das Gericht blieb natürlich oft ohne Kenntnis davon. Dazu kamen 
die ſtarken Verkehrsbeſchränkungen bei Poſt und Eiſenbahn. In 
Friedenszeiten ſelten oder gar nicht angewandte Beſtimmungen des 
Militärſtraf⸗ und Strafprozeßrechts mußten gehandhabt werden. Meiſt 
mußte das Militärverhältnis des Angeklagten erſt geklärt werden. 
Rückfragen bei der Militärbehörde verzögerten ſich, Sitzungen mußten 
aufgehoben oder vertagt werden. So ſtand der Monat Auguſt im 
Zeichen der Unruhe und mancher geſchäftlichen Störung. Bald glätteten 
ſich aber die unruhigen Wogen, der Verkehr kam wieder in regel⸗ 
mäßigen Gang. In der Strafjuſtiz handelte es ſich in dieſer Zeit 
beſonders um die Frage, inwieweit gegen Perſonen, die von der 
Mobilmachung betroffen wurden, ein anhängiges Verfahren fortzu⸗ 
führen war. Dabei war hauptſächlich § 9 MStGO. heranzuziehen. 
Danach konnte gegen die zum Dienſt einberufenen Perſonen des Be⸗ 
urlaubtenſtandes und die, die ihnen geſetzlich gleichſtehen, das Ver⸗ 
fahren wegen der vor der Einberufung begangenen Straftaten forte 
geſetzt, während der Dienſtleiſtung aber nur mit Genehmigung der 
Militärbehörde eine Hauptverhandlung gehalten und die Unterſuchungs⸗ 
haft verhängt werden. Im einzelnen ergaben ſich manche Zweifel, 
wie bei den verſchiedenen Gattungen der Militärperſonen zu ver⸗ 
fahren war, ſo bei den Landſturmpflichtigen. Daß letztere zu den 
„den Perſonen des Beurlaubtenſtandes geſetzlich gleichſtehenden Per⸗ 
ſonen“ gehören, ergibt ſich aus §§ 25, 26 Geſ. betr. Aenderungen 
der Wehrpflicht vom 11. Februar 1888. Dort iſt der Aufruf als 
der Zeitpunkt bezeichnet, von dem an die von ihm betroffenen Perſonen 
den Militärſtrafgeſetzen unterworfen find. Nach Solms (MStGB, 
Anm. zu § 4) ſoll auch der aktive Dienſtſtand für die Landſturm⸗ 
pflichtigen mit dem Tage des Aufrufs beginnen. Deshalb iſt mehrfach. 
auch von der Strafkammer in Gotha und dem Gericht der Landwehr⸗ 
inſpektion in Erfurt, die Auffaſſung vertreten worden, daß eine Haupt⸗ 
verhandlung gegen Landſturmpflichtige ſchon nach dem Aufruf — 
nicht erſt nach der Einſtellung — nur noch mit Genehmigung der 
Militärbehörde gehalten werden könne. Andere Behörden ſehen erſt 
die tatſächliche Einſtellung in den Dienſt als den entſcheidenden Zeit⸗ 
punkt an (jo auch Romen, MStGO. Anm. 2 zu § 1). Die letztere 
Anſicht ſcheint den Vorzug zu verdienen ). Es iſt nicht erſichtlich, 
warum Landſturmpflichtige anders geſtellt ſein ſollten wie die Land⸗ 


1) Sie iſt neuerdings auch vom Reichsgericht einer Entſcheidung zugrunde 
gelegt. 
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wehr. § 26 des Geſetze8s vom 12. Februar 1888 ſpricht den alle 
gemeinen Grundſatz aus, § 9 MStGO, iſt demgegenüber die Sonder⸗ 
vorſchrift, die das Verfahren bei Zuwiderhandlungen gegen die allge⸗ 
gemeinen Strafgeſetze regelt, die vor der Einſtellung in den Dienſt 
begangen ſind. | 

Vielfach war es eine Frage der Zweckmäßigkeit, ob von der ge⸗ 
jeplih gegebenen Möglichkeit, das Verfahren fortzuſetzen, auch tate 
ſächlich Gebrauch gemacht werden ſollte. Beſonders in minder ſchweren 
Fällen erſchien es als unbillige Härte, Leute, deren Einberufung 
nahe bevorſtand, und die noch mit der Ordnung ihrer perſönlichen 
und geſchäftlichen Angelegenheiten dringend beſchäftigt waren, vors 
Strafgericht zu fordern, zumal ja ein völliger Abſchluß bis zur Straf⸗ 
vollſtreckung ohnehin nicht zu erreichen war. Immerhin konnte noch 
manche Sache zu Ende geführt werden, mancher Angeklagte wollte 
auch dieſe Angelegenheit noch geregelt wiſſen, nahm ſeine drei bis 
ſechs Monate hin, war froh, aus der Unterſuchungshaft entlaſſen zu 
werden — was ihm unter anderen Umſtänden wohl nicht gelungen 
wäre — und eilte zu den Fahnen. Eine große Zahl von Sachen 
blieb natürlich unerledigt. Was ſoll aus ihnen werden? Normaler⸗ 
weiſe müſſen ſie nach Beendigung des Krieges wieder aufgenommen 
werden — eine unerfreuliche Ausſicht! Soll der wackere Reſerve⸗ 
oder Landwehrmann, der monatelang ungeheure Strapazen ertragen 
und ſein Leben fürs Vaterland in die Schanze geſchlagen hat, als 
erſten Gruß nach glücklicher Heimkehr eine Ladung zur Hauptver- 
handlung „in der Strafſache gegen Sie wegen Körperletzung“ erhalten? 
Es wäre wohl dringend zu wünſchen, daß eine allgemeine Abolition 
für alle von Kriegsteilnehmern vor dem Kriege begangenen Delikte, 
ſoweit es ſich nicht um Verbrechen und beſonders ſchwere Vergehen 
handelt, erlaſſen wird. Wenn in einzelnen Staaten es an der geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzung hierfür fehlt, ſo kann ſie in der Zwiſchenzeit 
durch einen beſonderen Akt der Geſetzgebung leicht geſchaffen werden. 

Von der Möglichkeit, mit Genehmigung der Militärbehörde eine 
Hauptverhandlung gegen eine Militärperſon noch nach ihrer Indienſt⸗ 
ſtellung abzuhalten, iſt wohl wenig Gebrauch gemacht worden, dafür 
ſtand das militäriſche Intereſſe zu ſehr im Vordergrund. Dagegen ere 
langte der § 9 MStGO. für alle in einem Militärverhältnis ſtehenden 
Unterſuchungsgefangenen praktiſche Bedeutung. Nach allgemein an⸗ 
erkannter Anſicht (ogl. Romen Anm. 2 zu § 9) bedarf es der Gee 
nehmigung der Militärbehörde nicht nur zur Verhängung der Unters 
ſuchungshaft, ſondern auch zur Fortführung einer zur Zeit der Ein⸗ 

16* 
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berufung der betreffenden Militärperſonen bereits verhängten Unter⸗ 
ſuchungshaft. Es mußte ſomit bei allen Unterſuchungsgefangenen 
das Militärverhältnis geprüft und gegebenenfalls die Entſcheidung 
der Militärbehörde herbeigeführt werden, eine wenn auch formelle, 
doch bei den verſchiedenen Militäramtsbereichen umſtändliche Arbeit, 
Die Genehmigung zur Weiterführung des Verfahrens durch das Zivil⸗ 
gericht wurde wohl in allen Fällen erteilt. 

Auch mit Spionagefällen hatte fic) das Gericht zu befaſſen, 
allerdings in weit geringerem Maße als das ſenſationshungrige Pu⸗ 
blikum. Ein Fall führte zu einem Schriftwechſel mit der Staatspolizei⸗ 
Zentralſtelle in Berlin, in keinem Fall kam es aber über das Bore 
verfahren hinaus. Eine Sache dieſer Art, die beſonders viel Staub 
aufgewirbelt hatte — es handelte ſich um einen Lehrer — kam ans 
Reichsgericht, endete aber ſchließlich auch mit Einſtellung. 

Auf dem Zivilrechtsgebiet machte ſich während der erſten Kriegs⸗ 
wochen noch der Einfluß der Gerichtsferien wohltuend bemerkbar, 
ſowohl für die verringerte Richterzahl, wie für die Prozeßbeteiligten. 
Wer hätte auch gleich die umfangreichen Terminstagungen zum Heer 
einberufener Prozeßrichter übernehmen und wer von den Beteiligten 
hätte, wo draußen alles ſtürmte und drängte, ſtundenlang bei Gericht 
warten wollen, um ſchließlich vielleicht eine Terminsverlegung ent⸗ 
gegenzunehmen? So wirkte die Ferienordnung, die vielleicht diesmal 
mit Recht beſonders ſtreng gehandhabt wurde, wohltätig, indem ſie 
nur wirklich dringliche Sachen zur Verhandlung kommen ließ. Anders 
nach den Ferien! Die vielfach verbreitete Meinung, daß große Stockung 
eintreten würde, erwies ſich als falſch. Zwar fehlte mancher Richter, 
mancher Anwalt — aber für Vertretung war geſorgt. Im großen 
und ganzen blieb der Geſchäftsgang normal. Unterbrechungen zu⸗ 
gunſten von Kriegsteilnehmern auf Grund des Geſetzes vom 4. Auguſt 
1914 kamen zwar öfters vor, aber doch im Verhältnis zur Geſamt⸗ 
zahl keineswegs in ſolcher Menge, daß ſie den Geſchäftsgang merklich 
beeinträchtigt hätten. In der bekannten Streitfrage: wie erhält das 
Gericht von einer Unterbrechung Kenntnis? Ermittlung von Amts 
wegen? In allen Fällen? Nachweiſung durch die Partei? nahm das 
Landgericht den ſtrengeren Standpunkt ein: Verſäumnisurteil gegen 
eine Perſon, die möglicherweiſe als Kriegsteilnehmer in die Frage kommen 
kann, wird erſt dann erlaſſen, wenn Gewißheit beſteht, daß jener Fall 
nicht vorliegt. Kann die Feſtſtellung nicht alsbald getroffen werden — 
meiſt wird gleich vom Anwalt eine Beſcheinigung überreicht, auch eine 
glaubhafte Verſicherung von irgendeiner Seite wird als genügend ange⸗ 
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ſehen — ſo wird der Verkündungstermin auf eine Woche verlegt und 
der Partei aufgegeben, den nötigen Nachweis zu erbringen, beim Amts⸗ 
gericht geſchieht es oft auch von Amts wegen. Bei dem Charakter des 
Geſetzes als eines Schutzgeſetzes und bei der großen Zahl der in Frage 
kommenden Perſonen ſcheint das Amtsverfahren hier am Platze. Wenn 
von anderer Seite (Foerder in der IW. Nr. 16 S. 814) geſagt 
wird: Das Geſetz ſetze voraus, daß der Beklagte oder ein Familien⸗ 
angehöriger oder ſonſt jemand, der die Klage für ihn in Empfang 
genommen hat, von der Einberufung zur Fahne dem Gericht Mit⸗ 
teilung mache, dieſes habe abzuwarten, ob ihm eine Partei irgend⸗ 
welches Material für die Unterbrechung des Verfahrens unterbreite, 
— ſo dürfte dabei doch auf die in weiten Kreiſen, beſonders bei der 
ländlichen Bevölkerung beſtehende Geſchäfts- und Rechtsunkenntnis — 
es kommen ja meiſt weibliche Angehörige in Frage — nicht die 
Rückſicht genommen ſein, die im Intereſſe der zu Schützenden geboten 
iſt. Wenn angeführt wird, es könne ja kein Schaden geſchehen, bei 
der Zwangsvollſtreckung würde ſich herausſtellen, daß Unterbrechung 
eingetreten ſei, ſo iſt zu erwidern, daß es nicht angenehm iſt, den 
Gerichts vollzieher im Haus zu haben und daß oft auch durch bloße 
Androhung der Zwangsvollſtreckung auf Grund des Urteils eine 
Familie arg bedrängt werden kann. Auch muß doch das Verſäumnis⸗ 
urteil formell beſeitigt werden. Die Berufung auf die heilige „Ver⸗ 
handlungsmaxime“ iſt hier wohl verfehlt. Wenn freilich, wie Foerder 
erwähnt, bei manchen Amtsgerichten die Praxis beſteht, daß der erſte 
Termin auf drei bis vier Wochen verlegt wird, um die Feſtſtellung 
über die Kriegsteilnahme zu treffen, ſo iſt das natürlich eine Verkehrs⸗ 
behinderung, die nicht zu billigen iſt. | 

Die noch weiter gehende Anſicht, daß das Gericht (chon vor 
der Terminsbeſtimmung die Frage der Kriegsteilnahme zu prüfen 
habe, wies das Landgericht als Beſchwerdegericht ab. Die Frage 
wird nur noch vereinzelt bejaht (Sie kind, Prozeßrechtlicher Schutz 
der Kriegszeit S. 11, dagegen überzeugend Stein, JW. 1914 
S. 805). 

Einem Kriegsteilnehmer, dem vor Ausbruch des Krieges der 
Streit verkündet war, und der dem Rechtsſtreit beigetreten war, er⸗ 
kannte das Landgericht den Schutz des Notſtandsgeſetzes nicht zu 
(ebenjo Hallbauer im „Recht“ Nr. 19/20 S. 579). 

In der in der Praxis verſchieden beantworteten Frage, wie bei 
offenen Handelsgeſellſchaften die Einberufung von einzelnen Gefelle 
ſchaftern wirke, nimmt das Landgericht an, daß eine Unterbrechung ſo 
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lange nicht eingetreten iſt, als noch ein nicht einberufener Geſellſchafter 
vorhanden iſt. (Ebenſo Kammergericht gegen OLG. Hamm). 

Von der dem Vertreter des Kriegsteilnehmers eingeräumten Be⸗ 
fugnis, die Ausſetzung des Verfahrens zu verlangen, wird aus nahe⸗ 
liegenden Gründen beſonders dann häufig Gebrauch gemacht, wenn 
der Kriegsteilnehmer der Beklagte iſt. In vielen Fällen wird aber 
auch das Verfahren fortgeſetzt, mitunter ſogar noch vom Felde aus 
Unterweiſung erteilt. Man ſollte nicht ſchematiſch Ausſetzung bean⸗ 
tragen. Den Beteiligten iſt oft lieber, daß die Sache zu Ende kommt. 
Oft wird Ausſetzung beantragt auf Grund einer Beſcheinigung über 
Einziehung, bei näherem Nachforſchen ſtellt ſich heraus, der Beteiligte 
iſt auf dem Truppenübungsplatz (z. B. ein Gerichts vollzieher, der Konkurs⸗ 
verwalter iſt) und hat gar kein Verlangen, daß das Verfahren aus⸗ 
geſetzt wird. n | ö 

Auffällig erſcheint, daß die dem Prozeßgericht zugewieſene Stun⸗ 
dungsbefugnis beim Landgericht wenig praktiſch wurde. Es mag das 
eine örtliche Zufälligkeit ſein, aber auch darin ſeinen Grund haben, 
daß ja der Beklagte, um die Stundung zu ewirken, einen Anwalt 
annehmen muß — eine unerwünſchte Folge des Anwaltszwangs. 
Der Beklagte hofft eben, im Vollſtreckungs verfahren die Stundung 
zu bekommen, und läßt ſich verurteilen. Häufig kommt es vor, daß der 
Beklagte kurz nach dem Erlaß des Verſäumnisurteils beim Prozeß⸗ 
gericht ſchriftlich um Stundung einkommt. Zweckmäßig iſt er alsbald 
ans Vollſtreckungsgericht zu verweiſen, das nach § 764 ZPO., auch 
wenn die Zwangsvollſtreckung noch nicht begonnen hat, in Tätigkeit 
treten kann. Der Schwerpunkt der Stundungsverordnung liegt offen⸗ 
bar überhaupt beim Amtsgericht, und zwar auch beim Amtsgericht 
als Prozeßgericht, hier ſind die Anträge zahlreich. Bekanntlich geſtattet 
das Geſetz die Beſtimmung der Zahlungsfriſt bis zu drei Monaten, 
für den Geſamtbetrag oder einen Teilbetrag, ohne oder gegen Sicher⸗ 
heit, die wieder nach freiem Ermeſſen beſtimmt werden kann. An⸗ 
fangs, unter dem erſten Eindruck der außerordentlichen Geſchehniſſe 
war man — wohl auch anderwärts — geneigt, weitgehend Stundung 
zu gewähren. Es beſtand noch völlige Unklarheit über die zukünftige 
Entwicklung, man wußte nicht, ob und wie ſich das Wirtſchaftsleben 
geſtalten würde, ob Geſchäftsleute und Arbeiter auf Verdienſt rechnen 
konnten. Der Schutz des Schuldners ſtand im Vordergrund. In 
der Folge kam man davon etwas zurück, prüfte ſchärfer und fand 
doch öfters auch das Gläubigerintereſſe überwiegend. Es wurde 
ſeltener glatt Stundung auf Mongte erteilt, ſondern teils Sicherheit 
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verlangt, teils — und das beſonders häufig und mit gutem Erfolg 
— die Form der Ratenzahlung, meiſt im Einverſtändnis mit dem 
Gläubiger, gewählt. So erwies ſich die Stundungsverordnung mit 
ihrer Bewegungsfreiheit für den Richter ſehr ſegensreich. 

Das Verfahren auf Schuldnerantrag nach § 2 der Stundungs⸗ 
verordnung — Ladung des Gläubigers durch den Schuldner vor das für 
den Gläubiger zuſtändige Gericht zwecks Erwirkung einer Zahlungs⸗ 
friſt im Anerkenntnisurteil — ift beim Amtsgericht Gotha bisher nur in 
einem Fall praktiſch geworden. Auch bei andern Gerichten ſcheint 
ſich das Verfahren nicht eingebürgert zu haben. Das iſt begreiflich, 
denn es iſt ungewöhnlich und unnatürlich, daß der Anſtoß zu einem 
gegen ihn gerichteten Verfahren von dem Schuldner ausgehen, dieſer 
ſeine eigene Verurteilung herbeiführen ſoll. 

Dagegen ſcheint die andere kriegsgeſetzliche Neuerung, die Ein⸗ 
richtung der Geſchäftsaufſicht, einem Verkehrsbedürfnis entſprochen zu 
haben, beim Amtsgericht Gotha wurde ſie ſchon in vier Fällen an— 
geordnet und auch bei anderen Gerichten ſoll ſie, wie man hört, oft 
angewandt werden. Die Zahl würde ſich noch ſteigern, wenn der 
von kaufmänniſchen Kreiſen gegebenen Anregung Folge geleiſtet würde, 
daß die Anordnung auch auf den Antrag von Gläubigern zuläſſig 
wäre. ö 

Schwierigkeiten entſtehen häufig für die Durchführung eines 
Rechtsſtreites daraus, daß wichtige Zeugen im Kriege ſind. Ein Er⸗ 
ſuchen würde, wenn überhaupt zuläſſig, auf unüberwindbare Hinder⸗ 
niſſe ſtoßen. Mitunter verzichten die Parteien auf den Zeugen oder 
einigen ſich über die Hinausſchiebung der Vernehmung. Iſt das nicht 
der Fall, fo fragt es ſich, ob und wie § 356 ZPO. anzuwenden iff. 
Die Vorausſetzung, daß der „Beweidaufnahme ein Hindernis von 
ungewiſſer Dauer entgegenſteht“, muß als gegeben angeſehen werden. 
Der Zeuge kann monatelang im Felde bleiben, vielleicht auch in kurzer 
Zeit, ſei es als Verwundeter, ſei es infolge Friedensſchluſſes, zurück⸗ 
kehren. Die Beſtimmung der Ausſchlußfriſt iſt nach § 356 ZPO. 
zwingend, ſobald ein Antrag geſtellt wird. Man wird ſich darauf 
beſchränken müſſen, unter Abwägung der Intereſſen der Beteiligten 
nach billigem Ermeſſen die Zeitdauer der Friſt länger oder kürzer zu 
begrenzen. Auf der einen Seite geht es nicht an, die Durchſetzung 
dringlicher Anſprüche zu verzögern wegen einer Einrede, die vielleicht 
auch in anderer Weiſe bewieſen werden kann, auf der anderen er⸗ 
ſcheint es unbillig, einer Partei ohne ihr Verſchulden einen Rechts⸗ 
behelf abzuſchneiden, von dem für ſie der Ausgang der Sache ab⸗ 
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hängig iſt. Unter Umſtänden, z. B. in Eheſachen, bei der exceptio 
plurium, wird man ſich dazu verſtehen müſſen, die Friſt ſo weit zu 
beſtimmen, daß bis zu ihrem Ablauf mit der Rückkehr des Abweſenden 
zu rechnen iſt. 

Mit der in der Literatur ſchon einen breiten Raum einnehmenden 
Frage, wie der Krieg auf ſchwebende Rechtsverhältniſſe, beſonders 
auf Lieferungs- und Arbeitsverträge einwirkt, hatten Land⸗ und Amts⸗ 
gericht ſich bisher wenig zu befaſſen, abgeſehen allerdings von der 
häufigen Betonung des allgemeinen Grundſatzes, daß der Krieg be⸗ 
ſtehende Rechte und Verbindlichkeiten unberührt läßt, Verträge nicht 
mit Berufung auf ihn gelöſt werden können. Zum Teil mag das 
ſeinen Grund darin haben, daß derartige Streitigkeiten erſt allmählich 
aus den Verhältniſſen herauswachſen und ans Gericht kommen — 
manche werden wohl erſt nach der Beendigung des Krieges ausge⸗ 
tragen werden — zum Teil darf es ſicher auch als eine erfreuliche 
Folge der Erkenntnis hegrüßt werden, daß in der ſchweren Zeit ein 
friedfertiges Auskommen, ein gegenſeitiges Nachgeben und Sichver⸗ 
ſtändigen dem Streit ums Recht vorzuziehen ſei. 

Eine Abnahme der Geſchäfte war in den Monaten Auguſt und 
September noch kaum zu bemerken, allmählich begann dann die Zahl 
der neuen Sachen etwas abzunehmen; daß ſich das noch ſteigern wird, 
iſt, wenn nicht in den allgemeinen Verhältniſſen unerwartete Schwan⸗ 
kungen und Störungen eintreten, wohl kaum zu erwarten. 

Im allgemeinen darf geſagt werden, daß der Krieg auch dem 
Rechtsleben unverkennbar ſeinen Stempel aufdrückt, ihm manche 
Schwierigkeiten und Hemmniſſe bereitet, daß dieſe aber nicht entfernt 
derart ſind, daß der geordnete Rechtsbetrieb ernſtlich gefährdet würde. 
Und das liegt ja auch in der Richtung des Ziels, das einmütig von 
allen Seiten erſtrebt wird: der Aufrechterhaltung geſunder Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſe, der Ordnung in Handel und Wandel, Staat und Familie, 
eines ſtarken Wirtſchaftskörpers, deſſen Rückgrat eben die Rechtspflege 
iſt. Denn je ſtärker die Erſchütterungen von außen, je ſchärfer die 
daraus ſich ergebenden Spannungen und Reibungen, um ſo feſter 
muß ſich das ſtarke Gefüge des ſtaatlichen Organismus in allen 
ſeinen Teilen zeigen, um ſo notwendiger iſt das gleichmäßige und 
unbedingt zuverläſſige Arbeiten aller behördlichen Einrichtungen. 

Es werden Stimmen laut: es entfpricht nicht dem Ernſt der 
Zeit, jetzt kleinliche Streitigkeiten zu verhandeln; wo es draußen 
täglich um Millionen geht, iſt's unwürdig, auf wirtſchaftlich und 
ethiſch unerhebliche Sachen Zeit und Arbeit zu verſchwenden; Parteien 
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und Anwälte ſind zu veranlaſſen, ſolche Sachen fallen oder ruhen zu 
laſſen. Es wird eine Beſchränkung der Rechtsmittel und eine Ein⸗ 
ſchränkung der Beweisaufnahme befürwortet (Hucho, DIZ. 19/20). 
Dabei bedarf es indeſſen eines guten Taktes, ohne den ja auch ſonſt der 
Richter nicht auskommt, einer gewiſſenhaften Treue zur Gerechtigkeit. Es 
iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Richter jetzt mehr wie je um die vergleichs⸗ 
weiſe Beilegung der Prozeſſe bemüht iſt, und zwar nicht nur der 
Bagatellſachen. Die Stundungsverordnung und die Beſtimmung 
über den Wegfall oder die Minderung der Koſten bei Vergleichen 
bieten den willkommenen Anlaß, manche Sache beizulegen und ſchnell 
zu erledigen. Und auch ſonſt wird ſich manche Sache kurz zum beſten 
der Parteien zu Ende bringen laſſen. Infolge der veränderten Vere 
hältniſſe hat oft der Kläger kein Intereſſe mehr am Klaganſpruch. 
Aber man muß ſich genau Sache und Parteien anſehen. Der oberſte 
Grundſatz, daß der Gang des Rechts, der Gerechtigkeit unbedingt ge⸗ 
wahrt und das Rechtsgefühl vor Störungen bewahrt werden muß, darf 
nicht verletzt werden. Auch in kleinen Sachen hängt oft am Ausgang 
die Exiſtenz eines einzelnen, das Wohl einer Familie. Allerdings laſſen 
verſtändige Leute jetzt von ſelbſt unnötiges Prozeſſieren ſein, in der 
Oeffentlichkeit ſind ſchon rührende Briefe und Aeußerungen bekannt ge⸗ 
worden, womit Klagen und Rechtsmittel zurückgezogen wurden. So 
bleiben für die Gerichte vielfach die Sachen übrig, wo Prozeßſucht und 
Streitluſt die Triebfeder iſt. Da wird es wohlwollender verſtändiger 
Tätigkeit der Gerichte bedürfen. Keiner darf ſich gezwungen fühlen, er 
muß ſich überzeugen laſſen, daß der Streit nicht den Wert hat, den er 
ihm beilegt. Das Recht gilt doch ſchließlich nur auf dem Hintergrunde 
der Zeit, iſt nichts, was für ſich beſtände. Das Ziel muß ſein, daß 
alle Sachen die ordnungsmäßige Erledigung finden, daß jedem ſein 
Recht wird. Die Meinung gar, die ſich ſo oft breit macht, eine 
Sache ſei jetzt nicht wichtig genug oder fie fei ſchon fo lange anhängig. 
ſie könne nun auch weiter ruhen, iſt ganz verfehlt; mit der Mobil⸗ 
machung hat eine neue Zeit begonnen, wir wollen aufräumen, die 
Heimkehrenden ſollen nicht die alten Streitigkeiten vorfinden. Vor 
allem aber verkennt das Liegenlaſſen das Gebot der Zeit: ſie fordert 
doppelt prompte Juſtiz! | 
Soll nun, abgeſehen von den aus neuen Geſetzen und aus den 
Verhältniſſen ſelbſt folgenden mehr äußeren Veränderungen alles beim 
Alten bleiben? Oder ſollte der Krieg, der in ſo manchen Beziehungen 
der große Erzieher iſt, nicht auch auf den Geiſt der Rechtspflege ein⸗ 
wirken, ihm ſein Signum geben? Der Krieg bringt die erhebende 
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Erſcheinung der Erweckung beſonderer Volkskräfte, die im Frieden 
ſchlummerten, nun aber zum Leben erwacht ſind. Sie treten zutage 
in dem einmütigen Zuſammenſtehen des ganzen Volkes, in der Be⸗ 
geiſterung für hohe Gemeinſchaftsziele, in einem Geiſt der Brüderlich⸗ 
keit, der klaffende ſoziale Spaltungen überbrückt und verwiſcht, in der 
Zurückdrängung begehrlicher Einzelintereſſen, in höchſtem Opfermut, 
ungeheurer Kräfteanſpannung. Dieſer Geiſt, der alle Lebensverhältniſſe 
durchweht, kann an der Rechtspflege nicht ſpurlos vorübergehen, auch 
ſie berührt er mit lebenswarmem Hauch und kann auch hier neue 
Kräfte wecken, Vorurteile und veraltete Gewohnheiten beſeitigen, den 
Kampf ums Recht in höhere Bahn lenken. Wie ſoll das geſchehen, 
wie ſollen Worte und Gedanken zu Taten werden? Sicher vollzieht 
ſich ein Umſchwung, der das Innerſte berührt, nicht von heute auf 
morgen, es bedarf allmählicher Entwicklung, der Krieg brachte nur den 
mächtigen äußeren Anſtoß, ſeine Sturmflut trug uns jene ſtarken Kräſte 
zu, nun gilt es, ſie aufzunehmen und von innen heraus wirken zu laſſen, 
fie nicht erſticken zu laſſen im grauen Einerlei der gewöhnlichen Tagedarbeit 
unter papiernem Aktenwuſt und gleichgültigem Geſchäftsgeiſt. Vornehmlich 
muß der neue Geiſt natürlich in den Entſcheidungen der Gerichte ſich 
lebensvoll zeigen, auf ſie muß er den hohen ſittlichen Sinn, das wahr⸗ 
haft ſoziale Empfinden übertragen, wovon jetzt unſer öffentliches Leben 
fo manch beredtes, glänzendes Zeugnis ablegt. Schutz der wirtſchaftlich 
Schwachen, Berückſichtigung unverſchuldeter Notlage, Ausgleichung von 
Gläubiger⸗ und Schuldnerintereſſen, Abwehr von Uebervorteilung und 
Ausbeutung, ſtärkere Betonung der ſittlichen Pflichten im Verkehrs⸗ 
leben, beſonders im Verhältnis der Bevölkerungsklaſſen zueinander — 
mit einem Wort die Grundgedanken, die den einzelnen Kriegsgeſetzen 
ihr charakteriſtiſches Gepräge geben, gilt es zu verwerten und allgemein 
in die Rechtsauffaſſung und Rechtsanwendung eingehen zu laſſen. 
Außer der ſtarken Kräfteeinſetzung aller an der Rechtspflege Beteiligten 
bedarf es ſicher auch der Mitwirkung der Geſetzgebung, von der wit 
großzügige Reformen auf ſo manchem Gebiet erhoffen. Sollte z. B. 
der erſt in der Kriegszeit zur Tat gewordene, ſo nahe liegende Gedanke, 
daß der Richter dem unverſchuldet in Not geratenen Schuldner inner⸗ 
halb einer angemeſſenen Grenze eine kurze Friſt geben darf, mit der 
fegendreichen Wirkung, die er jetzt äußert, nicht auch in die Friedens⸗ 
zeit übertragen werden können, wo ein wenn auch ſpärlicher Vorgang 
ſchon in dem § 721 ZPO. — Friſt für die Räumung einer Wohnung 
— vorhanden iſt? Iſt immer und allein nur das Gläubigerintereſſe 
heilig und ſchutzwürdig? Gläubiger⸗ und Schuldnernot wird es ſtets 
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geben, die wirkſamſte Abhilfe für beide liegt in der Ausgleichung, die 
im Sinne jener ſozialſittlichen Gedanken herbeizuführen der Richter 
in erſter Linie berufen iſt. Nach geltendem Recht iſt er dazu nicht 
immer in der Lage. Es iſt bezeichnend, daß die radikalen Mittel, die 
das Geſetz der Kriegszeit der vollziehenden Gewalt vertrauensvoll an 
die Hand gibt, wie die Schließung von Geſchäften, Feſtſetzung von 
Höchſtpreiſen und andere Eingriffe in die Gewerbefreiheit nicht etwa 
als notwendiges Uebel, ſondern als Akte ſozialer Gerechtigkeit empfunden 
werden. Da handelt es ſich um das Wohl Vieler. Würde nicht ein 
kleiner Bruchteil ſolcher Machtvollkommenheit, in die Hand des Richters 
gelegt, um auch bei der Regelung der Einzel beziehungen Ausgleichung 
zu ermöglichen, von heilſamer Wirkung ſein? — Indeſſen fehlt es 
ſchon jetzt im bürgerlichen Recht nicht an ſtarken Handhaben: wenn die 
Gerichte mehr als bisher dazu übergehen, unſoziales Verhalten jedweder 
Art unbekümmert um den einer anderen Zeitrichtung angehörenden 
Satz „qui suo jure utitur, neminem laedit“ als ſittenwidrig 
(§ 826 BGB.) zu brandmarken, fo kann das mindeſtens ebenſo ſegens⸗ 
reich wirken, als Notverordnungen oder ſonſtiges geſetzgeberiſches Ein⸗ 
greifen. Umgekehrt wie das Geſetz wirkt es vom Einzelfall auf die 
Allgemeinheit, auf die Rechtsauffaſſung des Volkes. 

Die Grundgedanken, von denen oben die Rede war, ſind gewiß nicht 
neu und vordem unbekannt, aber auf dem blutigroten Kriegshorizonte 
erſcheinen fie doppelt hell und eindringlich, und es gilt, ihren Strahlen⸗ 
glanz nicht wieder erlöſchen zu laſſen. Sie jetzt in der Zeit der Kriegs- 
not zu verwerten, iſt beinahe ſelbſtverſtändlich, aber ſie auch in der 
Flucht der gewaltigen Wirtſchaftserſcheinungen, die nach der Beendigung 
des Krieges einſetzen werden, zur Geltung zu bringen, muß ein Ziel 
der Rechtspflege ſein, wenn anders der Krieg auch für ſie der große 
Erzieher geweſen ſein ſoll. 

Vom Geiſt der Zeit wird nicht nur der Inhalt, ſondern auch die 
Form getroffen. Auf den verſchiedenſten Gebieten ſehen wir bedeut⸗ 
ſame Wandlungen in den äußeren Formen ſich vollziehen. Auch im 
Rechtsleben, wo die Form ja eine anſpruchsvolle, oft wenig erfreuliche 
Rolle ſpielt, macht ſich beſonders in einer Richtung eine Wandlungs⸗ 
beſtrebung geltend, die zu begrüßen iſt: das Verlangen nach Kürze, 
Knappheit und Einfachheit in den Entſcheidungen. Zwar auch das 
iſt eine alte Forderung, aber heute iſt ſie das Gebot der Zeit: der 
Krieg erhebt die ſcharfe, kurze Befehlsſprache, die in ihrer einfachen 
Wucht alle hören und verſtehen, zur Stimme des Tages! Da iſt 
auch in anderen Verhältniſſen kein Raum mehr für umſtändliches 


Weſen, für langatmige Auseinanderſetzungen. „Kriegsurteile“ — heißt 
die Loſung, ohne weitſchweifige Tatbeſtände mit endloſer Aneinander⸗ 
reihung aller kleinſten Einzelheiten, ohne ausführliche Erörterung theo⸗ 
retiſcher Streitfragen! Schon der Mangel an Beamtenperſonal drängt 
ja dazu. Iſt aber der Kriegsſtil erſt einmal eingebürgert, ſo dürfte 
er auch in der Friedenszeit probat gefunden werden, und die rauhen 
Krieger, die in die Amtsſtube zurückkehren, werden den Ton des 
„Kriegsurteils“ gewiß beſonders gut zu treffen wiſſen! 


Aus Landgericht und Amtsgericht in Meiningen. 
Von Landrichter Dr. Albrecht. 


Mit der Mobilmachung verſchwand in der Oeffentlichkeit die kleinliche 
Empfindlichkeit gegen geräuſchvolles Treiben, ſelbſt Bürger mit dem empfind⸗ 
lichſten Gehör hatten nicht mehr die üblichen Klagen über Beläſtigungen aller 
Art, über mangelhaften Dienſt der Schutzmannſchaft uſw. Die Nachbarn des 
Schützenplatzes hatten eben ihre Ruhe erſtritten und wollten ſich ihrer erfreuen, 
war doch die Schützengeſellſchaft verurteilt worden, die Beläſtigung durch 
Schießen einzuſtellen, nun aber ertrugen ſie ohne Beſchwerde und gern die 
ſcharfen Kommando⸗ und Hurrarufe beim Einüben der Mannſchaften. Die 
Ausziehenden bedurften der Hilfe der Gerichte, beſonders konnten ſich da die 
Amtsgerichte nützlich zeigen, Haus und Hof waren zu beſtellen: Teſtamente 
wurden errichtet, Hypotheken zur Sicherung der Frauen eingetragen, General⸗ 
vollmachten erteilt, Prokura gegeben. Fir die zahlreichen Kriegstrauungen 
hatte das Amtsgericht die Standesbeamten oft aufzuklären. 


Auch den Zurückbleibenden hatte es zu helfen. Wo außereheliche Väter 
eingezogen waren und die Unterhaltsrente auszubleiben drohte, verwies es die 
Mütter auf die Kriegsunterſtützungen. Waren Vormünder ins Feld gerückt, 
jo mußten Pfleger nach § 1846, 1909 BGB. eintreten; oft beſtellte man 
die außerehelichen Mütter zu Mitvormündern (§ 1797). 

Zurückgegangen ijt die Zahl der Auflaſſungen und Hypothekenbeſtellungen. 
Hypotheken ſind nur wenig eingetragen, die Bevölkerung kommt ohnedem aus, 
es fehlt aber auch an Ausleihgeld. Anträge auf Anordnung von Geſchäfts⸗ 
aufſicht find nicht geſtellt worden. 

Weniger zur Stimmung der Begeiſterung und Spannung bei Kriegs⸗ 
beginn paßten die Strafkammerſitzungen, die im wahrſten Sinne des Worts 
z abgeſeſſen“ werden mußten. Pauſen entſtanden infolge Ausbleibens Be⸗ 
teiligter, ſei es daß ſie eingezogen waren oder der Zugverkehr ſtockte. 


Geringer geworden iſt die Zahl der verhandelten Uebertretungen, ſei es 
infolge davon, daß die Polizeimannſchaften vermindert ſind oder kleinliche 
Feindſchaft und Anzeigeſucht nachgelaſſen haben. Möge dies der Grund ſein 
und es ſo bleiben! Ausnahmen kommen natürlich auch vor. So mußte 
ſich erſt kürzlich die Strafkammer damit befaſſen, ob es grober Unfug ſei, wenn 
jemand, der hinter den zurückgeſchlagenen Torflügel eines Hauſes tritt, un⸗ 
geſehen einem plötzlichen kleinen Bedürfnis nachgibt, und ob ein Betrunkener 
eine Bedrohung mit einem Verbrechen verübt, wenn er nachts auf dem Heim⸗ 
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weg, im Glauben, niemand höre es, ſeine Mißſtimmung gegen den Bürger⸗ 
meiſter laut werden läßt: wenn ich ihn kriege, ſchlage ich ihn tot! 

Angeklagte baten um milde Strafe oder Haftentlaſſung, weil ſie als 
Kriegsfreiwillige eintreten wollten. Ob ſie das nur vorgaben — wer weiß 
es? Auch baten oft welche, ihnen keine Freiheitsſtrafe, ſondern eine Geld⸗ 
ſtrafe aufzuerlegen, die ſie ans Rote Kreuz zahlen wollten. Mancher An⸗ 
geklagte, der vor der Einberufung ſtand, bat, daß ſeine Sache noch fertig 
würde: er wollte „reinen Tiſch“ haben. Das Schwurgericht konnte ziemlich 
ſo, wie vorgeſehen, ſtattfinden und dauerte immerhin anderthalb Wochen. 

Eine verſöhnlichere Stimmung als ſeither herrſchte bei den Privatklage⸗ 
ſachen; zahlreiche verglichen die Parteien ſchon ganz von ſelbſt, bei andern 
einigte man ſich raſch vor Gericht. Das geſchah nicht nur bei den gewöhnlichen 
Privatklageſachen nichtiger Art, wofür Zeit, Papier und Tinte zu ſchade ſind, 
ſondern auch bei wichtigen und umfangreichen. So wurde ein Rattenkönig 
von 7 wechſelſeitigen Beleidigungsprozeſſen, wovon einige noch beim Amts⸗ 
gericht ſchwebten, mit Leichtigkeit im zweiten Rechtsgang verglichen trotz der 
großen Erbitterung, wohinein ſich die Parteien verrannt hatten. In einer 
anderen Privatklagſache, wo ein Lehrer ſein Züchtigungsrecht überſchritten haben 
ſollte und wegen Körperverletzung verurteilt worden war, er nun mit der 
Berufung für ſein Anſehen in ſeinem Berufe und ſeine Stellung im Dorſe 
kämpfte, wurde auch unſchwer eine Einigung erzielt: der Vater des Schülers 
bat den Lehrer um Entſchuldigung, ſo daß dieſer, ohne ſich etwas zu ver⸗ 
geben, ſein Bedauern ausſprechen konnte. Möchte doch auch dieſer Geiſt nicht 
wieder verſchwinden! 

Die Staatsanwaltſchaſt mußte fic) mit drei Spionageanzeigen beſchäftigen 
— ohne Ergebnis. 

Man empfindet es wie wohl überall als eine Notwendigkeit und Ehren⸗ 
pflicht, daß die ſchwebenden Unterſuchungen gegen Kriegsteilnehmer wegen 
leichter Vergehen oder Uebertretungen durch Abolition niedergeſchlagen werden 4), 

Auch bei den Zivilprozeſſen iſt mehr Verſöhnlichkeit zutage getreten, Ver⸗ 
gleiche vor und außer Gericht ſind abgeſchloſſen worden, wo ſich die Koſten⸗ 
beſtimmung in § 4 der BRV. vom 7. Auguſt ſegensreich erwies. Abgenommen 
hat die Zahl der kleinen Beſchlußſachen, beſonders der Koſtenbeſchwerden. Aber 
oft iſt doch der kleinliche Geiſt geblieben: Prozeſſe, worin ſich's nur noch um 
die Koſten handelt, ſind gar nicht ſelten. Geſtritten wird ſogar im zweiten 
Rechtsgang um 2 M., die der Käufer von Reiſeſchuhen wegen eines an⸗ 
geblichen Mangels abgezogen hat, darum ſoll noch geſchworen werden?! 

Der Gegner des Kriegsteilnehmers widerſprach manchmal der Ausſetzung 
des Prozeſſes, dieſe beruht aber auf einer Mußvorſchrift, und das Gericht kann 
nicht nachprüfen, ob der Kriegsteilnehmer behindert ijt. Das Landgericht hat 
die §§ 2, 3 des KTSchG. auch auf juriſtiſche Perſonen angewandt (jo auch 
Landgericht Karlsruhe, Recht, 614; anders Güthe, Bovenſiepen, Kipp). 
Die Ausdehnung verlangt das Bedürfnis des Volkes, das nach Hede mann 
der richtungweiſende Zug in der Fortbewegung des Zivilrechts iſt. So hat 


1) Zeitungs nachrichten zufolge hat man das am 19. November im Landtage 
angeregt, der Staatsminiſter hat das Abolitionsrecht als ein ausſchließliches Hoheits⸗ 
recht des Landesherrn in Anſpruch genommen, worüber eine Debatte im Landtag 
nicht zuläſſig ſei. 
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das Landgericht das Verfahren ansgeſetzt auf Antrag einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung, weil deren einziger Geſchäftsführer zu den mobilen 
Heeresteilen gehört. Mehrfach wurde in Entſcheidungen hervorgehoben, daß 
88 2, 3 Sonderbeſtimmungen find gegenüber dem allgemeinen § 247 ZPO, 
der daneben gilt. Nach dieſem wurde ausgeſetzt in einem Fall, wo det 
Kläger als Landſturmmann im Inland Gefangene bewacht. Er iſt zur Kriegs⸗ 
zeil im Militärdienſt und an der Unterweiſung behindert 2). Ebenſo wurde 
ausgeſetzt, weil ein Beklagter ſeit Ende Mai 1914 zur Beſichtigung einer 
Farm in Südweſtafrika iſt. 

Um gerichtliche Zahlungsfristen (§ 1 BRBelanntmadung vom 7. Auguft) 
haben namentlich Handwerker und kleine Geſchäftsleute gebeten gegen Grof⸗ 
händler und Fabrikanten, die Waren bezahlt verlangten. Vielfach gaben dieſe 
von ſelbſt Stundung, ließen auch Wechsel erſt 30 Tage nach Verfall proteſtieren. 
Meiſt wurden Friſten von 2 Monaten bewilligt, das Amtsgericht beſtimmte 
auch Ratenzahlungen. Einem Schuldner hatte der Gläubiger ſchon 2 Monate 
Friſt gegeben, da lehnte man weitere ab. | 

Daß ein Schuldner zur Friſibeſtimmung geladen hat, ift nur Smal 
vorgekommen. Abhält davon, daß mündliche Verhandlung notwendig iſt, vor 
allem aber werden die meiſten Schuldner abwarten, bis der Gläubiger ſein 
Geld verlangt. In einem Fall hat der Schuldner gegen das Amtsgerichts⸗ 
urteil Berufung eingelegt, weil die Friſt zu kurz ſei, die es beſtimmt hatte. 

Oft beantragten Schuldner erſt nach Erlaß des Urteils Friſt mit 
Ihriftliher Eingabe, fie wurden auf § 3 verwieſen. 

8 3 bezieht ſich auf alle Schuldner, auch auf juriſtiſche Perſonen. An⸗ 
träge ſtellten eine Gewerkſchaft und eine offene Handelsgeſellſchaft, jene, weil 
es jetzt unmöglich ſei, Zubußen beizutreiben, dieſe, weil ihr Geſchäftsbetrieb 
0 habe (Ausfuhr von Spielwaren nach England und den Vereinigten 

taaten). 

Bei Pfändung von Feldfrüchten konnte der Gläubiger geſchädigt werden, 
wenn bloß eingeſtellt wurde. Das Landgericht hat einige Beſchlüſſe von 
Amtsgerichten abgeändert und den Gläubiger ermächtigt, durch den Gerichts⸗ 
vollzieher die Früchte abernten und gegen Verderb geſichert verwahren zu laſſen. 
Verſteigerungen bei Mobiliarvollſtreckungen verlaufen meiſt ergebnislos, weil 
keine Gebote abgegeben werden: man ſcheut Ausgaben für Anſchaffungen, oft 
aber will man's dem Schuldner nicht antun, daß ſeine Sachen vertauft 
werden. Jetzt verhindert die BR Bekanntmachung vom 8. Oktober über den 
Mindeſtpreis, daß ein Gläubiger zu einem Spottpreis das Vieh des armen 
Bäuerleins erſteht. . . 

Abgeſehen von ein paar Wochen konnten die Referendarübungen forts 
geſetzt werden. Gerade in unſerer Zeit, wo alles in Fluß und Neues im 
Werden ift, gilt es, die Sinne offen zu halten dafür, wie die großen Tage 
einwirken, und es iſt eine lohnende und dankbare Aufgabe, bei den jungen 
Kollegen zu ſehen, mit welchem Verſtändnis und Eifer ſie dieſe Seite ihrer 
Weiterbildung erfaſſen. Möge das ein gutes Zeichen für unſern kommenden 
Rechtsbetrieb ſein! 


2) Ob das der Fall iſt, iſt natürlich Tatſrage! 
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Krieg und Verwaltungsrechtsſchutz. 
Von Oberverwaltungsgerichtsrat Dr. R. Knauth in Jena. 


Vom Einfluß des Kriegs auf die Verwaltungsrechtspflege wird 
höchſtens in Fachzeitſchriften hier und da einmal, und dann auch 
meiſt nur flüchtig geſprochen ). Es wäre aber verfehlt, daraus zu 
folgern, daß ſich die tiefgreifende Veränderung aller Lebensverhält⸗ 
niſſe, die der Krieg im Gefolge hat, nicht auf den Verwaltungsrechts⸗ 
ſchutz erſtrecke oder etwa die Einwirkung da von geringerem allge⸗ 
meinen Intereſſe ſei. Verwaltungsrechtsſchutz iſt nicht gleichbedeutend 
mit Verwaltungs gerichts barkeit; dieſe iſt nur feine vollendetſte 
Form. Wahren „Schutz im Wege des Rechtens“ 2) gewährt das Ver⸗ 
waltungsrecht auch im Verwaltungs beſchwerde verfahren; denn 
die Verwaltungsbeſchwerde (Berufung, Rekurs, förmliche Beſchwerde) 
iſt ein echtes Rechtsmittel, ſie verkörpert ein Beſchwerderecht, d. h. 
einen Rechtsanſpruch darauf, daß ein dem Betroffenen nachteiliger 
Verwaltungsakt durch eine Stelle, die an ſeinem Erlaß nicht unmittel⸗ 
bar beteiligt iſt, nachgeprüft und jenachdem auch abgeändert wird). 
Hat aber die Auffaſſung, daß der Grundſatz der „Geſetzmäßigkeit der Ver⸗ 
waltung“, der den modernen Verfaſſungs- und Rechtsſtaat beherrſcht, 
eine Kontrolle der Verwaltungstätigkeit durch unabhängige, nur dem 
Geſetz unterworfene Gerichte letzten Endes erfordere, in den letzten 
Jahrzehnten in Deutſchland ſo viel Raum gewonnen, daß heute in 
der Mehrzahl aller Bundesſtaaten eine Verwaltungsgerichts barkeit 
nicht nur überhaupt beſteht, ſondern auch meiſt ſchon recht gut 
entwickelt ift4), fo kann man von der Verwaltungsbeſchwerde faſt 
ſagen, daß ſie nach deutſchem Verwaltungsrecht das zuläſſige Rechts⸗ 
mittel in Verwaltungsſachen iſt s). Da aber die Beziehungen, die 

1) Eingehender behandelt die einſchlägigen Fragen Popitz im PrVerwBl. 35, 
869 ff. im Rahmen einer Abhandlung über „den Einfluß des Krieges und des 
Kriegszuſtands auf das Staats- und Verwaltungsrecht“. 

2) O. Mayer, D. VerwR. (2) 1914, 124. 

3) Dadurch unterſcheidet ſich die VB. von der formloſen oder Aufſichts⸗ 
beſchwerde, die nur eine Anregung zur Ausübung der ſtaatlichen Oberaufſicht und 
darum kein Rechtsmittel iſt, OVG. Urt. v. 5. 3. 1913. Thür BBl. 60, 143 u. 305. 

4) Vgl. wegen des gegenwärtigen Standes der Entwicklung beſonders 
Fleiner, Inſtitutionen des D. Verwgk. (3) § 15 S. 233 Anm. 17; G. Meyer⸗ 
Dochow, D. VerwR. (3) S. 41/42. 

5) Ganz allgemein iſt z. B. in Thüringen die VB. gegen erſtinſtanz⸗ 
liche Entſcheidungen zugelaſſen in S -Altenburg (Gef. v. 14. 3. 1866 — GSamml. 
S. 12), in S.⸗Coburg⸗Gotha (Cob. Gef. v. 17. 6. 1858 — GSamml. S. 511 — 
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das heutige Recht zwiſchen Staatsbürger und vollziehender Gewalt 
ſetzt, außerordentlich zahlreich und infolgedeſſen Konflikte zwiſchen 
beiden faſt unbegrenzt möglich ſind, ſo läßt ſich demnach leicht ermeſſen, 
welche Rolle der Verwaltungsrechtsſchutz im öffentlichen Rechtsleben 
ſpielt und wie bedeutſam ſchon deshalb jeder Einfluß ſein muß, den 
der Krieg darauf nimmt. | 

Diefer Einfluß ift aber in der Tat fo tief einſchneidend, wie auf 
wenigen andern Gebieten. Allerdings iſt es zunächſt nicht der Krieg 
ſelbſt, der ſich hier durch Umwälzung des Beſtehenden bemerkbar 
macht, ſondern der rechtliche Ausnahmezuſtand, der durch die „Er— 
klärung des Kriegszuſtandes“ über das Reichsgebiet geſchaffen 
worden iſt ). Dieſe Maßnahme beruht auf Art. 68 RV. in Verb. mit 
dem Preuß. Geſetz vou 4. Juni 18517). Sie hat den Zweck, die 
öffentliche Sicherheit gegenüber der außerordentlichen Gefahr, die dem 
Staatsweſen durch den Krieg droht, durch größtmögliche Stärkung 
der Staatsgewalt zu ſchützen, und das wird vornehmlich dadurch er— 
reicht, daß mit der Bekanntmachung der Erklärung von ſelbſt „die 
vollziehende Gewalt an die Militärbefehlshaber übergeht“ ?). Das bee 
deutet aber für den Verwaltungsrechtsſchutz dem Grundſatze nach nichts 
anderes als ſeine völlige Aufhebung. Denn die „vollziehende Gewalt“ 
geht über! d. i. die öffentliche Zivilverwaltung (Staats- und Kom⸗ 
munalverwaltung) überhaupt, die geſamte Tätigkeit des Staats und 
der öffentlichen Verbände, die nicht Juſtiz oder Geſetzgebung ift. 
Daher erhalten die Militärbefehlshaber mit der Erklärung des Kriegs⸗ 


zuſtandes das Recht, alle Befugniſſe der Zivilverwaltungsbehörden 


an ſich zu ziehen, ſie ſelbſt wahrzunehmen oder durch ihre Organe 
wahrnehmen zu laſſen. Daneben bleiben die Zivilbehörden zwar bee 
ſtehen und auch in Tätigkeit, ſie werden aber Organe der Träger 
der nunmehrigen Regierungsgewalt, ſie haben deren Anordnungen 
Folge zu leiſten und ihre Aufträge zu vollziehen 10). Daher trifft fie, 
ſoweit ſie hiernach tätig bleiben und es werden, für ihre Handlungen 


§ 29; Goih. Gef, v. 11. 6. 1858 — GSamml. Bd. 10 S. 315 — 8 30), in 
Schw.⸗Rudolſtadt (V. v. 30. 4. 1858 — GSammil. S. 69 — § 30) und in den 
Fürſtentümern Reuß ä. L. (Gef. v. 25. 7. 1912 — GSamml. S. 101 — § 1) 
und Reuß j. L. (Gef. v. 17. 6. 1912 — GSamml. S. 67 — 8 1). 

6) Vgl. die Kaiſ. V. vom 31. 7. 1914 (RGBl. 263). Für Bayern wurde 
die gleiche Anordnung durch Kgl. V. v. 31. 7. 1914 getroffen. 

7) Pr. GSamml. S. 45: ff. 

8) § 4 des G. v. 4. 6. 1851. 

9) Vgl. Fleiner, Inſtit. S. 4 O. Mayer, D. VerwR. I, S. 7. 

10) § 4 des G. v. 4. 6. 1851. 


— 257 — 


keine eigene Verantwortung; dieſe trägt allein der Militärbefehlshaber 
ebenſo wie für ſeine eigenen. Deſſen Verantwortlichkeit iſt aber nur 
eine perſönliche, d. h. ſie beſteht nur gegenüber den militäriſchen Vor⸗ 
geſetzten und der oberſten Kommandogewalt; daher gibt es gegen feine 
Anordnungen kein Rechtsmittel, ſondern nur die Beſchwerde im Dienſt⸗ 
aufſichtswege 24), Von Rechts wegen hat mithin mit der Erklärung 
des Kriegszuſtands die Rechtskontrolle über die Verwal⸗ 
tung aufgehört 1), 

Indeſſen nur von Rechts wegen! Tatſächlich iſt die Uebernahme 
der geſamten Verwaltungstätigkeit durch die Militärbefehlshaber 
weder im Zwecke des Ausnahmezuſtandes begründet, noch durch⸗ 
führbar. Der Schutz der öffentlichen Sicherheit gehört in Friedens⸗ 
zeiten zum Gebiete der ſogenannten inneren Verwaltung und 
insbeſondere zu den Aufgaben der Polizei. Daher wird die Militär⸗ 
diktatur vorwiegend auf dieſen Gebieten wirkſam werden; in andere 
Gebiete, wie die Finanzverwaltung, die Kultusverwaltung, die Be⸗ 
amtendiſziplin uſw. einzugreifen, hat fie zwar das formelle Recht, 
aber im allgemeinen kaum ein tatſächliches Intereſſe. Aber auch die 
innere Verwaltung umfaßt ſo vieles, bei dem, wie z. B. bei der ge⸗ 
ſamten Wirtſchafts⸗ und Wohlfahrtspflege, der eigentlichen Kom⸗ 
munalverwaltung und Kommunalaufſicht, der Geſundheits⸗ und Bau⸗ 
polizei, zum Teil auch der Ordnungs- und Sittenpolizei, dem Armen⸗ 
weſen, die unmittelbare Beziehung zu dem Sicherungszwecke des 
Ausnahmezuſtands ganz fehlt, oder doch, wie bei der Fülle der polizei⸗ 
lichen Kleinarbeit, von nur untergeordneter Bedeutung iſt, und ihr 
Apparat tft überhaupt fo weitläufig und verwickelt, daß die volle 
ſtändige Uebernahme der Geſchäfte auch nur dieſes Verwaltungs- 
zweigs durch den Militärkommandanten, und auch nur der Leitung 
nach, weder mit den militäriſchen Intereſſen zu vereinigen, noch 
überhaupt möglich ſein würde. Daher wird der Militärbefehlshaber 
ſeine Gewalt tatſächlich nur ſo weit ausüben, als es die Erfüllung 
ſeiner beſonderen Aufgabe erfordert, indem er für einzelne Gee 
biete allgemeine Anordnungen trifft 1) oder in einzelnen Fällen 


11) § 4 Abſ. 2 des G. v. 4. 6. 1851. Vgl. auch Anm. 3 vorſt. 

12) Denkbar iſt meines Erachtens immerhin, gegen die auf eine militäriſche 
Anordnung geſtützte Verfügung einer Zivilbehörde das ordentliche Rechtsmittel mit 
der Begründung zu gebrauchen, daß die Verfügung durch die militäriſche Anord⸗ 
nung nicht gerechtfertigt werde. 

13) Das den Militärbefehlshabern an Stelle der Zivilbehörden zuſtehende 
Verordnungsrecht iſt durch 8 9b des G. v. 4. 6. 1851 noch dahin erweitert, 
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Spezialbefehle ſelbſt oder durch die ihm untergeordneten Militär und 
Zivilbehörden ergehen läßt. — Soweit er das nicht tut, bleiben die Ver⸗ 
waltungsgeſchäfte den ordentlichen Verwaltungs- und Polizeibehörden 
wie in Friedenszeiten, und dieſe führen ſie dann natürlich ſoweit auch 
nach den dafür geltenden Grundſätzen und Bedingungen. Insbeſondere 
unterliegt daher auch ſoweit ihre Tätigkeit der Rechts- 
kontrolle in demſelben Umfange und unter denſelben 
Vorausſetzungen wie ſonſt 1). 

Allerdings gilt das unter Umſtänden wieder nur mit einer ge⸗ 
wiſſen Einſchränkung inſofern, als der § 5 des Geſetzes vom 4. Juni 
1851 geſtattet, den Belagerungszuſtand durch Suspenſion der 
durch gewiſſe Artikel der preußiſchen Verfaſſungsurkunde garantierten 
Freiheitsrechte oder einzelner davon 15) zu qualifizieren 16). Denn 
mit einer ſolchen Suspenſion fallen die Rechtsſchranken weg, die der 
vollziehenden Gewalt gegenüber den in jenen Verfaſſungsbeſtimmungen 
bezeichneten Betätigungsmöglichkeiten der individuellen Freiheit ge⸗ 


daß ſie „im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit“ Verbote jeder Art mit der Wir⸗ 
kung erlaſſen können, daß deren Uebertretung ſowie die Aufforderung oder An⸗ 
regung zu ihrer Uebertretung mit Gefängnis bis zu einem Jahr beſtraft wird. 

14) Popitz, im PrVerwBl. XXXV, 869/70; Anſchütz, in DStrafrz. 
1914 S. 454. Brüß, Der Belagerungszuſtand als Rechtsinſtitut, Diſſ. Erlangen 
1897 S. 46. 

15) Das Geſetz nennt die Art. 5, 6, 7, 27, 28, 29, 30 u. 36. Davon 
ſind die Art. 5, 6, 7, 27, 28, 29 u. 30 jetzt durch die reichsgeſetzlichen Vorſchriften 
erſetzt, welche betreffen: die geſetzlichen Garantien gegen ungerechtfertigte Verhaf⸗ 
tung, Hausſuchung und Beſchlagnahme (8. u. 9. Abſchn. des 1. Buches der 
StPO.), die Beſtimmungen über die Ausnahmegerichte (§ 16 GG.), die geſetzlichen 
Garantien gegen Beſchränkung der Preßfreiheit (§ 30 d. Reichsgeſ. über die Preſſe 
v. 7. 5. 1874), die Vorſchriften über die Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit (88 1, 
23 Abſ. 2 des Reichsvereinsgeſ. v. 19. 4. 1908). Art. 36 pr. BU. handelt von 
der Befugnis der Zivilbehörden zur Requiſition der bewaffneten Macht. An ſeiner 
Stelle ſind in den außerpreußiſchen Gebietsteilen die entſprechenden landesgeſetz⸗ 
lichen Vorſchriften außer Kraft zu ſetzen. Vgl. Brüß, a. a. O. S. 52, u. 
Bücher, Der Belagerungszuſtand im Deutſchen Reiche und deſſen Gliedſtaaten, 
Diſſ. Leipzig 1909 S. 21. 

16) In der Kaiſ. V. v. 31. 7. 1914 iſt die Suspenſion nicht verfügt worden. 
Sie iſt aber, zum Teil ſofort, zum Teil nachträglich, wohl in den meiſten Kom⸗ 
mandobezirken durch die — hierzu zweifellos befugten (vgl. Haldy, Der Belage⸗ 
rungszuſtand in Preußen, S. 56; Anſchütz, a. a. O. Sp. 454) — Befehlshaber 
ausgeſprochen worden. — In Thüringen ſind bisher nur die Beſtimmungen 
über die Preß⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsfreiheit (Art. 27, 28, 29 u. 30, vgl. 
Anm. 15) außer Kraft geſetzt (Bek. d. ſtellv. Komm. Generals des 11. Armeekorps 
v. 16. 11. 1914). 
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zogen ſind 1). Der Grundſatz des Verfaſſungsſtaats, daß jeder Cine 
griff der öffentlichen Verwaltung in Freiheit und Eigentum der Bürger 
der geſetzlichen Grundlage bedarf 18), wird ſoweit beſeitigt; an die 
Stelle der rechtlichen Gebundenheit der Behörden tritt, ſoweit nicht 
etwa die militäriſche Regierungsgewalt im Verordnungswege 10) an 
die Stelle der ſuspendierten Normen neue ſetzt, das freie, nur durch 
die Forderungen des öffentlichen Intereſſes geleitete Ermeſſen. — 
Gegenüber einer Verwaltungstätigkeit aber, die nach freiem Ermeſſen 
geübt wird, iſt für eine Rechts kontrolle kein Raum. Dem Bere 
waltungsrechtsſchutz wird daher, ſoweit er fic) in der Rechtskontrolle 
erſchöpft 2°), durch die Suspenſion der bezeichneten Freiheitsrechte die 
materielle Grundlage entzogen: Die geſetzlich geordneten Rechts⸗ 
mittel ſind zwar formell zuläſſig, aber für die Regel nicht zu be⸗ 
gründen 24), 

Das Ergebnis iſt alſo, daß infolge der Verhängung des 
Kriegszuſtands für deſſen Dauer 22) der Verwaltungsrechtsſchutz von 
Rechtswegen aufgehoben und tatſächlich in Zuläſſig⸗ 
keit und Wirkſamkeit erheblich eingeſchränkt iſt. 

Auch ſoweit hiernach der Verwaltungsrechtsſchutz durch den 
formellen Kriegszuſtand tatſächlich unberührt bleibt, äußert aber weiter 
der Krieg ſelbſt gewiſſe Wirkungen auf ihn inſofern, als er zwar 
nicht wie jener ſeine materiellen Grundlagen und ſeinen materiellen 


17) Anſchütz, a. a. O. Sp. 455. 

18) Fleiner, Inſtit. S. 6 u. 122 ff. 

19) Vgl. Anm. 13, S. 3. 

20) Das iſt z. B. in Thüringen der Fall nach Art. 15 und 16 des 
Staatsvertrags über die Errichtung eines gemeinſchaftlichen Thüringiſchen Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 15. Dez. 1910 und nach § 8 bzw. § 22 der Geſetze über 
die Verwaltungsrechtspflege in den Fürſtentümern Reuß ä. u. j. L. vom 28. 7. 
bzw. 16. 6. 1912 (vgl. Knauth, Die Geſetzgebung über die Verwaltungsrechts⸗ 
pflege in Thüringen, Berlin 1914, S. 14 ff, S. 332 u. 340). Im übrigen wird 
teilweiſe auch von den Verwaltungsgerichten Ermeſſenskontrolle und ebenſo von 
den Verwaltungsbehörden im Beſchwerdeverfahren auch Rechtskontrolle geübt. 

21) So Popitz, im PrVerm Bl. XXXV S. 870, 871 III u. 873 VI. 
A. M. Anſchütz, in DStrafr Z. 1914, Sp. 456, der die meines Erachtens 
unzutreffende Anſicht hat, daß die Suspenflon nur die Tätigkeit der Militärbefehls⸗ 
haber, aber nicht die der Zwilbehörden von den Rechtsſchranken der aufgehobenen 
Vorſchriften befreie. 

22) Die Dauer des Kriegszuſtands deckt ſich nicht notwendig mit der des 
Krieges. Der KZ. braucht nicht für die ganze Dauer des Krieges verhängt zu 
werden, er endigt aber auch nicht mit dem Friedensſchtuſſe oder der Demobiliſation 
von ſelbſt, ſondern nur mit ſeiner ausdrücklichen Aufhebung. Vgl. die Kaiſerl. V. 
vom 31. 7. 1914. 

17 * 


Inhalt, wohl aber die Art feiner Verwirklichung, das Verfahren, 
beeinflußt. 

Für den Zivilprozeß ſind dieſe Wirkungen im einzelnen geſetzlich 
feſtgelegt, teils ſchon durch das Friedensrecht 2%), teils und im ber 
ſonderen durch die ſchon erwähnte?) Sondergeſetzgebung vom 
4. Auguſt 1914. Sie äußern ſich als Maßnahmen zum „Schutze 
der infolge des Krieges an der Wahrnehmung ihrer Rechte behin⸗ 
derten Perſonen“ (G. v. 4. 8. 14, RGBl. S. 328) und beſtehen 
in der Unterbrechung (§ 2) oder Ausſetzung (§ 3) der bei den ordent⸗ 
lichen Gerichten, den Gewerbe- und Kaufmannsgerichten und den 
nach § 14 GWG. zugelaſſenen beſonderen Gerichten anhängigen oder 
anhängig werdenden bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, bei denen eine 
dem Schutze des Geſetzes unterfallende Perſon als Partei (§ 2) oder 
als geſetzlicher Vertreter einer prozeßunfähigen Partei (§ 9) beteiligt 
iſt, in gewiſſen Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung 25) gegen die 
zu ſchützenden Perſonen, ihre Ehefrauen und Kinder (§ 5) ſowie der 
Hemmung der Verjährung und des Laufs gewiſſer Ausſchlußfriſten 
zugunſten dieſer Perſonen und ihrer Gegner (§ 8). Geſchüͤtzt 
werden (§ 2) 

1) die Perſonen, die vermöge ihres Dienſtverhältniſſes, Amtes 
oder Berufs zu den mobilen oder gegen den Feind verwen⸗ 


deten Teilen der Land⸗ oder Seemacht oder zu der den 
einer nen oder in der Armierung begriffenen Feſtung 


ehöre 
2) 1 weiche dienſtlich aus Anlaß der Kriegführung des Reichs 
ſich im Auslande aufhalten; 
3) die, welche als Kriegsgefangene oder Geiſeln ſich in der Ge⸗ 
walt des Feindes befinden. 
Nach 88 245 und 247 BRO. wird außerdem zugunſten jedermann 
(nicht nur der Kriegsteilnehmer!) das Verfahren unterbrochen oder 
auch von Amts wegen ausgeſetzt, wenn infolge des Kriegs die Tätigkeit 
des Gerichts aufhört (§ 245) oder eine Partei ſich an einem Orte 


23) Vgl. 55 201, 245 und 247 BPO. 

24) Von dieſer Sondergeſetzgebung kommt hier hauptſächlich das KTSAG. 
(RGBl. S. 328) in Betracht. 

25) Nach § 5 des Schutzgeſetzes iſt es unzuläſſig, zum Zwecke der Voll⸗ 
ſtreckung einer Geld forderung gegen einen Schutzbedürftigen bewegliche körperliche 
Sachen verſteigern oder anderweitig verwerten zu laſſen ſowie Gegenſtände der 
Zwangsvollſtreckung ins unbewegliche Vermögen zur Zwangsverſteigerung zu 
bringen. Zuläſſig bleibt dagegen die Pfändung von Geld und Forderungen. Vgl. 
Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit, Berlin 1914 (J. Guttentag) 
Anm. C zu § 5 S. 27. 
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aufhält, der durch den Krieg vom Verkehr mit dem Prozeßgericht ab⸗ 
geſchnitten iſt (§ 247). — Für das Rechtsſchutzverfahren in Verwal⸗ 
tungsſachen iſt nichts von alledem geſetzlich normiert 2%), und zwar 
für den formellen Verwaltungsprozeß, das Verfahren vor den Ver⸗ 
waltungsgerichten, ebenſowenig für das — im allgemeinen — form⸗ 
loſe Beſchwerdeverfahren vor den Verwaltungsbehörden. Gleichwohl 
gilt auch hier Aehnliches wie im Zivilprozeß. 

Popitz 2) nimmt das, ſoweit die Beſchränkungen der 3 wang de 
vollſtreckung und die Hemmung der Verjährung und der 
Ausſchlußfriſten in Betracht kommen 28), an, weil ſoweit die 
Beſtimmungen des Schutzgeſetzes vom 4. Auguſt auch im Bereich 
des öffentlichen Rechts unmittelbar gälten 29). Ob das richtig iſt, 
iſt ſehr zweifelhaft. Das Geſetz enthält allerdings eine Beſtimmung, 
die auch auf öffentlichrechtliche Verhältniſſe angewendet ſein will. 
Denn unter den öffentlichrechtlichen Geldforderungen, 
derentwegen nach § 5 eine Zwangs vollſtreckung gegen einen Schutz⸗ 
bedürftigen nur in demſelben beſchränkten Umfange wie wegen einer 
privatrechtlichen Geldforderung ſoll betrieben werden können, müſſen 
nach der Begründung 3) alle öffentlichrechtlichen Geldforderungen, 
und nicht etwa nur die von ihnen verſtanden werden, bezüg⸗ 

26) Die folgenden Ausführungen geben vorwiegend den Rechtszuſtand in 
Thüringen wieder. Sie gelten aber im Weſentlichen auch für das reichs⸗ 
rechtliche Verwaltungsſtreitverfahren nach der Reichsverſicherungsordnung und dem 
Unterſtützungswohnſttzgeſetz. 

27) Vgl. Anm. 1 S 255. Die Ausführungen Popitzs behandeln zunächſt 
nur die Rechtslage in Preußen. Die Verhältniſſe liegen aber dort nicht weſentlich 
anders wie in Thüringen. 

28) Nach § 8 des Schutzgeſetzes wird die Verjährung zugunſten der im 
§ 2 bezeichneten Perſonen und ihrer Gegner bis zur Beendigung des Kriegszu⸗ 
ſtands oder des nach § 2 maßgebenden Verhältniſſes gehemmt. Das gleiche gilt 
von den geſetzlich für die Beſchreitung des Rechtswegs vorgeſchriebenen Ausſchluß⸗ 
friſten ſowie von den Friſten, auf welche die Vorſchriften des 8 203 BGB. ganz 
oder teilweiſe entſprechende Anwendung finden. — Nach § 203 BGB. iſt die Ver⸗ 
jährung gehemmt, ſolange der Berechtigte durch Stillſtand der Rechtspflege (§ 245 
ZPO.) oder in anderer Weiſe durch höhere Gewalt innerhalb der letzten 6 Monate 
der Verjährungsfriſt an der Rechtsverfolgung gehindert iſt. 

29) Popitz, a. a. O. S. 871 III. 

30) „Da der § 5 eine dem 8 2 entſprechende Beſchränkung auf das Ver⸗ 
fahren bei beſtimmten Behörden nicht enthält, gelten die Vorſchriften des § 5 auch 
für das von den Verwaltungsbehörden innerhalb ihrer Zuſtändigkeit betriebene 
Zwangsvollſtreckungsverfahren; an Stelle des Gerichtsvollziehers und des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts treten alsdann die mit den gleichartigen Amtsverrichtungen be⸗ 
trauten Beamten und Behörden.“ 
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lich derer die Zahlungspflicht im Verfahren vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten feſtgeſtellt worden iſt. Aber nach ſeiner allgemeinen 
Tendenz gehört das Geſetz ſicher dem Private und Zivilprozeßrecht 
an; die geſetzgebenden Faktoren des Reichs würden auch bei einer 
allgemeinen reichs geſetzlichen Regelung der Verjährung und det 
Ausſchlußfriſten im Bereiche des öffentlichen Rechts, wenn auch nur 
in gewiſſen Beziehungen, ihre Zuſtändigkeit überſchritten haben; darum 
wird man ſagen müſſen, daß das Geſetz auf öffentlichrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe nur fo weit anwendbar iſt, als es das, wie im § 5, aude 
drücklich beſtimmt, aber nicht, wie Popitz es tut 3), folgern dürfen, 
daß es ganz allgemeine Geltung hätte, ſoweit es nicht dieſe Geltung 
wie im § 2 auf privatrechtliche Verhältniſſe ausdrücklich beſchränkt. 
Der § 8 des Schußgefeged ſpricht aber nur von der Verjährung 
ſchlechthin, und die Ausſchlußfriſten, die er nennt, ſind ſogar ſolche, 
die entweder nur (Friſt für die Beſchreitung des Rechtswegs) oder 
doch vorwiegend [Friſten, auf welche die Vorſchriften des § 203 des 
BGB. ganz oder teilweife entſprechend Anwendung finden 82)] dem 
bürgerlichen Recht angehören. Nichts darin läßt alſo darauf ſchließen, 
daß er ſich auf Verhältniſſe erſtrecken ſolle, die zu regeln das Geſetz 
ſeiner allgemeinen Tendenz nach nicht beſtimmt iſt. 

Eine andere Frage iſt die, ob etwa die Vorſchriften des § 8 
überhaupt oder unter gewiſſen Vorausſetzungen mittelbar auf die 
Verjährung und die Ausſchlußfriſten des öffentlichen Rechts anzu⸗ 
wenden ſind. 

Hinſichtlich der Verjährung wird auch das verneint werden 
müſſen. Zwar iſt die Verjährung kein Inſtitut, das dem Privatrecht 
eigen iſt, ſondern eine „ganz allgemeine Rechtseinrichtung“ 28). Das 
berechtigt aber nicht zu der allgemeinen Folgerung, daß die Vor⸗ 
ſchriften des BGB. über Verjährung 3) keine ſpezifiſch privatrechtlichen, 
ſondern allgemeinrechtliche, auch im öffentlichen Recht anwendbare 
Vorſchriften ſeien 25), Die Einrichtung iſt doch immerhin bei den 


31) a. a. O. S. 871 r. 

32) Es kommen z. B. in Frage BGB. SS 124 Abſ. 2, 210, 212 Abſ. 2, 
215 Abſ. 2, 802, 1002 Abſ. 2, 1339 Abſ. 3, 1571 Abſ. 4, u. a.; KO. 8 41 
Abſ. 1; Anf. G. § 12 Abſ. 1. 

33) Schultzenſtein, Verjährung ſowie Friſten und Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren, VerwArch. 17, 16. 

34) Als ſolche iſt auch die des § 8 Abf. 1 des Schutzgeſ. während der Geltungs⸗ 
dauer des Geſ., d. i. während des Kriegzuſtands (j. Anm. 22 S. 259) anzuſehen. 

35) So Kormann in ſeiner Abhandlung „über öffentlichrechtliche Verjährung 
und Verſchweigung im PrVBl. XXXIII S. 694. 
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Einzelheiten — z. B. gerade in bezug auf die Verjährungsfriſt 
— einer durchaus verſchiedenen rechtlichen Geſtaltung fähig und poſitiv⸗ 
rechtlich in der Tat auch verſchieden geſtaltet 2). Daher muß, wenn 
man Vorſchriften des bürgerlichen Rechts übertragen will, bei jeder 
einzelnen Vorſchrift erſt feſtgeſtellt werden, ob ſie in der Tat der 
Niederſchlag eines allgemeingültigen Rechtsgedankens, und nicht eine 
Schöpfung des poſitiven bürgerlichen Rechts iſt. Danach aber wird 
anzuerkennen fein, daß die Hemmungsvorſchrift des § 203 BGB. 
(. Anm. 28 S. 261) auch im öffentlichen Recht anwendbar ift 37), denn 
ſie ſpricht etwas im Grunde Selbſtverſtändliches, nämlich den Ge⸗ 
danken aus, daß ein Rechtsausſchluß nicht ſtattfinden kann, wenn die 
Verfolgung des Rechts unmöglich iſt 8s). Man wird aber nicht ſagen 
können, daß die Beteiligung des Berechtigten am Kriege (§ 2 des 
Schutzgeſetzes) in gleicher Weiſe die Verjährung notwendig hemmen 
müſſe, und demgemäß in der Beſtimmung des § 8 Abſ. 1 eine 
poſitive Vorſchrift des bürgerlichen Rechts ſehen müſſen, die als ſolche 
auf das öffentliche Recht nicht ohne weiteres zu übertragen iſt 39). 
Der Krieg hemmt mithin die Verjährung auch im öffentlichen Recht, 
aber grundſätzlich nur (Ausnahme ſ. Anm. 39), ſoweit der Berechtigte 
durch Stillſtand der Rechtspflege oder in anderer Weiſe durch höhere 
Gewalt an der Rechtsverfolgung verhindert iſt 0); auch der Kriegs⸗ 
beteiligte (§ 2 des Schutzgeſetzes) iſt daher nur geſchützt, wenn feine 
Verhinderung durch die Beteiligung am Kriege im einzelnen Falle 
eine Verhinderung durch höhere Gewalt iſt. 

Bei den Ausſchlußfriſten iſt die Rechtslage zunächſt ebenſo; 
denn Verjährung und Ausſchlußfriſt find Untertatbeſtände einer all 
gemeinen Rechtskategorie, der Rechtsänderung durch e oder 


36) Ebenſo Schultzenſtein, a. a. O. S. 2. 

37) So Kormann, a. a. O. S. 698 1; Schultzenſtein, a. a. O. S. 34; 
auch Popitz, a. a. O. S. 871 r, dieſer aber mit Beſchränkung auf den Tatbeſtand 
des Indiciums. 

38) Schultzenſtein, a. a. O. S. 34; Popitz, a. a. O. S. 87 r. 

39) Möglich iſt der Fall immerhin, daß § 8 Abſ. 1 im Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren unmittelbar anzuwenden iſt, nämlich dann, wenn in dieſem ausnahms⸗ 
weiſe über Anſprüche zu befinden iſt, die materiell nach bürgerlichem Rechte zu be⸗ 
urteilen find (Wildſchaden !). Denn dann ift § 8 Abſ. 1 ebenſo wie die fonftigen 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts gegebenenfalls unmittelbar anzuwenden. 
Vgl. Schultzenſtein, a. a. O. S. 34. 

40) Daß die Beſchränkung der Rechtswirkung auf die letzten 6 Monate der 
Verjährungsfriſt, die § 203 BGB. ausſpricht, als poſitivrechtliche Vorſchrift des 
BGB. im öffentlichen Recht nicht gilt, wird von een, a. a. O. S. 35, 
zutreffend betont. 
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der Verjährung im weiteren Sinne. Daher werden auch die Aus⸗ 
ſchlußfriſten des öffentlichen Rechts zugunſten von Kriegsteilnehmern 
wie Nichtkriegsteilnehmern gehemmt, wenn einer der Tatbeſtände des 
§ 203 BGB. vorliegt ), aber zunächſt und grundſätzlich nicht gue 
gunſten der Kriegsteilnehmer wegen der Beteiligung am Kriege an 
ſich. Eine Abweichung von den Verhältniſſen bei der Verjährung 
beſteht aber doch hier inſofern, als auf die Ausſchlußfriſten des öffent⸗ 
lichen Rechts der § 8 Abſ. 2 des Schutzgeſetzes unter Umſtänden 
mittelbar anzuwenden iſt. Es wurde ſchon erwähnt !), daß die 
Beſtimmungen des § 8 während der Geltungsdauer des Geſetzes als 
Vorſchriften des bürgerlichen Rechts anzuſehen ſind; als ſolche gehören 
die des Abſ. 2 ſyſtematiſch zu den Vorſchriften über die Berechnung 
der Friſten und ergänzen demgemäß die dieſe Berechnung regelnden 
Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Demnach bedarf es, da 
auf alle Ausſchlußfriſten des öffentlichen Rechts, wie gezeigt wurde, 
die Vorſchriften des § 203 BGB. allgemein „entſprechende Anwen⸗ 
dung finden“, um den Hemmungsgrund des § 8 Abſ. 2 des Schutz⸗ 
geſetzes bei Ausſchlußfriſten des öffentlichen Rechts wirkſam werden 
zu laſſen, nur einer Beſtimmung des öffentlichen Rechts, wonach auf 
die Berechnung der betreffenden Friſten die Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs entſprechend anzuwenden ſind. Solche Beſtimmungen 
beſtehen aber gerade bezüglich der Ausſchlußfriſten des Rechtsſchutz⸗ 
verfahrens, insbeſondere der Beſchwerde⸗, Klage⸗ und Reviſionsfriſten, 
in erheblichem Umfange); die Vorſchrift des § 8 Abſ. 2 des Schutz⸗ 

41) Ebenſo Schultzenſtein, a. a. O. S. 35 ff.; Kormann, a. a. O. 
S. 698 1; Popitz, a. a. O. S. 871x; vereinzelt iſt die Vorſchrift des § 203 
BGB. auch im öffentlichen Recht ansdrücklich für anwendbar erklärt, ſo z. B. in 
§ 46 Abf. 3 RZuwStG. 

42) Anm. 34 S. 262. 

43) Zumeiſt ſind allerdings nicht unmittelbar die Vorſchriften des BGB. 
für anwendbar erklärt, ſondern die der ZPO. Das läuft aber auf dasſelbe hinaus, 
da die ZPO. wegen der Berechnung der Friſten wieder auf die Beſtimmungen des 
BGB. verweiſt (§ 222 Abſ. 1). — Die Vorſchriften des BOB. finden hiernach 
z. B. Anwendung auf die Friſten im Verfahren vor dem Thür. Oberverwaltungs⸗ 
gericht (Art. 23 des Staatsvertrags vom 15. Dez. 1910) und vor dem Sächſ⸗ 
Oberverwaltungsgericht, das das zuſtändige Oberverwaltungsgericht für die beiden 
Fürſtentümer Reuß iſt (§ 33 SächſBRpflG.), auf die Friſten zur Erhebung der 
Anfechtungsklage und der Reviſion bei dem Thür. Oberverwaltungsgericht nach 
den Ausführungsgeſetzen der beteiligten Staaten außer Schwarzburg⸗Sondershauſen 
(vgl. Knauth, a. a. O. S. 152/53, 168/69, 184 u. 304/05), ferner allgemein 
für die Rechtsmittelfriſt (Friſt für die Einlegung des Rekurſes, der Berufung oder 
Beſchwerde) in Verwaltungsſachen in S.⸗Alteuburg, Schwarzburg⸗Rudolſtadt und 
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geſetzes iſt deshalb auch für das Gebiet des Verwaltungsrechtsſchutzes 
von nicht unweſentlicher Bedeutung 44). 

Wird ſchon hiernach die Verwirklichung des Verwaltungsrechts⸗ 
ſchutzes durch den Krieg nicht unerheblich behindert, ſo ergibt ſich eine 
weitere Hemmung daraus, daß die zu ihrer Wirkſamkeit regelmäßig 
erforderliche Kundgabe der behördlichen Verfügungen und Entſchei⸗ 
dungen an die Betroffenen, wenn ſie Kriegsbeteiligte oder durch den 
Krieg vom Verkehr mit dem Gericht abgeſchnitten find (§ 245 ZPO.), 
auf Schwierigkeiten ſtößt. Im Zivilprozeß hilft da das durchgebildete 
Zuſtellungsweſen, namentlich durch die Einrichtung der Erſatz— 
zuſtellung (§§ 181 bis 186 ZPO., Behändigung an Familienange- 
hörige, Hausgenoſſen, Angeſtellte uſw.); auch § 201 3PO. kommt 
in Betracht, wonach an Perſonen, die zu einem im Auslande be— 
findlichen oder zu einem mobilen Truppenteile oder zur Beſatzung eines 
in Dienſt geſtellten Kriegsfahrzeuges gehören, durch Vermittlung der 
vorgeſetzten Kommandobehörde zugeſtellt werden kann! Solche Vor⸗ 
ſchriften beſtehen aber für das Verfahren in Verwaltungsſachen im all⸗ 
gemeinen nicht. Nur ausnahmsweiſe verweiſen die Geſetze auf die 
Zuſtellungsbeſtimmungen der Zivilprozeßordnung ). Die Regel iſt — 
wenigſtens bei den Verfügungen und Entſcheidungen der Verwal⸗ 
tungs behörden — daß für die Kundgabe eine beſtimmte Form 
nicht vorgeſchrieben iſt; und wenn die Kundgabe durch Zuſtellung ver⸗ 
ordnet iſt, dann fehlt es gewöhnlich wieder an Formvorſchriften für 


Reuß j. L. (vgl. Knauth, a. a. O. S. 168/69, 304/05 u. 341), ſowie nach zahl⸗ 
reichen Einzelgeſetzen, insbeſondere den Steuergeſetzen, auf die dort beſtimmten 
Friſten. 

44) Da die wichtigſten Ausſchlußfriſten von der Vorſchrift des § 8 Abſ. 2 
mittelbar getroffen werden (ſ. Anm. 43), ſo hat es keine allzugroße Bedeutung, daß 
eine dem § 8 Abſ. 2 entſprechende allgemeine Vorſchrift für das öffentliche Recht 
nicht beſteht. Der Mangel einer ſolchen wird außerdem auch deshalb weniger fühl⸗ 
bar werden, weil in Verwaltungsſachen die Ausſchlußfriſten gegen Kriegsteilnehmer 
vielfach wegen der Unausführbarkeit der Zuſtellung überhaupt nicht in Lauf geſetzt 
werden können (vgl. die im Text folgenden Ausführungen). Daß mit der Wieder⸗ 
einſetzung in den vorigen Stand wegen der Beſchränkung ihrer Zuläſſigkeit auf den 
Zeitraum eines Jahres nicht viel zu erreichen iſt, wird von Popitz (a. a. O. 
S. 871) zutreffend betont. Wiedereinſetzung kann außerdem auch nur beanſprucht 
werden, wenn ſie nach poſitivem Recht gegeben iſt. Das iſt aber im öffentlichen 
Recht nicht immer der Fall. 

45) So vielfach die Steuergeſetze und in der Regel die das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren (Zwangsvollſtreckung in Verwaltnngsſachen) ordnenden Geſetze. 
Vgl. dazu Knauth, a. a. O. S. 69 Anm. 2 zu Art. 43, und S. 153 Anm. 2 
zu § 11. | 
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dieſe 4%). Unter gewöhnlichen Verhältniſſen hat das den Vorteil, daß 
die Behörden ſich jeder beliebigen Form der Kundgabe bedienen können; 
Zuſtellung iſt dann jede ſchriftliche Mitteilung des kundzumachenden 
Verwaltungsaktes an den Betroffenen, die für ihn beſtimmt iſt und zu 
feiner Kenntnis kommt !)). Unter den beſonderen Verhältniſſen, die der 
Krieg ſchafft, macht es aber dieſer Rechtszuſtand faſt unmöglich, an 
einen Kriegsteilnehmer uſw. zuzuſtellen, weil bei ihm die tatſächliche 
Behändigung nicht nur Grundſatz, ſondern die einzige Möglichkeit 
iit 48), eine ſolche aber gegenüber einem Kriegsteilnehmer außerordent⸗ 
lich erſchwert, ja in der Regel überhaupt nicht ausführbar iſt. Der 
durch den § 201 BPO. gewieſene Weg ſteht freilich auch den Vere 
waltungsbehörden offen, aber auf dieſes Mittel wird bei der Schwere 
der Aufgaben, die den Kommandoſtellen der Krieg aufbürdet, wohl 
nur im Notfalle zurückgegriffen werden dürfen. Alle anderen Mög- 
lichkeiten aber ſind von vornherein ausſichtslos oder verbürgen nicht 
den Erfolg. Denn die Behändigung durch verpflichtete Boten oder 
die den Regelfall der zivilprozeſſualen Zuſtellung bildende beurkundete 
Uebergabe ſcheidet ohne weiteres als unmöglich aus; ebenſo die Zu⸗ 
ſtellung durch die Poſt oder mittels Einſchreibſendung, denn die Feld⸗ 
poſt beſorgt keine Zuſtellungen und befördert auch keine Einſchreib⸗ 
fendungen 49), Es bleibt alſo nur die einfache „Ueberſendung durch 
die Poſt“. Dieſe aber hat, weil damit, daß die behördliche Kund⸗ 
gabe an keine Form gebunden iſt, den Behörden die Beweislaſt für die 
erfolgte Behändigung überbürdet wird 5), für die Regel wenig Zweck, da 
der Beweis der Aushändigung gewöhnlicher Feldpoſtbriefe regelmäßig 
kaum zu führen ſein wird. — Nicht viel anders liegen aber die Ver⸗ 
hältniſſe auch dann, wenn das Zuſtellungsweſen, wie bei den Ver⸗ 
waltungs gerichten, geſetzlich geordnet if. Denn man pflegt ſich 


46) Das iſt der Rechtszuſtand in allen Thüringiſchen Staaten. Vgl. Knauth, 
a. a. Q. S. 153 Anm. 2 zu § 11, S. 169 Anm. 2 zu § 8, S. 184 Anm. 1 zu 
§ 8 und S. 305 Anm. 2 zu $ 11. In S.⸗Altenburg iſt nur beſonders beſtimmt 
(G. vom 26. 1. 1872 — GSamml. S. 9), daß Verfügungen der Verwaltungs⸗ 
behörden „auch durch die Poſtanſtalten behändigt werden dürfen“. 

47) Beſchl. des Thür OVG. v. 12. März 1910, ThürBl. 60, 218. 

48) Eine fiktive Inſinuation, wie fie bei der Erſatzzuſtellung ſtattfindet, bedarf 
einer poſitivrechtlichen Unterlage. Vgl. Popitz, a. a. O. S. 673 III 1. Ab⸗ 
weichend PrOVG., E. 26, 438/39. 

49) Vgl. die in den erſten Tagen des Auguſt in den Tageszeitungen ver⸗ 
öffentlichte Bekanntmachung des Reichspoſtamts. 

50) Vgl. v. Brauchitſch, Die neuen Preußiſchen Verwaltungsgeſetze, 
21. Aufl. Bd. 1 Anm. 86 zu § 52 LVG.; Friedrichs, WG. Anm. 6 zu 8 52 
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auch da, um die in der Verwaltung ſo nötige Bewegungsfreiheit der 
Behörden nicht unnötig einzuſchränken, mit den einfachſten Formen 
zu begnügen 5). Namentlich fehlt es gewöhnlich an Vorſchriften, wo⸗ 
nach, wie bei der Erſatzzuſtellung der Zivilprozeßordnung, bei der Er⸗ 
füllung gewiſſer Formen die Behändigung als geſchehen angenommen 
wird 52). Die durch ſolche Vorſchriften allein gewährte Möglichkeit, 
an Kriegsteilnehmer uſw. zuzuſtellen, beſteht mithin regelmäßig auch 
hier nicht. 

Dieſe Feſtſtellung führt zu der Frage, wie es mit der Unter⸗ 
brechung und Ausſetzung des Verfahrens in Verwaltungsſachen 
infolge der kriegeriſchen Ereigniſſe ſteht. Denn wenn an Kriegsteil⸗ 
nehmer nicht zugeſtellt werden kann, ſo fragt es ſich, was geſchieht, 
wenn der Fortgang des Verfahrens von einer Zuſtellung an einen 
Kriegsteilnehmer abhängig iſt. 

Das poſitive Recht verſagt auch hier, und zwar ganz, ſoweit das 
formloſe Beſchwerdeverfahren in Betracht kommt. Aber auch das 
Verwaltungs proze ß recht enthält wenig mehr als Andeutungen 55): 
es beſtimmt nur, ſoweit es hier zu erörtern iſt, daß das Verfahren 
ausgeſetzt werden kann, wenn ein Beteiligter ſtirbt oder die Prozeß⸗ 
fähigkeit verliert, oder wenn der geſetzliche Vertreter eines Beteiligten 
ſtirbt oder deſſen Vertretungsmacht aufhört 54). Damit iſt aber zu⸗ 
nächſt die Ausſetzung des Verfahrens weder im Beſchwerdever⸗ 
fahren ausgeſchloſſen, noch im Verwaltungsprozeß auf die geſetzlich 


51) So wird im Verfahren vor dem Thür. Oberverwaltungsgericht und den 
Schwarzburg⸗Sondershäuſer Verwaltungsgerichten „durch Ueberſendung mit der 
Poſt“, und, wenn von der Zuſtellung der Eintritt eines Rechtsnachteils abhängt 
uſw., „durch Einſchreibſendung mit Rückſchein“ zugeſtellt (§ 17 GeſchO., Knauth, 
a. a. O. S. 86/87; Schw.⸗S. G. vom 12. Okt. 1912 § 11, Knauth, a. a. O. 
S. 263). Das Meiningenſche Geſetz betr. das Verwaltungsſtreitverfahren, vom 
15. 3. 1897 (Knauth, S. 309 ff.) hat über Zuſtellungen überhaupt keine Vor⸗ 
ſchriften. Nur im Königreich Sachſen gilt nach den Verordnungen vom 3. 9. 1888 
— GVBl. S. 591 — und vom 25. 1. 1902 — GWBl. S. 5 — Aehnliches wie 
im Zivilprozeß. 

52) Eine ſolche Fiktion enthält z. B. die Vorſchrift des § 1 Abſ. 2 der 
S.⸗Weim. Höchſten Verordnung über das Zuſtellungsweſen in Einkommen⸗ und 
Ergänzungsſteuerſachen, vom 29. 6. 1910, wo beſtimmt iſt, daß bei der Zu⸗ 
ſtellung durch Aufgabe zur Poſt das zuzuſtellende Schriftſtück als an dem der Auf⸗ 
gabe zur Poſt folgenden Tage behändigt gilt. 

53) S. Anm. 26 S. 261. | 

54) Vgl. § 19 GefGO. des ThirOTG. und § 13 des Schw.⸗Sondersh. 
G. vom 12. 10. 1912 (vgl. Knauth, a. a. O. S. 88 u. S. 254). Das Sad. 
und das Meining. VRPG. ſagen nichts über den Gegenſtand. 
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benannten Fälle beſchränkt. Jene Vorſchriften wollen den Gegenſtand 
nicht erſchöpfend regeln, ſondern nur Beiſpiele geben und die Wir⸗ 
kungen feſtlegen, die eine Ausſetzung hat 542). Soweit fie von der 
Zuläſſigkeit einer Ausſetzung und ihren Vorausſetzungen handeln, 
ſprechen ſie lediglich etwas Selbſtverſtändliches aus. Denn den Ver⸗ 
waltungsprozeß — und nod mehr das formlofe Verwaltungsver⸗ 
fahren — beherrſcht der Grundſatz des Amtsbetriebs, der den Prozeß⸗ 
betrieb völlig in die Hand der Behörden gibt. Deshalb erſcheinen 
dieſe auch ohne beſondere geſetzliche Ermächtigung grundſätzlich befugt, 
ein Verfahren auszuſetzen, wenn das aus irgendeinem Grunde er⸗ 
forderlich wird 5). Demnach iſt nicht zweifelhaft, daß die Verwaltungs⸗ 
behörden und ⸗gerichte grundſätzlich jedes Verfahren auch mit Rückſicht 
auf die kriegeriſchen Ereigniſſe und die etwa dadurch geſchaffene be⸗ 
ſondere Lage der Beteiligten ausſetzen können. Wichtiger iſt jedoch 
die Frage, ob fie das auch tun müſſen, oder ob etwa das Ver⸗ 
fahren wie nach bürgerlichem Verfahrensrecht infolge des Eintritts 
derartiger Verhältniſſe unterbrochen wird. Die Billigkeit ſcheint 
zu fordern, daß dem ſo ſei. Indeſſen, die Frage iſt nicht unbedingt 
zu bejahen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob bei dem Mangel poſi⸗ 
tiver Vorſchriften für das Verwaltungs verfahren und namentlich für 
den Verwaltungsprozeß die Möglichkeit einer Unterbrechung des Ver⸗ 
fahrens, d. i. einer Ausſetzung kraft Rechtsſatzes, überhaupt an⸗ 
erkannt werden kann 58). Jedenfalls werden die entſprechenden Vor⸗ 
ſchriften des Zivilprozeßrechts im Verwaltungsverfahren nur ſo weit 
gelten können, als ſie „auf der Natur der Sache beruhen und ſich 
mit dem Verwaltungsſtreitverfahren vertragen“ 57), d. i. ſoweit fie 
Grundſätze aufſtellen, die ſich aus dem Weſen des Prozeſſes ald 
ſolchem ergeben und deshalb auf jedes Prozeßverfahren paſſen. 
Wieweit das bei den Unterbrechungsgründen der Zivilprozeß- 
ordnung im allgemeinen der Fall iſt, kann unerörtert bleiben. Hier 
iſt nur feſtzuſtellen, daß aus denſelben Gründen, die dafür ſprechen, 


54 a) Vgl. Knauth, a. a. O. S. 89/90 Anm. 2 zu $ 19 und den Be⸗ 
ſchluß des OVG. vom 20. April 1913, Thür BBl. 60, 302. 

55) Vgl. ThürBl. 60, 304. | 

56) Die GehD. des OVG. ſowohl wie das Schw.⸗Sondersh. G. vom 
12. 10. 1912 haben es vermieden, die Uebertragbarkeit der Unterbrechungsgrund⸗ 
ſätze durch Erwähnung der Unterbrechung auch nur grundſätzlich anzuerkennen (vgl 
Knauth, a. a. O. S. 89 Anm. 3 zu § 19). 

57) Apelt, Sächſ. VRPG. (2) S. 161 Anm. 24 zu $ 33; vgl. auch 
Müller, Begriffe 104. 
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dab § 203 BGB. auf die Ausſchlußfriſten des öffentlichen Rechts zu 
übertragen iſt 58), allenfalls der § 247 ZPO. auch auf das Bers 
waltungsverfahren angewendet werden kann, daß aber eine Ueber⸗ 
tragung des § 2 KSchG. auf dieſes Verfahren ebenſo ausgeſchloſſen 
erſcheint wie die unmittelbare Anwendung des § 8 auf die Verjährung 
und die Ausſchlußfriſten des öffentlichen Rechts 5). In Fällen, wie 
fie der § 2 KTSchG. vorſieht, kommt daher im Verwaltungsverfahren 
auch nur die Ausſetzung in Betracht, der natürlich nichts im Wege 
ſteht. — Das Ergebnis erſcheint übrigens nicht unbillig, wenn man 
bedenkt, daß auch in Friedenszeiten die förmliche Beteiligung der von 
der angegriffenen Verfügung Betroffenen im formloſen Beſchwerde⸗ 
verfahren die — ziemlich feltene — Ausnahme und im Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren durchaus nicht die Regel bildet 6). Außerdem wirkt 
es ja auch unter Umſtänden in ganz ähnlicher Weiſe wie die Unter⸗ 
brechung des Verfahrens zugunften der Kriegsteilnehmer, daß die Aus⸗ 
ſchlußfriſten zum größten Teil ſchon nach § 8 Abſ. 2 KTSchG. ge⸗ 
hemmt werden ), und anderſeits die Unmöglichkeit, zuzuſtellen, viele 
fach in der Tat dahin führen kann, daß das Verfahren ausgeſetzt 
werden muß ®2). 

Schließlich mag als Beſonderheit des Verwaltungsprozeßrechts 
noch hervorgehoben werden, daß ein Verwaltungsſtreitverfahren auch 


58) Siehe S. 264. 

59) Siehe S. 263 ff. 

60) Vgl. z. B. Art. 30 des Staatsvertrags v. 15. 12. 1910 (Entſcheidung 
ohne Schriftwechſel durch Vorbeſcheid) und Art. 32 (Entſcheidung ohne mündliche 
Verhandlung). Aehnlich in Sachſen (8 38 u. $ 43 VR G.), Meiningen (Art. 19 
des G. v. 15. 3. 1897) und Schw.⸗Sondershauſen (§ 20 und § 22 des G. v. 
12. 10. 1912). 

61) Siehe S. 264. 

62) Das wird z. B. im Verwaltungsſtreitverfahren der Fall ſein, wenn die 
Klage (oder Reviſion) nicht zur Gegenerklärung (Staatsvertrag v. 15. 12. 1910 
Art. 31, Schw.⸗Sondersh. G. v. 12. 10. 1912 § 21, Sachſen, VRG. § 39, 
Meiningen, G. v. 15. 3. 1897 Art. 17) oder bei beantragter (oder obliga⸗ 
toriſcher) mündlicher Verhandlung die Ladung zum Termin nicht zugeſtellt werden 
kann. — Hier ift auch auf die Vorſchrift des Weim. G. v. 11. Nov. 1914 (RBI. 
S. 362) aufmerkſam zu machen, nach der in Einkommen⸗ und Ergänzungsſteuer⸗ 
ſachen Ehefrauen und andere Angehörige von Kriegsteilnehmern als geſetzlich legi⸗ 
timiert gelten, die Einberufenen in jeder Beziehung zu vertreten. Den Steuer⸗ 
pflichtigen bleibt vorbehalten, binnen 6 Wochen nach Beendigung der Dienſtleiſtung 
die Abänderung der Veranlagung zu beantragen. Dasſelbe gilt auch in Gemeinde⸗ 


ſteuerſachen. 
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gegen einen Kriegsteilnehmer mit der Wirkung, daß die Sache als 
rechtshängig im Sinne des Zivilrechts zu betrachten iſt, anhängig 
gemacht werden kann. Im Zivilprozeß iſt das nicht möglich, weil 
dort die Wirkungen der Rechtshängigkeit erſt mit der Klagzuſtellung 
eintreten, dieſe aber infolge der Unterbrechung, die nach § 2 KTSchöG. 
ſofort mit der Einreichung der Klage wirkſam wird, nicht mehr 
erfolgen kann e). Im Verwaltungsſtreitverfahren dagegen treten die 
Wirkungen der Rechtshängigkeit, ſoweit dabei von ſolchen geſprochen 
werden kann 6), regelmäßig ©) ſchon mit der Einreichung der Klage 
bei der zuſtändigen Behörde ein 66). Infolgedeſſen iſt es hier für die 
Frage der Rechtshängigkeit auch bedeutungslos, daß die Klage etwa 
nicht zugeſtellt werden kann #7. 

Bei den Hemmungen, die hiernach der Verwaltungsrechts ſchutz 
durch den Krieg und während deſſen Dauer erfährt, dürfte erwartet 
werden, daß feit dem Ausbruch die Verwaltungsbehörden und gerichte 
von Verwaltungsſtreitſachen merklich entlaſtet worden ſeien und noch 
entlaſtet würden. Indeſſen das Oberverwaltungsgericht hat das, ob⸗ 
wohl der Krieg nun ſchon vier Monate dauert, bis jetzt nicht feſtſtellen 
können. Auch bei den unteren Verwaltungsgerichten und den Verwal⸗ 
tungsbehörden werden die Erfahrungen nicht anders fein; wenigſtens 
darf das daraus geſchloſſen werden, daß die Zahl der Eingänge beim 
Oberverwaltungsgericht in den Kriegsmonaten, abgeſehen von den 
Verſchiebungen, die die zunächſt eingetretene Verzögerung in der Ab⸗ 
wicklung einzelner Geſchäfte, z. B. der Steuerveranlagung, zur Folge 
gehabt hat, hinter dem Durchſchnitt normaler Zeiten kaum zurück⸗ 
geblieben iſt. Woran das liegt, iſt ſchwer zu entſcheiden. Es kann 
zum Teil daran liegen, daß zufällig nunmehrige Kriegsteilnehmer in 
erheblicher Zahl bei anhängigen Streitſachen nicht beteiligt oder durch 
Entſcheidungen oder Verfügungen nicht betroffen geweſen ſind, die 
ein Rechtsmittelverfahren veranlaſſen konnten. Zum Teil liegt es 
wohl auch daran, daß bei uns in Thüringen, weil wir etwas abſeits 
von den Schauplätzen der kriegeriſchen Ereigniſſe liegen, die Militär« 
gewalt noch nicht in dem Maße, wie vielleicht anderswo, Veran⸗ 


63) Vgl. Sies kind, a. a. O. Anm. B zu § 2 S. 11. 

64) Vgl. Friedrichs, LVG. Anm. 21 u. 24 zu § 63; Müller, Begriffe 
166 ff. 

65) Wegen der Ausnahmen ſ. Art. 152 EGBGB. 

66) Müller, Begriffe 169; Schultzenſtein, im VerwArch. 17, 24 ff. 

67) Siehe S. 266 ff. 
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laſſung gehabt hat, von den ihr durch das Kriegsrecht gewährten, 
den Verwaltungsrechtsſchutz einſchränkenden Befugniſſen Gebrauch zu 
machen. Es liegt aber — wenigſtens nach den Erfahrungen beim 
Oberverwaltungsgericht — zu einem großen Teile auch daran, daß 
die Not des Kriegs bei den Daheimgebliebenen anſcheinend die 
Streitluſt bis jetzt noch nicht weſentlich beeinträchtigt 
hat. Das iſt aber zu bedauern. Nicht etwa der Behörden und Be⸗ 
amten wegen, die die dadurch verurſachte Arbeitslaſt zu tragen haben! 
— obwohl infolge der Einberufung zahlreicher Beamten zum Heere und, 
was die Verwaltungs behörden anlangt, auch durch die Bewäl⸗ 
tigung der vielen neuen Aufgaben, die die Umwälzung aller Lebens⸗ 
verhältniſſe durch den Krieg gerade der Verwaltung ſchon geſtellt hat 
und noch fortgeſetzt ſtellt, die Arbeitslaſt an ſich ſchon nicht unerheb⸗ 
lich geſteigert iſt — nein, um der Sache willen! Die Zahl der ſtrei⸗ 
tigen Verwaltungsſachen, bei denen der Streitgegenſtand zu der Mühe, 
der Zeit und den Koſten, deren Aufwendung ihre Erledigung erfordert, 
in gar keinem Verhältnis ſteht, iſt un verhältnismäßig groß. Beſonders 
in Polizeiſachen! Nicht nur der Bürger, ſondern auch die Behörden ver⸗ 
folgen da oft in ganz unbedeutenden Angelegenheiten ihren Rechts⸗ 
ſtandpunkt mit einer Hartnäckigkeit, die einer beſſeren Sache würdig 
wäre; jener, weil er mehr oder weniger jeden polizeilichen Eingriff, 
mag er noch ſo berechtigt ſein, als eine perſönliche Kränkung empfindet, 
dieſe nicht ſelten nur, weil ſie glauben, eine ihnen vertraut ge⸗ 
wordene, aber höchſtinſtanzlich längſt gemißbilligte Praxis oder Auf⸗ 
faſſung gegenüber der Oberbehörde oder dem Oberverwaltungsgericht 
behaupten zu müſſen. Und auch in Steuerſachen vielfach dasſelbe 
Bild! Wie oft kämpft da der Steuerpflichtige um ein paar Mark 
bis zum Aeußerſten, nur weil er der — meiſt ganz unbegründeten — 
Meinung iſt, daß ihm ein ihm übelgeſinntes Mitglied der Veran⸗ 
lagungskommiſſion die angeblich zu hohe Steuerrechnung aufgemacht 
hat; wie oft aber auch die Steuerbehörde „des Prinzips wegen“ in 
einer Sache, in der für die Staats- oder Gemeindekaſſe nur wenige 
Groſchen zu retten ſind. Unerfreulich ſchon in Friedenszeiten! Aber 
wie klein und kleinlich in einer Zeit, wie ſie heute das deutſche 
Volk erlebt! Mit treffenden Worten hat das der Preußiſche Miniſter 
des Inneren in feinem Erlaß vom 11. September 68) gekennzeichnet, 
in dem er die Verwaltungsbehörden darauf hinweiſt, daß „es jetzt 


68) Meldung des Wolffſchen Telegraphenbureaus vom 19. September. 
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von größerem Werte ift, die Einheit der Nation und ihr großzügiges 
Streben ungeſtört zu laſſen, als in unbedeutenden Einzelfragen dem 
Rechte zum Siege zu verhelfen und Geſetzesübertretungen zu ahnden!“ 
Geeignete Angelegenheiten des Vereins-, Verſammlungs⸗, Preßrechts 
und ähnlicher Art, die im Beſchwerdeverfahren befangen ſind, ſollen 
daher — ſo verfügt der Miniſter — durch Zurücknahme der ange⸗ 
fochtenen polizeilichen Verfügung oder anderweitige Klaglosſtellung 
der Beteiligten alsbald erledigt, Ordnungsſtrafen niedergeſchlagen, 
bereits rechtskräftig erkannte Strafen der Begnadigung zugeführt 
werden. Man darf hinzufügen: Die Steuerbehörden ſollten einmal 
ihre Akten daraufhin! durchſehen, ob nicht von ihnen eingelegte 
Rechtsmittel, ohne daß der Fiskus in Gefahr gerät, zurückgenommen 
werden können, oder einem armen Teufel gegenüber, der Berufung 
eingelegt hat, von der Wahrung des Rechtsſtandpunktes abgeſehen 
werden kann; der Bürger aber, der daheim ſitzt, während ſeine 
Brüder draußen Geſundheit und Leben opfern, der ſollte ſich über⸗ 
legen, ob er ſich nicht eine polizeiliche „Kränkung“ einmal gefallen 
laſſen will, anftatt fi in einem — vielleicht ausſichtsloſen — Prozeſſe 
gegen die Staatsgewalt zu verbittern, oder ob er nicht in dieſer Zeit 
allgemeiner nationaler Opferwilligkeit auch einmal ein paar Mark 
Steuern bezahlen will, die er als ungerecht empfindet 9). „Es iſt 
zurzeit von größerem Werte, die Einheit der Nation und ihr groß⸗ 
zügiges Streben ungeſtört zu laſſen, als in unbedeutenden Einzel⸗ 
fragen dem Rechte zum Siege zu verhelfen!“ Das gilt nicht nur für 
Preußen, das gilt auch für Thüringen! 


69) Bei einzelnen Veranlagungskommiſſtonen Preußens ſollen mehr als die 
Hälfte Berufungen zurückgenommen worden ſein; ſind die Beträge doch unerheblich 
gegenüber dem, was jetzt zu leiſten iſt. 
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Entſcheidungen. 
Aus der Rechtſprechung der Thüringiſchen Gerichte. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts in Jena. 
Herausgegeben von den Mitgliedern des Gerichtshofes. 


1. Bürgerliches Recht und Verfahren. 


16. Das Geraer Ortsgeſetz über die Umſatzſteuer der 
Warenhäuſer vom 12. Mai 1908 iſt rechtsgültig. 
Der Kläger T., der in Gera ein Warenhaus betreibt, iſt nach 
dem dortigen Ortsgeſetz über die Umſatzſteuer der Warenhäuſer vom 
12. Mai 1908 zu einer Umſatzſteuer veranlagt worden und fordert 
die von ihm gezahlte Summe von der Stadtgemeinde zurück. Er 
ſicht die Gültigkeit des Ortsgeſetzes an: es führe eine Sonderſteuer 
ein, die nach den §§ 28 und 55 des reußiſchen Staatsgrundgeſetzes 
vom 14. April 1852 und nach den Art. 134, 138 und 140 GemO. 
unzuläſſſg fei; fie verſtoße auch gegen § 7 Ziff. 6 GewO. und als 
Erdroſſelungsſteuer gegen die Gewerbefreiheit. 


Der Senat hat mit dem Landgericht die Warenhausſteuer als 
rechtsbeſtändig anerkannt: 

Das Ortsgeſetz beruht auf dem Landesgeſetz vom 8. Juli 1905 
über die Warenhausſteuer (Geſetzſammlung 25, 245). Danach ſind 
die Gemeinden berechtigt, gewerbliche Unternehmungen, die ſich mit 
dem Großbetrieb des Kleinhandels in Waren verſchiedener Gattung 
nach Art der Warenhäuſer befaſſen, neben der Einkommenſteuer zu 
einer Umſatzſteuer heranzuziehen. 

Nach § 12 Abſ. 2 des Ortsgeſetzes vom 12. Mai 1908 iſt der 
ordentliche Rechtsweg zuläſſig, wenn die Rechtspflicht zur Zahlung 
der Steuer überhaupt beſtritten wird. Das iſt auch der Fall, wenn 
die objektive und ſubjektive Steuerpflicht ſtreitig iſt, alſo auch, wenn 
die Rechtsbeſtändigkeit des Ortsgeſetzes ſelbſt angegriffen wird; da⸗ 
gegen nicht, wenn nur der Steuertarif unrichtig angewandt ſein ſoll 
(fiehe zur gleichen Beſtimmung im § 32 Abſ. 2 des reußiſchen Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes vom 4. Juli 1898 [Band 22, 163]; ThürBBl. 
1911 S. 105). 

Es liegt kein Anlaß vor, von dieſer Anſicht abzugehen. Auch 
das Geſetz über das Verwaltungsgerichtsverfahren vom 17. Juni 1912 

Blätter für Rechtspflege LXI. F. N. XLI. 18 
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(Bd. 28, 67) läßt im § 21 Ziff. 1 Abſ. 1 den ordentlichen Rechtsweg 
unberührt. u 

Die Warenhausſteuergeſetze find gültig. Ob das Landesgeſetz vom 
8. Juli 1905 mit dem Staats grundgeſetz ſachlich vereinbar iſt, 
entzieht ſich der richterlichen Prüfung. Denn die richterliche Gewalt 
iſt der geſetzgebenden untergeordnet und hat daher nur zu prüfen, ob 
das Landesgeſetz formell gültig erlaſſen iſt, dagegen nicht auch, ob es 
inhaltlich verfaſſungsmäßig if. (Vgl. G. Meyer⸗Anſchütz, 
Deutſches Staatsr. (6) § 173 S. 633; RG3Z. 9, S. 235.) Forme 
gültig erlaſſen aber iſt das Landesgeſetz. 

Doch widerſpricht es auch nicht der Verfaſſung. Der Kläger 
verweiſt ſelbſt auf die 88 28 und 55 des Staatsgrundgeſetzes vom 
14. April 1852 (Bd. 8, 385). Der § 28 iſt aber im Nachtragsgeſetz vom 
20. Juni 1856 (Bd. 11, 107) aufgehoben worden; der § 55 ferner fordert 
nur eine gerechte Beſteuerung und verbietet damit nicht Sonder⸗ 
ſteuern überhaupt, ſondern höchſtens eine Ungleichheit der Beſteuerung 
trotz Gleichheit der Verhältniſſe. Aber ſelbſt bei einem all⸗ 
gemeinen Verbot von Sonderſteuern wäre das Landesgeſetz gleichwohl 
noch als verfaſſungs änderndes Geſetz anzuerkennen, zumal die 
reußiſche Verfaſſung keine erſchwerenden formellen Beſtimmungen 
für ein Geſetz dieſer Art hat. 

Ferner widerſpricht das Landesgeſetz zwar den Art. 138 Abſ. 1 
und 140 der revidierten Gemeindeordnung vom 17. Juni 1874 (Bd. 17, 
227), denn dieſe kennt eine direkte Gemeindebeſteuerung nur nach dem 
Einkommen oder nach den direkten Staatsſteuern. Gerade deswegen 
aber iſt in bewußter Erweiterung des Steuerrechts der Gemeinden 
das Landesgeſetz vom 8. Juli 1905 erlaſſen worden, um für die 
Umſatzſteuer der Warenhäuſer eine unanfechtbare Grundlage zu ſchaffen. 
(Vgl. die Verhandlungen des Landtags 1905/07 A. Nr. 25 S. 216/217.) 
Dieſer Weg ſtand dem Geſetzgeber jederzeit offen. 
| Daran hinderte auch nicht, daß eine allgemeine Gewerbe⸗ 
ſteuer fehlte. Denn es iſt Sache der geſetzgebenden Gewalt, ob ſie 
das Gewerbe nur durch Sonderſteuern oder auch durch allgemeine 

Gewerbeſteuern erfaſſen will. 
| Der Kläger verweift auch mit Unrecht auf die Entſcheidung des 
Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts vom 19. November 1901 
(Entſch. 40, 72), die ein Warenhausſteuerſtatut deshalb für ungültig 
erklärt hat, weil es nicht alle Gewerbetreibenden treffe; denn die 
Entſcheidung fußt allein auf preußiſchen Beſtimmungen, den §§ 20, 
28 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893, und behandelt 
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ein Statut aus der Zeit vor dem preußiſchen Warenhausſteuergeſetz 
vom 18. Juli 1900. Sie iſt daher für die reußiſche Rechtsordnung 
der Gegenwart ohne entſcheidende Bedeutung. 

Ferner verſtößt das Landesgeſetz vom 8. Juli 1905 nicht gegen 
§ 7 Ziff. 6 GewO. Danach find — vorbehaltlich der an den Staat und 
die Gemeinden zu entrichtenden Gewerbeſteuern — alle Abgaben aufge⸗ 
hoben, die für den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden. Dazu gehören 
aber nach dem Worte „für“ nur ſolche Abgaben, bei denen der Be⸗ 
ginn oder der Fortbetrieb des Gewerbes von der Entrichtung der 
Abgabe abhängig iſt. Ein Abhängigkeitsverhältnis dieſer Art be⸗ 
ſteht jedoch bei der Warenhausſteuer nicht, und daher fällt ſie auch 
nicht unter Betriebsabgabe im Sinne des § 7 Ziff. 6. (Vgl. 
Rohrſcheid, GewO. (2) Bd. 1, § 7 Anm. 7; RG. 49, 71). 
Die Bedeutung der „Abgabe für den Betrieb“ kann hier auch 
nicht deshalb vom üblichen Sinne abweichen, weil Reuß j. L. keine 
allgemeine Gewerbeſteuer kennt. Denn eine ſolche Begriffs⸗ 
änderung wäre willkürlich. 

Dagegen gehört die Warenhausſteuer aerate zu den vorbehaltenen 
Gewerbeſteuern im Sinne des § 7 Ziff. 6, denn fie iſt eine Steuer, 
die vom tatſächlich ſtattfindenden Gewerbebetrieb zu entrichten iſt. 
(Bgl. RGB. 49, 71; Recht 1913 Sp. 572.) Wenn bei der Gewerbe⸗ 
ordnung nur an allgemeine Gewerbeſteuern gedacht worden ſein 
ſollte, fo iſt das für die heutige Auslegung ohne Bedeutung. Es iſt 
grundſätzlich bedenklich, bei einem Geſetz wie der Gewerbeordnung, 
die mitten im ſteten Lauf der Wirtſchaft ſteht, die Vorgeſchichte all⸗ 
zu einſeitig zu betonen. Vielmehr iſt die Auslegung hier in erhöhtem 
Grade in den Dienſt des zeitlichen Fortſchritts zu ſtellen, und haben 
die Anſchauungen und Bedürfniſſe der Gegenwart die Richtung zu 
beſtimmen, in der ſich die Auslegung zu bewegen hat. 

Auch iſt es geſetzestechniſch unbegründet, den Steuervorbehalt 
nur auf die Gewerbeſteuern zu beziehen, die ſchon zur Zeit der Schöpfung 
der Gewerbeordnung geſetzlich feſtgelegt waren. 

Die Warenhausſteuer wirkt ferner nicht prohibitiv. 

Eine Erſchwerung des Betriebs freilich bringt jede Realſteuer 
mit ſich. § 5 GewO. ſieht darin aber keine unzuläſſige Beſchränkung 
der Gewerbefreiheit. 

Doch iſt die Steuer auch nicht ſo einſchneidend, daß ſie den 
Warenhausbetrieb völlig lahmlegte und dadurch gegen den Grund⸗ 
fag der Gewerbefreiheit ($ 1 GewO.) verſtieße. Denn das Landes⸗ 
geſetz vom 8. Juli 1905 vermied es abſichtlich, prohibitiv zu wirken. 

| 18* 
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Daran laſſen die Begründung — Landtagsverhandlungen 1905/07 A. 
Nr. 25 S. 217 — der Ausſchußbericht — B. Nr. 11 S. 94 — 
und die Verhandlungen im Landtag ſelbſt — C. Nr. 24 S. 305 — 
keinen Zweifel. Danach ſtanden im Vordergrund nicht ſozialpolitiſche 
ſondern finanzielle Erwägungen: die Steuer ſollte den Ausfall decken 
den der Steuerſtock regelmäßig durch Schwächung der Kleingewerhe⸗ 
treibenden infolge der Warenhäuſer erleidet (A. Nr. 25 S. 215/216; 
B. Nr. 11 S. 93; C. Nr. 24 S. 305, Nr. 26 S. 326). Die mini⸗ 
ſterielle Beſtätigung des Ortsgeſetzes ſollte ferner davon abhängen, daß 
die Steuer nicht prohibitiven Charakter annahm, und ſie iſt auch 
gerade deshalb nur widerruflich erteilt worden (A. Nr. 25 S. 217). 

Sie wirkt aber auch tatſächlich nicht prohibitiv, obwohl § 3 des 
Ortsgeſetzes nur den Umſ atz beſteuert, ohne eine Höchſtgrenze nach 
dem Ertrag zu beſtimmen. Denn die Umſatzſteuer ſteigt nur bis zu 
2 Prozent; auch hat der Stadtrat nach § 16 für beſondere Galle 
ein Ermäßigungsrecht. 

Im übrigen zeigt der Auſſchwung und die ſtändige Erweiterung, 
die das Geſchäft des Klägers ſelbſt in Gera erfahren hat, daß die 
Umſatzſteuer nicht im mindeſten prohibitiv wirkt. Sollte je in Gera 
ein umſatzſteuerpflichtiges Geſchäft eingegangen ſein, ſo hatte das ganz 
andere Urſachen als die Höhe der Umſatzſteuer. Schließlich könnte dieſe 
auch dann nicht allgemein als Prohibitivſteuer gelten, wenn fie dod in 
dieſem oder jenem Fall den Fortbetrieb eines Gewerbes in Frage ftellte. 
(Vgl. Entſch. des preuß. OVG. in Staatsſteuerſachen 11, 440, 441) 
Wenn die preußiſche Regierung vor Erlaß des Warenhausſteuer⸗ 
geſetzes vom 18. Juli 1900 die Umſatzſteuer für bedenklich erklärt 
hat, ſo findet das wohl ſeinen Grund in der begreiflichen Vorſicht, 
die damals die noch junge Warenhausſteuerfrage beherrſchte. In⸗ 
zwiſchen iſt die Zeit auch hierin fortgeſchritten und hat zu einem 
Aufſchwung der Warenhäuſer und verwandter Betriebe trotz erheblicher 
Steuern geführt. 

Endlich ficht der Kläger den § 2 des Ortsgeſetzes erfolglos an. 
Denn er iſt erforderlich, um den Begriff des Warenhauſes überhaupt 
zu beſtimmen. Das Landesgeſetz vom 8. Juli 1905 hat dies ab⸗ 
ſichtlich der Ortsgefetzgebung überlaſſen (vgl. A. Nr. 25 S. 217; 
B. Nr. 11 S. 93). Es knüpft die Steuerpflicht lediglich an einen 
Betrieb von Waren verſchiedener Gattung, ohne ſelbſt die untere 
Grenze des Warenhausbegriffes feſtzulegen. Dies war daher Auf⸗ 
gabe der Ortsgeſetzgebung; fie iſt in den §§ 1 und 2 des Orts⸗ 
geſetzes gelöſt worden. Danach iſt die Steuerpflicht an den Handel 
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mit mehr als einer der vier Warengattungen des § 2 geknüpft. 
Dieſe Gattungen ſelbſt ſind nicht eine eigene Schöpfung der Stadt 
Gera, ſondern wörtlich dem § 6 des preußiſchen Warenhausſteuer⸗ 
geſetzes vom 18. Juli 1900 entlehnt. Nur heißt es im Ortsgeſetz 
— im Anſchluß and Landesgeſetz vom 8. Juli 1905 — ſtatt „Waren⸗ 
gruppen“ „Waren gattungen“. Doch einen ſachlichen Unterſchied 
begründet das hier nicht. Der § 2 iſt daher auch keineswegs nur 
auf den Betrieb des Klägers zugeſchnitten; ſollte dieſer allein von 
der Umſatzſteuer getroffen werden, ſo liegt das an den zufälligen Ver⸗ 
hältniſſen, der gegenwärtigen Größe von Gera, wo ſich eben nur 
ein Warenhaus niedergelaſſen hat. 

Daß die Gruppierung des § 2 zum Teil etwas willkürlich iſt, 
hindert ihre Zuläſſigkeit nicht. Irgendwo muß der Begriff des Waren⸗ 
hauſes beginnen; der Geſetzgeber hat darin freie Hand. 

Urteil des 1. Zivilſenats vom 8. Juli 1914, U 86/1914, nach 
Gera. 


17. Werden rückſtändige Hyvothekenzinſen zugleich 
mit Kapital und laufenden Zinſen abgetreten, ſo 
können ſie im Grundbuch ebenfalls als abgetreten 
vermerkt werden. § 1159 BGB. ſteht nicht ent⸗ 
gegen. 

Auf Blatt 17 des Grundbuchs von G. ſind mehrere Hypotheken 
mit Zinſen für den Rentner S. eingetragen. Nachdem er geſtorben 
iſt, haben ſeine Erben und der Grundſtückseigentümer im Febuar 1914 
beantragt, die Hypotheken ſamt Anhang, darunter die Zinſen ſeit 
20. Auguſt 1913, auf einen Miterben, Robert S., zu überſchreiben. 
Das Grundbuchamt hat verfallene Zinſen als nicht überſchreibbar 
angeſehen und das Landgericht iſt beigetreten, da ſich nach § 1159 
BGB. die Uebertragung eines Zinsrückſtandes nicht ſachen⸗, ſondern 
ſchuldrechtlich vollziehe. Die weitere Beſchwerde dagegen iſt begründet. 

Die ähnliche Frage für den Fall der Begründung einer 
Hypothek mit Zinſen hat der Senat ſchon früher bejaht und ent⸗ 
ſchieden, daß dabei der Anfangstermin des Zinſenlaufs auch in der 
Vergangenheit liegen könne, und zwar ſo weit zurück, daß bei Ein⸗ 
tragung ſchon eine Rate fällig fet (Thür Bl. 60, 15, Nr. 6). 


1) Dort ſind einige Druckfehler zu berichtigen. Auf S. 1s iſt zu lefen 
in Zeile 11 ſtatt „jeder“: „jener“, 
in Zeile 29 ſtatt „Zinſen“: „Zinſeszinſen“, 
in Zeile 33 ſtatt „nichts anderes“: „nicht anders“. 
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Das Landgericht lehnt das ab, verkennt aber, daß es ſich jetzt 
nicht um Begründung, ſondern um Abtretung einer Hypothek mit 
rückſtändigen Zinſen handelt. Jene Entſcheidung geſtattet auch noch 
keinen Schluß auf die hier ſtrittige Frage, denn die Abtretung eines 
hypothekariſchen Zindrückſtands unterfällt anderen Rechtsregeln als 
feine Begründung. Während ſich dieſe ſachenrechtlich vollzieht, ſteht 
die Abtretung nach § 1159 BGB. unter ſchuldrechtlichen Regeln, ge⸗ 
ſchieht alſo außerhalb des Grundbuchs durch formloſen Vertrag. 

Deshalb kann hier nur fraglich ſein, ob nicht dieſe ſchuld⸗ 
rechtliche Behandlung dem widerfpricht, daß ein Zinsrückſtand 
im Grundbuch überſchrieben wird. Das Landgericht bejaht dies, das 
Kammergericht aber hat dieſe Anſicht in einer Entſcheidung vom 
10. April 1912 (RSA. 13, 145) mit Recht abgelehnt. Denn es 
gibt eine größere Anzahl von Fällen, wo ſich ein Rechtsübergang 
außerhalb des Grundbuchs vollzieht und doch noch ein Eintrag zur 
Berichtigung des Grundbuchs ſtatthaft iſt, ſo bei der Abtretung 
einer Briefhypothek. 

Sollte alſo das Grundbuch der Abtretung eines Zinsrückſtands 
verſchloſſen ſein, ſo müßte ein anderer Grund dafür beſtehen. Das 
Kammergericht findet ihn darin, daß das Grundbuch nur über das 
Zindrecht im ganzen, aber nicht über die einzelnen rückſtändigen Zind⸗ 
beträge Auskunft zu geben hätte, da ſonſt die Gefahr einer Ueber⸗ 
füllung und Unüberſichtlichkeit des Grundbuchs entſtünde. Deshalb 
hält es einen abgetretenen Zinsrückſtand nicht für eintragbar. 

Das iſt aber hier nicht anwendbar. Denn dort galt es die 
ſelbſtändige Eintragung eines abgetretenen Zindrückſtands, hier 
dagegen gilt es die Abtretung des Hypothekenkapitals mit laufenden 
und rückſtändigen Zinſen. Wie der Fall verſchieden iſt, ſo iſt es auch 
die Beurteilung. Denn wenn die rückſtändigen Zinſen zugleich mit dem 
Kapital und den laufenden Zinſen abgetreten werden, iſt wegen des 
Zindrückſtands kein beſonderer Vermerk im Grundbuch erforderlich, 
ſondern nur ein gemeinſamer Eintrag über Kapital und Zinſen. Wird 
hier der Zindrückſtand mit als abgetreten vermerkt, fo wird das 
Grundbuch dadurch nicht mehr gefüllt oder unüberſichtlicher, als wenn 
der Zinsrückſtand nicht mit eingetragen wird. Daher greift hier der 
Grund nicht Platz, weshalb allein das Kammergericht einen Zins⸗ 
rückſtand nicht als eintragbar angeſehen hat. 

Weshalb es aber ſonſt bei gleichzeitiger Abtretung von Kapital 
und Zinſen unſtatthaft ſein ſollte, den Zinsrückſtand mit als ab⸗ 
getreten zu vermerken, iſt nicht zu erſehen, zumal da das Grundftid 
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nach wie vor für den Rückſtand dinglich haftet, ſeine Abtretung alſo 
doch ein dingliches Recht betrifft. Vielmehr iſt der Eintrag, daß auch 
die Zinſen ſeit 20. Auguſt 1913 abgetreten ſeien, um ſo mehr zu⸗ 
zulaſſen, als er das Grundbuch mit der materiellen Rechtslage in 
Einklang bringt — ein Beſtreben, das nur zu billigen iſt, wenn nicht 
höhere Intereſſen entgegenſtehen, wie etwa die Gefahr der Ueberfüllung 
oder Unüberſichtlichkeit des Grundbuchs. Doch das iſt bei gleich⸗ 
zeitiger Abtretung von Kapital und Zinſen nicht der Fall. 

Dieſe Ausführungen des Senats ſtehen in vollem Einklang mit 
einem Beſchluß des Oberlandesgerichts in Oresden vom 3. Dezember 
1912 (Sächſ. OLG. 34, 294) und mit Güthe, Komm. zur GBO ., 
Bd. 1, § 26 Anm. 12, während keine obergerichtliche Entſcheidung 
entgegenſteht. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 2. Mai 1914, Y 12/14 (nach 
Gera). 


18. § 41 der Grundbuchordnung gilt nicht für Bore 
merkungen. 

Der Kanzleibeamte S. hatte glaubhaft gemacht, daß fi die 
Witwe D. verpflichtet hätte, ihm einige Hypotheken zu übertragen, 
und eine einſtweilige Verfügung des Landgerichts 5 wonach zu 
ſeiner Sicherung eine Vormerkung einzutragen ſei. Da aber die 
beiden Hypotheken nicht der Witwe D., ſondern dein Privatmann 
Karl Friedrich D. zugeſchrieben ſind, hat das Grundbuchamt durch 
Zwiſchenverfügung gefordert, daß erſt die Witwe D. als Hyotheken⸗ 
gläubigerin eingetragen werde. S. hat dagegen Beſchwerde geführt 
und die Frau D. als Erbin des Karl Friedrich D. ausgewieſen. 
Das Landgericht hat jedoch die Zwiſchenverfügung beſtätigt. Darin 
liegt kein Rechtsverſtoß. 

Nach § 40 GBO. ſoll eine Eintragung nur erfolgen, wenn 
der betroffene Rechtsinhaber als Berechtigter eingetragen iſt. Davon 
macht § 41 die Ausnahme, daß der Erbe eines Buchberechtigten 
nicht erſt eingetragen zu werden braucht, wenn ſein Recht auf einen 
neuen Erwerber übertragen werden ſoll. 

Daher wären die beiden Hypotheken nur dann nicht auf die 
Erbin des Buchgläubigers Karl Friedrich D. umzuſchreiben, wenn 
S. als neuer Hypothekengläubiger eingetragen werden ſollte. 
Sein Antrag aber iſt nur auf Vormerkung gerichtet. Nicht ein 
Buchrecht ſoll unmittelbar übertragen, ſondern nur ein perſönlicher 
Anſpruch auf Uebertragung dinglich geſichert werden. Dieſen Fall 
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aber umfaßt § 41 nicht. Denn nach ſeinem Wortlaut trifft er nur 
den Fall der Uebertragung ſelbſt, dagegen kann er nicht auf Vor⸗ 
merkungen erſtreckt werden, die eine Uebertragung nur vorbereiten follen. . 

Zwar unterliegt dann die vorläufige Vormerkung höheren An⸗ 
forderungen als die endgültige Uebertragung, und gerade um das zu 
vermeiden, läßt Achille s⸗Strecker, GBO. Anm. 5 ba zu § 40 flg., 
Vormerkungen ebenfalls dem § 41 unterfallen. 

Indeſſen verkennt dieſe Anſicht die Tragweite der Vormerkung. 
und den Zweck des § 41. Denn dieſe führt nicht notwendig. 
zur Uebertragung des Buchrechts, ſondern nur möglicherweiſe. 
Ob die Rechtsänderung wirklich einmal erzielt wird, iſt zweifelhaft; 
unter Umſtänden iſt die Vormerkung wieder zu löſchen, ohne daß es 
zur Uebertragung kommt. Bei dieſer beſchränkten Tragweite aber 
wäre es unbegründet, die Vormerkung der Uebertragung gleich que 
ſtellen und ſie grundbuchlich ebenſo zu behandeln wie dieſe. 

Ferner paßt § 41 ſeinem Zwecke nach nicht auf Vormerkungen. 
Denn er will die unnötige Eintragung eines Berechtigten, des Erben, 
vermeiden, da dieſer ſein Buchrecht doch gleich wieder an den neuen 
Erwerber verlieren würde. Bei einer Vormerkung dagegen kommt 
der ſofortige Verluſt eines Buchrechts nicht in Frage, denn möglicher⸗ 
weiſe führt fie überhaupt nicht zu einer Rechtsänderung, beftenfall® 
aber nicht ſofort, ſondern erſt nach einer gewiſſen Zeit. Hier entfällt 
daher der Zweck, einen unnötigen Eintrag zu vermeiden. 

Wäre die Vormerkung ohne Eintragung des Erben verlautbar, 
ſo würde das Grundbuch unklar und ſchwer verſtändlich. Denn ſie 
läßt das Recht des Erben in ſeinem Beſtande unberührt. Der Vor⸗ 
gemerkte tritt nicht — wie der neue Erwerber bei der Uebertragung 
— an die Stelle des Erben, ſondern neben ihn. Dennoch aber 
würde das Grundbuch nur den einen von beiden bezeichnen und 
daneben einen Berechtigten, den Erblaſſer, zu dem der Vorgemerkte 
in keiner Beziehung ſteht, während gerade der von der Vormerkung 
Betroffene übergangen würde, der nach wie vor der Rechts⸗ 
inhaber iſt. 

Deshalb haben ſich Schrifttum und Rechtſprechung ſonſt auf den 
hier vertretenen Standpunkt geſtellt, daß § 41 nicht auch für Vor⸗ 
merkungen gelte (vgl. z. B. Predari, GBO. [2] § 41 Anm. 1; 
Arnheim, GBO. [2] § 41 Anm. 19; Turnau⸗Förſter, 
Liegenſchaftsrecht [3] II A It zu § 41; Güthe, GBO. [2] I 
§ 41 Anm. 13; Komm. d. RGRäte zum BGB. [2] II Anm. 3a 
zu § 885; Kammerger. in OL GRſpr. 10, 441). 
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Dieſe Regelung beſchwert auch den Antragſteller nicht unbillig 
und verletzt nicht beachtliche Intereſſen. Denn er iſt nicht etwa ange⸗ 
wieſen auf den guten Willen der Erbin, die Berichtigung zu beantragen, 
ſondern kann nach § 14 GBO. felb ft das Grundbuch berichtigen laſſen, 
da er gegen ſie einen vollſtreckbaren Titel hat, die einſtweilige Ver⸗ 
fügung. Den Nachweis der Erbfolge ſichert ihm für alle Fälle 
872 ZPO. denn danach iſt er an Stelle des Erben berechtigt, 
einen Erbſchein zu beantragen. Daß dieſe Beſtimmung anwendbar 
iſt, ergeben die §§ 936 und 928 3 PO. 

Diasoher beſteht auch kein praktiſches Bedürfnis, den § 41 auf 
Vormerkungen auszudehnen, und fehlt vollends jeder Anlaß, ihn auf 
einen Fall zu erſtrecken, den er nach Wortlaut und Zweck nicht erfaßt. 

Beſchluß des 1. Zivilſenats vom 25. März 1914, 1 1 7/14 (nach 
Gera). 


2. Strafrecht und Strafverfahren. 


15. Polizeiverordnungen im Sinne des § 366 Ziff. 10 
St GB. Befugnis des Gemeindevorſtandes in Greiz, 
ſolche Polizeiverordnungen zu erlaſſen. 

Der Angeklagte hat mit ſeinem Kraftwagen in der Straße „An 
der Gräßlitz“ in Greiz ein in gleicher Richtung fahrendes Fuhrwerk 
überholt, obwohl dies durch Bekanntmachung des Gemeindevorſtandes 
vom 27. November 1912 verboten und dieſes Verbot durch eine 
deutlich ſichtbare Tafel am Eingange der Straße noch beſonders 
kenntlich gemacht worden war. Schöffengericht und Landgericht haben 
ihn deswegen auf Grund des § 366 Ziff. 10 StGB. verurteilt. 


Die Reviſion rügt, daß § 366 Ziff. 10 StGB. und § 14 der 
GemO. für das Fürſtentum Reuß ä. L. vom 25. Januar 1871 
(Faſſung vom 12. Januar 1904) verletzt ſeien, und führt aus: 
Der § 366 Ziff. 10 StGB. ſetze, wie auch die Strafkammer richtig 
annehme, eine Polizeiverordnung mit einer allgemein verbindlichen 
Beſtimmung für die Dauer voraus. Eine ſolche dürfe aber der Ge⸗ 
meindevorſtand von Greiz gar nicht erlaſſen, da ihm § 14 der Ge⸗ 
meindeordnung nur die Regelung vorübergehender Zuſtände geſtatte, 
während Dauerzuſtände nur durch Ortsſtatut geordnet werden 
könnten. 

Richtig iſt zunächſt, daß § 366 Ziff. 10 StGB. mit Boligeiver- 
ordnungen nicht Polizeiverfügungen meint, die, ohne Rechtsnormen 
zu ſein, ſich in der Regelung praktiſch gewordener Einzelfälle er⸗ 
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ſchöpfen (Roſin, Polizeiverordnungsrecht (2) S. 34, 35; Fleiner, 
Inſt. d. Verwaltungsrechts (3) 177; PrOVBG. 49, 339, ſondern nur 
Polizeiverordnungen mit verbindlicher Kraft für die Allgemeinheit 
(oder doch einen Teil der Allgemeinheit) (Frank, StGB. § 366 
Ziff. 10, Olshauſen, StGB. (9) § 366 Ziff. 10 Anm. a). Dieſe, 
eine Rechtsnorm enthaltenden Polizeiverordnungen können entweder 
allgemeine polizeiliche Verordnungen ſein oder polizeiliche Anordnungen 
für einzelne Fälle, die ihrerſeits wiederum auf die Dauer berechnet 
ſein können oder nur auf eine vorübergehende Zeit. (ThürBl. 59, 
302, dieſe Entſcheidung faßt aber den Begriff „polizeiliche Anordnungen 
für den Einzelfall“ zu eng, wenn ſie nur Anordnungen von be⸗ 
ſchränkter Dauer darunter rechnet). 

Die Bekanntmachung des Gemeindevorſtandes von Greiz vom 
27. November 1912 iſt eine polizeiliche Anordnung für einen einzelnen 
Fall, und zwar eine auf die Dauer berechnete. Dazu war er befugt. 
Nach § 14 der GemO. vom 25. Januar 1871 hatte er freilich 
nur das Recht zum Erlaſſe von Polizeiverfügungen und von 
polizeilichen Anordnungen in dringenden Fällen von vorübergehender 
Dauer, während ſonſt ein Ortsgeſetz nötig war. Allein das Nach⸗ 
tragsgeſetz zur GemO. vom 18. Januar 1904 hat ihm (nicht 
mehr beſchränkt auf dringliche Fälle von vorübergehender Be⸗ 
deutung) das Recht zu polizeilichen Anordnungen für den Einzel⸗ 
fall gegeben, fo daß dieſe jetzt nicht mehr durch Ortsgeſetz erlaſſen 
zu werden brauchen (vergl. auch die Landtagsverhandlungen 1902/04 
S. 178). Die Faſſung des Art. 14 der GemO. nach dem Nach⸗ 
tragsgeſetz vom 18. Januar 1904 zeigt gegenüber der früheren, daß 
die Befugniſſe des Gemeindevorſtandes erweitert werden ſollten, daß 
ihm alſo auch Anordnungen übertragen werden ſollten, die bisher 
nur durch Ortsgeſetz erlaſſen werden konnten. Natürlich iſt das Orts⸗ 
geſetz in dieſen Fällen auch jetzt noch möglich, es iſt nur nicht mehr 
die einzige Art der Regelung. 

Die Anordnung des Gemeindevorſtandes iſt, wie das Land⸗ 
gericht feſtſtellt, auch vorſchriftsmäßig im Amts⸗ und Verordnungs⸗ 
blatt veröffentlicht worden (Verordnung vom 12. Dezember 1890, 
vgl. aber auch Thür Bl. 60, 113). 

Der § 23 der Bundesratsbekanntmachung vom 3. Februar 1910 
zum Geſetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 
ſteht der Gültigkeit der Anordnungen nicht entgegen, das hat das 
Landgericht ohne Rechtsirrtum ausgeführt. Nach der Bekanntmachung 
des Bundesrats kann bei Durchgangsſtraßen — die Straße „An der 
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Gräßlitz“ ift eine ſolche — nur die Landeszentralbehörde Verkehrsbe⸗ 
ſchränkungen für Kraftwagen anordnen. Das gilt aber nur für die 
Beſchränkungen, die lediglich für Kraftfahrzeuge angeordnet werden, 
nicht dagegen für allgemeine Beſchränkungen des Verkehrs, die ſämt⸗ 
liche Fuhrwerke treffen. 

Das Landgericht hat ſchließlich auch genügend feſtgeſtellt, daß 
der Angeklagte die Anordnung des Gemeindevorſtandes ſchuldhaft 
übertreten hat, daß er die Verbotstafel fahrläſſigerweiſe überſehen hat. 
Nach ſeinen Ausführungen hätte es ihn eigentlich wegen vorſätzlicher 
Mebertretung verurteilen müſſen, da es mit der herrſchenden Meinung 
annimmt, daß Unkenntnis des Geſetzes (hier alſo der Anordnung des 
Gemeindevorſtandes) nicht entſchuldigt. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 10. März 1914, 8 8/14 (nach 
Greiz). 


16. Die Gültigkeit des Gothaiſchen Geſetzes vom 22. 
April 1912, betreffend die Erhebung einer Ab- 
gabe von Kraftfahrzeugen zur Unterhaltung der 
Chauſſeen, wird durch das RStempG. vom 15. Juli 
1909 und die Zollverein8 vereinbarungen über die 
Erhebung von Chauſſeegeld nicht berührt. 

Der Angeklagte hat ſich geweigert, an einer Hebeſtelle in Gotha 
für ſeinen Kraftwagen Chauſſeegeld zu bezahlen, und iſt deshalb auf 
Grund des Gothaiſchen Geſetzes vom 22. April 1912 beſtraft 
worden. Seine Reviſion bezeichnet dies Geſetz als ungültig, da es 
mit dem RStempG. vom 15. Juli 1909 und den Zollvereins⸗ 
vereinbarungen über die Erhebung von Chauſſeegeld in Widerſpruch 
ſtehe, iſt jedoch unbegründet. 

Das RStempG. nimmt die Ingebrauchnahme des Kraftfahr⸗ 
zeugs als Steuerobjekt in Anſpruch, ordnet ſo eine Luxusſteuer 
an und verbietet den Bundesſtaaten, noch eine weitere Abgabe zu 
fordern, die von dem Reichsſtempel nicht weſentlich verſchieden iſt 
(RGZ. 78, 322). 

Die Abgabe des Gothaiſchen Geſetzes iſt aber vom Reichsſtempel 
weſentlich verſchieden, eine Chauſſeegeldabgabe, wie ſie auch von 
jedem andern Fuhrwerk erhoben wird. Damit wird auch nicht die 
Ingebrauchnahme dieſes Fuhrwerks beſteuert, ſondern eben nur eine 
Gebühr für die Abnutzung der öffentlichen Wege erhoben, verſchieden 
je nach der Länge der zurückgelegten Strecke. Daß auch die Abgabe 
für die Kraftwagen lediglich eine Chauſſeegeldabgabe iſt, hatte in dem 


— 284 — 


urſprünglichen Regierungsentwurf, den die Finanzkommiſſion des 
Landtags wieder aufgenommen hat, unzweideutigen Ausdruck ge⸗ 
funden durch die Aufſtellung eines Tarifs über die Höhe der Abgabe 
für die Zurücklegung einer Meile durch die verſchiedenartigen Kraft⸗ 
wagen. (vgl. Landtagsverhandlungen 1908 — 1912 S. 387 Sp. 2 
am Ende, S. 384, Sp. 2). Nach ihnen ſollte die Abgabe zu dem 
jeweils fällig gewordenen Betrag an jeder Hebeſtelle entrichtet werden. 
Von dieſer Art der Erhebung des Chauſſeegelds als der Regel iſt 
man aber für die dem Perſonenverkehr dienenden Kraftwagen abge⸗ 
kommen wegen der Verkehrsſtörung, die ſie für die ſchnellfahrenden 
Wagen mit ſich brächte, man hat ſie auf die langſamer fahrenden 
Kraftautomobile beſchränkt (vgl. die Landtagsverhandlungen S. 386 
Sp. 1, 388 Sp. 1, S. 387 Sp. 1, § 2 des Geſetzes) und für die 
Kraftfahrzeuge des Perſonenverkehrs in § 5 nur nebenbei die Mog⸗ 
lichkeit beibehalten, die Abgabe im einzelnen zu entrichten, für den 
Regelfall aber eine Ablöſung der Einzelabgaben durch eine für eine 
beſtimmte Zeit bemeſſene Geſamtabgabe in den §§ 3 und 4 vorge⸗ 
ſehen, ein Abonnement, wie es auch ſonſt für die Bezahlung des 
Chauſſeegelds nicht ausgeſchloſſen iſt (vgl. die Landtagsverhandlungen 
1901—1904 S. 246). Auch die Abgaben der §§ 3 und 4 find 
alſo nichts weiter als Chauſſeegeldabgaben, mögen auch die Be⸗ 
ſtimmungen für ſich betrachtet, dieſen Unterſchied von der Reichs⸗ 
ſtempelabgabe nicht erkennen laſſen, und ſind alſo nur zu entrichten, 
wenn das Befahren öffentlicher Wege in Frage kommt. 

Der von der Reviſion vermißte Zuſammenhang zwiſchen der 
Abgabe und dem Zweck der Chauſſeeunterhaltung iſt alſo im Geſetz 
gewahrt. 

Daß die Erhebung auch des Abonnementsbetrags als Chauſſee⸗ 
gelds an der erſten Hebeſtelle im Herzogtum geeignet iſt, fremde 
Kraftwagen in ihrer Verkehrsfreiheit zu beſchränken, iſt richtig, doch 
verbietet das das RStempG. nicht, wie die Reviſion meint. Es 
will durch ſeine einheitliche Beſteuerung der Ingebrauchnahme der 
. Kraftwagen durch das Reich nur verhindern, daß eine verſchieden⸗ 
artige Beſteuerung in den einzelnen Bundesſtaaten ſie in der 
freien Bewegung hemmt (S. 1041 der Reichstagsverhandlungen von 
1905/06), und das kommt hier nicht in Frage. 

Unrichtig iſt die Rüge der Reviſion, das Geſetz fei ungültig, 
weil es mit der Zollvereins vereinbarung über die Erhebung von 
Chauſſeegeld im Widerſpruch ſtehe. Zutreffend iſt, daß die Be⸗ 
ſtimmungen in dem Zollvereinsvertrag vom 8. Juli 1867 nach 
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Art. 40 RV. in Kraft geblieben find, die Bedeutung eines Reichs⸗ 
geſetze haben und nach Art. 2 RB. entgegenſtehenden landesgeſetzlichen 
Beſtimmungen die Gültigkeit nehmen. Nach Art. 22 des Vertrags ſoll 
das im Preußiſchen Chauſſeegeldtarif vom Jahre 1828 beſtimmte 
Chauſſeegeld als der höchſte Satz angeſehen werden, zu dem die Bundes⸗ 
ftaaten Chauſſeegeld erheben können. Es geht aber nicht an, dieſen 
Tarif heranzuziehen, da er ſelbſtverſtändlich über das Chauſſeegeld 
für Kraftfahrzeuge nichts enthält. Maßgebend muß ſein, ob das 
Landedsgeſetz die Norm erfüllt, die Art. 22 feſtlegt, wenn er bee 
ſtimmt, daß Chauſſeegeld nur in dem Betrag eingeführt werden darf, 
der den gewöhnlichen Herſtellungs⸗ und Unterhaltungskoſten der 
Chauſſeen angemeſſen iſt, und das iſt hier der Fall. 

Urteil des 1. Strafſenats v. 13. März 1914, S 10/14 (nach Gotha). 


17. Hinterziehung der Abgabe für Kraftwagen (Gotha⸗ 
iſches Geſetz vom 22. April 1912). Zahlung der 
Abgabe durch Aufrechnung. Irrtum über die Auf- 
rechnungsbefugnis ſchließt die Hinterziehungs— 
abſicht aus. Verſchulden bei Steuerdelikten. Ver⸗ 
hältnis des Geſetzes vom 22. April 1912 zu der 
Verordnung vom 30. Auguſt 1880 für den Verkehr 
auf öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen. 
„Sonſtige Uebertretung“ im Sinne des § 3 dieſer 
Verordnung. 

Der Angeklagte hat in Ichtershauſen und Eiſchleben die Abgabe 
für ſeinen Kraftwagen, die nach dem Geſetz vom 22. April 1912 
erhoben wird, wiederholt nicht bezahlt, weil man früher zu viel von 
ihm erhoben hatte und er das ausgleichen wollte. Die Hebeſtellen 
hatten nämlich abgelehnt, die zu Unrecht erhobenen Beträge an ihn 
zurückzuzahlen. Er hielt nun zwar an den Hebeſtellen an, zahlte aber 
die Abgabe nicht, ſondern rechnete mit ſeiner Forderung auf. Das 
Landgericht hat ihn freigeſprochen von der Anklage, die Abgabe 
hinterzogen zu haben. Es läßt dahingeſtellt, ob er berechtigt war, 
die Abgabe durch Aufrechnung zu zahlen, und führt aus, er habe 
ſich jedenfalls dazu für berechtigt gehalten, und das ſchließe das 
Bewußtſein der Rechtswidrigkeit aus. 

Die Reviſion meint, er habe wegen Hinterziehung der Abgabe 
verurteilt werden müſſen, da er die Abgabe jedenfalls nicht (bar) 
entrichtet habe, belanglos ſei, warum er das getan habe. Daß er 
micht gezahlt habe, genüge, auf Schuld komme es nicht an. 
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Man hinterzieht eine Abgabe — davon geht auch die Reviſion⸗ 
aus — wenn man ſie abſichtlich nicht zahlt, wenn man alſo nicht 
zahlt, um ſich der Zahlungspflicht zu entziehen. Das aber wollte 
nach den Feſtſtellungen des Landgerichts der Angeklagte nicht, er 
wollte die Abgabe zahlen, nur nicht bar, ſondern durch Verrechnung. 
Brauchte die Abgabe nicht bar gezahlt zu werden, ſo hat er ſie durch 
Verrechnung tätſächlich bezahlt, und von einer Hinterziehung kann dann 
von vornherein überhaupt keine Rede ſein. Mußte die Abgabe dagegen 
bar bezahlt werden, ſo bewirkte die Aufrechnung des Angeklagten aller⸗ 
dings nicht die Zahlung, dann war die Abgabe tatſächlich nicht 
entrichtet, aber er hatte ſie jedenfalls dann nicht in der Abſicht un⸗ 
entrichtet gelaſſen, ſich der Zahlungspflicht zu entziehen. Die Annahme, 
er könne aufrechnen, und die Erklärung, er wolle aufrechnen, ſchließen 
das aus. Man könnte meinen, der Angeklagte habe ſich dann über 
den Begriff der Hinterziehung geirrt, alſo nur über die Bedeutung 
des Strafſatzes, den er übertreten haben ſoll. Hinterziehung gewinnt 
aber, auch wenn die Abgabe bar zu zahlen iſt, nicht die Bedeutung 
von abſichtlicher nicht barer Zahlung, ſondern behält die allgemeine 
Bedeutung von abſichtlicher Nichtzahlung. Sie erfordert immer die 
Abſicht, ſich der Pflicht zu entziehen, die Abgabe zu entrichten. Die 
Annahme, aufrechnen zu dürfen, bezieht ſich auf eine zivilrechtliche 
Befugnis und ſchließt, auch wenn ſie irrig iſt, die Abſicht zu hinter⸗ 
ziehen aus (§ 59 StGB.). 

Steuergeſetze enthalten oft die Vorſchrift, daß die einfache Tat⸗ 
ſache der Nichtentrichtung genügt, um eine Hinterziehung anzunehmen. 
Das ſchwebt der Reviſion vor. Das Geſetz vom 22. April 1912 
enthält aber keine ſolche Beſtimmung. Aber ſelbſt wenn es ſie ent⸗ 
hielte, wäre nicht anders zu entſcheiden. Denn durch eine ſolche 
Beſtimmung wird die Hinterziehung nicht zu einem Formaldelikt, wo 
es auf Schuld gar nicht ankäme. Sie begründet vielmehr nur eine 
Schuldvermutung, die aber entkräftet werden kann (vgl. Thür Bl. 59, 122). 

Die Reviſion führt ſchließlich noch an, der Angeklagte habe 
mindeſtens wegen Uebertretung der §§ 1, 3 der Verordnung vom 
30. Auguſt 1880 für den Verkehr auf öffentlichen Wegen, Straßen 
und Plätzen verurteilt werden müſſen, denn das ſei das grundlegende 
Geſetz, das jenes vom 22. April 1912 nur ergänze: Es war einmal 
angenommen werden, daß die Anſicht der Reviſion über das Ver⸗ 
hältnis der beiden Geſetze richtig ſei — das Geſetz vom 22. April 1912 
gibt ſich übrigens vollkommen ſelbſtändig, wenn es auch an die Ver⸗ 
ordnung in feinem § 1 anknüpft (vgl. z. B. § 8 des Geſetzes mit 
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§ 1 der Verordnung), ſo iſt doch die nicht⸗bare Zahlung der Abgabe 
(ohne Hinterziehungsabſicht) keine der ſonſtigen Uebertretungen des 
§ 1, die § 3 unter Strafe ſtellt. Im Gegenſatz zur Hinterziehung 
find die ſonſtigen Uebertretungen des § 1 die Zuwiderhandlungen 
gegen die Beſtimmungen, die über den Quittungszettel gegeben find. 
Wegen einer ſolchen iſt der Angeklagte nicht verfolgt worden und 
kann auch nicht beſtraft werden. Er hat keinen Ouittungszettel von 
den Hebeſtellen erhalten, konnte ihn infolgedeſſen auch nicht bei ſich 
führen. Wer die Abgabe hinterzieht, wird nicht auch noch beſtraft, 
weil er keinen Quittungszettel bei ſich geführt hat; das eine hängt 
naturgemäß mit dem andern zuſammen, die Hinterziehung iſt die 
Haupttat, woneben das andre nicht in Betracht kommt. Und geht 
ein Angeklagter in einem Verfahren wegen Hinterziehung ſtraffrei aus, 
jo kann er nicht etwa wenigften® deswegen beſtraft werden, weil er 
den Quittungszettel, den er naturgemäß gar nicht haben kann, nicht 
bei ſich geführt hat. 

Urteil des 1. Strafſenats vom 20. März 1914. 8 13/14 (nach 
Gotha). 


Entscheidungen des Thüringiſchen Oberverwaltungs- 


gerichts in Jena. 
Herausgegeben von Geh. Juſtizrat V. Samwer in Jena. 


21. Die Verpflichtung, der Aufforderung zur Abgabe 
einer Vermögensanzeige nachzukommen, tft nicht 
davon abhängig, daß der Aufgeforderte ſteuer⸗ 
bares Vermögen beſitzt. — Die Verſäumung der 
Friſt zur Einreichung der Vermögensanzeige iſt 
nicht ſchon deshalb ſchuldhaft, weil der Erklä⸗ 
rungs pflichtige ein Friſtgeſuch hätte einreichen 
oder die Anzeige vor Eintritt der Behinderung 
hätte erſtatten können. (Weim Erg StG. § 24). 
Dem Kläger iſt bei der Veranlagung der Ergänzungsſteuer für 

das Jahr 1913 über den Betrag des von ihm deklarierten Vermögens 

hinaus der Wert eines Rittergutes und ein Kapital von 60000 M. 

als ſteuerpflichtiges Vermögen angerechnet worden. Seine Berufung 

gegen die Veranlagung wurde ohne ſachliche Prüfung zurückgewieſen, 
weil er die Vermögendanzeige zu ſpät eingereicht und Umſtände, die 
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die Verſäumnis entſchuldbar erſcheinen laſſen würden, nach Anſicht 
der Berufungskommiſſion nicht dargetan hat. Dieſe Entſcheidung 
wird vom Kläger als rechtsirrtümlich bekämpft, weil ſeiner Meinung 
nach für ihn eine Verpflichtung, die von der Steuerbehörde geforderte 
Vermögensanzeige einzureichen, überhaupt nicht beſtanden hat. Das 
Oberverwaltungsgericht hat die Rüge aus folgenden Gründen als un⸗ 
begründet angeſehen. Der Kläger beſtreitet nicht, daß er eine Ver⸗ 
mögensanzeige erſt nach Ablauf der ihm vom Rechnungsamt ge- 
ſetzten Friſt eingereicht hat, er glaubt aber, daß er dadurch nur die 
Rechtsmittel gegen die Bewertung desjenigen Vermögens verloren 
habe, das er zur Zeit der Veranlagung tatſächlich beſeſſen hat, da⸗ 
gegen des Rechts nicht verluſtig gegangen ſei, ſich gegen die Veran⸗ 
lagung ſolchen Vermögens zu wehren, das ihm — wie es bezüglich 
der beanſtandeten Werte der Fall ſei — zur Zeit der Veranlagung 
noch gar nicht gehörte, weil er ſolches Vermögen zur Verſteuerung an⸗ 
zumelden weder in der Lage noch verpflichtet geweſen ſei. Dieſe An⸗ 
ſicht iſt jedoch falſch. Die Verpflichtung, der Veranlagungsbe hörde 
auf Verlangen eine Vermögensanzeige zu erſtatten (§ 24 Abſ. 1 
ErgStG.), fest nur voraus, daß der Aufgeforderte ſubjektiv 
ſteuerpflichtig iſt, d. h. zu den im § 2 ErgStG. genannten 
Perſonen gehört, und iſt nicht davon abhängig, daß er auch objektiv 
ſteuerpflichtig tft, d. h. ſteuerpflichtiges Vermögen beſitzt. Wie der der 
Anzeigepflicht formell genügt, der die — gleichviel ob richtige oder 
falſche — Erklärung abgibt, daß er kein ſteuerbares Vermögen be⸗ 
ſitzt, ſo verletzt ſie derjenige, der die Anzeige unterläßt, weil er — gleich⸗ 
gültig ob wirklich oder nur ſeiner Ueberzeugung nach — nichts zu 
verſteuern hat. Der Kläger hat daher dadurch, daß er innerhalb der 
vorgeſchriebenen Friſt überhaupt keine Erklärung abgegeben hat, 
das Recht, die Veranlagung als materiell unrichtig anzufechten, nach 
jeder Richtung hin verwirkt (§ 24 Abſ. 6 CrgStG.), und die 
Berufungskommiſſion hat deshalb die fachliche Prüfung ſeines Rechts⸗ 
mittels ohne Rechtsirrtum abgelehnt, nachdem ſie feſtgeſtellt hat, daß 
er (auch ausreichende) Entſchuldigungsgründe für die Friſtverſäumnis 
nicht beigebracht hat. Zwar erſcheint bei ſelbſtändiger Prüfung die 
Begründung dieſer Feſtſtellung inſofern nicht einwandfrei, als die 
Berufungskommiſſion die Entſchuldigung des Klägers, daß er während 
des letzten Teils der Friſt verreiſt geweſen, auf der Reiſe erkrankt ſei 
und deshalb nicht rechtzeitig habe heimreiſen können, deshalb als aus⸗ 
reichend nicht anerkennen will, weil der Kläger immerhin habe die 
Anzeige vor feiner Reife erſtatten oder doch ein Friſtgeſuch einreichen 
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können und müſſen; denn es beſteht keine Vorſchrift, die den Er⸗ 
klärungspflichtigen verpflichtet, im Falle der Behinderung um Friſt⸗ 
verlängerung einzukommen; die Säumnis des Erklärungspflichtigen, 
der die Friſt einzuhalten tatſächlich ohne ſein Verſchulden behindert 
war, wird daher dadurch nicht ſchuldhaft, daß er es unterläßt, um 
Friſtverlängerung nachzuſuchen; und andererſeits erſcheint es nicht zu⸗ 
läſſig, den Erklärungspflichtigen, der ſich damit entſchuldigt, daß er 
in den letzten Tagen der Friſt verhindert geweſen ſei, die Erklärung 
abzugeben, darauf zu verweiſen, daß er ſie vor dem Eintritt des 
Hinderungsgrundes hätte abgeben können, — wenn dieſer nicht etwa 
vorauszuſehen war — da der Steuerpflichtige, dem das Geſetz für die 
Abgabe der Erklärung einen gewiſſen Zeitraum zur Verfügung ſtellt, 
unter gewöhnlichen Verhältniſſen damit rechnen darf, daß er die Er⸗ 
klärung auch während dieſes ganzen Zeitraumes abgeben kann. Die 
Entſcheidung der Berufungskommiſſion, daß die Säumnis des Klägers 
nicht als entſchuldigt angeſehen werden könne, wird jedoch durch ihre 
weitere Ausführung gehalten, daß der Kläger die Vermögensanzeige 
— nach der Art zu ſchließen, wie er fie nachträglich erſtattet hat — 
auch trotz ſeiner Erkrankung und von der Reiſe aus hätte erſtatten 
können. Denn damit wird feſtgeſtellt, daß die Umſtände, durch die 
der Kläger behauptet, an der rechtzeitigen Einreichung der Anzeige be⸗ 
hindert geweſen zu ſein, ihm tatſächlich nicht hinderlich geweſen ſind. 
Ob dieſe Beurteilung der Sachlage zutreffend iſt, iſt vom Oberver⸗ 
waltungsgericht nicht nachzuprüfen, da es ſich dabei um eine rein 
tatſächliche Würdigung handelt, die der Anfechtung und Nachprüfung 
im Reviſionsverfahren nicht unterliegt (Art. 15 des Staatsvertrags 
vom 15. Dezember 1910). 

Die Berufungskommiſſion hat hiernach ohne EAN, das 
Rechtsmittel als verwirkt angeſehen. 

Urteil vom 21. Januar 1914, C 57/13. 


22. Das Feldgewerbe iſt keine ſelbſtändige Einkom- 
mensquelle, das Feldgewerbeeinkommen kein quel- 
lenmäßiger Ertrag im Sinne des § 9 Weim EStG. 
Die Urbeitsrente des Beſitzers ſelbſtbewirtſchaf— 
teter Grundſtücke iſt vielmehr integrierender Bee 
ſtandteil deslandwirtſchaftlichen Ertrag, alfo Ein⸗ 
kommen aus Grundvermögen. — Die Arbeitshilfe 
der Kinder im Betriebe des Vaters ſchafft für die⸗ 
ſen nicht unmittelbar Einkommen, bedeutet aber 

Blätter für Rechtspflege LXI. N. F. XLI. 19 
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für ihn unter Umſtänden eine Erſparnis an Wer⸗ 
bungskoſten und damit eine mittelbare Erhöhung 
des Ertrags. (Weim EStG. §§ 53 Abſ. 6, 56.) 

Der Kläger hatte ſich mit der Berufung gegen die Veranlagung 
ſeines Einkommens aus dem Betriebe der Landwirtſchaft mit 590 M. 
Grundeinkommen (Abt. II A) und 810 M. Feldgewerbeeinkommen 
(Abt. III B) mit dem Hinweiſe gewehrt, daß er infolge eines im 
Oktober 1912 erlittenen Unfalls nur noch zu höchſtens 20% arbeits- 
fähig ſei und deshalb der Ertrag ſeiner eigenen Tätigkeit doch niedriger, 
und nicht, wie geſchehen, noch um 360 M. höher zu veranſchlagen 
ſei wie im Jahre 1912, iſt aber mit der Begründung abgewieſen 
worden, daß er „in ſeinen Söhnen ſo tüchtige und billige Arbeitskräfte 
habe, daß fein Einkommen aus Grundbeſitz, wenn er auch ſelbſt nicht 
mehr voll arbeitsfähig ſei, den veranlagten Betrag von insgeſamt 
1400 M. trotzdem erreiche“. Er meint, daß bei dieſer Auffaſſung 
der Berufungskommiſſion der Ertrag der Tätigkeit feiner Söhne i hm 
als Einkommen angerechnet, damit aber, da die Söhne mit einem 
Einkommen aus dieſer Tätigkeit ſelbſtändig veranlagt ſeien, doppelt 
beſteuert werde, und verlangt mit der Reviſion eine der eingetretenen 
Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit entſprechende niedrigere nam 
ſeines Feldgewerbeeinkommens. 

Das Verlangen iſt unbegründet. 

Die Einbuße, die der Kläger im Oktober 1912 an ſeiner Gr. 
werbsfähigkeit erlitten hat, iſt für die Veranlagung ſeines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Einkommend für 1913 überhaupt ohne weſentliche Be⸗ 
deutung, weil dieſes nach § 53 Abſ. 4 EStG. nach dem Durchſchnitte der 
Reinerträge in den drei letzten Jahren zu ermitteln iſt und der Ein⸗ 
fluß, den jene Einbuße auf den Wirifhaftdertrag etwa äußert, mit 
hin bei dieſer Ermittlung nur ſehr wenig oder gar, da das land- 
wirtſchaftliche Betriebsjahr im Oktober abgeſchloſſen zu ſein pflegt, 
überhaupt nicht ins Gewicht fallen wird. 

Es beſtehen aber auch gegen die Auffaſſung der Berufungs⸗ 
kommiſſion keine rechtlichen Bedenken. 

Das „Feldgewerbeeinkommen“ iſt nach dem Geſetz kein ſelbſtän⸗ 
diger Einkommensteil im Sinne der quellenmäßigen Einkünfte, deren 
Geſamtheit nach § 9 EStG. das ſteuerpflichtige Einkommen bildet. 
Lediglich formelle, und nicht einmal ſteuerliche Rückſichten (vgl. § 15 
Abſ. 2 EStG., § 7 des Landtagswahlgeſetzes vom 10. April 1909 
und Landtagsverhandlungen 1897, Schriftwechſel S. 42 r.) ſind es 
geweſen, die zu der Anordnung geführt haben, daß unter dieſer Be⸗ 
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zeichnung der Anſchlagswert der perſönlichen Tätigkeit, die der ſelbſt⸗ 
wirtſchaftende Grundbeſitzer mit feinen nicht ſelbſtändig zu veranlagen⸗ 
den Familiengliedern auf die Bewirtſchaftung ſeiner Grundſtücke ver⸗ 
wendet, aus deren Reinertrage auszuſcheiden und in die Steuerrolle 
geſondert einzuſtellen iſt (vgl. §§ 53 Abſ. 6, 56 EStG., Art. 64 
AusfV.). Materiell iſt dadurch an dem allgemein anerkannten und 
auch im § 53 EStG. zum Ausdruck gekommenen Grundſatze nichts 
geändert, daß der Ertrag dieſer Tätigkeit, die Arbeitsrente, ein inte⸗ 
grierender Beſtandteil des landwirtſchaftlichen Ertrags, alſo 
Einkommen aus Grundvermögen (§ 9 Ziff. 2 EStG.), und nicht 
etwa ſelbſtändiges Einkommen aus gewinnbringender Beſchäftigung 
($ 9 Ziff. 4 EStG.) if. Danach kommt aber die ſteuerliche 
Bewertung der Arbeitskraft des ſelbſtwirtſchaftenden Beſitzers gar 
nicht in dem zur Steuerrolle feſtgeſtellten „Einkommen aus Feldgewerbe“ 
zum Ausdruck, ſondern in dem nach § 53 Abſ. 4 EStG. ermittelten 
Grundſtücksreinertrage, und der Steuerpflichtige wird daher in ſteuer⸗ 
licher Hinſicht durch eine unrichtige Feſtſtellung des Feldgewerbeein⸗ 
kommens nicht beſchwert, wenn nur der landwirtſchaftliche Geſamt⸗ 
reinertrag dem Geſetz entſprechend feſtgeſtellt iſt. 

Zutreffend hat daher die Berufungskommiſſion grundſätzlich dar⸗ 
auf abgeſtellt, daß die beim Kläger eingetretene Erwerbsbeſchränkung 
für ſeine Veranlagung nicht in Betracht komme, weil der Geſamt⸗ 
reinertrag ſeiner Wirtſchaft den veranlagten Betrag trotzdem erreiche. 

Auch dieſe Annahme ſelbſt beruht aber auf zutreffenden Rechts⸗ 
anſchauungen. Falſch wäre es freilich, wenn die Berufungskommiſſion 
wirklich, wie die Reviſion ihr unterſtellt, dem Kläger den Ertrag 
der Tätigkeit ſeiner Söhne in ſeinem Betriebe als Einkommen 
angerechnet hätte: die Arbeitshilfe der Kinder ſteigert ebenſo wie die 
perſönliche Mitarbeit des Beſitzers niemals unmittelbar den Er⸗ 
trag — denn ohne Arbeit liefert der Boden überhaupt keinen Ertrag 
— ſie ſteigert ihn höchſtens mittelbar inſofern, als ſie die Be⸗ 
ſchäftigung fremder Arbeitskräfte unnötig macht und ſo zur Er⸗ 
ſparung von Werbungskoſten führt. Das hat aber auch die 
Berufungskommiſſion nur im Auge gehabt, wenn ſie darin, daß dem 
Kläger ſeine Söhne als „billige“ Arbeitskräfte zur Verfügung ſtehen, 
den Ausgleich dafür erblickt, daß er ſelbſt nicht mehr im vollen Um⸗ 
fang in der Wirtſchaft tätig ſein kann. Denn ſie findet damit eben 
nicht darin den Ausgleich, daß die Söhne ihm etwas, nämlich den 
Ertrag ihrer Arbeit, erwerben, ſondern darin, daß ſie für ihn billige, 


das ſoll heißen billigere Arbeitskräfte ſind wie fremde, ihm alſo 
19 * 
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etwas, nämlich den Mehraufwand für fremde Arbeitskräfte, d. h. 
Betriebskoſten erſparen. Daraus, daß die Berufungskommiſſion 
dabei die Söhne nur als billige, und nicht als freie (unbezahlte) 
Arbeitskräfte angeſehen hat, ergibt ſich zugleich, daß das, was die 
Söhne ſelbſtändig verſteuern, nicht, wie die Reviſion annimmt, das⸗ 
ſelbe iſt wie das, was ſie dem Kläger hingeſehen auf die Beihilfe 
ſeiner Söhne in ſeiner Wirtſchaft anrechnet; denn ſie nimmt dabei 
an, daß der Kläger ſeinen Söhnen für ihre Leiſtungen eine — wenn 
auch geringe — Gegenleiſtung macht, — und das iſt ihr ſelbſtändig 
zu verſteuernder Verdienſt —, dem Kläger aber rechnet fie eben nut 
das an, was er dadurch erſpart, daß jene Gegenleiſtung geringer iſt 
als die, die er fremden Arbeitskräften machen müßte. Das alles 
ſind rechtlich ebenſo richtige Geſichtspunkte wie der von der Berufungs⸗ 
kommiſſion zum Ausgang genommene, daß ein durch Verminderung 
der perſönlichen Arbeitskraft des Beſitzers etwa entſtehender Ausfall 
am Geſamtertrage der Wirtſchaft durch eine gleichzeitige Verminderung 
der Betriebskoſten gegebenenfalls ausgeglichen wird. 
Urteil vom 24. Januar 1914, C 31/13. 


23. Weimariſche Gemeindeordnung (Wahlverfahren): 
Zur Auslegung des Begriffs „weſentliche Unregel⸗ 
mäßigkeiten“ im Art. 65. — | 

Die im Verfahren nach Art. 47 erfolgende Feſt⸗ 

ſtellung der Wählerliſte iſt für das Wahlverfahren 
mit der Wirkung bindend, daß auf die Behauptung 
der materiellen Unrichtigkeit der Lifte eine Bee 
ſchwerde gegen die Gültigkeit der Wahl nicht ge⸗ 
ſtützt werden kann. — Eine Wahlbeſchwerde nach 
Art. 65 kann auf Beſchwerdepunkte, die nicht inner 
halb der zehntägigen Ausſchlußfriſt geltend gemacht 
find, nicht geſtützt werden. — Stimmzettel find 
nur dann „mit einem Kennzeichen verſehen“, wenn 
das Zeichen in der Abſicht angebracht iſt, den Stimm⸗ 
zettel kenntlich zu machen. 

Gegen die am 17. November 1913 in Jena zur regelmäßigen 
Ergänzung des Gemeinderats gemäß Art. 49 GemO. vorgenommene 
Wahl von 15 Gemeinderatsmitgliedern hatten die Anfechtungskläger 
in einer beim Gemeindevorſtand am 26. November 1913 einge⸗ 
gangenen Eingabe vom 25. November 1913 mit dem Antrage Be⸗ 
ſchwerde erhoben, die Wahl im vollen Umfange für ungültig zu er⸗ 
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klären. Die Beſchwerde war in der Hauptſache darauf geſtützt, daß 
„vielen Frauen“, die bei der Wahl mitgeſtimmt hätten, das Bürger⸗ 
recht verliehen worden ſei, obwohl es ihnen nach den Beſtimmungen 
der GemO. und früheren Beſchlüſſen des Bezirksausſchuſſes nicht hätte 
verliehen werden dürfen. Außerdem wurden 9 Einzelfälle angeführt, 
in denen Verſtöße gegen die Vorſchriften über die Ausübung des 
Stimmrechts durch Bevollmächtigte vorgekommen ſein ſollen, und 
im Anſchluß daran gerügt, daß „mehreren hundert Frauen“ von 
Mitgliedern des Bürgerausſchuſſes Vollmachten zur Ausübung ihres 
Wahlrechts „geradezu abgeliſtet“ worden ſeien. Am 4. Dezember 1913 
reichten dann die Anfechtungskläger ein weiteres Schreiben beim 
Gemeindevorſtand ein, in dem ſie zunächſt auch die am 28. Dezember 
1913 für drei außer der Reihe aus dem Gemeinderat ausgeſchiedene 
Mitglieder vorgenommenen Erſatzwahlen mit dem Antrage auf Un⸗ 
gültigkeitserklärung und wiederum mit der Begründung, daß „viele 
Frauen“, ohne rechtmäßig das Bürgerrecht erworben zu haben, das 
Stimmrecht ausgeübt hätten, anfochten. dann aber zur weiteren 
Unterſtützung ihrer Beſchwerde vom 25. November 1913 noch geltend 
machten, daß bei der Wahl am 17. November 1913 in erheblichem 
Umfange mit einem äußeren Kennzeichen, nämlich einem an der langen 
Seite angebogenen ſchmalen Rande, verſehene Stimmzettel benutzt 
worden ſeien, die der Bürgerausſchuß, mit dieſem Kennzeichen vere 
ſehen, an die Wähler verſandt habe. Der Bezirksausſchuß hat die 
Beſchwerde zurückgewieſen. Die Entſcheidung iſt im weſentlichen da⸗ 
mit begründet, daß die Rüge wegen der Verwendung gekennzeichneter 
Stimmzettel verſpätet und deshalb unzuläſſig, im übrigen aber auch 
unbegründet ſei, daß die Beſchwerden wegen der Erſchleichung von 
Vollmachten und der Beteiligung nicht ſtimmberechtigter Frauen völlig 
unſubſtantiiert und deshalb nicht nachzuprüfen und die im übrigen 
wirklich vorgekommenen Verſtöße fo unerheblich ſeien, daß das Wahl⸗ 
ergebnis durch fie nicht beeinflußt worden ſei. Nach Anſicht der 
Anfechtungskläger ſteht dieſe Auffaſſung im Widerſpruch mit den 
einſchlagenden Beſtimmungen der GemO., insbeſondere denen des 
Art. 65. Sie beantragen daher, indem ſie ihre Beſchwerden, mit 
Ausnahme der wegen der angeblichen Erſchleichung von Wahlvoll⸗ 
machten von Frauen, aufrecht erhalten, die Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes aufzuheben und entweder die Wahlen für ungültig zu er⸗ 
klären oder die Sache zur weitern ſachlichen Erörterung der Beſchwerden 
an den Bezirksausſchuß zurückzugeben. 
Die Klage iſt zuläſſig; ſie konnte aber keinen Erfolg haben. 
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Die Kläger meinen aber zunächſt, der Bezirksausſchuß habe die 
Wahlen vom 17. November ſchon deshalb für ungültig erklären 
müſſen, weil dabei Verſtöße gegen die Wahlvorſchriften, wie er ſelbſt 
feſtgeſtellt habe, überhaupt vorgekommen ſeien; denn der Art. 65 
GemO. ſpreche ganz allgemein von „Verſtößen“, und in der Gem. 
ſei nirgends die Rede davon, daß die Abgabe ungültiger Stimmen 
die Ungültigkeit der Wahl nur dann herbeiführen ſolle, wenn das 
Ergebnis dadurch beeinflußt worden ſei. Dieſe Auffaſſung iſt 
verfehlt. Eine poſitive Norm, wonach die Wirkung der Abgabe 
ungültiger Stimmen ſich darin erſchöpft, daß dieſe Stimmen bei 
der Feſtſtellung des Wahlergebniſſes unberückſichtigt zu laſſen ſind, 
enthält die Gemeindeordnung allerdings nicht. Sie enthält aber 
auch keine Vorſchrift, wonach eine Wahl wegen jedweder Unregele 
mäßigkeit, die bei ihr vorgekommen iſt, ungültig iſt. Gerade der 
Art. 65, der ſich im übrigen über die Wirkung von „Verſtößen“ 
auf den Beſtand der Wahl im allgemeinen überhaupt nicht ver⸗ 
hält, beſtimmt aber, daß der Bezirksausſchuß „wegen weſentlichet 
Unregelmäßigkeiten“ die Ungültigkeit einer angefochtenen Wahl auszu⸗ 
ſprechen und eine neue Wahl anzuordnen hat, und es kann nach dem 
Zuſammenhange nicht zweifelhaft ſein, daß damit ſowohl das Recht, 
die Ungültigkeitserklärung einer Wahl zu verlangen, wie auch die 
Befugnis des Bezirksausſchuſſes, ſie auszuſprechen, auf den Fall, daß 
weſentliche Unregelmäßigkeiten vorliegen, hat beſchränkt werden 


ſollen. Freilich ſind auch weſentliche Unregelmäßigkeiten nicht un⸗ 


bedingt nur ſolche, die das Wahlergebnis beeinflußt haben. Die 
GemO. enthält vielmehr auch Beſtimmungen — wie z. B. die des 
Art. 47 über die Feſtſtellung der Wählerliſte oder die des Art. 64, 
wonach zur Gültigkeit der Wahl erforderlich iſt, daß die Vorladung 
der Wahlberechtigten in ortsüblicher Weiſe bewirkt worden iſt —, 
deren Befolgung, ſei es nach dem klar erkennbaren poſitiven Geltungs⸗ 
willen der Vorſchrift oder ihrem inneren Sinn und Zwecke, unerläßliche 
Vorausſetzung der Gültigkeit der Wahl iſt und deren Verletzung da⸗ 
her die Ungültigkeit der Wahl unter allen Umſtänden zur Folge hat. 
In allen Fällen aber, wo ſich eine derartige Tendenz der betreffenden 
Vorſchrift nicht feſtſtellen läßt — und das iſt bei der Mehrzahl der 
Beſtimmungen und insbeſondere auch bei den hier allein in Betracht 
kommenden über die Wahlbeteiligung nicht Wahlberechtigter und die 
Berückſichtigung ungültiger Stimmzettel der Fall —, wird eben das 
Kriterium für die „Weſentlichkeit“ einer Unregelmäßigkeit nur darin 
gefunden werden können, daß dadurch das Wahlergebnis poſitiv be⸗ 
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einflußt worden iſt. (Vgl. Oertel, Städteordnung, (5) ©. 143, 
Anm. 9 zu § 27; Kappelmann im PıBBl. 24, 452/53; Jebens, 
Die Stadtverordneten, S. 112; Stier⸗Somlo im VerwArdh. 21, 
441 ff.). Der Bezirksausſchuß hat alſo das Geſetz richtig angewandt, 
wenn er die nach ſeiner Meinung allein bewieſene unzuläſſige Berück⸗ 
ſichtigung von vier ungültigen Stimmen als unerheblich angeſehen 
hat, weil dadurch das Wahlergebnis hingeſehen auf die zwiſchen der 
Stimmenzahl des mit den wenigſten Stimmen Gewählten und der 
des mit der nächſthöchſten Stimmenzahl folgenden Gegenkandidaten 
beſtehende Spannung von 382 Stimmen nicht beeinflußt worden iſt 

Er hat aber auch die übrigen Beſchwerden mit Recht zurückge⸗ 
wieſen. 

Was dabei die Beſchwerde wegen der Wahlbeteiligung nichtwahl⸗ 
berechtigter Frauen betrifft, ſo würde auch ſie, wenigſtens ſoweit die 
Wahlen vom 17. November in Frage kommen, nach den eben ent⸗ 
wickelten Grundſätzen ſchon deshalb gar keine Beachtung beanſpruchen 
können, weil im ganzen nur 337 Frauen in die Wählerliſte einge⸗ 
tragen find und deshalb auch die Feſtſtellung der Ungültigkeit ſämt⸗ 
licher von Frauen abgegebenen Stimmen kein anderes Wahlergebnis 
herbeiführen könnte als das, welches vom Gemeindevorſtand feſtgeſtellt 
iſt. Sie iſt aber auch ſonſt unbeachtlich. 

Freilich kann der Auffaſſung des Bezirksausſchuſſes nicht beige⸗ 
treten werden, daß fie nicht ausreichend ſubſtantiiert und de8halb 
ohne ſachliche Prüfung zurückzuweiſen ſei. Denn ſie geht anſcheinend 
überhaupt nur dahin, daß den in die Wählerliſte eingetragenen Ehe⸗ 
frauen das Bürgerrecht nicht zuſtünde, oder, wenn man ſie weiter 
faſſen will, doch nur dahin, daß vielen Frauen das Bürgerrecht nicht 
hätte verliehen werden dürfen, weil ſie nicht „ſelbſtändig“ und 
deshalb nicht bürgerrechtsfähig ſeien. Sie iſt daher nach Grund 
und Gegenſtand ſo weit beſtimmt, daß eine Nachprüfung möglich iſt. 
Daß eine ſolche Prüfung hingeſehen auf die nicht unerhebliche Zahl 
der in die Wählerliſte eingetragenen Frauen beſonders mühſam und 
ſchwierig ſein würde, kann demgegenüber nicht maßgebend ſein. Die 
Prüfung kann jedoch nach Lage der Geſetzgebung aus Rechts⸗ 
gründen gar nicht vorgenommen werden. 

Nach Art. 51 GemO. iſt die Ausübung des Stimmrechts bei 
der Gemeinderatswahl ausſchließlich davon abhängig, daß der das 
Wahlrecht in Anſpruch Nehmende zur Zeit der Wahl in die Liſte der 
Stimmberechtigten (Art. 47 GemO.) eingetragen if. Nach dem 
Wortlaute des Art. 65 GemO., wonach allgemein „Beſchwerden in 
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Beziehung auf die Wahl“ zugelaſſen find, könnte es nun freilich ſcheinen. 
als ob dem Beſchwerderecht in bezug auf die Beſchwerdegründe feine 
geſetzliche Schranke gezogen fei und deshalb insbeſondere auch Ein⸗ 
wendungen gegen die Richtigkeit der Wählerliſte noch im Wahl⸗ 
beſchwerdeverfahren uneingeſchränkt ſeien. Mit den ſonſtigen Wahl⸗ 
vorſchriften iſt jedoch eine ſolche Auffaſſung nicht zu vereinbaren. 
Denn die GemO. ordnet im Art. 47 für die Feſtſtellung der Liſte 
und die Entſcheidung von Streitigkeiten über ihre Richtigkeit ein bee 
ſonderes Verfahren an. Aus deſſen Ausgeſtaltung ergibt ſich aber 
notwendig, daß die in dieſem Verfahren erfolgende Feſtſtellung der 
Liſte endgültig und für das eigentliche Wahlverfahren 
bindend iſt. Denn wenn durch dieſe Beſtimmung eine alljährliche 
Feſtſtellung der Liſte in der Weiſe angeordnet iſt, daß die vom 
Gemeindevorſtand aufgeſtellte Liſte auf die Dauer von zehn Tagen 
auszulegen iſt, Einſprüche gegen ihre Richtigkeit bei Meidung des 
Ausſchluſſes innerhalb dieſer Friſt anzubringen und vom Gemeinde⸗ 
rat, dem Bezirksausſchuß und gegebenenfalls dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht im geordneten Verfahren endgültig zu erledigen ſind, ſo 
kann das nur den Zweck haben, den Kreis der Stimmberechtigten 
vor der Wahl ſo zweifelsfrei feſtzuſtellen, daß ſich bei der Wahl ſelbſt 
Entſcheidungen über die Stimmberechtigung nicht mehr nötig machen. 
Wird aber damit durch die feſtgeſtellte Liſte die Berechtigung det 
Eingetragenen, zur Wahl zugelaſſen zu werden, unanfechtbar 
feſtgeſtellt, ſo wäre es widerfinnig, im Wahlprüfungz verfahren 
noch eine Entſcheidung darüber zuzulaſſen, ob der auf Grund der 
Liſte zur Wahl zugelaſſene tatſächlich wahlberechtigt war. 
Nun ſcheint freilich gegen die Präkluſivwirkung der Lifte gleichwohl 
der Umſtand zu ſprechen, daß nach Art. 47 Abſ. 2 GemO. die im 
Verfahren nach Abſ. 1 feſtgeſtellte Lifte in der Tat nicht unabänderlich 
iſt, ſondern jederzeit inſofern berichtigt und ergänzt werden kann und 
muß, als der Gemeindevorſtand neue Bürger, deren Bügerrecht felt 
der Auslegung in Kraft getreten iſt, nachzutragen und weggefallene 
zu ſtreichen hat. In Wahrheit ändert jedoch dieſe Beſtimmung an 
dem Charakter der Liſte nichts. Denn die Verfügungen des Gemeinde⸗ 
vorſtands über ſolche Aenderungen unterliegen ſelbſtverſtändlich wie 
alle ſeine Entſchließungen der Anfechtung im Aufſichtswege gemäß 
Art. 162 GemO. (vgl. Landtags⸗Verhdl. 1895/96, Schriftenwechſel 
S. 48 zu Art. 47 d. Entw.). Die Möglichkeit einer Nachprüfung 
der Eintragungen im Inſtanzenwege iſt alſo auch hier gewährleiſtet; 
und es beſteht zwiſchen dem Feſtſtellungsverfahren nach Abſ. 1 und 
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nach Abſ. 2 höchſtens ein quantitativer Unterſchied inſofern, als das 
im Abſ. 1 geordnete Verfahren ein formelleres und mit größeren 
Garantieen ausgeſtattetes iſt, als das nach Abſ. 2, dagegen kein qualita⸗ 
tiver inſofern, als deshalb die Wirkung des Verfahrens nach Abſ. 2 
eine andere und mindere wäre, wie die des Verfahrens nach Abſ. 1. 
Das Geſetz will eben erreichen, daß die Stimmabgabe tunlichſt allen er⸗ 
möglicht wird, die zur Zeit der Wahl ſtimmberechtigt find, und läßt, 
bei ausſchließlicher Anwendung des weitläufigen Verfahrens nach da dies 
Abſ. 1 nicht möglich fein würde, die im Abſ. 2 beſtimmt bezeichneten 
nachträglichen Aenderungen unter dem Geſichtspunkte zu. daß es ſich 
dabei um Aenderungen handelt, die „naturgemäß zu Zweifeln und 
Streitigkeiten wenig Veranlaſſung geben“, und deshalb di materielle 
Richtigkeit der einmal feſtgeſtellten Liſte durch die Möglichkeit, un⸗ 
berechtigte Aenderungen „im gewöhnlichen (Aufſichts⸗) Inſtanzenwege 
anzufechten, auch weiterhin genügend ſichergeſtellt erſcheint (vgl. Land⸗ 
tags⸗Verhdl. 1895/96, Schriftenwechſel S. 48 zu Art. 47). Und das 
hat auch in der Tat weiter keine Bedenken. Denn die Streichung 
„weggefallener“ Stimmberechtigter (ſiehe Art. 27 GemO.) wird in 
der Tat zu Zweifeln oder Streitigkeiten kaum einmal Veranlaſſung 
geben. Für die Nachtragung „neuer“ Bürger iſt aber lediglich 
Vorausſetzung, daß ſie das Bürgerrecht erworben haben; dieſe 
Nachtragung kann mithin auch nur mit der Behauptung angefochten 
werden, daß dieſe Vorausſetzung nicht gegeben ſei. Dieſe Voraus⸗ 
fepung ift aber insbeſondere auch dann gegeben wenn jemandem 
das Bürgerrecht im Widerſpruch mit den Beſtimmungen der GemO. 
verliehen worden iſt. Denn die Geſetzwidrigkeit der Verleihung 
macht dieſe grundſätzlich nicht nichtig, ſondern höchſtens anfechtbar; 
auch die geſetzwidrige Verleihung beſteht daher mit allen Rechts⸗ 
wirkungen ſolange, als ſie nicht — ſoweit dies überhaupt zuläſſig iſt 
— zurückgenommen (widerrufen) oder (von Aufſichtswegen oder im 
Rechtsmittelverfahren) aufgehoben wird (vgl. bef. Fleiner, Inſtitu⸗ 
tionen (3) S. 194 ff., 196; W. Jellinek, Der fehlerhafte Staats⸗ 
akt und ſeine Wirkungen, S. 54, 125, 151; Kormann, Syſtem 
der rechtsgeſchäftlichen Staatsakte, S. 203, 208, 232 ff., 305 ff.). 
Das Rechtsmittelverfahren nach Art. 47 Abſ. 2 GemO. iſt mithin im 
weſentlichen auf die rein formelle Feſtſtellung beſchränkt, ob dem 
Nachgetragenen das Bürgerrecht verliehen worden iſt oder er es ſonſt⸗ 
wie erworben hat (Art. 19), ohne daß es ſeine Aufgabe iſt, darüber 
zu entſcheiden, ob der Erwerb rechtmäßig erfolgt iſt. Für eine ſolche 
Feſtſtellung erſcheint aber ein nach Art des im Art. 47 Abſ. 1 vor⸗ 
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geſchriebenen mit beſonderen Garantieen ausgeſtattetes Verfahren in 
der Tat nicht erforderlich. 

Die Beſchwerde wegen der Wahlbeteiligung angeblich nicht ſtimm⸗ 
berechtigter Frauen kann alſo ſchon um deswillen keinen Erfolg haben, 
weil hiernach darauf, daß die betreffenden zu Unrecht in die Wähler- 
kiſte eingetragen worden ſeien — womit die Beſchwerde allein 
begründet wird — eine Beſchwerde gegen die Gültigkeit der 
Wahl nach dem Geſetz nicht geſtützt werden kann. 

Schließlich wird aber von den Klägern auch ohne Grund bean 
ſtandet, daß der Bezirksausſchuß ihre Beſchwerde wegen der Bete 
wendung gekennzeichneter Stimmzettel als verſpätet und deshalb un⸗ 
zuläſſig, und auch als unbegründet zurückgewieſen hat. 

Die Kläger verweiſen wegen der Zuläſſigkeit ſogenannter Nach⸗ 
protefte auf die Wahlprüfungspraxis des Reichstags. Jedoch mit 
Unrecht. Die Wahlprüfungskommiſſion des Reichstags hat ſich mehr- 
ſach gerade auf den Standpunkt geſtellt, daß verſpätete Beſchwerden 
nicht zu berückſichtigen ſind, wenn ſie ſich nicht auf Beſchwerde punkte 
eines rechtzeitig erhobenen Proteſtes beziehen (fo insbeſondere in 
neuerer Zeit in dem Berichte über die Wahlbeſchwerde Leber⸗Jena 
gegen die Wahl des Abgeordneten für den dritten Wahlkreis des 
Großherzogtums Sachſen (vgl. Druckſachen des Reichstags 10. Leg. 
Per. I. Seſſion 1898/99, 4. Bd. No. 192). Dem folgt auch die 
Wiſſenſchaft (vgl. v. Seydel in Hirths Annalen 1880 S. 394). 
Die Wahlprüfung beim Reichstag bietet aber auch gar keine Ana⸗ 
logie für die Auslegung des Art. 65 GemO. Denn der Reichstag 
prüft nach Art. 27 WB. die Legitimation feiner Mitglieder von Amts⸗ 
wegen; Wahl, anfechtungen“ nach § 4 der Geſchäftsordnung haben 
daher hier lediglich die Bedeutung einer „Denunziation“ (v. Seydel, 
a. a. O. S. 394 Anm. 1), fie liefern nur Material für die amtliche 
Prüfung, das zu berückſichtigen dem Reichstag im Grunde freiſteht, 
mag es rechtzeitig beigebracht fein oder nicht (vgl. Seydel a. a. O. 
S. 394/95). Ganz anders dagegen die Gemeindeordnung: nach iht 
findet eine Wahlprüfung, ohne daß eine Wahlanfechtung erfolgt it, 
überhaupt nicht ſtatt! Freilich könnte trotzdem die „Beſchwerde in 
Beziehung auf die Wahl“ (Art. 65 GemO.) auch hier weiter nichts 
ſein, als eine Anzeige, eine Anregung an die Aufſichts behörde, von 
ſich aus eine Prüfung der Wahl eintreten zu laſſen; und das wütde 
fie dann fein, wenn nach der ganzen Tendenz des Wahlprüfungs⸗ 
rechts der Gemeindeordnung anzunehmen wäre, daß der Staat in 
ſeiner Eigenſchaft als Aufſichtsinſtanz. wenn auch nicht abſolut, fo 
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doch dann, wenn eine Ordnungswidrigfeit zu ſeiner Kenntnis kommt 
ein eigenes Intereſſe daran nimmt, daß die Ordnungsmäßigkeit 
der Wahl nachgeprüft wird, und die „Beſchwerde“ dann nur das 
Mittel wäre, die an ſich ſelbſtändige Betätigung dieſes Intereſſes 
auszulöſen. So dürfte z. B. die Rechtslage dann ſein, wenn die 
Wahlakten, ohne daß von vornherein von Amtswegen eine Beſchluß⸗ 
faſſung über die Gültigkeit der Wahl ſtattfindet, aber auch ohne daß 
eine Beſchwerde erhoben iſt, der Aufſichtsbehörde vorzulegen 
ſind und dieſe ermächtigt, aber nicht verpflichtet iſt, unter Um⸗ 
ſtänden die Wahl zu kaſſieren (vgl. z. B. Schwarzb.⸗Rudolſt. GemO. 
vom 9. Juni 1876 — Geſ. S. S. 69 — Art. 64, 69, 144; ähnlich 
auch Geſetz über die Verfaſſung Elſaß⸗Lothringens vom 31. Mai 
1911 — REB. S. 225 — Art. 2 § 9 und Weim. Landtagswahl⸗ 
geſetz vom 10. April 1900 — RBI. S. 53 — § Al). Hier liegt 
aber die Sache anders. Die Weimariſche Gemeindeordnung geht 
offenbar davon aus, daß die Wahlen zur Gemeindevertretung völlig 
eigene Angelegenheit der Gemeinden ſind und der Staat 
von Amtswegen kein Intereſſe daran nimmt, ob ſie ſich ordnungs⸗ 
mäßig vollziehen oder nicht. Wenn daher durch die Vorſchrift des 
Art. 65 gleichwohl die Möglichkeit geſchaffen wird, ein Eingreifen der 
Aufſichtsinſtanz herbeizuführen, ſo geſchieht das nicht wegen des 
möglicherweiſe an der Ordnungsmäßigkeit der Wahl beſtehenden un⸗ 
mittelbaren Staats intereſſes, ſondern um den Gemeindeangehörigen 
ein Mittel in die Hand zu geben, ihr Intereſſe an der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Gemeindewahlen durchzuſetzen. Die Beſchwerde nach Art. 65 
GemO. ift demnach der Ausdruck eines Rechtsanſpruchs, eine prozeſ⸗ 
ſuale Klage, und zwar eine ſogenannte Popularklage, wie ſie die 
Verwaltungsgeſetzgebung da, wo ein allgemeines Intereſſe an der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Rechtsordnung beſteht, mehrfach ge⸗ 
währt, indem ſie in ſolchen Fällen das Allgemeinintereſſe mit dem 
Individualintereſſe jedes Einzelnen, der Gemeinſchaft Angehörenden 
identifiziert (vgl. z. B. Preuß ZuſtG. § 57 — Einziehung öffentlicher 
Wege —; ſiehe auch WeimGemO. Art. 47 Abſ. 1). 

Aus dieſer Begriffsbeſtimmung folgt freilich zunächſt nur, daß 
die Beſchwerde als Klage nach allgemeinen prozeſſualen Grundſätzen 
nicht auf die Anfechtungserklärung beſchränkt werden kann, ſondern 
durch Angabe der klagebegründenden Tatſachen nach Grund und 
Gegenſtand genügend beſtimmt („ſubſtantiiert“) werden muß und des⸗ 
halb allerdings eine nachträgliche Begründung einer während der 
Beſchwerdefriſt überhaupt nicht begründeten Beſchwerde unzuläſſig 
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ift, weil eben dann eine „Klage“ überhaupt nicht rechtzeitig erhoben 
iſt. Andererſeits iſt aber im geltenden Verwaltungsprozeßrecht über⸗ 
all anerkannt, daß eine formell zuläſſige und rechtzeitig erhobene 
Klage während des Prozeſſes nicht nur hinſichtlich der tatſächlichen 
und rechtlichen Ausführungen berichtigt und ergänzt, ſondern auch faſt 
uneingeſchränkt geändert werden darf (vgl. u. a. Staatsvertrag über 
die Errichtung des Oberverwaltungsgerichts vom 15. Dezember 1910 
Art. 34 Abſ. 2 und 3, PreußL VG. § 71, Sächſ RPG. § 47 Abi, 3). 
Es bleibt deshalb immerhin die Frage offen, ob nicht etwa die nach⸗ 
trägliche Rüge einer Unregelmäßigkeit nur als eine Berichtigung oder 
Ergänzung der formell richtigen Beſchwerde oder als eine zuläſſige Klag⸗ 
änderung anzuſehen iſt. Die Frage iſt jedoch zu verneinen. Gegen⸗ 
ſtand der Beſchwerde nach Art. 65 iſt allerdings nicht etwa die ein⸗ 
zelne Unregelmäßigkeit, ſo daß jede einzelne Rüge deshalb die Er⸗ 
hebung eines ſelbſtändigen Klaganſpruchs bedeutete und eine verſpätete 
Rüge deshalb unzuläſſig ſein würde: zweifelhafte Rechtsfragen um 
ihrer ſelbſt willen zu entſcheiden, iſt nicht Aufgabe des Prozeßver⸗ 
fahrens. Aufgabe des Bezirksausſchuſſes iſt es — wie ſich aus 
Art. 65 Satz 2 deutlich ergibt, — vielmehr nur, darüber zu entſcheiden, 
ob eine gerügte Unregelmäßigkeit die Gültigkeit der Wahl be⸗ 
rührt. Und Gegenſtand der Beſchwerde nach Art. 65 iſt daher immer 
die Feſtſtellung der Ungültigkeit der Wahl. Daraus aber folgern 
zu wollen, daß die nachträgliche Rüge einer Unregelmäßigkeit ledig⸗ 
lich eine weitere Ausführung der Klage darſtelle und deshalb zuzu⸗ 
laſſen ſei, wäre jedoch verfehlt. Denn das ſetzte voraus, daß das 
Klagfundament in der Ordnungswidrigkeit des Wahlverfahrens ſchlecht⸗ 
hin zu ſehen fei, bzw. der Unvereinbarkeit dieſer Ordnungswidrigkeit 
mit dem öffentlichen Intereſſe. Das iſt aber eben nach der Gemeinde⸗ 
ordnung nicht der Fall, da ſie eben, wie ſchon gezeigt wurde, das 
Beſtehen eines allgemeinen öffentlichen Intereſſes an der Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Wahl nicht unterſtellt und deshalb ein Bedürfnis zur 
Gewährung eines Rechtsſchutzes nur inſoweit anerkennt, als der Ein⸗ 
zelne an der Feſtſtellung der Ordnungsmäßigkeit der Wahl ein Intereſſe 
nimmt und die Ordnungswidrigkeit im einzelnen behauptet. Ziel und 
Gegenſtand der Beſchwerde iſt daher zwar die Ungültigkeitserklärung 
der Wahl, Beſchwerdegrund aber die einzelne beſtimmte Unregel⸗ 
mäßigkeit bzw. eine Mehrzahl von ſolchen, und jede einzelne von ſolchen 
Unregelmäßigkeiten bildet daher auch einen ſelbſtändigen Klagegrund. 
Infolgedeſſen enthält aber die Rüge einer weiteren Unregelmäßigkeit keine 
bloße Ergänzung oder Berichtigung der klagbegründenden Tatſachen, 
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sondern mindeſtens eine Aenderung des Klaggrun des, alſo eine Klag⸗ 
änderung. Schon als ſolche würde fie jedoch nach Ablauf der Beſchwerde⸗ 
friſt im Wahlprüfungsverfahren meiſtens nicht zuzulaſſen ſein, weil die 
dafür nach Art. 34 Abſ. 3 des Staatsvertrages vom 15. Dezember 1910 
(vgl. auch Preußs VG. § 71, Sächſ BRG. § 47 Abſ. 3) erforderlichen 
Vorausſetzungen in der Regel nicht vorliegen werden. Die ſcharfe Feſt⸗ 
legung der Beſchwerde des Art. 65 GemO. auf die Angabe beſtimmter 
Rügen von Wahlverſtößen muß indeſſen überhaupt dazu führen, in der 
Nachbringung eines neuen Beſchwerdegrundes gar nicht eine bloße 
Aenderung einer ſchon anhängigen, ſondern vielmehr die Erhebung 
einer ganz neuen ſelbſtändigen Klage zu erblicken. Dann ergibt ſich 
die Unzuläſſigkeit einer ſolchen Nachbringung nach Ablauf der Be⸗ 
ſchwerdefriſt aus der Feſtſetzung einer Ausſchlußfriſt von ſelbſt. 

Der Bezirksausſchuß hätte ſich demnach, ohne gegen Vorſchriften 
der Gemeindeordnung oder allgemeine Rechtsgrundſätze zu verſtoßen, 
auf eine ſachliche Prüfung des nachträglich beigebrachten Beſchwerde⸗ 
grundes nicht einzulaſſen brauchen. Nachdem er es trotzdem getan 
hat, mag jedoch gegenüber den Ausführungen der Anfechtungsklage 
darauf hingewieſen ſein, daß ſeine Beurteilung auch in dieſer Be⸗ 
ziehung im Ergebnis nicht fehlgeht. Zwar iſt es für die Entſcheidung 
darüber, ob die beanſtandeten Stimmzettel im Sinne des Ortsſtatuts 
mit einem Kennzeichen verſehen geweſen ſind, ganz ohne Bedeutung, 
daß auch Stimmzettel der gegneriſchen Kandidatenliſte die als Kenn⸗ 
zeichen angeſprochene Falte aufweiſen. Denn daß die Stimmzettel als 
ſolche einer beſtimmten Partei oder als auf einen beſtimmten Kandidaten 
lautend gekennzeichnet ſind, iſt nicht nötig, um ſie ungültig zu machen; 
Ungültig iſt vielmehr nach dem Ortsſtatut jeder Zettel, der überhaupt mit 
einem Kennzeichen verſehen iſt. Andererſeits kommt es aber auch darauf 
— worin die Anfechtungskläger das Entſcheidende ſehen — nicht an, daß 
der beanſtandete Bruch als Kennzeichen tatſächlich gewirkt hat oder 
doch als ſolches hat wirken können. Entſcheidend iſt vielmehr nur, 
ob der Bruch „als Kennzeichen“, d. h. in der Abſicht und zu dem 
Zwecke angebracht worden iſt, die betreffenden Stimmzettel dadurch 
kenntlich zu machen (vgl. Reichstags Verhdl. 3, Legisl. Per., I. Seſſion 
1877, Druckſache Nr. 106 Bd. 3, S. 303, ferner v. Seydel in Hirths 
Annalen 1880 S. 377, R. v. Mohl, „Kritiſche Erörterungen über 
Ordnung und Gewohnheiten des Deutſchen Reichs“ in der Zeitſchrift 
für die geſamte Staatswiſſenſchaft 3, 602). Dafür iſt aber von den 
Beſchwerdeführern nichts beigebracht worden. 

Urteil vom 2. März 1914. 


24. Vergütungen, die der Steuerpflichtige Kindern für 
Arbeitshilfe in feinem Haushalt oder Erwerbs- 
geſchäft gewährt, ſind abzugsfähige Betrieb skoſten, 
wenn ſie als Vergütung im Verhältnis zwiſchen 
den Beteiligten ernſtlich gedacht oder ausdrücklich 
vereinbart ſind. — Laufende Unterſtützungen, die 
auf Grund eines Ausſtattungsverſprechens (§ 1624 
BGB.) gewährt werden, bilden für den Geber eine 
abzugsfähige Laſt (Goth. EStG.). 

Die Berufungskommiſſion hat dem Kläger die Kürzung von 
350 M. von ſeinem Geſamteinkommen verſagt, die er nach ſeiner 
Behauptung ſeinen 3 Kindern, einem Sohn, der bei ihm wohnt, 
aber tagsüber in einem Gothaer Geſchäft als Kaufmann lernt, und 
zwei außerhalb Gothas als Lehrerinnen tätigen Töchtern, als Ver⸗ 
gütung für die Leiſtung von Schreibarbeiten gewährt, die ihm in ſeinen 
Nebenämtern erwachſen, und weiter einen laufenden Unterhaltszuſchuß 
von jährlich 480 M. an ſeine in Erfurt als Lehrerin tätige Tochter 
als abzugsfähige Laſt nach Art. 9, II, 2 EStG. nicht anerkannt. 

Die Berufungskommiſſion hält die beanſpruchten Abzüge für nicht 
abzugsfähig, weil es ſich nach ihrer Meinung in beiden Fällen um 
Leiſtungen handelt, die der Kläger ſeinen Kindern zur Erfüllung {einer 
geſetzlichen Unterhaltungspflicht macht. Leiſtungen dieſer Art können 
allerdings nach Art. 10 Nr. 2 EStG. bei der Berechnung des Ein⸗ 
kommens nicht abgezogen werden. Daß es ſich um ſolche handelt, 
iſt aber im erſten Falle nicht genügend feſtgeſtellt und im zweiten nicht 
zutreffend. 

Die Akten geben keinen Aufſchluß ſchon darüber, worauf eigentlich 
die Berufungskommiſſion ihre Annahme ſtützt, daß die drei Kinder, 
die der Kläger mit Schreibarbeiten beſchäftigt, unterhaltsberechtigt ſind. 
Denn wenn das auch vielleicht bei dem Lehrling vermutet werden 
darf, ſo kann es doch bei den beiden als Lehrerinnen tätigen Töchtern 
nicht als ſelbſtverſtändlich angenommen werden. Unzutreffend iſt aber 
auch die von der Berufungskommiſſion offenbar vertretene Auffaſſung, 
daß Leiſtungen des unterhaltspflichtigen Vaters an unterhaltsberechtigte 
Kinder, ſelbſt wenn ſie als Vergütung für eine Tätigkeit der Kinder 
im Betriebe des Vaters gewährt werden, für den Vater in jedem 
Falle Aufwendungen zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltungs⸗ 
pflicht ſind, falls ſie ſich nur ihrem Betrage nach innerhalb der Grenzen 
der Unterhaltungspflicht halten. Das mag zwar im allgemeinen 
ſo ſein, wenn ein Kind, das dem elterlichen Hausſtande angehört 
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und von den Eltern erzogen und unterhalten wird, in einer feinen 


Kräften und feiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe den Eltern in 
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ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte leiſtet (§ 1617 BGB.); 
denn dann ſpricht wohl die Vermutung dafür, daß Leiſtung und Gegen⸗ 
leiſtung ausſchließlich Ausfluß der Unterhaltsberechtigung und Unterhalts- 
pflicht ſind. Hier kommt jedoch dieſer Geſichtspunkt einmal ſchon 
deshalb nicht ohne weiteres in Betracht, weil die beiden Töchter aus⸗ 
wärts tätig ſind, alſo dem väterlichen Hausſtande nicht angehören. 
anderſeits aber iſt auch die Beihilfe des Hauskindes im väterlichen 
Geſchäft nicht notwendig geſetzliche Gegenleiſtung für den geſetz⸗ 
lichen Unterhalt. Denn wenn ein ſolches Kind Dienſte leiſtet, durch 
die es ſich, wenn es ſie einem Fremden leiſtete, ſeinen Unterhalt ganz 
oder teilweiſe erwerben könnte, und die anderſeits der Vater, wenn 
ſie das Kind ihm nicht leiſtete, durch bezahlte Arbeitskräfte verrichten 


laſſen müßte, und der Vater dem Kinde eine entſprechende Vergütung 


dafür auf Grund ſtillſchweigender oder ausdrücklicher Vereinbarung 
tatſächlich gewährt, fo iſt eben das Kind in ſoweit imſtande, ſich 
ſelbſt zu unterhalten, und es empfängt dann die Entſchädigung nicht 
als Unterhalt, ſondern als Arbeitsverdienſt. Die Vergütungen ſind 
dann für den Vater Betriebskoſten und für die Kinder ſelbſtändiges 
Einkommen aus gewinnbringender Tätigkeit (vgl. dazu Ausf AnwzéEStG. 
§ 12 Abſ. 2 b). Entſcheidend iſt dabei einzig und allein, ob im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Vater und Kind die Leiſtung des Vaters ernſtlich 
als Vergütung ($ 12 BGB.) für die Dienfte des Kindes ſtillſchweigend 
gedacht oder ausdrücklich vereinbart iſt. Daß die Entſcheidung — 
wie die Kommiſſion weiter meint — auch dann, wenn die Ente 
ſchädigungen tatſächlich als Einkommen der Kinder zu betrachten wären, 
nicht anders fallen könne, weil dann dieſes Einkommen dem Kläger 
nach Art. 13 Abſ. 1 EStG. wieder als eigenes Einkommen anzu⸗ 
rechnen ſein würde, iſt wiederum nicht zutreffend. Denn einmal iſt 
nach dieſer Vorſchrift dem Einkommen des Haushaltungsvorſtands 
nur das Einkommen „der Angehörigen der Haushaltung“ hinzu⸗ 
zurechnen, und zu dieſen gehören die beiden auswärts tätigen Töchter 
nicht. Und dann findet, wie ſich aus Abſ. 2 Nr. 2 ergibt, auch 
beim Erkommen der Angehörigen der Haushaltung eine ſolche Hinzu⸗ 
rechnung nur inſoweit ſtatt, als dieſes der Nutznießung des Haus⸗ 
haltungsvorſtands unterliegt. Arbeitsverdienſt des Kindes iſt aber 
nach § 1651 BGB. „freies“ Vermögen des Kindes, d. h. ſolches, 
das von der Nutznießung des Vaters ausgeſchloſſen ijt ($ 1650 BGB., 
vgl. auch Ausf AnwzéEStG. § 12 Abſ. 2 b). 
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Rechtsirrig iſt ſchließlich auch die Meinung der Berufungs⸗ 
kommiſſion, daß die laufende Unterſtützung, die der Kläger ſeiner in 
Erfurt als Lehrerin angeſtellten älteſten Tochter gewährt, eine Auf⸗ 
wendung fei, die er zur Erfüllung feiner geſetzlichen Unterhaltspflicht 
macht. Dieſe Tochter hat, wie die Akten ergeben, die Lehrerinnen⸗ 
abſchlußprüfung beſtanden und dadurch die Anſtellungsberechtigung 
für Gotha und Preußen erworben. Danach iſt ſie imſtande, ſich ſelbſt 
zu unterhalten, und deshalb nicht unterhaltsberechtigt im Sinne der 
§§ 1601, 1602 BGB.; daß fie ihren ſtandesgemäßen Unterhalt zut 
Zeit tatſächlich nicht voll erwirbt, weil die Stadt Erfurt die An⸗ 
wärterinnen für das Schulamt zunächſt nur auf Probe anſtellt und 
ihnen während der Probezeit nur ein Monatsgehalt von 80 bis 100 M. 
gewährt, ändert an dieſer Beurteilung nichts; denn unterhalt3berechtigt 
iſt nur, wer außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, d. h. wer ver⸗ 
mögenslos und erwerbsunfähig iſt, aber nicht wer, obwohl er den 
Unterhalt zu erwerben fähig iſt, ihn aus irgendwelchem Grunde 

gerade nicht erwirbt. Der Kläger gewährt daher feiner Tochter die 
Unterſtützungen nicht auf Grund geſetzlicher Unterhaltungspflicht. Als⸗ 
dann ſind ſie aber für ihn eine nach Art. 9, II, 2 EStG. abzugs⸗ 
fähige dauernde Laſt (vgl. Ausf Anw. § 9 Abſ. 2). Wenn die Bee 
rufungskommiſſion den hierfür erforderlichen beſonderen Rechtstitel 
vermißt, obwohl ſie offenbar in die Richtigkeit der Behauptung des 
Klägers, daß er ſich der Erfurter Schulbehörde gegenüber zur Ge⸗ 
währung der Unterſtützung verpflichtet habe, keinen Zweifel ſetzt, ſo 
überſieht ſie wohl, daß in dieſer Verpflichtung die Uebernahme einer 
klagbaren Verbindlichkeit, alſo die Begründung eines beſonderen Privat⸗ 
rechtstitels liegt. Denn da der Kläger die Unterſtützung unſtreitig 
gewährt, um ſeiner Tochter die Möglichkeit zu verſchaffen, die iht 
anſcheinend beſonders erwünſchte endgültige Anſtellung gerade in Erfurt 
zu erlangen, ſo gibt er der Tochter die Unterſtützung „zur Erlangung 
einer ſelbſtändigen Lebensſtellung“, alſo als Ausſtattung (§ 1624 
BGB.). Eine ſolche Ausſtattung iſt aber inſoweit, als ſie das den 
Vermögensverhältniſſen des Vaters entſprechende Maß nicht überſteigt, 
— und das darf hier unbedenklich angenommen werden — keine 
Schenkung, und das Verſprechen, ſie zu gewähren, demnach formlos 
rechtswirkſam. Darauf, daß zu der Leiſtung eine Verpflichtung an 
ſich nicht beſtand, der Kläger ſie vielmehr freiwillig übernommen hat, 
kommt es demgegenüber für die rechtliche Beurteilung nicht an. 

Urteil vom 7. März 1914, C 223/13. 
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25. Auch nach Schw.⸗Rudolſtädtiſchem Rechte kann ein 
wirkſam erteilter Jagdſchein wieder eingezogen 
werden, unter den Vorausſetzungen, die feine 

Verſagung rechtfertigen würden. — Wegen ſtraf⸗ 
barer Verfehlungen gegen das Jagdrecht und die 
öffentliche Jagdordnung kann der Jagdſchein nur 
verſagt werden, wenn die Verfehlungen mit einer 

„Entwendung“ verbunden ſind. (Verordnung vom 

15. November 1852 — Geſ. S. S. 231 8 3). 

Der Landrat hat am 2. Oktober 1913 dem Anfechtungskläger 
den für ein Jahr erteilten Jagdſchein wieder entzogen, weil dieſer 
bald nach Erteilung in der Flur, während Truppen dort übten und 
viele Zuſchauer das Feld belebten, gejagt und dabei einen Soldaten 
und ein Pferd angeſchoſſen und dadurch bewieſen habe, daß von ihm 
eine unvorſichtige Führung des Schießgewehrs zu beſorgen ſei (§ 3 
Nr. 1 der Verordnung zur Abänderung des Jagdgeſetzes vom 15. No⸗ 
vember 1852. — Geſ. S. S. 231). Dieſe Verfügung hat auf Be⸗ 
ſchwerde des Klägers das Miniſterium beſtätigt. Die dagegen ge⸗ 
richtete Klage wurde ebenfalls zurückgewieſen: | 

Die Vorinſtanzen gehen mit Recht davon aus, daß im Fürſten⸗ 
kum die Wiederabnahme eines Jagdſcheins unter gewiſſen Voraus⸗ 
ſetzungen zuläſſig iſt. Zwar äußern ſich die Jagdgeſetze nur darüber, 
daß die Erteilung von Jagdſcheinen aus beſtimmten Gründen 
unzuläſſig iſt (§ 2 der Verordnung vom 16. März 1855 — Geſ. S. 
S. 231). Aus Zweck und Inhalt dieſer Vorſchrift ergibt ſich je⸗ 
doch notwendig, daß unter den Vorausſetzungen, unter denen die Er⸗ 
teilung eines Jagdſcheins verſagt werden muß, ein — fehlerhaft oder 
auch fehlerfrei — erteilter Jagdſchein auch wiedereingezogen 
werden kann. Die Erteilung des Jagdſcheins, der ja in erſter Linie 
Audweiszweck hat, inſofern er dem Inhaber als Ausweis darüber 
dienen ſoll, daß der Ausübung der Jagd durch ihn polizeiliche 
Bedenken nicht entgegenſtehen, iſt zwar keine ausſchließlich beurkundende, 
ſondern zugleich eine rechtſchaffende Verfügung im weiteren Sinne in⸗ 
ſofern, als „die Ausübung der Jagd .... nur ſolchen Perſonen 
geſtattet iſt, welche bei dem Landratsamte ... einen Jagdpaß gelöft 
haben“ (§ 1 der Verordnung vom 16. März 1855); fie gehört aber 
als ſolche eben zu den bloßen (Polizei⸗) „Erlaubniſſen“, d. h. den 
rechtſchaffenden Verwaltungsakten, die nicht die rechtliche Möglichkeit, 
etwas zu tun, das „Recht“ oder die „Fähigkeit“, ſelbſt be⸗ 
gründen, ſondern nur die Befugnis gewähren, ein beſtehendes 
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Recht auszuüben, von einer vorhandenen Fähigkeit Gebrauch 
zu machen. Die durch die Erteilung des Jagdſcheins formell bee 
gründete Befugnis zur Jagdausübung hat alſo zur Vorausſetzung 
die materiellrechtliche Fähigkeit des Jagdſcheininhabers, die Jagd aus⸗ 
zuüben, und infolgedeſſen iſt ſie mit der Rechtsordnung im Wider⸗ 
ſpruch, wenn der Inhaber des Scheins dieſe Fähigkeit bei ſeiner Cr 
teilung nicht beſeſſen hat oder ſie während der Gültigkeitsdauer ver⸗ 
liert; denn es beſteht dann ein Zuſtand, deſſen Entſtehung vorzubeugen 
die Vorſchriften, die die Ausübung der Jagd im Intereſſe der öffent⸗ 
lichen Sicherheit beſchränken, gerade beſtimmt ſind. Einen ſolchen 
dem öffentlichen Intereſſe widerſtreitenden Zuſtand nicht nur nicht zu 
dulden, ſondern auch durch förmliche Zurücknahme der Erlaubnis und 
Wiederabnahme des Jagdſcheins (als des darüber erteilten Ausweiſes) 
zu beſeitigen, erſcheint aber mindeſtens dann, wenn dadurch wie hier 
in wirkliche Rechte nicht eingegriffen wird, als unzweifelhaftes Recht 
und als ſelbſtverſtändliche Pflicht der Verwaltungsbehörden, ſofern es 
deren beſondere Aufgabe ijt, das, was das öffentliche Intereſſe cre 
fordert, innerhalb der beſtehenden Rechtsordnung durchzuſetzen. Da 
das Schw.⸗Rudolſtädtiſche Jagdrecht im § 3 der Verordnung vom 
15. November 1852 die dort bezeichneten Perſonen offenſichtlich für 
unfähig erklärt, die Jagd auszuüben, iſt die Jagdpolizeibehörde un⸗ 
zweifelhaft befugt, einer ſolchen Perſon den Jagdſchein, auch wenn 
er wirkſam erteilt iſt, wieder abzunehmen. 

Der Widerruf iſt namentlich auch hier berechtigt. 

Er iſt allerdings nicht ſchon deshalb zuläſſig, wie das Mini⸗ 
ſterium meint, weil der Anfechtungskläger durch Urteil vom 8. Mai 
1908 wegen Jagdvergehens verurteilt worden iſt. Nach den Straf⸗ 
akten hat der Anfechtungskläger auf fremdem Jagdgebiete — ohne 
Erfolg! — auf einen Haſen geſchoſſen. Das genügt zu einer Be⸗ 
ſtrafung wegen unberechtigter Jagdausübung nach § 292 StGB., er 
deckt ſich aber nicht mit dem der „Entwendung“ im Sinne des 
§ 3 Nr. 6 der Verordnung vom 15. November 1852. Das Minis 
ſterium meint, daß der Ausdruck „Entwendung“ nach der Abſicht 
des Geſetzgebers den Jagdfrevel in jeder Geſtalt in ſich be⸗ 
greife, und ſtützt ſich darauf, daß bei den Landtagsverhandlungen über 
den Geſetzentwurf, der demnächſt als die Verordnung vom 15. No⸗ 
vember 1852 veröffentlicht worden iſt, der Staatskommiſſar zu einem 
Ausſchußantrage, im Geſetzestext „die Forſt und Jagdfrevler be⸗ 
ſonders zu erwähnen“, erklärt bat, daß „man auf die Forſt⸗ und 
Jagdfrevler ganz beſondere Rückſicht genommen und deshalb den Aus⸗ 
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druck „Entwendung“ gewählt“ habe (ſ. Landtagsverhandlungen 1852 
S. 145). Zunächſt beſagt aber dieſe Erklärung gar nicht notwendig, 
daß der Staatskommiſſar etwa der Meinung hat Ausdruck geben 
wollen, daß durch den Ausdruck „Entwendung“ jede Art von ſtraf⸗ 
baren Verfehlungen in bezug auf das Jagdrecht und deſſen Aus⸗ 
übung gedeckt werde, (zumal da das Wort Jagdfrevel · eine rechts⸗ 
techniſche, inhaltlich feſtſtehende Bedeutung auch in dem damals 
geltenden Strafrechte nicht hatte; vgl. Art. 269 ff. Thür. Strafgeſetz⸗ 
buchs vom 26. April 1850). Die Erklärung kann vielmehr ſehr 
wohl dahin verſtanden werden, daß man durch die Wahl des Wortes 
„Entwendung“ lediglich die Anwendbarkeit der Vorſchrift auf Tatbe⸗ 
ſtände, die, ohne Diebſtahl im ſtrafrechtlichen Sinne zu ſein, gemein⸗ 
hin als Diebſtahl bezeichnet und betrachtet zu werden pflegen, d. i. 
insbeſondere der Forſtdiebſtahl und die Wilddieberein, hat klarſtellen 
wollen. Jedenfalls aber hat der Geſetzgeber, wenn er wirklich beab- 
ſichtigt haben ſollte, Jagdfrevler jeder Art von der Jagdausübung 
auszuſchließen, das durch das Wort „Entwendung“ nicht genügend 
ausgedrückt. Denn der allgemeine Sprachgebrauch begreift unter 
„Entwendung“ unzweifelhaft nur Tatbeſtände, zu deren Begriffsmerk⸗ 
malen die Wegnahme fremder Sachen, eine rechtswidrige Aneignung, 
gehört. Er bezieht ſich daher jedenfalls nicht auf ſolche ſtrafbaren 
Verfehlungen gegen das Jagdrecht und die öffentliche Jagdordnung, 
die nicht — wie etwa der Wilddiebſtahl — mit einer Aneignung von 
Gegenſtänden des Jagdrechts verbunden ſind. 

Dem Anfechtungskläger iſt jedoch der Jagdſchein mit Recht auf 
Grund des § 3 Nr. 1 der Verordnung vom 12. November 1852 
wiederabgefordert worden. (Es folgen weitere Ausführungen, daß 
als nachgewieſen anzuſehen iſt, daß von ihm eine unvorſichtige Führung 
des Schießgewehres zu beſorgen tft.) 

Urteil vom 7. Februar 1914, A 53/13. 


20* 
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Auf dem Felde der Ehre find von thüringiſchen Juriſten 
gefallen 


1. aus dem Großherzogtum Sachſen: 


Landrichter Schambach, Weimar, am 18.9. 14 (ReſPrüf. 10./12. 98 — 
GAPr. 10./10. 02 — AR. in Buttſtädt 1./12. 05, in Apolda 1/2. 06 
— M. 1./1. 08). 

Rechtsanwalt Dr. Rodigaſt, Jena, am 5/9. 14 (RPr. 25./7. 08 — 
GAPr. 23./ 12. 08 — RA. b. OL Ger. 14./6. 09). 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Rud. Uhlſtein, Apolda (GA Pr. 24./1 1. 11). 

Referendar Dr. Richard Wagner, Einsdorf, am 30./9. 14 (RPr. 9./12. 11). 

Rechtsanwalt Dr. Haenſell, Jena, am 20./10. 14 (RPr. 27./7. 01 — 
GA Pr. 28./ 2. 06 — RA. b. OL Ger. 21. / 3. 06). 

Referendar Ludwig Wuth, Melborn (RPr. 15./2. 13). 

Referendar Ferd. Börner, Weimar. | 

Rechtsanwalt Br. Krehan, Weimar, am 4./12. 14 (RPr. 9./11. 94 — 
GAPr. 23./6. 99 — RA. b. LG. Weimar 26./10. 00). 


2. aus dem Herzogtum Altenburg: 


Amtsrichter A. Stahl, Meuſelwitz, am 13.9. 14 (RPr. 14./10. 98 — 
"GAR. 19./6. 08 — AR. 1./10. 08). 

Amtsrichter F. Rothe, Altenburg, am 25./8. 14 (RPr. 18./ 2. 05 — 
GA Pr. 30/5. 10 — AR. 1/1. 14). 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Fritz Günther, Altenburg, am 1./10. 14 (RPr. 1./7. 05 
— Gar. 10,/10. 10). 

Referendar Martin Maul, Altenburg, am 13./ 10. 14 (RPr. 1./3. 18). 

Referendar Erich Beſſer, Altenburg, am 8./12. 14 RPr. 6./7. 12). 


3. aus dem Herzogtum Meiningen: 


Rechtsanwalt und Notar Dr. Dittmar, Sonneberg (GA Pr. 12./7. 04 — 
RA. in Sonneberg 15./10 04, a. b. LG. Meiningen 28./1. 09). 

Amtsrichter W. Pocher, Sonneberg (RPr. 7./3. 03 — GAPr. 28./12, 08 
— 2 Anw. 1./4. 12, AR. 1./2. 18). | 

Referendar Hans Lausmann, Sonneberg (RPr. 28,/11. 12). 

Referendar Werner Wagner, Neuſtadt b. Coburg (Meininger Staatsangeh. 
— RPr. 15./2. 13). 

1 Dr. Friedrich Landgraf, Waſungen, am 12./10. 14 (RPr. 
15/8. 18). 
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4. aus dem Herzogtum Coburg⸗Gotha: 


Referendar a. D. Viktor Schröder aus Herbsleben am 20./9. 14 (RPr. 
12.5. 06). 

Gerichtsaſſeſſor Dr. Moritz Weinberg, Coburg (RPr. 20./6. 08 — 
GA Pr. 27./3. 14). 


5. aus dem Fürſtentum Reuß ä. L.: 
Referendar Dr. Martin Kiesling, Pohlitz am 16.9. 14 (RPr. 1911 
in Leipzig). 
6. aus dem Fürſtentum Schwarzburg⸗Rudolſtadt: 


Gerichtsaſſeſſor Paul Voigt, Schwarzburg, im November 1914 (RPr. 31./7. 09 
— GANotPr. 2./8. 14). 


(Zuſammengeſtellt bis 15. Dezember 1914.) 


Bücherbeſprechungen. 


74. Jahrbuch des Deutſchen Rechts. Herausgegeben von 
Dr. Hugo Neumann. (Berlin) Franz Vahlen 80 M. 


Das Werk, das zum 12. Mal erſcheint, umfaßt die Zeit bis Anfang 1914. 
Es iſt wohl die vorzüglichſte Ueberſicht über unſere bürgerliche Rechtsentwicklung, 
verarbeitet die Entſcheidungen und das ganze, ſo weite Schrifttum. Wenn man 
ſich über eine Frage unterrichten will, ſchlägt man nicht vergebens nach. Z. B. der 
1500 M.⸗Vertrag wird bei 138 BGB. und dann beim Anfechtungsgeſetz behandelt. 
Hier ſind ihm nicht weniger als 6 Seiten gewidmet, für und wider die Gültigkeit 
treten die Streiter auf, Gerichte gibt's, die ihn für zuläſſig halten und die ihn miß⸗ 
billigen. In einer Vorbemerkung dazu heißt's, um einen Faden durch den Irrgarten 
zu geben: „Das Reichsgericht hält bis in die jüngſte Zeit an ſeinem Standpunkt 
feſt, hat ihn nur dahin eingeſchränkt, daß im einzelnen Fall der Vertrag gegen die 
guten Sitten verſtoßen kann. Die untern Gerichte ſcheinen, ſoweit dies bekannt 
geworden iſt, gegen das Reichsgericht zu entſcheiden, während die OLG. geteilter 
Meinung ſind. Im Schrifttum überwiegt die Gegnerſchaft gegen das Reichsgericht. 
Eine Aenderung des Lohnbeſchlagnahmegeſetzes würde wohl die beſte Löſung ſein.“ 
Ja, gewiß! Aber wann kommt uns der Retter aus dieſem Kampf aller wider alle? 
Die Rechtsſicherheit leidet unermeßlichen Schaden und die Rechtſuchenden müſſen 
ſchwer bluten. Sollte da nicht ein Rechtshof praktiſch ſein, der a etwas 
unſer Recht auf Kontroverſen durchſtebte, die fo ins Leben einſchneiden? Für uns 
Richter wäre es eine Wohltat, untergrübe wahrhaftig noch nicht die geiſtige Freiheit. 
Und wenn's wäre, wollen wir uns einer Freiheit rühmen, die ſo zum Unſegen 
iſt, uns die Tätigkeit verleiden muß? Wie mit dieſer Streitfrage, ſo befaßt ſich 
das Jahrbuch mit tauſenden, ſie ſind zahlreich wie Sand am Meer. Eine Leiſtung, 
die allerhöchſte Achtung abnötigt vor Gründlichkeit und Geſchicklichleit und unver⸗ 
droſſenem Fleiß der Herausgeber, aber wird nicht oft Waſſer in Siebe geſchöpft? 
Das Jahrbuch wächſt. Wohin ſoll das noch führen? Halt ein mit deiner Fülle! 


75. Sieskind, Prozeßrechtlicher Schutz der Kriegszeit, 
Kommentar zum KTG. (Berlin) Guttentag 1,60 M. 

Kaum waren die Kriegsgeſetze erſchienen, ſo kamen auch Textausgaben aller 
Art und Erläuterungen. Was ſollen fo ſchnell bearbeitete Kommentare? Wer fol 
aus der Fülle der vielen Ausgaben das Paſſende herausfinden, wie ſollen die Ver⸗ 
leger auf ihre Koſten kommen, da die Juriſten ſchon ſowieſo wenig geneigt ſind, 


viel für Bücher auszugeben? Guttentag, Heymann, Beck, Schweitzer, Bensheimer, 
Kohlhammer, jeder Verlag mit juriſtiſchem Betrieb bringt etwas heraus, und dazu 
noch viele andere Herausgeber: die Frankfurter Zeitung, die Aelteſten der Kaufmann⸗ 
ſchaft, Rechtsanwalt Glaſer, Amtsgerichtsrat Lattmann, Jaffa, Heymann und Tauber 
uſw. Wenn jetzt vom deutſchen Geiſt ſo viel gerühmt wird, ſo wird auch auf die 
Organiſationskraft hingewieſen. In Verbreitung der Geſetze und Rechtsſprüche, die 
doch ein Teil der ſo wichtigen Rechtseinbürgerung iſt, haben wir ſie noch nicht be⸗ 
wieſen. Da herrſcht noch Gehenundgeſchehenlaſſen, Zerſplitterung verderblichſter 
Art. Sollten unſere Verleger nicht auch hier einmal zu Zuſammenfaſſung und 
Arbeitsteilung kommen? Die Gleichgültigkeit gegen die allgemeinen Bedürfniſſe, die 
Rückſicht auf das Geſchäft iſt hier wahrhaftig zu groß. Möge auch da einmal ein 
Organiſator wachſen! Oder follte es das Beſte feiu, die Regierung ſorgte für 
amtliche oder halbamtliche Textausgaben und kurze Erläuterungen? Zu gruſeln 
brauchte einem nicht, beſſer wäre es jedenfalls als die jetzige Zerſplitterung. Weil 
man nicht weiß, was man kaufen ſoll, kauft man überhaupt nichts. 


76. Schweitzers Zettelausgabe 9. München (Schweitzer Verlag). 
80 Pfg. a 

Enthält die Abänderungen wichtiger Reichsgeſetze aus den Jahren 1913 und 
1914. Sie ſind nur einſeitig gedruckt, können alſo überall in die alten Ausgaben 
hineingeklebt werden. Wer täglich ſieht, welches Unheil veraltete Ausgaben an⸗ 
richten — noch immer kommen an das Reichsgericht Anträge von Vormundſchaſts⸗ 
gerichten, das zuſtändige Gericht zu beſtimmen oder das, das zur Uebernahme ver⸗ 
pflichtet iſt — wird die Einrichtung praktiſch finden. Sie erſpart Anſchaffungen 
neuer Ausgaben oder eigenes ſchwieriges Nachtragen in den Handausgaben. 
Wenigſtens ein Anfang zur Organiſation. | 


77. Otto, Dr. phil. Oberlandesgerichtsrat in Dresden, Die Ge: 
wißheit des Richterſpruchs. Hannover (Helwing). 65 Pfg. 


Wenn man in Neumanns Jahrbuch geblättert hat und es einem iſt, wie 
wenn man ertrinken müßte in den wallenden Strudeln ſo vieler Tinte, ſo vielen 
Papiers der Entſcheidungen und Abhandlungen, dann glaubt man auf einer Inſel 
zu landen, wenn man Ottos Aufſätze aus den letzten Jahren lieſt. Sie geben 
den ruhenden Pol in all dem Wirrwarr: die höchſte Aufgabe der Rechtſprechung 
iſt die Rechtsſicherheit. Darum tritt Otto auch in einem Nachtrag für den Rechts⸗ 
hofgedanken Zeilers ein. In einem andern Nachtrag führt er neun dialektiſche 
Kunſtgriffe an, wie ſie Schopenhauer geißelt und wie ſie auch in der konſtruktiven 
Jurisprudenz angewandt werden, die nur mit Worten ſpielt. Otto weiſt immer 
wieder darauf hin, daß alles Recht ſich auf die Wirklichkeit aufbauen muß und 
dazu Anhaltspunkte geben Erfahrung und Vergleichung, beſonders Statiſtik. 


78. Die Tat, Julinummer 1914. Zur Rechtsentwicklung. 
Jena (Diederichs). Einzelpreis 1,20 M. | 

Unter der Spannung der Mobilmachung und Kriegszeit, die alles in An⸗ 
ſpruch nahm, iſt dieſes Heft ziemlich unbeachtet vorübergegangen. Und doch ſollte 
es nicht verſchüttet werden. Es iſt Saat für die Zukunft, für das volkstümliche 
Recht, das aus der Erneuerung unſeres Lebens nach dem Krieg hervorgehen muß. 
Theoretiker und Praktiker, Soziologen und Rechtsphiloſophen haben dazu beige⸗ 
getragen. Man findet Rumpf, Radbruch, Kantorowiez, Hedemann, 
Tönnies, Fuchs, Münch uſw. Beſonders ſei es für die Referendarübungen 
empfohlen. Jeder Referendar ſollte ſich billige Nahrung anſchaffen, die auf ſeine 
Geſinnung, auf die Kraft rechtlicher Tat einwirkt. 


79. Sydow⸗Buſch, Gebührenordnung für Rechtsanwälte. 
11. Aufl. (Guttentagſche Sammlung.) 3 M. 


Eine 11. Auflage bedarf keiner beſonderen Empfehlung mehr. 
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80. Baum, Dr. Georg, Rechtsanwalt, Das vertragliche Wett⸗ 
bewerbsverbot. (Guttentagſche Sammlung.) 3 M. (Mit Anhang). 


Der Verfaſſer iſt Archivar des Verbandes deutſcher Gewerbe⸗ und Kauf⸗ 
mannsgerichte und kann aus einer reichen Erfahrung das Geſetz vom 10. Juni 
1914 erläutern, iſt nicht auf die Materialien angewieſen, wie es ſo oft bei Erläu⸗ 
terungsbüchern geſchieht. Da die Wettbewerbsbeſtimmungen für Handlungsgehilfen, 
Gewerbegehilfen und Techniker verſchieden ſind, iſt beſonders die Praxis in der 


Abgrenzung benutzt, wie ſie ſich nach den Verkehrsverhältniſſen ergibt. Ein Teil 


iſt durch Bundesratsverordnung am 10. September in Kraft getreten. Die Rechts⸗ 
verhältniſſe hieraus würdigt der Anhang. Das Geſetz im übrigen tritt am 
1. Januar 1915 in Kraft. | 


81. Stier⸗Somlo, Kommentar zur Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. 3. u. 4. Lieferung, je 4,50 M. Berlin (F. Vahlen). 


Dieſes vorzügliche Erläuterungsbuch, das ſelbſtändig und aus einem Guß die 
Bedeutung der Beſtimmungen ins einzelne verfolgt und zeigt, wie beſchlagen der 
Verfaſſer auf ſeinem Gebiete iſt, reicht jetzt bis § 356. 


82. Krämer, Rechtsanwalt, Zwangs vollſtreckung und ehe⸗ 
liches Güterrecht. Veröffentlichungen des Berliner Anwaltsvereins. 
Berlin (F. Vahlen). 80 Pfg. 


Der Vortrag befaßt fic) mit den unendlichen Streitfragen, die § 789, 771, 
774 BPO, hervorgerufen haben, glaubt ein Loblied auf die Zivilprozeßordnung 
ſingen zu müſſen, nach der Melodie: zwar iſt ſie vorzüglich, die ſchlechten Erfah⸗ 
rungen mit ihr beruhen nur auf unrichtiger Anwendung, dann gibts — doch noch 
ein aber; die Zwangsvollſtreckung ins Eingebrachte iſt infolge der Ergänzungs⸗ 
eſetzgebung ſchlecht geraten, die drei Paragraphen find zu ſtreichen und § 771 
ann einen Zuſatz bekommen, der alle Streitfragen beſeitigt. Ob nicht doch die 
Fehler der Zivilprozeßordnung in einer verkehrten Geſetzmacherei liegen, die über 
die Wirklichkeit hin konſtruiert, nur auf leere, lebensfremde Lehrmeinungen ge⸗ 
achtet hat? R. Deinhardt. 


83. Wach, D. Dr. Adolf (ord. Prof. und Wirklicher Geheimer Rat in 
Leipzig) Grundfragen und Reform des Zivilprozeſſes. Berlin 
(Liebmann) 1914. 3 M., geb. 4 M. 


Der berühmte Prozeſſualiſt nimmt hier in bekannter tiefgründiger und geiſt⸗ 
voller Weiſe zu den brennenden Fragen der Zivilprozeßreform Stellung. Er er⸗ 
kennt das Reformbedürfnis an, verwirft aber die grundſtürzenden Reformprogramme 
von Lobe und Wildhagen und befürwortet einen beſonnenen Ausbau des gel⸗ 
tenden Rechts. An dem Mündlichkeitsprinzip will er nicht gerüttelt wiſſen, er warnt 
aber davor, es doktrinär zu überſpannen und gibt wertvolle Fingerzeige für eine 
ſachgemäße Handhabung. Die Hauptſache iſt ihm, die Unmittelbarkeit der Beweis⸗ 
aufnahme ſicherzuſtellen und auf die Konzentration des Verfahrens hinzuwirken. 
Als Mittel der Konzentration ſchlägt er namentlich vor: den Amtsbetrieb im Kol⸗ 
legialverfahren, die richterliche Leitung des Schriſtenwechſels und den — ſchon 1886 
von ihm empfohlenen — Vortermin einzuführen, ſchuldhaft verſpätetes Vorbringen, 
abzuſchneiden, den Einſpruch gegen jedes zweite Verſäumnisurteil anszuſchließen 
und — last not least — das Erbübel des Vertagens und Umgehens von Ter⸗ 
minen mit Koſtennachteilen uſw. zu bekämpfen. Andere Teile des Geſetzes, die er 
ebenfalls für reformbedürftig hält (wie das Rechtsmittelverfahren), läßt er zunächſt 
beiſeite. Die Vorſchläge Wachs werden überall, namentlich auch bei Praktikern, 
des Beifalls ſicher ſein. Ob ſie das Maß des Nötigen oder nur Wünſchenswerten 
erſchöpfen, iſt eine andere Frage. Mir will es faſt ſcheinen, als ob eine „Politik 
der kleinen Mittel“, wie ſie Wach immerhin nur vertritt, die Klagen des Volkes 
und — der Juriſten über die Mängel des Rechtsganges nicht verſtummen laſſen 
wird. Doch das berührt letzten Endes Weltanſchauungsfragen, über die eine Einigung 
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ſchwer iſt. Jedenfalls find die abgeklärten Darlegungen Wachs — der Nieder- 
ſchlag reifſter Erfahrung — in hervorragendem Maß geeignet, die Reform des Ge⸗ 
ſetzes zu fördern. Auch wer den Konſervatismus Wachs nicht überall teilt (öz. B. 
nicht in der Frage der Wahrheitsermittlung und des Eidesrechtes), wird durch ihn 
zur Selbſtbeſinnung und weiterem Forſchen angeregt. | | 


84, Wachenfeld, Friedrich (ord. Prof. in Roſtock), Lehrbuch des 
deutſchen Strafrechts. München (Beck) 1914. 10,50 M., geb. 
11,50 M. | 


Das Werk ift aus dem Beitrag des Verfaffers zu der von Holtzendorff⸗ 
Kohlerſchen Enzyklopädie hervorgegangen. Was er dort nur in den Grundzügen 
andeuten konnte, hat er in ſeinem Lehrbuch zu einer umfaſſenden ſyſtematif en 
Darſtellung des Strafrechts erweitert. Das Werk hält die Mitte zwiſchen einem 
Grundriß und einem ausführlichen Lehrbuch, verzichtet darauf, den geſamten Rechts⸗ 
ſtoff darzubieten und will den Leſer mehr in die grundlegenden Probleme einführen, 
als über alle Einzelheiten unterrichten. Dieſe Abſicht iſt dem Verfaſſer vortrefflich 
gelungen, und jo füllt er mit ſeinem Lehrbuch eine Lücke aus. Die meifterhafte 
Syſtematik und begriffliche Klarheit, die feine bisherigen Einzelunterſuchungen auf 
dem Gebiet des Strafrechts und Zivilprozeßrechts auszeichnet, ſind auch die Vor⸗ 
züge ſeines Lehrbuches. Namentlich der allgemeine Teil iſt in den ſtrafrechtlichen 
Grundbegriffen ſcharf herausgearbeitet. Ueberall wird das Verſtändnis durch gut 
penis Beiſpiele gefördert. Die Literatur ift erſchöpfend verarbeitet; unr hätte 

ei der Erörterung des Handlungsbegriffes und des fortgeſetzten Verbrechens noch 

Rumpf (Der Strafrichter, Berlin [Heymann] 1912 u. 1913) und bei der Be⸗ 
handlung des Züchtigungsrechtes Erwachſener gegenüber fremden Kindern die neuere 
Rechtſprechung herangezogen werden können. Das Werk kann als Lehrmittel für 
Studierende, aber auch als zuverläſſiger Berater für den Praktiker aufs wärmſte 
empfohlen werden. | 


85. Gillis, Fritz, Die Billigkeit. Eine Grundform des 
freien Rechts. Berlin (Guttentag) 1914. 


Die zeitgemäße . einen anregenden Beitrag zur Lehre vom 
freien Recht. Sie erörtert das Weſen der Billigkeit eingehend unter ſprachlichem, 
hiſtoriſchem und rechtsphiloſophiſchem Geſichtspunkt, behandelt ihr Verhältnis zum 
freien Recht und zeigt ihre Erſcheinungsformen im Syſtem des BGB. auf. Im 
geſchichtlichen Prozeß des Rechts erſcheint dem Verfaſſer die Billigkeit als ein Formal⸗ 
prinzip, eine Form des induktiven juriſtiſchen Schluſſes und damit als ein Faktor 
der Rechtsbildung. Dabei knüpft er an Stammlers Unterſuchungen an, fördert 
aber die Erkenntnis vom methodiſchen Standpunkt aus weiter. Schärfe des abe 
ſtrakten Denkens und geiſwolle Einzelbetrachtungen zeichnen die Abhandlung aus. 
Doch will mir ſcheinen, daß ſie das formallogiſche Element im Recht überſchätzt. 


Fritze. 


Entſcheidungen 


in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grund⸗ 
buchrechts. 


Zuſammengeſtellt im Reichsjuſtizamt 1). 


Uebergehung eines als Vormund Berufenen; Beginn der Friſt zur Ein⸗ 

legung der ſofortigen Beſchwerde gegen die Verfügung des Vormundſchafts⸗ 

gerichts, durch die ein anderer Vormund beſtellt wird, mit dem Zeitpunkt, 

in welchem der Bernfene von feiner Uebergehung Kenntnis erlangt, auch 
wenn er das Vormundſchaftsgericht nicht kennt. 


88 1776, 1778 BGB., § 22, § 60 Abſ. 1 Nr. 1, Abſ. 2 FGG. 
Kammergericht Berlin, 25. Juli 1912. — Bd. 12 S. 177. 


Zum Vormunde der im Dezember 1905 außer der Ehe geborenen Jo⸗ 
hanna S. iſt urſprünglich die Mündelmutter und nach deren Ableben am 
31. Auguſt 1908 der Reiſende K. beſtellt worden. Auf die ſofortige Be⸗ 
ſchwerde des Vaters der Mündelmutter, des Karl S., vom 13. Auguſt 1911 
hat das Landgericht die Entlaſſung des Vormundes K. ausgeſprochen und 
das Vormundſchaftsgericht angewieſen, den Beſchwerdeführer Karl S. als Vor⸗ 
mund zu verpflichten. Auf die weitere Beſchwerde des Vormundes hat das 
Kammergericht Berlin die Sache zur anderweitigen Erörterung und Ent⸗ 
ſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Landgericht zurück⸗ 
verwieſen. 

Zutreffend hat das Landgericht die Eingabe des Karl S. als fofortige 
Beſchwerde gegen ſeine in der Verfügung vom 31. Auguſt 1908 erhaltene 
Uebergehung (§§ 1776, 1778 BGB.) aufgefaßt. Die Beſchwerdefriſt be⸗ 
ginnt nach § 60 Abſ. 2 FGG. in dieſem Falle „mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Beſchwerdeführer von ſeiner Uebergehung Kenntnis erlangt.“ Das 
Landgericht nimmt an, daß hiernach die Beſchwerdefriſt erſt mit dem Zeit⸗ 


1) Es werden zu jeder Entſcheidung Band und Seite der Ausgabe der Buch⸗ 
handlung von Puttkammer und Mühlbrecht in Berlin, nach welcher meiſtens die 
Entſcheidungen angezogen werden, bemerkt. 
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punkte beginnt, in welchem der Beſchwerdeführer nicht nur von ſeiner Ueber⸗ 
gehung, ſondern auch davon Kenntnis erlangt, welches Gericht den Vormund 
beſtellt hat. Dieſer Ausgangspunkt kann als rechtlich zutreffend nicht an⸗ 
erkannt werden. Nach § 22 Abſ. 1 S. 2 beginnt der Lauf der Friſt für 
die Einlegung der ſofortigen Beſchwerde grundſätzlich mit dem Zeitpunkt, in 
welchem die Verfügung dem Beſchwerdeführer bekannt gemacht worden iſt. 
Dieſe Regelung erſchien für die ſofortige Beſchwerde wegen Uebergehung eines 
zum Vormunde Berufenen und wegen Aufhebung des Familienrats (§ 60 
Nr. 1, 4) unzureichend, und zwar für den hier allein in Betracht kommenden 
Fall der Uebergehung deshalb, weil dem Uebergangenen, ſofern er nicht ſeine 
Ernennung zum Vormunde, Pfleger uſw. bei dem Vormundſchaftsgerichte 
ſelbſt beantragt hatte, die Verfügung, durch welche er übergangen und ein 
anderer an ſeine Stelle ernannt iſt, in der Regel nicht bekannt gemacht wird. 
Deshalb wird hier eine abweichende Regelung des Beginns des Friſtlaufe 
für notwendig erachtet und die Beſtimmung des § 60 Abſ. 2 getroffen. Sie 
knüpft an den § 18 Abſ. 1 der pr. Vormundſchaftsordnung an. Soweit 
erſichtlich, iſt weder in der Rechtslehre des preußiſchen Rechtes noch bei der 
Auslegung des § 60 Abſ. 2 FGG. die vom Landgerichte für richtig er 
achtete Auffaſſung über den Begriff der „Kenntnis von der Uebergehung“ ver⸗ 
treten worden. Der Wortlaut des Geſetzes ſpricht nicht für ſie, und auch 
aus einem anderen Grunde erſcheint ſie nicht gerechtfertigt. Der Beginn des 
Friſtlaufs war naturgemäß an den Zeitpunkt zu knüpfen, in dem der Be 
ſchwerdeführer von dem Sachverhalt in einer Art Kenntnis erlangt, die ihm 
die Prüfung ermöglicht, ob in der Verfügung eine Beeinträchtigung ſeines 
Rechtes zu finden iſt. Dieſe Bedingung iſt erfüllt, ſobald die betreffende 
Perſon von der Tatſache der Bevormundung des Mündels, von ſeinen Be 
ziehungen zu dieſem und von der Perſon des Vormundes Kenntnis erlangt 
hat; denn er iſt nunmehr in der Zuge, zu prüfen, ob er vor dem ernannten 
Vormunde zur Vormundſchaft berufen iſt. Dagegen läge es außerhalb des 
Zweckes der Beſtimmung des Friſtbeginns, wollte man für dieſen auch die 
Kenntnis der Tatſachen verlangen, die dem Beſchwerdeführer über die Art 
des zuläſſigen Rechtsbehelfs Aufſchluß geben. Es muß vielmehr angenommen 
werden, daß der Beſchwerdeführer bei Kenntnis des für ſeine Entſchließung. 
maßgebenden materiellen Sachverhalts über die prozeſſualen Vorausſetzungen 
der Beſchwerde ſelbſt die erforderliche Aufklärung ſich zu verſchaffen bereit und 
in der Lage ſein wird. Die dem Beſchwerdeführer gewährte Friſt von zwei 
Wochen wird in der Regel durchaus hinreichen, das für die Beſchwerde zu⸗ 
ſtändige Gericht zu ermitteln. Für diejenigen Fälle, in denen der Beſchwerde⸗ 
führer die Friſt trotz pflichtmäßiger Bemühung nicht einhalten kann, weil er 
das zuſtändige Beſchwerdegericht nicht ermitteln kann, bietet die Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand ($ 22 Abſ. 2 FGG.) einen ausreichenden Schutz. 
Die Auffaſſung des Landgerichts würde dahin führen, daß der zum Vor⸗ 
munde Berufene, obwohl er von der Tatſache der Berufung und der Ge 
nennung eines anderen zum Vormunde Kenntnis hat, die Nachforſchungen 
nach dem zuſtändigen Gericht ohne Nachteil bis zu gelegener Zeit auf Jahre 
hinaus verſchieben könnte. Ein ſolcher Zuſtand widerſpräche aber dem Zwecke 
der befriſteten Beſchwerde, die gerade dort für das allein zuläſſige Rechtsmittel 
erklärt iſt, wo es im Intereſſe der Beteiligten geboten iſt, das Rechtsverhältnis 
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möglichſt bald auf eine feſte Grundlage zu ftellen. Es kommt hinzu, daß 


der Beſchwerdeführer aus der Kenntnis des Beſtellungsgerichts noch keinen 


ſicheren Schluß auf die Zuſtändigkeit für die Rechtsmittelinſtanz ziehen kann, 
da erfahrungsgemäß Vormundſchaften vielfach auf Grund des § 46 FGG. 
an andere Gerichte abgegeben werden und damit auch der Rechtszug anders 
geſtaltet wird. 

Die Vorentſcheidung unterlag hiernach der Aufhebung. Das Landgericht 
wird unter freier Würdigung der geſamten Sachlage zu ermitteln haben, wann 
S. von feiner Berufung und der Ernennung des K. zum Vormunde Kenntnis 
erhalten hat. 


Beendigung der dem Inhaber der elterlichen Gewalt zuſtehenden Ver⸗ 
waltung des Kindesvermögens, wenn über das Vermögen einer offenen 
Handelsgeſellſchaft, deren Teilhaber er iſt, der Konkurs eröffnet wird. 


SS 1647, 1909 BGB., §§ 209, 210, 211 KO. 
Kammergericht Berlin, 27. September 1912. — Bd. 12 S. 179. 


Im September 1912 war über das Vermögen der offenen Handels⸗ 
geſellſchaft Gebrüder P., deren Inhaber die Kaufleute Georg und Auguſt P. 
waren, das Konkursverfahren eröffnet worden. Dieſes Verfahren iſt im Mai 
1912 nach der Abhaltung des Schlußtermins aufgehoben worden. Die Ehe⸗ 


frau des Georg P. iſt im April 1912 geſtorben. Ihre geſetzlichen Erben 


waren ihr Mann und eine minderjährige Tochter Gerda P. Georg P. hat 
der Erbſchaft entſagt. Im Juli 1912 beſtellte das Vormundſchaftsgericht 
den Bäckermeiſter B. für die Gerda P. zum Pfleger. Auf die von ihrem 
Vater hiergegen erhobene Beſchwerde hat das Landgericht die Pflegſchaft auf⸗ 
gehoben. Auf die weitere Beſchwerde des Pflegers hat das Kammergericht 
Berlin unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde des 
Kaufmanns Georg P. gegen die von dem Amtsgerichte bewirkte Einleitung 
der Pflegſchaft zurückgewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Es handelt ſich vorliegend um die einfache (unbefriſtete) Beſchwerde, da 
die Aufhebung einer Pflegſchaft nicht unter § 60 Nr. 3 FGG. fällt. Sie 
ſteht dem Pfleger im Namen des Kindes zu, da deſſen Recht durch die Auf⸗ 
hebung beeinträchtigt iſt (§ 20), und iſt auch begründet. 

Nach S 1647 Abſ. 1 BGB. endigt die Vermögensverwaltung des 
Vaters, wenn über ſein Vermögen rechtskräftig der Konkurs eröffnet wird, 
mag das Kind auch zur Zeit der Konkurseröffnung kein Vermögen beſitzen 
(vgl. KGJ. 38 A, 15). Jene Vorſchrift iſt mehrfach dahin verſtanden worden, 
daß ſie eine Konkurseröffnung über das geſamte Vermögen des Vaters zur 
Vorausſetzung habe, ein Sonderkonkurs mithin nicht genüge. Insbeſondere 
mit Rückſicht auf den § 209 KO., wo es heißt, daß im Falle der Zahlungs⸗ 
unfähigkeit einer offenen Handelsgeſellſchaſt über das Geſellſchaftsvermögen 
ein ſelbſtändiges Konkursverfahren ſtattfindet, iſt hiernach gefolgert worden, 
daß ein Vater, der Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt, die Ver⸗ 
mögensverwaltung nicht verliere, wenn über das Geſellſchaftsvermögen, nicht 
auch über das ſonſtige Vermögen des Vaters, der Konkurs ausbreche. Dieſer 
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Auffaſſung kann, ſoweit es ſich um die Beteiligung des Vaters an einer in 
Konkurs geratenen offenen Handelsgeſellſchaft handelt, mit Rückſicht auf die 
rechtliche Eigenart dieſer Geſellſchaftsform nicht zugeſtimmt werden. 

Die offene Handelsgeſellſchaft iſt kein von den Geſellſchaftern verſchiedenes 
Rechtsſubjekt, keine juriſtiſche Perſönlichkeit, wenn fie fic) einer ſolchen auch 
in verſchiedenen Punkten nähert. Sie bildet eine Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand: Eigentümer des Geſellſchaftsvermögens ſind die Geſellſchafter in ihrer 
Zuſammenfaſſung und Gejamtheit; fie find als ſolche die Träger der im Ge: 
ſellſchaftsvermögen vereinigten Rechte (vgl. RGZ. 46, 41; 61, 75; 66, 
23; 68, 412; 74, 9; KGJ. 23 A, 96; 28 A, 251; 33 A, 9). Eine 
beſondere Rechtsperſönlichkeit der offenen Handelsgeſellſchaft wird auch nicht 
dadurch begründet, daß über das Geſellſchaftsvermögen nach § 209 Kd. 
ein ſelbſtändiges Konkursverfahren ſtattfinden kann. Dieſe Erwägungen führen 
aber zu der Feſtſtellung, daß im Konkurſe der offenen Handelsgeſellſchaft die 
ſämtlichen Geſellſchaſter die Gemeinſchuldner find Daß dieſe Annahme auch 
dem Willen des Geſetzes entſpricht, ergibt fi aus den 88 210, 211 KO., 
wo das ſonſt nur dem Gemeinſchuldner neben den Konkursgläubigern zu⸗ 
ſtehende Recht, die Eröffnung des Verfahrens zu beantragen, und das nur 
dem Gemeinſchuldner zuſtehende Recht, einen Vorſchlag zum Zwangsvergleich 
zu machen, ausdrücklich den Geſellſchaftern für ſich allein bzw. in ihrer Ge⸗ 
ſamtheit zugeſprochen ſind. Auch nach dem allgemeinen Rechtsbewußtſein ſind 
gerade die Geſellſchafter einer in Konkurs geratenen offenen Handelsgeſellſchaft 
die eigentlichen Gemeinſchuldner. Ueberdies ſind ſie tatſächlich die Perſönlich⸗ 
keiten, die den Vermögensverfall der Geſellſchaft im vollen Umſange zu ver⸗ 
antworten haben. 


Dazu kommt, daß, wenn auch an einem Konkurs über das Geſellſchafts⸗ 
vermögen nur die Geſellſchaftsgläubiger, nicht die Privatgläubiger der Ge⸗ 
ſellſchafter teilnehmen, die erſteren jederzeit in der Lage find, die Geſellſchafter, 
deren Solidarhaft für die Geſellſchafteſchulden durch den Geſellſchaftskonkurs, 
abgeſehen von der hier nicht in Betracht kommenden Vorſchrift des § 211 
Abſ. 2 KO., nicht berührt wird, auf Grund des § 128 HGB. perſönlich 
mit ihrem privaten Vermögen in Anſpruch zu nehmen, ſo daß durch die 
Eröffnung des Geſellſchaftskonkurſes auch das letztere in erheblichem Maße 
gefährdet iſt. 

Entſcheidend aber kommt noch der vom Geſetzgeber mit der Vorſchriſt 
des § 1647 beabſichtigte Zweck in Betracht. Das Geſetz geht von Mißtrauen 
gegen die Perſon eines Vaters aus, der in ein Konkursverfahren verwickelt 
iſt; es nimmt an, daß er durch die Eröffnung dieſes Verfahrens die zur 
Fortführung der Verwaltung des Kindesvermögens erforderliche Vertrauens⸗ 
würdigkeit verloren hat. Von dieſem Geſichtspunkt aus werden Maßnahmen 
zur Sicherung der vermögensrechtlichen Intereſſen des Kindes für geboten er⸗ 
achtet. Es iſt aber nicht erſichtlich, weshalb das gedachte Mißtrauen nicht 
auch in dem Falle begründet ſein ſollte, in dem der Vater das Handelsge⸗ 
werbe nicht als Einzelkaufmann, ſondern in Gemeinſchaft mit anderen in offener 
Handelsgeſellſchaft betreibt. 


Hiernach ift die auch in der Literatur (vgl. Jäger, KO. [2] Anm. 10 
zu §§ 209, 210 und Anm. 64 zu § 1) vertretene Anſicht begründet, daß 
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für jeden Geſellſchafter einer in Konkurs geratenen offenen Handelsgeſellſchaft 
das Recht der elterlichen Vermögensverwaltung auf Grund des § 1647 er⸗ 
liſcht. Alsdann muß dem Kinde aber nach § 1909 BGB. ein Pfleger be: 
ſtellt werden. 


Tragweite der Vorſchrift, wonach bei der Auswahl des Vormnundes durch 


das Vormundſchaftsgericht auf das religiöſe Bekeuntnis des Mündels 
Rückſicht zu nehmen iſt; Anwendung der Vorſchrift auch bei Sammelvor⸗ 
mundſchaften. 


§ 1779 BGB. 
Kammergericht Berlin, 27. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 183. 


Bei den Berufs vormundſchaften kraft Geſetzes, bei denen das Geſetz 
unter beſtimmten Vorausſetzungen gewiſſen Perſonen oder Körperſchaften ein 
Recht auf die Bevormundung der Mündel durch ſolche geſetzliche Vormünder 
gibt, beſteht weder im Bürgerlichen Geſetzbuche (denn dieſes kennt die geſetz⸗ 
lichen Vormünder nicht) noch im preußiſchen Ausführungsgeſetze zum Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch eine Vorſchriſt, daß bei dieſen geſetzlichen Vormündern das 
religidje Bekenntnis des Mündels und Vormunds zu berückſichtigen ſei. Bei 
dieſen geſetzlichen Vormundſchaften kann zwar aus beſonderen, aus den konkreten 
Umſtänden geſchöpften Gründen ein konfeſſionsgleicher Vormund beſtellt werden. 
Im allgemeinen aber iſt dieſer Berufsvormund geſetzlicher Vormund auch 
dann, wenn er einem anderen religiöſen Bekenntnis als der Mündel angehört 
(KGJ. 22 A, 207; 35 4, 21). 

In den vorliegenden Fällen handelt es ſich um eine Sammelvormund⸗ 
ſchaft eines Beamten, wie ſie in Städten für uneheliche Kinder errichtet werden. 
Die Zuläſſigkeit einer ſolchen Sammelvormundſchaſt unterliegt, wie der Senat 
bereits anerkannt hat (KGJ. 38 A. 37), keinem rechtlichen Bedenken. Bei 
ihr wird einer Perſon eine große Zahl von Vormundſchaften durch Beſtellung 
übertragen. Die Einrichtung der Sammelvormundſchaft der Stadt Berlin, 
die ſich in dem Vormundſchaftsamte verkörpert, zielt darauf ab, die Ver⸗ 
hältniſſe der in Berlin geborenen unehelichen Kinder zu beſſern. Sie ſucht 
dieſen Zweck zu erreichen, indem ſie geeignete Beamte zur Uebernahme der 
Sammelvormundſchaft bereit ſtellt und die unehelichen Kinder einer ſtändigen 
organifierten Auſſicht unterſtellt. Damit fol einmal eine ſchnelle und energiſche 
Durchführung des Unterhaltsanſpruchs des Kindes gegen den Erzeuger erreicht 
werden, um dadurch die materiellen Exiſtenzverhältniſſe des Kindes zu ſichern, 
und es ſoll zweitens die Verbindung mit den ſtädtiſchen Säuglingsfürſorge⸗ 
ſtellen hergeſtellt werden, um dadurch die geſundheitliche (hygieniſche) Fürſorge 
des Mündels zu überwachen. Die Schnelligkeit des Vorſchlags des Berufs⸗ 
vormundes wird dadurch erreicht, daß die Anzeigen der Standesämter über 
die nach dem 1. April 1912 geborenen unehelichen Kinder über das Vormund⸗ 
ſchaftsamt an das Vormundſchaftsgericht geleitet werden und daß durch Be⸗ 
ſchluß der Gemeindebehörde gemäß Artikel 77 § 1 Abſ. 3 PrAG. z. BGB. 
die dem Gemeindewaiſenrat obliegende Verrichtung, für die nach dem 1. April 


1912 neugeborenen unehelichen Kinder Vormünder vorzuſchlagen, der ſtädtiſchen 


Waiſendeputation übertragen und im Dezernatsweg auf den Leiter des Bor: 
mundſchaftsamts, der zugleich Mitglied der Waiſendeputation iſt, delegiert 
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worden iſt. Letzterer ſchlägt, wenn der Fall ſich nach ſeiner Anſicht zur 
Beſtellung des ſtädtiſchen Berufsvormundes eignet, einen ſeiner beiden, ihm 
zur Verfügung geſtellten ſtädtiſchen mittleren Beamten, die beide evangeliſcher 
Konfeſſion ſind, vor. Der Vorgeſchlagene iſt vom Amtsgericht in den vor⸗ 
liegenden Fällen für katholiſche uneheliche Kinder beſtellt worden. 


Von grundſätzlicher Bedeutung für die Zuläſſigkeit dieſer Beſtellung iſt 
die Entſcheidung der Frage, ob die Vorſchläge des Vormundſchaftsamts, auch 
für katholiſche uneheliche Kinder den evangeliſchen Sammelvormund zu beſtellen, 
und die dieſem Vorſchlag entſprechende Beſtellung des Sammelvormundes 
mit der Vorſchrift des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. im Einklange ſtehen. 


Die Vorſchrift des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 entſpricht wörtlich dem 
Abſ. 2 des § 19 der preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875. 
Ihre Aufnahme in das Geſetz war von den Verfaſſern des Entwurſs und 
von der Kommiſſion für die II. Leſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs aus⸗ 
drücklich abgelehnt worden. In Verfolg eines Bundesratsbeſchluſſes iſt ſie 
aber in den Geſetzestext erneut eingeſtellt worden und dann Gefetz geworden. 
Nach dieſer Entſtehungsgeſchichte muß als Wille des Geſetzgebers gelten, daß 
durch die Vorſchrift des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. dem Vormundſchafts⸗ 
richter die Anweiſung erteilt werden ſollte, in erſter Reihe einen Vormund 
des gleichen religiöſen Bekenntniſſes zu beſtellen. Dieſe Anweiſung iſt auch 
in dem Wortlaute des Geſetzes: „Bei der Auswahl iſt auf das religiöſe 
Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen“ deutlich zum Ausdrucke ge⸗ 
kommen. Allerdings iſt nicht, wie ſich Schon aus den Worten „Rückſicht 
zu nehmen“ ergibt, unter allen Umſtänden ein konfeſſionsgleicher Vormund 
zu beſtellen. Denn das Geſetz will ſelbſtverſtändlich nicht, wie der beſchwerde⸗ 
führende Verband richtig bemerkt, daß eine beſtimmte konfeſſionsgleiche 
Perſon nur wegen dieſer Konfeſſionsgleichheit zum Vormunde beſtellt wird, 
wenn ſie ſonſt nicht geeignet iſt, dies würde ſchon dem Satz 1 des 
Abſ. 2 des S 1779 widerſprechen, der einen geeigneten Vormund verlangt. 
Dagegen ſtellt das Geſetz als Regel auf, daß ein geeigneter (§ 1779 Abſ. 2 
Satz 1) konfeſſionsgleicher (§ 1779 Abſ. 2 Satz 2) Vormund auszuwählen 
iſt. Deshalb darf von dieſer Regel nur abgewichen werden, wenn im kon⸗ 
kreten Falle beſondere Umſtände vorliegen, welche es rechtfertigen, von dieſer 
Norm abzuweichen und dem Mündel anſtatt eines Vormundes von gleicher 
Konfeſſion einen Vormund von abweichendem Bekenntniſſe zu beſtellen. Dieſe 
konkreten Umſtände müſſen mithin derartig ſein, daß ſie gerade die Ab⸗ 
weichung von der Regel des Geſetzes rechtfertigen. Hieraus ergibt ſich, daß 
eine Perſon, die nicht konfeſſionsgleich mit dem Mündel iſt, aber im übrigen 
ſich als Vormund eignen würde, ſolange nicht als Vormund für ein Mündel 
anderer Konfeſſion beſtellt werden ſoll, als ein anderer konfeſſionsgleicher und 
auch ſonſt geeigneter Vormund zur Verfügung ſteht, es ſei denn, daß beſondere 
Gründe im Einzelfalle die Beſtellung des konfeſſionsungleichen Vormundes 
gerechtfertigt erſcheinen laſſen. 

Prüft man an der Hand dieſes Grundſatzes den Vorſchlag des Vor⸗ 
mundſchaftsamts und das von dem Vormundſchaftsgericht eingeſchlagene Ver⸗ 
fahren ſowie den Beſchluß des Landgerichts, ſo kann nicht anerkannt werden, 
daß ſie mit dem Geſetz im Einklange ſich befinden. 
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| Was zunächſt den Vorſchlag des Vormundſchaftsamts betrifft, fo handelt 
dieſes hierbei auf Grund der oben erörterten Organiſation als Gemeinde⸗ 
waiſenrat. Letzterer hat nach § 1849 BGB., § 49 Satz 2 FGG. dem 
Vormundſchaftsgerichte diejenige Perſon vorzuſchlagen, die ſich zum Vormund 
eignet, Wenn auch in dieſen geſetzlichen Beſtimmungen der befonderen Vor⸗ 
ſchriften der Sätze 2, 3 des Abſ. 2 des § 1779 BSB. ausdrücklich nicht 
Erwähnung geſchieht, ſo ergibt ſich doch aus der Stellung des Gemeinde⸗ 
waiſenrats als Hilfsorgans der Obervormundſchaft, daß der Gemeindewaiſen⸗ 
rat bei ſeinem Vorſchlage die gleichen Rückſichten zu nehmen hat wie das 
Vormundſchaftsgericht bei der Auswahl des Vormundes. Dies wird auch 
von Planck (BGB. Bem. 3 zu § 1849) und Staudinger (Bem. 2 d 
Abſ. 3 zu § 1849 bis 1857) ausdrücklich anerkannt. Deshalb muß das 
Vormundſchaftsamt in Anſehung des oben feſtgeſtellten Grundſatzes für den 
Regelfall einen geeigneten und konfeſſionsgleichen Vormund vorſchlagen 
und darf von einem ſolchen Vorſchlage nur dann abſehen, wenn ein ge⸗ 
eigneter und konfeſſionsgleicher Vormund nicht zur Verfügung ſteht oder 
wenn ſonſt beſondere Gründe im Einzelfalle die Beſtellung eines konfeſſions⸗ 
ungleichen Vormundes gerechtfertigt erſcheinen laſſen. Eine derartige Feſt⸗ 
ſtellung iſt von den Vorinſtanzen nicht getroffen worden. Der Fragebogen, 
den das Vormundſchaftsamt aufſtellen läßt und dem Vormundſchaftsgericht 
einreicht, enthält keine Frage nach dem Vorhandenſein einer konfeſſionsgleichen 
Perſon, die beabſichtige, die Vormundſchaft zu übernehmen, ſondern lautet ganz 
allgemein: „Iſt ein anderer geeigneter Verwandter oder eine ſonſtige Perſon 
vorhanden, die beabſichtigt, die Vormundſchaft zu übernehmen? Warum ſoll 
dieſe an Stelle des Berufsvormundes die Vormundſchaft übernehmen? 

Dazu kommt, daß aus dem Schreiben vom 29. Dezember 1911 und 
27. April 1912 die ſtädtiſche Waiſendeputation auf die Geneigtheit des 
Geſchäftsführers des Charitas⸗Verbandes Dr. P. ſchließen mußte, auch ferner⸗ 
hin für uneheliche katholiſche Kinder die Sammelvormundſchaft zu übernehmen. 
Wenn demgegenüber das Vormundſchaſtsamt den evangeliſchen ſtädtiſchen 
Berufsvormund zum Vormunde für das katholiſche Kind für beſſer geeignet 
gehalten hat als den Geſchäftsführer des Charitas⸗Verbandes, ſofern es in 
eine ſolche Prüfung eingetreten ſein ſollte, was aber nicht erſichtlich iſt, ſo 
hat es dabei ausſchließlich auf die Eignung der beiden Perſonen, nicht aber 
auch auf den vom Geſetz als Regel aufgeſtellten Grundſatz der Konfeſſions⸗ 
gleichheit zwiſchen Vormund und Mündel geachtet. Jedenfalls ſehlt es auch 
im vorliegenden Falle an beſonderen Gründen dafür, den Vorſchlag auf Be⸗ 
ſtellung des konfeſſionsungleichen Vormundes zu rechtfertigen. Dabei mag 
hervorgehoben werden, daß das ſtädtiſche Vormundſchaftsamt den Vorſchlag 
von der Konfeſſion des einzelnen Mündels angehörigen Sammelvormündern 
augenſcheinlich grundſätzlich unterlaſſen hat. Der Geſichtspunkt der ſchuelleren 
Beſchaffung von Exiſtenzmitteln und der beſſeren hygieniſchen Fürſorge des 
Kindes darf aber nicht dazu führen, die Vorſchrift des Geſetzes von der 
Konfeſſionsgleichheit des Vormundes allgemein außer acht zu laſſen. 

Der vorgeſchlagene ſtädtiſche Berufsvormund iſt dann auch in ſämtlichen 
dem Senat zur Entſcheidung unterbreiteten Fällen vom Amtsgericht als Vor⸗ 
mund beſtellt worden, ohne daß in den einzelnen Vormundſchaftsakten vor der 
Beſtellung erſichtlich gemacht worden iſt, aus welchen in den Einzelſachen 
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gegebenen Gründen trotz der Vorſchriſt des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 die 
Beſtellung des andersgläubigen Berufsvormundes gerechtfertigt ſei. Erſt auf 
die Beſchwerden des Charitas⸗Verbandes haben die Vormundſchaftsrichter 
Aeußerungen abgegeben. Das Landgericht hat dieſes Verfahren allgemein mit 
folgender Begründung gebilligt: das Vormundſchaftsgericht kann dem Mündel 
nach § 1779 Abſ. 2 Satz 2 nach freiem Ermeſſen einen Vormund ab: 
weichenden Bekenntniſſes beſtellen, nur müſſe das Gericht pflichtgemäß prüfen, 
ob dazu beſondere Gründe vorliegen. Durch die Aeußerungen der Vormund⸗ 
ſchaftsrichter ſei feſtgeſtellt, daß das Amtsgericht in jedem einzelnen Falle ge⸗ 
prüft habe, ob aus beſonderen Gründen der ſtädtiſche evangeliſche Sammel⸗ 
vormund einem katholiſchen Einzel⸗ oder Sammelvormund vorzuziehen ſei. Dieſe 
Prüfung ſei ſehr ſorgfältig unter Berückſichtigung der Eingabe des beſchwerde⸗ 
führenden Verbandes vom 13. März 1912 erfolgt. In der gemeinſamen 
Sitzung vom 6. Juli 1912 ſeien die Vormundſchafts richter zu der Ueberzeugung 
von dem Ueberwiegen der Vorteile der ſtädtiſchen Sammelvormundſchaft auch 
für katholiſche Kinder für den Regelfall gelangt. Deshalb genüge es, wenn feſt⸗ 
zuſtellen ſei, daß eine allgemeine Prüfung erfolgt ſei und daß in jedem Einzelfalle 
geprüft fei, ob er Anlaß zu einer beſonderen Behandlung biete. Die allgemeine 
Prüfung ergebe ſich aus dem Protokoll über die gemeinſchaftliche Sitzung der 
Amtsrichter. Die Aeußerungen der einzelnen Amtsrichter ermöglichten die 
Feſtſtellung, daß in jedem einzelnen Falle geprüft ſei, ob er Anlaß zur be⸗ 
ſonderen Behandlung biete. — Mit dieſem Verfahren und mit dieſen Aus⸗ 
führungen haben die Vorinſtanzen das Geſetz verletzt. Denn ein ſolches Ver⸗ 
fahren wendet die im § 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. enthaltene Vorſchriſt, 
die doch für den Regelfall gegeben iſt, in Anſehung des ſtädtiſchen Sammel⸗ 
vormundes regelmäßig nicht an, ſondern ſtellt in Anſehung auf die ſtädtiſche 
Sammelvormundſchaft eine Gegenregel auf, wonach es im allgemeinen auf 
die vom Geſetze geforderte Bekenntnisgleichheit zwiſchen Vormund und Mündel 
nicht ankommen ſoll und nur, wenn beſondere Umſtände vorliegen, die vom 
Geſetze geforderte Bekenntnisgleichheit zwiſchen Vormund und Mündel anerkannt 
wird. In Anſehung der ſtädtiſchen Berufsvormundſchaft führt, wie der 
beſchwerdeführende Verband ganz richtig hervorhebt, die Praxis der Vor⸗ 
inſtanzen zu dem Satze: „Nichtbeachtung der geſetzlich gewollten Bekenntnis⸗ 
gleichheit gegenüber der ſtädtiſchen Sammelvormundſchaft iſt die Regel, Be⸗ 
achtung dieſer Bekenntnisgleichheit iſt die Ausnahme.“ Daß die Auſſtellung 
eines ſolchen Satzes und das darauf beruhende Verfahren dem § 1779 
Abſ. 2 Satz 2 widerſprechen, tit offenſichtlich. Das Geſetz läßt für Gammel: 
vormundſchaften an ſich keine Ausnahme zu. Allerdings hat man bei Ema⸗ 
nation des Geſetzes noch nicht an die Entwicklung der Sammelvormundſchaften 
gedacht, wie ſie nach dem Erlaſſe des Geſetzes und namentlich in den letzten 
Jahren hervorgetreten iſt. Aber die Sammelvormundſchaft iſt eine gehäufte 
Einzelvormundſchaft. Sie unterliegt als ſolche den für die Beſtellung des 
Einzelvormundes geltenden Vorſchriften des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
Dieſe müſſen daher wie bei der Beſtellung des Einzelvormundes, ſo auch bei 
der Beſtellung des Sammelvormundes gewahrt werden. Das gleiche gilt auch 
für die ſtädtiſche Sammelvormundſchaft. Denn es gibt keine geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift, welche den ſtädtiſchen Sammel vormund anders ſtellt, als jeden anderen 
Vormund. Von einer analogen Anwendung aber des bei den Armenamts⸗ 
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vormundſchaften und Anſtaltsvormundſchaften geltenden Grundſatzes, daß bei 
dieſen Berufsvormündern das religiöſe Bekenntnis des Mündels und des Vor⸗ 
mundes für den Regelfall nicht zu berückſichtigen iſt (vgl. KGJ. 22 A, 217; 
35 A, 21), auf die Fälle der ſtädtiſchen Sammelvormundſchaft kann um 
deswillen keine Rede ſein, da jene Berufsvormünder Vormünder kraft Geſetzes 
find, während der Berufe vormund der ſtädtiſchen Sammelvormundſchaft wie 
ein gewöhnlicher Einzelvormund vom Richter beſtellt wird, ſo daß für ſeine 
Beſtellung auch die Vorſchriften des § 1779 BGB. über die Auswahl des 
Vormundes maßgebend ſind. 


Abgeſehen von der im vorigen Abſatz erörterten Geſetzesverletzung iſt 
die Anſicht des Landgerichts und der Vormundſchaftsrichter inſofern rechts⸗ 
irrtümlich, als ſie die Zurverfügungſtellung des katholiſchen Geſchäftsführers des 
Charitas⸗Verbandes zum Vormunde der hier in Betracht kommenden Kinder 
mit der allgemeinen Erwägung glauben beſeitigen zu können, daß der ſtädtiſche 
Sammelvormund die Fürſorge für die Mündel beſſer gewährleiſte als die 
Sammelvormundſchaft des Charitas⸗Verbandes. Denn, wie oben ausgeführt, 
durfte das Vormundſchaftsgericht einen andersgläubigen Vormund nur dann 
auswählen, wenn eine geeignete gleichkonfeſſionelle Perſon nicht vorhanden 
war oder wenn beſondere Umſtände des Einzelfalles die Beſtellung des 
evangeliſchen Sammelvormundes gerechtfertigt erſcheinen ließen. 


Im vorliegenden Falle fehlt es aber an jeder Feſtſtellung dafür, daß der 
Geſchäfte führer des Charitas⸗Verbandes zur Führung der Vormundſchaft un⸗ 
geeignet ſei, auch keine andere geeignete Perſon gleicher Konfeſſion habe ver⸗ 
pflichtet werden können. Ebenſowenig ſind beſondere Gründe erſichtlich, die 
für den vorliegenden Einzelfall die Beſtellung des konfeſſionsungleichen Vor⸗ 
mundes gerechtfertigt erſcheinen laſſen könnten. 


In der gemeinſchaftlichen Sitzung der Vormundſchaftsrichter und in den 
meiſten der auf die Beſchwerde abgegebenen Aeußerungen der beteiligten 
Vormundſchaſtsrichter iſt die Nichtbeachtung der geſetzlichen Regel der Konfeſſions⸗ 
gleichheit zwiſchen Vormund und Mündel mit dem Hinweis begründet worden, 
daß nach der Magiſtratsvorlage die Vormundſchaft des ſtädtiſchen Berufs⸗ 
vormundes in der Regel nur bis zum 6. Lebensjahre fortdauern ſolle und 
daß man Kinder in dieſem Alter zwar religiös, aber nicht konfeſſionell be⸗ 
einfluſſen könne. Ob letzteres richtig iſt oder ob man den Aueführungen des 
Abgeordneten Dr. Wuermeling in der Sitzung des Hauſes der Abgeordneten 
vom 23. Februar 1912 wird beizupflichten haben, wonach die konfeſſionelle 
Erziehung ſchon beim Erwachen des Geiſtes einſetzen muſſe, kann hier dahin⸗ 
geſtellt bleiben; denn mit Recht hat das Landgericht gegenüber der obigen 
Stellungnahme der Vormundſchaftsrichter hervorgehoben, daß es ſich nicht um 
eine „Vormundſchaft auf Zeit“ handele und daß deshalb von vornherein auch 
die ſpätere Lebenszeit des Mündels ins Auge gefaßt werden müſſe. Ab⸗ 
geſehen hiervon iſt der Erwägungsgrund der Vormundſchaftsrichter aber auch 
deshalb rechtsirrtümlich, weil das Vormundſchaftsgericht von der Rückſicht⸗ 
nahme auf das Bekenntnis nicht dadurch befreit wird, daß das Mündel 
gegenwärtig in ſo jugendlichem Alter ſteht, daß es für religiöſe Einwirkungen 
unempfänglich iſt. Denn das Geſetz läßt eine Ausnahme von der Regel, 
daß Vormund und Mündel demſelben religiöſen Bekenntnis angehören ſollen, 
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auch bei ganz jugendlichen Kindern nicht zu. Hierauf hat das Kammer⸗ 

gericht ſchon in dem Beſchluſſe vom 16. Dezember 1910 (OL GRſp. 23, 32) 

hingewieſen, und hieran muß es auch gegenüber der ſtädtiſchen Sammel: 
vormundſchaft feſthalten. 

Rechtsirrtümlich iſt ferner die Anſicht des Landgerichts und der Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte, daß es bei den dem ſtädtiſchen Sammelvormund übertragenen 
Vormundſchaften über uneheliche Kinder auf die Konfeſſion des ſtädtiſchen 
Sammelvormundes nicht ankomme, ſondern auf die Konfeſſion der Mutter, da 
dieſer und nicht dem Sammelvormund die religiöſe Erziehung des Mündels 
zuſtehe, ſowie auf die Konfeſſion der Pflegeeltern, zumal da das Vormund⸗ 
ſchaftsamt bemüht ſei, katholiſche Kinder in katholiſchen Pflegeſtellen unterzubringen. 
Auch hier gilt zunächſt das, was im vorſtehenden Abſatz über die Unzuläſſigkeit 
der Abweichung von der Regel der Konfeſſionsgleichheit bei ganz jugendlichen 
Kindern geſagt iſt. Denn ebenſowenig wie das Geſetz eine Ausnahme von 
der Regel, daß Vormund und Mündel demſelben religiöſen Bekenntnis an⸗ 
gehören ſollen, ſelbſt bei ganz jugendlichen Kindern zuläßt, macht es eine 
ſolche Ausnahme für die unehelichen Kinder. Der § 1779 Abſ. 2 Satz 2 BGB. 
macht keinen Unterſchied zwiſchen einem Vormunde mit Vollgewalt und einem 
durch das Sorgerecht der Mutter beſchränkten Vormunde. Deshalb darf der 
Vormundſchaftsrichter nicht generell die Fälle der Vormundſchaft über uneheliche 
Kinder, die der Geſetzgeber nicht ausgeſchaltet hat, ſeinerſeits von der Vor⸗ 
{drift des § 1779 Abſ. 2 Satz 2 ausſchalten. Es iſt aber dem beſchwerde⸗ 
führenden Verband auch darin recht zu geben, daß auch der durch das Sorge⸗ 
recht der Mutter beſchränkte Vormund eine Reihe wichtiger Aufgaben hat, für 
welche die Konfeſſion des Vormundes von Bedeutung ſein kann. Nach 
§ 1707 BGB. hat zwar die uneheliche Mutter das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon des Kindes zu ſorgen, ſie hat daher zwar das Recht und 
die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beauſſichtigen und feinen Aufenthalt zu 
beſtimmen, aber die Vermögensverwaltung, ſowie die geſetzliche Vertretung des 
Kindes in allen Angelegenheiten ſteht dem Vormunde zu. Außerdem hat der 
Vormund, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines 
Beiſtandes, d. h. er hat nach § 1689 BGB. innerhalb dieſes Wirkungs⸗ 
kreiſes die Mutter bei der Ausübung des ihr zugewieſenen Perſonenſorgerechts 
zu unterſtützen und zu überwachen, fowie dem Vormudnſchaftsgerichte jeden 
Fall anzuzeigen, in welchem es zum Einſchreiten berufen iſt. Daraus ergibt 
ſich, daß der Vormund namens des Mündels bei dem Abſchluß eines ent: 
geltlichen Pflegevertrags mitzuwirken hat, was für die konfeſſionelle Erziehung 
des Kindes von Einfluß ſein kann, daß der Vormund es iſt, der einen 
Kindesannahmevertrag abſchließt, zu deſſen geſetzlichen Wirkungen es gehört, 
daß das Wahlkind, da es in allen Stücken die Stellung eines leiblichen 
Kindes erlangt, in dem Glauben des Annehmenden zu erziehen iſt (KGJ. 22 A, 
233; 38 A, 93), und daß es ſchließlich auch Pflicht des Vormundes iſt, 
die Mutter in der religiöſen Erziehung des Kindes zu unterſtützen und zu 
überwachen. Dem Sammelvormunde liegen alle dieſe Pflichten in gleicher 
Weiſe wie dem Einzelvormund ob, wenn er auch bei einzelnen Verrichtungen 
ſich durch geeignete Hilfsperſonen vertreten laſſen kann (vergl. KGJ. 38 A, 
36). Der Anſicht des Landgerichts, daß bei der Sammelvormundſchaft die 
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zeligiöfe Erziehung des Mündels von der Perſon des Sammelvormundes 
unabhängig iſt, kann daher nicht beigepflichtet werden. 


Aus allen dieſen Gründen waren wegen Verletzung des § 1779 Abſ. 2 
Satz 2 BGB. der Beſchluß des Landgerichts und die Beſtellung des evan⸗ 
geliſchen ſtädtiſchen Berufsvormundes für das katholiſche Kind aufzuheben, und 
es war die Sache zur anderen Erörterung und Entſcheidung an das Amts⸗ 
gericht zurückzuverweiſen. 


Mangelnde Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die Art, in der die Eltern 

einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren haben, abweichend zu 

beſtimmen, wenn die Eltern für die Gewährung des Unterhalts die Ent⸗ 
richtung einer Geldrente beſtimmt haben. 


8 1612 BGB. 


Oberftes Landesgericht München, 28. Dezember 1912. — Bd. 12 
S. 192. 


Zwiſchen dem Direktor X. und ſeiner im Dezember 1883. geborenen 
Tochter Hedwig beſteht ſeit längerer Zeit Streit wegen der Gewährung des 
Unterhalts. Im November 1912 beſtimmte X., daß ſeine Tochter vom 1. Dez. 
1912 an die elterliche Wohnung zu verlaſſen habe und von dieſem Zeitpunkt 
an zur Beſtreitung ihres Unterhalts monatlich im voraus 90 M. erhalten ſolle. 
Die Tochter war mit der Gewährung des Unterhalts durch eine Geldrente 
einverſtanden, bezeichnete aber den Betrag von monatlich 90 M. als zu gering; 
ſie verlangte auch einen Barbetrag von 2 200 M. zur Gründung eines Haus⸗ 
halts. Sie hat deshalb gegen ihren Vater Klage geſtellt auf Zahlung eines 
monatlichen Unterhaltsbeitrags von 120 M. vorbehaltlich aller weitergehenden 
Rechte. Am 14. November 1912 ſtellte ſie bei dem Vormundſchaftsgerichte 
den Antrag, gemäß § 1612 Abſ. 2 BGB. anzuordnen, daß ihr Vater ihr 
bis zur rechtskräftigen Erledigung des vorbezeichneten Rechtsſtreits den Unter⸗ 
halt wie bisher durch Naturalverpflegung zu gewähten habe. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht lehnte den Antrag ab. Das Landgericht gab dagegen auf die 
Beſchwerde der Hedwig X. dem Antrage ſtatt. Auf die weitere Beſchwerde 
des Vaters hat das oberſte Landesgericht München unter Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde der Hedwig X. gegen den Beſchluß des 
Vormundſchaftsgerichts zurückgewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Im § 1612 Abſ. 1 Satz 1 BGB. ijt der Grundſatz aufgeſtellt, daß 
der Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren ijt. Nach § 1612 
Abſ. 1 Satz 2 kann der Verpflichtete verlangen, daß ihm die Gewährung des 
Unterhalts in anderer Art geſtattet wird, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen 
Bezüglich der Eltern, die einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren 
haben, iſt im § 1612 Abſ. 2 Satz 1 eine Ausnahme gemacht; ſie können 
beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der Unterhalt gewährt 
werden ſoll. Aus beſonderen Gründen kann nach § 1612 Abſ. 2 Satz 2 
das Vormundſchaftsgericht auf Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern 
ändern. 
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Die Vorſchrift des § 1612 Abſ. 2 lautet zwar allgemein. Auch gilt 
der §S 1612 Abs. 2 Satz 2 bei der Leiſtung des Unterhalts durch Zahlung 
einer Geldrente inſoweit, als die im Abſ. 2 Satz 1 zugelaſſene Beſtimmung 
des Elternteils ſich auf die Zeit bezieht, für welche die Geldrente im voraus 
zu entrichten iſt, die Beſtimmung des Elternteils alſo von der im § 1612 
Abſ. 3 durch die Verweiſung auf den § 760 getroffenen Regelung abweicht, 
daß eine Geldrente drei Monate voraus zu zahlen iſt. Im übrigen aber greift 
die im $ 1612 Abſ. 2 Satz 2 vorgeſehene Befugnis des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Aenderung der elterlichen Beſtimmung nur ein, wenn der Eltern⸗ 
teil eine andere Art der Unterhaltsgewährung als durch Entrichtung einer 
Geldrente wählt. 

Durch § 1612 Abſ. 2 wird zugunſten der Eltern eine Ausnahme von 
der Beſtimmung im $ 1612 Abſ. 1 feſtgeſetzt. Dieſe Vergünſtigung wäre 
illuſoriſch, wenn das Vormundſchaftsgericht auch bei der Beſtimmung der Eltern, 
daß der Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente gewährt werden ſoll, eine 
Aenderung vornehmen kann; die Eltern würden dann ſchlechter geſtellt ſein, 
als bei der im § 1612 Abſ. 1 feſtgeſetzten Regel. Wenn ferner die Eltern 
gemäß Abſ. 2 des § 1612 beſtimmen können, in welcher Art der Unterhalt 
gewährt werden ſoll, ſo folgt daraus, daß, wenn und ſolange eine ſolche Be⸗ 
ſtimmung von ihnen nicht getroffen wird, es bei der im Abſ. 1 vorgeſehenen 
Regel der Gewährung des Unterhalts durch Entrichtung einer Geldrente ver⸗ 
bleibt. Wie das Reichsgericht (JW. 1913 Beilage 3 Nr. 59) zutreffend 
ausführt, iſt dem auf den § 1612 Abſ. 1 begründeten Anſpruche des Kindes 
gegenüber kein Raum für ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts auf Grund 
des Abſ. 2 Satz 2. Denn dieſe Vorſchrift dient allein dem Zwecke, im 
Intereſſe des Kindes eine von den Eltern etwa getroffene Anordnung über die 
Unterhalts gewährung zu ändern; fie ſetzt nach ihrem Zwecke und ihrem Wort⸗ 
laute voraus, daß der Elternteil eine Beſtimmung über den Unterhalt des 
Kindes getroffen hat, und kann daher nicht zur Anwendung kommen, wenn eine 
ſolche Beſtimmung des Elternteils nicht vorliegt. Das Kind hat alſo, wenn 
die Eltern über die Art der Gewährung des Unterhaltung nichts beſtimmen, 
nur den Anſpruch auf Gewährung des Unterhalts in Form einer Geldrente 
und kann hiegegen nicht das Vormundſchaftsgericht anrufen. Folgerichtig kann 
es aber, wenn die Eltern dieſe Art der Unterhaltsgewährung ausdrücklich be⸗ 
ſtimmten, nicht anders ſein. Es würde an jedem inneren Grunde fehlen, 
wenn gegen die Unterhaltsgewährung durch Zahlung einer Geldrente das 
Kind ſich an das Vormundſchaftsgericht wenden könnte, falls dieſe Art der 
Unterhaltsgewährung auf einer Beſtimmung der Eltern beruht, dagegen nicht, 
wenn fie kraft Geſetzes in Ermangelung einer Beſtimmung der Eltern von 
ſelbſt eintritt. Denn ſchutzbedürſtig könnte das Kind doch nur wegen der 
Art ſeines Unterhalts, nicht aber deswegen ſein, weil die Leiſtung des Unter⸗ 
halts durch Geldzahlung von den Eltern angeordnet worden iſt. 

Dafür, daß das Vormundſchaſtsgericht gemäß § 1612 Abſ. 2 Satz 2 
zu einer Entſcheidung nur zuſtändig iſt, wenn eine andere Art der Unterhalts⸗ 
gewährung als die Geldzahlüng beſtimmt wird, kann man ſich wohl auch auf 
die Motive 4, 704 berufen. Der dem § 1612 Abſ. 2 entſprechende S 1491 
Abſ. 4, 5 des Entwurfs eines Bürgerlichen Geſetzbuchs 1. Leſung ſchreibt 
vor, daß der Verpflichtete, dem das Erziehungsrecht gegen den Berechtigten 
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zuſteht, das Recht hat, ſelbſt die Art der Gewährung des Unterhalts und die 
Friſt, für welche die Vorausleiſtung erfolgen fol, zu beſtimmen; die Befugnis 
des Vormundſchaftsgerichts, wegen Mifbrauchs des Erziehungsrechts einzuſchreiten, 
ſolle unberührt bleiben. Eltern ſollen dieſes Recht auch gegenüber den nicht 
unter Erziehungsgewalt ſtehenden Kindern haben; das Gericht ſoll jedoch eine 
die Beſtimmung der Eltern ändernde Entſcheidung treffen können, fofern be⸗ 
ſondere Umſtände eine ſolche Entſcheidung rechifertigen. Die Motive rechtfertigen 
die den Eltern zuſtehende Befugnis damit, daß, da die elterliche Gewalt mit 
der Volljährigkeit endipt, das Kind aber in vielen Fällen mit dieſem Zeit⸗ 
punkte die Fähigkeit, ſich ſelbſt zu unterhalteen, noch nicht erlangt hat und 
deshalb auch nach der Beendigung der elterlichen Gewalt von den Eltern 
unterhalten werden muß, es erforderlich iſt, den Eltern auch für dieſe Zeit 
einen angemeſſenen Einfluß auf die Lebensweiſe des Kindes zu ſichern, damit 
dieſes nicht, die Unterhaltspflicht der Eltern mißbrauchend, auf deren Koſten 
die Zeit der eigenen Erwerbsfähigkeit willkürlich hinausſchiebt. Zu dieſem 
Zwecke die elterliche Gewalt in folchen Fällen über die Zeit der Minderjährig⸗ 
keit zu erſtrecken, gehe nicht an. Dagegen werde dem Intereſſe des Kindes 
wie der Eltern am beſten dadurch Rechnung getragen, daß die Eltern an 
Stelle der Gewährung des Unterhalts durch eine Geldrente die Naturalver⸗ 
pflegung im Elternhauſe treten laſſen und ſich ſo eine tatſächliche Bevor⸗ 
mundung über das Kind ſichern können. Gegen Mißbrauch ſind die Kinder 
geſchützt, da das Gericht eine die Beſtimmung der Eltern ändernde Entſcheidung 
treffen kann. 


In der 2. Kommiſſion wurde dies gebilligt und der § 1491 nur da⸗ 
hin geändert, daß nicht auf das Erziehungsrecht abgeſtellt, ſondern ſämtliche 
unverheirateten Kinder gleich behandelt wurden und die Abhilfe dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte zugewieſen wurde (Prot. 4, 496). 


Hiernach ging man bei der Schaffung des § 1612 Abſ. 2, ſoweit er 
die Art der Unterhaltsgewährung betrifft, nur davon aus, daß die Eltern ſtatt 
einer Geldrente die Naturalverpflegung zum Zwecke der Wahrung ihres Einfluſſes 
auf das Kind beſtimmen können und daß gegen einen möglichen Mißbrauch 
dieſes Rechtes das Kind zu ſchützen iſt. 


Würde das Vormundſchaftsgericht auch die Beſtimmung, daß der Unter⸗ 
halt durch eine Geldrente zu gewähren iſt, ändern können, ſo könnte es die 
Eltern tatſächlich zwingen, ein volljähriges Kind, das jene nicht mehr in ihrem 
Hauſe dulden wollen, bei ſich zu behalten. Dies würde der Auffaſſung wider⸗ 
ſtreiten, von der aus das Bürgerliche Geſetzbuch das Rechtsverhältnis zwiſchen 
den Eltern und einem volljährigen Kinde (SS 1617 bis 1625) regelt (vgl. 
Prot. 4, 537 ff.). Dieſe Vorſchriften gehen davon aus, daß, wie das Kind 
jederzeit das Elternhaus verlaſſen kann, um ſich ſelbſt den Unterhalt zu er⸗ 
werben, ſo auch die Eltern jederzeit befugt ſind, das Kind von dem gemein⸗ 
ſchaftlichen Haushalt abzuſchließen. Der § 1612 Abſ. 2 enthält, wie bemerkt, 
eine gewiſſe Abweichung hiervon, indem er den Eltern die Macht gibt, dadurch, 
daß ſie Gewährung des Unterhalts in Form der Naturalverpflegung anordnen, 
das Kind vor die Wahl zu ſtellen, entweder im Elternhauſe zu verbleiben 
oder ſeinen Unterhaltsanſpruch zu verlieren. Die Gründe, die den Geſetzgeber 
zu dieſer Abweichung veranlaßten, und der Zweck, den er mit ihr verfolgt, 
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ſprechen dafür, daß die Abweichung nur zugunſten der Eltern Platz greiſt, 
ihre Befugnis alſo, das Kind aus dem Hauſe zu weiſen und ihm den Unter⸗ 
halt in Geld zu gewähren, nicht berührt werden ſoll. Es beſteht auch in der 
Tat für die Schutzvorrichtung des § 1612 Abi. 2 Satz 2 ein Bedürfnis 
nur, wenn der Unterhalt nicht in der Form einer Geldrente gewährt wird. 


Bedenken könnte zwar erregen, daß der § 1612 Abſ. 2 nicht nur für 
den Unterhalt von volljährigen, ſondern auch von minderjährigen Kindern gilt. 
Allein minderjährigen Kindern gegenüber reichen die Vorſchriften über die elter⸗ 
liche Gewalt vollkommen aus, um in den Fällen, in denen die Gewährung 
des Unterhalts durch eine Geldzahlung das Wohl des Kindes gefährden könnte, 
Abhilfe zu ſchaffen. 


Erfordernis der Berichtigung des Geburtsregiſters, wenn der Tag und die 
Stunde der Geburt mit Ziffern ſtatt mit Buchſtaben geſchrieben ſind. 


§§ 13, 65, 66 PStG.; SS 17, 18 der Ausführungsbeſtimmungen vom 
25. März 1899. 


Oberſtes Landesgericht München, 21. Auguſt 1912. — Bd. 12. 
S. 196. 


In der Urkunde Nr. 1 des Geburtsregiſters des Standesamts G. für 
das Jahr 1911 über die Geburt des Förſtersſohns Chr. H. iſt der Geburts⸗ 
tag (14. Januar) und die Geburtsſtunde (10 Uhr) mit Ziffern geſchrieben. 
Auf Veranlaſſung des Bezirksamts wurde der Vater, der den Geburtsfall 
angezeigt hatte, zur Feſtſtellung des Geburtstags einvernommen. Er beſtätigte, 
daß die Geburt am „vierzehnten Januar 1911“ erfolgt iſt, und erklärte zu⸗ 
gleich ſein Einverſtändnis mit der Berichtigung der Geburtsurkunde. Das 
Bezirksamt legte hierauf die Verhandlungen dem Amtsgerichte zur Anordnung 
der Berichtigung vor. Dieſes lehnte unter Billigung des Landgerichts das 
Erſuchen ab, weil nur ein Schreibſehler im Sinne des § 18 der Ausführungs⸗ 
vorſchriften des Bundesrats vom 25. März 1899 vorliege. Auf die weitere 
Beſchwerde des Bezirksamts hat das oberſte Landesgerichl München unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen das Amtsgericht angewieſen, in der Sache ander⸗ 
weit zu verfügen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Der Standesbeamte kann Unrichtigkeiten, die ihm bei der Vornahme 
einer Eintragung in das Standesregiſter unterlauſen, ſo lange, bis die Ein⸗ 
tragung durch ſeine Unterſchrift vollzogen iſt, ohne weiteres ſelbſt beſeitigen 
(§ 13 Abſ. 4. PStG., § 17 der Ausführungsvorſchriſten des Bundesrats 
vom 25. März 1899 und Nr. 24 Abſ. 2 der Vollzugsanweiſung vom 
20. Dezember 1899). Iſt die Eintragung vollzogen, ſo kann deren Aenderung 
nur mehr im Wege des Berichtigungsverfahrens nach Maßgabe der SS 65, 
66 des Geſetzes herbeigeführt werden (§ 18 der Vollzugsvorſchriften vom 
29. April 1900). Eine Ausnahme iſt nur inſofern gegeben, als der Standes⸗ 
beamte nach § 18 der Ausführungsvorſchriften des Bundesrats offenbare 
Schreibfehler mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde durch einen Randvermerk 
beſeitigen kann. Als ſolche Fehler find nach den den SS 17, 18 der Aus 
führungsvorſchriften des Bundesrats beigefügten Erläuterungen offenbare Ber: 
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ſehen rein äußerlicher Art zu verſtehen, die dem Standesbeamten bei dem 
Niederſchreiben der Worte oder Zahlen unterlaufen und aus dem übrigen 
Inhalte der Urkunde ohne weiteres erkennbar ſind, die demnach auch eine 
Mitwirkung der Beteiligten zur Berichtigung nicht vorausſetzen. Selbſt in 
dieſen Fällen iſt aber nach den „Erläuterungen“ das gerichtliche Berichtigungs⸗ 
verfahren einzuleiten, wenn die Aufſichtsbehörde die Genehmigung zur Beſeitigung 
verweigert. 

Der Anſchauung des Landgerichts, daß ein Fehler der in den erwähnten 
Erläuterungen bezeichneten Art den Gegenſtand der Beſchwerde bilde, kann 
nicht beigetreten werden. Nach § 13 Abi. 1 des Geſetzes find bei Eintragungen 
in das Standesregiſter die weſentlichen Zahlenangaben mit Buchſtaben zu ſchreiben. 
Als weſentliche Zahlenangabe ſind bei Geburtsurkunden Jahr, Tag und Stunde 
der Geburt anzuſehen (Ausführungsvorſchriften des Bundesrats, Muſter A 1). 
Werden dieſe Zahlenangaben nicht mit Buchſtaben gemacht, ſondern nur mit 
Ziffern wiedergegeben, ſo iſt das Standesregiſter nicht ordnungsmäßig geführt 
und die ihm nach § 15 Abſ. 1 des Geſetzes zukommende Beweiskraft nach 
Maßgabe des Abſ. 3 dieſer Vorſchrift entweder aufgehoben oder doch abge⸗ 
ſchwächt (Hinſchius, PSG (4) Anm. 10 § 15). Die Beteiligten haben da⸗ 
her das größte Intereſſe daran, daß der Mangel beſeitigt und fo der Urkunde 
die volle Beweiskraft gegeben wird. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, daß 
der von der Auſſichtsbehörde gerügte Verſtoß nicht ein Verſehen rein äußerlicher 
Art iſt, ſondern den Inhalt und die Beweiskraft der Urkunde weſentlich beein⸗ 
flußt und beeinträchtigt und daß der Verſtoß weder aus dem „übrigen“ Inhalt 
der Urkunde noch aus dem Inhalt der Urkunde überhaupt, ſondern nur durch 
Mitwirkung der Beteiligten richtiggeſtellt werden kann. Demnach iſt ein Aus⸗ 
nahmefall im Sinne des § 18 der, Ausführungsvorſchriften nicht gegeben und 
die Durchführung des gerichtlichen Berichtigungsverfahrens nach den SS 65, 
66 des Geſetzes geboten. Die Entſcheidungen der Vorinſtanzen beruhen ſo⸗ 
1 auf einer unrichtigen Anwendung des Geſetzes und waren daher aufzu⸗ 
eben. 


Berichtigung des Standesregiſters, wenn als Mädchenname einer vor ihrer 
Verheiratung an Kindesſtatt angenommenen Fran ſtutt des durch die Annahme 
erlangten Namens der Name eingetragen iſt, den ſie vor der Annahme 
geführt hat. 
88 1355, 1758 BGB. 


Kammmergericht Berlin, 27. September 1912. — Bd. 12 S. 198. 


Im Geburtsregiſter des Standesamts iſt als Anzeigende und Kindes⸗ 
mutter „Frau Johanne St., geborene K., adoptierte T.“ angeführt. Auf 
Antrag ihres Ehemanns hat das Amtsgericht am 13. September 1911 die 
Berichtigung dieſer Eintragung durch Beiſchreibung folgenden Vermerks an⸗ 
geordnet: „Die Anzeigende und Kindesmutter heißt Johanne St., geborene T.“. 

Der Vorſitzende des Kreisausſchuſſes hat darauf bei dem Amtsgerichte 
die Berichtigung des Berichtigungevermerkes beantragt. Das Amtsgericht 
lehnte den Antrag ab. Auf die Beſchwerde des Vorſitzenden des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes ordnete das Landgericht die Berichtigung des Randvermerkes durch 
Beiſchreibung folgenden Vermerks an: „Die Kindesmutter iſt nicht eine ge⸗ 
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borene T., ſondern eine geborene K. und hat im Jahre 1907 infolge Mr: 
nahme an Kindesſtatt den Familiennamen T. erhalten“. Auf die weitere 
Beſchwerde des Ehemanns St. hat das Kammergericht unter Aufhebung des 
Beſchluſſes des Landgerichts die Beſchwerde des Vorſitzenden des Kreisausſchuſſes 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts zurückgewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die Ausführungen des Landgerichts, daß ſich Frau St. nicht als „ge 
borene T.“ bezeichnen dürfe, find unzutreffend. Die Anzeigende iſt durd 
notariellen Vertrag vom 11. Dezember 1907 von dem Fabrikanten T. mit 
der Beſtimmung adoptiert, daß ſie fortan ausſchließlich den Namen T. zu 
führen habe. Damit iſt für ſie die Berechtigung zur Führung des Namens 
K. vollftändig fortgefallen (§ 1758 BGB.). An feine Stelle tft der Name 
T. getreten. Da die Anzeigende ſich verheiratet hat, fo hat fie nach § 1355 
BGB. den Familiennamen ihres Ehemanns zu führen, alſo den Namen St. 
Sie iſt jedoch nicht gehindert, dem Ehenamen den Mädchennamen beizufügen 
(Prot. 4, 448). Die Beifügung hat unter Voranſtellung des Wortes 
„geborene“ zu erfolgen, um dadurch die rechtliche Bedeutung der Beifügung 
klar zu ſtellen. Durch das Wort „geborene“ wird nicht auf den Namen hin⸗ 
gewieſen, den die Ehefrau durch die Geburt erlangt hat, ſondern es wird da⸗ 
durch lediglich ihr Mädchenname im Gegenſatze zu ihrem Ehenamen gebraucht. 
Infolge der Adoption ijt aber der Mädchenname der Frau St. der Name? 
und nicht K. Frau St. kann ſich alſo nicht als „geborene K.“ bezeichnen, 
ſondern fie muß ſich, ſofern fie ihren Mädchennamen beifügen will „Frau St, 
geborene T.“ nennen. Der auf Grund des amtsgerichilichen Beſchluſſes er 
folgte Berichtigungsvermerk ijt mithin zutreffend. 


Zuläſſigkeit eines Randvermerkes im Standesregiſter, daß eine Perfor, 

die das Wort „von“ in ihrem bürgerlichen Namen führt und mit dieſen 

Namen im Standesregiſter bezeichnet iſt, dem Adelsſtande nicht angehött. 
88 15, 22, 54, 59, 65 PStG. 

Kammergericht Berlin, 4. Oktober 1912. — Bd. 12 S. 199. 


Das Heroldsamt hat bei dem Regierungspräſidenten beantragt, eine 
Reihe von Standes amtsurkunden, betreffend die Mitglieder der von St. ſchen 
Familie, dahin berichtigen zu laſſen, daß die genannten Mitglieder dem Adels 
ſtande nicht angehören und daher zur Führung des Adelsprädikats nicht be⸗ 
rechtigt ſeien. Der Regierungspräſident hat den Antrag dem Amtsgerichte 
gemäß den 88 65, 66 PS.. zur Beſchlußfaſſung vorgelegt. Das Amte⸗ 
gericht hat darauf angeordnet, daß die Geburts⸗, Heirats⸗ und Sterbeurkunden 
durch Beiſchreibung folgender Vermerke zu berichtigen ſeien: 

„Die Eltern des Kindes — der Eheſchließende und deſſen Eltern — 
der Verſtorbene und deſſen Eltern — gehören dem Adelsſtande nicht an; 
das „von“ in dem Namen von St. bedeutet kein Adelsprädikat“. 

Auf die Beſchwerde der betroffenen Mitglieder der von St. ſchen Familie 
hat das Landgericht dieſe Anordnung aufgehoben mit der Begründung, daß 
Gegenſtand des gerichtlichen Berichtigungs verfahrens nur Tatſachen ſein könnten, 
zu deren Beurkundung die Standesregiſter beſtimmt ſeien, daß Standesrechte 
nur ausnahmsweiſe zu beurkunden ſeien, nämlich dann, wenn fie eine Ber 
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änderung erlitten (§ 26 PStG.), und daß zu einer Berichtigung nur dann 
Anlaß wäre, wenn das Wort „von“ vor „St.“ nicht zum Namen gehörte: 
die Familie, der die in den Urkunden bezeichneten Perſonen angehörten, habe 
aber den Namen „von St.“ ſeit mehr als eineinhalb Jahrhunderten geführt. 
Auf die weitere Beſchwerde des Regierungspräſidenten hat das Kammergericht 
Berlin die Beſchwerde der Mitglieder der Familie von St. gegen den Be⸗ 
ſchluß des Amtsgerichts mit der Maßgabe zurückgewieſen, daß die vom Amts⸗ 
gericht angeordneten Berichtigungsvermerke nur zu lauten haben: „Die Eltern 
des Kindes — der Eheſchließende und deſſen Eltern — der Verſtorbene und 
deſſen Eltern — gehören dem preußiſchen Adelsſtande nicht an“. 

In den Gründen iſt ausgeführt: | 

Die Ausführung des Landgerichts erſcheint nicht frei von Rechtsirrtum. 
Richtig iſt, daß der Name und die Adelszugehörigkeit zwei an ſich rechtlich 
verſchiedene Dinge ſind und daß das Wort „von“ nicht immer ein Adels⸗ 
prädikat iſt. Dies iſt von dem beſchließenden Senat, insbeſondere in dem 
Beſchluſſe vom 17. November 1911 (KGJ. 42 A, 66 und JW. 1912, 
157), ausgeführt worden. Richtig iſt auch, daß die Standesregiſter keine 
Adelsmatrikel find (vgl. den angeführten Beſchluß des KG.) und daß dem 
Heroldsamte die Entſcheidung darüber, welchen Namen eine Perſon zu führen 
berechtigt iſt, nicht zuſteht. Alles dies ſchließt es jedoch nicht aus, bei Perſonen, 
die dem Adelsſtande nicht angehören, aber das Wort „von“ als Namens⸗ 
beiwort führen, im Standesregiſter zu vermerken, daß ſie dem Adelsſtande 
nicht angehören. Die Aufgabe des Standesbeamten iſt nach § 1 PStG. 
die Beurkundung der Geburten, Heiraten und Sterbefälle. Dieſe Beurkundung 
macht nach den 88 22, 54, 59 daſ. auch die Beurkundung des Familien⸗ 
namens und Standes der Eltern des Geborenen, der Eheſchließenden und 
ihrer Eltern, des Verſtorbenen und ſeiner Eltern und damit, ſoweit dieſe 
Perſonen adelig ſind, die Beurkundung ihres Adels nötig. Die Wirkung der 
Beurkundung beſteht nach § 15 a. a. O. darin, daß die Standesregiſter 
diejenigen Tatſachen „beweiſen“, welche in ihnen eingetragen und zu deren 
Beurkundung ſie beſtimmt ſind. Zu dieſen Tatſachen gehört auch der Adel 
inſofern, als die Feſtſtelluug der Perſonenidentität davon abhängt (RGS. 
36 A, 65). Da die Aufgabe des Standesbeamten demnach die Herſtellung 
einer beweiskräftigen Urkunde auch darüber iſt, ob die Perſon dem Adelsſtand 
angehört, ſo muß dem gleichen Zwecke auch das Berichtigungsverfahren der 
§§ 65 ff. a. a. O. dienen. Iſt alſo in dem Standesamtsregiſter eine der 
in Betracht kommenden Perſonen als adelig eingetragen, die es in Wahrheit 
nicht iſt, ſo ſteht einer Berichtigung dahin, daß die Perſon dem Adel nicht 
angehört, nichts entgegen. Im gegebenen Falle iſt nicht ausdrücklich im 
Standesregiſter vermerkt, daß die in Betracht kommenden Perſonen adelig 
ſind. Sie ſind aber mit dem Wort „von“ eingetragen. Wenn auch das 
Wort „von“ Beſtandteil des bürgerlichen Namens ſein kann, ſo bedeutet es 
doch in den weitaus meiſten Fällen — in Preußen geführt — die Zuge⸗ 
hörigkeit zum preußiſchen Adel. Deshalb erwecken die hier in Betracht kom⸗ 
menden Eintragungen den Auſchein, als ob die mit dem Worte „von“ ein⸗ 
getragenen Perſonen dem preußiſchen Adelsſtand angehören. Dieſer Anſchein 
dann im Wege des Berichtigungsverfahrens beſeitigt und es kann in einem 
erläuternden Randvermerke klargeſtellt werden, daß die in Betracht kommenden 
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Perſonen dem preußiſchen Adelsſtande nicht angehören. Die Zuläſſigkeit eines 
ſolchen Randvermerkes iſt von dem Senat in dem Beſchluſſe vom 17. No⸗ 
vember 1911 auch bereits anerkannt. Die landgerichtliche Entſcheidung hat 
dies verkannt, ſie war deshalb aufzuheben. 

Es fragt ſich weiter, ob der amtsgerichtliche Beſchluß aufrecht zu erhalten 


Der Senat hat in dem Beſchluß vom 17. November 1911 auch hervor⸗ 
gehoben, daß die Zuſtändigkeit des Heroldamts ſich nur auf die Entſcheidung 
über die Zugehörigkeit eines preußiſchen Untertanen zum preußiſchen Adels ſtand 
erſtreckt, und hat deingemäß die Beiſchreibung von Vermerken empfohlen wie: 
„Die Eltern des Kindes gehörten dem preußiſchen Adelsſtande nicht an“ oder 
„das von im Namen ... bedeutet nicht ein preußiſches Adelsprädikat.“ 
Dieſem Geſichtspunkt hat das Amtsgericht inſoweit nicht Rechnung getragen, 
als es in den von ihm angeordneten Berichtigungsvermerken allgemein heißt: 
„Die Eltern der Eheſchließenden uſw. gehören dem Adelsſtande nicht an 
Es muß richtiger heißen: Die Eltern des Kindes uſw. gehören dem preußiſchen 
Adelsſtande nicht an“. Der Vermerk: „Das „von“ in dem Namen von 
St. bedeutet kein Adelsprädikat“ iſt zu beanſtanden. Er bedeutet ſeinem In⸗ 
halte nach nichts anderes, als was nicht ſchon in dem Vermerk enthalten 
wäre: „Die Eltern des Kindes gehören dem preußiſchen Adelsſtande nicht 
an“. Er iſt deshalb überflüſſig und zu überflüſſigen Vermerken iſt das 
Standesregiſter nicht da. | 


Zuläſſigkeit eines Randvermerkes im Gebnrtöregifter, daß der Ehemann 

einem vorehelichen Kinde ſeiner Ehefrau ſeinen Namen erteile, auch wenn 

im Staudesregiſter bereits vermerkt ijt, daß der Ehemann das Kind als 
das ſeinige anerkannt habe. 


§ 1706 BGB. 
Kammergericht Berlin, 17. Januar 1913. — Bd. 12 S. 201. 


Im Auguſt 1906 hat das damals unverehelichte Dienſtmädchen V. eine 
Tochter geboren, welcher der Vorname Ella beigelegt wurde. Als Erzeuger 
des Kindes bezeichnete fie den Arbeiter FF. Im Dezember 1907 heiratete 
die Kindesmutter den Arbeiter H. Im Mai 1911 wurde am Rande der 
Geburtsurkunde des Kindes vermerkt: „Vor dem unterzeichneten Standesbeamten 
erſchien heute ... der Arbeiter H. und erklärte: „Ich erkenne das neben⸗ 
bezeichnete Kind mit Vornamen Ella, mit deſſen Mutter ich die Ehe geſchloſſen 
habe, als das meinige an. ..“ 

Im September 1911 beantragte H., den Eintrag im Wege der Be⸗ 
richtigung zu löſchen, da er nur beabſichtigt habe, dem Kinde ſeinen Namen 
zu geben. Der Antrag wurde rechtskräftig abgelehnt. Darauf erklärte der 
Pfleger des Kindes vor dem Vormundſchaftsgerichte, daß der Ehemann H. 
beabſichtige, dem Kinde gemäß § 1706 BOB. ſeinen Namen beizulegen, und 
beantragte, daß der Staatsbeamte ihn und die Eheleute H. zur Entgegen⸗ 
nahme der erforderlichen Erklärungen vorladen möge. Das Standesamt lehnte 
dies jedoch ab. Das Vormundſchaftsgericht erſuchte hierauf das Amtsgericht 
Berlin, das Standesamt zur Entgegennahme der Erklärung der Namenser⸗ 
teilung anzuweiſen. Das Amtsgericht Berlin lehnte die beantragte Anweiſung 
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an das Standesamt unter Billigung des Landgerichts ab. Beide Gerichte 
waren der Anſicht, daß die Erklärung über die Namenserteilung nicht am 
Rande der Geburtsurkunde vermerkt werden könne, da dort bereits vermerkt 
ſei, daß der Ehemann H. das Kind als von ihm erzeugt anerkannt habe. 
Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen den Standesbeamten nach dem Antrage des Pflegers 
des Kindes angewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Kammergericht hat bereits in dem Beſchluſſe vom 12. April 1912 


(NIA. 12, 96) rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, daß die Beiſchreibung eines 


Vermerkes über die Namenserteilung durch den Ehemann der Kindesmutter 
nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß bereits am Rande der Geburtsurkunde 
vermerkt iſt, der Ehemann habe das Kind als von ihm erzeugt anerkannt. 
Durch den neuen Vermerk ſoll zum Ausdrucke gebracht werden, daß der Ehe⸗ 
mann H. dem von ſeiner Ehefrau vor der Ehe geborenen Kinde gemäß 
§ 1706 BGB. ſeinen Namen erteilt hat. Er ſoll dadurch aber nicht — 
was das Reichsgericht (RG. 68, 60) für unzuläſſig erklärt hat — der 
frühere, lediglich eine Vermutung für die Beiwohnung während der Em⸗ 
pfängniszeit begründende (§ 1720 Abſ. 2 BGB.) Vermerk über die Aner⸗ 
kennung der Vaterſchaft beſeitigt oder abgeändert werden. Vielmehr ſollen 
beide Vermerke nebeneinander ihre ſelbſtändige Bedeutung haben; es wird 
nur in zuläſſiger Weiſe durch den zweiten Vermerk auf die Bedenken hin⸗ 
gewieſen, die gegen die Richtigkeit der im erſten Vermerk enthaltenen Er⸗ 
klärung beſtehen. 

Steht aber der Vermerk über die Vaterſchaſtsanerkenntnis der Beiſchreibung 
eines Vermerkes über die Namenserteilung nicht entgegen, ſo iſt der Standes⸗ 
beamte nach der ausdrücklichen Vorſchrift des Art. 68 § 2 Abſ. 1 Pr. 
AGzBGB. auch gehalten, die Erklärung, durch welche der Chemann der Mutter 
eines unehelichen Kindes dieſem ſeinen Namen erteilt, ſowie die Einwilligungs⸗ 
erklärungen des durch den Pfleger vertretenen Kindes und der Mutter ent⸗ 
gegenzunehmen und öffentlich zu beglaubigen. Es iſt daher unter Aufhebung 
der Vorentſcheidungen der Standesbeamte antragsgemäß anzuweiſen. 


Antrag eines Miterben auf Einziehung eines auf den Antrag eines anderen 
Miterben erteilten gemeinſchaftlichen Erbſcheins, weil er die Erbſchaft 
noch nicht angenommen habe; Unzuläſſigkeit eines ſolchen Antrags. 


§§ 2357, 2361 BGB. 
Oberlandesgericht Stuttgart, 1. Oktober 1912. — Bd. 12 S. 203. 


Am 7. April 1912 ſtarb die Witwe Eugenie L. ohne Hinterlaſſung 
eines Teſtaments. Auf Antrag der Miterbin Fanny M. ſtellte das Nachlaß⸗ 
gericht einen gemeinſchaftlichen Erbſchein aus, in dem unter anderen auch der 
Fabrikant Theodor S. als Miterbe bezeichnet war. Theodor S. beantragte 
hierauf die Einziehung des Erbſcheins, weil er nicht Miterbe ſei. Das Nachlaß⸗ 
gericht wies den Antrag zurück. Dagegen beſchloß das Landgericht auf die 
Beſchwerde des S. den Erbſchein einzuziehen, weil S. bei Erteilung des Erb⸗ 
ſcheins die Erbſchaft noch nicht angenommen habe. Auf die weitere Beſchwerde 
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der Miterbin Fanny M. wies das Oberlandesgericht Stuttgart unter Auf: 
hebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde des Theodor S. gegen 
den Beſchluß des Nachlaßgerichts zurück. 

In den Gründen iſt zu der oben bezeichneten Frage ausgeführt: 

. . Die Frage, ob Theodor S. die Erbſchaft angenommen hat oder 
nicht, iſt für die Entſcheidung darüber nicht maßgebend, ob der erteilte Erb⸗ 
ſchein, in dem die Erbſchaſtsannahme nicht bekundet worden iſt, als unrichtig 
einzuziehen ijt. Allerdings ſoll ein gemeinſchaftlicher Erbſchein (§ 2357 BGB.) 
nur erteilt werden, wenn das Nachlaßgericht für feſtgeſtellt erachtet, daß die 
Miterben die Erbſchaft angenommen haben. Eine Verletzung dieſer Verfahrens⸗ 
vorſchrift macht aber den erteilten Erbſchein nicht unrichtig, und in dem Ver⸗ 
fahren, das auf die Beſchwerde gegen die Erteilung des Erbſcheins ſtattfindet, 
kommt nur die Einziehung wegen Unrichtigkeit in Betracht. Der Erbſchein 
iſt ein Zeugnis über das Erbrecht, alſo darüber, daß jemand Erbe geworden 
iſt, nicht auch darüber, daß er die Erbſchaft angenommen habe oder daß ſie 
als angenommen gelte. Planck ſagt mit Recht, es ſolle durch die eben an⸗ 
geführte Verfahrensvorſchrift verhütet werden, daß in dem Erbſcheine Perſonen 
als Erben aufgeführt werden, welche die Erbſchaft noch nicht endgültig erworben 
haben und daher durch ihre Ausſchlagung dem Erbſchein alsbald unrichtig 
machen könnten. Es ſoll daher vor der Erteilung des Erbſcheins geprüft 
werden, ob die Erbſchaft angenommen iſt. Das Erbeſein iſt von der An⸗ 
nahme unabhängig (§ 1922 BGB.). Der Erbſchein wird daher erſt dann 
unrichtig, wenn eine rechtsgültige Ausſchlagung der Erbſchaft ſeitens eines 
Erben erfolgt. Eine Ausſchlagung iſt nun aber von Theodor S. nicht erklärt 
worden 


Teilweiſe Befreiung des Vorerben von den geſetzlich beſtimmten Be⸗ 
ſchränlungen und Verpflichtuugen; Angabe der teilweiſen Befreiung in 
dem Erbſcheine. 


88 2136, 2363 BGS. 
Kammergericht Berlin, 7. Oktober 1912. — Bd. 12 S. 204. 


Im Juli 1911 verſtarb der Privatmann F. unter Hinterlaſſung eines 
Teſtaments vom 5. Juli 1905, in dem er beſtimmte: 

„Zur Erbin meines Nachlaſſes ernenne ich hierdurch meine Tochter 
Anna G. geb. F. Meine Tochter hat aber nur, ſolange ſie lebt, den Genieß⸗ 
brauch. Nach ihrem Tode teilen ſich die noch lebenden Kinder in gleichen 
Teilen. Meine Tochter Anna kann ſämtliches Inventar für ſich nach Belieben 
verwenden, welches nicht zum Nachlaſſe gerechnet wird. Meine Tochter ſoll 
ferner berechtigt ſein, meinen geſamten Nachlaß ganz nach freiem Ermeſſen und 
ohne Kautionsbeſtellung gleich einem Eigentümer zu verwalten, namentlich er⸗ 
mächtige ich ſie, ausſtehende Gelder oder Forderungen einzuziehen, Gelder und 
Dokumente in Empfang zu nehmen und darüber zu quittieren — ſie muß 
aber das eingenommene Geld wieder verzinslich anlegen, am ſicherſten auf 
der Sparkaſſe — und Grundſtücke zu veräußern, Auflaſſungserklärungen ab⸗ 
zugeben, Eintragungen und Löſchungen in den Grundbüchern zu beantragen 
und zu bewilligen, überhaupt alle diejenigen Handlungen, zu denen die Geſetze 
eine Spezialvollmacht erfordern, vorzunehmen.“ 
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Das Nachlaßgericht erteilte der Anna G. geb. F. einen Erbſchein, in 
dem nur erklärt wurde, daß ſie Vorerbin ſei und als Nacherben die beim 
Tode der Vorerbin lebenden Kinder derſelben beſtimmt ſeien. 


Die Vorerbin beantragte darauf bei dem Nachlaßgerichte, dieſen Erbſchein 
dahin zu ergänzen, daß ſie als Vorerbin von den ſämtlichen im einzelnen 
Teſtament erwähnten Beſchränkungen und Verpflichtungen befreit ſei. Das 
Nachlaßgericht wies unter Billigung des Landgerichts den Antrag zurück, weil 
eine volle Befreiung der Vorerbin nicht vorliege und die im Teſtament be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Befreiungen ſowie dergleichen Beſtimmungen nach 
§ 2363 BGB. der Aufnahme in den Erbſchein nicht bedurften. 


Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin unter Auf⸗ 
hebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Erörterung und 
Entſcheidung an das Nachlaßgericht zurückverwieſen. 


Das Kammergericht tritt den Vorinſtanzen zunächſt darin bei, daß eine 
Vollbefreiung nicht feſtſtehe. Es fährt dann fort: 

Dagegen kann die Ausführung, daß die Aufnahme von Teilbefreiungen 
in den Erbſchein nicht notwendig ſei, nicht für zutreffend erachtet werden. 
Die Vorentſcheidungen befinden ſich inſoweik allerdings im Einklange mit den 
Ausführungen bei Planck, BGB. (3) Anm. 2 zu § 2136, Anm. 4 zu § 2363, 
„Staudinger, BGB. (5/6) Anm. 4 zu § 2136, Anm. Id zu § 2363 und 

Leonhard Anm. II zu § 2363 BGB., nach denen die Aufnahme von Teil: 
befreiungen in den Erbſchein zwar zuläſſig, nicht aber notwendig ſein ſoll; 
die Begründung dieſer Anſicht iſt indeſſen nicht überzeugend. Planck und 
Staudinger weiſen ausſchließlich auf den Text des § 2363 BGB. hin, der 
nur die Aufnahme der Vollbefreiung in den Erbſchein anordnet. Dieſe Vor⸗ 
ſchriſt rechtfertigt jedoch nicht ohne weiteres den Umkehrſchluß, daß es nach 
dem Willen des Geſetzes der Aufnahme der Teilbefreiung in den Erbſchein 
nicht bedürfe. Leonhard iſt der Meinung, der Hinweis auf die Teilbefreiungen 
in dem Erbſcheine ſei in dem praktiſch wichtigſten Falle des § 2113 Abſ. 1 
(Verfügung über ein zur Erbſchaft gehörendes Grundſtück oder über ein zur 
Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück) entbehrlich, weil dieſe Be⸗ 
fretung fic) aus dem Grundbuch ergebe (§ 52 GBO.). Gerade die Bezug⸗ 
nahme auf § 52 GBO., wonach bei der Eintragung eines Vorerben in das 
Grundbuch zugleich das Recht des Nacherben und „ſoweit der Vorerbe von 
den Beſchränkungen ſeines Verfügungsrechts befreit iſt, auch die Befreiung 
von Amts wegen einzutragen iſt,“ läßt die Rechtsauffaſſung, die die Vor⸗ 
inſtanzen ſich zu eigen gemacht haben, unzutreffend erſcheinen. Nach § 52 
GBO. hat der Grundbuchrichter unzweifelhaft auch Teilbefreiungen des Vor⸗ 
erben in das Grundbuch einzutragen, ſoweit fie ſür den Grundbuchverkehr 
in Betracht kommen. Dieſe Eintragung kann jedoch, wie Saupe, Erbſchein⸗ 
verfahren S. 80, zutreffend hervorhebt, nach § 36 Abſ. 1 GBO. in der 
Regel nur auf Grund eines Erbſcheins geſchehen. Der Erbſchein muß alſo 
die Zeilbefreiung nachweiſen, um der im § 52 GBO. vorgeſchriebenen Ein⸗ 
tragung als Grundlage zu dienen. Iſt hiernach eine Befreiung von der Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung des § 2113 Abſ. 1 BGB. notwendig in den Erbſchein 
aufzunehmen, ſo ergibt ſich, daß der grundſätzlich abweichende Standpunkt 
der Vorinſtanzen durch einen Hinweis auf § 2363 BGB. nicht gerechtfertigt 


werden kann. Andererſeits entſpricht die Aufnahme ſämtlicher Teilbefreiungen 
in den Erbſchein allein dem Legitimationszwecke dieſes gerichtlichen Zeugniſſes. 
Sie iſt daher im BGB. Kommentar von Reichsgerichtsräten Anm. 4 zu 
§ 2363 mit Recht allgemein für notwendig erachtet worden, zur vollſtändigen 
Bezeugung des Erbrechts des Vorerben. 


Hiernach beruhen die Entſcheidungen auf irrtümlicher Auslegung der 
88 2353, 2363 BOB, 


Zuläſſigkeit der Beſchwerde gegen einen Beſchluß des Nachlaßgerichts, 

durch den zur Vorbereitung der Entſcheidung über den Antrag auf Er 

teilung eines Erbſcheins dem Antragſteller die Beibringung von Standes⸗ 
urkunden aufgegeben wird. 


§§ 19, 20 56G. 
Kammergericht Berlin, 9. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 208. 


Die Beſchwerdeführerin, die Witwe des Ratsmaurermeiſters R., hat auf 
Grund des von ihr und dem Erblaſſer gemeinſchaftlich errichteten Teſtaments 
vom 25. Mai 1903 und der notariell beurkundeten Erbeslegitimationsver⸗ 
handlung vom 22. Juli 1912 bei dem Amtsgerichte die Erteilung eines Erh⸗ 
ſcheins beantragt. Durch Verfügung vom 8. Oktober 1912 hat das Amts 
gericht der Antragſtellerin die Beibringung gewiſſer, näher bezeichneten Perſonen⸗ 
ſtandsurkunden mit der Maßgabe aufgegeben, daß nach friſtloſem Ablaufe der 
für die Beibringung geſtellten Friſt der Antrag als zurückgenommen betrachtet 
würde. 

Gegen dieſe Verfügung hat die Antragſtellerin Beſchwerde eingelegt mit 
dem Antrage, die Verfügung aufzuheben und dem Amtsgericht aufzutragen, 
den Erbſchein antragsgemäß zu erteilen. Das Landgericht hat die Beſchwerde 
als unzuläſſig zurückgewieſen, weil die angefochtene Verſügung nur vorbereiten⸗ 
den Charakters ſei. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammmergericht 
Berlin unter Aufhebung der Vorentſcheidung die Sache zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das 
Landgericht zurückverwieſen. 

In dem Beſchluſſe vom 13. September 1904 (KGJ. 28 A, 273) hat 
das Kammergericht allerdings ausgeſprochen, der Ausdruck „Verfügung“ im 
§ 19 FGG. fet eine im Geſetze gebrauchte techniſche Bezeichnung für denjenigen 
endgültigen Ausſpruch des Gerichts, durch den die Inſtanz abgeſchloſſen werde, 
und daran die Folgerung geknüpft, daß gegen Maßregeln des Inſtanzgerichts, 
welche die Entſcheidung nur vorbereiten ſollen, das Rechtsmittel der Beſchwerde 
nicht gegeben fet (vgl. auch RIA. 4, 136). Auf demſelben Standpunkte ſteht 
eine Entſcheidung des Oberlandesgerichts Jena vom 24. Dezember 1900 (RIA. 
1, 177). In dem Beſchluſſe vom 18. Februar 1905 (RIA. 5, 224) hat 
dieſes Oberlandesgericht jedoch dieſen grundſätzlichen Standpunkt aufgegeben. 
Er läßt ſich auch bei nochmaliger Prüfung nicht aufrecht erhalten. Die An⸗ 
nahme, daß der Ausdruck „Verfügung“ im FGG. als eine techniſche Be: 
zeichnung benutzt ſei, kann aus dem Inhalte des Geſetzes nicht begründet werden. 
Die gerichtlichen Handlungen rechtlicher Art, welche nicht wie Beurkundungen 
und Eintragungen (vgl. auch KGJ. 41, 102), den Rechtserfolg unmittelbar 
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sjondern erſt in Verbindung mit einem weiteren Vorgange, wie der Bekannt⸗ 
machung oder dem Eintritt der Rechtskraft) hervorbringen, werden vom Geſetz 
am häufigſten „Verfügung“ genannt. Daneben ſpricht das Geſetz aber auch von 
Entſcheidungen, von Beſchlüſſen, von Anordnungen im § 138 auch von „ver⸗ 
urteilen“. Auf einen ſachlichen Unterſchied deuten dieſe Ausdrücke nicht hin. 
Regelmäßig handelt es ſich lediglich um einen belangloſen Wechſel in der Be⸗ 
zeichnung desſelben Gegenſtandes. Hierüber herrſcht in der Rechtslehre faſt 
Einſtimmigkeit. Auch der Kommiſſionsbericht zu Art. 18 PBrFGG., der ſich 
über die Ausfertigung gerichtlicher Verfügungen verhält, ſtellt feſt: „Dazu iſt 
als übereinſtimmende Meinung der Regierungsvertreter und der Kommiſſion 
ſeſtzuſtellen, daß unter „Verfügung“ der allgemeinſte Begriff der gerichtlichen 
Anordnung zu verſtehen ſei“. Dafür, daß das Geſetz im § 19 ausnahms⸗ 
weiſe mit dem Worte „Verfügung“ einen beſonderen Sinn verbunden hat, fehlt 


es an einem ausreichenden Anhalte. Danach iſt die Beſchwerde gegen jede 


gerichtliche Anordnung zuzulaſſen, ſoweit nicht ein geſetzliches Verbot die be: 
ſondere Natur der Anordnung oder die Ordnung des Rechtsmittelweſens ent⸗ 
gegenſteht. Ein geſetzliches Verbot kommt hier nicht in Frage, auch aus dem 
Weſen der hier angefochtenen Anordnung auf Ergänzung der Antragsunterlagen 
($ 2356 BGB.) find Bedenken gegen die Zuläſſigkeit der Beſchwerde nicht 
zu entnehmen. Ihr können auch die Vorſchriften des Geſetzes ü. d. Angel. d. 
freiw. Ger. über die Beſchwerde nicht entgegengehalten werden. | 

Nach § 20 Abi. 1 FGG. ſteht die Beſchwerde jedem zu, deſſen Recht 
durch die Verfügung beeinträchtigt iſt. Das Geſetz ſetzt alſo die Möglichkeit 
einer Rechtsbeeinträchtigung als Folge der Verfügung voraus. Hiernach ſind 
Verfügungen der Anfechtung mit der Beſchwerde entzogen, welche eine ſolche 
Beeinträchtigung ausſchließen. Ob es ſolche Verfügungen gibt und ob hierzu 
ſolche Verfügungen zu rechnen ſind, welche, ohne in der Sache ſelbſt Stellung 
zu nehmen, lediglich das Verfahren vorzubereiten oder zu leiten beſtimmt ſind, 
bedarf hier nicht der Erörterung. Ebenſo wenig braucht unterſucht zu werden, 
ob Verfügungen anfechtbar ſind, welche amtswegige Ermittlungen in die Wege 


leiten. Die Entſcheidung in der vorliegenden Sache hängt lediglich von der 


Beantwortung der Frage ab, ob Zwiſchenverfügungen, in denen einem Antrag⸗ 
ſteller eine Auflage gemacht wird, die Möglichkeit einer Rechtsbeeinträchtigung 
in ſich bergen. Die Bejahung dieſer Vorfrage kann nicht zweifelhaft ſein; 
denn in der Auflage liegt der Ausſpruch des Gerichts, daß es dem Antrage 
nur für den Fall der Erfüllung dieſer Auflage ſtattgeben wolle. Hat der 
Antragſteller ein Recht auf die beantragte Maßnahme, wie z. B. der Erbe 
auf Erteilung eines Erbſcheins (§ 2353 BGB.), jo wird durch die An⸗ 
drohung der Abweiſung des Antrags und durch die in der Auflage liegende 
Erſchwerung der Rechtsausübung dieſes Recht beeinträchtigt. Die Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde gegen Zwiſchenverfügungen dieſer Art iſt in der Rechtslehre faſt 
allgemein anerkannt, anch vom Kammergerichte bereits ausgeſprochen worden 
in dem Beſchluſſe vom 24. Dezember 1900, Recht 1901, 74 Nr. 271. 
Auf denſelben Standpunkt hat ſich für einen der vorliegenden Angelegenheit 
entſprechenden Fall das Oberlandesgericht Colmar in dem Beſchluſſe vom 
22. Juli 1905 (RIA. 7, 95) und für das Grundbuchverfahren einmütig 
Rechtslehre und Rechtſprechung geſtellt. Die Zulaſſung der Beſchwerde ent⸗ 
ſpricht auch einem unabweisbaren Bedürfniſſe. Es würde zu einem unbefrie⸗ 


digenden Rechtszuſtande führen, wenn der Antragſteller in folden Fällen nur 
die Wahl hätte, entweder die von ihm für ungerechtfertigt gehaltene Auflage 
zu erfüllen oder den endgültigen ablehnenden Beſcheid des Gerichts abzuwarten. 


Erteilung eines Erbſcheins für einzelne im Inlande befindliche Gegenſtände, 

die zu dem Nachlaß eines Ausländers gehören, auch wenn das für die 

Beerbung des Ausländers maßgebende ausländiſche Recht die Einrichtung 
des Erbſcheins nicht kennt. 


§ 2369 BGB.; Art. 25, 28 EGz BGB. 
Oberlandesgericht Colmar, 30. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 210. 


Der franzöſiſche Staatsangehörige H., zuletzt in Nancy wohnhaft, iſt 
daſelbſt am 10. Oktober 1911 verſtorben. Als geſetzliche Erben hat er ſeine 
Geſchwiſter hinterlaſſen. Die Erbſchaft wird aber von der Beſchwerdeführerin 
in Anſpruch genommen auf Grund eines eigenhändigen Teſtaments des H., 
in dem er die Beſchwerdeführerin zu feiner Univerſalvermächtnisnehmerin ein⸗ 
geſetzt hat. Zum Nachlaſſe des Verſtorbenen gehört auch eine Forderung, die 
ſich im Inlande befindet, nämlich eine Forderung von 1000 M. an die Ehe⸗ 
leute H. in Straßburg laut vollſtreckbarer zugunſten des Erblaſſers lautender 
Schuldtitel. Die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel aus dieſen Titeln zugunſten 
der Beſchwerdeführerin wird vom Nachweiſe der Rechtsnachfolge durch öffentliche 
Urkunden abhängig gemacht. Die Beſchwerdeſührerin hat darum bei dem nach 
§ 73 FGG. zuftändigen Nachlaßgerichte Straßburg die Erteilung eines gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkten Erbſcheins im Sinne von § 2369 BGB. beantragt. 
Das Nachlaßgericht hat den Antrag unter Billigung des Landgerichts abge⸗ 
wieſen. Auf die weitere Beſchwerde hat das Oberlandesgericht Colmar unter 
Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen Prüfung und 
Beſcheidung der Beſchwerde an das Landgericht zurückverwieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Landgericht hat ſeine Entſcheidung damit begründet, daß ſich die 
Beerbung des H. bezüglich der in Rede ſtehenden Forderung gemäß Art. 25, 
27 CGz BGB. nach franzöſiſchem Rechte vollziehe. Nach dieſem Rechte ſei 
deshalb auch die Frage zu entſcheiden, ob die Ausſtellung eines beſchränkten 
Erbſcheins überhaupt zuläſſig erſcheine. Die Frage ſei aber zu verneinen, weil 
dem franzöſiſchen Rechte die Ausſtellung eines Erbſcheins überhaupt fremd ſei; 
deshalb könne weder ein unbeſchränkter, noch ein gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein erteilt werden. 

Das Landgericht beruft ſich in ſeinem Beſchluſſe auf die Entſcheidungen 
des Oberlandesgerichts Colmar vom 18. Dezember 1907 (OL GRſp. 16, 278). 
In dieſem Beſchluſſe wird lediglich entſchieden, daß nach einem franzöſiſchen 
Staatsangehörigen, der in Elſaß⸗Lothringen ſeinen letzten Wohnſitz bezw. 
Aufenthaltsort hatte und Vermögen ſowohl im Inlande wie im Auslande 
hinterließ, ein unbeſchränkter Erbſchein nicht erteilt werden könne. Die Ent⸗ 
ſcheidung wird, ſachlich übereinſtimmend mit den Beſchlüſſen des preußiſchen 
Kammergerichts vom 29. Dezember 1902, 15. Mai 1908 und 11. Juli 
1911 (KGJ. 25A, 241; 36 A4, 102; 41 A, 61 ff.), aber abweichend vom 
Beſchluſſe des Oberlandesgerichts Dresden (OLGRip. 14, 153) dantit begründet, 
daß es ſich bei den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Er⸗ 
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teilung eines unbeſchränkten Erbſcheins nicht um Vorſchriften des Verfahrens, 
ſondern um ſolche des materiellen Erbrechts handle, welche auf den Nachlaß 
eines Franzoſen, auf welchen nach den Art. 25, 27 EGz BGB. das materielle 
Erbrecht des code civil anzuwenden ſei, um deswillen keine Anwendung finden 
könnten, weil dem franzöſiſchen Erbrecht die Einrichtung des Erbſcheins unbekannt 
ſei. Ob an dieſem Standpunkte, welcher in der Literatur teils Zuſtimmung, 
teils Ablehnung erfahren hat, feſtzuhalten ſei, bedarf im vorliegenden Falle 
nicht der Entſcheidung, wo nicht die Erteilung eines unbeſchränkten Erbſcheins, 
ſondern nur die eines Erbſcheins nach § 2369 BGB. beantragt ijt. Daß 
bei Beerbung eines — ſei es im Inlande, ſei es im Auslande verſtorbenen 
— Ausländers, welcher Vermögen im Inlande hinterlaſſen hat, auch ein be⸗ 
ſchränkter Erbſchein nach § 2369 BGB. aus dem oben wiedergegebenen 
Grundſatze ſtets dann nicht erteilt werden dürfe, wenn das für die Beerbung 
maßgebende ausländiſche Recht den Erbſchein überhaupt nicht kennt, iſt in 
keiner der oben angezogenen Entſcheidungen ausgeſprochen. Eine ſolche Ge⸗ 
ſetzesauslegung, welche allerdings dem angegriffenen landgerichtlichen Beſchluſſe 
zugrunde liegt, würde mit dem Zwecke, welchem der § 2369 BGB. dienen 
ſoll, auch nicht im Einklange ſtehen. Der § 2369 BGB. iſt erſt bei der 
2. Kommiſſion in ſeiner jetzigen Faſſung in den Entwurf des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs als S 2079 aufgenommen worden. Wie die Protokolle (5, 694) 
beſagen, war für ſeine Faſſung maßgebend, daß die Erteilung eines Erbſcheins 
ermöglicht werden ſolle für ſolche Erbſchaften, für die ein deutſches Nachlaß⸗ 
gericht nur in betreff der im Inlande gelegenen Sachen — wenn man ſo 
ſagen dürfe, als Partialnachlaßgericht — zuſtändig ſei. In den Protokollen 
heißt es dann weiter: „Es fei vorauszuſehen, daß Erbſchaften vorkämen, bet 
denen ſich Vermögen im Inlande befinde, ohne daß der Nachlaß im ganzen 
von einem deutſchem Rechte zu behandeln ſei. Für letztere Erbſchaften müſſe 
jedenfalls ein Erbſchein, ſei es bezüglich aller im Inlande befindlichen Gegen⸗ 
ſtände oder nur bezüglich gewiſſer Gegenſtände zugelaſſen werden“. Alſo 
gerade für Fälle, wie den hier in Frage ſtehenden, ſollte nach dem Willen des 
Geſetzgebers durch die Vorſchrift des § 2369 BGB. die Erteilung eines gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkten Erbſcheins ermöglicht werden; ſie bezweckte offenſichtlich 
„für die im Inlande befindlichen Nachlaßſtücke eines Ausländers dem Verkehr 
eine ſichere Rechtsgrundlage zu bieten“. Im Gegenſatze zu dem § 2353 BGB. 
iſt alſo, wie von Habicht⸗Greiff (Intern. Privatr. S. 202 Ziff. 3) mit Recht 
betont wird, der $ 2369 BGB. als eine „beſondere Vorſchriſt“ des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs aufzufaſſen, der die im Gebiete des deutſchen Reichs befind⸗ 
lichen Gegenſtände eben mit Rückſicht auf dieſe ihre örtliche Lage unterliegen 
ſollen, mithin als eine Vorfehrift, die nach Art. 28 EGz BGB. in Beziehung auf 
dieſe Gegenſtände das nach Art. 25 daſelbſt an ſich maßgebende ausländiſche 
Recht einſchränkt. Im gleichen Sinne hat ſich bereits das Kammergericht in 
einem Beſchluſſe vom 11. Mai 1908 (KGJ. 36 A, 102 ff.) ausgeſprochen, 
und dieſe Anſicht wird auch von der Mehrzahl derjenigen Schriftſteller ver⸗ 
treten, welche die Erteilung eines unbeſchränkten Erbſcheins nach im Auslande 
verſtorbenen Ausländern verneinen. 

Der Erteilung des Erbſcheins ſteht ſonach das vom Landgerichte hervor⸗ 
gehobene Hindernis nicht entgegen; es verletzt der angegriffene Beſchluß den 
§ 3369 BGB. und er unterliegt deshalb der Aufhebung. | 
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Antrag auf Ernennung eines Sachverſtändigen zur Feſtſtellung der Höhe 
des Schadeus im Falle der Schadensverſicherung; Unzuläſſigkeit der Be⸗ 
ſchwerde gegen die Verfügung des Amtsgerichts, durch die dem Antrage 
ſtattgegeben wird, auch weun die Beſchwerde ſich darauf gründet, daß es 
an den Vorausſetzungen für die Ernennung eines Sachverſtändigen fehle. 


§ 64 Gef. ü. d. Verſicherungsvertrag. 
Kammergericht Berlin, 4. Oktober 1912. — Bd. 12 S. 213. 


Die Witwe H. iſt bei der Beſchwerdeführerin gegen Brandſchaden ver: 
ſichert und erhebt gegen ſie Erſatzanſprüche wegen des Eintritts des Ver⸗ 
ſicherungsfalls. Nach § 14 der Allgemeinen Verſicherungsbedingungen ſoll die 
Höhe des Schadens durch Sachverſtändige feſtgeſtellt werden; jede Partei er⸗ 
nennt einen; die beiden Sachverſtändigen haben ihrerſeits einen dritten Sach⸗ 
verſtändigen als Obmann zu beſtellen, der ſür den Fall, daß ſie ſich nicht 
einigen können, über die ſtreitig gebliebenen Punkte entſcheidet. Wenn ſich die 
beiden Sachverſtändigen über die Wahl des Obmanns nicht einigen, ſo wird 
dieſer auf Antrag beider Teile oder eines von ihnen durch das für den 
Schadensort zuſtändige Amtsgericht ernannt. 

Die Wahl des von den beiden Sachverſtändigen der Parteien ernannten 
Obmanns wurde nachträglich von dem Sachverſtändigen der Witwe H. mit der 
Begründung widerrufen, er habe inzwiſchen erfahren, daß der Obmann in 
Dienſten der Beſchwerdeführerin ſtehe. Da der von der Beſchwerdeführerin 
ernannnte Sachverſtändige den Widerruf nicht gelten ließ, beantragte die 
Witwe H. bei dem für den Schadensort zuſtändigen Amtsgerichte die Ernennung 
des Obmauns durch das Gericht. 

Das angerufene Amtsgericht hat darauf den Baurat Dr. H. zum Ob⸗ 
manne beſtellt. Die hiergegen eingelegte Beſchwerde der Verſicherungsgeſellſchaft 
hat das Landgericht als unzuläſſig verworſen. Auch der weiteren Beſchwerde 
hat das Kammergericht Berlin den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die weitere Beſchwerde rügt die Anwendung des § 64 Geſ. ü. d. Ver⸗ 
ſicherungsvertrag, deſſen Vorausſetzungen nicht vorgelegen hätten. Die Sach⸗ 
verſtändigen hätten ſich bereits über die Wahl des Obmanns geeinigt gehabt, 
der Widerruf ſei nicht zu Recht erfolgt und habe mithin dieſe Einigung nicht 
beſeitigen können. | 

Die Zuſtändigkeit des Kammergerichts als des Gerichts der weiteren 
Beſchwerde unterliegt keinem Bedenken. In Betracht kommt der § 64 Abi. 2 
Geſ. ü. d. Verſicherungsvertrag, das zwar erſt am 1. Januar 1910 in Kraft 
getreten iſt, aber nach Art. 4 Nr. 6 EG. z Geſ. ü. d. Verſicherungsvertrag auf 
die früher begründeten Verſicherungsverhältniſſe Kraft hat. Danach iſt, wenn 
nach dem Verſicherungsvertrage die Höhe des Schadens durch Sachverſtändige 
feſtgeſtellt werden ſoll und dieſe durch das Gericht zu ernennen ſind, für die 
Ernennung das Amtsgericht, in deſſen Bezirke der Schaden entſtanden iſt, zu⸗ 
ſtändig. Es handelt ſich hierbei nicht um Schiedsgerichte im Sinne der 
SS 1025 ff. ZPO., ſondern um Schätzungsmänner, die nicht eine Rechtsſtreitig⸗ 
keit entſcheiden, ſondern nur in einer für den Prozeßrichter bindenden Weiſe 
die Höhe des Schadens ſchätzen ſollen (RG. 24, 411; 67, 71; JW. 1902 
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S. 636 Nr. 18; 1908 S. 16 Nr. 21). Die Beſtimmung des § 64 
ſchließt ſich an den § 164 FGG. an und bildet, wie dieſer, einen beſonderen 
Anwendungsfall der SS 317 ff. BGB. (Gerhard⸗Hagen, Kommentar S. 298, 
300). Danach handelt es ſich um eine Angelegenheit der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und ergibt ſich die Zuſtändigkeit des Kammergerichts aus § 28 366. 
in Verbindung mit Art. 7, 8 PrFGG. Der § 64 Abſ. 2 Satz 3 Gel. ü. 
d. Verſicherungsvertrag beſtimmt nun, daß eine Anfechtung der Verfügung, 
durch welche dem Antrag auf Ernennung der Sachverſtändigen ſtattgegeben 
wird, ausgeſchloſſen iſt. Das Landgericht hat daher die Beſchwerde der Ver⸗ 
ſiherungsgeſellſchaft für unzuläſſig erachtet. Dieſer Auffaſſung iſt beizutreten. 
Der Zweck der gedachten Beſtimmung, ebenſo wie der entſprechenden des § 164 
Abi. 2 FGG., iſt es, das Abſchätzungsverfahren, das nur einen vorbereitenden 
Charakter hat, zu beſchleunigen. In der Denkſchrift zum FGG. (S. 318, 314) 
iſt beſonders betont, daß die Erledigung derartiger Angelegenheiten einer be⸗ 
ſonderen Beſchleunigung bedarf. Aus dieſem Grunde iſt die Entſcheidung, ob 
die Vorausſetzungen für das Eingreifen des Gerichts vorliegen, dem aus⸗ 
ſchließlichen Ermeſſen des Amtsgerichts überlaſſen und in höherer Inſtanz nicht 
nachzuprüfen. Der für die Tätigkeit des Amtgerichts erforderliche Antrag der 
Witwe H., die ihn nach § 14 Nr. 2 a der Verſicherungsbedingungen zu ſtellen 
berechtigt war, lag vor. Somit war die Grundlage für das Eingreifen des 
Amtsgerichts gegeben. Eine weitere Prüfung der hierfür erforderlichen Voraus⸗ 
ſetzungen in der Beſchwerdeinſtanz würde den gedachten Zweck der in Rede 
ſtehenden Vorſchrift, das Verfahren zu beſchleunigen, vereiteln und ſo der 
Abſicht des Geſetzgebers widerſprechen. Glaubt eine der Parteien mit Grund 
annehmen zu können, daß das Amtsgericht bei der Ernennung des Sachver⸗ 
ſtändigen von unzutreffenden Vorausſetzungen ausgegangen ſei, ſo bleibt ihr 
überlaſſen, in dem Schadenserſatzprozeß, in dem das Gutachten die Grundlage 
für die Bemeſſung der Höhe des Schadens bilden ſoll, den Wert und die 
bindende Kraft des Gutachtens zu bemängeln. In dieſem Sinne hat ſich auch 
in den Kommiſſionsberatungen zu dem Verſicherungsvertragsgeſetz gegenüber 
Bedenken, die gegen die Beſtimmung des § 64 Abſ. 2 Satz 3 Geſ. ü. d. Ver⸗ 
ſicherungsvertrag aus dem Geſichtspunkte geltend gemacht wurden, daß doch 
dem Gerichte bei dem beſten Willen Irrtümer unterlaufen könnten, ein Re⸗ 
gierungsvertreter ausgeſprochen. Er führte aus, daß die Vorſchriften des § 64 
Abſ. 2 im Hinblick auf die Gleichheit der Sachlage dem § 164 366. nach⸗ 
gebildet ſeien und daß gegen ſie ebenſowenig wie dort begründete Bedenken 
erhoben werden könnten, worauf die Kommiſſion den Abſ. 2 des § 64 un⸗ 
verändert angenommen hat. | 

Hiernach kam es auf die Ausführung der Beſchwerdeführerin, daß die 
Anwendung des § 64 Gel. ü. d. Verſicherungsvertrag wegen des Fehlens 
ſeiner Vorausſetzungen unzuläſſig ſei, nicht an, da dieſe einer Nachprüfung im 
Beſchwerdeverfahren nicht unterliegen. Die Beſchwerde gegen die auf einen 
ordnungsmäßigen Antrag ergangene Verfügung des Amtsgerichts iſt auch dann 
ausgeſchloſſen, wenn dieſes trotz des Fehlens der erforderlichen Vorausſetzungen 
ſeines Eingreifens rechtsirrtümlich die Ernennung des Sachverſtändigen vor⸗ 
genommen haben ſollte. Ob dies tatſächlich der Fall geweſen iſt, kann deshalb 
dahingeſtellt bleiben. | | 
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Unzuläſſigkeit einer Beſtimmung, wonach der einzige vertretungsberechtigte 
Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft unr in Gemeinſchaft mit 
einem Prokuriſten zur Vertretung der Geſellſchaft ermächtigt ſein ſoll. 


§§ 125, 126 HGB. ; 
Kammergericht Berlin, 8. November 1912. — Bd. 12 S. 215. 


Der Kaufmann W. und der Gaſtwirt A. errichteten eine offene Handels⸗ 
geſellſchaft und beſtimmten in dem Geſellſchaftsvertrage, daß zur Vertretung der 
Geſellſchaft nur W., und zwar nur in Gemeinſchaft mit dem Prokuriſten 
Karl B. ermächtigt ſei. Sie meldeten dies zur Eintragung in das Handelsregiſter 
an. Das Regiſtergericht lehnte die Eintragung mit der Begründung ab, daß 
die Vertretungsbefugnis des Geſellſchafters W. nicht derart beſchränkt werden 
dürfe. Die hiergegen erhobene Beſchwerde wurde vom Landgerichte zurückgewieſen. 
Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach S 125 Abſ. 3 HGB. kann im Geſellſchaftsvertrag einer offenen 
Handelsgeſellſchaft beſtimmt werden, daß die Geſellſchafter, wenn nicht mehrere 
zuſammen handeln, nur in Gemeinſchaft mit einem Prokuriſten zur Vertretung 
der Geſellſchaft ermächtigt ſein ſollen. Aus dieſer Faſſung des Geſetzes ergibt 
ſich, daß die Vorſchrift nur dann Anwendung finden kann, wenn mehrere ver: 
tretungsberechtigte Geſellſchafter vorhanden ſind. Denn nur bei einer ſolchen 
Sachlage konnte der Geſetzgeber die Zuläſſigkeit des Zuſammenwirkens von 
Geſellſchaftern und Prokuriſten von der Bedingung abhängig machen, daß nicht 
mehrere Geſellſchafter zufammen handeln. Der Fall, in welchem nach dem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage nur ein vertretungsberechtigter Geſellſchafter vorhanden iſt und 
die Möglichkeit des gemeinſamen Handelns mehrerer Geſellſchafter nicht beſteht, 
wird daher von § 125 Abſ. 3 a. a. O. nicht betroffen. Er muß daher nach 
den ſonſtigen Vorſchriſten des Geſetzes beurteilt werden. Dieſe laſſen aber die 
Einengung der Vertretungsmacht des einzigen zur Vertretung berufenen Gefell: 
ſchafters durch das Erfordernis gleichzeitiger Mitwirkung eines Prokuriſten nicht 
zu. Nach § 126 Abi. 2 HGB. iſt nämlich eine Beſchränkung des Umfangs 
der Vertretungsmacht der Geſellſchafter Dritten gegenüber unwirkſam. Dies 
gilt unter anderem auch von der Beſchränkung, daß die Vertretung nur unter 
gewiſſen Umſtänden ſtattfinden ſoll. Durch dieſe Vorſchrift wird eine auf die 
Wirkung nach außen abzielende Vertrags beſtimmung, daß der einzige vertretungs⸗ 
berechtigte Geſellſchafter nur bei Mitwirkung eines Prokuriſten für die Geſell⸗ 
ſchaft Willenserklärungen abgeben könne, ausgeſchloſſen. Denn durch ſolche 
Beſtimmung würde die Vertretungsbefugnis des Geſellſchafters dem § 126 
Abſ. 2 a. a. O. zuwider von dem beſonderen Umſtand abhängig gemacht 
werden, daß der Prokuriſt an der Willenserklärung teilnimmt. Dem Pro⸗ 
kuriſten würde auch, wenn die Möglichkeit folder Regelung beſtände, eine 
Machtſtellung zugewieſen, die ihm einen übermäßig großen Einfluß auf die 
Geſtaltung der Schickſale der Geſellſchaft einräumen würde. Denn es würde 
dann dem eigentlichen Vertretungsorgane, dem Geſellſchafter, die Möglichkeit 
ſelbſtändigen Handelns und alleiniger Entſchließung völlig genommen ſein; er 
müßte in allen Fällen ſich bei ſeinen Maßnahmen des Einverſtändniſſes des 
Prokuriſten vergewiſſern und bei deſſen ablehnender Stellungnahme würde ſeine 
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Tätigkeit völlig lahmgelegt werden. Auch würde dann keine Möglichkeit be⸗ 
ſtehen, die Prokura zu widerrufen; denn zum Widerrufe würde der vertretungs⸗ 
berechtigte Geſellſchafter nur in Gemeinſchaft mit dem Prokuriſten berufen ſein. 
Letzterer würde aber nicht geneigt ſein, bei dieſer gegen ihn gerichteten Erklärung 
mitzuwirken. | 

Räumt man aber, wie dies nach dem Wortlaute des § 125 Abi. 3 
a. a. O. entſpricht, dem Prokuriſten eine Geſamtvertretungsmacht nur beim 
Vorhandenſein mehrerer vertretungsberechtigter Geſellſchafter ein, fo beſteht die 
Gefahr, daß der Prokuriſt ausſchlaggebenden Einfluß auf die geſamte Ent⸗ 
wicklung des Unternehmens erlangt und die Geſellſchafter über Gebühr in der 
Enthaltung eigener Tätigkeit einengt, nicht. Denn in dieſem Falle kann der 
Prokuriſt von der Vertretung der Geſellſchaft dadurch ausgeſchaltet werden, daß 
die mehreren geſamtvertretungsberechtigten Geſellſchafter zuſammen handeln. Die 
Vorſchrift des § 125 Abſ. 3 ſoll mithin lediglich eine Erleichterung der Ver⸗ 
tretung der Geſellſchaft in Fällen ſchaffen, in denen mehrere Geſellſchafter zur 
Vertretung berufen find, aber voraus ſichtlich nicht immer zu folder Tätigkeit 
verfügbar ſein werden. Es ſoll dann im Intereſſe einer leichteren Handhabung 
der Geſchäfte geſtattet ſein, an Stelle eines vertretungsberechtigten Geſellſchafters 
einen Prokuriſten bei der Vertretung der Geſellſchaft zuzuziehen. Auf dieſen 
praktiſchen Zweck der Vorſchrift verweiſt auch die Denkſchrift z. HGB. S. 92, wo 
hervorgehoben wird, daß ſich die Beſtimmung im Verkehre nicht entbehren laſſe. 
Auch die herrſchende Anſicht in der Literatur legt den § 125 in dem hier 
vertretenen Sinne aus. Die von Staub und Makower in den früheren Auf⸗ 
lagen und von Marcks in der DIZ. 1910, S. 528 vertretene gegenteilige 
Anſicht kann nicht gebilligt werden. Uebrigens hat das Kammergericht für 
den Vorſtand einer Aktiengeſellſchaft und den Geſchäftsführer einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung dieſelben Rechtsgrundſätze entwickelt und dargelegt, daß 
das einzige Vorſtandsmitglied und der einzige Geſchäſtsführer bei Ausübung 
der Vertretungsmacht nicht an die Mitwirkung eines Prokuriſten gebunden 
werden könnten (KJ. 20 A, 34; 29 A, 95). 

Entbehrt aber hiernach die Beſtimmung des vorliegenden Geſellſchafts⸗ 
vertrags, daß der Geſellſchafter W. die Geſellſchaft nur in Gemeinſchaft mit 
dem Prokuriſten A. vertreten könne, Dritten gegenüber der Rechtswirkſamkeit, 
ſo hat der Regiſterrichter ihre Eintragung mit Recht abgelehnt. Denn das 
Handelsregiſter ſoll die Rechtsverhältniſſe der in ihm eingetragenen Firmen für 
dritte Perſonen klarſtellen, und es darf daher eine ſolche Beſtimmung des 
Geſellſchaftsvertrags nicht eingetragen werden, die nur nach innen wirkt, Dritten 
gegenüber aber keine Bedeutung hat. 


Ausſcheiden des Liquidators einer Kommanditgeſellfchaft; Unzuläſſigkeit der 
Eintragung des Zeitpunkts des Ausſcheidens in das Handelsregiſter. 


§ 148 GB. 
Kammergericht Berlin, 14. November 1912. — Bd. 12 S. 217. 


Zu Liquidatoren der in Liquidation getretenen Kommanditgeſellſchaft 
Albert G. waren der Direktor P. und der Rechtsanwalt L. beſtellt. 

Am 14. Juni 1912 meldete der perſönlich haftende Geſellſchafter zur 
Eintragung in das Handelsregiſter an, daß der Liquidator L. ſein Amt nieder⸗ 


gelegt habe. Das Regiſtergericht hat das Ausſcheiden von L. erſt am 11. Juli 
1912 eingetragen, nachdem auf fein Verlangen hin auch noch der Kommanditiſt 
dies zur Eintragung angemeldet hatte. Es hat bei der Eintragung dem am 
10. Juli 1912 eingegangenen ferneren Antrage des Liquidators P., in das 
Handelsregiſter einzutragen, daß L. als Liquidator bereits Mitte Juni 1912 
ausgeſchieden ſei, nicht Rechnung getragen. P. hat deswegen Beſchwerde ein⸗ 
gelegt und dabei darauf hingewieſen, daß es der Eintragung des Zeitpunkts des 
Aus ſcheidens von L. bedürfe, damit nicht die Wirkſamkeit der von P. allein 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte in Zweifel gezogen werden könne. Das Land⸗ 
gericht hat die Beſchwerde zurückgewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

Das Kammergericht führt zunächſt aus, daß die Anſicht des Landgerichts, 
das Regiſtergericht habe das Ausſcheiden des Liquidators L. in das Handels⸗ 
regiſter erſt eintragen können, nachdem auch der Kommanditiſt dies angemeldet 
hatte, zutreffend ſei. Der Beſchwerdeführer könne alſo ſein Verlangen, daß 
der 14. Juni 1912 als Tag des Ausſcheidens des Liquidators L. in das 
Handelsregiſter eingetragen werde, nicht darauf ſtützen, daß der perſönlich haftende 
Geſellſchafter ſchon an dieſem Tage das Ausſcheiden angemeldet habe. Es 
fährt dann fort: 

Dazu kommt aber, daß der Zeitpunkt des Ausſcheidens eines Liquidators 
überhaupt nicht in das Handelsregiſter einzutragen iſt. Der Regiſterrichter 
kann nur ſolche Eintragungen verfügen, die im Geſetze vorgeſehen find; andere, 
Tatſachen und Rechtsverhältniſſe find nicht eintragungsfähig (KG J. 29 A, 218; 
35 A, 152). Nach § 148 HGB. in Verbindung mit § 29 der den Charakter 
einer Rechtsverordnung tragenden Allgem. Verf. des Juſtizminiſters vom 7. No⸗ 
vember 1899 iſt nur die Aenderung in den Perſonen der Liquidatoren oder 
in ihrer Vertretungsmacht einzutragen, nicht aber auch der Zeitpunkt, an dem 
die ſich unabhängig von der Eintragung vollziehende Aenderung eingetreten 
iſt. Der Umſtand, daß die in Liquidation befindliche Kommanditgeſellſchaft 
vielleicht ein Intereſſe daran hat, daß der Tag des Ausſcheidens eines Liquidators 
aus dem Handelsregiſters hervorgehe, kann bei dieſer Rechtslage nicht dazu 
führen, ihrem Verlangen ſtattzugeben. 


Beſchwerde des früheren Liquidators einer im Handelsregiſter gelöſchten 

Aktiengeſellſchaft gegen den Beſchluß des Regiſtergerichts, durch den er 

zur Fortſetzung der Liquidation erneut zum Liquidator beſtellt wird; kein 

Beſchwerderecht eines Gläubigers oder Aktionärs der Aktiengeſellſchaft. Pflicht 

des Regiſtergerichts zur Prüfung, ob noch weiteres der Verteilung unter⸗ 
liegendes Vermögen vorhanden iſt. 


8 20 866., § 302 508. 


Oberſtes Landesgericht München, 15. November 1912. — Bd. 12 
S. 218. 


Die Wachwitzmetallaktiengefellſchaft in H. beſchloß am 15. November 1909 
die Auflöſung. Der Liquidator L. verkaufte im Februar 1911 den geſamten 
Grundbeſitz der Aktiengeſellſchaft an den Kaufmann H. und zahlte den Erlös 
an den einzigen noch vorhandenen bekannten Gläubiger, die Witiengefellidaft 


Alexanderwerk, aus. Im Auguſt 1911 wurde die Wachwitzmetallaktienge⸗ 


ſellſchaft auf Antrag des Liquidators im Handelsregiſter gelöſcht. Am 15. Februar 
1912 ſtellte der genannte Käufer den Antrag, die Liquidation wieder aufs 
zunehmen und den bieherigen Liquidator L. als Liquidator neu zu beſtellen: 
im Dezember 1911 habe ſich nämlich herausgeſtellt, daß in den käuflich er⸗ 
worbenen Gebäuden der Hausſchwamm vorhanden ſei; wegen dieſes Mangels 
fet beabſichtigt, gegen die aufgelöſte Aktiengeſellſchaſt Schadenserſatzklage zu 
erheben. | 

Das Regiſtergericht wies den Antrag ab. Auf die von dem Antragſteller 
eingelegte Beſchwerde wies das Landgericht das Regiſtergericht an, die durch 
den Antrag vom 15. Februar 1912 veranlaßten Maßnahmen zu treffen, da 
nach dem Vorbringen des Antragsſtellers das Vorhandenſein eines zum Ver⸗ 
mögen der Aktiengeſellſchaft gehörenden, noch unverteilten Vermögens anzu⸗ 
nehmen ſei. Daß der Liquidator nicht den an einen ordentlichen Geſchäſts⸗ 
mann zu ſtellenden Anforderungen entſprochen habe, wenn er die Grundſtücke 
der Geſellſchaft unter argliſtiger Verſchweigung des Hausſchwamms verkaufte, 
bedürfe keiner Begründung. Da die Aktiengeſellſchaft für die Handlungen 
ihres Liquidators nach § 298 Abſ. 2 HGB. und den §§ 164 ff. BGB. 
einzuſtehen habe, ſtehe ihr gegen den Liquidator gemäß § 241 HGB. ein 
Erſatzanſpruch zu. Dieſer bilde ein Aktivum im Sinne des § 302 Abſ. 4 
HGB. Den weiteren Beſchwerden der Aktiengeſellſchaft Alexanderwerk und 
des früheren Liquidators L. hat das oberſte Landesgericht München den Erfolg 
verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Beide Beſchwerden ſind formell nicht zu beanſtanden; ſie ſind insbeſondere 
rechtzeitig (§ 146 Abſ. 2 FGG.) eingelegt, da die weitere Beſchwerde ſchon 
vor der Zuſtellung der angefochtenen Entſcheidung eingelegt werden kann. Was 
nun aber die Berechtigung der Beſchwerdeführer zur Beſchwerde anlangt, ſo 
kann eine ſolche auf Seiten der Akriengeſellſchaft Alexanderwerk nicht anerkannt 
werden. Die Aktiengeſellſchaft Alexanderwerk iſt Gläubigerin der Deutſchen 
Wachwitzmetallaktiengeſellſchaſt. Ein Gläubiger einer aufgelöſten Aktiengeſellſchaft, 
der bei der Ausſchüttung der Maſſe für ſeinen Anſpruch ganz oder teilweiſe 
befriedigt iſt, braucht, auch wenn die Liquidation wieder aufgenommen wird, 
von dem, was er zur Beſriedigung ſeines Anſpruchs erhalten hat, nichts mehr 
herauszugeben. Er wird alſo nicht dadurch beeinträchtigt, daß infolge der 
Aufdeckung weiterer zur Verteilung geeigneter Vermögensſtücke die Neubeſtellung 
des Liquidators angeordnet wird. 


Aus den Akten ergibt ſich nicht, ob die Aktiengeſellſchaft Alexanderwerk 
Aktionär der aufgelöſten Geſellſchaft iſt. Die Frage kann dahingeſtellt bleiben, 
denn auch gegen den Aktionär beſteht, wenn er feine L:quidationsrate den 
Vorſchriften des Geſetzes enſprechend empfangen hat, kein Rückforderungs⸗ 
anſpruch im Falle der Erneueuerung der Liquidation (vgl. § 217 HGB.). 
Durch die Erneuerung iſt alſo auch der Aktionär nicht in ſeinen Rechten ver⸗ 
letzt. Die Gläubiger und Aktionäre der aufgelöſten Aktiengeſellſchaft find 
allerdings Beteiligte im Sinne des § 302 Abi. 4 HGB. und fie können 
die Erneuerung der Liquidation beamragen, haben deshalb auch gegen die 
Ablehnung der Erneuerung das Beſchwerderecht. Dagegen fehlt es ihnen, 
wenn die Erneuerung angeordnet wird (§ 20 GG.). 


Anders liegt die Sache bezüglich der Beſchwerde des bisherigen Liqui⸗ 
dators L. | 

Zwar ift L. infolge der Annahme, daß die Liquidation beendigt fei, als 
Liquidator entlaſſen worden und ſein Amt als Liquidator lebt, wenn die 
Liquidation wieder aufgenommen wird, nicht von ſelbſt wieder auf; er muß 
vielmehr neu beſtellt werden. Allein die Liquidation erweiſt ſich im Falle 
des § 302 Abſ. 4 HGB. als noch nicht beendigt; die Aktiengeſellſchaft gilt 
noch als fortbeſtehend. Daraus muß gefolgert werden, daß wenigſtens für 
die Frage, ob die Liquidation zu erneuern iſt, der bisherige Liquidator als 
Organ der aufgelöſten Geſellſchaft angeſehen werden muß. Sonſt würde es 
in dieſem Stadium des Verfahrens an einem Organe fehlen, das die In⸗ 
tereſſen der Geſellſchaſt in dieſer Frage vertritt. Daß die Geſellſchaft unter 
Umſtänden ein Intereſſe daran haben kann, daß die Liquidation nicht wieder 
aufgenommen wird, bedarf keiner Ausführung. L. iſt daher als Beteiligter 
im Sinne des § 302 Abſ. 4 HGB. berechtigt, nicht nur gegen den die Er⸗ 
neuerung der Liquidation ablehnenden, ſondern auch gegen den ſie anord⸗ 
nenden Beſchluß für die aufgelöſte Geſellſchaft Beſchwerde einzulegen (vgl. 
RIA. 11, 109). 

Die weitere Beſchwerde des Liquidators iſt aber ſachlich nicht begründet. 

Nach § 302 Abſ. 4 5 GB. iſt die Erneuerung der Liquidation davon 
abhängig, daß ſich nachträglich noch weiteres, der Verteilung unterliegendes 
Vermögen herausſtellt. Daß auch ein Eiſatzanſpruch der aufgelöſten Geſellſchaft 
gegen den Liquidator oder gegen einen Beamten der Geſellſchaft als ein ſolches 
Vermögen zu erachten ſei, ſteht außer Zweifel. Auch darüber herrſcht in 
Rechtslehre und Rechtſprechung kein Streit, daß ein der Verteilung unter: 
liegendes Vermögen im Sinne des Geſetzes auch dann gegeben ſein kann, 
wenn das nachträglich ermittelte Vermögen tatſächlich nicht zur Verteilung an 
die Aktionäre gelangt, weil es zur Deckung von Paſſiven verwendet werden 
muß; denn die Vorſchrift des § 302 Abſ. 4 ſoll nicht bloß den Aktionären, 
ſondern auch den Gläubigern, überhaupt jedem Beteiligten als Rechtsbehelf 
dienen. 

Es iſt freilich ſehr zweifelhaft, ob der Liquidator L. ſich einer Argliſt 
gegen die Antragſteller ſchuldig gemacht hat, ob alſo ein Regreßanſpruch der 
Aktiengeſellſchaft gegen ihn überhaupt begründet iſt. Das Landgericht geht 
davon aus, daß es nicht Aufgabe des Richters der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
ſein könne, feſtzuſtellen, ob ein Regreßanſpruch der Aktiengeſellſchaft gegen den 
Liquidator wirklich begründet iſt; es müſſe genügen, zu prüfen, ob, wenn 
die tatſächlichen Angaben des Antragſtellers zutreffen, ſich aus ihnen der 
Regreßanſpruch ergibt. Dieſer Anſicht kann nicht unbedingt beigetreten werden. 
Der § 302 Abſ. 4 HGB. knüpft die Wiederaufnahme der Liquidation an 
die Vorausſetzung, daß verteilbares Vermögen aufgefunden wird. Das Vor⸗ 
handenſein dieſer Vorausſetzung muß vom Gerichte der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit geprüft werden, denn es hat nach § 12 FGG. von Amts wegen 
die zur Feſtſtellung der Tatſachen erſorderlichen Ermittelungen zu veranſtalten. 
Auch iſt feine Entſcheidung über die Wiederaufnahme der Liquidation für 
den Prozeßrichter bindend. Schon hieraus folgt, daß die bloße Behauptung 
von Tatſachen, aus denen das Vorhandenſein von verteilbarem Vermögen 
folgt, nicht hinreicht; vielmehr müſſen die Tatſachen ſelbſt feſtſtehen. Sonſt 
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könnte unter den nichtigſten Vorwänden Wiederaufnahme der Liquidation be: 
anſprucht werden; es brauchte nur irgendeine Pflichtwidrigkeit des Liquidators 
behauptet zu werden. Auch iſt nicht nur, wenn die behauptete Erſatzforderung 
rechtlich unbegründet iſt, ſondern auch wenn die Aus ſichtsloſigkeit der Rechts⸗ 
verfolgung von vornherein feſtſteht, verteilbares Vermögen nicht vorhanden, denn 
ein wertloſes Vermögensſtück iſt kein der Verteilung unterliegendes Vermögen. 
Hier liegt die Sache nun ſo, daß darüber, ob die Angaben der Antrag⸗ 
ſteller richtig ſind, ein Rechtsſtreit anhängig iſt und daß gerade, um dieſen 
Rechtsſtreit gegen die Aktiengeſellſchaft führen zu können, die erneute Liquidation 
beantragt wird. Wenn mit Rückſicht hierauf das Landgericht davon abgeſehen 
hat, über die Richtigkeit der Angaben des Antragſtellers Ermittelungen zu 
pflegen, ſo iſt dies bedenkenfrei. Denn für die Aufnahme der Vorſchrift des 
S 302 Abſ. 4 HGB. war gerade die Erwägung maßgebend, daß ſonſt ein 
Gläubiger der Aktiengeſellſchaft nach der Beendigung der Liquidation nicht in 
der Lage wäre, feinen Anſpruch gegen die Aktiengeſellſchaft geltend zu machen, 
obgleich noch Vermögen der Aktiengeſellſchaft vorhanden iſt, auf das er zur 
Befriedigung ſeines Anſpruchs greifen könnte. 

Die Beſchwerde meint, im gegenwärtigen Falle komme ein Regreßanſpruch 
der Geſellſchaft gegen den Liquidator gar nicht in Frage, weil L. von den 
Antragſtellern unmittelbar mit Klage in Anſpruch genommen worden ſei. Dies 
iſt ſchon deshalb nicht richtig, weil die Klage der Antragſteller ſich gegen L. 
nicht nur perſönlich, ſondern auch als Liquidator richtet. Auch wollen die 
Kläger den Kaufmann L. mit der Klage nur infoweit perſönlich in Auſpruch 
nehmen, als die Klage gegen die Geſellſchaft nicht ausführbar ſein ſollte. Es 
iſt zudem nicht ausgeſchloſſen, daß die gegen den Liquidator in Perſon geſtellte 
Klage abgewieſen wird, während die gegen die Geſellſchaft erhobene Klage 
Erfolg hat. 

Daß Kaufmann L. zahlungsunfähig und aus dieſem Grunde die Herbei⸗ 
ſchaffung eines der Verteilung unterliegenden Vermögens tatſächlich unmöglich 
ſei, iſt von keiner Seite behauptet. Iſt aber die Möglichkeit der Herbei⸗ 
ſchaffung gegeben, fo durfte das Regiſtergericht den dazu durch § 302 Abſ. 4 
HGB. eröffneten Weg nicht verſagen. 


Erwerb eines Handelsgeſchäfts nebſt Firma durch eine Aktiengeſellſchaft; 
Unznuläfſigkeit der Eintragung dieſes Erwerbes, da die Alktiengeſellſchaft 
nur eine Firma haben darf. 

88 22, 181 HG. 


Kammergericht Berlin, 29. November 1912. — Bd. 12 S. 222. 


Die Beſchwerdeführerin begehrt eine doppelte Eintragung im Handels: 
zregiſter: 

a) daß das Geſchäft der Biergroßhandlung A. Fr. Nachfolger Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung mit der Firma auf die Schleſiſche Aktien⸗ 
geſellſchaft fir Bierbrauerei und Malzfabrikation in Landshut, Abteilung 
Gottesberg in Gottesberg, übergegangen ſei; 

b) daß der Uebergang der im Betriebe des Geſchäfts begründeten For⸗ 
derungen und Verbindlichkeiten der Verkäuferin auf die Erwerberin aus⸗ 
geſchloſſen ſei. 

Blätter f. Rechtspfl. LXI. N. F. XLI. Freiw. Gerichtebark. 3 
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Nach § 22 HGB. darf, wer ein beſtehendes Handelsgeſchäft erwirbt, für das 
Geſchäft die bisherige Firma fortführen, wenn der bisherige Geſchäftsinhaber 
ausdrücklich darein willigt. Betreibt der Erwerber ſelbſt ſchon ein eingetragenes. 
Handelsgeſchäft, fo find zwei Möglichkeiten gegeben. Entweder: er führt das 
erworbene Geſchäft als ſelbſtändiges — mit eigenen Angeſtellten, eigener Bud: 
führung uſw. — fort, dann kann er ſich auch der Firma des erworbenen 
Geſchäfts weiter bedienen. Oder: er verſchmilzt das letztere mit dem bisher 
von ihm betriebenen Geſchäfte, dann kann er jedenfalls nur eine Firma führen, 
da ein Kaufmann nach dem Grundſatze der Firmenwahrheit nicht für ein 
Geſchäft mehrere Firmen haben darf. Bei Anwendung dieſer Grundſätze auf 
die vorliegende Sache handelt es ſich nicht darum, in welcher Weiſe die Firma 
einer Zweigniederlaſſung gebildet werden kann; denn eine ſolche iſt von der 
Beſchwerdeführerin nach ihrer ausdrücklichen Erklärung nicht beabſichtigt. Es 
fragt ſich vielmehr, ob eine Aktiengeſellſchaft, wenn ſie zu ihrem Unternehmen 
ein beſtehendes Handelsgeſchäft hinzuerwirbt, dieſes mit der bisherigen Firma 
fortführen kann oder ob ihr geſamtes Unternehmen, auch wenn es mehrere 
Betriebe umfaßt, als einheitliches gilt und nur eine Firma haben kann. Dabei 
braucht nicht erörtert zu werden, ob die Aktiengeſellſchaft ihrer bisherigen Firma 
die erworbene Firma hinzufügen oder dieſe mit dem Zuſatze „Aktiengeſellſchaft“ 
(§ 22 Abſ. 1 Satz 2 HGB.) als einzige Firma annehmen darf; eine ſolche 
Eintragung iſt nicht beantragt. Nicht möglich iſt es jedenfalls, daß die Aktien⸗ 
geſellſchaft neben ihrer alten Firma die erworbene Firma führt: das folgt, 
wenn ſie das erworbene Geſchäft mit dem bisher von ihr betriebenen vereinigt, 
aus dem allgemeinen Grundſatze der Firmenwahrheit. Es gilt aber ebenſo, 
wenn das erworbene Geſchäft getrennt betrieben wird; denn aus den für die 
Aktiengeſellſchaften geltenden beſonderen Beſtimmungen ergibt ſich, daß die 
Aktiengeſellſchaft in jedem Falle nur eine Firma haben darf; vgl. §S 182 
Abſ. 2 Nr. 1 HGB. Der ſich aus dieſer Beſtimmung ergebende Grundſatz 
der Firmeneinheit der Aktiengeſellſchaft iſt bereits in dem Beſchluſſe des Kammer: 
gerichts vom 20. März 1900 (KJ. 20 A, 36 ff.) ausgeſprochen worden, 
er wird auch von der herrſchenden Meinung der Literatur vertreten. Dieſem 
Grundſatze würde die von der Beſchwerdeführerin begehrte Eintragung zu a) 
wider prechen; denn fie bringt zum Ausdrucke, daß das Fr. ſche Geſchäft mit 
der Firma auf die Beſchwerdeführerin übergegangen iſt. Nun meint dieſe 
zwar ſelbſt, daß ſie das Geſchäft unter der „erworbenen“ Firma nicht „be⸗ 
treiben“ dürfe. Iſt dem aber ſo, dann entfällt damit auch die Rechtsgrund⸗ 
lage für die Bewirkung der Eintragung zu a); denn dieſe würde, wenn ſie 
erfolgte, nichts anderes bedeuten, als daß die Beſchwerdeführerin nunmehr zwei 
Firmen hat. 

Demgegenüber iſt es unerheblich, daß der Beſchwerdeführerin in dem 
notariellen Vertrage vom 9. Juli 1912 das Recht zur Fortführung der 
Fr. ſchen Firma eingeräumt worden iſt. Das von ihr angeführte Urteil des 
Kammergerichts in der DJW. 1902, 202 trifft auf den vorliegenden Fall. 
nicht zu. | 
Kann aber die Fortführung der Firma der Verkäuferin durch die Be- 
ſchwerdeſührerin nicht in Frage kommen, ſo ergibt ſich ſchon hieraus ohne 
weiteres, daß die ferner beantragte Eintragung zu b) ebenfalls nicht angängig. 
iſt; denn eine Eintragung des Inhalts, daß der Uebergang der Geſchäftsforde⸗ 
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rungen und der Geſchäſtsſchulden der Verkäuferin auf die Erwerberin aus⸗ 
geſchloſſen fet, hat nach der ausdrücklichen Beſtimmung des § 25 HGB. die 
Fortführung der Firma zur Vorausſetzung. Der Hinweis der Beſchwerde⸗ 
führerin darauf, daß die Haftung aus § 25 HGB. ſchon bei nur tatſächlicher, 
nicht bloß bei befugter Fortführung der Firma eintrete, berührt die Frage 
der Eintragungsfähigkeit der vorliegenden Anmeldung nicht. 


Unzuläffigfeit einer Beſtimmung im Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung, wonach die Erneunnug der Liquidatoren dem 
Aufſichtsrate zuſteht. | 


§ 66 GmbHG. 
Oberlandesgericht Hamburg, 4. Dezember 1912. — Bd. 12 ©. 224. 


Im § 10 der Statuten der „Hanſeatiſchen Landwirtſchaſtsgeſellſchaft mit 
beſchränkter Haſtung, vormals Paul E.“ war beſtimmt, daß im Falle der 
Auflöſung der Geſellſchaft die Liquidation durch die Geſchäftsführer erfolgt, 
„wenn ſie nicht durch den Aufſichtsrat anderen Perſonen übertragen wird“. 
In der Verſammlung vom 3. April 1911 hat die Geſellſchaft ihre Liquidation 
beſchloſſen. Der Auſſichtsrat beſtellte darauf Guſtav T. zum Liquidator, der 
auch im Handelsregiſter eingetragen wurde. Paul E., der alleiniger Geſchäfts⸗ 
führer war, beantragte beim Regiſtergerichte, den Liquidator Guftav T. abzu⸗ 
berufen und als Liquidator ihn ſelbſt zu ernennen. Das Regiſtergericht be⸗ 
nachrichtigte die Beteiligten, daß es die Eintragung, nach welcher Guſtav T. 
der Liquidator der Geſellſchaft ſei, von Amts wegen zu löſchen beabſichtige. 
Den von dem Liquidator Guftav T. erhobenen Widerſpruch wies es zurück. 
Auf die Beſchwerde Guſtav Ts. hat das Landgericht die amtsgerichtliche Ver⸗ 
fügung aufgehoben, da ein öffentliches Intereſſe, aus dem die Beſeitigung 
eines Geſellſchafterbeſchluſſes erforderlich erſcheine (§ 144 Abſ. 2 FGG.) nicht 
erſichtlich ſei. 

Auf die weitere Beſchwerde des Paul E. hat das Oberlandesgericht 
Hamburg den Beſchluß des Landgerichts aufgehoben und die N gegen 
die Verfügung des Regiſtergerichts zurückgewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Paul E. ijt nach § 20 Abſ. 1 FGG. zur Einlegung des Rechtsmittels 
legitimiert. Seine Beſchwerde iſt begründet, da der angefochtene Beſchluß auf 
einer Verletzung des Geſetzes nämlich auf irriger Anwendung von § 144 
Abſ. 2 FGG. beruht. Es wird dann dargelegt, daß für die Anwendung 
des § 144 Abſ. 2 kein Raum ijt, da der ins Handelsregiſter eingetragene 
Beſchluß, deſſen Löſchung in Frage ſtehe, nicht ein Beſchluß der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung, ſondern ein Beſchluß des Auſſichtsrats ſei. 

Das Oberlandesgericht fährt fort: Fällt aber diefer Geſichtspunkt weg, 
ſo handelt es ſich allein darum, ob die erwähnte Eintragung wegen Mangels 
einer weſentlichen Vorausſetzung unzuläſſig war (§ 142 Abſ. 1). Dieſe 
Frage haben beide Vorinſtanzen mit Recht bejaht. Weſentliche Vorausſetzung 
der Eintragung war die Gültigkeit des Auſſichtsratbeſchluſſes. Dieſer er⸗ 
mangelte aber der Gültigkeit, weil der Auſſichtsrat zur Faſſung desſelben nicht 
zuſtändig war. Nach § 66 Abſ. 1 GmbHG. erfolgt in den Fällen der 
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Auflöſung der Geſellſchaft außer dem Falle des Konkursverfahrens die Li⸗ 
quidation durch die Geſchäftsführer, wenn nicht dieſelbe durch den Geſellſchafts⸗ 
vertrag oder durch Beſchluß der Geſellſchafter andern Perſonen übertragen wird. 
Diefe Beſtimmungen find zwingender Natur; der Geſellſchaftsvertrag kann 
insbeſondere nicht beſtimmen, daß das Ernennungsrecht dem Auffichtsrate zu⸗ 
ſtehen ſoll. 

Der § 10 Abſ. 2 der Statuten entbehrt ſomit, ſoweit er dem Auſſichts⸗ 
rate die Auswahl der Liquidatoren überläßt, der Rechtsgültigkeit. 


Unzuläſſigkeit einer Beſtimmung, wonach ein Mitglied des Vorſtandes einer 
Aktiengeſellſchaft in Grundbuchangelegenheiten allein, im übrigen aber nur 
in Gemeinſchaft mit einem anderen Mitgliede des Vorſtandes zur Ver⸗ 
tretung der Geſellſchaft berechtigt fein ſoll. Befugnis des Regiſtergerichts 
der Zweigniederlaſſung, die Eintragung dieſer Beſtimmung von Amts 
wegen zu löſcheu. 
88 13, 15, 232, 235 HGB.; § 142 FGG. 


Kammergericht Berlin, 20. Dezember 1912. — Bd, 12 S. 225. 


m § 11 der von den Gründern vereinbarten Satzung der „Nord⸗ 
deutſchen Handelsbank Aktiengeſellſchaft“ ift über die Vertretung der Geſellſchaft 
beſtimmt: 

Zur Vertretung der Firma ſind berechtigt je zwei Mitglieder des Vor⸗ 
ſtandes oder ein Mitglied des Vorſtandes und ein vom Auſſichtsrat er⸗ 
nannter Beamter. 


In den vor dem Grundbuchamte zu eden Angelegenheiter genügt 
zur Abgabe von Willenserklärungen der Geſellſchaft die Erklärung bezw. 
Unterſchrift eines Vorſtandemitgliedes. 

Dieſe Regelung der Vertretung iſt im Handelsregiſter der Hauptniederlaſſung 
in G. und in dem der Zweigniederlaffung in L. gleichlautend eingetragen. 


Im Juli 1912 leitete das Regiſtergericht der Zweigniederlaſſung in L. 
wegen des die Vertretung der Geſellſchaft vor dem Grundbuchamte betreffenden 
zweiten Abſatzes der obigen Eintragung das amtliche Löſchungsverfahren gemäß 
§ 142 FGG. ein und wies den von der Geſellſchaft eingelegten Widerſpruch 
unter Billigung des Landgerichts zurück. Auch der weiteren Beſchwerde hat 
das Kammergericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das amtliche Löſchungsverfahren iſt von dem Regiſtergerichte der Zweig⸗ 
niederlaſſung eingeleitet worden. Dieſes iſt zur Einleitung des Verfahrens 
für befugt zu erachten. Allerdings iſt davon auszugehen, daß eine Ueberein⸗ 
ſtimmung des Inhalts des Regiſters der Hauptniederlaſſung mit dem der Zweig⸗ 
niederlaſſung geboten iſt, das folgt ſchon aus § 18 Abſ. 2 HGB., wonach 
eine Eintragung bei dem Gerichte der Zweigniederlaſſung nicht ſtaufindet, bevor 
nachgewieſen iſt, daß die Eintragung bei dem Gerichte der Hauptniederlaſſung 
erfolgt iſt. Es wird aber anderſeits mit Recht allgemein anerkannt, daß der 
Richter der Zweigniederlaſſung grundſätzlich jede Anmeldung zum Zweigregiſter 
ſelbſtändig zu prüfen hat und dabei an die Rechtsauffaſſung des Regiſterrichters 
der Hauptniederlaſſung nicht gebunden tft (vgl. die eingehenden Ausführungen 
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in RIA. 3, 20 u. KG. 29 A, 91). Das Prüfungsrecht beſteht jedoch 
dann nicht, wenn die Eintragung im Regiſter der Hauptniederlaſſung nicht, 
wie regelmäßig, bloß beurkundende, ſondern rechtserzeugende Bedeutung hat; 
dies ift bereits für § 2 HGB. in RIA. 4, 159, für § 200 HGB. ebenda 
8, 109 und für § 277 HGB. ebenda 6, 198 ausgeſprochen worden. Ein 
ſolcher Fall liegt hier nicht vor. Es handelte ſich um eine von den Gründern 
der Geſellſchaft im Geſellſchaftsvertrag vereinbarte Ausnahme von der geſetz⸗ 
lichen Geſamtvertretungsmacht der Vorſtandsmitglieder einer Aktiengeſellſchaft. 
Eine von der Regel der Gefamtvertretung abweichende Beſtimmung iſt aber, 
wenn überhaupt, auch ohne Eintragung in das Handelsreiſter gültig, wenn 
fie auch Dritten gegenüber nur unter den Vorausſetzungen des § 15 HGB. 
wirkſam iſt (RG. 9, 90). Die Eintragung hat alſo nur beurkundende, nicht 
rechtserzeugende Kraft. Der Regiſterrichter der Zweigniederlaſſung war daher 
befugt, bei der Anmeldung der vorliegenden Satzungsbeſtimmung deren Zu⸗ 
läſfigkeit zu prüfen. Beſtand aber das Prüfungsrecht des Regiſterrichters der 
Zweigniederlaſſung bei Gelegenheit der Anmeldung, ſo kann es ihm auch nach 
erfolgter Eintragung im Handelsregiſter nicht verſagt werden. Wie der Richter 
der Zweigniederlaſſung grundſätzlich eine Eintragung nicht bloß um deswillen 
vornehmen muß, weil ſie im Regiſter der Hauptniederlaſſung geſchehen iſt, ſo 
iſt er auch nicht gehalten eine erfolgte Eintragung nur deshalb unbeanſtandet 
zu laſſen, weil ſie im Regiſter der Hauptniederlaſſung noch nicht gelöſcht iſt. 
Ein ſelbſtändiges Prüfungsrecht auch nach erfolgter Eintragung kann ihm um 
fo weniger verſagt werden, als nach § 15 Abſ. 3 HGB. für den Geſchäſts⸗ 
verkehr mit der Zweigniederlaſſung die Eintragung im Regiſter der Zweig⸗ 
niederlaſſung entſcheidend iſt. Bei der Ausübung dieſes Prüfungsrechts wird 
es ſich für den Richter der Zweigniederlaſſung im Intereſſe der Einheitlichkeit 
der Regiſterführung allerdings empfehlen, ſich zunächſt darauf zu beſchränken, 
bei dem Richter der Hauptniederlaſſung die Einleitung des Verfahrens aus 
§ 142 FGG. anzuregen. Bleibt ſeine Anregung ohne Erfolg, jo kann er 
weiter die Akten dem im Inſtanzenzuge vorgeordneten Landgerichte vorlegen, 
damit dieſes prüfe, ob es gemäß § 143 a. a. O. von ſich aus das Löſchungs⸗ 
verfahren einleiten will. Der Richter der Zweigniederlaſſung iſt jedoch nicht 
genötigt dieſen Weg, auf den § 85 der Bayriſchen Vorſchriften über die 
Führung des Handelsregiſters vom 24. Dezember 1899 ausdrücklich hinweiſt, 
einzuſchlagen. Er kann vielmehr auch von vornherein ſelbſtändig das Lö⸗ 
ſchungsverfahren einleiten, fojern er bei der Anmeldung der betreffenden Ein⸗ 
tragung ein ſelbſtändiges Prüfungsrecht gehabt hatte. Macht der Richter der 
Zweigniederlaſſung von dieſer Befugnis Gebrauch und wird der Widerſpruch 
des Beteiligten gegen die beabſichtigte Löſchung rechtskräftig zurückgewieſen, ſo 
iſt nach Löſchung der betreffenden Eintragung im Zwoeigregiſter ſelbſtverſtändlich 
auf Wiederherſtellung der Uebereinſtimmung dieſes Regiſters mit dem der Haupt⸗ 
niederlaſſung Bedacht zu nehmen. Der Richter der Zweigniederlaſſung hat 
deshalb auch hier die in RIA. 3, 20 und KGJ. 29 A, 94 für den Fall 
der rechtskräftigen Zurückweiſung einer Anmeldung zum Zweigregiſter betonte 
Amtspflicht, bei dem Gerichte der Hauptniederlaſſung die Einleitung des Ver⸗ 
fahrens aus § 142 FGG. anzuregen und gegebenenfalls die Akten dem im 
Inſtanzenzuge vorgeordneten Landgerichte vorzulegen. Damit iſt praktiſch in 
ausreichender Weiſe für die Beſeitigung der entſtehenden Regiſterverſchiedenheit 


— 38 — 


Sorge getragen; ein Bedenken beſteht im vorliegenden Falle in dieſer Beziehung 
um ſo weniger, als das Landgericht in V. ſowohl dem Amtsgerichte der Zweig⸗ 
niederlaſſung wie dem Amtsgerichte der Hauptniederlaſſung vorgeordnet iſt und 
es bereits durch den angefochtenen Beſchluß den Standpunkt des Amtsgerichts 
der Zweigniederlaſſung gebilligt hat. 

War aber das Amtsgericht der Zweigniederlaſſung an ſich zur Einleitung 
des Löſchungsverfahrens befugt, fo hat es auch ferner mit Recht die Beſtimmung 
des § 142 FGG. angewendet. Allerdings enthält der § 144 Sondervor⸗ 
ſchriften für das Löſchungsverfahren bei Aktiengeſellſchaften. Die Vorausſetzungen 
für die Anwendung des § 144 find jedoch nicht gegeben. Denn es liegen 
weder die Vorausſetzungen vor, unter denen nach den §§ 309, 310 HGB. 
die Nichtigkeitsklage erhoben werden kann — insbeſondere kommt die Vorſchrift 
des § 182 Abſ. 2 Nr. 4 HGB. nicht in Frage — noch auch handelt es ſich um 
die Löſchung eines in das Handelsregiſter eingetragenen Beſchluſſes der General⸗ 
verſammlung. Trifft aber die Sondervorſchrift des § 144 nicht zu, fo findet 
auch auf Aktiengeſellſchaften, wie bereits in ROW. 4, 162 eingehend dargelegt 
iſt, die allgemeine Vorſchrift des § 142 FGG. Anwendung. 

Die Löſchung der Eintragung nach § 142 hat zur Vorausſetzung, daß 
die Eintragung in das Handelsregiſter wegen Mangels einer weſentlichen 
Vorausſetzung unzuläſſig war. Dieſe Vorausſetzung haben die Vorderrichter 
mit Recht als gegeben angenommen. Das Geſetz geht bei der Regelung der 
Vertretung einer Aktiengeſellſchaft von dem Grundſatze der Geſamtvertretungs⸗ 
macht der Vorſtandsmitglieder aus (§ 232 Abſ. 1 HGB.). Es kann zwar 
im Geſellſchaftsvertrag ein Anderes beſtimmt werden, es iſt aber nach S$ 235 
Abſ. 2 HGB. eine Beſchränkung der Befugnis der Geſamtvertreter, die Geſell⸗ 
ſchaft zu vertreten, unſtatthaft. Daher kann nicht beſtimmt werden, daß die 
Geſamtvertretung — die ſich von der Einzelvertretung nur dadurch unter⸗ 
ſcheidet, daß die Vertretungsmacht nicht von einer Einzelperſon, ſondern von 
mehreren Perſonen in gemeinſamer Tätigkeit ausgeübt wird — ſich nur auf 
gewiſſe Geſchäfte oder Arten von Geſchäften erftredey oder nur unter gewiſſen 
Umſtänden oder für eine gewiſſe Zeit oder an einzelnen Orten ftatifinden ſolle. 
Folglich kann auch nicht die Vertretung dahin geregelt werden, daß in den vor 
dem Grundbuchamt oder einer Hypothekenbehörde zu erledigenden Angelegen⸗ 
heiten der eine Geſamtvertreter Einzelvertretungsmacht haben, das Geſamtver⸗ 
tretungsverhältnis alſo nur für die übrigen Rechtsakte Bedeutung haben ſolle. 
Denn es handelt ſich hier um eine unzuläſſige inhaltliche Beſchränkung der Ge⸗ 
ſamtvertretung. Allerdings ijt die Vertretungsbeſugnis des Vorſtandsmitgliedes, 
das in Grundbuch⸗ und Hypothekenangelegenheiten tätig wird, erweitert, indem 
es inſoweit an die Mitwirkung eines zweiten Vorſtandsmitgliedes nicht gebunden 
iſt. Auf der anderen Seite aber iſt dadurch zugleich die Vertretungsmacht 
jedes anderen Vorſtandsmitgliedes um deswillen eingeſchränkt, weil ſeine Mit⸗ 
wirkung in dieſen Angelegenheiten nicht erforderlich iſt, vielmehr jedes im übrigen 
nur mit einem zweiten Vorſtandsmitgliede vertretungsberechtigte Vorſtandsmit⸗ 
glied die Geſellſchaft vertreten kann. Das Kammergericht hat bereits in 
RIA. 12, 32 für das Recht der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, daß die Beſtimmung des Geſellſchaftsvertrags 
unzuläſſig ijt, wonach ein Geſchäftsführer, der die Geſellſchaft in Gemeinſchaft 
mit einem zweiten Geſchäftsführer vertritt, die Geſellſchaft in Grundſtücks⸗ und 
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Hypothekenangelegenheiten allein vertreten kann. Die Anwendung dieſes Rechts⸗ 
grundſatzes auf Aktiengeſellſchaften unterliegt keinem Bedenken, da inſoweit die 
Rechtslage für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung wie für Aktiengeſellichaften 
die gleiche iſt, wie fic) aus dem Zuſammenhalte der Vorſchrift des § 37 Abſ. 2 
GmbHG. mit derjenigen des § 235 Abſ. 2 HGB. ergibt. In dem angeführten 
Beſchluſſe des Kammergerichts iſt auch dargelegt, daß die beanſtandete Regelung 
der Vertretung für den Verkehr in hohem Maße gefährlich iſt. 

Sit aber die fragliche Satzungsbeſtimmung nach § 235 Abſ. 2 HGB. 
Dritten gegenüber unwirkſam, ſo darf ſie auch nicht in das Handelsregiſter 
eingetragen werden. Die erfolgte Eintragung kann nach § 142 von Amts 
wegen gelöſcht werden. 


Fortſetzung einer Kommanditgeſellſchaft mit den Erben eines Kommandi⸗ 

tiſten iu ungeteilter Erbengemeinſchaft. Erfordernis eines beſonderen Ver⸗ 

trags fimtlider Geſellſchafter, um den einzelnen Miterben die ſelbſtändige 

Stellung von Kommanditiſten einzuränmen; Unzuläſſigkeit der Vertretung 

der Miterben durch den Teſtamentsvollſtrecker bei dem Abſchluſſe des 
Vertrags. 


88 117, 119, 161, 166, 177 HGB., SS 2204 ff. BGB. 
Kammergericht Berlin, 10. Januar 1918. — Bd. 12 S. 229. 


Perſönlich haftende Geſellſchafter der Kommanditgeſellſchaft „S. L. L.“ 
ſind Richard D., Franz L. und Kurt L. Kommanditiſt war Robert L. mit 
einer Kommanditeinlage von 4 500 000 M. Im Oktober 1911 ſtarb Robert 
L. und wurde von ſeiner Ehefrau Helene geb. K. und feinen drei Kindern, 
Hedwig, Lotte und dem minderjährigen Robert beerbt. Teſtamentsvollſtrecker 
ſeines Nachlaſſes iſt Dr. Heinrich G. 

Am 30. April 1912 wurde zur Eintragung in das Handelsregiſter 
angemeldet, daß der Kommanditiſt Robert L. durch den Tod ausgeſchieden ſei 
und daß auf Grund Erbgangs bezw. Erbteilung an ſeiner Stelle Kommandi⸗ 
tiſten geworden ſeien: ſeine Witwe Helene geb. K. mit einem Kommanditkapitale 
von 1125000 M., feine großjährigen Töchter Hedwig und Lotte mit einem 
Kommanditkapitale von je 1000 000 M. und ſein minderjähriger Sohn Robert 
mit einem Kommanditkapitale von 1375 000 M. 

Das Regiſtergericht beanſtandete die Anmeldung und verlangte, daß der 
Anmeldung für den minderjährigen Robert L. ein dieſem beſtellter Pfleger mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beitrete. Gegen die Verfügung legten 
die perſönlich haftenden Geſellſchafter, der Teſtamentsvollſtrecker und die groß⸗ 
jährigen Erben des Robert L. Beſchwerde ein. 

Das Landgericht veranlaßte das Regiſtergericht, von dem Bedenken wegen 
des Mangels vormundſchaſtsgerichtlicher Genehmigung des Eintritts des minder⸗ 
jährigen Robert L. als Kommanditiſt abzuſehen, wies aber im übrigen die Be⸗ 
ſchwerde zurück. Der hiergegen erhobenen weiteren Beſchwerde hat das Kammer⸗ 
gericht den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 177 HOB. hat der Tod eines Kommanditiſten die Auflöſung 
der Kommanditgeſellſchaft nicht zur Folge. Dieſer Rechtsſatz gilt ausnahms⸗ 
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los und greift deshalb auch dann Platz, wenn die Geſellſchaft nur aus einem 
perſönlich haftenden Geſellſchaſter und einem Kommanditiſten beſtand. Daraus 
folgt, daß die Geſellſchaft nach dem Tode des Kommanditiſten nicht etwa nur 
unter den übrigen Geſellſchaftern fortbeſteht; denn dies wäre in dem letzter⸗ 
wähnten Falle, wo nach dem Tode des Kommanditiſten nur ein perſönlich 
haftender Geſellſchafter übrig bleibt, unmöglich. Vielmehr treten, um das Fort⸗ 
beſtehen der Geſellſchaft in jedem Falle zu ermöglichen, an die Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Kommanditiſten deſſen Erben in die Geſellſchaft ein. Dieſer Eintriit 
der Erben in die Geſellſchaft erfolgt ohne weiteres mit dem Erwerbe der Erb⸗ 
ſchaft. Ein Zwiſchenzuſtand tritt für die Geſellſchaft nur inſofern ein, als von 
ihrer Fortſetzung mit den Erben erſt dann die Rede fein kann, wenn feftftebt, 
wer Erbe geworden iſt, alſo insbeſondere ſobald die Erbſchaft durch den be⸗ 
rufenen Erben angenommen oder die Ausſchlagungsfriſt abgelaufen ijt (SS 1943, 
1944 BGB.). Iſt aber dieſer Zwiſchenzuſtand beſeitigt und ſtehen die Erben des 
verſtorbenen Kommanditiſten fejt, jo wird die Geſellſchaft mit den Erben fort⸗ 
geſetzt, mögen letztere mit der Fortſetzung einverſtanden ſein oder nicht. Da 
die Erben hiernach kraft Gefetzes an Stelle ihres aus der Geſellſchaft durch 
den Tod ausgeſchiedenen Erblaſſers in die Kommanditgeſellſchaft eintreten und 
auch die geſellſchaftlichen Rechte und Pflichten ihres Erblaſſers ohne weiteres 
übertragen erhalten, fo können fie nicht etwa, wie dies im § 139 HGB. für 
die Erben des Geſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft beſtimmt iſt, mit 
Rückſicht auf den Todesfall vorzeitig aus der Geſellſchaft ausſcheiden. Wollen 
ſie das Geſellſchaftsverhältnis nicht fortſetzen, ſo bleibt ihnen nichts anderes 
übrig, als der Erbſchaft zu entſagen. Ein anderer Rechtszuſtand gilt nur 
dann, wenn etwa gemäß § 138 und § 161 Abſ. 2 HGB. im Geſellſchafts⸗ 
vertrage vereinbart worden iſt, daß im Falle des Todes eines Kommanditiſten 
deſſen Erben aus der Geſellſchaft ausſcheiden ſollen und die Geſellſchaft unter 
den übrigen Geſellſchaftern fortgeſetzt werden ſoll. 

Iſt aber, wie im vorliegenden Falle, eine ſolche Vereinbarung nicht ge⸗ 
troffen, ſo treten die Erben des Kommanditiſten ohne weiteres in die Geſell⸗ 
ſchaft ein und ſetzen ſie mit den etwaigen ſonſtigen Kommanditiſten und mit 
den perjönlich haftenden Geſellſchaſtern fort. Naturgemäß können fie aber in 
der Geſellſchaft nicht mehr Rechte haben als ihr Erblaſſer bei ſeinen Lebzeiten 
als Kommanditiſt gehabt hatte. Es gehen daher die Rechte und auch die 
Pflichten, die der verſtorbene Kommanditiſt als Einzelperſon gehabt hatte, nun⸗ 
mehr in gleichem Umfang auf die Erbengeſamtheit über. Rechtsirrig iſt daher 
die Annahme der Beſchwerdeführer, daß jeder der Miterben zu einem ſeinem 
Anteil an der Erbſchaſt entſprechenden Bruchteile der Kommanditeinlage ſeines 
Erblaſſers Kommanditiſt der Geſellſchaft geworden wäre. Denn wäre dieſe 
Annahme richtig, ſo würden an die Stelle des durch Tod ausgeſchiedenen 
Kommanditiſten ſoviele Kommanditiſten in die Geſellſchaft eintreten, als Mit⸗ 
erben vorhanden ſind. Dadurch würden die Rechte und Pflichten der übrigen 
Geſellſchafter, insbeſondere auch der perſönlich haſtenden Geſellſchafter, erheblich 
verändert werden. Denn die Rechte eines Kommanditiſten erſchöpfen ſich keines⸗ 
wegs in rein vermögensrechtlichen, der Kommanditeinlage entſprechenden An⸗ 
ſprüchen, an die Geſellſchaft. Vielmehr hat der Kommandiriſt auch ſonſt geſell⸗ 
ſchaftliche Rechte der verſchiedenſten Art. So haben z. B. die Kommanditiſten 
nach § 119 und § 161 Abſ. 2 HGB. bei der Faſſung der Geſellſchafts⸗ 
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beſchlüſſe mitzuwirken. Nach § 164 HGB. find fie zwar von der Führung 
der Geſchäſte der Geſellſchaft ausgeſchloſſen; ſie können aber einer Handlung 
der perſönlich haftenden Geſellſchafter dann widerſprechen, wenn die Handlung 
über den gewöhnlichen Betrieb des Handelsgewerbes der Geſellſchaft hinaus⸗ 
geht. Ferner können fie nach § 117 und § 161 Abſ. 2 HGB. in Gemein⸗ 
ſchaft mit den übrigen Kommanditiſten und periönli haftenden Geſellſchaftern 
dahin wirken, daß beim Vorliegen eines wichtigen Grundes einem perſönlich 
haftenden Geſellſchaſter die Befugnis zur Geſchäfts führung entzogen wird. 
Auch müſſen fie ihre Zuſtimmung geben, wenn die persönlich haftenden Geſell⸗ 
ſchafter einen neuen Geſellſchafter in die Geſellſchaft aufnehmen wollen (RG. 
52, 161). Endlich kann jeder Kommanditist die abſchriftliche Mitteilung der 
jährlichen Bilanz verlangen und ihre Richtigkeit unter Einſicht der Bücher und 
Papiere prüfen und beim Vorliegen wichtiger Gründe kann er beim Gerichte 
den Antrag ſtellen, die Mitteilung einer Bilanz oder ſonſtiger Aufklärungen 
ſowie die Vorlegung der Bücher und Papiere anzuordnen (§ 166 HGB.). 
Es iſt ohne weiteres klar, daß ſich die Rechtslage der übrigen Geſellſchafter 
erheblich zu ihren Ungunſten verſchieben würde, wenn dieſe weitgehenden Rechte 
der Kommanditiſten nicht mehr wie bisher von einer Perſon, ſondern von einer 
ganzen Reihe von Perſonen, die im Erbgang an die Stelle einer Einzelperſon 
getreten find, ſelbſtändig ausgeübt werden könnten. 

Hiernach können die mehreren Miterben die Rechte ihres Erblaſſers nur 
gemeinſchaftlich ausüben und find nicht etwa jeder für fic) Kommanditiſten 
der Kommanditgeſellſchaft qworden. Ihre Eintragung im Handelsregiſter, die 
nach § 162 Abſ. 3 HGB. auf Grund der Anmeldung aller Geſellſchafter 
zu erfolgen hat, kann daher nur in der Weiſe bewirkt werden, daß dort ver⸗ 
merkt wird, es ſei die Geſamtheit der im einzelnen näher zu bezeichnenden 
Miterben an die Stelle des durch den Tod ausgeſchiedenen Kommanditiſten 
getreten. Wollen die Miterben in der Geſellſchaft eine ſelbſtändige Stellung 
dergeſtalt einnehmen, daß jeder von ihnen Kommanditiſt mit allen einem ſolchen 
zuſtehenden Rechten und Pflichten wird, ſo können ſie dies Ziel nur erreichen, 
wenn ſie mit den übrigen Geſellſchaftern einen beſonderen Vertrag abſchließen. 
Bei der Abſchließung dieſes Vertrags können die Miterben nicht etwa durch 
den Teſtamentsvollſtrecker vertreten werden. Denn der Teſtamentsvollſtrecker hat 
nach § 2203 BOB. lediglich die letzwilligen Verfügungen des Erblaſſers 
auszuführen und die ſonſtigen, den Nachlaß betreffenden Handlungen gemäß 
den §§ 2204 ff. BGB. vorzunehmen. Er kann aber nicht ſolche Maßnahmen 
im Namen der Erben treffen, die mit dem Nachlaß in keiner Verbindung ſtehen, 
ſondern die Erben als neue ſelbſtändige Mitglieder in eine bereits beſtehende 
Geſellſchaft einzuführen beſtimmt ſind. Hiernach müſſen die Miterben den 
Vertrag, der ihnen die ſelbſtändige Stellung von Kommanditiſten in der 
Geſellſchaft, der ihr Erblaſſer angehörte, verſchaffen ſoll, felbſt abſchließen. 
Sind Minderjährige unter den Miterben, ſo müſſen deren geſetzliche Vertreter 
beim Vertragsſchluſſe mitwirken und wenn, wie im vorliegenden Falle, der 
geſetzliche Vertreter beim Vertragsſchluß ebenfalls beteiligt iſt und deshalb gemäß 
§ 181 BGB. den Minderjährigen nicht vertreten kann, jo muß an feiner 
Stelle ein für den Minderjährigen beſonders zu beſtellender Pfleger ſich beim 
Abſchluſſe des Vertrags beteiligen (KGJ. 22 A, 281; 35 A, 154). Aller⸗ 
dings bedarf dieſer Vertrag keiner beſonderen Form; ſein Abſchluß kann viel⸗ 
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mehr auch aus den Umſtänden des Falles entnommen werden. Es müllen 
aber immer die allgemeinen Vorausſetzungen für den Abſchluß eines ſolchen 
Vertrags gegeben ſein. An dieſen fehlt es im vorliegenden Falle inſofern, 
als der minderjährige Miterbe Robert L. wegen der Vorſchrift des § 181 
BGB. durch ſeine am Vertragsſchluß ebenfalls beteiligte Mutter nicht vertreten 
werden kann, mithin für ihn ein beſonderer Pfleger mitwirken muß. Ehe 
ein ſolcher nicht beſtellt iſt, kann der Regiſterrichter die beantragte Eintragung 
der einzelnen Miterben als Kommanditiſten nicht anordnen. 


Nicht patentierte Erfindungen als Sacheinlagen bei einer Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung. 


§ 5 GmbHs. 
Kammergericht Berlin, 28. Februar 1913. — Bd. 12 S. 238. 


Die Kaufleute J. und G. ſowie die Ehefrau B. haben durch Vertrag 
vom 7. November 1912 die „Films⸗Erneuerungsgeſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung“ errichtet. Gegenſtand des Unternehmens iſt die Erneuerung und Repa⸗ 
ratur von ſchadhaft gewordenen Films mittels eines für die Geſellſchafter G. 
und B. zum Patent angemeldeten Verfahrens. Ueber die Geſchäftseinlagen 
des G. und der Frau B. beſtimmt der Geſellſchaftsvertrag im § 4: 

Herr G. und Frau B. bringen in die Geſellſchaft zur Deckung 
ihrer Stammeinlagen von 9000 M. ein das ihnen zuſtehende, im 
Deutſchen Reiche zum Patent angemeldete Verfahren, betreffend das 
Aufpolieren gebrauchter Films, mit dem Rechte, das Patent oder andere 
Schutzrechte auch im Ausland in allen Ländern zu erwerben, ſoweit 
G. und Frau B. dazu berechtigt ſein werden. 

Das Regiſtergericht hat unter Billigung des Landgerichts die beantragte 
Eintragung der Geſellſchaft in das Handelsregiſter abgelehnt, weil das künftig 
nur möglicherweiſe entſtehende Patentrecht offenbar den Hauptwert des Ver⸗ 
fahrens bilde, ein ſolches ungewiſſes Recht aber nicht den Gegenſtand einer 
Sacheinlage bilden könne. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
Berlin unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur anderweitigen 
Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das 
Regiſtergericht zurückverwieſen. 

Die Vorinſtanzen gehen mit Recht davon aus, daß der Regiſterrichter 
berechtigt und verpflichtet iſt, zu prüfen, ob eine von einem Geſellſchafter in 
Anrechnung auf die Stammeinlage gemachte Sacheinlage als geeignet im Sinne 
des 8 5 GmbHG. anerkannt werden kann (RIA. 12, 58). Sie verkennen 
jedoch den Begriff der geeigneten Sacheinlage. Als ſolche ſtellt ſich jeder ſchon 
vorhandene Wertgegenſtand dar, der als Aktivum in die Bilanz aufgenommen 
werden kann. Es können danach zwar nicht erſt künftig möglicherweiſe ent⸗ 
ſtehende Anſprüche, z. B. Patente für noch zu machende Erfindungen, eingebracht 
werden. Dagegen ſteht der Einbringung von Erfindungen, auch wenn ſie 
noch nicht patentiert ſind, als Sacheinlagen nichts im Wege. Der Erfinder 
hat an der Erfindung ſchon vor der Anmeldung zum Patent ein abſolutes, 
übertragbares Vermögensrecht. Auch die nicht patentrechtlich geſchützte Erfindung 
ſtellt, ſofern es ſich nur um ein Fabrikationsgeheimnis handelt, einen objektiven 
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Vermögenswert dar. Sie kann als Aktivum in die Bilanz eingeftellt werden. 
Es wird daher allgemein anerkannt, daß noch nicht patentierte Erfindungen 
als geeignete Sacheinlagen anzuſehen ſind. Wenn in dem Beſchluſſe des 
Kammergerichts vom 30. April 1909 (RIA. 10, 125) ausgeführt wird, 
daß ein Patentrecht nicht vor der Erteilung des Patents eingebracht werden 
könne, ſo hat damit nicht etwa zum Ausdruck gebracht werden ſollen, daß eine 
noch nicht patentierte Erfindung nicht eingebracht werden könne (was mit der 
Rechtſprechung des Reichsgerichts in Widerſpruch ſtehen würde), ſondern es iſt 
nur geſagt worden, daß das Patent als ſolches — im Gegenſatz zu dem 
Anſpruch auf Erteilung des Patents — (§§ 3, 6 Patentgeſ.), ſolange es 
noch nicht erteilt ſei, nicht vorhanden ſei und deshalb auch nicht eingebracht 
werden könne. Das Landgericht vermißt zu Unrecht den Nachweis, daß es 
ſich vorliegend um ein Fabrikationsgeheimnis handelt, und nimmt an, daß das 
Verfahren von jedermann benutzt werden kann. Für dieſe Annahme bietet aber der 
Inhalt des Geſellſchaftsvertrags keinen Anhalt. Nach ihm ſoll vielmehr 
Gegenſtand des Unternehmens die Erneuerung von Films nach einem be⸗ 
ſtimmten, den Geſellſchaftern G. und B. „zuſtehenden“ Verfahren ſein, und 
es wird beſonders hervorgehoben, daß dieſes Verfahren bereits zum Patent 
angemeldet ſei. Die Beſchwerdeführer verweiſen mit Recht darauf, daß gerade 
aus der Tatſache der Anmeldung zum Patente folge, daß die Einbringenden 
bisher ihr Verfahren geheim gehalten hätten, da ſie andernfalls ſelbſt die 
Erteilung des erſtrebten Patents unmöglich gemacht hätten (SS 1, 2 Patentgef.). 
Eine andere Frage iſt, ob die zum Patent angemeldete Erfindung wirklich den 
in dem Geſellſchaftsvertrag angenommenen Wert von 18 000 M. hat. Die 
Prüfung des Wertes der Sacheinlage iſt jedoch dem Regiſterrichter ver⸗ 
ſchloſſen (RIA. 12, 58). Daß die Sacheinlage etwa lediglich im Hinblick 
auf die erhoffte Erteilung des Patents auf 18000 M. bewertet worden iſt 
erhellt nicht. 


Mangelndes Beſchwerderecht der Verwaltungsbehörden gegen die Ein⸗ 

tragung eines Vereins in das Vereinsregiſter, wenn die Beſchwerde darauf 

geſtützt wird, daß der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb gerichtet ſei. 


§ 20 FGG., §§ 21, 22, 60 BGB., § 24 Reichsvereinsgef. 
Kammergericht Berlin, 18. März 1913. — Bd. 12 S. 240. 


Im Juli 1912 meldete der Vorſtand des „Berufsvereins der Aerzte im 
Kreiſe W.“ den Verein zur Eintragung in das Vereinsregiſter bei dem Amts⸗ 
gericht an. Dieſes ließ die Anmeldung zu und teilte ſie dem Landrate zu 
W. als der zuſtändigen Verwaltungsbehörde mit. Der Landrat erklärte, Ein⸗ 
ſpruch aus einem der im § 61 Abſ. 2 BGB. aufgeführten Gründe nicht 
erheben zu wollen; wies jedoch daraufhin, daß nach der Auffaſſung des Re⸗ 
gierungspräſidenten der Verein nicht eintragungsfähig ſei, weil deſſen Zweck 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet ſei. Es gehe dies ins⸗ 
beſondere aus § 2 der Satzung hervor, der folgenden Wortlaut hat: 
„Der Verein hat den Zweck, der Kranken verſicherung durch Bereithaltung 
von ärztlicher Hilfe zu dienen und dadurch die Volksgeſundheit zu fördern. 
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Der Zweck ſoll dadurch erreicht werden, daß der Verein für ſeine Mit- 
glieder, entweder für die Geſamtheit oder für einzelne ſeiner Mitglieder, mit 
Krankenkaſſen Verträge abſchließt und ſich an deren Durchführung beteiligt.“ 

Das Amtsgericht ſchloß ſich dieſer Auffaſſung an und wies die An⸗ 

meldung zurück. Auf die ſofortige Beſchwerde des Vorſtandes des Vereins 
hob das Landgericht den Beſchluß des Amtsgerichts auf und wies dieſes an, 
dem Antrage des Vorſtandes auf Eintragung des Vereins in das Vereins⸗ 
regiſter ſtattzugeben. Dieſem Beſchluß entſprechend erfolgte am 9. November 
1912 die Eintragung des Vereins in das Vereinsregiſter. 


Gegen den Beſchluß des Landgerichts legte der Regierungspräſident die 
ſofortige weitere Beſchwerde mit dem Antrag ein, den angefochtenen Beſchluß 


aufzuheben und den Beſchluß des Amtsgerichts zu beſtätigen. Er legt dar, 
daß der Verein nicht in das Vereinsregiſter eingetragen werden dürfe, ſondern 
die Rechtsfähigkeit nur durch Verleihung erlangen könne, weil der Zweck des 
Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäſtsbetrieb gerichtet ſei. Der Beſchwerde⸗ 


führer leitet ſeine Beſchwerdebefugnis in erſter Linie aus dem Aufſichtsrechte 


her, das ihm über Vereine zuſtehe. Aus dieſem Auffichtsrecht ergebe ſich für 
ihn die Pflicht, darüber zu wachen, daß nicht Vereine, die nicht eintragungs⸗ 
fähig ſeien, durch die Eintragung in das Vereinsregiſter nach außen als rechts⸗ 
fähige Vereine erſchienen. Um dieſe Pflicht erfüllen zu können, müſſe er als 
befugt erachtet werden, gegen einen die Eintragung zu Unrecht anordnenden 
Beſchluß Beſchwerde einzulegen. In zweiter Linie beruft ſich der Regierungs⸗ 


präſident auf einen ihm von dem Miniſter des Innern erteilten Auftrag zur 


Beſchwerdeerhebung. Zur Verleihung der Rechtsjähigkeit an Vereine, deren 


Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet fei, fei der Miniſter 


des Innern in Gemeinſchaft mit dem Juſtizminiſter zuſtändig. Dieſes Ver⸗ 
leihungsrecht werde beeinträchtigt, wenn durch die Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter der Anſchein erweckt werde, als habe der Verein bereits durch die 
Eintragung die Rechtsfähigkeit erlangt. 

Das Kammergericht Berlin hat die ſoſortige weitere Beſchwerde aus folgenden 
Gründen zurückgewieſen: 

Es handelt ſich um die ſofortige weitere Beſchwerde nach den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung. Dies ergibt ſich aus § 60 Abſ. 2 BGB., welche 
Beſtimmungen nach der feſtſtehenden Rechtſprechung des Kammergerichts und 
des Reichsgerichts (K GJ. 20 A, 8; 26 A, 3; RG. 47, 386) auch dann 
Anwendung findet, wenn die Zurückweiſung der Anmeldung eines Vereins 
zum Vereinsregiſter erfolgt iſt, weil nach Anſicht des Regiſterrichters der Zweck 
des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet und der Verein 
deshalb nicht eintragungsfähig iſt (SS 21, 22 BGB.). Zur Entſcheidung 


über die ſofortige weitere Beſchwerde iſt das Kammergericht ausſchließ lich zu⸗ 


ſtändig. In dem letzterwähnten Beſchluß iſt die Entſtehungsgeſchichte des 
§ 60 Abſ. 2 BGB. ausführlich dargelegt. Aus ihr geht hervor, daß über 
die Zugehörigkeit der Vereinsſachen zu den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit bei den geſetzgebenden Faktoren niemals ein Zweifel beſtanden 
hat und das Beſchwerdever fahren im Falle des S 60 BGB. nur deshalb 
den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die ſofortige Beſchwerde unter⸗ 
worfen worden ijt, weil man die Rechtskraft des die Anmeldung zurückweiſenden 
Beſchluſſes baldigſt herbeiführen wollte, aber zur Zeit der Annahme des Bürger⸗ 
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lichen Geſetzbuchs ein Geſetz über die Freiwillige Gerichtsbarkeit noch nicht vor⸗ 
handen war. Durch die Herübernahme der Beſtimmungen der Zivilprozeß⸗ 
ordnung über die fofortige Beſchwerde hat nur der äußere Aufbau des Be: 
ſchwerdeverfahrens geregelt werden ſollen; im übrigen aber hat es fein Be⸗ 
wenden bei den Verfahrensgrundſätzen der freiwilligen Gerichtsbarkeit. Es 
hat deshalb das Reichsgericht mit Recht bei einer Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen dem Oberlandesgerichte zu Dresden und dem Kammergericht über die 
Auslegung des § 60 Abſ. 2 BGB. die Vorſchrift des § 28 Abſ. 2 FGG. 
zur Anwendung gebracht, während andererſeits das Kammergericht die Be⸗ 
ſtimmungen des § 28 Abſ. 1 und des § 199 FGG. für anwendbar erachtet 
und daraus, wie bereits hervorgehoben, ſeine Zuſtändigkeit gefolgert hat. Aus 
denſelben Erwägungen heraus muß auch nach den Vorſchriften des FGG. die 
Frage beantwortet werden, wer beſchwerdeberechtigt iſt, um ſo mehr, als die 
Zivilprozeßordnung hierüber überhaupt keinen Aufſchluß gibt. Es iſt daher 
im vorliegenden Falle die Entſcheidung unbedenklich aus der die Beſchwerde⸗ 
befugnis in Sachen der freiwilligen Gerichtsbarkeit allgemein regelnden Vor⸗ 
ſchrift des § 20 Abſ. 1 FGG. zu entnehmen; die Anwendung einer der 
Sondervorſchriften des FGG. über die Beſchwerdeberechtigung kommt hier nicht 
in Frage. Nach § 20 Abſ. 1 FGG. ſteht die Beſchwerde jedem zu, deſſen 
Recht durch die Verfügung beeinträchtigt iſt. Wie ſchon der Wortlaut 
dieſer Vorſchrift ergibt, genügt es zur Anfechtung nicht, daß der Beſchwerde⸗ 
führer ein Intereſſe an der Aenderung der angefochtenen Verfügung hat 
(KG J. 25 A, 5). Es iſt alſo nicht zu prüfen, ob der Regierungepräſident 
oder der Miniſter des Inneren an der Nichteintragung des Vereins intereſſiert 
ſind, ſondern, ob ein „Recht“ derſelben beeinträchtigt iſt. Als ein Recht im 
Sinne des § 20 Abſ. 1 kann nicht nur ein privates, ſondern auch ein dem 
öffentlichen Rechtsgebiet angehörendes Recht in Betracht kommen; dies iſt in 
der Reichstagskommiſſion zur Beratung des FGG. von einem Vertreter des 
Bundesrats unter allſeitiger Zaſtimmung ausdrücklich anerkannt worden. Dem 
Beſchwerdeführer iſt auch darin beizutreten, daß unter Umſtänden aus dem 
Aufſichtsrecht einer Behörde ein Beſchwerderecht hergeleitet werden kann (KGJ. 
42 A, 187). Die Auſſichtsbehörde iſt im Verfahren der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit beſchwerdeberechtigt, wenn ihre Zuſtändigkeit zur unmittelbaren 
Beteiligung am gerichtlichen Verfahren ſich aus beſonderen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften ergibt, wie z. B. aus § 66 Abſ. 2 PStG. (vgl. RGZ. 60, 197, 
RIA. 2, 10) oder wenn die angefochtene Verfügung die Ausübung ihres 
Aufſichtsrechts beeinträchtigt (KJ. 39 A, 33; RA. 11, 9). Der Re 
gierungspräſident nimmt nun für ſich ein Auſſichtsrecht über Vereine in An⸗ 
ſpruch, inhalts deſſen er darüber zu wachen habe, daß in das Vereinsregiſter 
nicht ein nicht eintragungsfähiger Verein eingetragen werde, und erblickt eine 
Beeinträchtigung dieſes Auſſichtsrechts in der Anordnung der Eintragung eines 
ſolchen Vereins. Dies kann jedoch nicht als zutreffend anerkannt werden. Der 
Regierungspräſident iſt allerdings durch § 2 Nr. 5 der Regierungsinſtruktion 
vom 23. Oktober 1817 in Verbindung mit § 18 des Geſetzes über die all⸗ 
gemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 als Auſſichtsbehörde über 
die Vereine beſtellt worden. Es beſteht aber nach Lage der jetzt geltenden 
Geſetzgebung keineswegs ein ſo weitgehendes Aufſichtsrecht der Verwaltungs⸗ 
behörden über Vereine, wie der Beſchwerdeſührer annimmt. Ein ſolches kann zu⸗ 
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nächſt nicht aus den die Vereine betreffenden Vorſchriſten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs hergeleitet werden. Der zuſtändigen Verwaltungsbehörde iſt zwar nach § 61 
Abſ. 1 BGB. ſeitens des Amtsgerichts jede Anmeldung eines Vereins zum 
Vereinsregiſter nach erfolgter Zulaſſung mitzuteilen, und die Verwaltungsbe⸗ 
hörde kann nach § 61 Abſ. 2 BGB. gegen die Eintragung Widerſpruch er⸗ 
heben, wenn der Verein nach dem öffentlichen Vereinsrecht unerlaubt iſt oder 
verboten werden kann oder wenn er einen politiſchen, ſozialpolitiſchen oder 
religiöſen Zweck verfolgt. Der Wortlaut des Geſetzes und die Verhandlungen 
der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs eines Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs (Prot. 1, 561 — 565) ergeben aber, daß der Geſetzgeber den Ver⸗ 
waltungsbehörden hiernach nur in einem beſchränkten Umfang eine Mitwirkung 
bei der Eintragung von Vereinen in das Vereinsregiſter hat einräumen wollen; 
insbeſondere iſt den Verwaltungsbehörden ein Einſpruchsrecht nicht zuerkannt, 
wenn es ſich nach ihrer Auffaſſung um einen Verein handelt, deſſen Zweck 
auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Dies wird auch in 
dem Erlaſſe des Miniſters des Innern vom 22. November 1912, betr. Ver⸗ 
leihung der Rechtsfähigkeit an ärztliche Vereine, deren Zweck der Abſchluß 
von Kollektivverträgen mit Krankenkaſſen uſw. iſt, ausdrücklich anerkannt. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch überläßt dem Regiſterrichter die ſelbſtändige Prüfung 
der Frage, ob der Zweck des angemeldeten Vereins auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Nur dann, wenn ein bereits eingetragener Verein 
im Widerfpruche mit feinen Satzungen wirtichaftliche Zwecke verfolgt, kann die 
Verwaltungsbehörde nach den SS 43, 44 BGB. in Verbindung mit Art. 2 
der Kgl. Verordnung vom 16. November 1899 bei dem Bezirksausſchuſſe 
Klage auf Entziehung der Rechtsſähigkeit erheben. Ebenſowenig wie ſich hiernach 
aus den Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs entnehmen läßt, daß die 
Verwaltungsbehörden darüber zu wachen haben, daß „wirtſchaftliche“ Vereine 
nicht in das Vereinsregiſter eingetragen werden, läßt ſich ein ſolches Aufſichts⸗ 
rechts aus ſonſtigen geſetzlichen Vorſchriſten herleiten. Dies gilt insbeſondere 
von dem Reichs vereinsgeſetze vom 19. April 1908, das ein allgemeines Auf⸗ 
ſichtsrecht der Verwaltungsbehörden über Vereine nicht kennt und keine Be⸗ 
ſtimmungen enthält, die dem Anſpruche des Beſchwerdeführers zur Stütze 
dienen könnten. Das öffentliche Vereinsrecht hat durch dieſes Geſetz eine er⸗ 
ſchöpfende Regelung gefunden, wie auch in der Verfügung des Miniſters des 
Innern vom 13. Mai 1908, betr. die Ausführung des Reichvereinsgeſetzes 
(MBL. f. d. inn. Verw. 1909, 14) hervorgehoben wird. Das Reichsvereins⸗ 
geſetz hat zwar die beſtehenden reichsgeſetzlichen Vorſchriſten — die aber im vor⸗ 
liegenden Falle ſämtlich nicht in Betracht kommen — mit Ausnahme der in den 
SS 22, 23 aufgeführten in Kraft gelaſſen: es hat aber die öffentlich recht⸗ 
lichen Beſtimmungen der Landesgeſetze über Vereine inſoweit aufgehoben, als 
ſie nicht durch § 24 ausdrücklich aufrecht erhalten werden. Der § 24 Reichs⸗ 
vereinsgeſ. läßt unberührt nur die Vorſchriften des Landesrechts a) über kirch⸗ 
liche und religtdje Vereine, b) in bezug auf Vereine für die Zeiten der Kriegs⸗ 
gefahr, des Krieges, des erklärten Kriegszuſtandes oder innerer Unruhen, 
c) in bezug auf Verabredungen ländlicher Arbeiter und Dienſtboten zur Ein⸗ 
ſtellung oder Verhinderung der Arbeit, d) zum Schutze der Feier der Sonn⸗ 
und Feſttage. Es bedarf keiner weiteren Ausführung, daß hier keine der 
aufrecht erhaltenen landesrechtlichen Beſtimmungen in Frage kommen kann. 
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Hiernach muß verneint werden, daß dem Regierungspräſidenten als Auf: 
ſichtsbehörde obliege, darüber zu wachen, daß in das Vereinsregiſter nur ein⸗ 
von ihm beanſpruchte Auſſichtsrecht, ſo kann ein ſolches auch nicht durch die 
geſprochen worden. Hat aber der Regierungspräſident überhaupt nicht das 
Beſchluſſe des Kammergerichts vom 25. April 1904 (KJ. 28 A, 63) aus⸗ 
tragungsfähige Vereine eingetragen werden. Dies iſt auch bereits in dem 
dazu auch KGJ. 32 A, 123) widerſprechen aber keineswegs die obigen Dar⸗ 
Gegenſeitigkeit in das Vereinsregiſter in Frage ſtehe. Dieſem Beſchluſſe (vgl. 
ſchwerdeberechtigt ſei, wenn die Eintragung eines Verſicherungsvereins auf 
Beſchluß ausgeführt, daß der Regierungspräſident als Auſſichts behörde be⸗ 
ſeines Auſſichtsrechts. Das Kammergericht hat allerdings in dem letzterwähnten 
recht des Regierungspräſidenten aus dem Geſichtspunkte der Beeinträchtigung 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. Es beſteht deshalb kein Beſchwerde⸗ 
Eintragung eines Vereins beeinträchtigt werden, deſſen Zweck auf einen wirt⸗ 
legungen. Er beruht nämlich ausſchließlich auf den Sondervorſchriften des 
Geſetzes über die privaten Verſicherungsunternehmungen vom 12. Mai 1901, 
durch das in Verbindung mit] der Königlichen Verordnung vom 30. Juni 
1901 dem Regierungsprajidenten iein ſehr weitgehendes Auſſichtsrecht über 
Verſicherungsvereine auf Gegenſeitgkeit eingeräumt iſt. Insbeſondere hat 
danach die Aufſichtsbehörde die Befugnis, durch Verſagung der Erlaubnis zum 
Geſchäſtsbetriebe die Entſtehung der Rechte fähigkeit zu verhindern und durch 
Unterſagung des Geſchäftsbetriebs die Auflöſung des Vereins herbeizuführen. 
Hieraus iſt das Recht des Regierungspräſidenten hergeleitet worden, der Ein⸗ 
tragung von Verſicherungsvereinen auf Gegenſeitigkeit in das Vereinsregiſter 
entgegenzutreten. ö 

Nun beruft ſich der Beſchwerdeführer als Beauftragter des Miniſters 
des Innern weiter darauf, daß nach Art. 1 der Königlichen Verordnung vom 
16. November 1899 die Verleihung der Rechtsfähigkeit an einen ärztlichen 
Verein, deſſen Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, 
durch den Miniſter des Innern in Gemeinſchaft mit dem Juſtizminiſter zu 
erfolgen habe. Dies iſt richtig. Es läßt ſich aber daraus eine Beſchwerde⸗ 
befugnis ebenfalls nicht entnehmen. Der Art. 1 der Verordnung vom 16. No⸗ 
vember 1899 begründet nicht etwa ein Auſſichtsrecht der zuſtändigen Miniſter 
über Vereine, bei denen die Verleihung der Rechts fahigkeit in Frage kommen 
kann, ſondern ſtellt ſich als eine Zuſtändigkeits norm dar. Beſteht zwiſchen dem 
Miniſter des Innern und dem dem Regiſtergericht im Inſtanzenzuge vorgeordneten 
Landgericht eine Meinungsverſchiedenheit darüber, ob der Berufsverein der Aerzte 
im Kreife W. als „idealer“ Verein eintragungsfähig iſt oder die Rechtsfähigkeit 
nur im Wege der Verleihung erlangen kann, ſo liegt hiernach die Sache nicht 
weſentlich anders, wie wenn ein Gericht nach Anſicht eines anderen Gerichts 
in deſſen Zuſtändigkeit eingreift. Das zuſtändige Gericht hat kein Recht im 
Sinne des § 20 Abſ. 1 FGG. darauf, daß ein zu feiner Zuſtändigkeit ge⸗ 
hörender Akt auch von ihm wahrgenommen wird, und hat kein Beſchwerderecht 
im Inſtanzenzuge, wenn ein anderes Gericht den Akt an ſich gezogen hat 
(KGJ. 32 A, 106); nur den Beteiligten ſtehen hiergegen die geſetzlichen 
Rechtsmittel zu. Das ſelbe muß auch im Verhältniſſe der Verwaltungsbehörden 
und der Gerichte zueinander gelten. Ebenſowenig wie der Regiſterrichter ver⸗ 
hindern kann, daß einem Verein die Rechtsfähigkeit verliehen wird, deſſen Zweck 
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nach Anficht des Regiſterrichters nicht auf einen wirtfdhaftliden Geſchäſts⸗ 
betrieb gerichtet iſt, der alſo Rechtsfähigkeit durch die Eintragung in das 
Vereinsregiſter erlangen könnte, ſteht den zuſtändigen Miniſtern im umgekehrten 
Falle der Beſchwerdeweg im Inſtanzenzug offen. Dazu kommt, daß der 
Miniſter des Innern, wie nach der ganzen Sachlage und mangels einer ent: 
gegenſtehenden Behauptung ohne weiteres angenommen werden kann, mit der 
Verleihung der Rechtsfähigkeit an den Berufsverein der Aerzte im Kreiſe W. 
überhaupt nicht befaßt iſt. Denn der Vorſtand des Vereins hat nicht bei den 
zuſtändigen Miniſtern die Verleihung der Rechtsfähigkeit nachgeſucht, ſondern 
gemäß den SS 21, 59 BGB. den Verein zur Eintragung in das Vereins⸗ 
regiſter angemeldet. Es beſtehen alſo keine irgendwie gearteten rechtlichen 
Beziehungen zwiſchen dem Miniſter des Innern und dem Vereine. 

Nach alledem kann ein Beſchwerderecht nicht anerkannt werden. Zu dem⸗ 
ſelben Ergebniſſe kommt Ebermayer in einem „Zur Rechtsfähigkeit der Kaſſen⸗ 
arztvereine“ betitelten Aufſatze in der Deutſchen Mediziniſchen Wochenſchrift (1912, 
2422); ſeinen Ausführungen iſt freilich, wie zuzugeben iſt, ein ſehr erhebliches 
Gewicht hier nicht beizumeſſen, weil die Frage, ob dem Regierungspräſidenten 
ein Auſſichtsrecht zuſteht, nicht entſchieden und auch auf die Vorſchrift des 
Art. 1 der Verordnung vom 16. November 1899 nicht eingegangen iſt. 

Hiernach muß die ſofortige weitere Beſchwerde mangels eines Beſchwerde⸗ 
rechts zurückgewieſen werden. Es mag jedoch noch hervorgehoben werden, 
daß, ſelbſt wenn man ein Beſchwerderecht als beſtehend annehmen wollte, das 
Kammergericht nicht in der Lage ſein würde, zu der Frage Stellung zu nehmen, 
ob es fic) vorliegend um einen „wirtſchaftlichen“ Verein handelt. Die Be 
ſchwerde trägt nämlich dem Umſtande keine Rechnung, daß nach Maßgabe des 
angefochtenen Beſchluſſes die Eintragung des Vereins in das Vereinsregiſter 
bereits erfolgt iſt. Die Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes würde die 
Beſeitigung der Eintragung nicht zur Folge haben, ſo daß mit der Beſchwerde 
ein praktiſcher Zweck nicht erreicht werden kann: ſie ſtellt ſich alſo als gegen⸗ 
ſtandslos dar. 

Die einmal erfolgte Eintragung, deren rechtliche Bedeutung im Verhältniſſe 
zu Dritten ſtreitig iſt (vgl. RG. in JW. 1913, 316 Nr. 1) kann nur noch im 
Wege des Löſchungsverfahrens gemäß den 88 159, 142, 143 FGG. beſeitigt 
werden. Dieſes iſt, ſojern deſſen Vorausſetzungen als gegeben erachtet werden, 
von Amts wegen einzuleiten. Den Verwaltungsbehörden iſt es unbenommen, 
die Einleitung des Löſchungsverfahrens anzuregen und dabei auf die Bedenken 
hinzuweiſen, die ſich gegen die Anſicht des Landgerichts, daß es ſich um einen 
„idealen“ Verein handele, geltend machen laſſen. 
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Unzuläſſigkeit der Berichtigung des Standesregiſters, ſowohl der Heirats⸗ 
als der Geburtsurkunde, wenn die Anerkennung eines unehelichen Kindes 
gemäß der abgegebenen Erklärung eingetragen iſt, ſich ſpäter jedoch in⸗ 
haltlich als unrichtig erweiſt. 
§§ 25, 26, PStG.; § 14 der Ausführungsbeſtimmungen vom 25. März 
1899. 


Reichsgericht, 4. Zivilſenat, 28. April 1913. — Bd. 12 S. 195. 


Der Tagner Georg F. hat bei ſeiner Verheiratung mit Magdalene H. 
zur ſtandesamtlichen Heiratsurkunde erklärt, daß er das von ſeiner Ehefrau 
am 25. Juni 1901 geborene Kind als das ſeinige anerkenne. Der Standes⸗ 
beamte hat darauf am 4. Mai 1912 zu der den Knaben Eugen H. betreffenden 
Geburtsurkunde einen Randvermerk gleichen Inhalts eingetragen. Auf Antrag 
der Staatsanwaltſchaft hat das Amtsgericht angeordnet, daß Heirats⸗ und 
Geburtsurkunde dahin zu berichtigen ſeien, der Tagner F. ſei nicht der Er⸗ 
zeuger des von ſeiner Ehefrau am 25. Juni 1901 außerehelich geborenen 
Kindes Eugen. Auf erhobene ſofortige Beſchwerden hat das Landgericht die 
amtsgerichtliche Anordnung bezüglich der Geburtsurkunde aufgehoben, bezüglich 
der Heiratsurkunde aber aufrecht erhalten. Dieſe Beſchlüſſe ſind von der 
Staatsanwaltſchaft mit weiterer bzw. ſofortiger Beſchwerde angefochten worden. 
Das Oberlandesgericht Colmar will von dem Bd. 68 S. 60 ff. der Ent⸗ 
ſcheidungen in Zivilſachen veröffentlichten Beſchluſſe des Reichsgerichts abweichen, 
und hat deshalb die Beſchwerden unter Begründung ſeiner Rechtsauffaſſung 
dem Reichsgerichte vorgelegt. 

Der jetzt erkennende Senat ſieht ſich auch nach anderweitiger Prüfung 
nicht veranlaßt, von der in dem angezogenen Beſchluſſe näher dargelegten 
Rechtsanſicht abzugehen. Auf die dort gegebene Begründung wird im all⸗ 
gemeinen verwieſen. Wenn das Oberlandesgericht neuerdings auszuführen 
ſucht, nach § 25 verbunden mit § 26 PStG. enthalte die Eintragung der 
Kindesanerkennung in das Geburtsregiſter die Feſtſtellung der Abſtammung 
des Kindes und damit die Eintragung der Tatſache der Abſtammung, ſo iſt 
überſehen, daß der § 26 von einer „erſt nach Eintragung des Geburtsfalls“ 
erfolgenden Feſtſtellung ſpricht. Er hat alſo Feſtſtellungen im Auge, die der 
Regel nach ſchon bei der Eintragung des Geburtsfalls (§ 22) erfolgen ſollen. 
Und zwar kann es ſich im Regelfalle bei Fragen der Abſtammung nur um 
„Vor⸗ und Familiennamen, Religion, Stand oder Gewerbe und Wohnort der 
Eltern“ handeln (§ 22 Nr. 5 PStG.). Darüber beſteht aber kein Zweifel, 
daß bei der Geburt eines außerehelichen Kindes nur die Kindesmutter, nicht 
auch der außereheliche Erzeuger des Kindes als Elternteil in Frage kommt. 

Zwar ſieht der § 14 der Ausführungsbeſtimmungen des Bundesrats 
vom 25. März 1899 auch den Fall vor, daß bei der Anzeige der Geburt 
eines unehelichen Kindes der Anzeigende oder ein mit dem Anzeigenden Er⸗ 
ſchienener ſeine Vaterſchaft anerkennt. Aber auch für dieſen Fall iſt nur die 
Beurkundung der Anerkennung, nicht der Vaterſchaft oder der Abſtammung 
des Kindes, in der über den Geburtsfall vorgenommenen Eintragung vor⸗ 
geſchrieben. Enthielte die Anerkennung der außerehelichen Vaterſchaft die Feſtſtellung 
der Abſtammung des Kindes, ſo wäre der § 25 in der Faſſung verfehlt und 
neben dem § 26 des Geſetzes überhaupt entbehrlich. Allein das Perſonen⸗ 

Blätter f. Rechtspfl. LXI. N. F. XLI. Freiw. Gerichtebart. 4 


— 50 — 


ſtandesgeſetz geht von vornherein nicht darauf aus, die Abſtammung außer⸗ 
ehelich geborener Kinder nach der Seite ihres Erzeugers aus dem Standes⸗ 
regiſter erſichtlich zu machen. Der § 25 iſt vielmehr die einzige Stelle des 
Geſetzes, die ſich mit dem Erzeuger des Kindes befaßt, und es hat einen 
guten Grund, wenn ſie im Falle einer Anerkennung des Kindes nur die 
Regiſtrierung eben dieſer Anerkennung zuläßt, nicht aber, wie bei ehelichen 
Kindern, die Beurkundung eines förmlichen Abſtammungsverhältniſſes vor⸗ 
ſchreibt. Daß die Anerkennung im § 25 nicht zugleich im Sinne von § 26 
des Geſetzes einen „Vorgang“ bedeutet, durch welchen die Standesrechte des 
Kindes „in anderer Weiſe eine Veränderung erlitten“, bedarf keiner Ausführung. 


Ungültigkeit einer Hypothekeneintragung, wenn im Grundbuche weder 
das eingetragene Recht als Hypothek bezeichnet noch der Schuldgrund 
angegeben iſt. 

88 878, 874, 1115 BOS. 


Kammergericht Berlin, 6. Auguſt 1912, — Bd. 12 S. 247, 


Die Altſtädtiſche Sparkaſſe in G. beantragte, die Eintragung im Grund⸗ 
buche von G. Band 4 Blatt Nr. 178 Abteilung III Nr. 3 dadurch ju 
ergänzen, daß dieſe Poſt als Hypothek bezeichnet oder daß der Schuldgrund 
in die Eintragungsformel aufgenommen wird. Der in Betracht kommende 
Teil der Eintragung lautet: „47000 M. nebſt 5 Prozent Zinſen für die 
Altſtädtiſche Sparkaſſe in G. . . . eingetragen unter Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung vom 14. Februar 1907 am 16. Februar 1907.“ 
In der Eintragungsbewilligung bekennt der Eigentümer, die 47000 M. als 
Darlehn erhalten zu haben, und bewilligt und beantragt zur Sicherung des 
Kapitals und der Zinſen die Eintragung einer Hypothek. Nach der Poſt, 
Abteilung III Nr. 3, find weitere Poſten für andere Gläubiger eingetragen 
worden. Das Grundbuchamt lehnte den Antrag ab, weil eine nichtige Ein⸗ 
tragung vorliege. Die Beſchwerde der Antragſtellerin wurde zurückgewieſen. 
Das Landgericht hielt aber im Gegenſatze zum Amtsgerichte hinſichtlich des 
Rechtes, das durch die Eintragung begründet werden ſollte, die Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung für zuläſſig und darum eine gültige Hypo⸗ 
thekeneintragung für vorliegend; es gelangte zur Zurückweiſung der Beſchwerde, 
weil es annahm, die Eintragung bedürfe keiner Ergänzung. Auch der weiteren 
Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die weitere Beſchwerde iſt nicht begründet. Dabei war jedoch dem 
Entſcheidungsgrunde des Amtsgerichts beizutreten. Die Anſicht des Landgerichts, 
aus dem Eintragungsvermerk im Grundbuche brauche nicht unmittelbar hervor⸗ 
zugehen, daß eine Hypothek begründet werden ſolle, es genüge hierfür die 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung, ſteht nicht nur im Widerſpruch 
mit der herrſchenden Meinung, ſondern findet auch im Geſetze keine Stütze. 
Weder aus § 874 noch aus § 1115 BGB., noch aus dem Zuſammenhange 
dieſer Beſtimmungen ergibt ſich, daß die Bezugnahme auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung genügt. Nach § 873 BGB. iſt zur Belaſtung eines Grund: 
ſtücks mit einem Rechte, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt, 
erforderlich, daß das Recht in das Grundbuch eingetragen wird. Nur zur 
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„näheren Bezeichnung“ des Inhalts des Rechtes kann — ſoweit nicht das 
Geſetz etwas anderes vorſchreibt — nach § 874 BGB. auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung Bezug genommen werden. In dem von der Eintragung der 
Hypothek handelnden § 1115 BGB. wird keine Ausnahme davon gemacht, 
daß das Recht im Grundbuche ſelbſt kenntlich gemacht werden muß; es wird 
dort vielmehr beſtimmt, daß bei der Hypothek außerdem der Gläubiger, der 
Geldbetrag ſowie eventuell der Zinsſatz und der Geldbetrag von Nebenleiſtungen 
im Grundbuch angegeben werden müſſen. Der Halbſatz 2 des § 1115 Abſ. 1, 
auf den ſich das Landgericht für ſeine Auffaſſung beruft, bezieht ſich nicht 
auf das dingliche Recht, ſondern auf die Forderung; zur Bezeichnung dieſer, 
insbeſondere alſo auch des Schuldgrundes, kann auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden. 

Bei der Eintragung, deren Gültigkeit hier zu beurteilen iſt, iſt weder 
durch die Bezeichnung als Hypothek noch durch die Angabe des Schuldgrundes 
— was genügen würde — im Grundbuche kenntlich gemacht, daß eine 
Hypothek eingetragen werden ſollte. Es geht aus dem Grundbuche nicht hervor, 
mit welchem Rechte das Grundſtück belaſtet werden ſollte. Die Eintragung 
hat daher kein Recht hervorgebracht und kann deshalb nicht auf Grund des 
S 22 EBD. durch Berichtigung ergänzt werden; vgl. Güthe, GBO. (3) Ans 
merkung 5 zu § 22. 


Zwiſchenverfügung des Grundbuchamts, durch die zur Hebung von mehreren 

Eintragungshinderniſſen eine Friſt beſtimmt wird; Zuläſſigkeit der An⸗ 

fechtung der Verfügung mit Beſchrünkung auf einzelne der Beanſtandungen 
ohne den Nachweis, daß die übrigen Hinderniſſe gehoben ſind. 


§ 18 GBO. 
Kammergericht Berlin, 18. September 1912. — Bd. 12 S. 248. 


Im Grundbuche von B. Band 11 Blatt Nr. 316 ſtand in Abteilung III 
unter Nr. 11 eine Hypothek von 32000 M. für die Witwe Karoline G. 
eingetragen. Dieſe Hypothek wurde im Jahre 1907 in zwei Teilhypotheken 
zerlegt, die eine von 22000 M., mit A bezeichnet, blieb der Gläubigerin, 
die andere von 10000 M., mit B bezeichnet, mit dem Range hinter den 
22 000 M., wurde an Karl G. abgetreten. Die Hypothek Nr. 11 B wurde 
im Jahre 1909 wieder auf Frau Karoline G. umgeſchrieben. Von der Hypothek 
Nr. 11 A hat die Frau G. eine Reihe von Teilbeträgen abgetreten, jo daß 
ihr von dieſen 22 000 M. jetzt nur noch 9500 M. verblieben ſind. Es 
ſtehen alſo für Frau G. im Grundbuche noch eingetragen: 9500 M. Nr. 11 A, 
und 10000 M. Nr. 11 B. In einer notariell beglaubigten Erklärung 
haben die Erben der Gläubigerin von der dieſer noch zuſtehenden Hypotheken⸗ 
forderung von 19 500 M. den Teilbetrag von 9750 M. nebſt Zinſen an 
die Gemeinde E. abgetreten und die Umſchreibung im Grundbuche bewilligt 
und beantragt. Das Grundbuchamt beanſtandete die Umſchreibung in folgenden 
Punkten: 

a) Für die Erblaſſerin ſei nicht eine Hypothek von 19 500 M. ein⸗ 
getragen, ſondern zwei Hypotheken mit verſchiedenem Range; die 
Abtretungserklärung laſſe die Angabe vermiſſen, welche von beiden 
Hypotheken abgetreten ſei. 
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b) Der eine Miterbe habe nur feinen ererbten, nicht auch den durch 
einen notariellen Vertrag vom 24. November 1911 erworbenen Anteil 
der Miterbin Charlotte M. an der Hypothek abgetreten. 

c) Eine endgültige Uebertragung des Erbteils der Charlotte M. auf den 
Miterben ſei durch dieſen Vertrag überdies nicht erfolgt. 

Zur Beſeitigung der Hinderniſſe ſetzte das Amtsgericht eine Friſt von einem 
Monat. Gegen dieſe Verfügung legten die Erben hinſichtlich der Anſtände 
zu b und c Befchwerde ein mit dem Antrage, die Verfügung, ſoweit fie an: 
gefochten, aufzuheben. | | 

Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. Es führte aus, daß die 
zu b und c erhobenen Anſtände des Amtsgerichts unzutreffend und die 
Beſchwerde daher inſoweit begründet ſei, daß aber die Beſchwerde nicht ſage, 
warum der Hinderungsgrund à für unzutreffend zu erachten ſei, daß über⸗ 
dies dieſer Anſtand begründet, von der Beſchwerde aber nicht beſeitigt ſei und 
daß, da die verlangte Ergänzung durch Nachtragserklärung der Erben nicht 
beigebracht ſei, die Beſchwerde Erfolg nicht haben könne. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin unter 
Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Verfügung des Grundbuchamts 
inſoweit aufgehoben, als dieſes Gericht die Anſtände zu b und c erhoben hat. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die Zuläſſigkeit der Beſchwerde als Grundbuchbeſchwerde aus § 71 GB. 
kann nicht beanſtandet werden. Selbſt wenn die Beſchwerdeführer mit der 
weiteren Beſchwerde nur eine Beſeitigung der Koſtenentſcheidung des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes erſtreben würden, würde das Rechtsmittel zuläſſig ſein 
RG. 62, 142; KGJ. 22 A, 3). Die weitere Beſchwerde erſtrebt aber 
auch die Richtigſtellung des landgerichtlichen Beſchluſſes, weil dieſer die Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen hat, anſtatt ihr ſtattzugeben. Dieſes Verlangen iſt 
begründet. Die amtsgerichtliche Verfügung hatte als Zwiſchenverfügung im 
Sinne des § 18 GBO. den Umſchreibungsantrag in den drei oben zu a, b 
und c wiedergegebenen Punkten beanſtandet. Dieſe Zwiſchen verfügung haben 
die Beſchwerdeführer nur inhaltlich der beiden Anſtände zu b und c mit der 
Beſchwerde angefochten. Die Zuläſſigkeit einer ſolchen teilweiſen Anfechtung 
einer mehrere Anſtände enthaltenen Zwiſchenverfügung kann nicht bezweifelt 
werden. 

Wählt der Grundbuchrichter die Form der Zurückweiſung und ſind in 
dem zurückweiſenden Beſchluſſe mehrere Gründe angegeben, von denen jeder 
für ſich die Entſcheidung trägt, ſo iſt die Beſchwerde nur gegen die Entſcheidung 
in ihrer Geſamtheit, nicht auch gegen einen einzelnen der Zurückweiſungs⸗ 
gründe zuläſſig. Denn dieſe bilden nicht einen Teil der Entſcheidung als 
ſolcher, alſo der Entſcheidungsformel, ſondern ſind lediglich ein Beſtand teil der 
Begründung. Die auf die Anfechtung eines einzelnen Zurückweiſungsgrundes 
hin erfolgende Entſcheidung des Beſchwerdegerichts würde auch nur theoretiſcher 
Natur ſein, weil die Entſcheidung als ſolche, d. h. die Zurückweiſung des 
Eintragungsantrags trotz der Beſeitigung des einen der mehreren Zurückweiſungs⸗ 
gründe beſtehen bliebe. Zu dem Erlaſſe theoretiſcher Entſcheidungen ſind 
aber die Gerichte weder berechtigt noch verpflichtet (RG. 43, 426; KG. in 
OLGHfp. 2, 499; 10, 437). Anders iſt die Rechtslage im Falle des 
Erlaſſes einer Zwiſchenverfügung. Das Weſen der Zwiſchen verfügung beſteht 
nach § 18 Abſ. 1 Satz 1 GBO. darin, daß dem Antragſteller eine an⸗ 
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gemeſſene Friſt zur Hebung von Eintragungshinderniſſen beſtimmt wird. Daraus 
folgt, daß die dem Eintragungsantrag entgegenſtehenden Hinderungsgründe 
einen Beſtandteil der Entſcheidung ſelbſt bilden. Denn da die Beſtimmung 
der Friſt zur Hebung der Hinderniſſe erfolgt, ſo empfängt ſie ihren Charakter 
als Entſcheidung erſt durch die Hinzufügung derjenigen Anſtände, die der 
Erledigung des Eintragungsantrags entgegenſtehen. Infolgedeſſen liegt auch 
dann eine Beſchwerde gegen die Entſcheidung ſelbſt und nicht bloß gegen ihre 
Begründung vor, wenn nicht ſämtliche der von dem Grundbuchrichter an⸗ 
gegebenen Hinderungsgründe, ſondern nur der eine oder mehrere von ihnen 
von dem Beſchwerdeführer angefochten werden. Die auf eine ſolche Beſchwerde 
hin ergehende Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt auch keine bloß theoretiſche. 
Denn für den Beſchwerdeführer iſt es von praktiſcher Erheblichkeit zu wiſſen, 
ob er allen Beanſtandungen des Grundbuchrichters oder nur einigen von 
ihnen nachzukommen hat. Allerdings kann die Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts für die ſpätere endgültige Entſcheidung möglicherweiſe ohne Belang 
ſein. Denn wenn der Beſchwerdeführer das nicht angefochtene Eintragungs⸗ 
hindernis nicht behebt, ſo wird der Eintragungsantrag auch dann endgültig 
zurückgewieſen, wenn das Beſchwerdegericht zugunſten des Beſchwerdeführers 
entſchieden hat. Für das Zwiſchenverfügungsverfahren als ſolches aber iſt 
die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts niemals bloß theoretiſcher Natur, da 
durch ſie der Umfang der von dem Antragſteller noch beizubringenden Nach⸗ 
weiſe beſtimmt wird. Es iſt daher auch nicht erforderlich, daß mit der An⸗ 
fechtung eines oder einiger der Eintragungshinderniſſe die Behebung der anderen 
von dem Beſchwerdeführer nachgewieſen wird. 

Dieſe Auffaſſung hat auch praktiſche Erwägungen für ſich. Würde der 
Antragſteller genötigt ſein, mit der Beſchwerde die Behebung der anderen 
Anſtände nachzuweiſen, ſo würden die hierfür entſtandenen Koſten nutzlos auf⸗ 
gewendet ſein, wenn das Beſchwerdegericht die Erhebung der angefochtenen 
Anſtände für berechtigt erklärt und der Beſchwerdeführer außerſtande iſt, ſie 
zu beſeitigen. Durch eine ſolche Erwägung würde der Beſchwerdeführer ſich 
möglicherweiſe genötigt ſehen, gegen ſeine eigene beſſere Einſicht auch die 
andern Hinderniſſe anzufechten, um ohne den Nachweis ihrer Behebung eine 
Entſcheidung des Beſchwerdegerichts herbeizuführen. 

Iſt hiernach die erſte Beſchwerde zuläſſig geweſen, ſo hätte das Landgericht, 
da ſachlich ſeine Ausführungen richtig ſind, ſie nicht zurückweiſen dürfen. Es 
hätte vielmehr die Verfügung des Amtsgerichts hinſichtlich der Anſtände zu b 
und ( abändern müſſen. Dies hat daher jetzt unter Aufhebung des land⸗ 
gerichtlichen Beſchluſſes zu geſchehen. 


Unanwendbarkeit der Vorſchrift, wonach mit der Uebertragung einer 

Forderung die für ſie beſtehende Hypothek auf den neuen Gläubiger 

übergeht, auf eine Grundſchuld, die zur Sicherung einer Forderung beſtellt iſt. 
88 401, 412, 774, 1113, 1153, 1192 BGS. 


Kammergericht Berlin, 27. September 1912. — Bd. 12 S. 251. 


Die Erben des Landwirts W. ließen die zum Nachlaſſe gehörenden 
Grundſtücke durch das Ortsgericht freiwillig verſteigern. Nach den Verſteigerungs⸗ 
bedingungen ſollten die Steiggelder in ſechs gleichen, mit Weihnachten 1906 
beginnenden Jahresteilen gezahlt, bis zur Zahlung mit 4½ Proz. jährlich 
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verzinſt und durch die Eintragung von Grundſchulden auf den erjteigerten 
Grundſtücken ſichergeſtellt werden. Zum Steiggelderheber wurde der Bürger: 
meiſter R. mit der Ermächtigung beſtellt, die Löſchung der Steiggelder im 
Grundbuche zu bewilligen. Die Grundſtücke wurden für 4080 M. von den 
Eheleuten P. erſtanden und in Höhe dieſer Summe nebſt 4½ Proz. Zinſen 
zugunſten der W.ſchen Erben mit einer Buchgrundſchuld belaſtet. Für die 
Zahlungsverpflichtungen der Eheleute P. übernahm die Firma E. ſelbſtſchuldneriſche 
Bürgſchaft. 

In einer beglaubigten Urkunde vom 25. März 1912 bekannte der 
Steiggelderheber R., daß die Firma E. auf Grund der von ihr übernommenen 
Bürgſchaft den Grundſchuldbetrag nebſt Zinſen bezahlt habe; er erklärte, daß 
damit die Forderung auf die Firma übergegangen ſei, und trat die Forderung 
auch an die Firma ab. Auf Grund dieſer Urkunde beantragte die Firma, das 
Grundbuchblatt dahin zu berichtigen, daß die „Hypothek“ auf ſie übergegangen 
ſei. Das Grundbuchamt wies den Antrag unter Billigung des Landgerichts 
zurück. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin den Erfolg 
verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Die beantragte Umſchreibung ſoll, wie ſchon in der Formel des an das 
Grundbuchamt gerichteten Antrags zum Ausdrucke gebracht und in der Beſchwerde 
und weiteren Beſchwerde beſonders hervorgehoben iſt, im Wege der Grundbuch⸗ 
berichtigung auf Grund des angeblichen geſetzlichen Ueberganges der Poſt, nicht 
als rechtsändernde Eintragung auf Grund der in der Urkunde vom 25. März 
1912 auch enthaltenen Abtretungserklärung erfolgen. Die Frage, ob der Steig⸗ 
gelderheber zu der vorgenommenen Abtretung legitimiert ſei, bleibt daher außer 
Betracht. 

In dem Antrage der Beſchwerdeführerin iſt die umzuſchreibende Poſt als 
Hypothek bezeichnet. Das iſt irrig. Es handelt ſich in Wahrheit nach der un⸗ 
zweideutigen, der Eintragungsbewilligung entſprechenden Faſſung der Eintragung 
um eine Grundſchuld. 

Durch die Befriedigung der Gläubiger ſeitens der Bürgin iſt die Steiggeld⸗ 
forderung gegen die Hauptſchuldner kraft Geſetzes (§ 774 BGB.) auf die Bürgin 
übergegangen. Es fragt ſich, ob dieſer Uebergang ſich auf die Grundſchuld erſtreckt 
hat. Dieſe Frage iſt mit den Vorinſtanzen zu verneinen. 

Nach § 401 Abſ. 1, § 412 BGB. gehen mit einer abgetretenen oder 
kraft Geſetzes übertragenen Forderung die für ſie beſtehenden Hypotheken oder 
Pfandrechte ſowie die Rechte aus einer für ſie beſtellten Bürgſchaft auf den neuen 
Gläubiger über. Neben dieſer Vorſchrift nachgiebigen Rechtes gilt für die Hypothek 
die zwingende Vorſchrift des § 1153 Abſ. 1 BGB., daß mit der Uebertragung 
der Forderung die Hypothek auf den neuen Gläubiger übergeht. Beide Vorſchriften 
ſind auf eine Grundſchuld nicht unmittelbar anwendbar. Nur die entſprechende 
Anwendung kommt in Betracht. Die Grenzen einer ſolchen find, was zunöächſt 
den § 1153 betrifft, durch den § 1192 BGB. beſtimmt. Danach finden auf 
die Grundſchuld nur diejenigen Vorſchriften über die Hypothek entſprechende An⸗ 
wendung, welche eine Forderung nicht vorausſetzen. Hiermit iſt auf den Weſens⸗ 
unterſchied zwiſchen der Hypothek (§ 1113) und der Grundſchuld (§ 1191 BGB.) 
hingewieſen. Die Hypothek ſetzt ihrem Inhalte nach eine Forderung voraus, 
zu deren Sicherung ſie dienen ſoll; ſie kann ohne Forderung nicht entſtehen 
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und ohne Forderung als dingliches Recht dieſer Art nicht fortbeſtehen. Die 
Entſtehung der Grundſchuld und ihr Fortbeſtehen ſind dagegen von dem 
Vorhandenſein einer Forderung ſachenrechtlich unabhängig. Allerdings dient 
auch die Grundſchuld möglicherweiſe und regelmäßig der Sicherung einer 
Forderung. Aber die Forderung iſt dann nicht Vorausſetzung im Sinne des 
§ 1192, d. h. nicht Rechtsinhalt der Grundſchuld, ſondern nur Beweggrund 
für ihre Beſtellung. Zu den Vorſchriften über die Hypothek, die eine Forderung 
vorausſetzen, gehört recht eigentlich der die notwendige Identität zwiſchen dem 
Hypothekar und dem Gläubiger der zu ſichernden Forderung ausſprechende 
S 1153; er iſt mithin auf die Grundſchuld auch nicht entſprechend anwendbar. 
Dieſes Ergebnis wird durch die Geſetzes materialien beſtätigt. Die Ne: 
daktionskommiſſion der Kommiſſion für die zweite Leſung des Entwurfs eines 
Bürgerlichen Geſetzbuchs hatte zwei vollſtändige Entwürfe des die Hypothek, die 
Grundſchuld und die Rentenſchuld behandelnden Abſchnitts aufgeſtellt. In dem 
erſten waren die Vorſchriſten über die Grundſchuld vorangeſtellt und deren ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf die Hypothek beſtimmt; in dem zweiten Entwurfe 
waren umgekehrt die Vorſchriften über die Hypothek im einzelnen gegeben 
(Prot. 4, 501 ff.). Der zweite Entwurf iſt Geſetz geworden. Aber der erſte 
bildet bei Zweifeln darüber, inwieweit die im zweiten Entwurf und im Geſetz 
über die Hypothek gegebenen Vorſchriften auf die Grundſchuld anzuwenden find, 
ein Auslegungsmittel von anerkannter Bedeutung (RG. 78, 68). Der erſte 
Entwurf enthält nun keine Beſtimmung des Inhalts, daß die Grundſchuld, 
wenn ſie zur Sicherung einer Forderung beſtellt ſei, mit der Uebertragung 
der Forderung auf den neuen Gläubiger übergehe. Vielmehr folgt auf den 
dem § 1152 BGB. entſprechenden § 1142 des Entwurfs im § 1142 g 
gleich eine dem § 1154 BGB. entſprechende Beſtimmung. 
Die Unanwendbarkeit des § 1153 BGB. auf die Grundſchuld iſt auch 
in der Literatur gemeine Meinung. 


Was den im § 401 Abſ. 1 in Verbindung mit § 412 BGB. aus⸗ 
geſprochenen, oben wiedergegebenen Grundſatz betrifft, fo iſt dieſer, wie ſchon 
in dem zum Abdruck im Jahrbuche für Entſcheidungen des Kammergerichts 
beſtimmten Beſchluſſe vom 17. Juni 1912 in Uebereinſtimmung mit den Ent⸗ 
ſcheidungen des Reichsgerichts (RG. 60, 369 u. 371; 65, 164 u. 169 ff.) 
aus der Natur der Sache und der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes näher dar⸗ 
gelegt iſt, nicht auf die im Geſetz ausdrücklich angeführten Nebenrechte einer 
übertragenen Forderung, nämlich die Hypothek, das Pfandrecht oder das Recht 
aus der Bürgſchaft zu beſchränken, ſondern analog auch auf andere zur Ver⸗ 
ſtärkung der Forderung dienende Nebenrechte anzuwenden, ſofern dieſe in einem 
ähnlichen rechtlichen Verhältniſſe zu der Forderung ſtehen, wie jene Rechte. 
Dies iſt in den angezogenen Entſcheidungen für das Recht aus einer Vormerkung 
und das Recht aus einem zugunſten des Gläubigers geſchloſſenen Erfüllungs⸗ 
übernahmevertrage feſtgeſtellt, trifft aber für die Grundſchuld, auch wenn ſie 
zur Sicherung einer Forderung beſtellt iſt, infolge ihrer — im Gegenſatze zu 
den genannten Rechten — der Forderung gegenüber beſtehenden Selbſtändigkeit 
nicht zu. Die Grundſchuld iſt kein der Forderung entſprechendes Nebenrecht 
im Sinne des § 401 Abſ. 1 BGB. Auch dies iſt in der Literatur wenig⸗ 
ſtens von der herrſchenden Meinung anerkannt. 
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Eintragung der Pfändung einer auf zwei Grundſtücken laſtenden Geſamt⸗ 

grundſchuld nur auf dem Blatte des einen Grundſtücks gemäß dem Antrage 

des Pfandglänbigers; keine Heilung der unzuläſſigen Eintragung durch 

die ſpätere Löſchung der Geſamtgrundſchuld auf dem Blatte des anderen 
Grundſtücks. 


§ 54 GB. 
Kammergericht Berlin, 14. Oktober 1912. — Bd. 12 S. 254. 


Auf den Grundſtücken Blatt 1397 und Blatt 2540 war eine Geſamt⸗ 
hypothek von 15 000 M. eingetragen. Nach Bezahlung der Hypothek wurde 
auf dem Grundſtücke Blatt 2540 am 20. Oktober 1910 eingetragen, daß 
die Hypothek auf den Eigentümer übergegangen und für den Direktor R. ge⸗ 
pfändet ſei. Die Eintragung entſprach dem Antrage des Pfandgläubigers. 
Am 11. März 1911 iſt die Hypothek auf dem Grundſtücke 1397 gelöſcht 
worden. Später ſollte die Grundſchuld an dem Grundſtücke Blatt 2540 für 
einen anderen Gläubiger gepfändet werden. 

Das Kammergericht Berlin, das zur Entſcheidung angerufen wurde, legte 
zunächſt unter Hinweis auf die Entſcheidung des Reichsgerichts 63, 74 ff. und 
auf frühere Entſcheidungen des Kammergerichts dar, daß eine Vervielfältigung 
eines Geſamtrechts unzuläſſig ſei. Deswegen ſei es auch unzuläſſig, ein Pfand⸗ 
recht an einem Geſamtrechte nur auf dem einen Grundſtück einzutragen. Das 
Pfandrecht entſtehe, ſoweit zu ſeiner Entſtehung die Eintragung notwendig iſt, 
wie für das Pfändungspfandrecht an einer Buchhypothek (§ 830 Abſ. 1 Satz 3 
BRO.), erſt mit der Eintragung auf den Blättern ſämtlicher belaſteter Grund: 
ſtücke. Da die gepfändete Grundſchuld zur Zeit der Eintragung des Pfand⸗ 
rechts ein Geſamtrecht geweſen, ſei die Eintragung des Pfandrechts in un⸗ 
zuläfſiger Weiſe vorgenommen worden. 

Ueber die Frage, ob die nur auf dem Blatte 2540 eingetragene und daher 
unzuläſſige Pfändung durch die am 11. März 1911 erfolgte Löſchung der Geſamt⸗ 
grundſchuld auf dem Blatte des Grundſtücks Nr. 1397 geheilt worden ſei, 
führt das Kammergericht aus; 

Es läßt ſich nicht verkennen, daß auch bei ordnungsmäßigem Verfahren, 
namentlich dann, wenn die beiden belaſteten Grundſtücke in verſchiedenen Amts⸗ 
gerichtsbezirken liegen, eine Rechtslage entſtehen kann, die darin mit dem vor⸗ 
liegenden Rechtszuſtand übereinſtimmt, daß ein Pfandrecht an einer Geſamthypothek 
eine Zeitlang nur auf dem einen Grundſtück eingetragen ſteht. Denn wenn 
der Grundbuchrichter des einen Bezirkes das Pfandrecht eingetragen hat, ſo ver⸗ 
ſtreicht notwendigerweiſe eine gewiſſe Zeit, bis die Eintragung auch auf dem 
Grundſtücke des anderen Bezirkes bewirkt werden kann. In einem ſolchen Falle 
kann unmöglich die erſte Eintragung als unzuläſſig in dem Sinne angeſehen 
werden, daß fie gemäß § 54 Abſ. 1 Satz 2 EBD. von Amts wegen zu 
löſchen wäre. Denn alsdann wäre die Eintragung des Pfandrechts in einem 
ſolchen Falle überhaupt undurchführbar. Von einer inhaltlichen Unzuläſſigkeit 
kann indeſſen hier keine Rede ſein. Denn es handelt ſich um ein einheitliches 
Verfahren, das gerade dazu dient, eine Vervielfältigung des Geſamtrechts zu 
verhindern. Der einzelne Eintragungsvermerk kommt daher, ſoweit die Frage 
der inhaltlichen Zuläſſigkeit zu beantworten iſt, nicht für ſich allein, ſondern nur 
in ſeinem Zuſammenwirken mit den anderen Eintragungsvermerken in Betracht, 
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und es iſt unſtatthaft, diefen Zuſammenhang unbeachtet zu laſſen und die 
Einheitlichkeit des Verfahrens durch einen willkürlichen Einſchnitt zu zerſtören. 
Mit dieſem Falle hat der weitere Fall einige Berührungspunkte, daß der von 
den Beteiligten geſtellte Antrag darauf gerichtet iſt, die Veränderung des Geſamt⸗ 
rechts auf den Blättern aller belaſteten Grundſtücke einzutragen, dieſer Antrag 
aber verſehentlich nur hinſichtlich eines Grundſtücks erledigt wird. Ob in einem 
ſolchen Falle die Eintragung nur als unvollſtändig anzuſehen und daher die 
ſpätere Ergänzung durch Eintragung der Veränderung auf den Blättern der 
anderen Grundſtücke zuläſſig iſt, bedarf keiner Entſcheidung. Denn ein ſolcher 
Fall liegt hier nicht vor. Der Pfändungsbeſchluß vom 23. Juli 1910, der 
der Eintragung des R. ſchen Pfandrechts zugrunde liegt, erwähnt lediglich die 
Eintragung der Grundſchuld auf dem Blatte des Grundſtücks 2540, und der 
darauf geſtützte Eintragungsantrag vom 31. Auguſt 1910 verlangt die Ein⸗ 
tragung des Pfandrechts nur auf dieſem Grundſtücke. Für die Fälle aber, in 
denen weder ein ſich auf alle belaſteten Grundſtücke beziehendes einheitliches 
Verfahren ſtattfindet noch ein alle Grundſtücke betreffender Eintragungsantrag 
vorliegt, iſt die eine Vervielfältigung des Geſamtrechts bedeutende Eintragung 
einer Rechtsveränderung nur auf dem einen Blatte in dem Sinne inhaltlich 
unzuläſſig, daß eine Nachholung der fehlenden Eintragungen unjtatthaft tit. 
Dies ergibt ſich daraus, daß ein inhaltlich unzuläſſiger Vermerk ein rechtliches 
Nichts iſt und daher ſo angeſehen werden muß, als wäre es gar nicht in das 
Grundbuch eingeſchrieben. Etwas, was rechtlich nicht vorhanden iſt, iſt aber 
einer Ergänzung nicht fähig und kann durch eine Ergänzung nicht rechtliche 
Wirkſamkeit erlangen. Darin zeigt ſich gerade der Unterſchied zwiſchen einer 
unrichtigen und einer inhaltlich unzuläſſigen Eintragung. Eine unrichtige Ein⸗ 
tragung erzeugt ein Recht, wenn auch nur ein Buchrecht; ſie kann daher, ins⸗ 
beſondere durch einen ſich daran anſchließenden gutgläubigen Erwerb, zu voller 
rechtlicher Wirkſamkeit gelangen. Eine unzuläſſige Eintragung erzeugt weder ein 
wirkliches noch ein Buchrecht. Sowohl die Motive zu § 54 Entw. I EBD. 
— dem jetzigen § 54 GBO. — wie auch die Denkſchrift zu § 52 Entw. II 
GBB. — dem jetzigen § 54 GBO. — ſprechen daher von der völligen 
„Bedeutungsloſigkeit“ der inhaltlich unzuläſſigen Eintragung. Die Annahme, 
daß die Ergänzung einer ſolchen Eintragung unſtatthaft iſt, wird auch durch 
den Wortlaut des § 54 Abſ. 1 Satz 2 GBO. beſtätigt. Denn wenn das 
Geſetz ſagt: „Erweiſt ſich eine Eintragung nach ihrem Inhalt als unzuläſſig, 
ſo iſt ſie von Amts wegen zu löſchen“, ſo bringt es damit zum Ausdrucke, daß 
die Löſchung das einzige Mittel der Beſeitigung einer unzuläſſigen Eintragung 
bildet, daß alſo daneben eine Ergänzung oder Nachholung nicht anzuerkennen 
iſt. Dem widerſpricht auch nicht das, was oben für den Fall eines einheitlichen 
Verfahrens geſagt iſt. Denn in dieſem Falle liegt eine inhaltlich unzuläſſige 
Eintragung überhaupt nicht vor. Das Gleiche würde für den Fall der Stellung 
eines ſich auf alle Grundſtücke beziehenden Antrags zu gelten haben, wenn in 
dieſem Falle eine nachträgliche Ergänzung zuzulaſſen wäre. In Uebereinſtimmung 
mit den obigen Ausführungen wird in der Rechtslehre angenommen, daß die 
Ergänzung eines Eintragungsvermerkes unſtatthaft ſei, der wegen Fehlens einer 
weſentlichen Angabe inhaltlich unzuläſſig iſt. 

| Aus den gleichen Gründen iſt auch für Fälle wie den vorliegenden die 
Möglichkeit einer Heilung der inhaltlichen Unzuläſſigkeit durch ſpätere Rechtsakte 
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zu verneinen. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das neue Recht überhaupt die 
Heilung einer Eintragung als ſolcher anerkennt, weil das Bürgerliche Geſetzbuch 
nur von der Heilung einer wegen Mangels des Verfügungsrechts unwirkſamen 
Verfügung (§ 185 BGB.) ſpricht. Denn in jedem Falle kann eine Eintragung 
nur dann durch einen nachträglichen Rechtsakt geheilt werden, wenn ſie nur 
unrichtig, nicht aber, wenn ſie inhaltlich unzuläſſig iſt. Da die inhaltlich un⸗ 
zuläſſige Eintragung, wie dargelegt, ein rechtliches Nichts iſt, ſo kann ſie eben⸗ 
ſowenig der Gegenſtand einer Heilung ſein, wie der Gegenſtand einer Ergänzung. 
Der Umſtand, daß die Geſamtgrundſchuld, ſoweit ſie das Grundſtück Nr. 1397 
belaſtet, nach der Eintragung des R.ſchen Pfandrechts gelöſcht worden iſt, iſt 
demnach nicht geeignet geweſen, die inhaltliche Unzuläſſigkeit dieſer Pfandrechte 
zu beſeitigen. 


Aendernug des Raugverhältniſſes zweier Briefhypotheken. Erfordernis 

der Eintragung der Rangänderung bei beiden Hypotheken; Vermerk der 

Rangänderung auf den Hypothekenbriefen beider Hypotheken. Wirkung 
einer Eintragung, die nur bei der zurücktretenden Hypothek erfolgt. 


§ 880 BGB.; §§ 42, 62 GBO. 
Kammergericht Berlin, 9. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 256. 


Auf dem Blatte des Grundſtücks Band 41 Blatt 2002 ift in Abteilung III 
Nr. 14 eine Briefhypothek von 1000 M. für Frau L. mit dem Range vor der 
Briefhypothe Nr. 11 von 20 000 M. eingetragen, in Abteilung III Nr. 15 
und 16 find zwei weitere Briefhypotheken von je 10 000 Mark eingetragen. 
Frau L. hat mit Zuſtimmung des Eigentümers in einer notariell beglaubigten 
Urkunde mit der Poſt Nr. 14 den Poſten Nr. 11, 15 und 16 den Vorrang 
eingeräumt und die Eintragung der Vorrangseinräumung beantragt. Sie über⸗ 
reichte dieſe Urkunde nebſt dem Briefe über die Poſt Nr. 14 dem Grundbuch⸗ 
amte mit dem Antrag auf Eintragung der Vorrangseinräumung. Das Grund⸗ 
buchamt verlangte durch eine Zwiſchenverfügung die Vorlegung der Briefe über 
die Poſten 11, 15 und 16 und lehnte, da die Friſt fruchtlos verſtrich, den 
Antrag unter Billigung des Landgerichts ab. Auch der weiteren Beſchwerde 
hat das Kammergericht Berlin den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Kammergericht hat bereits mehrfach ausgeſprochen, daß unter einer 
Eintragung im Sinne des § 42 Abſ. 1 S. 1 GBO. nicht jede Einſchreibung 
zu verſtehen iſt, daß vielmehr von dem § 42 ſolche Einſchreibungen nicht 
betroffen werden, welche die dingliche Rechtslage nicht ändern, ſondern nur 
eine Tatſache kundgeben (RIYA. 8, 272; 9, 199). Es fragt ſich daher, ob 
die Eintragung der Vorrangseinräumung bei dem vortretenden Rechte eine 
rechtlich erhebliche oder nur eine tatſächliche Bedeutung hat, ob alſo dieſe Ein⸗ 
tragung zur Herbeiführung der dinglichen Rangänderung notwendig iſt oder ob 
hierzu die Eintragung der Vorrangseinräumung bei dem zurücktretenden Rechte 
genügt. Die erſte Anſicht iſt die herrſchende. Wäre die zweite Anſicht richtig, 
ſo bedürfte es der Vorlegung des Briefes über die vortretende Poſt nicht. 
Denn alsdann wäre die dingliche Rangänderung ſchon durch ihre Eintragung 
bei dem zurücktretenden Rechte wirkſam vollzogen, ſo daß der Eintragung bei 
dem vortretenden Rechte nur tatſächliche Bedeutung zukäme. Das Kammer⸗ 
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gericht ſchließt ſich jedoch der herrſchenden Meinung an, wie es dies {don in 
dem Beſchluſſe vom 4. Januar 1904 getan hat. Maßgebend für dieſe 
Stellungnahme ſind folgende Erwägungen geweſen. 

Nach § 880 Abſ. 2 Satz 1 BSB. iſt zu der Rangänderung außer 
der Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten „die Ein⸗ 
tragung der Aenderung in das Grundbuch“ erforderlich. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch regelt allerdings nicht die Einrichtung der Grundbücher. Aber es 
geht bei feinen Beſtimmungen über die Rangänderung als ſelbſtverſtändlich 
davon aus, daß zwei Eintragungen, die Eintragung des vortretenden Rechtes 
und die Eintragung des zurücktretenden Rechtes, vorhanden ſind. Wenn es 
trotzdem „die Eintragung der Aenderung in das Grundbuch“ vorſchreibt, ohne 
anzudeuten, daß dieſe Eintragung nur bei dem einen der beiden Rechte zu 
erfolgen habe, ſo ergibt ſchon der Wortlaut in Verbindung mit der Tatſache, 
daß beide Rechte eine Aenderung erfahren, die Notwendigkeit, die Rangänderung 
bei beiden Rechten einzutragen. Dieſe Erwägung gewinnt noch dadurch an 
Beweiskraft, daß das Bürgerliche Geſetzbuch ſich nicht überall auf die Vorſchrift, 
daß eine Eintragung zu bewirken ſei, beſchränkt, ohne die Stelle, an die der 
Eintragungsvermerk zu ſetzen iſt, näher zu bezeichnen. Gerade die Vorſchrift, 
die mit dem § 880 in äußerer und innerer Beziehung ſteht, d. h. der den 
Rangvorbehalt regelnde § 881 beſtimmt in ſeinem zweiten Abſatze: „Der 
Vorbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch: die Eintragung muß bei 
dem Rechte erfolgen, das zurücktreten fol.” Wenn hier das zurücktretende 
Recht ausdrücklich als dasjenige bezeichnet iſt, bei dem die Eintragung vor⸗ 
zunehmen iſt, und dies noch dazu, obwohl zur Zeit der Eintragung des 
Rangvorbehalts das vortretende Recht noch gar nicht vorhanden iſt, ſo muß 
daraus, daß im § 880 Abſ. 2 eine entſprechende Beſtimmung nicht getroffen 
iſt, entnommen werden, daß die Eintragung der Rangänderung ſowohl bei 
dem zurücktretenden wie auch bei dem vortretenden Rechte eingetragen werden 
muß. Dazu kommt folgendes: Das Kammergericht hat (RIA. 9, 51) dar⸗ 
gelegt, daß der Rang eines Rechtes im weiteren Sinne zu ſeinem Inhalte 
gehört und daß demnach auch der § 877 BGB. aushilfsweiſe Anwendung findet. 
Aus § 877 ergibt ſich in Verbindung mit § 873 Abſ. 1 BGB., daß jede 
Aenderung eines Rechtes, auch eine die Rechtslage verbeſſernde Aenderung, bei 
dem Rechte eingetragen werden muß. Der ſich hieraus ergebenden Notwendig⸗ 
keit, die Rangänderung als eine Aenderung des Inhalts des vortretenden 
Rechtes bei dieſem einzutragen, kann auch nicht mit der Behauptung begegnet 
werden, daß die bei dem zurücktretenden Rechte erfolgte Eintragung der Rang⸗ 
änderung dieſe auch bei dem vortretenden Rechte zum grundbuchmäßigen Aus⸗ 
drucke bringe. Denn da im Grundbuche jedes ſelbſtändige Recht geſondert 
einzutragen iſt (KGJ. 33 A, 247 oben), ſo muß der Eintragungsvermerk, 
durch den das Recht gebucht wird, die Rechtslage vollſtändig erſehen laſſen, in 
der ſich das gebuchte Recht befindet. Es iſt daher unzuläſſig, die Eintragung 
durch Vermerke zu ergänzen, die Beſtandteil einer anderen Eintragung ſind. 
Der im RIA. 9, 202 ausgeſprochene Satz, daß „jede dinglich notwendige 
Eintragung ihren beſonderen, einheitlich feſtgeſetzten Platz im Grundbuche hat“, 
gilt für einen ſolchen Ausnahmefall, wie er hier vorliegt, nicht. Endlich iſt 
auch noch folgender Umſtand in Betracht zu ziehen. Nach § 880 Abſ. 4 BGB. 
geht der dem vortretenden Rechte eingeräumte Rang nicht dadurch verloren, 


daß das zurüdtretende Recht durch Rechtsgeſchäft aufgehoben wird. Würde die 
Rangänderung nur bei dem zurücktretenden Rechte eingetragen, jo würde ſie 
im Falle der rechtsgeſchäftlichen Aufhebung dieſes Rechtes aus dem Grund⸗ 
buche verſchwinden, weil die rechtsgeſchäftliche Aufhebung nach S 875 Abſ. 1 
BEB. durch die Löſchung des Rechtes erfolgt und daher auch alle ſich auf 
das Recht beziehenden Vermerke zu löſchen ſind. In einem ſolchen Falle den 
Rangänderungsvermerk ſtehen zu laſſen oder die Löſchung nur unter Vorbehalt 
des Vorrangs zu bewirken iſt dem § 875 Abſ. 1 gegenüber kaum zuläſſig 
(jf. auch § 13 Abſ. 3 Allg. Verfg. v. 20. November 1899, PrJMBl. 349) 
und entſpricht jedenfalls einer geordneten Buchführung nicht. 

Aus dieſen Gründen iſt anzunehmen, daß die Rangänderung nicht nur 
bei dem zurücktretenden, ſondern auch bei dem vortretendDen Rechte zu ver: 
merken iſt. Hieraus folgt jedoch nicht, daß die nur bei dem zurücktretenden 
Rechte bewirkte Eintragung nichtig iſt. Insbeſondere kann dieſer Fall nicht 
dem Falle einer nur ein Grundſtück betreffenden Verfügung über eine Geſamt⸗ 
hypothek gleichgeſtellt, alſo nicht, wie in dieſem (. RG. 68, 74; RIA. 8, 
136; 12, 254 u. KGJ. 39, 248), inhaltliche Unzuläſſigkeit der Eintragung 
angenommen werden. Denn der vorliegende Fall unterſcheidet ſich von der 
Geſamthypothek dadurch, daß es ſich um zwei auf ein und demſelben Grund⸗ 
buchblatte gehörende Eintragungen handelt und daß die Eintragung bei dem 
zurücktretenden Rechte ihrem Inhalte nach notwendigerweiſe auf das vortretende 
Recht hinweiſt. Da hiernach zwiſchen dem bei der zurücktretenden Poſt ver⸗ 
merkten Vorrang und dem vortretenden Rechte eine äußere und eine innere 
Beziehung beſteht, ſo iſt der Schluß gerechtfertigt, daß die bei dem zurücktretenden 
Rechte erfolgte Eintragung des Vorrangs nicht ohne Wirkung auf die Rang⸗ 
eintragung des vottretenden Rechtes bleiben kann. Dieſe Wirkung kann nur 
darin beſtehen, daß durch die Eintragung bei dem zurücktretenden Rechte die 
Eintragung des vorſtehenden Rechtes hinſichtlich des Ranges unrichtig gemacht 
würde. Eingetragen ijt die Rangänderung bei dem voriretenden Rechte erſt 
von dem Augenblick an, in dem ſie auch bei dieſem im Grundbuche vermerkt 
wird. Materiellrechtlich wirkſam wird dagegen die Rangänderung auch für 
das vortretende Recht ſchon mit ihrer Eintragung bei dem zurücktretenden 
Rechte. Dieſe Auffaſſung deckt ſich nicht mit der Anſicht, daß zur Vorrangs⸗ 
einräumung die Eintragung bei dem zurücktretenden Rechte in jedem Falle 
genüge. Daß dies nicht der Fall iſt, zeigt ſich dann, wenn ſich an das vor⸗ 
tretende Recht ein gutgläubiger Erwerb anſchließt. Die materielle Rechtslage 
kann allerdings durch einen ſolchen Erwerb nicht geändert werden, weil nach 
§ 893 BGB. der Inhalt des Grundbuchs nur zugunſten des Erwerbers als 
richtig gilt, die Beſeitigung des beſſeren Ranges aber zuungunſten des Er⸗ 
werbers wäre. Dagegen kann für den gutgläubigen Erwerber ein ſonſtiger 
Schaden eintreten, z. B. dadurch, daß der Erwerber in Unkenntnis der Mang: 
änderung deren nochmalige Eintragung beantragt und infolge der Abweiſung 
dieſes Antrags mit Koſten belaſtet wird. Wäre die Eintragung bei dem vor⸗ 
tretenden Rechte nicht notwendig, ſo wäre die Haftung des Staates für der⸗ 
artige Schäden (§ 12 GBO.) ausgeſchloſſen. Aus dieſen Erwägungen er: 
gibt ſich, daß die Eintragung der Rangänderung bei dem vortretenden Rechte 
rechtliche, nicht nur tatſächliche Bedeutung hat. 

Liegt hiernach eine Eintragung im Sinne des § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. 
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vor, ſo iſt weiterhin die Frage zu beantworten, ob dieſe Vorſchrift etwa des⸗ 
wegen nicht anwendbar ijt, weil durch die Eintragung der Rangänderung bei 
dem vortretenden Rechte deſſen Rechtsſtellung nicht eee ſondern ver: 
beſſert wird. Auch dieſe Frage iſt indeſſen zu verneinen. 

Der I. Entwurf der Grundbuchordnung beſtimmte im § 31 Abſ. 1 
Satz 1 folgendes: „Eine Eintragung, durch welche das Recht des Gläubigers 
einer Briefhypothek oder einer Grundſchuld beeinträchtigt wird, ſoll nur an⸗ 
geordnet werden, wenn der Hypothekenbrief oder der Grundſchuldbrief vorgelegt 
wird.“ Die Motive ſagen dazu: „Das Grundbuch gibt darüber, wer der 
zeitige Gläubiger einer Briefhypothek iſt, keine ſichere Auskunft, da die Hypothek 
außerhalb des Buches von Hand zu Hand gehen kann. Der Nachweis der 
zeitigen Gläubigerſchaft wird vielmehr durch die Inhabung des Briefes in 
Verbindung mit den auf den eingetragenen Gläübiger zurückführenden Ueber⸗ 
tragungsurkunden erbracht (§ 1114 BGB., jetzt § 1155 BGB.). Hieraus 
ergibt ſich ſchon, daß dem Grundbuchamt in allen Fällen, in welchen dasſelbe 
die Legitimation der als gegenwärtiger Berechtigter bezeichneten Perſon feſtzuſtellen 
hat, der Brief vorzulegen iſt Zu einer ſolchen Legitimationsprüfung 
kommt es in allen Fällen, in welchen, ſei es mit Bewilligung des Gläubigers, 
ſei es im Wege des gerechtfertigten Zwanges, ohne Willen des Gläubigers, 
eine das Recht desſelben beeinträchtigende Eintragung vorgenommen werden 
ſoll. Auch bei einer nur gegen das Verfügungsrecht des Gläubigers ſich 
richtenden Eintragung trifft dies zu. Aus dem Gefagten ergibt ſich die Recht⸗ 
fertigung der Vorſchrift, daß das Grundbuchamt eine Eintragung der bezeichneten 
Art nur auf Vorlegung des Briefes vornehmen ſoll.“ Nach dieſen Bemerkungen 
der Motive iſt es in Verbindung mit dem Wortlaute des § 31 Abſ. 1 Satz 1 
nicht zweifelhaft, daß der I. Entwurf der Grundbuchordnung die Vorlegung 
des Briefes nur für die Fälle vorfchrieb, in denen durch die beantragte Ein⸗ 
tragung das Recht des Hppothekengläubigers verſchlechtert wurde. Nach der 
Denkſchrift zum II. Entw. GBO. hat es den Anſchein, als ob der Stand⸗ 
punkt des erſten Entwurfs auch für das Geſetz ſelbſt beibehalten worden ſei. 
Denn auch in der Denkſchrift wird a. a. O. nur von der Vorlegung des 
Briefes zwecks Nachweiſes des Gläubigerrechts geſprochen und daran die Be⸗ 
merkung geknüpft: „Hiernach iſt es im Intereſſe der Sicherheit des Verkehrs 
geboten, die Vornahme einer jene Rechte betreffenden Eintragung, gleichviel 
ob ſie von dem Gläubiger bewilligt iſt oder ob ſie im Wege des rechtlichen 
Zwanges gegen den Gläubiger ohne ſeinen Willen erfolgen ſoll, von der Vor⸗ 
legung des Briefes abhängig zu machen.“ Trotzdem hat der II. Entwurf der 
Vorſchrift des § 31 Abſ. 1 Satz 1 eine andere Faſſung als der I. Entwurf 
gegeben. Denn es ijt in dem § 31 Moi. 1 Satz 1 Entw. I entiprechenden 
§ 40 Abſ. 1 Satz 1 Entw. II und dem damit gleichlautenden § 42 Abſ. 1 
Satz 1 EBD. ganz allgemein die Rede von Eintragungen, die „bei einer 
Hypothek“ erfolgen. Worauf dieſe Aenderung der Wortfaſſung beruht, iſt aus 
der Denkſchrift nicht zu erſehen. Sie hat aber ihren guten Grund. Die 
Vorlegung des Briefes iſt nicht nur, wie es in den Motiven a. a. O. und 
der Denkſchrift a. a. O. heißt, zum Nachweiſe des Verfügungsrechts des von 
der Eintragung betroffenen Gläubigers, ſondern auch zur Erhaltung der 
Uebereinſtimmung zwiſchen Grundbuch und Brief notwendig. Daß eine ſolche 
Uebereinſtimmung im Sinne der Grundbuchordnung liegt, geht ſowohl aus 


dem § 1140 BGB., wonach der richtige Brief dem unrichtigen Grundbuche 
vorgeht, wie auch namentlich aus dem § 62 Abſ. 1 GBO. hervor, wonach 
alle bei einer Hypothek erfolgenden Eintragungen von dem Grundbuchamt auf 
dem Briefe zu vermerken find. Inſofern beſteht zwiſchen dem IJ. und II. 
Entwurfe der Grundbuchordnung ein Unterſchied. Denn der I. Entwurf 
ſchrieb im § 31 Abſ. 2 die Vermerkung der Eintragungen auf dem Briefe 
nur inſoweit vor, als es ſich um die Eintragungen des § 31 Abſ. 1, alſo 
um verſchlechternde Eintragungen (}. „die erfolgte Eintragung“) handelte. 
Darum ijt auch der S 62 Abſ. 1 GBHO., der, wie bemerkt, vorſchreibt, daß 
alle bei einer Hypothek erfolgenden Eintragungen auf dem Briefe zu ver⸗ 
merken find, in der Denkſchrift (zu § 60 Entw. II) „durch die Bedeutung, 
die dem Briefe im Verkehre zukommt“, gerechtfertigt. Hiernach und nach dem 
Wortlaute des § 42 Abſ. 1 Satz 1 GBO. muß angenommen werden, daß 
der § 42 für alle bei einer Hypothek erfolgenden Eintragungen, ſoweit ſie 
nicht nur tatſächliche Bedeutung haben, alſo auch für die Eintragungen gilt, durch 
die die Rechtsſtellung des Hypothekengläubigers nur verbeſſert wird. Da zu 
dieſen verbeſſernden Eintragungen die Eintragung der Rangänderung bei der 
vortretenden Poſt gehört, ſo muß auch der über dieſe gebildete Brief vorgelegt 
werden, bevor die nach den obigen Ausführungen auch bei der vortretenden 
Poſt notwendige Eintragung der Rangänderung bewirkt werden darf. Dies iſt 
auch der Standpunkt der herrſchenden Meinung. 


Zuläſſigkeit der Verpfändung einer Hypothek zur Sicherung einer dem 
Betrage nach unbeſtimmten Forderung, ohne daß es der Eintragung eines 
Höchſtbetrags in das Grundbuch bedarf. 


88 1190, 1204, 1210, 1228, 31273, 1274 BGB. 
Kammergericht Berlin, 9. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 262. 


In dem Grundbuche Band II Blatt 154 iſt in Abteilung III Nr. 10 
eine Buchhypothek von 60 000 M. für den Johannes P. eingetragen. Der 
Gläubiger hat in der notariell beglaubigten Urkunde vom 13. Juli 1912 
folgendes erklärt: Ä 
„Die offene Handelsgeſellſchaft Felix P. fteht mit der Breslauer 

D.⸗Bank in Geſchäftsverbindung. Zur Sicherung für die Darlehns⸗ 
ſchuld vom 1. Juli 1912 nebſt Zinſen der Firma Felix P. vers 
pfände ich der D.⸗Bank die. . Hypothek ſowie die 
derſelben zugrunde liegende Forderung und bewillige und beantrage die 
Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch.“ 

Die Breslauer D.⸗Bank beantragte dieſe Eintragung. Das Grundbuch⸗ 
amt verlangte durch die Zwiſchenverfügung die Angabe der Höhe der Forderung, 
zu deren Gunſten die Verpfändung eingetragen werden ſolle, und blieb hierbei 
in der Verfügung vom 10. Oktober 1912 mit dem Bemerken ſtehen, daß 
mindeſtens der Höchſtbetrag anzugeben ſei. Das Landgericht wies die hier⸗ 
gegen erhobene Beſchwerde zurück. Auf die weitere Beſchwerde hat das 
Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe 
an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 


— 6 — 


Die Vorinſtanzen ſind der Anſicht, daß die Höhe der Forderung, zu deren 
Sicherung eine Hypothek verpfändet wird, angegeben und eingetragen werden 
muß. Dieſe Anſicht kann nicht gebilligt werden. 

Der I. Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthielt im § 1145 Abſ. 2 
für das Pfandrecht an beweglichen Sachen und die durch dieſes zu ſichernde 
Forderung die Beſtimmung: „Die Forderung kann eine künftige, bedingte oder 
unbeſtimmte ſein.“ Dieſe Beſtimmung, die nach § 1206 Abſ. 2 Entw. I 
auch für das Pfandrecht an Rechten galt, iſt in den Motiven (3, 798) 
folgendermaßen gerechtfertigt: „Wegen der akzeſſoriſchen Natur des Pfandrechts 
iſt es erforderlich, daß bei der Verpfändung auf die zu ſichernde Forderung 
hingewieſen und hierdurch der konkrete Inhalt des Pfandrechts beſtimmt wird. 
Unzweifelhaft iſt, daß für betagte Forderungen Pfandſicherheit gegeben werden 
kann, da hier der Regel nach — wenn die Betagtheit nicht der Bedingtheit 
gleichbehandelt wird — die Forderung ſchon beſteht. Bei der bedingten 
Forderung könnten ſchon eher Zweifel entſtehen, da nach dem Entwurf im 
Falle der Suspenſivbedingung die Forderung vorläufig nur in Geſtalt des 
bedingten Rechtes beſteht; indeſſen wird eine Sicherung des bedingten Rechtes 
durch Pfand nicht verſagt werden dürfen, da das praktiſche Bedürfnis hierzu 
nötigt. Man wird aber noch weiter zu gehen haben und eine Verpfändung 
auch in den Fällen zulaſſen müſſen, in denen ein bedingtes Recht noch nicht 
vorliegt. Der Entwurf ſpricht aus, daß die Forderung nicht nur eine be⸗ 
dingte, ſondern auch eine künftige oder unbeſtimmte ſein könne. Unter einer 
unbeſtimmten Forderung wird eine ſolche Forderung verſtanden, deren Gegen⸗ 
ſtand ſich erſt ſpäter beſtimmt. Das Erfordernis bleibt ſelbſtverſtändlich be⸗ 
ſtehen, daß die zu ſichernde Forderung in dem dinglichen Vertrag auf eine 
ſolche Weiſe bezeichnet ift, welche ſchließlich auf eine beſtimmte Forderung hin⸗ 
leitet. Bei den auch nicht in Geſtalt eines bedingten Rechtes ſchon exiſtierenden 
Forderungen können aus der akzeſſoriſchen Natur des Pfandrechts Zweifel 
entnommen werden, inwieweit für die künftige Forderung eine gewiſſe Grund⸗ 
lage . . .. gegeben fein muß. Der Entwurf überläßt die Löſung dieſer 
Zweifel der Wiſſenſchaft und Praxis “ Bon der zweiten 
Kommiſſion des Bürgerlichen Geſetzbuchs wurde beſchloſſen, „die Zuläſſigkeit 
eines Fauſtpfandrechts ſür eine unbeſtimmte Forderung entſprechend dem zu § 669 
gefaßten Beſchluſſe unerwähnt zu laſſen“ (Prot. 3, 440 B). Zu dem § 669 
Entw. III — er lautet: „Die Bürgſchaft kann auch für eine künftige, be⸗ 
dingte oder unbeſtimmte Verbindlichkeit übernommen werden“ — iſt in den 
Protokollen (2, 464 oben) folgendes bemerkt: „Der Satz, daß eine Bürgſchaft 
auch für eine bedingte oder eine zukünftige Verbindlichkeit übernommen werden 
könne, werde ſich zwar aus allgemeinen Grundſätzen ableiten laſſen. Indeſſen 
ſei die Frage bei einer zukünftigen Verbindlichkeit nicht ganz unzweifelhaft. Der 
Geſetzgeber habe ſich aber auch nicht darauf zu beſchränken, nur die abſolut 
notwendigen Normen zu geben. Es könne auch angezeigt erſcheinen, Sätze, 
welche zur Veranſchaulichung des Rechtsverhältniſſes dienen und eine größere 
Deutlichkeit herbeiführen, im Geſetz auszuſprechen. Dieſer Geſichtspunkt treffe 
hier zu. Dagegen fei es beſſer, im § 669 den Ausſpruch, daß die Bürg⸗ 
ſchaft auch für eine „unbeſtimmte“ Verbindlichleit zuläſſig ſei, zu ſtreichen. 
Der Ausdruck ſei unklar. Soweit damit gemeint ſei, daß der Umfang der 
Verbindlichkeit nicht von vornherein zahlenmäßig beſtimmt zu ſein brauche, ſei 
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der Satz ſelbſtverſtändlich.“ Demgemäß wurde in den Entwurf II nicht un 
der § 669 Entw. I in folgender Faſſung (§ 706 Abſ. 2 Entw. II): „Die 
Bürgſchaft kann auch für eine zukünftige oder eine bedingte Verbindlichei 
übernommen werden“, ſondern auch der § 1145 Abſ. 2 Entw. I in der 
entſprechenden Faſſung eingeſtellt: er lautete demnach im II. Entwurfe 
(§ 1113 Abſ. 2): „Das Pfandrecht kann auch für eine künftige oder ein 
bedingte Forderung beſtellt werden.“ In dieſen Faſſungen ſind die beiden 
Vorſchrifteu auch in das Bürgerliche Geſetzbuch übergegangen (§ 765 Abi. 2 
und § 1204 Abſ. 2). 

Schon aus dieſer entſtehungsgeſchichtlichen Entwickelung ergibt ſich, daß ein 
Pfandrecht auch für eine der Höhe nach nicht beſtimmte Forderung beſtell 
werden kann. Der I. Entw. des BGB. hatte dies ausdrücklich vorgeſchrieben. 
Denn er geſtattete im § 1145 Abſ. 2 die Beſtellung eines Pfandrechts für 
eine „unbeſtimmte“ Forderung und darunter verſtand er, wie die Motive be 
ſagen, eine Forderung, „deren Gegenſtand ſich erſt ſpäter beſtimmt“. Die 
II. Kommiſſion hat diefe Vorſchrift allerdings geſtrichen, aber, ſoweit damit 
gemeint war, daß der Umfang der Verbindlichkeit nicht von vornherein zahlen 
mäßig beſtimmt zu ſein brauche, nur deswegen, weil ſie die Vorſchrift in⸗ 
ſoweit als ſelbſtverſtändlich hielt. 

Hiermit ſtimmt auch der Wortlaut des Geſetzes überein. Denn nach 
§ 1204 Abſ. 2 BGB. kann das Pfandrecht an beweglichen Sachen auch für 
eine „künftige“ Forderung beſtellt werden und nach § 1273 Abſ. 2 36%. 
gilt dies auch für das Pfandrecht an Rechten. Die zahlenmäßige Höhe einer 
künftigen Forderung braucht aber nicht immer feſtzuſtehen, wie dies ſchon eine 
Betrachtung derjenigen Forderungen lehrt, die das Endergebnis einer laufenden 
Geſchäftsverbindung bilden (vgl. § 1190 Abſ. 1 Satz 1 BGB.). Im Wr 
ſchluß an den oben erwähnten § 1190 BGB. iſt dabei auch auf folgendes 
hinzuweiſen. Das Geſetz geſtattet allerdings die Beſtellung einer Hypoihel 
für eine künftige Forderung (8 1113 Abſ. 2 BGB.). Es verlangt aber, 
daß, wenn dieſe Forderung eine zahlenmäßig nicht beſtimmte ijt, der Höchſt⸗ 
betrag der dinglichen Haftung des Grundſtücks angegeben und eingetragen 
werden muß (§ 1190 BGB.). Dieſe Regelung darf indeſſen auf das Pfand: 
recht an einer Hypothek nicht übertragen werden. Denn für dieſes bedarf es 
der Feſtſtellung eines Höchſtbetrags der dinglichen Haftung nicht, weil dieſer 
Höchſtbetrag durch den Geldbetrag der Hypothek beſtimmt wird. Weiter, als 
der Geldbetrag der Hypothek reicht, kann die Forderung durch das Pfandrecht 
nicht geſichert ſein. 

Allerdings iſt nicht zu verkennen, daß infolge der Nichtangabe des Be⸗ 
trags oder des Höchſtbetrags der geſicherten Forderung die Eintragung des 
Pfandrechts an einer Hypothek eine gewiſſe Unbeſtimmtheit auſweiſt, die 
namentlich für Perſonen, die ein nachſtehendes Recht an der gleichen Hypothel 
erwerben wollen, insbeſondere für Pfändungspfandgläubiger, von erheblicher 
Bedeutung werden kann. Es entſteht demgemäß die Frage, ob nicht der für 
die Rechte am Grundſtücke geltende Beſtimmtheitsgrundſatz auch auf das Pfand⸗ 
recht an einer Hypothek zu übertragen und von dieſem Standpunkt aus. ab: 
weichend von dem für das Pfandrecht an beweglichen Sachen geltenden Grund⸗ 
ſatze, für das Pfandrecht an einer Hypothek die Angabe eines beſtimmten Be⸗ 
trags der Pfandforderung zu verlangen iſt. Dieſe Frage iſt indeſſen zu verneinen. 
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Der Grundſatz der Beſtimmtheit ijt in Verbindung mit dem Grundſatze 
des öffentlichen Glaubens (Publizitätsprinzip) deswegen in das deutſche Recht 
eingeführt worden, weil ſich herausgeſtellt hatte, daß die gemeinrechtlichen 
Generalpfandrechte und die nach dem gemeinen Rechte zuläſſige Begründung 
einer Hypothek durch formloſen Vertrag einer gedeihlichen Entwickelung des 
Realkredits hindernd im Wege ſtanden. Das Streben nach Fördeung des ſich 
auf den Grundbeſitz ſtützenden Kredits iſt alſo die Veranlaſſung geweſen, die 
dem Grundſatze der Beſtimmtheit Eingang in das deutſche Grundbuch verſchafft 
hat. Von dieſer Förderung des Realkredits werden aber nur die Rechte an 
dem Grundſtücke ſelbſt betroffen, nicht auch die Rechte an Grundſtücksrechten. 
Die geſchichtliche Entwickelung ſpricht daher gegen eine Uebertragung des 
Beſtimmtheitsgrundſatzes auf das Pfandrecht an einer Hypothek. 

Dieſe Erwägung wird durch zwei geſetzliche Beſtimmungen, den § 1210 
Abſ. 1 Satz 1 BGB. und den § 1228 Abſ. 2 Satz 2 BGB. beſtätigt. 
Daß dieſe beiden Beſtimmungen auch für das Pfandrecht an Rechten gelten, 
folgt aus § 1273 Abſ. 2 BGB. und iſt unſtreitig. 

Der § 1210 BGB. ſchreibt in dem 1. Satze ſeines 1. Abſatzes vor: 
„Das Pfand haftet für die Forderung in deren jeweiligem Beſtand, insbeſondere 
auch für Zinſen und Vertragsſtrafen.“ Durch dieſe Beſtimmung wird eine 
Abweichung von dem Hypothekenrechte geſchaffen. Eine Erweiterung der 
dinglichen Haftung iſt bei der Hypothek inſoweit unzuläſſig, als der Kapital⸗ 
betrag in Frage kommt (KGJ. 40 A, 282; ſ. auch KGJ. 40, 342); nur 
hinſichtlich der Nebenleiſtungen iſt eine Erweiterung zuläſſig (KGJ. 33 A, 
250; 40 A, 283). Bei dem Pfandrecht iſt dagegen eine Erweiterung hin⸗ 
ſichtlich des Kapitalbetrags möglich. Denn wenn die Pfandforderung in 
ihrem Kapitalbetrag erhöht wird, erweitert ſich nach § 1210 Abſ. 1 Satz 1 
ohne weiteres auch der Umfang des dinglichen Pfandrechts. Wird z. B. ein 
Pfandrecht zur Sicherung eines Saldo vom 1. Juli 1912 beſtellt und dieſes 
auf 20 000 M. angegeben, fo erweitert fic) das Pfandrecht auf 25 000 M., 
wenn ſich ſpäter herausſtellt, daß eine Forderung von 5000 M. vergeſſen 
iſt, oder wenn die Beteiligten nachträglich vereinbaren, daß eine an ſich nicht 
zu dem Saldo gehörende Forderung von 5000 M. hinzugenommen werden 
ſoll. Die Erweiterung tritt kraft Geſetzes, alſo außerhalb des Grundbuchs ein 
und hat jedenfalls dann den Rang vor ſpäteren Pfandrechten, wenn ſie vor 
deren Begründung eingetreten iſt. Allerdings würde in der Beſtimmung 
eines Höchſtbetrags vielleicht ein Verzicht auf die nachträgliche Erweiterung des 
Umfangs des Pfandrechts zu erblicken ſein. Aber da ein ſolcher Verzicht 
jederzeit durch bloße Vereinbarung, alſo ohne Eintragung aufgehoben werden 
kann — der § 877 BGB. gilt nicht für die Rechte an Grundſtücksrechten —, 
ſo könnte ein nachſtehender Berechtigter doch niemals aus dem Grundbuche 
mit Sicherheit feſtſtellen, welchen Umfang das vorſtehende Pfandrecht hat; 
auch ein gutgläubiger Erwerb dürfte in dem weſentlichſten Falle, nämlich 
dann, wenn das nachſtehende Recht ein Pfändungspfandrecht iſt, nichts helfen, 
weil der § 892 BGB. ſich nur auf den rechtsgeſchäftlichen Erwerb bezieht. 

Die zweite hier in Betracht kommende Vorſchrift ift der § 1228 Abſ. 2 
Satz 2 BGB. Nach dieſer Vorſchrift braucht die Pfandforderung überhaupt 
keine Geldforderung zu ſein. Es kann daher ein Pfandrecht z. B. auch für 
die Forderung auf Herausgabe einer beſtimmten Sache oder auf Vornahme 
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einer Handlung beftellt werden. In derartigen Fallen iſt es nicht möglich, 
einen Geldbetrag anzugeben. Der Grundſatz der Beſtimmtheit iſt alfo auch 
ſchon aus dieſem Grunde nicht durchzuführen. 

Aus dieſen Erwägungen folgt, daß das Geſetz die zahlenmäßige Angabe 
und Eintragung der dem Pfandrecht an einer Hypothek zugrunde liegenden 
Forderung nicht erfordert und daß ihm insbeſondere ein dem § 1190 BGB. 
entſprechendes Höchſtbetragspfandrecht unbekannt iſt. Das iſt auch der Stand⸗ 
punkt der Rechtslehre. Nur das muß gefordert werden, daß die Forderung 
beſtimmbar iſt, daß alſo durch ein Abkommen der Beteiligten für das Er⸗ 
wachſen des Anſpruchs eine feſte, die Geſtaltung des Anſpruchs genau be⸗ 
ſtimmende Grundlage geſchaffen iſt. 

Die vorſtehenden Ausführungen beziehen ſich nicht nur auf den Fall, daß 
die Forderung zur Zeit der Beſtellung des Pfandrechts objektiv unbeſtimmt iſt, 
ſondern auch auf den Fall, daß nur eine ſubjektive Unbeſtimmtheit vorliegt, 
daß alſo der Verpfändende zur Zeit der Verpfändung die Höhe der Forderung 
nicht kennt. Ob der zweite Fall hier gegeben iſt oder ob weder eine objektive 
noch eine ſubjektive Unbeſtimmtheit zur Zeit der Verpfändung vorhanden ge⸗ 
weſen iſt, der Verpfändende vielmehr aus irgendwelchen Gründen die Hoͤhe 
der Forderung nicht angeben wollte, iſt indeſſen unerheblich. Denn da nach 
dem oben Geſagten die zahlenmäßige Angabe der Forderung in keinem Falle 
nötig iſt, ſo iſt es gleichgültig, ob eine zahlenmäßige Angabe möglich geweſen 
iſt oder nicht. 


Anſpruch auf Beſtellung einer Briefhypothek, die mit einer bereits be⸗ 
ſtehenden Briefhypothek eine Geſamthypothek bilden ſoll; Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung des Ausſpruchs bei dem neu zn belaftenden 
Gruundſtück ohne Vorlegung des Hypothekenbriefs über die beſtehende Hypothek. 


88 42, 49, 63 G80. 
Kammergericht Berlin, 9. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 267. 


Im Grundbuche von F. Blatt 74 und Blatt 273 iſt für Frau M. eine 
Geſamtbriefhypothek von 97 600 M. nebſt 4 ½½ Proz. Zinſen eingetragen. 
In der notariell beglaubigten Urkunde vom 12. Auguſt 1912 beſtellte der 
Eigentümer B. zur größeren Sicherheit der Hypothek nebſt Zinſen auch Hypothet 
an weiteren vierzehn ihm gehörenden Grundſtücken und bewilligte und beantragte 
die Eintragung der Hypothek als Geſamthypothek in das Grundbuch dieſer 
Grundſtücke. Mit Rückſicht darauf, daß der Hypothekenbrief über die Hypothek 
von 97 600 M. zurzeit nicht vorgelegt und deshalb die in der Urkunde vom 
12. Auguſt 1912 enthaltenen Anträge zurzeit nicht verfolgt werden könnten, 
bewilligte und beantragte er, daß zugunſten der Frau M. zur Sicherung 
von deren Anſprüchen aus der Urkunde vom 12. Auguſt 1912 eine 
Vormerkung in das Grundbuch der ſämtlichen vierzehn Grundſtücke eingetragen 
werde. 

Das Grundbuchamt lehnte unter Billigung des Landgerichts den Antrag 
ab. Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
Vorentfſcheidungen die Sache zur anderweitigen Entſcheidung nach Maßgabe der 
folgenden Gründe an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 

Die Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der Hypothelengläubigerin 
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M. darauf, daß ihre Forderung von 97600 M. nebſt 4 ¼ Proz. Zinfen, 
die in Höhe des Kapitals nebſt 41/, Proz. Zinſen bereits auf zwei Grundbuch⸗ 
blättern als Geſamthypothek eingetragen iſt, auf vierzehn weiteren Grundbuch⸗ 
blättern als Geſamthppothek eingetragen werde, iſt lediglich auf den vierzehn 
letzterwähnten Grundbuchblättern einzutragen. Zu dieſer Eintragung bedarf es 
der Vorlegung des Hypothekenbriefs über die bisherige Geſamthypothek nicht. 
In der Vorentſcheidung iſt die Notwendigkeit der Vorlegung des Briefes aus 
dem § 49 in Verbindung mit dem § 42 und aus dem § 63 GBO. here 
geleitet. Dieſe Ausführung erſcheint rechtsirrig. Nach § 49 Abſ. 1 Satz 2 
Halbſ. 1 iſt, wenn mit einem an einem Grundſtücke beſtehenden Rechte nach⸗ 
träglich noch ein anderes Grundſtück belaſtet wird, auf dem Blatte des erſten 
Grundſtücks die Mitbelaſtung des zweiten von Amts wegen erkennbar zu 
machen. Nach § 63 iſt, wenn nach der Erteilung eines Hypothekenbriefs 
mit der Hypothek noch ein anderes, im Bezirke desſelben Grundbuchamts be⸗ 
legenes Grundſtück belaſtet wird, entweder, was nur auf Antrag gegen Vor⸗ 
legung des bisherigen Briefes (§§ 67, 69) zu geſchehen hat, ein neuer Brief 
über die Geſamthypothek zu erteilen oder es iſt, was hier allein in Frage 
kommt, die Mitbelaſtung auf dem bisherigen Briefe zu vermerken und zugleich 
der Inhalt dieſes Briefes in Anſehung des anderen Grundſtücks zu ergänzen. 
Daß der im § 49 vorgeſchriebene Mitbelaſtungsvermerk im Falle des Abſ. 1 
Satz 2 Halbſ. 2, nämlich dann, wenn bei der Uebertragung eines Grundſtücks⸗ 
teils auf ein anderes Grundbuchblatt ein eingetragenes Recht mitübertragen 
wird, keine Eintragung im Sinne des § 42, ſondern lediglich eine nachrichtliche 
Angabe darſtellt, ift im KGJ. 34 A, 292 unter eingehender Begründung 
feſtgeſtellt. Ob dasſelbe etwa auch für den oben angeführten Fall des § 49 
Abſ. 1 Satz 2 Halbj. 1 anzunehmen iſt, braucht hier nicht entſchieden zu 
werden. Denn hier ſind weder die Vorausſetzungen dieſer Geſetzesſtelle noch 
diejenigen des § 63 gegeben. | 

Der § 49 ſpricht von der nachträglichen Belaſtung eines Grundſtücks 
mit dem an einem anderen Grundſtücke bereits beſtehenden Rechte und der 
§ 63 von der Belaſtung eines Grundſtücks mit der auf einem anderen Blatte 
bereits eingetragenen Hypothek. Beide Vorſchriften ſetzen alſo voraus, daß 
das neu einzutragende Recht ebenſo geartet iſt, wie das bereits eingetragene, 
und treffen daher hier, wo auf zwei Grundbuchblättern eine Geſamthypothek 
eingetragen iſt, und auf vierzehn weiteren Blättern eine bloße Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung der gleichen Hypothek eingetragen 
werden ſoll, jedenfalls nicht unmittelbar zu. Auch eine analoge Anwendung 
erſcheint ausgeſchloſſen. Die $§ 49, 63 behandeln den Fall des Geſamtrechts. 
Ein ſolches kann aber nur aus gleichartigen Rechten beſtehen (vgl. § 1132 
BGB., RG. 70, 245; 77, 175; RIA. 2, 94). Ein Geſamtrecht, das 
aus einer Hypothek und einer Vormerkung beſtände, iſt unmöglich. Daraus 
folgt, daß auf das Verhältnis einer Hypothek zur Vormerkung die für Geſamt⸗ 
rechte geltenden Vorſchriften, alſo auch die SS 49, 63 GBO. unanwendbar 
ſind. Es iſt daher die Eintragung der Vormerkung weder bei der bereits 
eingetragenen Hypothek im Grundbuch erkennbar zu machen noch auf dem 
Hypothekenbriefe zu vermerken. Solche Vermerke ſind auch aus Zweckmäßigkeits⸗ 
gründen nicht erforderlich. Sie haben im Falle des Vorliegens eines Geſamt⸗ 
rechts den Zweck, die Vervielfältigung des Geſamtrechts zu verhüten. Eine 
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ſolche Vervielfältigung kann bei einem Zuſammentreffen von Hypothek und 
Vormerkung zunächſt durch eine Verfügung über die Hypothek nicht herbeigeführt 
werden. Ueber dieſe kann ohne Rückſicht auf die Vormerkung verfügt werden. 
Der Hypothekengläubiger A. kann z. B. die Hypothek ohne die zu ſeinen 
Gunſten eingetragene Vormerkung an B. abtreten. Die Vormerkung verliert 
dadurch allerdings ihre Bedeutung. Denn wenn die Hypothek für B. ein⸗ 
getragen iſt, kann ſpäter die Vormerkung nicht in eine Hypothek ſür A. um⸗ 
geſchrieben werden. Um den Grundbuchrichter aber darauf hinzuweiſen, daß 
er eine ſolche Umſchreibung nicht vornehmen darf, genügt die Eintragung der 
Vormerkung auf den für dieſe in Betracht kommenden Grundſtücken auch ohne 
Eintragung des Mithaftsvermerks auf den mit der Hypothek belaſteten Grund⸗ 
ſtücken. Denn der vorgemerkte Anſpruch lautet auf Eintragung einer Geſamt⸗ 
hypothek auf beſtimmten, teils mit der Hypothek bereits belaſteten, teils noch 
zu belaſtenden Grundſtücken. Der Grundbuchrichter darf darum die Vormerkung 
nicht eher umſchreiben, als bis er ſich durch Einſicht in das Grundbuch ver: 
gewiſſert hat, daß ein anderer Gläubiger nirgends eingetragen iſt. Anderer⸗ 
ſeits kann auch eine Verfügung über die Vormerkung, wenn eine ſolche Ver⸗ 
fügung unabhängig von einer Verfügung über die Hypothek bewirkt wird, 
nicht zu einer Vervielfältigung des vorgemerkten Rechtes führen. Denn bei 
der ſpäteren Umſchreibung der Vormerkung gilt das eben geſagte. Die 
SS 49, 63 GBO. kommen hiernach erſt zur Anwendung, wenn die Bor: 
merkung in eine Hypothek umgeſchrieben wird. Erſt dann tritt der Fall ein, 
daß „mit einem an einem Grundſtücke beſtehenden Rechte nachträglich noch ein 
anderes Grundſtück belaſtet wird“. 


Darf aus dieſen Gründen die Eintragung der Vormerkung oder genauer 
der vierzehn Vormerkungen, durch die der Anſpruch der Frau M. auf Hypo: 
thekariſche Eintragung ihrer Forderung auf vierzehn weiteren Grundbuch⸗ 
blättern geſichert werden ſoll, nicht von der Vorlegung des Briefes über 
die bereits beſtehende Geſamthypothek abhängig gemacht werden, ſo iſt die 
von den Vorinſtanzen ausgeſprochene Ablehnung des Eintragungsantrags auf⸗ 
zuheben. 


Unzuläſſigkeit der Eintragung einer Zwangshypothek zugunſten einer 
Forderung, für die bereits eine Vertragshypothek beſteht. 


8 867 ZPO. 
Kammergericht Berlin, 9. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 269. 


Der Schriftſteller L. iſt Eigentümer der Grundſtücke Berlin Blatt 990 
und Birkenwerder Blatt 723. Auf Grund der notariellen Urkunde vom 
13. Februar 1911 iſt am 15. April 1911 für den Privatier K. eine 
Briefhypothek von 7500 M. auf dem Berliner Blatt eingetragen worden. 
Später ließ der Gläubiger die erwähnte Urkunde mit der Vollſtreckungsklauſel 
verſehen und am 31. Juli 1912 dem Schuldner zuſtellen. Sodann beantragte 
er auf Grund dieſes Titels bei dem Grundbuchamte für Birkenwerder die 
Eintragung einer Sicherungshypothek von 7500 M. auf dem Blatte Birken⸗ 
werder Nr. 723, Das Grundbuchamt lehnte den Antrag unter Billigung 
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des Landgerichts ab, weil die Eintragung der Sicherungshypothek in uns 
zuläſſiger Weiſe zur Bildung einer Geſamthypothek mit der Vertragshypothek 
auf dem Berliner Grundſtück führen würde. Auch das Kammergericht hat 
der weiteren Beſchwerde den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Für die von den Vorinſtanzen vertretene Anſicht, daß zur Sicherung der⸗ 
ſelben Forderung eine Zwangshypothek neben einer bereits beſtehenden Vertrags⸗ 
hypothek geſetzlich unzuläſſig iſt, haben ſich das Landgericht Leipzig in einem 
Beſchluſſe vom 18. Juli 1901 (Sächſ. Arch. 13, 102) ſowie Güthe, GBO. 
(2) 1, 206 Vorbem. 38 zu § 18, Enneccerus — Kipp — Wolff, Sachen⸗ 
recht 512 Anm. 6, Oberneck, Reichsgrundbuchrecht (4) 2, 316, 448 
und Das Recht 1902, 308, Achilles⸗Strecker, GBO. 99, Gaupp⸗Stein, 
ZPO. 8./9. Anm. III 6 zu $ 867, Peterſen, ZPO. § 867 und — für 
den Fall, daß die Vertragshypothek eine Verkehrshypothek iſt — Predari, 
GBO. 627 ausgeſprochen. Den entgegengeſetzten Standpunkt vertreten 
das Bayeriſche oberſte Landesgericht, v. Staudinger, Biermann u. a. Auch 
das Kammergericht hat bisher auf dem Boden der zweiten Anſicht geſtanden 
RIA. 3, 208; KGJ. 27 A, 198), wenn es auch ſchon gelegentlich Zweifel 
gegen die Richtigkeit dieſer Auffaſſung geäußert hat (KGJ. 35 A, 312). Bei 
nochmaliger Prüfung vermag der Senat aber ſeine bisherige Anſicht nicht 
aufrecht zu erhalten. 

Der § 23 der preußiſchen Verordnung über die Exekution in Zivilſachen 
vom 4. März 1834, die in Preußen die Zwangshypothek einſührte, beſtimmte 
für den Fall der Inanſpruchnahme mehrerer Grundſtücke des Schuldners, daß 
der Gläubiger nur einen von ihm zu beſtimmenden Teil der Forderung auf 
jedem Grundbuchblatt eintragen laſſen durfte. Ein Reſtript des Juſtizminiſters 
vom 17. September 1836 legte dieſe Vorſchrift erweiternd dahin aus, daß bei 
bereits vorhandener Vertragshypothek die Zwangshypothek nur in dem Maße 
zuläſſig ſein ſollte, als auf die Vertragshypothek verzichtet wurde. Dieſes 
Reſkript verbot alſo die Schaffung einer durch Hinzutreten der Zwangshypothek 
zu einer bereits für die gleiche Forderung beſtehenden Vertragshypothek ges 
bildeten Geſamthypothek. Das preußiſche Geſetz, betreffend die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das unbewegliche Vermögen, vom 13. Juli 1883 hob im § 6 
dieſes Verbot auf und gab ſtatt deſſen dem Schuldner eine Klage auf Ver⸗ 
teilung oder Befreiung. Die gleiche Regelung wurde im § 1131 des erſten 
Entwurfs zum Bürgerlichen Geſetzbuche getroffen. Der zweite Entwurf hin⸗ 
gegen kehrte, indem er die Verteilung der Forderung auf die einzelnen Grund⸗ 
ſtücke vorſchrieb, zu dem vor dem Geſetze von 1883 vorhanden geweſenen 
Rechtszuſtande zurück. Auf dieſe Weiſe entſtand der zweite Abſatz des 
§ 867 BPO. 

Im Anſchluß an dieſe Entſtehungsgeſchichte ijt im KGJ. 25 A, 294 
ausgeführt, daß die Zivilprozeßnovelle im § 867 Abſ. 2 auf den Standpunkt 
des Geſetzes von 1834, nicht aber auf den des Reſkripts von 1836 habe 
zurückkehren und daher nur eine Verteilung der Forderung anordnen, nicht 
aber die Eintragung der Zwangshypothek von einem vorgängigen Verzicht 
auf die Vertragshypothek habe abhängig machen wollen. Denn der Umſtand, 
daß der erſte Entwurf hinſichtlich der Teilung die Vertragshypothek der 
Zwangshypothek ausdrücklich gleichgeſtellt, alſo die Möglichkeit eines Zuſammen⸗ 
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treffens beider nicht überſehen, der zweite Entwurf hingegen die Vertrags⸗ 
hypothek nicht mehr erwähnt habe, geſtatte einen Schluß auf die Abſicht, die 
Vorſchrift der Teilung auf die Zwangshypothek zu beſchränken, die Vertrags⸗ 
hypothek aber ſelbſtändig daneben beſtehen zu laſſen. Ob dieſe Auffaſſung 
der Willensmeinung der zweiten Kommiſſion gerecht wird, iſt jedoch zweifelhaft. 
Denn die zweite Kommiſſion bezweckte gegenüber dem Standpunkte des erſten 
Entwurfs eine Verbeſſerung der Rechtsſtellung des Schuldners (Prot. 3, 704ff. 
Da der erſte Entwurf aber im § 1131 auch für den Fall des Zuſammen⸗ 
treffend von Vertrags- und Zwangshypothek dem Schuldner das Recht eins 
geräumt hatte, die Löſchung der Hypothek auf dem einen oder dem anderen 
Grundſtücke zu verlangen, ſo würde die zweite Kommiſſion, wenn ſie das 
Beſtehen einer Zwangshypothek neben einer Vertragshypothek unbedingt fir 
zuläſſig erklärt hätte, die Rechtsſtellung des Schuldners in dieſem Punkte ver⸗ 
ſchlechtert haben. 

Auf welchem Standpunkt aber die zweite Kommiſſion in Wirklichkeit 
geſtanden und ob dieſer Standpunkt in dem Geſetz einen hinlänglichen Aus 
druck gefunden hat, kann ebenſo dahingeſtellt bleiben, wie die Frage, ob etwa 
aus dem § 777 ZBO., der auf die Verhinderung einer Ueberpfändung für 
den Fall der Pfändung einer beweglichen Sache abzielt, ein Anhaltspunkt für 
die Entſcheidung der vorliegenden Frage zu gewinnen iſt. Denn zwingende 
innere Gründe ſprechen für die Unzuläſſigkeit eines aus einer Vertragshypothel 
und einer Zwangshypothek beſtehenden Geſamtrechts. Dies gilt ſowohl für den 
Fall, daß die mit der Zwangshypothek zu verbindende Vertragshypothek eine 
Verkehrshypothek iſt, wie auch für den Fall, daß die Vertragshypothek eine 
Sicherungshypothek iſt. Bit die Vertragshypothek eine Verkehrshypothek, io 
würde, da die Zwangshypothek ſtets Sicherungshypothek iſt (§ 866 Abi. 1 
ZPO.), die Geſamthypothek aus der Verbindung einer Verkehrs⸗ und einer 
Sicherungshypothek beſtehen. 

Daß eine ſolche Verbindung unzuläſſig iſt, hat ſowohl das Reichsgericht 
(RG. 70, 245), wie auch das Kammergericht (RGU. 2, 94) angenommen. 
Begründet iſt dieſe Anſicht damit, daß eine ſolche Verbindung der Einheitlichkeit 
der Geſamthypothek widerſprechen würde. Denn während die Verkehrshypoihel 
in ihrem Rechtsbeſtande nicht unbedingt von dem Fortbeſtehen der perſönlichen 
Forderung abhängt und ſchon die Eintragung die Rechtsvermutung für das 
Beſtehen der perſönlichen Forderung begründet (SS 1138, 1156 BOB) 
beſtimmt fic) bei der Sicherungshypothek das Recht des Gläubigers ſtets nut 
nach der Forderung, ſo daß der Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung 
nicht auf die Eintragung berufen kann (88 1184, 1185 Abſ. 2 BGB.) 
Daher wäre es möglich, daß die Verkehrshypothek in der Hand eines gu 
gläubigen Dritten beſtehen bleibt, während die Sicherungshypothek mit den 
Untergange der Forderung auf den Eigentümer übergeht. Sodann würde 
ein Widerſpruch gegen die Einheitlichkeit des Geſamtrechts dann ſich zeigen, 
wenn die Verkehrshypothek Briefhypothek wäre. Denn ſowohl hinſichtlich de 
Erwerbes wie auch hinſichtlich der Uebertragung beſtehen zwiſchen einem Bud 
recht — ein ſolches iſt ſtets die Zwangshypothek (§ 1185 Abſ. 1 BGB) 
— und einem Briefrechte weſentliche Unterſchiede. Der Erwerb einer Buch⸗ 
hypothek vollendet ſich bereits durch Einigung und Eintragung (§ 873 Abi. 1 
BGB.), während bei der Briefhypothek noch die Uebergabe des Briefes Hinzu: 
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treten muß (§ 1117 BGB.). Auch die Abtretung erfordert bei der Buch⸗ 
hypothek Einigung und Eintragung (§ 1154 Abſ. 3 mit § 873 Abſ. 1 BGB.), 
während bei der Briefhypothek die Eintragung nicht erforderlich und ſelbſt beim 
Hinzutreten der Einigung nicht genügend iſt, ſondern die Erteilung der Ab⸗ 
tretungserklärung in ſchriftlicher Form und die Uebergabe des Briefes not⸗ 
wendig find (§ 1154 Abſ. 1 BGB.). Mit Rückſicht hierauf hat des Reichs⸗ 
gericht (RG. 77, 175) es für unzuläſſig erklärt, eine Geſamthypothek auf 
dem einen Grundſtück als Buchhypothek und auf dem anderen Grundſtück als 
Briefhypothek einzutragen. Alle dieſe Erwägungen treffen auch dann zu, wenn 
die Sicherungshypothek nicht eine Vertrags⸗, ſondern eine Zwangshyypothek iſt. 
Denn fie gründen ſich lediglich auf die Rechtsnatur der Sicherungshypothek 
im Gegenſatze zu der Rechtsnatur der Verkehrshypothek, haben alſo mit den 
Grundlagen der Hypothek nichts zu tun. Daraus folgt, daß die Zuſammen⸗ 
faſſung einer Vertragshypothek mit einer Zwangshhpothek zu einem Ge⸗ 
ſamirechte dann ausgeſchloſſen iſt, wenn die Vertragshypothek eine Verkehrs⸗ 
Hypothek iſt. | 

Soll mit einer Zwangshypothek eine Vertragshypothek in Geſtalt einer 
Sicherungshypothek verbunden werden, fo iſt allerdings das hypothekariſche 
Recht an allen belaſteten Grundſtücken eine Sicherungshypothek. Aber auch 
in dieſem Falle liegt trotz des äußeren Anſcheins ein einheitlich geſtaltetes 
Geſamtrecht nicht vor. Denn die Zwangsſicherungshypothek und die Vertrags: 
ſicherungshypothek ſind ſo verſchiedene Rechtsgebilde, daß auch ihre Zuſammen⸗ 
faſſung zu einer Geſamthypothek unmöglich iſt. Für die Vertragsſicherungs⸗ 
hypothek gelten nämlich, ſoweit der Erwerb durch den Eigentümer in Frage 
kommt, die SS 1163, 1168 BGB., für die Zwangsſicherungshypothek aber 
außer dieſen Vorſchriften auch noch der § 868 BPO. (RG. 78, 398). Die 
Vorausſetzungen des § 868 BRO. können aber gegeben fein, ohne daß einer 
der in den SS 1163, 1168 BGB. geregelten Fälle vorliegt. Es kann z. B. 
die Vollſtreckbarkeit des der Zwangshypothek zugrunde liegenden Schuldtitels in⸗ 
folge der nachträglich dem Schuldner nachgelaſſenen Leiſtung einer Sicherheit 
aufgehoben werden. Es beſteht daher die Möglichkeit, daß die Zwangshypothek 
auf den Eigentümer übergeht, während die Vertragshypothek dem Gläubiger 
verbleibt. Auf dieſe Weiſe würde eine Vervielfältigung des Geſamtrechts ein⸗ 
treten können. Eine ſolche widerſpricht aber dem Weſen des Geſamtrechts 
(RG. 63, 74; KGJ. 33 A, 298; 39 A, 249). 

Dieſen aus der Verſchiedenheit der Rechte an den einzelnen Grundſtücken 
folgenden Bedenken kann auch nicht dadurch begegnet werden, daß in ſolchen 
Fällen das Entſtehen einer Geſamthypothek geleugnet und ſelbſtändige Einzel⸗ 
belaſtungen der mehreren Grundſtücke angenommen werden. Dieſe Anſicht wird 
in dem BGB. Kommentar von Reichsgerichtsräten vertreten. Dort iſt aus⸗ 
geführt (Anm. 3 zu § 1132), es entſtehe eine ſelbſtändige Einzelhypothek 
„mit der Maßgabe, daß durch einmalige Befriedigung mit tilgender Wirkung 
die Forderung des Gläubigers hinſichtlich beider Hypotheken erliſcht“. Der 
Grund dieſer Selbſtändigkeit der Zwangshypothek ſoll darin beſtehen, daß die 
Forderung durch den Schuldtitel eine „beſondere Kraft“ erlange. Dieſe Be⸗ 
gründung iſt unrichtig. Das Reichsgericht hat in der Entſcheidung 78, 408 
mit Recht die gegenteilige Annahme für zutreffend erklärt. Es heißt dort: 
„Das Weſen der Forderung wird dadurch nicht verändert, daß ſie durch Ein⸗ 
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tragung einer Zwangshypothek .. . geſichert wird, und ihre rechtliche Bee 
ziehung zu der für ſie eingetragenen Sicherungshypothek iſt, wenn die Ein⸗ 
tragung im Wege der Zwangsvollſtreckung ... bewirkt worden iſt, keine 
andere, als wenn die Eintragung auf vertraglicher Grundlage erfolgt iſt.“ 
Im übrigen würde, wenn es ſich in der Tat um ein neues ſelbſtändiges 
Gebilde des Hypothekenrechts handeln ſollte, eine angeſichts der geſchloſſenen 
Anzahl der Sachenrechte unzuläſſige Neubildung zwiſchen Einzel⸗ und Geſamt⸗ 
hypothek vorliegen. 

Aus dieſen Gründen muß im Gegenſatze zu den früheren Entſcheidungen 
des Kammergerichts angenommen werden, daß die Verbindung einer Ver⸗ 
tragshypothek und einer Zwangshypothek zu einem Geſamtrecht unzuläſſig 
iſt, gleichviel ob die Vertragshypothek eine Verkehrs⸗ oder eine Sicherungs⸗ 


hypothek iſt. 


Zwangsverſteigerungsverfahren. Uebertragung der Forderung gegen den 

Erſteher, der das Bargebot nicht berichtigt hat, auf dieſen ſelbſt als den 

Berechtigten. Eintragung einer Sicherungshypothek an dem Grundſtücke 

für die übertragene Forderung zugunſten des Erſtehers auf Erſuchen des 

Vollſtreckungsgerichts, ohne daß das Grundbuchamt die Zuläſſigkeit des 
Erſucheus zu prüfen berechtigt iſt. 


88 118, 128, 130 386. 
Kammergericht Berlin, 28. Dezember 1912. — Bd. 12 S. 274. 


Auf dem Blatte Band 26 Artikel 1276 iſt am 24. Juni 1912 der 
Zwangsverſteigerungsvermerk eingetragen worden. Das Vollſtreckungsgericht 
erſuchte am 5. November 1912 das Grundbuchamt, 

1. ſämtliche Eintragungen in Abteilung II und III zu löſchen, 

2. den Erſteher K. V. als Eigentümer einzutragen, 

3. folgende Sicherungshypotheken für die Forderungen aus dem Meiſt⸗ 
gebot einzutragen, die gegen den Erſteher auf die Berechtigten wegen 
Nichtzahlung des Bargebots übertragen worden waren: 

a) 4,04 M. für den preußiſchen Staat, 
b) 30 M. für den Erſteher. 

Das Grundbuchamt lehnte das Erſuchen unter Billigung des Landgerichts 
ab, weil für den Erſteher eine Sicherungshppothek nicht eingetragen werden 
dürfe. Auf die weitere Beſchwerde des Vollſtreckungsgerichts hat das Kammer⸗ 
gericht Berlin unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe 
an das Grundbuchamt zurückverwieſen. 

Daß das Vollſtreckungsgericht zur Einlegung der erſten und der weiteren 
Beſchwerde befugt geweſen iſt, iſt zweifellos (OL GRſp. 6, 437; KGJ. 35 A, 266). 

In der Sache handelt es ſich um die Entſcheidung der Frage, ob es 
zuläſſig iſt, daß gemäß § 128 BBG. eine Sicherungshypothek für die Er 
ſteher zur Sicherung derjenigen dem Verſteigerungsſchuldner gegen den Erſteher 
zuſtehenden Forderung eingetragen wird, die infolge der Nichtberichtigung des 
Bargebots durch den Erſteher auf dieſen gemäß § 118 BBG. übertragen 
iſt. Die Vorinſtanzen haben die Frage verneint. Der von ihnen ver⸗ 
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tretenen Auffaſſung kann jedoch nicht beigepflichtet werden. Es iſt in der 
Rechtslehre nicht ſtreitig, daß eine Sicherungshypothek der gedachten Art dann 
eingetragen werden darf und ſogar eingetragen werden muß, wenn das Recht 
des Erſtehers, deſſentwegen die Uebertragung der Forderung des Verſteigerungs⸗ 
ſchuldners erfolgt, mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, wenn alſo z. B. 
das Recht des Erſtehers in einer Hypothek beſteht und bei dieſer ein Nießbrauch 
oder ein Pfandrecht für einen Dritten eingetragen iſt. 

Dieſer Standpunkt iſt zutreffend. Der § 128 Abſ. 1 Satz 2 3G. 
beſtimmt: „War das Recht, aus welchem der Anſpruch herrührt, nach dem 
Inhalte des Grundbuchs mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo wird dieſes 
Recht als Recht an der Forderung mit eingetragen.“ Dieſe Vorſchrift beruht 
auf dem Surrogationsprinzip (RG. 60, 221; OL GRſp. 10, 128), alſo auf 
dem Grundſatze, daß das Recht des Dritten ſich kraft Geſetzes an den an die 
Stelle des belaſteten Rechtes tretenden Erſatzrechten fortſetzt. Der § 128 
Abſ. 1 Satz 2 iſt zweifellos auch auf die Rechte anwendbar, die an einem 
dinglichen Rechte des Erſtehers bis zu dem Zuſchlage beſtanden haben. Denn 
der zufällige Umſtand, daß der Inhaber des belaſteten Rechtes das Grundſtück 
erſtanden hat, kann unmöglich die Rechtslage des Dritten verſchlechtern. Wird 
zugunſten der Rechte ſonſtiger Dritter ein Erſatzrecht geſchaffen, an dem ſich 
dieſe Rechte ſortſetzen können, ſo muß das gleiche auch für diejenigen Rechte 
gelten, die an einem dinglichen Rechte des Erſtehers eingetragen ſind. Schon 
um ihretwillen muß daher im Falle der Nichtberichtigung des Bargebots die 
Forderung des Verſteigerungsſchuldners gegen den Erſteher auf dieſen über⸗ 
tragen und zur Sicherung dieſer Forderung eine Sicherungshypothek eingetragen 
werden. ö 

Hierdurch wird keine Rechtslage geſchaffen, die von dem Hypothekenrechte 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs abweicht. Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt im 
§ 1196 Satz 1: „Eine Grundſchuld kann auch für den Eigentümer beſtellt werden.“ 
Eine gleiche Vorſchrift iſt für die Hypothek nicht gegeben. Daraus wird mit Recht 
der Satz hergeleitet, daß der Eigentümer für ſich eine Hypothek, d. h. eine 
Eigentümerhypothek, nicht beſtellen kann. Dieſer Satz gilt jedoch ebenſo wie 
die Vorſchrift des § 1196 Abſ. 1 nur für die rechtsgeſchäftliche Beſtellung, 
d. h. für eine Beſtellung durch eine Erklärung des Eigentümers. Darum ſagt 
das Kammergericht im KGJ. 25, 302: „Eine Eigentümerhypothek kann 
überhaupt nicht entſtehen durch eine rechtsgeſchäftliche Erklärung des Eigentümers, 
ſondern nur durch Geſetz.“ Um die Entſtehung einer Eigentümerhypothek 
durch Geſetz handelt es ſich aber im vorliegenden Falle. Denn da nach dem 
oben Geſagten in dem Falle, daß an dem Rechte des Erſtehers das Recht 
eines Dritten beſteht, die Uebertragung der Forderung und die Eintragung 
einer Sicherungshypothek als durch den § 128 3ſt G. vorgeſchrieben anzuſehen 
iſt, ſo iſt in dieſem Falle das Geſetz und nicht eine Erklärung des Eigentümers 
die Grundlage der Entſtehung einer Eigentümerhypothek. Daß die Hypothek 
nicht außerhalb des Grundbuchs, ſondern erſt durch die auf Grund des Er⸗ 
ſuchens des Vollftredungsgeridhts erfolgende Eintragung (§ 128 Abſ. 3 Satz 1, 
§ 130 Abſ. 1 32G.) entſteht, ändert an der Tatſache nichts, daß die 
Eigentümerhypothek nicht durch eine rechtsgeſchäftliche Erklärung des Eigen⸗ 
tümers, ſondern durch das Geſetz, das ſich zur Vollziehung ſeines Willens des 
Vollſtreckungsgerichts bedient, ins Leben gerufen wird. 


Das Bürgerliche Geſetzbuch verlangt allerdings weiter, daß mit jeder 
Hypothek, alſo auch mit der Hypothek des Eigentümers — im Gegenſatze zu 
der Grundſchuld des Eigentümers (§ 1177 BGB.) — eine Forderung ver: 
bunden iſt (§§ 1113, 1184 BGB.). Aber auch dieſem Erfordernis iſt hier 
genügt. Es bedarf keiner Erörterung der Frage, ob die Uebertragung der 
Forderung vor dem Ablaufe von drei Monaten (§ 118 Abſ. 2 Satz 2 330.) 
nur als zahlungshalber erfolgt anzuſehen iſt und ob — im Falle der Be⸗ 
jahung dieſer Frage — nicht trotzdem anzunehmen iſt, daß die übertragene 
Forderung auf Grund eines dem fiduziariſchen Vertrag ähnlichen Rechtsalts 
ſofort in vollem Umfang auf den Erſteher übergeht. Denn ſelbſt, wenn dies 
der Fall wäre, wenn alſo durch die Uebertragung der Forderung des 
Verſteigerungsſchuldners gegen den Erſteher auf dieſen eine Vereinigung der 
Gläubiger⸗ und der Schuldnerrolle in der Perſon des Erſtehers eintreten 
würde, würde durch dieſe Vereinigung doch nicht ein Erlöſchen der Forderung 
herbeigeführt werden. Der I. Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthielt 
im § 291 die Vorſchrift: „Das Schuldverhältnis erliſcht, wenn Forderung 
und Verbindlichkeit in derſelben Perſon ſich vereinigen.“ Die II. Kommiſſion 
hat dieſe Vorſchrift geſtrichen, und zwar in der Erwägung, daß ſie ſich aus 
dem Weſen der Schuldverhältniſſe von ſelbſt ergebe und über dies ſich aus 
den geſetzlichen Ausnahmen unſchwer ableiten laſſe (Prot. 1,376). Zu 
dieſen Ausnahmen gehören im I. Entwurfe der $ 1032 und der § 1223. 
Danach ſollte, wenn ſich die mit einem Nießbrauch oder einem Pfandrechte 
belaſtete Forderung mit der Verbindlichkeit in derſelben Perſon vereinigte, 
die Vereinigung nicht gegen den Nießbraucher oder den Pfandgläubiger 
wirken. Auch dieſe beiden Beſtimmungen wurden von der II. Kommiſſion 
als ſelbſtverſtändlich, d. h. ſich aus der dinglichen Natur des Nießbrauchs 
und des Pfandrechts von ſelbſt ergebend, geſtrichen (Prot. 3, 422 
Ziff. XII, u. 536 Ziff. V). Hieraus iſt für das Bürgerliche Geſetzbuch die 
Auffaſſung herzuleiten, daß eine Forderung zwar grundſätzlich durch ihre Ber: 
einigung mit der Schuld in einer Perſon erliſcht, daß dies Erlöſchen aber 
dann nicht eintritt, wenn es einem an der Forderung beſtehenden dinglichen 
Rechte nachteilig wäre, — zugunſten dieſes Rechtes wird die Forderung als 
weiterbeſtehend behandelt. Daraus ergibt ſich, daß auch in dem Falle der 
Belaſtung des Rechtes des Erſtehers mit dem Rechte eines Dritten die kraſt 
des Surrogationsprinzips an die Stelle des Rechtes des Erſtehers getretene, 
urſprünglich dem Vollſtreckungsſchuldner gegen den Erſteher zuſtehende und 
demnächſt auf dieſen übertragene Forderung durch ihre Vereinigung mit der 
Schuld in der Perſon des Erſtehers nicht erliſcht. Es iſt demnach den Grund⸗ 
ſätzen des Bürgerlichen Geſetzbuchs dadurch genügt, daß nicht nur eine rechts⸗ 
mäßig entſtandene Eigentümerhypothek, ſondern auch eine dieſer zugrunde 
liegende Forderung vorhanden iſt. Ob ſich dies Ergebnis auch aus anderen, 
d. h. nicht auf den Fall des Beſtehens des Rechtes eines Dritten ſich ſtützenden 
Erwägungen gewinnen läßt, ob alſo auch in ſonſtigen Fällen die Uebertragung 
der Forderung des Verſteigerungsſchuldners auf den Erſteher und die Eintragung 
einer Sicherungshypothek für den Erſteher zuläſſig und ob etwa in dieſen 
Fällen die Sicherungshypothek als Eigentümergrundſchuld anzuſehen iſt, bedarf 
hier, wie weiter unten näher dargelegt iſt, keiner Entſcheidung. 


An der dargeſtellten Rechtslage wird auch durch den § 118 Abſ. 2 
BBG. für das Grundbuchverfahren nichts geändert. Nach § 118 Abſ. 2 
ſind drei Tatſachen von rechtlicher Erheblichkeit: der Ablauf von drei Monaten 
ſeit der Uebertragung, der Verzicht auf die Rechte aus der Uebertragung und 
der Antrag auf Zwangsverſteigerung. Dieſe Tatſachen gehören ſämtlich zu 
denjenigen, deren Eintreten ſich der Kenntnis des Grundbuchamts regelmäßig 
entziehen wird und jedenfalls mit dem Grundbuchverfahren in keinem Zuſammen⸗ 
hange ſteht. Die dreimonatige Friſt läuft von dem Tage ab, an dem die 
Uebertragung der Forderung gegen den Erſteher durch Verkündung oder — 
bei nicht verkündeter Uebertragung — durch Zuſtellung an den Berechtigten 


wirkſam geworden iſt. Da eine Ausfertigung des Verteilungsprotokolls dem 


Grund buchrichter nicht überſendet wird, fo kann dieſer den Lauf der Friſt nicht 
berechnen. Der Verzicht auf die Rechte aus der Uebertragung iſt dem Voll⸗ 
ſtreckungsgerichte gegenüber abzugeben, auch er gelangt alſo nicht notwendig 
zur Kenntnis des Grundbuchamts. Das gleiche gilt von dem Antrag auf 
Zwangsverſteigerung. Hiernach kann das Geſetz nicht auf dem Standpunkte 
ſtehen, daß der Grundbuchrichter in jedem Falle zu prüfen hätte, ob eine der 
erwähnten drei Tatſachen eingetreten iſt. Aber auch dann, wenn der Grundbuch⸗ 
richter von dem Eintritt einer dieſer Tatſachen Kenntnis erlangt hat, darf er 
dieſe Kenntnis nicht zur Ablehnung des Eintragungserſuchens des Vollſtreckungs⸗ 
gerichts verwenden. Denn da es ſich um Tatſachen handelt, die lediglich 
mit dem Zwangsverſteigerungsverfahren in Verbindung ftehen, und da das 
Zwangsverſteigerungsgeſetz das Erſuchen um Eintragung von Sicherungs⸗ 
hypotheken in jedem Falle für geſetzlich zuläſſig erklärt, ſo muß die Ver⸗ 
antwortung dafür, daß das Erſuchen der materiellen Rechtslage entſpricht, dem 
Vollſtreckungsgericht überlaſſen bleiben. Das Grundbuchamt iſt nicht befugt, 
das Eintragungserſuchen des Vollſtreckungsgerichts nach dieſer Richtung hin 
nachzuprüfen. 

Aus den vorſtehenden Ausführungen ergibt ſich, daß dann, wenn ein dem 
Erſteher zuſtehendes Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek für den Erſteher zur Sicherung der auf 
dieſen übertragenen Forderung des Verſteigerungsſchuldners an ſich zuläſſig iſt 
und die Frage, ob die Vornahme der Eintragung auf Grund des § 118 
Abſ. 2 BBG. in Zweifel geſtellt werden kann, nicht der Nachprüfung des 
Grundbuchrichters unterliegt. Hieraus iſt die Annahme herzuleiten, daß auch 
in den Fällen, in denen das Recht des Erſtehers nicht mit dem Rechte eines 
Dritten belaſtet iſt, das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts um Eintragung einer 
Sicherungshypothek für den Erſteher nicht zu beanſtanden iſt. Iſt die Ein⸗ 
tragung einer Sicherungshypothek für den Erſteher in einem Falle zuläſſig, ſo 
ſteht feſt, daß eine derartige Eintragung überhaupt nicht geſetzlich unzuläſſig 


ſein kann. Es kann ſich alsdann nur noch um die Frage handeln, in welchen 


Fällen von dieſer an ſich geſetzlich zuläſſigen Eintragung Gebrauch gemacht 
werden darf. Die Entſcheidung einer ſolchen Frage aber liegt allein dem 
Vollſtreckungsgerichte ob. Denn der Grundbuchrichter iſt nur dann befugt, 
das Eintragungserſuchen des Vollſtreckungsgerichts abzulehnen, wenn es auf 
eine geſetzlich ausgeſchloſſene, alſo inhaltlich unzuläſſige (§ 54 Abſ. 1 Satz 2 
EBD.) Eintragung gerichtet iſt (KJ. 22 A, 158; 23 A, 232). Ob im 
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Falle des Nichtbeſtehens von Rechten Dritter der Anſpruch des Erſtehers in- 
folge der Nichtberichtigung des Bargebots etwa als erloſchen anzuſehen iſt und 
ob der Erſteher den Eintritt einer ſolchen Rechtslage etwa nur dadurch ver⸗ 
hindern kann, daß er gemäß § 91 Abſ. 2 SVG. das Beſtehenbleiben ſeines 
Rechtes beſtimmt und ob ſomit in einem ſolchen Falle die Uebertragung der 
Forderung des Verſteigerungsſchuldners ausgeſchloſſen iſt oder ob ein Erloͤſchen 
des Anſpruchs des Erſtehers in keinem Falle eintritt und ob ſomit die Ueber: 
tragung in allen Fällen zuläſſig iſt, alles das ſind Fragen, deren Entſcheidung 
lediglich dem Vollſtreckungsrichter obliegt. Hat dieſer einmal die Forderung 
des Verſteigerungsſchuldners auf den Erſteher übertragen, ſo muß ſeinem Er⸗ 
ſuchen, zur Sicherung dieſer Forderung eine Sicherungshypothek für den Er⸗ 
ſteher einzutragen, gemäß §§ 128, 184 ZUG. entſprochen werden, weil die 
Eintragung einer derartigen Sicherungshypothek nicht geſetzlich unzuläſſig if. 
Da ferner nach den obigen Ausführungen die Frage, inwieweit der § 118 
Abſ. 2 ZVIG. der Eintragung einer ſolchen Sicherungshypothek im einzelnen 
Falle entgegenſteht, lediglich durch den Vollſtreckungsrichter zu entſcheiden iſt, ſo 
iſt es unrichtig, wenn die Vorinſtanzen auf Grund des § 118 Abſ. 2 das 
Eintragungserſuchen beanſtandet haben. 


Vorausſetzungen einer vorläufigen Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
über den Verbleib der Kinder während des Schwebens eines Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes. 


§ 1666 BGB.; § 627 BPO. 


Kammergericht Berlin, 7. Februar 1913. — Bd. 13 S. 5. 


Der Ingenieur Emil S. und feine Eheſrau Helene, geb. H., zwiſchen 
denen ein Eheſcheidungsprozeß ſchwebt, leben zurzeit voneinander getrennt. 
Aus ihrer Ehe ſind zwei Kinder hervorgegangen. Die Ehefrau beantragte 
beim Vormundſchaftsgerichte, die Sorge für die Perſon der Kinder dem Vater 
zunächſt für die Dauer des ECheſcheidungsprozeſſes zu entziehen und ihr zu 
übertragen. 

Das Amtsgericht hat zunächſt dieſen Antrag zurückgewieſen mit der Be⸗ 
gründung, daß, nachdem das Prozeßgericht durch einſtweilige Verfügung die 
Sorge für die Perſon der Kinder während der Dauer des Eheſcheidungs⸗ 
prozeſſes dem Vater zugewieſen habe, das Vormundſchaftsgericht nicht befugt 
ſei, eine entgegenſtehende Anordnung zu treffen. Nachdem jedoch das Land⸗ 
gericht auf Beſchwerde der Antragſtellerin den Rechtsſtandpunkt des Amtsgerichts 
mißbilligt und deshalb den angefochtenen Beſchluß aufgehoben hatte, hat das 
Amtsgericht weitere Ermittelungen veranſtaltet und im Anſchluß daran den 
Antrag nunmehr mit der ſachlichen Begründung abgewieſen, daß nach deu an⸗ 
geſtellten Ermittelungen die Kinder bei dem Vater nach jeder Richtung hin gut 
aufgehoben ſeien und daher ein Grund nicht vorliege, entgegen der Entſcheidung 
des Eheſcheidungsgerichts, die Kinder dem Vater zu entziehen. 

Gegen dieſen Beſchluß hat die Antragſtellerin Beſchwerde eingelegt. Das 
Landgericht hat darauf nach umfangreichen Ermittelungen die Ausübung der 
Sorge für die Perſon der beiden Kinder für die Dauer des Getrenntlebens 
der Eheleute, ſpäteſtens jedoch bis zur rechtskräftigen Erledigung des ſchwebenden 


Eheſcheidungsprozeſſes dahin geregelt, daß das ältere beim Vater verbleibe, 
während das jüngere der Mutter überlaſſen werde; gleichzeitig hat es dem 
Ehemann aufgegeben, das jüngere Kind an ſeine Frau herauszugeben. 

Der weiteren Beſchwerde des Ehemanns iſt ſtattgegeben worden. In den 
Gründen iſt ausgeführt: Das Landgericht verneint in ſeiner Entſcheidung aus⸗ 
drücklich, daß gegen den Vater die Vorausſetzungen des § 1666 BGB. feſt⸗ 
zuſtellen ſeien, und inſoweit läßt ſeine Entſcheidung eine Geſetzes verletzung nicht 
erkennen. Es können daher Maßregeln auf Grund des § 1666 BGB. gegen 
den Vater nicht ergriffen werden, auch nicht vorläufige, wie ſie ſonſt unter der 
Vorausſetzung des § 1666 BGB. für die Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes 
im KGJ. 37 A, 17 für zuläſſig erachtet worden find. Dies verkennt auch 
das Landgericht nicht; es glaubt aber aus einer entſprechenden Anwendung des 
§ 627 BPO. oder doch aus dem Grundgedanken dieſer Geſetzesſtelle wenig: 
ſtens für den Fall, daß das Prozeßgericht keine Anordnung über die Aus⸗ 
übung des Sorgerechts getroffen hat oder daß nach einer ſolchen Anordnung 
die Verhältniſſe ſich geändert haben, die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts 
herleiten zu ſollen, in einem ſchwebenden Eheſcheidungsprozeſſe die Ausübung 
des Sorgerechts in Anſehung der gemeinſchaftlichen Kinder der Eheleute frei 
zu regeln. Dieſe Auslegung des Geſetzes, die, ſoweit erſichtlich, in Aeußerungen 
der Rechtslehre und Rechtſprechung keinerlei Unterſtützung findet, kann nicht 
gebilligt werden, iſt vielmehr als rechtsirrtümlich zu bezeichnen. Zunächſt iſt 
nicht abzuſehen, was das Landgericht mit einer Regelung der Ausübung des 
Sorgerechts meint. Eine ſolche Uebertragung der Ausübung kann nur in 
Frage kommen, wenn der Inhaber des Sorgerechts an deſſen Ausübung ver⸗ 
hindert iſt (§ 1678 BGB.) oder die Ausübung einem Dritten überträgt, der 
Dritte alſo an Stelle des Inhabers deſſen Rechte auszuüben beſtimmt iſt. 
Eine dahingehende Anordnung will aber im vorliegenden Falle das Landgericht 
nicht treffen, vielmehr in der Perſon der Mutter erſt ein Sorgerecht, das vor 
der Anordnung noch nicht beſtand, begründen, und zwar als ein ſelbſtändiges 
Recht, durch das inſoweit das Sorgerecht des Vaters ausgeſchaltet werden ſoll. 
Aber auch abgeſehen von dieſen Bedenken kann aus der Vorſchrift des § 627 
BRO. irgend etwas zugunſten der Befugniſſe des Vormundſchaftsgerichts nicht 
hergeleitet werden. Die Faſſung des jetzigen $ 627 ZPO. an Stelle des 
früheren § 584 bezweckt lediglich, nach dem Vorgange des in Preußen und 
anderen Bundesſtaaten bereits in Geltung geweſenen Rechts (vgl. § 7 PrAG. 
z. BPO.) dem Prozeßgerichte die Möglichkeit zu gewähren, im Wege einſt⸗ 
weiliger Verfügung, alſo auch nur unter deren Vorausſetzungen (§ 940 ZPO.), 
die in Frage kommenden Verhältniſſe zu regeln. Dagegen wird, wie allgemein 
anerkannt, weder die Zuſtändigkeit, noch durch eine Anordnung des Prozeß⸗ 
gerichts die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Intereſſe des Kindes die 
nach den Beſtimmungen des bürgerlichen Rechts erforderlichen Maßregeln zu 
treffen, ausgeſchloſſen (RG. 63, 279; RIA. 3, 223; OLGRipr. 4, 103). 
Insbeſondere iſt in der angeführten Entſcheidung des Reichsgerichts betont, 
daß neben dem Interimiſtikum des Eherichters aus § 627 BPO. das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht aus § 1666 BGB. einen Anlaß zum ſelbſtändigen Ein⸗ 
ſchreiten entnehmen kann, da beide Verfahrensarten fic) auf verſchiedener Grund⸗ 
lage bewegen. Nirgend aber iſt beſtimmt oder ausgefprochen, daß, ſolange 
das Eheſcheidungsgericht ein Interimiſtikum nicht erlaſſen hat, oder wenn die 
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Vorausſetzungen eines ſolchen nicht mehr zutreffen, dem Vormundſchaftsgerichte 
weitere Befugniſſe haben zugeſtanden werden ſollen, als ſolche in den Vor⸗ 
ſchriften des bürgerlichen Rechts begründet find. Wenn das Landgericht auf 
den Abſ. 3 des § 627 BRO. verweiſt, wonach das Prozeßgericht von einer 
in Anſehung eines gemeinſchaftlichen minderjährigen Kindes der Ehegatten er⸗ 
laſſenen einſtweiligen Verfügung dem Vormundſchaftsgerichte Mitteilung zu 
machen hat, ſo folgt aus dieſer Geſetzesſtelle lediglich, daß nach dem Willen 
des Geſetzes das Vormundſchaftsgericht durch die Mitteilung auf Verhältniſſe 
auſmerkſam gemacht werden ſoll, die möglicherweiſe Anlaß bieten, neben dem 
Prozeßgericht oder über deſſen Anordnungen hinaus, unter Umſtänden auch gegen 
deſſen Anordnung Maßregeln im Intereſſe der Kinder zu treffen. Solche Maß⸗ 
regeln kommen aber im vorliegenden Falle nicht in Frage, nachdem das Land⸗ 
gericht bedenkenfrei feſtgeſtellt hat, daß in der Perſon des Vaters die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 1666 BGB. nicht zutreffen, und da im übrigen Anordnungen 
aus § 1635 Abſ. 2 Satz 2 BGB. vor rechtskräftiger Scheidung der Ehe 
nicht zuläſſig find (RIA. 10, 94; 11, 7; OL GRſp. 24, 25). Dagegen 
war allerdings das Vormundſchaftsgericht berechtigt, in entſprechender An⸗ 
wendung des § 1636 BGB. (RG. 69, 97), wie es auch beantragt worden 
iſt, den Verkehr der Mutter mit den Kindern zu regeln. Ueber den Rahmen 
einer ſolchen Verkehrsregelung geht es aber hinaus, wenn das Landgericht 
an Stelle des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt hat, daß der gemäß SS 1627, 
1631 BGB. zur Perſonenſorge berechtigte Vater das Kind der Mutter heraus⸗ 
zugeben und bei ihr bis auf weiteres zu belaſſen habe. 


Namenerteilung durch den Ehemann der unehelichen Mutter; Eintragung 
in das Standesregiſter von Amts wegen. Zulüſſigkeit der Eintragung 
ohne Einwilligung des Gegenvormundes. 


§§ 1706, 1799 BGB.; § 26 PStG. 
Kammergericht Berlin, 7. Februar 1913. — Bd. 13 S. 11. 


Die Ehefrau des Gutsbeſitzers Otto S., Maria geb. Sch., hat vor ihrer 
im Jahre 1908 erfolgten Eheſchließung im Jahre 1902 in B. ein Kind 
namens Kurt außerehelich geboren. Die Geburt des Kindes iſt beim Königlichen 
Standesamt B. beurkundet. In einer von dem Notar K. aufgenommenen 
Urkunde hat der Ehemann S. erklärt, daß er dem Kinde ſeinen Namen S. 
erteile, daran anſchließend hat die Ehefrau S. hierzu in derſelben Urkunde ihre 
Einwilligung gegeben. Ebenſo hat der Vormund des Kindes, Gutsbeſitzer 
Ewald Sch., in einer gleichfalls von dem Notar K. aufgenommenen Urkunde 
zu der Namensänderung ſeine Einwilligung erteilt. Der Notar K. hat darauf 
beide Urkunden dem Standesbeamten, bei welchem die Geburt des Kindes be: 
urkundet iſt, mit dem Erſuchen überſandt, „im Geburtsregiſter gemäß § 26 
des Geſetzes vom 6. Februar 1875 am Rande der über den Geburtsfall be⸗ 
wirkten Eintragung das Erforderliche zu vermerken“. Da aus der beigefügten 
Beſtallung des Vormundes hervorging, daß ein Gegenvormund beſtellt war, 
hat der Standesbeamte zunächſt den Notar aufgefordert, die Einwilligungs⸗ 
erklärung des Gegenvormundes beizubringen. Der Notar hat die Einwilligung 
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des Gegenvormundes nicht für erforderlich gehalten und deswegen bei dem 
Königlichen Amtsgericht in B. beantragt, den Standesbeamten zur Eintragung 
der Namensänderung anzuweiſen. Das Amtsgericht hat dieſen Antrag zurück⸗ 
gewieſen. | 

Gegen den Beſchluß hat der Notar Beſchwerde erhoben. Die Beſchwerde 
iſt von dem Landgericht als unbegründet zurückgewieſen worden. Das Land⸗ 
gericht hält das Bedenken des Standesbeamten nicht für zutreffend. Dagegen 
führt es aus, daß das Amtsgericht zu Unrecht den Notar für befugt gehalten 
habe, ohne Vorlegung einer Vollmacht den Antrag auf Anweiſung des Standes⸗ 
beamten zu ſtellen; § 71 FGG. komme nicht zur Anwendung: der Notar 
hätte deshalb eine Vollmacht einreichen müſſen; da ſie fehle, ſei er zur Ein⸗ 


| legung des Rechtsmittels nicht befugt. 


Hiergegen richtet ſich die weitere Beſchwerde. Dieſer iſt eine Vollmacht 
des Ehemanns S. und des Vormundes Sch. beigefügt, in der beide erklären, 
„daß der Notar K. nicht nur bevollmächtigt war, die Urkunden dem zuſtändigen 
Standesamte zur Eintragung des betreffenden Randvermerks einzureichen, ſon⸗ 
dern auch alles zu tun, was geeignet war, dieſe Eintragung herbeizuführen, 
insbeſondere. . .. den im § 11 Abſ. 3 PStG. vorgeſehenen Antrag . . 
. zu ſtellen und .... Rechtsmittel gegen die Entſcheidung des Gerichts 
einzulegen“. Dazu wird ausgeführt: Es könne dahingeſtellt bleiben, ob § 71 
FGG. anwendbar ſei. Jedenfalls hätte das Landgericht, wenn es den Notar 
nicht für bevollmächtigt hielt, ihn zunächſt zur Beibringung einer Vollmacht 
auffordern müſſen. 

Der weiteren Beſchwerde wurde ſtattgegeben. In den Gründen iſt aus⸗ 
geführt: 

Der Beſchluß des Landgerichts beruht auf einer Verletzung der 88 21 


und 13 Satz 3 FGG. Das Landgericht geht zutreffend davon aus, daß 


§ 71 56G. im vorliegenden Falle keine Anwendung findet. Dieſer beſtimmt, 
daß, wenn Vorgänge, die auf Antrag eines Beteiligten in dem Standesregiſter 


am Rande einer Eintragung zu vermerken find, von einem Notar beurkundet 
ſind, dieſer als ermächtigt gilt, im Namen des Beteiligten, deſſen Erklärung 
beurkundet iſt, die Eintragung des Vermerks in das Standesregiſter zu be⸗ 


' 
' 
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; antragen. Nun hat es hier eines Antrages überhaupt nicht bedurft. Das 


Amtsgericht geht fehl, wenn es den § 26 PStG., der von der Feſtſtellung 
der Abſtammung und der Veränderung der Standesrechte handelt, heranzieht, 
denn die Namenserteilung nach § 1706 Ab}. 2 Satz 2 BGB. hat keine 
weiteren Rechtswirkungen als eben die Aenderung des Familiennamens zwecks 
Verdeckung der unehelichen Geburt. Der Vermerk der Namenserteilung erfolgt 
daher auch nicht auf Grund des § 26 PStG., ſondern gemäß der beſonderen 
Beſtimmung des Art. 68 § 2 Abſ. 3 AG. z. BGB.; und zwar iſt er ohne 
Rückſicht auf einen Antrag von Amts wegen zu bewirken. Danach liegt die 
Vorausſetzung des § 71 FGG., daß „auf Antrag eines Beteiligten“ ein Ver⸗ 
merk im Standesregiſter zu machen iſt, nicht vor; eine rechtsähnliche Anwendung 
dieſer Vorſchrift auf den Fall einer von Amts wegen erfolgenden Eintragung 
kommt nicht in Frage. Ergibt ſich aber die Vertretungsbefugnis des Notars 
nicht aus § 71 FGG., fo hatte auch der Notar fie anderweit nachzuweiſen 
(RIA. 4, 135; 7, 100). Das Landgericht hatte die Bevollmächtigung nach 
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§ 12 FGG. von Amts wegen zu prüfen. Dieſe kann im Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht nur durch Vorlegung einer ſchriftlichen Vollmacht 
nachgewieſen werden (KGJ. 24 A, 148; 33 A, 71); doch war das Lande 
gericht nach § 13 Satz 3 a. a. O. befugt, die Beibringung einer ſchriftlichen 
Vollmacht zu verlangen. Hielt es ſie, obwohl aus den Akten hervorgeht, daß 
der Notar von Anfang an in dieſer Sache für die Beteiligten tätig geweſen 
iſt, für erforderlich, ſo mußte es nach ſtändiger und auf § 12 a. a. O. ge⸗ 
gründeter Rechtſprechung dem Notar die Vorlegung einer Vollmacht aufgeben 
und durfte wegen Mangels der Vollmacht die Beſchwerde erſt dann zurück⸗ 
weiſen, wenn dieſe Aufforderung erfolglos blieb (K GJ. 24 A, 148; OL Ggſp. 
8, 231 f.; Seuff A. 56, 485). Das hat das Landgericht nicht beachtet. Die 
Beſchwerdeführer haben nunmehr den darin enthaltenen Mangel mit der 
weiteren Beſchwerde gerügt und gleichzeitig eine Vollmacht eingereicht, in der 
ausdrücklich geſagt iſt, daß der Notar K. auch ſchon gegenüber den Vorinſtanzen 
von ihnen bevollmächtigt war. Dieſe neue Tatſache darf, wie nach 88 561 
Satz 2 und 554 Nr. 2 b BRO. vom Reviſionsgerichte (JW. 1904, 212 
Nr. 29), nach § 27 Satz 2 366. vom Gerichte der weiteren Beſchwerde 
(KGJ. 32A, 287) berückſichtigt werden. Es erübrigt ſich deshalb eine 
Zurückverweiſung an das Landgericht wegen des ihm zur Laſt fallenden formellen 
Verſtoßes und es iſt — wie dies auch das Landgericht getan hat — auf die 
Sache ſelbſt einzugehen. 

Zu Unrecht hat der Standesbeamte angenommen, daß zu der Namens⸗ 
gebung die Einwilligung des Gegenvormundes notwendig ſei. Iſt das Kind 
geſchäftsunfähig, ſo iſt die Einwilligung von ſeinem geſetzlichen Vertreter zu er⸗ 
teilen. Iſt das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt (§ 106 BGB.), fo 
erfolgt die Einwilligung entweder durch das Kind ſelbſt unter Zuſtimmnung des 
geſetzlichen Vertreters (§ 111 BGB.) oder durch den geſetzlichen Vertreter im 
Namen des Kindes; denn dieſer kann kraft der ihm zuſtehenden Vertretungs⸗ 
macht auch ſelbſt für den Minderjährigen handeln (§ 164 BGB.). Geſetzlicher 
Vertreter des Mündels aber iſt der Vormund (§ 1793 BGB.). Der Gegen⸗ 
vormund hat niemals die geſetzliche Vertretung des Mündels, ſondern nur das 
Recht und die Pflicht, die Geſchäftsführung des Vormundes zu beaufſichtigen 
(§ 1799 BGB.), wozu nur in beſtimmten, im Geſetze beſonders aufgeführten 
Fällen die Erteilung der Genehmigung zu Rechtshandlungen des Vormundes 
tritt. Ein ſolcher Fall liegt hier nicht vor. Der Einwilligung des Gegen⸗ 
vormundes bedarf es daher nicht. 
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Mangelnde Befuguis eines ausgeſchiedenen Geſchäftsführers einer Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung, die Eintragung ſeines Ausſcheidens im 
Handelsregiſter zu beantragen. 


§ 39 GmbHG. 
Oberlandesgericht Hamburg, 13. Januar 1913, — Bd. 12 
S. 288. 


Das Landgericht hatte in der Beſchwerdeinſtanz den Antrag eines aus⸗ 
geſchiedenen Geſchäftsführers der Heyl. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
ſein Ausſcheiden in das Handelsregiſter einzutragen, abgelehnt, weil der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht mehr Geſchäſtsführer, alſo nicht mehr in der Lage ſei, 
rechtswirkſame Erklärungen für die Geſellſchaft abzugeben. 

Das Oberlandesgericht Hamburg iſt dem beigetreten, indem es ausführt: 

In der Begründung des landgerichtlichen Beſchluſſes iſt eine Verletzung 
des Geſetzes nicht zu finden. Es kann nicht anerkannt werden, daß aus dem⸗ 
ſelben Unzuträglichkeiten entſtehen können. Der ausgeſchiedene Geſchäftsführer 
iſt, wenn noch andere, nicht ausgeſchiedene Geſchäftsführer da ſind, die ſich 
weigern, fein Ausſcheiden zur Anmeldung zu bringen, in der Lage, beim 
Regiſtergerichte die Ausübung eines Zwanges behufs Bewirkung der Anmeldung 
in Anregung zu bringen. Sind aber ſämtliche Geſchäftsführer ausgeſchieden 
und werden von der Geſellſchaft neue Geſchäftsführer nicht beſtellt, ſo ſteht es 
ihm frei, die Zwangsbeſtellung eines Geſchäftsführers gemäß § 29 BGB. 
beim Amtsgerichte zu beantragen. 


Vormundſchaftsrichterliche Genehmigung eines Vertrags, durch den eine 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung unter Beteiligung eines Minderjährigen 
errichtet wird. 


§ 1643, § 1822 Nr. 10 BGB., §§ 24, 25, 30, 31 GmbHG. 
Kammergericht Berlin, 31. Januar 1913. — Bd, 12 S. 233, 


Der Holzhändler Guſtav D. und der Architekt Chriſtoph S. — dieſer 
in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter ſeines minderjährigen Sohnes 
Chriſtoph Albert S. — haben durch notariellen Vertrag vom 2. September 
1912 die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung Chriſtoph Albert S. & Co. 
errichtet. Als Gegenſtand des Unternehmens iſt der Handel, die Herſtellung 
und der Vertrieb von Baumaterialien bezeichnet. Auf das Stammkapital hatte 
Chriſtoph Albert S. eine Sacheinlage im Werte von 12000 M. Guftav D. 
eine bare Einlage von 12000 M. zu leiſten. Das Amtsgericht zu F. hat 
als Vormundſchaftsgericht die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags verſagt und als Regiſtergericht die Eintragung der Geſellſchaft 
in das Handelsregiſter abgelehnt. 

Das Landgericht hat die hiergegen erhobene Beſchwerde der Geſchäfts⸗ 
führer zurückgewieſen. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht 
den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 1822 Nr. 3 BGB. bedarf der Vormund der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Er⸗ 
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werb oder die Veräußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem 
Geſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts eingegangen wird. 
Dieſe Vorſchrift findet nach § 1643 BGB. auch auf den Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt Anwendung. Hiernach würde die vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung unzweifelhaft dann erforderlich ſein, wenn der Geſellſchaftsvertrag 
eine Veräußerung des bisherigen Erwerbsgeſchäfts des Minderjährigen an die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung enthielte (OL GRſpr. 13, 315). Dies 
iſt jedoch nicht der Fall. Der Minderjährige ſoll zwar als Sachlage eine 
Reihe von Gegenſtänden einbringen, die offenbar zu ſeinem bisherigen Erwerbs⸗ 
geſchäfte gehören. Es bildet aber nicht das Erwerbsgeſchäft „in feiner Geſamt⸗ 
heit, in ſeiner Kontinuität als einheitliches Ganzes, in feinen durch den Geſchäfts⸗ 
betrieb geſchaffenen Verkehrsbeziehungen, in ſeinen Ausſichten für den weiteren 
Geſchäftsbetrieb das Objekt des Uebertragungsakts“; vielmehr ift im § 10 des 
Geſellſchaftsvertrags ausdrücklich beſtimmt, daß das Geſchäft des Minderjährigen 
von der Geſellſchaft nicht übernommen werde und es ihm überlaſſen bleibe, 
die Waren, Vorräte und Forderungen des Geſchäfts zu verwerten und die 
Geſchäftsſchulden zu tilgen. 

Die Ablehnung der Eintragung wegen des Mangels der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung läßt ſich auch nicht mit dem Vorderrichter durch die 
Erwägung rechtfertigen, daß die Geſellſchaft nur zu dem Zwecke gegründet ſei, 
um mit dem Vermögen des Minderjährigen ein Erwerbsgeſchäft zu beginnen, 
und das Erfordernis der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht dadurch 
ausgeſchaltet werden könne, daß dazu die Form einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung gewählt worden ſei. Allerdings ſoll der Inhaber der elterlichen Gewalt 
nach § 1645 BGB. ein neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Kindes nicht 
ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beginnen. Es handelt ſich hier 
aber — im Gegenſatze zu der Vorſchrift des § 1822 — um eine Soll⸗ 
vorſchrift, die den Regiſterrichter nicht zur Ablehnung der Eintragung berechtigt, 
wenn die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung nicht erteilt ift (RIA. 1, 105). 

Es fragt fic) vielmehr, ob im Sinne des § 1822 Nr. 3 BGB. ein 
Geſellſchaftsvertrag vorliegt, „der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ein⸗ 
gegangen wird“. Ueber die Tragweite dieſer Vorſchrift, die ſich in der 
preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 (vgl. § 42 Nr. 9) 
noch nicht findet, geben die Geſetzesmaterialien keinen Aufſchluß. Das Reichs⸗ 
gericht (RG. 51, 33) ſcheint zu der Anſicht hinzuneigen, daß jeder Geſellſchafts⸗ 
vertrag, auf Grund deſſen ein Erwerbsgeſchäft betrieben werden ſoll — mag 
auch der Minderjährige an dem Betriebe des Geſchäfts nicht beteiligt ſein — 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf (vgl. auch KGJ. 23 4, 
89; 37 A, 145). Andererſeits wird aber von namhaften Schriftſtellern die 
Meinung vertreten, daß die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung nur er⸗ 
forderlich iſt, wenn es ſich um einen Geſellſchaftsvertrag handelt, inhalts deſſen 
die Vertragſchließenden das Erwerbsgeſchäft ſelbſt betreiben wollen, nicht aber 
auch dann, wenn eine juriſtiſche Perſon gebildet werden ſoll, die das Geſchäft 
betreiben ſoll. Wenn man ſich dieſer letzteren Anſicht anſchließt, würde ein 
Geſellſchaftsvertrag zur Errichtung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
nicht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach § 1822 Nr. 2 BGB. 
bedürfen, da das Erwerbsgeſchäft nicht von den Vertragſchließenden perſönlich, 
ſondern von der juriſtiſchen Perſon durch deren Geſchäftsführer — die mit 
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den Vertragſchließenden keineswegs identiſch zu ſein brauchen (§ 6 Abſ. 2 
GmbHG.) — betrieben wird. | 

Es braucht indeſſen hier zu dieſen verſchiedenen Meinungen keine Stellung 
genommen zu werden. Denn die Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung ergibt fic) ſchon aus § 1822 Nr. 10 BGB. in Verbindung 
mit § 24 GmbHG. Nach § 1822 Nr. 10 im Zuſammenhalte mit § 1643 
BGB. bedarf der Inhaber der elterlichen Gewalt der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung auch „zur Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere 
zur Eingehung einer Bürgſchaft“. Aus der Entſtehungsgeſchichte (vgl. RG. 63, 
76) geht hervor, daß der Begriff der Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit 
weit ausgelegt werden muß und auch die Fälle umfaßt, in denen eine fremde 
Schuld nicht ausdrücklich übernommen wird, ſondern der Eintritt in eine fremde 
Schuld die geſetzliche Folge eines Rechtsgeſchäfts iſt. Der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedarf nach § 1822 Nr. 10 auch die Uebernahme 
einer künftigen oder bedingten Verbindlichkeit; dies ergibt ſich ſchon daraus, 
daß die Eingehung einer Bürgſchaft beſonders hervorgehoben iſt, nach § 765 
Abſ. 2 BGB. aber die Bürgſchaft auch für eine künftige oder bedingte Ver⸗ 
bindlichkeit übernommen werden kann. 

Das Kammergericht hat bereits ausgeſprochen (RJ A. 6, 132), daß der 
Beitritt eines Minderjährigen zu einer eingetragenen Genoſſenſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftpflicht im Hinblick auf die SS 141, 122 GenGeſ. die Weber: 
nahme fremder Verbindlichkeiten enthält und deshalb der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts bedarf. Die Rechtslehre iſt dieſer Anſicht faſt allgemein 
beigetreten. Der Gefellſchafter einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung haftet 
zwar nicht, wie der Genoſſe einer Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht, 
den Gläubigern der Geſellſchaft unmittelbar für die Erfüllung der Verbindlich⸗ 
keiten der Geſellſchaft. Vielmehr haftet für die Verbindlichkeiten den Gläubigern 
der Geſellſchaft nur das Geſellſchaftsvermögen (8 13 Abſ. 2 GmbHG. ). 
Andererſeits aber beſchränkt ſich die Verpflichtung des Geſellſchafters nicht 
etwa auf die Einzahlung der von ihm übernommenen Stammeinlage; ſondern 
die Beteiligung an der Gründung einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
hat inſofern die Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit zur geſetzlichen Folge, 
als nach § 24 GmbHG. die übrigen Geſellſchafter, ſoweit eine Stammeinlage 
weder von dem Zahlungspflichtigen eingezogen, noch durch den Verkauf des 
Geſchäftsanteils gedeckt werden kann, den Fehlbetrag nach dem Verhältnis 
ihrer Geſchäftsanteile aufzubringen haben. Nach dieſer Vorſchrift, die zwingend 
iſt (§ 25), hat jeder Geſellſchafter nicht nur die von ihm ſelbſt übernommene 
Stammeinlage einzuzahlen, ſondern er haftet auch als Geſamtſchuldner der 
Geſellſchaft gegenüber ſubſidiär mit ſeinem ganzen Vermögen dafür, daß das 
in dem Geſellſchaftsvertrage beſtimmte Stammkapital vollſtändig zur Einzahlung 
gelangt; er übernimmt mithin der Geſellſchaft gegenüber eine fremde Ver⸗ 
bindlichkeit in dem oben dargelegten Sinne. Es erſcheint hiernach nur folge⸗ 
richtig, wenn für die Beteiligung eines Minderjährigen an der Gründung 
einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung gemäß § 1822 Nr. 10 BGB. 
die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erfordert wird, und es kann der 
gegenteiligen, nicht näher begründeten Anſicht von Staub⸗Hachenburg (GmbHG. 
§ 2 Anm. 23) nicht beigetreten werden. Daß im vorliegenden Falle der 
Geſellſchafter Guſtav D. feine Stammeinlage von 12 000 M. etwa bereits 
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voll eingezahlt Habe, fo daß eine Haftung gemäß § 24 GmbHG. für den 
Minderjährigen nicht mehr in Frage kommen würde, erhellt nicht. Dazu kommt 
aber, daß der minderjährige Geſellſchafter nicht nur ſubſidiär für die Einzahlung 
der Stammeinlagen der übrigen Geſellſchafter haftet, ſondern auch weiter nach 
§ 31 Abſ. 3, 4 eine ſubſidiäre Haftung — ebenfalls mit ſeinem ganzen 
Vermögen — für den Betrag übernimmt, der von dem Empfänger einer den 
Vorſchriften des § 30 zuwider geleiſteten Zahlung zu erſtatten iſt. Auch in⸗ 
ſoweit liegt alſo die Uebernahme einer fremden Verbindlichkeit vor, was eben⸗ 
falls die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erforderlich macht. 


Beſtellung von Prokuriſten für eine Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 
bei der ein Geſellſchafter minderjährig tit; Entbehrlichkeit der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung. 
SS 18, 46 GmbHG.; § 1822 Nr. 11 BGB. 


Kammergericht Berlin, 21. Februar 1913. — Bd. 13 S. 287. 


In der Verſammlung der Geſellſchafter der Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung Franz L. iſt unter anderem die Beſtellung der Kaufleute Johannes L. 
und Hermann B. zu Prokuriſten der Geſellſchaft beſchloſſen worden. Die Ein 
tragung der Prokura in das Handelsregiſter hat das Regiſtergericht von dem 
Nachweis abhängig gemacht, daß die Erteilung der Prokura vormundſchaſts⸗ 
gerichtlich genehmigt ſei, weil zu den Geſellſchaftern der durch ſeine Mutter 
vertretene minderjährige Kaufmannslehrling Max L. gehöre. Die hiergegen 
erhobene Beſchwerde hat das Landgericht zurückgewieſen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das Kammergericht Berlin unter Aufhebung der Vorentſcheidungen 
die Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der 
folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. | 
| Nach § 1643 Abſ. 1 und § 1686 in Verb. mit § 1822 Nr. 11 BGB. 
bedarf der Inhaber der elterlichen Gewalt der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Erteilung einer Prokura. Wie die Motive z. BGB. (4, 11465) 
ergeben, iſt nach dem Vorgange der preußiſchen Vormundſchaftsordnung (§ 42 
Nr. 11) die Genehmigung des Vormunſchaſtsgerichts mit Rückſicht auf die an 
die Erteilung einer Prokura fic) knüpfenden Folgen vorgeſchrieben. Kraft 
Geſetzes (§ 50 HGB.) iſt eine Beſchränkung des Umfanges der Prokura Dritten 
gegenüber unwirkſam und daher der Prokuriſt ohne weiteres auch zur Ein⸗ 
gehung der im § 1822 Nr. 8 bis 10 BGB. bezeichneten Rechtsgeſchäfte 
ermächtigt (§ 49 HGB.). Der Geſetzgeber geht mit Recht davon aus, daß 
angeſichts dieſer Rechtslage der minderjährige Inhaber eines Handelsgeſchäfts 
durch die Erteilung einer Prokura erheblich gefährdet werden kann, und erachtet 
deshalb die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung für erforderlich. 
Dieſe Erwägungen treffen aber nicht zu, wenn es ſich um eine Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung handelt, bei der ein Minderjähriger beteiligt iſt. Hier iſt 
nicht der Minderjährige Inhaber (oder Mitinhaber) eines Handelsgeſchäfts, 
ſondern eine juriſtiſche Perſon, nämlich die Geſellſchaft ſelbſt, die auch das 
Handelsgeſchäſt betreibt (vgl. § 13 GmbHG.). Durch die Maßnahmen des 
Prokuriſten wird nicht der Minderjährige, ſondern nur die Geſellſchaft gefährdet 
(§ 13 Abſ. 2). Der Umſtand allein, daß die Maßnahmen des Prokuriſten 
indirekt eine Rückwirkung auf die Vermögens⸗ und Einkommensverhältniſſe der 


Geſellſchafter änßern können, reicht mangels einer ausdrücklichen geſetzlichen 
Beſtimmung nicht aus, um die Vorſchrift des § 1822 Nr. 11 BGB. auch 
auf den Fall der Beſtellung eines Prokuriſten für eine Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung auszudehnen, bei der ein Minderjähriger beteiligt iſt. Einer 
ausdrücklichen geſetzlichen Beſtimmung hätte es um ſo mehr bedurft, als die 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung für die Beſtellung von Geſchäftsführern 
der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung nicht vorgeſchrieben iſt. Dazu kommt 
aber noch folgendes: 

Selbſt wenn man auf Grund der Vorſchrift des § 46 Nr. 7 GmbHG. 
annehmen will, daß nicht die Geſchäftsführer, ſondern die Geſellſchafter den 
Prokuriſten zu beſtellen haben (vgl. hierzu Staub⸗Hachenburg [3] Anm. 33 
zu § 46 und Pariſius⸗Krüger, GmbHG. [5] Anm. 8 zu § 46) fo find es 
doch nicht die einzelnen Geſellſchafter, welche die Prokura erteilen, ſondern die 
Geſellſchafter in ihrer Geſamtheit, und zwar nicht für ſich, ſondern als Organ 
der Geſellſchaft. Der einzelne Geſellſchafter hat zwar über die Frage der 
Beſtellung eines Prokuriſten abzuſtimmen, wobei die Beſchlußfaſſung, ſofern 
der Geſellſchaftsvertrag nicht ein anderes vorſchreibt, nach der Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen erſolgt (8 47 Abſ. 1 GmbHG.); die Beſtellung des 
Prokuriſten findet aber dann in Ausführung des gefaßten Beſchluſſes durch die 
Geſamtheit namens der Geſellſchaft ſtatt. Iſt dies aber der Fall, ſo kann 
nicht wohl die Rede von einer Erteilung der Prokura durch den geſetzlichen 
Vertreter des Minderjährigen ſein. 


Unzuläſſigkeit einer vormundſchaftsgerichtlichen Regelung des Verkehrs eines 
geſchiedenen Ehegatten mit dem Kinde, wenn ihm die Sorge für die Perſon 
des Kindes zuſteht. 


§ 1636 BGB. 
Kammergericht Berlin, 31. Januar 1913. — Bd, 13 S. 1. 


Die Ehe des Eiſenhoblers Georg B. in B. mit Eliſe geb. T. iſt rechts⸗ 
kräftig geſchieden. Beide Ehegatten ſind wegen Ehebruchs für ſchuldig erklärt. 
Aus der Ehe ſtammen zwei Töchter. Die Sorge für die Perſon der beiden 
Töchter ſteht nach § 1635 BGB. der Mutter zu. Die ältere Tochter Anna 
befindet ſich bei den Eltern des Vaters, die Tochter Frieda bei einer Schweſter 
der Mutter. Auf Anregung der Mutter hat das Amtsgericht in B. durch 
Beſchluß vom 7. November 1912 den Verkehr der Mutter mit der Tochter 
Anna dahin geregelt, daß die Mutter das Kind zu beſtimmten Zeiten in der 
Wohnung der Frau S., einer Schweſter der Mutter, ſehen und ſprechen könne, 
daß dem Vater unter Androhung einer Ordnungsſtrafe von 10 M. für jeden Fall 
der Zuwiderhandlung auferlegt werde, das Kind an den Verkehrstagen zu Frau S. 
zu ſchicken, und daß die Mutter verpflichtet ſei, für rechtzeitige Rückkehr des 
Kindes zu ſeinem Großvater zu ſorgen. Auf die Beſchwerde des Vaters hat das 
Landgericht den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und die Sache zur ander⸗ 
weitigen Erörterung und Entſcheidung an das Amtsgericht zurückverwieſen. 

Die weitere Beſchwerde der Mutter wurde aus folgenden Gründen zurück⸗ 
gewieſen: 

Die Mutter, der nach § 1635 Abi. 1 Satz 1 BGB. das Perſonen⸗ 
ſorgerecht zuſteht, verlangt von dem Vormundſchaftsgericht, ihren perſönlichen 
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Verkehr mit ihrer bei den Großeltern des Mannes befindlichen Tochter Anna zu 
regeln. Das Vormundſchaftsgericht iſt dieſem Verlangen nachgekommen, hat 
die Mutter für berechtigt erklärt, das Kind an beſtimmten Tagen in der 
Wohnung ihrer Schweſter, Frau S., zu ſehen und zu ſprechen, und dem Vater 
unter Androhung einer Ordnungsſtrafe von 10 M. für jeden Fall der Zuwider⸗ 
handlung auferlegt, das Kind zu Frau S. zu ſchicken. Dieſe Anordnung des 
Vormundſchaftsgerichts ſtützt ſich auf 8 1636 BGB.: 

Die Mutter verkennt nicht, daß dieſe Vorſchrift auf den vorliegenden 
Sachverhalt keine unmittelbare Anwendung findet, da der Mutter das Sorge⸗ 
recht zuſteht. Sie meint aber, da die Vorſchrift analog auf den gegebenen 
Tatbeſtand angewendet werden müſſe. Dem kann in Uebereinſtimmung mit 
dem landgerichtlichen Beſchluſſe nicht gefolgt werden. Richtig iſt zwar, daß 
der Grund des Geſetzes über den Wortlaut des Geſetzestextes hinaus geſucht 
werden muß und daß, wenn eine Geſetzesbeſtimmung ſich als Ausfluß eines 
allgemeinen Grundſatzes darſtellt, die Auslegung nicht die ihr gezogenen 
Grenzen überſchreitet, indem ſie dieſen Grundſatz voll zur Geltung bringt. 
Aber für die Fälle der vorliegenden Art erſcheint die Folgerung unberechtigt, 
daß der Geſetzgeber auch dieſe Fälle der im § 1636 BGB. getroffenen Ent 
ſcheidung unterworfen haben würde. Das Recht des Ehegatten, mit dem Kinde 
perſönlich zu verkehren, iſt nach der Rechtſprechung des Kammergerichts 
KGS. 37 A, 30; 41 A, 13) weder ein Ausfluß der Sorge für die Perſon 
des Kindes noch überhaupt ein Beſtandteil der elterlichen Gewalt, ſondern ent⸗ 
ſpringt dem zwiſchen Eltern und Kindern beſtehenden nahen Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſe. Dieſes letztere bedingt, daß kein Elternteil von dem Verkehr mit 
ſeinen Kindern ganz ausgeſchloſſen werden kann. Daß dieſes Recht eines jeden 
der Ehegatten auch nach der Scheidung der Ehe fortbeſteht, folgt eigentlich 
ſchon aus dem Fortbeſtehen des Verwandtſchaftsverhältniſſes. Der Geſetzgeber 
hat es aber für angezeigt erachtet, hinſichtlich desjenigen Ehegatten, dem nach 
§ 1635 die Sorge für das Kind nicht zuſteht, auszuſprechen, daß er die Be 
fugnis, mit dem Kinde perſönlich zu verkehren, behält, während ein ſolcher 
Ausſpruch hinſichtlich des ſorgeberechtigten Elternteils als zu ſelbſtverſtändlich 
fortgeblieben iſt. Das Recht, über den Verkehr des Kindes mit anderen 
Perſonen die geeignete Beſtimmung zu treffen, iſt Gegenſtand der Sorge fir 
die Perſon des Kindes (§ 1631 Abſ. 1 BGB.). Dieſes Recht des forge: 
berechtigten Elternteils iſt durch die Befugnis des anderen Ehegatten zum per⸗ 
ſönlichen Verkehr mit dem Kinde beſchränkt (RIA. 4, 138; KGJ. 41 A, 13). 
Die Feſtlegung des Inhaltes der letztgenannten Befugnis, für den konkreten 
Fall die nähere Regelung des Verkehrs, ijt nach § 1636 Satz 2 BGB. der 
Zuständigkeit des Vormundſchaftsgerichts unterworfen. Streiten ſich die 
Eltern über die nähere Regelung des perſönlichen Verkehrs des nicht ſorge⸗ 
berechtigten Elternteils mit dem Kinde, alſo über den Umfang und die Art 
der Beſchränkung des Perſonenſorgerechts des ſorgeberechtigten Elternteils, fo 
ſoll dieſer Streit im Beſchlußverfahren vor dem Vormundſchaftsrichter aus⸗ 
getragen werden, das für derartige Streitigkeiten geeigneter iſt, als das Prozeß⸗ 
verfahren und das vermöge des Offizialprinzips volle Gewähr dafür bietet, 
daß die bei der Regelung des Verkehrs der Eltern mit den Kindern obenan 
ſtehende Rückſicht auf das Wohl der Kinder zur Geltung gelangt (RG. 63, 
238 ff.; 69, 95). Das iſt der geſetzgeberiſche Gedanke, und dieſem Geiſte 
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des Geſetzes iſt die Rechtſprechung des Reichsgerichts in der von der Beſchwerde⸗ 
führerin angeführten Entſcheidung vom 18. Juni 1908 (RG. 69, 94) da⸗ 
durch gerecht geworden, daß ſie die in § 1636 Satz 2 getroffene Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung auch bei noch beſtehender Ehe für anwendbar erklärt hat, ſofern 
die häusliche Gemeinſchaft für nicht abſehbare Zeit aufgehoben iſt. Dagegen 
kann aus der Vorſchrift des § 1636 Satz 2 BGB. nicht der allgemeine 
Grundſatz entnommen werden, daß das Vormundſchaftsgericht allgemein zu 
einer Verkehrsregelung in den Fällen befugt ſein ſoll, wo ein Elternteil tat⸗ 
ſächlich von ſeinem Kinde getrennt lebt. Wie der ſorgeberechtigte Elternteil 
ſeinen perſönlichen Verkehr mit dem Kinde regelt, iſt ausſchließlich ſeinem Er⸗ 
meſſen überlaſſen, da ihm das Perſonenſorgerecht und damit die Befugnis zu⸗ 
ſteht, über dieſen Verkehr ausſchließlich zu befinden. Macht er von dieſem 
Recht in einer das Kindeswohl ſchädigenden oder gefährdenden Weiſe Gebrauch, 
fo kann dies das Vormundſchaftsgericht veranlaſſen, gemäß § 1666 BGB. 
gegen ihn einzuſchreiten. Solange dies aber nicht der Fall iſt, kann eine 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts überhaupt nicht getroffen werden. Denn 
der Grund für die Maßnahme aus § 1636 Satz 2 iſt, wie oben gezeigt, 
der, daß die Eltern über die Art und den Umfang der Beſchränkung des 
Perſonenſorgerechts des ſorgeberechtigten Elternteils durch das Verkehrsrecht des 
nichtſorgeberechtigten Elternteils ſtreiten und dieſer Streit am beſten vor dem 
Vormundſchaftsgericht ausgetragen wird. Da aber eine Beſchränkung des 
ſorgeberechtigten Elternteils durch das eigene Verkehrsrecht begrifflich ausgeſchloſſen 
iſt, ſo entfällt damit auch jede Möglichkeit eines Streites über den Inhalt 
einer derartigen Beſchränkung. Daß aus der Vorſchrift des § 1636 Satz 2 
BGB. nicht der allgemeine Grundſatz entnommen werden darf, daß das 
Vormundſchaftsgericht allgemein den Verkehr der Eltern mit den Kindern regeln 
kann, ergibt ſich aber auch aus folgender Erwägung: eine Anordnung des 
Vormundſchaftsgerichts, durch die der Verkehr des ſorgeberechtigten Elternteils 
mit dem Kinde geregelt wird, greift in das Perſonenſorgerecht dieſes Elternteils 
ein. Solche Eingriffe in dieſes Recht hat das Geſetz nur in den von ihm 
ausdrücklich zugelaſſenen Fällen, insbeſondere im Falle des § 1666 Abſ. 1 
BGB., geſtattet. Hätte der Geſetzgeber mit der Beſtimmung des § 1636 
Satz 2 BGB. beabſichtigt, dem Vormundſchaftsgericht einen Eingriff in die 
Perſonenſorge des ſorgeberechtigten Elternteils zu übertragen, ſo hätte eine 
ſolche Beſtimmung klar und unzweideutig getroffen werden müſſen. Dieſes 
Bedenken wird auch nicht dadurch beſeitigt, daß im vorliegenden Falle der 
ſorgeberechtigte Ehegatte ſelbſt den Antrag auf Verkehrsregelung geſtellt hat. 
Denn da die Anwendung des § 1636 Satz 2 BGB. einen Antrag nicht 
vorausſetzt und das Vormundſchaftsgericht daher auf Anregung des nicht 
ſorgeberechtigten Elternteils einſchreiten müßte, wenn man den § 1636 Satz 2 
überhaupt auf die Fälle der vorliegenden Art ausdehnen wollte, ſo würde 
eine ſolche Ausdehnung immer als eine Einſchränkung des Perſonenſorgerechts 
des ſorgeberechtigten Elternteils angefehen werden müſſen. Daß das Geſetz 
dies gewollt hat, kann beim Fehlen einer ausdrücklichen Beſtimmung nicht 
angenommen werden. Auch hieraus ergibt ſich, daß das Geſetz nicht auch 
diejenigen Fälle der in § 1686 Satz 2 BGB. getroffenen Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung hat unterwerfen wollen, in welchen es ſich um den Verkehr des 
ſorgeberechtigten Elternteils mit dem Kinde handelt. Es kommt aber auch 
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noch folgendes hinzu: Es liegt im Weſen einer mit dem ſogenannten imperium 
ausgeſtatteten Behörde, daß dieſe die Macht haben muß, die von ihr innerhalb 
ihrer geſetzlichen Befugniſſe erlaſſenen Verfügungen nötigenfalls im Wege des 
Zwanges durchzuführen (BBP. 29, 441). Solche Zwangsmittel ſtehen dem 
Vormundſchaftsgericht, wenn es Anordnungen aus § 1636 BGB. getroffen 
hat, in den Art. 15 bis 17 PrcFGG. zur Verfügung. Befindet fic) das 
Kind nach Trennung der Ehe mit Wiſſen und Willen des ſorgeberechtigten 
Teils bei dem nichtſorgeberechtigten Elternteil in Pflege, ſo liegt darin eine 
Uebertragung der Ausübung der Sorge. Des Sorgerechts ſelbſt konnte ſich 
der nach dem Geſetze ſorgeberechtigte Ehegatte nicht entſchlagen (RG. 60, 266; 
JW. 1903 Beil. 9, 82; Recht 1904, 449 Nr. 1838). Der nach Art. 15 
bis 17 PrFGG. vom Vormundſchaftsgericht auszuübende Zwang kann ſich 
aber ſtets nur gegen denjenigen Ehegatten richten, dem rechtlich die Perſonen⸗ 
ſorge zuſteht, nicht auch gegen denjenigen, dem die Perfonenſorge nur tatſächlich 
der Ausübung nach übertragen iſt. Im gegebenen Falle hat das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht dem Vater eine Handlung auferlegt, nämlich das Kind zu der Frau 
S., einer Schweſter der Mutter, zu ſchicken, obwohl dem Vater weder das 
Perſonenſorgerecht zuſtand noch ihm von der ſorgeberechtigten Mutter übertragen 
war. Das Kind befindet ſich nämlich nicht beim Vater, ſondern bei den Eltern 
des Vaters in Pflege. Gegenüber Dritten kann das Vormundſchaftsgericht 
keinen Zwang ausüben; zur Ausübung eines Zwanges gegen den Vater liegt 
kein Grund vor, da ihm weder das Perſonenſorgerecht zuſteht noch der Aus⸗ 
übung nach übertragen iſt. Anordnungen aber zu erlaſſen, die zwangsweiſe 
nicht durchgeſetzt werden können, darf im Intereſſe des Anſehens einer Behörde 
dem Vormundſchaftsgerichte nicht zugemutet werden. Auch aus dieſem Grunde 
kann dem Landgerichte nur zugeſtimmt werden, wenn es die analoge Ans 
wendung des § 1636 Satz 2 BGB. auf den vorliegenden Fall verſagt hat. 

Wie die Mutter ihr Verkehrsrecht ihrer Tochter Anna gegenüber aus⸗ 
üben will, muß ihr überlaſſen bleiben. Ob ihr eine Klage gegen die Eltern 
des Vaters auf Geſtatten des Verkehrs zuſteht, braucht hier nicht erörtert zu 
werden. Denn, auch wenn das Prozeßgericht eine ſolche Klage nicht zulaſſen 
würde, fo würde daraus für das Vormundſchaſtsgericht noch keine Veranlaſſung 
genommen werden können, ſeine Zuſtändigkeit in einem Falle anzunehmen, 
in dem ſie ihm von dem Geſetzgeber nicht zugewieſen iſt. In jedem Falle 
kann die Mutter ihr Verkehrsrecht dadurch verwirklichen, daß ſie das Kind 
von den Großeltern fortnimmt und an anderer Stelle unterbringt. Will ſie 
das nicht tun und will ſie das Kind bei den Großeltern belaſſen, wo es gut 
aufgehoben zu ſein ſcheint, ſo muß ſie ſich den Anordnungen der Großeltern 
fügen, die dieſe im Intereſſe des Kindes für notwendig erachten. 


Zuläſſigkeit der gerichtlichen Erbauseinauderſetzung, auch wenn ein Ver⸗ 
mächtnis des Nießbrauchs an dem geſamten Nachlaſſe vorliegt. 


88 1085, 1089, 2174 BGB.; § 86 FGG. 
Kammergericht Berlin, 20. Januar 1913. — Bd. 13 S. 14. 
Der am 15. November 1907 verſtorbene Ackerer Wilhelm K. hat als 


geſetzliche Erben ſeine Ehefrau, zwei Töchter und einen Enkel hinterlaſſen. Er 
hat durch Teſtament ſeiner Ehefrau die lebenslängliche Nutzung an dem geſamten 


Nachlaß vermacht. Auf Grund zweier Vollſtreckungsbefehle ijt für den Kaufe 
mann H. der Erbteil der einen Tochter einſchließlich der Hilfsanſprüche gepfändet 
und ihm zur Einziehung überwieſen worden. Auf ſeinen Antrag leitete dem⸗ 
nächſt das Amtsgericht B. das Auseinanderſetzungsverfahren über den Nachlaß 
des Wilhelm K. ein. Hiergegen legte die Witwe K. mit der Begründung 
Beſchwerde ein, daß ihr der lebenslängliche Nießbrauch an dem geſamten Nach⸗ 
laß zuſtehe, durch eine die Teilung bezweckende Auseinanderſetzung aber ihr Recht 
auf Beſitz der Nachlaßgegenſtände und auf deren Nutzung beeinträchtigt werde. 
Das Landgericht gab der Beſchwerde mit den gleichen Gründen ſtatt. Auf 
die hiergegen gerichtete weitere Beſchwerde des Kaufmanns H. hob das Kammer⸗ 
gericht den Beſchluß des Landgerichts aus folgenden Gründen auf: 

In formeller Beziehung ſei bemerkt, daß die erſte Beſchwerde der Witwe K. 
gegen den Beſchluß des Amtsgerichts nicht, wie das Landgericht annimmt, 
eine ſofortige Beſchwerde geweſen iſt, da ſich das Rechtsmittel nicht gegen die 
Ueberweiſung des Auseinanderſetzungsverfahrens an einen Notar (Art. 21 
Abſ. 3 PrFGG.), ſondern gegen die Einleitung des Verfahrens überhaupt 
richtete (RIA. 6, 35). Danach iſt auch die weitere Beſchwerde nicht die 
ſofortige, ſondern die einfache weitere Beſchwerde (§ 29 Abſ. 2 FGG.) Das 
Rechtsmittel iſt zuläſſig und auch begründet. 

Iſt der Antrag auf Vermittelung der Auseinanderſetzung von einer hierzu 
berechtigten Perſon, hier auf Grund des Pfandrechts an einem Erbteile (§ 86 
Abſ. 2 a. a. O.), in der vorgeſchriebenen Form und Vollſtändigkeit geftellt, 
ſo darf er nur dann abgelehnt werden, wenn aus Rechtsgründen die Erreichung 
des mit dem Verfahren bezweckten Erfolges ausgeſchloſſen iſt, z. B. weil feſt⸗ 
ſteht, daß der Antragſteller bzw. der Schuldner und die Antragsgegner nicht 
im Verhältnis von Miterben, fondern von Vorerben und Nacherben ſtehen 
oder weil die Erbengemeinſchaft bereits aufgelöſt iſt. 

Beſteht dagegen rechtlich die Möglichkeit, daß im Vermittelungs verfahren 
eine Einigung über die Auseinanderſetzung mit Rechtswirkung erzielt werden 
kann, ſo hat das Nachlaßgericht der Vermittlung ſich auch dann zu unterziehen, 
wenn ein Beteiligter gegen die Einleitung des Verfahrens Widerſpruch erhoben 
hat; denn das Verfahren hat gerade den Zweck, auf eine gütliche Beilegung 
von Streitpunkten hinzuwirken und eine Teilung ohne Rechtsſtreit auch in 
ſolchen Fällen zu erzielen, in denen die Beteiligten ohne Hilfe eines Richters 
oder Notars einen Ausgleich nicht finden können. Der Widerſpruch eines Be⸗ 
teiligten kann danach nur dann zur Ablehnung des Antrags führen, wenn er 
ſich gegen die rechtlichen Vorausſetzungen des Verfahrens richtet und das 
Nachlaßgericht nach Prüfung der Sachlage dieſe Beanſtandung für begründet 
erachtet (KGJ. 31 A, 185; 38 A, 104; RIA. 4, 14). 

Dieſe Grundſätze hat das Landgericht anſcheinend auch nicht verkannt. 
Es ſieht jedoch irrtümlich in der Anordnung des Nießbrauchverhältniſſes einen 
rechtlichen Hinderungsgrund gegen die Auseinanderſetzung. Nach § 2174 BGB. 
hat der Vermächtnisnehmer nur ein Forderungsrecht. Das Nießbrauchsvermächtnis 
begründet keine Ausnahme. Es gewährt dem Vermächtnisnehmer lediglich 
einen Anſpruch gegen die Erben (§ 2147 S. 2 BGB.) auf Beſtellung des 
Nießbrauchs an den einzelnen zum Nachlaß gehörenden Gegenſtänden (88 1089, 
1085 BGB.). Erſt mit der Beſtellung des Nießbrauchs erlangt der Ver⸗ 
mächtnisnehmer ein dingliches Recht (KGJ. 32 A, 86). Daß das Beſtehen 
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eines gegen fie gerichteten Forderungsrechts die Erben rechtlich nicht daran 
hindert, ſich ſchuldrechtlich über die Auseinanderſetzung des Nachlaſſes zu einigen, 
kann nicht in Zweifel gezogen werden. Daraus ergibt ſich, daß aus dem 
ſchuldrechtlichen Verhältnis des Nießbrauchsvermächtnisnehmers zu den Erben 
ein rechtliches Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des Auseinanderſetzungsverfahrens 
nicht entnommen werden kann, denn nach § 97 Abſ. 1 FGG. hat die rechts⸗ 
kräftig beſtätigte Vereinbarung über vorbereitende Maßregeln (S 91) oder 
Auseinanderſetzung lediglich die Wirkung einer vertragsmäßigen Vereinbarung 
oder Auseinanderſetzung. 

Aus dieſen Erwägungen iſt in der Rechtſprechung auch mit Recht an⸗ 
genommen worden, daß der Vermächtnisnehmer als ſolcher als „Beteiligter“ 
im Sinne der Vorſchriften über das Auseinanderſetzungsverfahren nicht an⸗ 
zuſehen iſt (BayObLG. 4, 493; KGJ. 28 A, 16). Ob etwa das Nießbrauchs⸗ 
vermächtnis dem dinglichen Vollzug der Auseinanderſetzung entgegenſtehen würde, 
braucht hier nicht unterſucht zu werden, weil dieſer Vollzug außerhalb der 
begrifflich notwendigen Vermittlungstätigkeit des Nachlaßgerichts oder Notars 
liegt. Es mag bemerkt werden, daß die Erben bzw. ihre Pfandgläubiger 
ein unbeſtreitbares Intereſſe daran haben können, die Grundſätze für die 
Auseinanderſetzung durch das gerichtliche Verfahren mit ſchuldrechtlicher Bindung 
und in einer Form, die den Zwangsvollzug ermöglicht (§ 98 FGG.) feſt⸗ 
zulegen, wenngleich ſie aus Rückſicht auf den Nießbrauchsvermächtnisnehmer 
von der dinglichen Vollziehung der Auseinanderſetzung einſtweilen abzuſehen 
gewillt ſind. 


Erteilung eines auf einzelue Gegenſtände beſchränkten N bei einer 
inländiſchen Erbſchaft. 


$§ 2358, 2369 BGB.; § 73 566. 


Oberſtes eee München, 10. Februar 1913. — Bd. 13 
S. 16. 


Zum Nachlaſſe des im Februar 1900 verſtorbenen Heinrich P. gehören 
zwei Sicherungshypotheken zu 918,15 M. und 377,48 M., als deren 
Gläubiger im Grundbuche die Erben des Heinrich P. eingetragen ſind. 

Im Juni 1912 ſtellte Philippine P. an das Nachlaßgericht den An⸗ 
trag, den Erben des Heinrich P. zum Zwecke der Löſchung der bezeichneten 
Hypotheken einen auf die Sicherungshypotheken beſchränkten Erbſchein zu er⸗ 
teilen. Das Nachlaßgericht wies unter Billigung des Landgerichts den An⸗ 
trag ab, da nur in dem Ausnahmefalle des § 2369 BGB. die Erteilung 
eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins zuläſſig ſei. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das oberſte Landesgericht München unter Aufhebung der Vor⸗ 
entſcheidungen die Sache zur erneuten Verhandlung und Entſcheidung an das 
Nachlaßgericht zurückverwieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 2353 BGB. hat das Nachlaßgericht dem Erben auf Antrag ein 
Zeugnis (Erbſchein) über ſein Erbrecht und, wenn er nur zu einem Teile der 
Erbſchaft berufen ijt, über die Größe des Erbrechts zu erteilen. Der $ 2369 
läßt daneben zu, daß, wenn es für eine Erbſchaft an einem zur Erteilung des 
Erbſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, zur Erbſchaft aber Gegen⸗ 
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ſtände gehören, die ſich im Inlande befinden, die Erteilung eines Erbſcheins 
für dieſe Gegenſtände verlangt werden kann. 

In der Rechtslehre und Rechtſprechung iſt ſtreitig, ob ein Erbſchein in der 
Beſchränkung auf einzelne zur Erbſchaft gehörende Gegenſtände auch in anderen 
als den im § 2369 erwähnten Fällen erteilt werden kann. 

Die Zuläſſigkeit eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins wird z. B. 
von Staudinger (BGB. (5) Anm. V zu § 2358) und von Leonhardt (Erb⸗ 
recht Anm. III zu § 2369) verneint; bejaht wird ſie z. B. von Brachvogel 
(Recht 1904, 6). Planck (BGB. (3) Anm. 5 vor § 2353) läßt die Frage 
offen, ſcheint fic) aber der bejahenden Anſicht zuzuneigen. Nach dem BGB. 
Kommentare von Reichsgerichtsräten Anm. 4 zu § 2353 iſt der beſchränkte 
Erbſchein nicht zuläſſig oder doch nicht mit dem öffentlichen Glauben der 88 2366 ff. 
ausgeſtattet. In der Rechtſprechung vertreten das Kammergericht und das 
Oberlandesgericht Colmar (OL GRſpr. 4, 397; 6, 315; 7, 446; 21, 351) 
die Unzuläſſigkeit des gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins, während der er⸗ 
kennende Senat (VBayObLG. 2, 191) ſich für die Zuläſſigkeit ausgeſprochen hat. 


Das preußiſche Gerichtskoſtengeſetz in der Faſſung vom 25. Juli 1910 
geht von der Unzuläſſigkeit der Erteilung eines gegenſtändlich beſchränkten Erb⸗ 
ſcheins aus. Dem Bedürfnis des Verkehrs nach einem beſchränkten Erbſcheine 
ſucht es in ſeiner urſprünglichen Faſſung für den Grundbuchverkehr, ſeit der 
Novelle von 1910 auch für andere Fälle, in denen der Erbſchein zur Ver⸗ 
fügung über einzelne Gegenſtände gebraucht und zu dieſem Zwecke einer 
öffentlichen Behörde überſandt werden fol, durch die Vorſchriften des § 81 
Abſ. 5, 6 Rechnung zu tragen. Im Gegenſatze hierzu ſteht das bayeriſche 
Gebührengeſetz Art. 96 auf dem Standpunkte, daß ein gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein allgemein erteilt werden darf (BayObLG. 6, 1), und die gleiche Auf: 
faſſung liegt der bayeriſchen Nachlaßordnung zugrunde. In der Begründung 
zu dem Entwurf einer Novelle zum Gerichtskoſtengeſetze für Elſaß⸗Lothringen 
iſt die Frage offengelaſſen worden. 


Eine ausdrückliche Entſcheidung der Frage, ob außerhalb der Fälle des 
§ 2369 ein beſchränkter Erbſchein erteilt werden darf, findet ſich im Bürgerlichen 
Geſetzbuche nicht. Dieſes hat über den Inhalt des Erbſcheins — von den 
Vorſchriften der $$ 2363, 2364 abgeſehen — nähere Beſtimmungen übers 
haupt nicht aufgeſtellt. Eine mittelbare Entſcheidung läßt ſich nicht daraus 
ableiten, daß der § 2369 die Erteilung eines beſchränkten Erbſcheins von den 
dort beſtimmten beſonderen Vorausſetzungen abhängig macht. Der Schluß, daß, 
wenn dieſe Vorausſetzungen nicht zutreffen, der beſchränkte Erbſchein unzuläſſig 
iſt, iſt nicht gerechtfertigt. Denn die Vorſchrift des § 2369 gehört dem 
materiellen internationalen Privatrecht an. Sie bezweckt in den Fällen, in 
denen es an einem deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, die Ausſtellung eines Erb⸗ 
ſcheins durch ein deutſches Gericht (§ 73 Abſ. 3 FGG.) überhaupt zu er 
möglichen. Ohne den § 2369 könnte das deutſche Gericht nicht einen Erb: 
ſchein ausſtellen, für den bezüglich ſeiner Vorausſetzungen und Wirkungen das 
deutſche Recht maßgebend iſt, der aber inhaltlich die ſich nach einem ausländiſchen 
Rechte beſtimmende Erbfolge bezeugt. Der § 2369 wäre auch dann erforderlich, 
wenn das Bürgerliche Geſetzbuch den beſchränkten Erbſchein für die Fälle, daß 
ein deutſches Nachlaßgericht vorhanden iſt, ausdrücklich allgemein zugelaſſen hätte. 


— 92 — 


Auch die Entſtehungsgeſchichte des Bürgerlichen Geſetzbuchs gibt keinen 
Anhaltspunkt. Zwar findet ſich in den Protokollen der Kommiſſion 2. Leſung 
(5, 693) die Bemerkung, der Entwurf 1. Leſung unterſcheide infolge der Auf⸗ 
nahme des § 2079 (== § 2369 BGB.) zwiſchen allgemeinen (88 2068 
bis 2078 — 88 2353 bis 2367 BGB.) und gegenſtändlich beſchränkten 
(§ 2079 = $ 2369 BGB.) Erbſcheinen und die Kommiſſion 2. Leſung fet 
einig darüber, daß dieſe Unterſcheidung beizubehalten und wie im Entwurfe zu 
beſtimmen ſei. Allein abgeſehen davon, daß es ſich hier nur um eine beiläufige 
Bemerkung in der Einleitung zu den Verhandlungen über den jetzigen § 2369 
handelt, regelt der Wortlaut der 88 2353 bis 2367 auch in der Tat nur 
den allgemeinen Erbſchein. Daß die Kommiſſion hiermit ein Verbot des gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkten Erbſcheins in anderen Fällen als denen des § 2369 be⸗ 
abſichtigte, läßt ſich nicht annehmen. 

Die Entſcheidung der Frage hängt hiernach davon ab, ob der gegenſtändlich 
beſchränkte Erbſchein mit dem Weſen des Erbrechts oder des Erbſcheins im 
Widerſpruche ſteht oder nicht. 

Der Erbſchein iſt ein Zeugnis über das Erbrecht des Erben. Er beſtätigt 
die Tatſache der Geſamtrechtsnachfolge. Dies gilt aber nicht nur für den all⸗ 
gemeinen, ſondern auch für den beſchränkten Erbſchein. Auch in dieſem wird 
keineswegs bezeugt, daß der Erblaſſer nur bezüglich der in ihm angegebenen 
Gegenſtände von dem als Erben bezeichneten beerbt worden iſt. Wenn vielmehr 
der als Erbe Bezeichnete nach dem zur Anwendung kommenden materiellen 
Rechte Geſamtrechtsnachfolger des Erblaſſers iſt, beſtätigt auch der beſchränkte 
Erbſchein die Tatſache der Geſamtrechtsnachfolge. Der allgemeine und der be⸗ 
ſchränkte Erbſchein unterſcheiden ſich voneinander nur dadurch, daß erſterer in 
Anſehung des ganzen Nachlaſſes, letzterer nur in Anſehung der in ihm an⸗ 
gegebenen Gegenſtände Wirkſamkeit (§§ 2365 bis 2368) hat. Sie unter⸗ 
ſcheiden ſich, wie die Protokolle 2. Leſung 5, 693 ſich für den Erbſchein des 
§ 2369 ausdrücken, nicht nach ihrem Inhalte, ſondern nur nach ihrem Um⸗ 
fang. Aus dieſem Grunde hat auch die Kommiſſion 2. Leſung den im § 2079 
des Entwurfs 1. Leſung enthaltenen Satz, daß auf den beſchränkten Erbſchein 
des § 2369 alle Vorſchriften über den gewöhnlichen Erbſchein Anwendung 
finden, ebenſo als ſelbſtverſtändlich geſtrichen, wie ſie den in dem von ihr an⸗ 
genommenen Antrage 4 enthaltenen Satz abgelehnt hat, daß für den beſchränkten 
Erbſchein die Vorſchriften über den guten Glauben des gewöhnlichen Erbſcheins 
gelten (Prot. 5, 696 unter F). 

Wäre in dem Weſen des Erbſcheins ein Hindernis für die allgemeine 
Zulaſſung eines gegenſtändlich beſchränkten Erbſcheins gelegen, ſo müßte der 
beſchränkte Erbſchein des § 2869 etwas Beſonderes fein. Daß dies nicht der 
Fall iſt, zeigt ſich, abgeſehen von dem ſchon Ausgeführten, auch aus folgenden 
Erwägungen. 

Wenn der Erblaſſer ein Deutſcher war, kann der § 2369 keine Anwendung 
finden; denn hier gibt es ſtets ein allgemein zuſtändiges, deutſches Nachlaß⸗ 
gericht (§ 73 Abſ. 1, 2 FGG.). War der Erblaſſer ein Ausländer, ſo iſt 
nach der wohl herrſchenden Auslegung des § 73 FGG. der § 2369 mit 
Rückſicht auf die Vorſchriſten im § 73 Abſ. 1, 3 a. a. O. nur dann von 
Bedeutung, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes im Inlande weder Wohn⸗ 
ſitz noch Aufenthalt hatte. Hatte er im Inlande Wohnſitz oder Aufenthalt, 
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fo wird auch für die Erbfolge nach dem ausländiſchen Erblaſſer der allgemeine 
Erbſchein des § 2353, hatte er aber im Inlande weder Wohnſitz noch Aufenthalt, 
ſo wird für die Erbfolge nach ihm der beſchränkte Erbſchein des § 2369 aus⸗ 
geſtellt. Wenn alſo z. B. ein Schweizer in Bayern ein Bankdepot befist, 
wird für die Erbfolge nach ihm ein allgemeiner Erbſchein ausgeſtellt, wenn er 
zur Zeit ſeines Todes zufällig in Deutſchland ſich aufhielt, dagegen wird ein 
auf das Depot beſchränkter Erbſchein erteilt, wenn er zur Zeit ſeines Todes 
in Deutſchland weder Wohnſitz noch Aufenthalt hatte. Das materielle Erb⸗ 
recht, nach dem ſich die Beerbung richtet, der Inhalt des Erbſcheins ſowie die 
ihm zukommende Wirkung ſind beidemal gleich, verſchieden iſt nur der Umfang, 
in dem der Erbſchein wirkt. Dies zeigt klar, daß der beſchränkte Erbſchein 
des § 2369 keine dem Weſen nach verfchiedene Beſtätigung über das Erbrecht 
iſt. Folgt man dagegen der Auslegung, die das Kammergericht (KGJ. 36, 102) 
und das Oberlandesgericht Colmar (ElſLoth Z. 33, S. 146, 152) dem § 73 FGG. 
geben, ſo iſt allerdings ein allgemeiner Erbſchein nach einem Ausländer über⸗ 
haupt nicht zu erteilen, weil der Erbſchein nach § 2353 nur ein nach dem 
deutſchen Rechte ſich beſtimmendes Erbrecht bezeuge und der § 2369, wenn 
er davon ſpreche, daß ein zur Erteilung des Erbſcheins zuſtändiges deutſches 
Nachlaßgericht fehlt, dahin zu verſtehen ſei, daß das Nachlaßgericht nach dem 
materiellen Rechte einen Erbſchein für die Erbſchaft im ganzen nicht erteilen 
könne. Allein bei dieſer Auslegung iſt es möglich, daß der nach § 2369 er⸗ 
teilte Erbſchein eine Erbfolge bezeugt, die ſich nach deutſchem Rechte beſtimmt. 
Wenn z. B. ein Franzoſe, der zur Zeit ſeines Todes ſich im Elſaß aufhielt, 
ein Grundſtück im Elſaß beſaß, während ſein ſonſtiges in Mobilien beſtehendes 
Vermögen ſich in Frankreich befindet, ſo iſt für die Erbfolge in das Grund⸗ 
ſtück das deutſche Recht maßgebend; der nach § 2369 in Beſchränkung auf 
dieſes Grundſtück erteilte Erbſchein bezeugt alſo eine Erbfolge nach deutſchem 
Rechte (vgl. die Entſcheidungen des OLG. Colmar). Es bedarf keiner Aus⸗ 
führung, daß, wenn der Erbſchein nach § 2369 ſogar über deutſches Erbrecht 
ausgeſtellt werden kann, er ſeinem Weſen nach völlig gleich ſein muß mit dem 
allgemeinen Erbſcheine des § 2353. 

Bezeugt der beſchränkte Erbſchein des § 2369 möglicherweiſe auch deutſches 
Erbrecht, ſo iſt damit zugleich erwieſen, daß ein beſchränkter Erbſchein nicht mit 
dem Weſen des deutſchen Erbrechts unvereinbar ſein kann. Dies erhellt aber auch 
daraus, daß das Reichsrecht auch in anderen Fällen ein Zeugnis über die Erb⸗ 
folge in beſtimmte Gegenſtände zuläßt, dieſe Zeugniſſe aber ſachlich nichts anderes 
ſind als beſchränkte Erbſcheine. Zu verweiſen iſt hier insbeſondere auf das Zeugnis, 
das nach § 37 GBO. das Nachlaßgericht über die Erbfolge ausſtellt, wenn 
zum Nachlaß eine Hypothek gehört und dieſe bei der Erbauseinanderſetzung 
einem von mehreren Erben zugewieſen wird, ferner auf das im § 16 des 
Reichsſchuldbuchgeſetzes in der Faſſung vom 31. Mai 1910 zugelaſſene Zeugnis 
des Nachlaßgerichts, durch das der Rechtsnachfolger von Todes wegen ſeine 
Verfügungsbefugnis über eine Buchforderung nachweiſt. Daß in dieſen beiden 
Fällen den Zeugniſſen der öffentliche Glaube, wie er dem Erbſchein eigen 
iſt, fehlt, kommt für die hier zu entſcheidende Frage nicht in Betracht. Auf 
Grund des Landesrechts können ſich noch andere Fälle ergeben, in denen 
eine beſchränkte Erbbeſcheinigung zuläſſig iſt. Beiſpielsweiſe nimmt das Kammer⸗ 
gericht (K GJ. 34, 333) an, daß dem Anerben eines Hofes in Hannover ein 


Erbſchein nach § 2353 BGB. des Inhalts auszuſtellen iſt, daß er Anerbe 
des Hofes ſei. 

Gegen die allgemeine Zuläſſigkeit des beſchränkten Erbſcheins wendet man 
mitunter ein, daß es nicht Aufgabe des Nachlaßgerichts ſei, zu ermitteln, ob 
der Gegenſtand, in Beſchränkung auf den der Erbſchein ausgeſtellt werden ſoll, 
zum Nachlaſſe gehört. Dieſer Einwand ſetzt das, was zu beweiſen iſt, als 
bewieſen voraus. Wenn das Geſetz wirklich einen beſchränkten Erbſchein all⸗ 
gemein zuläßt, dann iſt es eben Aufgabe des Nachlaßrichters, zu ermitteln, 
ob der betreffende Gegenſtand zum Nachlaſſe gehört, gerade ſo, wie er dies für 
die Fälle des § 2369 tun muß. Im übrigen darf nicht überſehen werden, 
daß der beſchränkte Erbſchein keineswegs bezeugt, daß der Gegenſtand zum Nach⸗ 
laſſe gehört. Noch weniger bezeugt er, daß der Erbe über ihn verfügungs⸗ 
berechtigt ſei. 

Die Bedürfniſſe des täglichen Lebens drängen, wie z. B. die Erweiterung 
beweiſt, die der § 81 Abſ. 5, 6 PrGͤKG. durch die Novelle von 1910 er: 
fahren hat, geradezu dahin, dem Erben, deſſen Erbrecht im allgemeinen außer 
Zweifel iſt, zu ſeiner Legitimation für den einzelnen Fall einen Ausweis zu 
geben, der ihn eines umſtändlichen Beweisverfahrens überhebt. Es ſei hier nur 
auf den Verkehr bei Hinterlegungsſtellen, bei Banken uſw. verwieſen. Wollte 
man bei allen derartigen Anläſſen die Vorlage eines unbeſchränkten Erbſcheins 
fordern, ſo würde dadurch der zur Legitimation Verpflichtete ungebührlich be⸗ 
laſtet, und erwüchſen ihm Auslagen, die ſich in vielen Fällen mit ſeinem Intereſſe 
nicht mehr im richtigen Verhältniſſe befinden. 

Der entſcheidende Senat hält daher an ſeiner Anſicht feſt, u ein gegen= 
ſtändlich beſchränkter Erbſchein allgemein zuläſſig iſt. 


Aenderung der Satzung einer eingetragenen Genoſſenſchaft. Feſtſtellung 

der Aenderung im Protokolle der Generalverſammlung; Hinweis auf die 

dem Protokoll als Anlage beigefügte abgeünderte Satzung; Formerforder⸗ 
niſſe der Anlage. 


Koſtenfreiheit der Entſcheidung erſter Inſtanz, durch die ai Antrag 
anf Eintragung einer Satzungsänderung in das Genoſſenſchaftsregiſter ab⸗ 
gelehnt wird. 


88 11, 16, 159 GenG. 
Kammergericht Berlin, 7. März 1913. — Bd. 13 S. 24. 


Der Vorſtand des „Konſumvereins für Qu.“, eingetragene Genoſſenſchaft 
mit beſchränkter Haftpflicht, hat, nachdem bereits vordem ein formell mangelhafter 
Antrag gleichen Inhalts zurückgewieſen worden war, bei dem Regiſtergericht 
ein „abgeändertes Statut“ zur Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter an⸗ 
gemeldet. Die Antragſteller haben zugleich zwei Auszüge aus dem Protokolle 
der Generalverſammlung der Genoſſenſchaft vom 20. Oktober 1912 ſowie 
zwei Abſchriften „der Statuten“ überreicht. Der Protokollauszug lautet: „Zu 
Punkt 1 der Tagesordnung „Statutenänderung“ wird beſchloſſen. Das ab⸗ 
geänderte Statut wurde ſodann in der vorliegenden Faſſung mit 81 von 89 
Stimmen angenommen.“ Darunter folgen die gemäß § 36 des Statuts für 
das Generalverſammlungsprotokoll erforderlichen Unterſchriften. Die beigefügten 
Satzungsabſchriften ſind in gleicher Weiſe unterzeichnet. Nach ihrem Inhalte 
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ſind die Beſtimmungen der geltenden Statuten teils anders angeordnet, teils 
abweichend gefaßt, teils aber auch ſachlich umgeſtaltet worden. 

Das Regiſtergericht hat den Antrag auf Eintragung der ſich danach er⸗ 
gebenden Satzungsänderungen „koſtenpflichtig“ abgelehnt. Die hiergegen ein⸗ 
gelegte Beſchwerde hat das Landgericht zurückgewieſen. Auf die weitere Be⸗ 
ſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der Vorentſcheidungen die 
Sache zur anderweitigen Erörterung und Entſcheidung nach Maßgabe der 
folgenden Gründe an das Regiſtergericht zurückverwieſen. 

Der erſte Richter lehnt die Eintragung in erſter Linie ab, weil die be⸗ 
ſchloſſenen Aenderungen der Statuten im einzelnen nicht aus dem überreichten 
Protokoll hervorgingen und die Identität der überreichten mit der beſchloſſenen 
Neufaſſung der Satzungen nicht erhelle. Damit ſtimmen die Gründe der Bee 
ſchwerdeinſtanz überein. 

Dieſe Gründe beruhen auf der Erwägung, daß das dem Richter zum 
Zwecke der Eintragung zugänglich gemachte Material nicht ausreiche, um ihm 
die erforderlichen Eintragungen zu ermöglichen. Das lückenloſe Ineinandergreifen 
der dem Richter vorgelegten Urkunden im Sinne des Eintragungsbegehrens iſt 
allerdings unerläßlich. Den nach dieſer Richtung zu ſtellenden Anforderungen 
iſt aber im vorliegenden Falle genügt. 

Wie das Kammergericht bereits in ſeiner Entſcheidung vom 28. Oktober 
1910 (Deutſch. Landw. Genoſſ.⸗Preſſe 1910, 485) ausgeſprochen hat, iſt die 
Annahme einer neuen Satzung durch die Genoſſenſchaft rechtlich nicht anders 
zu beurteilen, als eine Satzungsänderung, mögen auch in vielen oder in allen 
Beſtimmungen Aenderungen des Inhalts oder der Wortfaſſung der bisher 
geltenden Satzungen vorgenommen ſein. Das Verlangen des Regiſtergerichts, 
daß die für die Eintragung einzureichenden Urkunden die beſchloſſenen Aenderungen 
im einzelnen angeben oder die geänderten Vorſchriften ohne weiteres erſichtlich 
machen müßten, findet in dem Genoſſenſchaftsgeſetz, insbeſondere in den 88 11, 
16, keine Stütze. Der Richter iſt nicht berechtigt, der Genoſſenſchaft, die ihre 
Statuten als Ganzes einer formellen und inhaltlichen Verbeſſerung unterziehen 
will, durch ſeine Eintragungsverweigerung das minder praktiſche Verfahren 
aufzuzwingen, an die Stelle der Neufaſſung eine große Zahl von Einzel⸗ 
änderungen zu ſetzen. Er iſt vielmehr verpflichtet, die ihm unterbreitete ab⸗ 
geänderte Satzung unter Beobachtung des § 16 der Bekanntmachung, betr. die 
Führung des Genoſſenſchaftsregiſters und die Anmeldungen zu dieſem Regiſter, 
vom 1. Juli 1899 zu prüfen und danach die Eintragung vorzunehmen, die 
ſich keineswegs auf jede einzelne Aenderung erſtreckt. 

Es iſt weiter zuläſſig, daß das neue Statut dem Protokolle der General⸗ 
verſammlung als Anlage beigegeben wird. Damit wird es Beſtandteil des 
Protokolls. Die Zuſammengehörigkeit der Urkunden muß aber aus dieſem ſelbſt 
erkennbar ſein. Die Vorinſtanzen vermiſſen zu Unrecht die Erkennbarkeit dieſes 
Zuſammenhanges bei den überreichten Abſchriften. Es iſt als genügend an⸗ 
zuſehen, wenn, wie hier, in dem Protokolle der Generalverſammlung „vorliegende 
Faſſung des abgeänderten Statuts“ erwähnt und dazu die Annahme dieſer 
Faſſung nebſt dem Abſtimmungsergebniſſe vermerkt wird. Der förmlichen Be⸗ 
zeichnung des Statuts als einer Protokollanlage bedarf es mangels beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift nicht. Nur muß das Protokoll mit der Anlage in eine 
Verbindung geſetzt werden, die den Inhalt des Beſchluſſes klarſtellt (Beſchl. des 
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KG. vom 3. Juli 1899 BlGenoſſW. 1899, 399). Die Satzungsabſchriften 
find hier nun, entſprechend dem § 36 des geltenden Statuts, ebenſo wie die 
Auszüge aus dem Protokoll unterzeichnet. Damit iſt der Nachweis, daß die 
in dem Protokoll erwähnten mit den dem Gerichte vorgelegten Satzungen 
übereinſtimmen, in genügender Weiſe geführt. Protokoll und Statut ſind mit⸗ 
hin dem formellen Beſtande nach, wie er ſich aus den Abſchriften ergibt, als 
einheitliche Urkunde über den die Satzungen ändernden Beſchluß aufzufaſſen. 
Sie rechtfertigen danach in formeller Schlüſſigkeit den Eintragungsantrag. 

Der Regiſterrichter hat ſich aber auch gegen die Richtigkeit der eingereichten 
Abſchriften gewandt. Er ſtellt feſt, daß die mit der erſten Anmeldung ein⸗ 
gereichten Satzungsabſchriften keine Unterſchriften getragen hätten. Er ſieht die 
nachträgliche Unterzeichnung als belanglos an und führt aus, daß durch ſie die 
notwendige Beurkundung des Statuts als einer Protokollanlage nicht bewirkt 
worden ſei. Auch aus dieſem Geſichtspunkte kann aber die Entſcheidung des 
Regiſterrichters nicht aufrecht erhalten werden, obwohl eine Verkennung des Um⸗ 
fanges ſeiner Prüfungspflicht darin nicht zu erblicken iſt. 

Die Regiſtereintragung dient der Verlautbarung rechtserheblicher Tatbeſtände 
im Intereſſe des darauf vertrauenden Verkehrs. Dieſer Regiſterzweck gewinnt 
hier eine beſondere Bedeutung, da eine Satzungsänderung vorliegt und dieſe 
gemäß § 16 Abſ. 4 GenG. erſt durch die Eintragung rechtliche Wirkſamkeit 
erlangt. Allerdings muß ſich das Regiſtergericht nach § 16 Abſ. 3 Gen. 
bei der Anmeldung der Satzungsänderungen der Genoſſenſchaft mit Abſchriften 
der in Betracht kommenden Urkunden begnügen. Im Regelfalle wird es deren 
Inhalt und die urkundlichen Erklärungen der gehörig ausgewieſenen Beteiligten 
als richtig anzunehmen haben, ſodaß ihm weder Recht noch Pflicht erwächſt, 
dem Inhalte der Urſchriften nachzuforſchen. Dies kann aber nicht gelten, wenn 
es, wie im gegebenen Falle, begründete Zweifel an der Richtigkeit der der 
Anmeldung beigefügten Abſchriften dieſen ſelbſt entnimmt. Es widerſpräche der 
dem Regiſterrichter zugewieſenen Stellung, wollte man ihn zwingen, eine Ein⸗ 
tragung trotz des Bedenkens vorzunehmen, daß es ihr an der geſetzlichen Grund⸗ 
lage fehle. Darauf gehen aber die hier erhobenen Bedenken hinaus. Würde 
es beſtätigt, daß die Urſchrift der neuen Statuten nicht ebenſo wie das General⸗ 
verſammlungsprotokoll unterzeichnet worden iſt, ſo läge eine ordnungsmäßige 
Protokollierung des Beſchluſſes über die Satzungsänderungen nicht vor. 

Den ſtatutariſchen Vorſchriften über die Beurkundung der Generals 
verſammlungsbeſchlüſſe, die die Satzung der Genoſſenſchaft nach § 6 Nr. 3 GenG. 
enthalten muß, kommt eine ſehr erhebliche Bedeutung zu. Dies gilt insbeſondere 
von den über die Unterſchriften gegebenen Beſtimmungen, die die Zuverläſſigkeit 
und Richtigkeit des Protokolls ſichern und damit dem Beurkundungszweck un⸗ 
mittelbar dienen ſollen. Nur bei Wahrung dieſer Vorſchriften iſt eine rechts⸗ 
wirkſame und für den Regiſterrichter beachtliche Urkunde vorhanden (KGJ. 35 A, 
190; OL GRſpr. 19, 358; BlGenoſſ W. 1899, 399; 1910, 416). Danach 
wäre beim Fehlen der erforderlichen Unterſchriften unter der Satzungsur⸗ 
ſchrift dieſe nicht Beſtandteil des Protokolls geworden. Der Beſchluß wäre 
dann aus dem Protokolle ſeinem Inhalte nach überhaupt nicht beſtimmbar. Er 
wäre mithin für den Regiſterrichter nicht die geeignete Grundlage einer Ein⸗ 
tragung. Dieſer hätte alſo den Nachweis der den geltenden Statuten ent 
ſprechenden Protokollierung fordern dürfen und müſſen. 
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Dagegen hatte er feine Befugnis, auf Grund feines Zweifels ohne weiteres 
den Eintragungsantrag zurückzuweiſen. In beiden Fällen der Anmeldung 
haben ihm lediglich Abſchriften ſowohl des Protokolls als auch der neuen 
Satzungen vorgelegen. Es iſt ſehr wohl möglich, daß bei den zuerſt über⸗ 
reichten Abſchriften die auf der Urſchrift der Satzungen vorhandenen Unter⸗ 
ſchriften fortgelaſſen worden ſind. Dafür ſpricht, daß auch die urſprünglich 
beigefügten Protokollauszüge nicht ſtatutengemäß, ſondern nur durch den an⸗ 
meldenden Vorſtand unterzeichnet geweſen ſind. Von dieſer Erwägung aus 
hätte die Ablehnung erſt erfolgen dürfen, wenn die Antragſteller trotz Auf⸗ 
forderung die Beibringung der Belege verweigert hätten. In der Unterlaſſung 
weiterer Ermittlungen ift ein Verſtoß gegen § 12 FGG. zu erblicken. 

Hiernach iſt die weitere Beſchwerde in der Hauptſache gerechtfertigt. 

Aber auch die Koſtenentſcheidung des erſten Richters iſt rechtsirrig. Der 
Wortlaut des § 159 GenG. ſpricht zwar von den „im vorſtehenden Para⸗ 
graphen“ bezeichneten Anträgen und ſichert nur den Entſcheidungen über dieſe 
Gebührenfreiheit zu. Die Verweiſung betrifft jedoch nicht den $ 158 des GenG. 
in der geltenden Faſſung. Sie bezieht ſich vielmehr auf § 150 GenG. alter 
Faſſung, der allgemein von allen Anträgen auf Eintragung in das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter handelte. Dieſer ſtand zwiſchen den den SS 158, 159 der neuen 
Faſſung entſprechenden Beſtimmungen. Er iſt durch § 187 FGG. aufgehoben. 
Es ijt dabei unterblieben, dem durch eine Neufaſſung des § 159 Rechnung 
zu tragen. Dieſer iſt jedoch unbedenklich nach wie vor auf alle Entſcheidungen 
erſter Inſtanz zu erſtrecken, die Eintragungsanträge für das Genoſſenſchafts⸗ 
regiſter zum Gegenſtande haben. Dieſe Auffaſſung wird auch dadurch be⸗ 
ftätigt, daß die zur Ausführung des Genoſſenſchaftsgeſetzes erlaſſene Bekannt⸗ 
machung vom 1. Juli 1899 in ihrem § 11 mit ausdrücklichem Hin⸗ 
weis auf § 159 Gen. die Gebührenfreiheit in dem hier vertretenen Umfange 
beſtimmt. 


Zweigniederlaſſung einer Kommanditgeſellſchaft; Anmeldung zur Eintragung 
in das Handelsregiſter durch ſämtliche Geſellſchafter mit Einſchluß der 
Kommanditiſten. 

§§ 13, 125, 161 HGB. 


Oberlandesgericht Dresden, 11. März 1913. — Bd. 13 S. 28. 


Die Kommandtitgeſellſchaft Auguſt B. in B. beſteht aus den Kaufleuten 
Georg C. und Edmund M. als perſönlich haftenden Geſellſchaftern und dem 
Kaufmann Hugo D. als Kommanditiſten. Am 9. Dezember 1912 meldeten 
die beiden perſönlich haftenden Geſellſchafter beim Amtsgerichte L. die Errichtung 
einer Zweigniederlaſſung in L. zur Eintragung in das Handelsregiſter an. 
Das Regiſtergericht verlangte unter Billigung des Landgerichts die Anmeldung 
auch durch den Kommanditiſten D. Der erhobenen weiteren Beſchwerde hat 
das Oberlandesgericht Dresden den Erfolg verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 161 Abſ. 2 HGB. finden, ſoweit nicht etwas anderes vorge⸗ 
ſchrieben iſt, auf die Kommanditgeſellſchaft die für die offene Handelsgeſellſchaft 
geltenden Vorſchriften Anwendung. Gemäß § 125 HGB. iſt danach jeder 
perſönlich haftende Geſellſchaſter zur Vertretung der Kommanditgeſellſchaft 

Blätter für Rechtspfl. LXI N. F. XLI. Freiw. Gerichtsbark. 7 


— 98 — 


ermächtigt, wenn er nicht durch den Geſellſchaftsvertrag von der Vertretung 
ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Ermächtigung zur Vertretung der Geſellſchaſt erftredt 
ſich aber nicht auf die Anmeldung der Geſellſchaft zur Eintragung in das 
Handelsregiſter. Solche Anmeldungen find durch ſämtliche Geſellſchaſter, auch 
durch die von der Vertretung der Geſellſchaft ausgeſchloſſenen, zu bewirken; 
nur brauchen die von der Vertretung ausgeſchloſſenen Geſellſchafter nicht die 
Firma und ihre Namensunterſchrift zur Aufbewahrung bei dem Gerichte zu 
zeichnen (HGB. § 108). Dementſpechend muß die Anmeldung einer Rom: 
manditgeſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter von ſämtlichen Ge 
ſellſchaftern, nicht bloß von den perſönlich haftenden, bewirkt werden. Die 
Beſchwerdeſührerin ſcheint dies auch nicht bezweifeln zu wollen; ſie glaubt 
aber, daß es ſich bei der Anmeldung einer Zweigniederlaſſung anders verhalte, 
weil die Geſellſchaft bereits im Handelsregiſter des Gerichts der Hauptnieder⸗ 
laſſung eingetragen iſt. Dieſe Meinung geht fehl. Die Ausſchließung der 
Kommanditiſten von der Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft mag zur Folge 
haben, daß die Entſchließung über die Errichtung einer Zweigniederlaſſung 
der Kommanditgeſellſchaft den perſönlich haftenden Geſellſchaftern allein zufteht 
und daß die Kommanditiſten nur etwa gegen die Errichtung Widerſpruch 
erheben können (HGB. § 164 Satz 1); die Anmeldung der Zweignieder⸗ 
laſſung einer Kommanditgeſellſchaft aber hat nach den geſetzlichen Vorſchriſten 
durch ſämtliche Geſellſchafter einſchließlich der Kommanditiſten zu erfolgen. 
Das frühere Handelsgeſetzbuch enthielt über die Anmeldung von Kom 
manditgeſellſchaften und von Zweigniederlaſſungen folder zur Eintragung in 
das Handelsregiſter beſondere Vorſchriften. Für die Anmeldung einer Kom⸗ 
manditgeſellſchaft beſtimmte Art. 151 Abſ. 3, daß fie von allen Gefellfdaften 
zu bewirken war, während nach Art. 152 Abſ. 2 die Anmeldung der Zwei- 
niederlaſſung einer ſolchen Geſellſchaft durch die perfönlich haftenden. Gele 
ſchafter zu erfolgen hatte, alſo eine Mitwirkung der Kommanbitiften hierbei 
nicht ſtattfand. Im Handelsgeſetzbuche vom 10. Mai 1897 iſt die allgemeine 
Vorſchriſt des § 13 getroffen, daß die Anmeldungen einſchließlich der Zeich⸗ 
nungen ſowie die Eintragungen bei dem Regiſter der Zweigniederlaſſung, 
ſoweit nicht für einzelne Fälle etwas anderes beſtimmt iſt, in gleicher Weile 
und ſonach auch durch dieſelben Perſonen zu erfolgen haben wie bei dem 
Regiſter der Hauptniederlaſſung. Die Anmeldung der Hauptniederlaſſunz 
einer Kommanditgeſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter hat, wie 
bereits des näheren ausgeführt, jetzt ebenfalls durch ſämtliche Geſellſchafter zu 
erfolgen. Dagegen iſt die Vorſchrift des Art. 152 Abſ. 2 HGB., nach der 
die Anmeldung der Zweigniederlaſſung einer Kommanditgeſellſchaft nur von 
den perſönlich haftenden und nicht, wie die der Hauptniederlaſſung, von allen 
Geſellſchaftern zu bewirken war, beſeitigt worden. Die Denkſchrift bemerkt be 
der Begründung des § 18 hierzu, die Vorſchrift entbehre des inneren Grundes 
und fei nicht vereinbar mit der Bedeutung, die im § 15 Abſ. 3 des Geſezes 
der Eintragung in das Regiſter der Zweigniederlaſſung beigemeſſen sir. 
Nach alledem kann keinem begründeten Zweifel unterliegen, daß zur Anmeldung 
der Zweigniederlaſſung einer Kommanditgeſellſchaft jetzt, anders wie nad 
früherem Rechte, die Kommanditiſten mitzuwirken haben. Dieſer Standpunkt 
wird auch in der Literatur geteilt, ſoweit fie zu der Frage Stellung nimmt. 
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Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen eine Verfügung des Regiſtergerichts, 
durch die eine Eintragung in die Liſte der Genoſſen einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft angeordnet wird. 


SS 142, 143, 147 366.; § 9 Bek. des Reichskanzlers, betr. die Führung 
des Genoſſenſchaftsregiſters, vom 1. Juli 1899. 


Kammergericht Berlin, 4. April 1913. — Bd. 13 S. 30. 


Am 18. Auguſt 1908 ſind der Fabrikant Wilhelm von N. und ſechs 
andere Perſonen von dem Amtsgericht in die Liſte der Genoſſen der „Alten 
Schloßbrauerei, eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht“ als 
Genoſſen eingetragen worden. Dieſen Eintragungen lagen Beitrittserklärungen 
zu Grunde, in welchen die Genannten „außer ihrem mit der Mitgliedſchaft 
verbundenen geſetzlichen Geſchäftsanteil“ noch weitere Geſchäftsanteile gezeichnet 
hatten. Es iſt jedoch damals die Beteiligung auf die weiteren Geſchäfsanteile 
nicht eingetragen worden. Als der Regiſterrichter von dieſer Unterlaſſung 
Kenntnis erhielt, verfügte er am 13. Februar 1913 die nachträgliche Ein⸗ 
tragung der Beteiligung auf weitere Geſchäftsanteile mit der Maßgabe, daß 
für die weiteren Geſchäſtsanteile in Spalte 5 als Tag der Eintragung der 
18. Auguſt 1908 angegeben werden ſollte. Die Eintragung iſt demgemäß 
erfolgt, obwohl bereits am 30. November 1912 das Konkursverfahren über 
das Vermögen der Genoſſenſchaft eröffnet worden war. Die Genannten erhoben 
gegen die Verfügung vom 13. Februar 1913 und die daraufhin erfolgten 
Eintragungen Beſchwerde mit der Begründung, daß die Eintragungen nach 
Eröffnung des Konkursverfahrens nicht zuläſſig geweſen ſeien. Das Land⸗ 
gericht erachtete die Beſchwerden für begründet und ordnete die Löſchung der 
Eintragungen in die Liſte der Genoſſen an. 


Hiergegen erhob der Verwalter im Konkurs über das Vermögen der 
Genoſſenſchaft die weitere Beſchwerde. Das Kammergericht Berlin hat darauf 
unter Aufhebung der landgerichtlichen Entſcheidung die Beſchwerden gegen die 
Verfügung des Regiſtergerichts als unzuläſſig verworfen. In den Gründen 
iſt ausgeführt: 

Das Landgericht hat die Frage nicht geprüft, ob gegen eine Verfügung 
des Regiſterrichters, durch die eine Eintragung in die Liſte der Genoſſen an⸗ 
geordnet wird, und gegen die daraufhin erfolgte Eintragung. eine Beſchwerde 
mit dem Ziele der Löſchung überhaupt zuläſſig iſt. Dies iſt zu verneinen. 
Das Kammergericht hat bereits in dem eingehend begründeten Beſchluſſe vom 
5. Mai 1911 (KGJ. 41 A, 102) dargelegt, daß die Verfügung, durch welche 
eine Eintragung in das Handelsregiſter angeordnet wird, lediglich ein Internum 
des Gerichts iſt, die im Beſchwerdewege nicht angefochten werden kann, und daß 
eine in das Handelsregiſter erfolgte Eintragung nur im Wege des durch die 
88 142 ff. FGG. geordneten Löſchungsverfahrens beſeitigt werden kann. 
Dieſe Rechtsgrundſätze, an denen das Kammergericht ſeitdem in ſtändiger 
Rechtſprechung feſtgehalten hat, müſſen auch im vorliegenden Falle Anwendung 
finden, wo es ſich um Eintragungen in die Liſte der Genoſſen handelt. Die 
Eintragungen in die Liſte der Genoſſen erfolgen — ebenſo wie beim Handels⸗ 
regiſter — auf Verfügung des Regiſterrichters, die den Beteiligten nicht 
bekannt gegeben wird, durch den Gerichtsſchreiber; dies ergibt Art. 1 Abſ. 2 
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der AVf. vom 8. November 1899 über die Führung des Genoſſenſchafts⸗ 
regiſters in Verbindung mit den 88 2, 5, 6 der AVF. vom 7. November 
1899 über die Führung des Handelsregiſters. Die für die Löſchung unzu⸗ 
läſſiger Eintragungen im Handelsregiſter maßgebenden Vorſchriften der SS 142, 
143 FGG. finden auch auf die Lifte der Genoſſen Anwendung. Das FOG. 
ſieht die entſprechende Anwendung der SS 142, 143 allerdings nur bezüg⸗ 
lich der Eintragungen in das Genoſſenſchaftsregiſter vor (§ 147). Jedoch 
ſchreibt der § 9 Abſ. 2 der den Charakter einer Rechtsverordnung tragenden 
(BlGenoſſW. 1907, 190) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 1. Juli 
1899, vor, daß das Gleiche auch für die Liſte der Genoſſen gilt. 

Das Landgericht hätte daher die Beſchwerden der von den Eintragungen 
betroffenen Genoſſen als unzuläſſig verwerfen müſſen. Es wäre ihm allerdings 
unbenommen geweſen, gemäß § 143 FOGG. ſeinerſeits von Amts wegen als 
Gericht erſter Inſtanz unter Beachtung der Vorſchriften des 8 142 Abſ. 2, 
3 die Löſchung herbeizuführen, ſofern es die Eintragungen wegen Mangels 
einer weſentlichen Vorausſetzung für unzuläſſig erachtete. Von dieſer Befug⸗ 
nis hat es jedoch keinen Gebrauch gemacht. 


Eintragung der Auflöſung einer Genoſſenſchaft auf Grund des Beſchluſſes 
einer Generalverſammlung, in der nicht die in der Satzung vorgeſehene 
Mindeſtzahl der Genoſſen anweſend war. 


§ 51 Gen.; § 147 566. 
Kammergericht Berlin, 18. April 1913. — Bd. 13 S. 31. 


Unter dem 25. Oktober 1912 iſt in das Genoſſenſchaftsregiſter bei der 
eingetragenen Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haſtpflicht „Automobilverkehr 
Spreewald“ eingetragen worden, daß die Genoſſenſchaft durch Beſchluß vom 
4. September 1912 aufgelöſt ſei und daß die Kaufleute P. und L. zu Liqui⸗ 
datoren beſtellt ſeien. 

Im November 1912 beantragten die Mitglieder G. und B. des Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtandes, die Eintragung, daß die Genoſſenſchaft aufgelöſt ſei, von 
Amts wegen zu löſchen und die Beſtellung der Liquidatoren zu widerrufen. 

Zur Begründung führten ſie an: 

Nach § 34 des Genoſſenſchaſtsſtatuts werde zur Gültigkeit der Beſchluß 
faſſung über die Auflöſung der Genoſſenſchaft außer der Dreiviertelmehrheit 
der erſchienenen Genoſſen erfordert, daß mindeſtens ein Drittel aller Genoſſen 
in der Generalverſammlung anweſend iſt. Fehlt es daran, ſo entſcheide eine 
demnächſt zu berufende Generalverſammlung ohne Rückſicht auf die Zahl der 
Anweſenden. Die Genoſſenſchaft habe am 4. September 1912 33 Genoſſen 
gezählt. Bei der Beſchlußfaſſung ſeien 11 Perſonen zugegen geweſen; ſie 
hätten auch ſämtlich für die Auflöſung geſtimmt. Unter ihnen habe ſich aber 
der Prokuriſt U. befunden, der nicht ſelbſt Genoſſe geweſen, ſondern mit Voll⸗ 
macht für die Genoſſin M. aufgetreten ſei. Eine ſolche Vertretung ſei, da 
der Genoſſin das Recht auf Teilnahme an der Verſammlung zugeſtanden habe, 
unzuläſſig geweſen (§ 42 Abſ. 4 GenG.). Da ſomit der von der Satzung 
geforderte Dritteil der Genoſſen bei der Beſchlußfaſſung nicht anweſend geweſen 
ſei, entbehre der Beſchluß der Gültigkeit. 
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Das Regiſtergericht lehnte den Antrag unter Billigung des Landgerichts 
ab. Auch der weiteren Beſchwerde hat das Kammergericht Berlin den Erfolg 
verſagt. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 


Der Generalverſammlungsbeſchluß einer Genoſſenſchaft kann nach § 147 
Abſ. 3 FGG. als nichtig gelöſcht werden, wenn er durch feinen Inhalt 
zwingende Vorſchriften des Geſetzes verletzt und ſeine Beſeitigung im öffent⸗ 
lichen Intereſſe erforderlich erſcheint. Wie in der Kommiſſionsberatung aus⸗ 
drücklich hervorgehoben worden iſt, handelt es ſich bei dieſer Beſtimmung nicht 
darum, „neue Fälle der Nichtigkeit von Generalverſammlungsbeſchlüſſen zu 
ſchaffen“, vielmehr ſollen „nur Beſchlüſſe aus dem Regiſter entfernt werden, 
die ohnehin abſolut nichtig ſind und trotz der Eintragung nichtig bleiben“. 
Dies iſt hier aber nicht der Fall. 


Die Forderung der Anweſenheit einer beſtimmten Zahl von Perſonen in 
der beſchließenden Verſammlung neben dem geſetzlichen Erfordernis einer be⸗ 
ſtimmten Mehrheit der Erſchienenen iſt eine Verſchärfung der für die Bildung 
des genoſſenſchaftlichen Geſamtwillens maßgebenden Bedingungen. Sie iſt nur 
eine weitere Bürgſchaft dafür, daß die gemeinſchaftliche Duldungspflicht der 
abweſenden Genoſſen nicht durch mißbräuchliche Herbeiführung eines Beſchluſſes 
allzu leicht ausgenutzt werde. Eine darüber hinausgehende Bedeutung kommt 
der Beſtimmung nicht zu. Ä 


Das Reichsgericht hat ſich in Bd. 76 S. 170 ff. der Entſch. in Zivilſ. 
dafür entſchieden, daß volle Nichtigkeit eines Generalverſammlungsbeſchluſſes 
vorliege, wenn eine Satzungsbeſtimmung verletzt ſei, nach der für gewiſſe 
Satzungsänderungen die Uebereinſtimmung aller Genoſſen gefordert werde. 
Der ausſchlaggebende Entſcheidungsgrund iſt der, daß ſich die „Beſtimmung 
als vertragliche Grundlage der genoſſenſchaftlichen Vereinigung darſtelle, die 
die für alle Genoſſen gleich verbindlich ſei, aber auch jedem Genoſſen ein un⸗ 
entziehbares Recht“ auf die Mitwirkung aller bei dieſen Beſchlüſſen gewähr⸗ 
leifte (a. a. O. S. 173). — Darin unterſcheidet fic) die dort gegebene Vor⸗ 
ſchrift über die Beſchlußfähigkeit von der hier vorliegenden. Ein unentzieh⸗ 
bares Recht des einzelnen kommt hier nicht in Frage. Der einzelne hat keinen 
Anſpruch darauf, zu dem Drittel der Genoſſen, das anweſend ſein ſoll, zu 
gehören. Ein Auflöſungsbeſchluß, der mit Dreiviertelmehrheit geſaßt iſt, bindet 
vorbehaltlich der Anfechtung gemäß § 51 GenG. auch die Abweſenden. Die 
Anerkennung des Beſchluſſes iſt hier die notwendige Folge der genoſſenſchaftlichen 
Duldungspflicht, der ſich der einzelne durch feinen Beitritt unterworfen hat. 
Es handelt ſich zudem nicht um eine zwingende Vorſchrift in dem Sinne, daß 
die Beſchlußfaſſung von weniger als einem Drittel der Genoſſen über die Auf⸗ 
löſung ſchlechthin ausgeſchloſſen fei. Vielmehr iſt beim Mangel dieſer Zahl ledig⸗ 
lich eine erneute Generalverſammlung einzuberufen, die dann auch bei geringerer 
Anweſenheitsziffer über die Auflöſung zu beſchließen vermag (vgl. § 34 des 
Statuts). Die hier angeblich verletzte Beſtimmung iſt mithin nicht als eine 
der vertraglichen „Grundlagen der genoſſenſchaftlichen Vereinigung“ anzuſehen. 
Der Verletzung kann demnach nicht die Kraft beigemeſſen werden, den äußer⸗ 
lich ordnungsmäßigen Tatbeſtand mit abſoluter Wirkung zu zerſtören. Der 
Mangel des Beſchluſſes iſt rechtlich nicht anders zu bewerten als das Fehlen 
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einer geſetzlich geforderten Mehrheit. Daß ein folches aber den Beſchluß der 
Generalverſammlung nur anfechtbar macht und nicht der Nichtigkeit ausſetzt, 
hat das Reichsgericht mehrfach ausgeführt (RG. 60, 413—415 und insbeſondere 
75, 241—245). Dem iſt das Kammergericht unter ausdrücklicher Aufgabe 
des im KGJ. 34 A, 198 vertretenen entgegengeſetzten Standpunkts in dem 
Beſchluſſe vom 18. November 1910 beigetreten (RJ A. 10, 259). 

Ein Anlaß, von dieſer grundſätzlichen Auffaſſung abzuweichen, iſt nicht 
gegeben. Hiernach unterlag der Auflöſungsbeſchluß lediglich der — nicht er⸗ 
folgten — Anfechtung aus § 51 GenG. Fit er demnach nicht nichtig, fo 
iſt auch das auf die Nichtigkeit geſtützte Begehren der Beſchwerdeführer, die 
Liquidatoren zu löſchen, nicht begründet. 


Pflicht der Liquidatoren einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, 

welche Bankgeſchäfte betreibt, die Jahresbilanz in öffentlichen Blättern 

bekannt zu machen und die Bekanntmachung zum Handelsregiſter einzu⸗ 
reichen. 


§ 41 Abſ. 4, §§ 69, 71 Gmbh. 
Kammergericht Berlin, 25. April 1913. — Bd. 13 S. 33. 


Die Deutſche Kolonial⸗ und Handelsbank, Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung, iſt durch Beſchluß der Liquidatoren aufgelöſt und befindet ſich in 
Liquidation. Mit Rückſicht darauf, daß nach § 3 des Geſellſchaftsvertrages 
der Betrieb von Bankgeſchäften aller Art Gegenſtand des Unternehmens iſt, 
gab das Amtsgericht den Liquidatoren unter Androhung einer Ordnungsſtrafe 
auf, innerhalb zwei Wochen die Bekanntmachung der Veröffentlichung der 
Jahresbilanz zum Handelsregiſter einzureichen oder die Unterlaſſung durch Ein⸗ 
ſpruch zu rechtfertigen. Der von den Liquidatoren erhobene Einſpruch wurde 
vom Regiſtergericht unter Billigung des Landgerichts verworfen und die an⸗ 
gedrohte Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt. Auch den weiteren Beſchwerden hat das 
Kammergericht Berlin den Erfolg verſagt. 


In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 41 Abſ. 4 GmbHG. iſt für Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung, 
bei welchem der Gegenſtand des Unternehmens im Betriebe von Bankgeſchäften 
beſteht, die Jahresbilanz in den im § 30 Abſ. 2 beſtimmten öffentlichen 
Blättern durch die Geſchäftsführer bekannt zu machen und die Bekanntmachung zum 
Handelsregiſter einzureichen. Nach § 14 HGB. können die Geſchäftsführer zur 
Einreichung der Bekanntmachung von dem Regiſtergerichte durch Ordnungsſtrafen 
angehalten werden, weil die Ausnahmevorſchrift des § 79 GmbHG. hier nicht 
zutrifft. Die Frage, ob die Vorſchrift des § 41 Abſ. 4 auch für den Fall 
der Liquidation Geltung hat und demgemäß das Regiſtergericht die Liquidatoren 
durch Ordnungsſtrafen zur Einreichung der Bekanntmachung der Jahresbilanz 
anhalten kann, iſt mit den Vorinſtanzen unbedenklich zu bejahen. 

Der 8 69 GmbHG. beſtimmt, daß bis zur Beendigung der Liquidation 
ungeachtet der Auflöſung der Geſellſchaft in bezug auf die Rechtsverhältniſſe 
derſelben und der Geſellſchafter die Vorſchriften des zweiten und dritten Ab⸗ 
ſchnitts des Geſetzes zur Anwendung kommen, ſoweit ſich aus den Beſtim— 
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mungen des fünften Abſchnitts und aus dem Weſen der Liquidation nicht 
ein anderes ergibt. Da die Vorſchrift des § 41 Abſ. 4 ſich im dritten 
Abſchnitte des Geſetzes findet, iſt ſonach zu erörtern, ob ihre Nichtan⸗ 
wendbarkeit aus den Beſtimmungen des fünften Abſchnitts oder aus dem 
Weſen der Liquidation zu folgern iſt. Beides iſt zu verneinen. Allerdings 
beſtimmt der § 71: 
Die Liquidatoren haben die aus den §§ 36, 37, § 41 Abſ. 1, 
S 43 Abſ. 1, 2 und 4, § 49 Abſ. 1 und 2, § 64 ſich ergebenden 
Rechte und Pflichten der Geſchäftsführer. 
Sie haben ſofort bei Beginn der Liquidation und demnächſt in 
jedem Jahre eine Bilanz aufzuſtellen, 

und es könnte aus der Nichtanführung des § 41 Abſ. 4 geſchloſſen werden, 
daß dieſe Beſtimmung während der Liquidation keine Anwendung finden ſolle. 
Dieſer Schluß iſt jedoch nicht zwingend. Der Abſ. 4 des § 41 war in der 
Regierungsvorlage noch nicht enthalten; er iſt erſt von der Kommiſſion dem 
§ 42 des Entwurfs (§ 41 des Geſetzes) hinzugefügt worden. Hieraus in 
Verbindung mit dem Umſtande, daß die die Aufſtellung der Bilanzen regeln⸗ 
den Abſ. 2, 3 des § 41 durch Abi. 2 des § 71 erſetzt find, erklärt ſich 
ohne weiteres, daß im § 72 der Regierungsvorlage ($ 71 des Geſetzes) nur 
Abſ. 1 des § 42 — der die Verpflichtung der Geſchäftsſührer, für die 
ordnungsmäßige Buchführung der Geſellſchaft zu ſorgen, ausſpricht — ange⸗ 
führt iſt; denn da Abſ. 4 des § 41 in der Regierungsvorlage noch nicht 
enthalten war, konnte er auch nicht im § 72 der Regierungsvorlage ange⸗ 
zogen werden. Der § 72 ijt dann als § 71 in der Faſſung der Regierungs⸗ 
vorlage Geſetz geworden, ohne daß er in der Kommiſſion oder ſpäter zu 
irgendwelchen Erörterungen Anlaß gegeben hätte. Angeſichts diefer Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte kann aus dem Wortlaute des § 71 nicht gefolgert werden, 
daß die Regel des § 69 hinſichtlich des Abſ. 4 des § 41 habe ausgeſchaltet 

werden ſollen. N 
Ebenſowenig ergibt ſich aus dem Weſen der Liquidation, daß die 
Liquidationsbilanzen von Geſellſchaften, bei welchen der Gegenſtand des Unter: 
nehmens im Betriebe von Bankgeſchäften beſteht, nicht bekanntzumachen und 
die Bekanntmachungen nicht zu dem Handelsregiſter einzureichen ſind. Nach 
dem Berichte der Reichstagskommiſſion (a. a. O. S. 2 und 9) ſind die Mehr⸗ 
heit der Kommiſſion und die Regierung dem Antrage, dem § 42 (8 41 des 
Geſetzes) den Abſ. 4 hinzufügen, in der Erwägung beigetreten, daß mit Rück⸗ 
ſicht auf die Natur von Bankunternehmungen und den vielſeitigen Kredit, den 
fie auch bei nicht kauſmänniſchen Kunden in Anſpruch nehmen, beſondere 
Garantien angezeigt ſeien, und daß die Anordnung der Veröffentlichung der 
Bilanzen den Intereſſenten einen gewiſſen Schutz gewähren werde. Ein ſolcher 
Schutz erweiſt ſich auch noch im Stadium der Liquidation als wünſchenswert. 
Die Liquidatoren haben nach § 70 die laufenden Geſchäfte zu erledigen und 
können zu dieſem Zwecke auch neue Geſchäfte eingehen. Wenn mit der Liqui- 
dation auch der eigentliche Betrieb des Bankgeſchäfts aufhört, wird gerade die 
Abwickelung von bankgeſchäftlichen Transaktionen vielſach den Abſchluß einzelner 
neuer Geſchäfte erforderlich machen. Auch wird die liquidierende Geſellſchaft 
häufig Kredit in Anſpruch nehmen müſſen. Es iſt deshalb nicht zu verkennen, 
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daß die Oeffentlichkeit und insbeſondere die Gläubiger der Geſellſchaft auch 
während der Liquidation ein lebhaftes Intereſſe daran haben, von den Bilanzen 
Kenntnis zu erhalten und dadurch einen Einblick in die Verhältniſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft zu gewinnen, um beurteilen zu können, ob es ſich empfiehlt, ihr noch 
weiter Kredit zu gewähren. 


Hiernach muß mit den Kommentaren zum GmbHG. von Staub⸗Hachen⸗ 
burg (3) Anm. 21 zu § 69, Neukamp (3/4) Anm. 2 ba zu § 69 und 
Pariſius⸗Crüger (5) Anm. 2 zu § 71 gegen die Kommentare von Liebmann 
(5) Anm. 2 zu § 71 und Förtſch (2) Anm. 2 zu § 71 angenommen 
werden, daß für Geſellſchaften, bei welchen der Gegenſtand des Unternehmens 
im Betriebe von Bankgeſchäften beſteht, auch im Stadium der Liquidation 
die Jahresbilanzen bekannt zu machen ſind, und daß daher der Regiſterrichter 
die Liquidatoren im Wege des Ordnungsſtrafverfahrens anhalten kann, die 
Bekanntmachungen zum Handelsregiſter einzureichen. 


Ordnungsſtrafverfahren zwecks Herbeiführung der Anmeldung des Er⸗ 

löſchens einer Firma; Aufhebung der vom Regiſtergerichte feſtgeſetzten 

Ordnungsſtrafe durch das Beſchwerdegericht, wenn das Erlöſchen der Firma 
vor der Entſcheidung dieſes Gerichts angemeldet wird. 


§§ 14, 31 HGB.; SS 132 ff. FGG. 
Kammergericht Berlin, 25. April 1913. — Bd. 13 S. 36. 


Das Regiſtergericht hatte dem Kaufmanne S. unter Androhung einer 
Ordnungsſtrafe aufgegeben, binnen drei Wochen das Erlöſchen der von ihm 
geführten Firma S. S. & Sohn zur Eintragung in das Handelsregiſter anzu⸗ 
melden oder die Unterlaſſung mittels Einſpruchs zu rechtfertigen. Da S. innerhalb 
der Friſt weder der Auflage nachkam noch Einſpruch erhob, ſetzte das Regiſter⸗ 
gericht durch Verfügung vom 18. März 1913 gegen ihn die angedrohte Strafe 
feſt und erließ gleichzeitig eine neue Strafandrohung. S. meldete darauf am 
22. März 1913 das Erlöſchen ſeiner Firma ordnungsmäßig an und erhob 
gegen die Feſtſetzung der Strafe fofortige Beſchwerde mit der Begründung, 
daß er durch Krankheit an der Anmeldung verhindert geweſen ſei. Das Land⸗ 
gericht wies die Beſchwerde zurück, indem es feſtſtellte, daß S. ungeachtet ſeiner 
Krankheit in der Lage geweſen ſei, das Erlöſchen der Firma anzumelden. 


Auf die weitere Beſchwerde des S. hat das Kammergericht den land⸗ 
gerichtlichen Beſchluß und die Verfügung des Regiſtergerichts vom 18. März 
1913 aufgehoben. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Ordnungsſtrafverfahren verfolgt den Zweck, den zur Anmeldung 
Verpflichteten durch Androhung und Feſtſetzung von Ordnungsſtrafen zur Er: 
füllung ſeiner geſetzlichen Verpflichtungen anzuhalten. Die Ordnungsſtrafe 
ſtellt ſich ſonach als ein Beugungsmittel und nicht etwa als eine Beſtrafung 
des Ungehorſams dar. Daraus ergibt ſich, daß eine Ordnungsſtrafe nicht 
mehr feſtgeſetzt werden kann, nachdem der zur Anmeldung Verpflichtete — ſei 
es auch erſt nach dem Ablaufe der ihm geſetzten Friſt — der Auflage nach⸗ 
gekommen iſt; denn es iſt dann die Veranlaſſung des Ordnungsſtrafverfahrens 
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weggefallen (RIA. 11, 44). Weiter aber folgt daraus, daß auch eine be⸗ 
reits feſtgeſetzte Strafe auf die Beſchwerde des Verpflichteten aufgehoben werden 
muß, wenn er die Auflage zwar erſt nach der Feſtſetzung der Strafe durch 
das Regiſtergericht, aber vor dem Erlaſſe der Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichts erfüllt hat. Denn da das Beſchwerdegericht vollſtändig an die Stelle 
des Gerichts erſter Inſtanz tritt und neue Tatſachen zu berückſichtigen hat, 
muß es ſeine Entſcheidung darauf abſtellen, ob die Verfügung des Regiſter⸗ 
gerichts ſich noch in dem Augenblick als gerechtfertigt erweiſt, in dem über die 
Beſchwerde zu entſcheiden iſt. Dies iſt aber nach dem Vorſtehenden nicht mehr 
der Fall, wenn der Beſchwerdeführer vorher die ihm obliegende Anmeldung 
vorgenommen hat. Das Kammergericht hat bereits in dem Beſchluſſe vom 
13, Oktober 1911 (KGJ. 41 A, 34) rechtsgrundſätzlich ausgeſprochen, daß 
auf die Beſchwerde des Vormundes, der nach Feſtſetzung, aber vor Ein⸗ 
ziehung der angedrohten Ordnungsſtrafe die Anordnung des Vormundſchafts⸗ 
richters befolgt hat, die Straffeſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts aufgehoben 
werden muß. Die Erwägungen die zu dieſer Entſcheidung geſührt haben, 
treffen auch für das in den SS 132 ff. FGG. geregelte Ordnungsſtrafver⸗ 
fahren in Handelsregiſterſachen zu. 


Unzuläſſigkeit der Beſchwerde gegen Eintragungen ins Handelsregiſter. 
88 19, 142 366. 


Kammergericht Berlin, 9. Mai 1913. — Bd. 13 S. 42. 


Die „Deutſche N. Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung“ in B. beſchloß in 
der Verſammlung der Geſellſchafter vom 9. September 1909 ihre Auflöſung 
und beſtellte den bisherigen Geſchäftsführer U. zum Liquidator. Beides wurde 
in das Handelsregiſter des Amtsgerichts B. eingetragen. Im Mai 1911 
erklärte der Liquidator U. vor dem Regiſtergerichte, daß die Liquidation der 
Geſellſchaft beendigt ſei, und beantragte, die Firma ſowie ſeine Vertretungs⸗ 
befugnis im Handelsregiſter zu löſchen. Es wurde darauf in Spalte 8 des 
Handelsregiſters eingetragen: „die Firma iſt gelöſcht“. Sämtliche früheren 
Eintragungen wurden rot unterſtrichen. Im Januar 1913 teilte der Ge⸗ 
ſellſchafter H. dem Regiſtergerichte mit, daß noch unverteiltes Geſellſchafts⸗ 
vermögen in Höhe von 4998 M. vorhanden fei; er beantragte, im Handels- 
regiſter einzutragen, daß die Liquidation der Geſellſchaft fortgeſetzt werde, und 
bat, den Bücherreviſor P. zum Liquidator zu beſtellen. Nachdem ſich P. zur 
Uebernahme der Liquidation bereit erklärt hatte, verfügte der Regiſterrichter 
die Eintragung des P. als Liquidator und weiter folgende Eintragung in 
Spalte 7: „Die Geſellſchaft in Liquidation beſteht fort, die Liquidation wird 
fortgeſetzt. Der Bücherreviſor P. in C. iſt gemäß § 28 BGB. vorläufig 
zum Liquidator beſtellt.“ Daraufhin legte der frühere Liquidator U. gegen 
den Beſchluß des Amtsgerichts, durch den die Beſtellung des Bücherreviſors P. 
als Liquidator augeordnet wird, Beſchwerde ein mit dem Antrage, den ange⸗ 
fochtenen Beſchluß aufzuheben. Das Landgericht wies die Beſchwerde zurück. 
Das Kammergericht hat auch die weitere Beſchwerde zurückgewieſen. In den 
Gründen iſt ausgeführt: 
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Das Landgericht hat die Befchwerde zurückgewieſen, weil eine beſchwerde⸗ 
ſähige Entſcheidung des Amtsgerichts überhaupt nicht vorliege, ſondern nur 
die ein Internum des Gerichts darſtellende Eintragungsverfügung und die 
Eintragung ſelbſt; hiergegen ſei aber nicht das Rechtsmittel der Beſchwerde 
gegeben, ſondern es komme nur die Löſchung der Eintragung gemäß § 142 
FGG. in Frage. Dieſe Ausführungen ſtehen mit den Rechtsgrundſätzen in 
Einklang, die in der Entſcheidung des Kammergerichts vom 5. Mai 1911 
(KGJ. 41 A, 102) entwickelt find und an denen feither in ſtändiger 
Rechtſprechung feſtgehalten iſt. Auch hat das Kammergericht, wie hier 
bemerkt werden mag, noch neuerdings in einem Falle, in dem Liquidatoren 
durch beſonderen Gerichtsbeſchluß beſtellt waren, die hiergegen gerichtete 
Beſchwerde als gegenſtandslos mit der Begründung zurückgewieſen, daß die 
als Liquidatoren beſtellten Perfonen bereits in das Handelsregiſter ein— 
getragen ſeien und die Beſeitigung der Eintragung nur im Wege des 
Löſchungsverfahrens erſtrebt werden könne (Beſchluß vom 20. Dezember 1912 
— la. X. 1261/12). 

Iſt hiernach die weitere Beſchwerde zurückzuweiſen, ſo iſt doch der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht gehindert, nunmehr die Löſchung der Eintragung des P. 
als Liquidator in Antrag zu bringen. In dieſer Beziehung mag — gegen⸗ 
über den Ausführungen des Landgerichts über die Aktivlegitimation des Be⸗ 
ſchwerdeführers — folgendes hervorgehoben werden: Das GmbHG. enthält 
keine Beſtimmung darüber, wie zu verfahren iſt, wenn nach Beendigung der 
Liquidation und Eintragung des Erlöſchens der Firma ſich noch das Vorhanden⸗ 
ſein von Geſellſchaftsvermögen herausſtellt. Das Reichsgericht hat ausge: 
ſprochen (RG. 41, 93), daß die Aktiengeſellſchaft in Liquidation fo lange 
beſtehe, bis jedes vermögensrechtliche Subſtrat beſeitigt ſei, alſo, wenn auch 
in der Auflöſung begriffen, fortbeſtehe, ſolange noch Geſellſchaftsvermögen 
vorhanden ſei. Die Tatſache, daß noch ſolches Vermögen vorhanden ſei, werde 
nicht durch eine Eintragung im Handelsregiſter, die der wirklichen Sachlage 
nicht entſpreche, ausgeräumt. Die Eintragung, die nur kundmachende Wir— 
kung habe, ſei auf den Fortbeſtand der Aktiengeſellſchaft ohne Einfluß geblieben. 
Dieſe Rechtsgrundſätze, denen ſich das Kammergericht in ſtändiger Rechtſprechung 
angeſchloſſen hat (RIA. 10, 255; KGJ. 31A, 267 find nicht aus Sonder: 
beſtimmungen des Aktiensrechts hergeleitet, ſondern ergeben ſich aus der Natur 
der Sache. Sie ſind unbedenklich auch auf Geſellſchaften mit beſchränkter 
Haftung anwendbar (Marcus in Holdheims MSchr. 17, 27). Die Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung in Liquidation beſteht daher ungeachtet der 
Eintragung des Erlöſchens der Firma im Handelsregiſter ſo lange fort, als 
noch unverteiltes Geſellſchaftsvermögen vorhanden iſt. Die Liquidation, deren 
Beendigung bereits dem Regiſtergerichte durch den Liquidator angemeldet war, 
muß ihren Fortgang nehmen zwecks Verteilung des noch vorhandenen Ver— 
mögens. Iſt aber hiernach die Liquidation fortzuſetzen, ſo folgt daraus, daß 
mangels einer entgegenſtehenden Beſtimmung der frühere Liquidator ohne weiteres 
wieder in Tätigkeit tritt. Er iſt nach wie vor Liquidator; denn er hat ſein 
Amt nicht niedergelegt oder gekündigt, ſondern nur zu Unrecht zum Handels⸗ 
regiſter angemeldet, daß die Liquidation und damit ſeine Vertretungsbefugnis 
beendigt fei; die Eintragung als ſolche hat auch hier nur kundmachende 
Wirkung. Wenn Marcus (aaO.) die Heranziehung des früheren Liquidators 


— 2. . nf er en. i+. 


— 107 — 


nicht für angängig hält, weil der bisherige Perſonenzuſammenhang durch die 
Beendigung der Geſellſchaft und deren Löſchung aufgehoben ſei, ſo kann dies 
hiernach nicht als richtig anerkannt werden. Nun beſtimmt allerdings § 302 
Abſ. 4 HGB., daß auf Antrag eines Beteiligten das Gericht des Sitzes der 
Aktiengeſellſchaft die bisherigen Liquidatoren erneut zu beſtellen oder andere 
Liquidatoren zu berufen hat, wenn ſich nachträglich noch weiteres der Ver⸗ 
teilung unterliegendes Vermögen der Aktiengeſellſchaft herausſtellt. Das HGB. 
ſteht ſonach auf dem Standpunkte, daß das Amt der früheren Liquidatoren 
nicht von ſelbſt wieder auflebt, und verlangt eine neue Ernennung von Li⸗ 
quidatoren, die in dieſem Falle ausſchließlich dem Regiſtergericht obliegt (KGJ. 
41 A, 138). Es handelt ſich aber um eine für Aktiengeſellſchaften erlaſſene 
Sonderbeſtimmung, für deren entſprechende Anwendung auf Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung keine ausreichende Veranlaſſung beſteht. Die Vorſchrift 
des § 302 Abſ. 4 HGB. war in der Reichstagsvorlage noch nicht enthalten, 
ſondern hat erſt in der zweiten Leſung auf Antrag des Abgeordneten Stephan 
Aufnahme gefunden, der im Verein mit dem Abgeordneten Lenzmann auf 
die Schwierigkeiten hinwies, die entſtänden, wenn nach Beendigung der Li⸗ 
quidation ſich noch weiteres Vermögen herausſtelle und die früheren Liquidatoren 
nicht mehr vorhanden, z. B. verſtorben ſeien. Dieſen Schwierigkeiten ſollte 
dadurch begegnet werden, daß im Falle der Erneuerung der Liquidation die 
Beſtellung der Liquidatoren allgemein dem Regiſtergericht übertragen wurde. 
Der Saatsſekretär des Reichsjuſtizamts erklärte ſich namens des Bundesrats 
mit dem Antrag einverſtanden, machte jedoch den ausdrücklichen Vorbehalt, 
daß aus der Annahme des Antrags für den Bereich des Aktienrechts nichts 
gefolgert werden dürfe für die Behandlung ähnlicher Verhältniſſe nach Ab⸗ 
ſchluß der Liquidation bei offenen Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften 
und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. Die Art und Weiſe, wie bei 
dieſen Geſellſchaften unter entſprechenden Vorausſetzungen die ſchwebenden 
Rechtsverhältniſſe und Forderungen zum Ausgleiche gebracht werden müßten, 
bilde eine Frage für ſich, die ſelbſtändig aus den betreffenden Geſetzen beant⸗ 
wortet werden müſſe, ohne daß darans, daß für das Gebiet des Aktienrechts 
eine beſondere Beſtimmung getroffen werde, jenen Geſetzen gegenüber eine 
Folgerung hergeleitet werden dürfe. Der Antragſteller beſtätigte darauf, daß 
ſein Antrag ſich nur auf Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaften auf 
Aktien beziehe. Dieſe Entſtehungsgeſchichte ſpricht unzweifelhaft gegen eine 
entſprechende Anwendung des § 302 Abſ. 4 HGB. auf Geſellſchaften mit 
beſchränkter Haftung. Für eine ſolche Anwendung beſteht auch nicht etwa 
ein zwingender Grund, da auch ohne ſie ſtets für eine Vertretung der 
Geſellſchaft, deren Liquidation fortgeſetzt werden ſoll, geſorgt werden kann. 
Iſt der frühere Ligidator, wie im vorliegenden Falle, noch vorhanden und 
zur Fortführung der Liquidation bereit, ſo tritt er ohne weiteres wieder in 
Tätigkeit. 

Anderenfalls iſt ein neuer Liquidator gemäß § 66 Geſ. betr. d. Gellſch. 
m. b. H. zu beſtellen oder es erfolgt, wenn die Vorausſetzungen der $$ 29, 
48 Abſ. 1 HGB. gegeben find, auf Grund dieſer Vorſchriften die Beſtellung 
eines Liquidators durch das Amtsgericht des Geſellſchaftsſitzes (RJ A. 3, 25; 
FGG. 8, 210). 
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Vorausſetzungen der Eintragung eines Aerztevereins in das Vereins⸗ 
regiſter; Begriff des auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichteten 
Zweckes. 


88 21, 22 BGB. 
Kammergericht Berin, 4. April 1918. — Bd. 13 S. 48. 


Im Vereinsregiſter iſt der „Verein der Kaſſenärzte des Verſicherungs⸗ 
amtes M.“ mit dem Sitze in M. eingetragen. Der Verein hat nach § 1 der 
Satzungen den Zweck, den kollegialen Zuſammenhalt der Aerzte des Vereins⸗ 
gebiets durch den Ausbau der ärztlichen Organiſation zu fördern, der Kranken⸗ 
verſicherung durch Bereithaltung ärztlicher Hilfe zu dienen und dadurch die 
Volksgeſundheit zu fördern. Dieſer Vereinszweck ſoll nach § 2 dadurch erreicht 
werden, daß der Verein für ſeine Mitglieder den Abſchluß und die Kündigung 
der Verträge über die ärztliche Verſorgung der Mitglieder der in der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung vorgeſehenen Krankenkaſſen durch die Geſamtheit oder 
einzelne ſeiner Mitglieder vollzieht und ſich die Durchführung der Verträge 
angelegen ſein läßt. Weiter ſoll der Verein auch für ſeine Mitglieder die Ver⸗ 
träge über ärztliche Tätigkeit mit anderen Vertragsparteien, z. B. mit Privat⸗ 
krankenkaſſen, Sanitätsvereinen, Gemeinden, Kommunalverbänden, abſchließen, 
kündigen und für ihre Durchführung Sorge tragen. Nach § 3 ſoll der Verein 
auf die Förderung und weitere Durchführung der organiſierten freien Arztwahl 
unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe Bedacht nehmen. „Verabredungen, 
Verträge, Einrichtungen und Beſtimmungen, durch welche die ſpätere Einführung 
der freien Arztwahl unmöglich gemacht wird, ſind verboten.“ „Die Verträge 
dürfen den Krankenkaſſen die Erfüllung der ihnen geſetzlich auferlegten ſozialen 
Aufgaben nicht unmöglich machen.“ (Abſ. 2 und 3 des § 3.) Es iſt ein 
aus dem Vereinsvorſtand und drei Beiſitzern beſtehender Geſchäftsausſchuß vor⸗ 
geſehen, der nach § 19 folgende beſondere Auſgaben hat: 
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4. den Abſchluß der Verträge über ärztliche Tätigkeit für den Verein 
reſp. ſeine Mitglieder vorzubereiten und ſie nach Beſtätigung durch 
die Vertragskommiſſion der Aerztekammer der Mitgliederverſamm⸗ 
lung zur Genehmigung vorzulegen. Die Verträge ſind nach der An⸗ 
nahme durch die Mitgliederverſammlung für die Mitglieder rechts⸗ 
verbindlich. 
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6. die Verteilung des dem Verein überwieſenen Veda Honorars 
unter die beteiligten Aerzte 


Am 20. Dezember 1912 teilte das Amtsgericht dem Vorſtande des Vereins 
unter Beſtimmung einer Friſt von ſechs Wochen zur Geltendmachung eines 
Widerſpruchs mit, daß es die Löſchung des Vereins im Vereinsregiſter beab⸗ 
ſichtige, weil der Zweck des Vereins auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
gerichtet und daher die Eintragung unzuläſſig geweſen ſei. Den von dem Vor⸗ 
ſtand erhobenen Widerſpruch wies das Amtsgericht unter Billigung des Land⸗ 
gerichts als unbegründet zurück. Auch der weiteren Beſchwerde hat das 
Kammergericht den Erfolg verſagt. 
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In den Gründen wird ausgeführt: 


Nach § 159 in Verbindung mit $ 142 FGG. kann eine Eintragung 
in dem Vereinsregiſter gelöſcht werden, wenn ſie wegen Mangels einer weſent⸗ 
lichen Vorausſetzung unzuläſſig war. Die Vorinſtanzen nehmen an, daß 
der beſchwerdeführende Verein in das Vereinsregiſter nicht habe eingetragen 
werden dürfen, weil ſein Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet 
fei (§§ 21, 22 BGB.). Dieſe Annahme iſt nicht zu beanſtanden. 

Die Anſichten darüber, wann der Zweck eines Vereins nicht auf einen 
wirtſchaſtlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet, der Verein alſo eintragungsfähig iſt, 
gehen in Rechtslehre und Rechtſprechung nicht unerheblich auseinander. Wie 
man ſich aber auch im einzelnen zu dieſen verſchiedenen Anſichten ſtellen mag: 
ein Verein iſt jedenfalls dann nicht eintragungsfähig, wenn der Zweck des 
Vereins ein wirtſchaftlicher iſt und zugleich dieſer Vereinszweck unmittelbar durch 
einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb erreicht werden ſoll. 

Der Zweck iſt ein wirtſchaftlicher, wenn der Verein für ſich oder ſeine 
Mitglieder wirtſchaftliche Vorteile erſtrebt. Für die Frage, welchen Zweck ein 
Verein verfolgt, kommt es nicht entſcheidend darauf an, welche theoretiſchen An⸗ 
ſchauungen er von ſeinen Aufgaben hat, ſondern auf ſeine praktiſche Stellung⸗ 
nahme und auf die Maßregeln, die er zur Durchführung ſeiner Grundſätze er⸗ 
greift (DIZ. 1900, 120). Vielfach trifft ein wirtſchaftlicher und ein idealer 
Zweck zuſammen. In einem ſolchen Falle ijt der „Hauptzweck“ — oder, wie 


das Reichsgericht es gelegentlich ausdrückt, der „eigentliche Zweck“ (Gewgſchutz. 


XII, 201) — maßgebend. Dies wird ſowohl in den Protokollen der zweiten 
Leſung (Bd. J S. 501), wie in der Denkſchrift zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
(S. 9) ausdrücklich hervorgehoben und mit Recht auch ſonſt ganz überwiegend 
als richtig anerkannt. 

Was unter einem wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebe zu verſtehen iſt, durch 
den ein Verein ſeinen Zweck unmittelbar zu verwirklichen ſucht, iſt beſtritten. 
Man kann aber unbedenklich davon ausgehen, daß ein wirtſchaftlicher Geſchäfts⸗ 
betrieb jedenfalls dann vorliegt, wenn ein Verein nach außen hin planmäßig 
wirtſchaftliche Geſchäfte betreibt, d. h. mit Dritten — im Gegenſatze zu den 


Vereinsmitgliedern — Rechtsgeſchäfte abſchließt, die Rechte und Verbindlichkeiten 


erzeugen können, wirtſchaftliche Vorteile irgend welcher Art bringen ſollen, und 
auf Grund deren ein entgeltlicher Uebergang von wirtſchaftlichen Werten ſtatt⸗ 
finden ſoll. | | 

Ein wirtſchaftlicher Zweck und ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb in dem 
vorſtehend dargelegten Sinne können auch bei Berufs⸗ und Fachvereinen vor⸗ 
liegen, welche die gemeinſamen Intereſſen der Berufsgenoſſen wahren oder fördern 
wollen. Sie ſind dann nicht eintragungsfähig. — In der Denkſchrift zum 
Bürgerlichen Geſetzbuche (S. 9) und in den Protokollen der zweiten Leſung 


(a. a. O. S. 497) werden zwar ſolche Berufsvereine für eintragsfähig erklärt, 


ſofern ſie nicht etwa den Charakter von Produktivgenoſſenſchaften oder Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften auf Gegenſeitigkeit haben. Das kann aber nicht als völlig zu⸗ 


treffend anerkannt werden; denn ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb zur un⸗ 


mittelbaren Verfolgung wirtſchaftlicher Zwecke kann bei Berufsvereinen auch dann 
vorhanden ſein, wenn es ſich nicht gerade um eine Produktivgenoſſenſchaft oder 


eine Verſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit handelt. Beides ſind nur 
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Beiſpiele von Fällen, in denen zweifellos die Vorausſetzungen für die Eintragung 
in das Vereinsregiſter nicht gegeben ſind. 

Was nun die Kaſſenarztvereine angeht, ſo kann als gerichtsnotoriſch davon 
ausgegangen werden, daß die große Mehrzahl der Aerzte ſich den Krankenkaſſen 
gegenüber in einer Kampfſtellung befindet. Ihr Streben iſt in erſter Linie 
auf Beſeitigung der ſogenannten fixierten Krankenkaſſenarztſtellen und Einführung 
der freien Arztwahl bei den Krankenkaſſen gerichtet. Dieſe Beſtrebungen, die 
vor allem von dem „Verbande der Aerzte Deutſchlands zur Wahrung ihrer 
wirtſchaftlichen Intereſſen“, dem „Leipziger Verbande“, vertreten werden 
(RG. 69, 189), haben eine erhöhte Bedeutung durch die bevorſtehende Ein⸗ 
führung der Reichsverſicherungsordnung gewonnen, durch die der Kreis der 
Verſicherten erheblich erweitert und damit die Privatpraxis der Aerzte weiter 
beſchränkt wird. Wie die Aerztlichen Mitteilungen, das offizielle Organ des 
Leipziger Verbandes, erſehen laſſen (XIII. Jahrgang S. 143), iſt am 
18. Februar 1912 von dem Geſchäftsausſchuſſe des Deutſchen Aerztevereins⸗ 
bundes zur Herbeiführung der freien Arztwahl und Durchſetzung günſtigerer 
Vertragsbedingungen einſtimmig ein „gleichzeitiges, geſchloſſenes, gleichmäßiges 
und einheitliches“ Vorgehen aller kaſſenärztlichen Organiſationen für unerläßlich 
erklärt worden. Die Kaſſenarztvereine ſollen, dieſen Beſchlüſſen zufolge, die 
Rechtsfähigkeit erwerben und „den Abſchluß und die Durchführung der Kaſſen⸗ 
arztverträge als Zweck in ihre Satzungen aufnehmen und verfolgen“. 

Um eine Kaſſenarztvereinigung nach Maßgabe der Beſchlüſſe vom 18. Februar 
1912 handelt es ſich auch in dem hier zur Erörterung ſtehenden Falle. Der 
Hauptzweck des Vereins iſt in Uebereinſtimmung mit dieſen Beſchlüſſen der Ab⸗ 
ſchluß und die Durchführung der Kaſſenarztverträge. Das tritt im § 1 der 
Satzungen allerdings nicht ſehr klar zu Tage, da dort ein anderer, idealer Zweck 
in den Vordergrund gerückt iſt. Die Faſſung der 88 1, 2 der Satzungen 
ſtimmt, wie gerichtsbekannt iſt, faſt wörtlich mit einem in den Aerztlichen 
Mitteilungen wiedergegebenen Vorſchlage des Dr. Sardemann (Marburg) 
überein (XIII. Jahrgang S. 460). Dort heißt es: „Die Verbände müſſen 
abſolut ſicher vertragsfähig, d. h. in der Lage ſein, einklagbare Verträge ab⸗ 
zuſchließen, und die Macht haben, ihre Mitglieder zur Durchführung der Ver⸗ 
träge anzuhalten. Darum iſt die Rechtsfähigkeit der Vereine ein unumgängliches, 
notwendiges Erfordernis. Dieſe zu erlangen, ein eingetragener Verein zu 
werden, wird keine Schwierigkeiten machen, weil der Zweck der Vereine nicht 
auf einen wirtſchaftlichen Betrieb gerichtet iſt. Ihr Zweck wird vielmehr ſein: 
„den kollegialiſchen Zuſammenhalt der Aerzte des Vereinsgebiets durch den Ausbau 
der ärztlichen Organiſation zu ſtärken“; wem dabei dem Verdacht auf einen 
wirtſchaftlichen Betrieb noch nicht genügend vorgebaut zu ſein ſcheint, mag den 
Zweck durch folgendes erweitern: „der Krankenverſicherung durch Bereithaltung 
ärztlicher Hilfe zu dienen und dadurch die Volksgeſundheit zu fördern“. Dieſer 
Zweck ſoll dadurch erreicht werden, daß an Stelle der Einzelärzte der Verein 
den Abſchluß und die Kündigung der Verträge über die ärztliche Verſorgung 
der Mitglieder der durch die Reichsverſicherungsordnung vorgeſehenen Kranken⸗ 
kaſſen durch die Geſamtheit oder einzelne ſeiner Mitglieder vollzieht und ſich 
die Durchführung dieſer Verträge angelegen ſein läßt. Die unſerer Provinz 
eigentümlichen Verhältniſſe laſſen es aber angezeigt erſcheinen, die Erreichung 
des Zweckes noch dadurch fördern zu können, daß der Verein für ſeine Mit⸗ 


| 
| 
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glieder über ärztliche Tätigkeit auch noch mit anderen Kontrahenten, wie Sanitäts⸗ 
vereinen, Privatkrankenkaſſen aller Art und ähnlichen, mit Gemeinden, Kommunal⸗ 
verbänden uſw. die Verträge abſchließen und kündigen, ſich auch an deren 
Durchführung beteiligen will“. Die gewählte Faſſung der Satzungen hat alſo 
ihren Grund darin, daß man den Anſchein vermeiden wollte, als handle es 
ſich um einen Verein, deſſen Zweck auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
gerichtet iſt. Entſcheidend iſt aber nicht die Faſſung der einen oder anderen 
Beſtimmung der Satzungen, ſondern ihr geſamter Inhalt. Danach aber kann 
es nicht zweifelhaft ſein, daß der beſchwerdeführende Verein in erſter Linie den 
Abſchluß und die Durchführung von Verträgen mit den Krankenkaſſen bezweckt. 
Denn die Satzungen ſind vollſtändig auf dieſen Zweck zugeſchnitten. Die 
Vereinstätigkeit erſchöpft ſich in dem Abſchluß und der Durchführung der Verträge. 
Jede andere Tätigleit liegt außerhalb der ſatzungsmäßigen Aufgaben des Vereins. 
Der Abſchluß und die Durchführung der Verträge ſtellen aber einen wirtſchaſtlichen 
Zweck dar. Dit ſchon das Streben nach Erlangung der freien Arztwahl als 
etwas rein wirtſchaftliches anzuſehen (RG. 68, 191), ſo gilt dies um ſo mehr 
von dem Abſchluß und der Durchführung der Verträge durch die Vereine: 
Den organiſierten Krankenkaſſen ſollen die in dem Vereine zuſammengefaßten 
Aerzte gegenübertreten. Es ſoll nicht der einzelne Arzt mit den Kaſſen ver⸗ 
tragliche Beziehungen anknüpfen, ſondern es ſoll der Verein als Vertragspartei 
die Verträge ſchließen, die dann für die Vereinsmitglieder bindend ſein ſollen. 
Den Kaſſen ſoll dadurch die Möglichkeit genommen werden, durch ihr wirt⸗ 
ſchaftliches Uebergewicht den einzelnen Arzt zum Abſchluß eines Vertrags unter 
ungünſtigen Bedingungen zu veranlaſſen, und andererſeits foll der Wettbewerb 
unter den Aerzten des Bezirks ausgeſchaltet und damit naturgemäß eine Ur⸗ 
ſache für die nach Anſicht der Aerzte vielfach unzureichende Vergütung ihrer 
ärztlichen Tätigkeit beſeitigt werden. Die Aerzte, die ſich durch die Entwicklung 
des Krankenkaſſenweſens in ihrer wirtſchaftlichen Exiſtenz bedroht ſehen, erlangen 
durch ihre Zuſammenfaſſung in dem Verein eine an ſich wohl durchaus zu er⸗ 
wünſchende wirtſchaftlich ſtärkere Stellung den Kaſſen gegenüber. Sie wollen 
durch Vermittlung des Vereins günſtigere Bedingungen erzielen, insbeſondere 
eine höhere Vergütung für ihre Tätigkeit erlangen. Dieſen wirtſchaftlichen Zweck 
verfolgt der Verein nicht nur mit dem Abſchluſſe, ſondern auch mit der Durch⸗ 
führung der Verträge durch Einziehung des Honorars und Ueberwachung der 
Vereinsmitglieder hinſichtlich ihrer kaſſenärztlichen Tätigkeit; gerade durch die 
letztere Maßnahme kann der Verein hoffen, die Kaſſen dem Abſchluſſe von Ver⸗ 
trägen mit dem Verein unter den von dieſem gewünſchten Bedingungen ge⸗ 
neigter zu machen. 

Es kann allerdings bei der hohen Auffaſſung, welche die Aerzte von ihrem 
Berufe zu haben pflegen, nicht bezweifelt werden, daß ſie auch den im 8 1 
der Satzungen bezeichneten idealen Zielen nachſtreben. Aber die Verfolgung 
dieſer idealen Ziele ſtellt nicht den Hauptzweck des Vereins dar, ſondern die 
idealen Ziele ſollen nur mittelbar auf der Grundlage einer wirtſchaftlichen 
Beſſerſtellung der Aerzte gefördert werden. 

Es liegt aber auch ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb (in dem oben dar⸗ 
gelegten Sinne) vor, durch den der Vereinszweck unmittelbar erreicht werden 
ſoll: Der Verein betreibt nach außen hin planmäßig wirtſchaftliche Geſchäſte, 
indem er — und zwar er allein — mit zahlreichen Krankenkaſſen Verträge 
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abſchließt und die von den Kaſſen geſchuldeten Honorare einzieht. Er bedient 
ſich hierzu eines beſonderen Organs, nämlich des Geſchäftsausſchuſſes. Durch 
den Abſchluß der Verträge werden für den Verein als ſolchen unmittelbar 
Rechte und Pflichten begründet; der Verein ſelbſt kann die Kaſſen aus den 
Verträgen in Anſpruch nehmen und er haſtet ſeinerſeits auf die Vertrags⸗ 
erfüllung. Wenn auch der ärztliche Beruf kein Gewerbe iſt (RG. 66, 143), 
ſo ſtellt doch die ärztliche Tätigkeit einen wirtſchaftlichen Wert dar. Dieſer 
wirtſchaftliche Wert iſt Gegenſtand der abzuſchließenden Verträge. Es ſoll 
durch den Geſchäftsbetrieb, der einen recht erheblichen Umfang annehmen 
kann, im Intereſſe der Vereinsmitglieder eine angemeſſenere Vergütung für 
die ärztliche Hilfeleiſtung erzielt werden, als dies bisher dem einzelnen Arzte 
möglich war. 

Hiernach iſt der Zweck des beſchwerdeführenden Vereins auf einen wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet und der Verein daher nicht eintragungsfähig. 
Wenn Ebermayer in einem „Zur Rechtsfähigkeit der Kaſſenarztvereine“ bes 
titelten Aufſatze (Deutſche mediziniſche Wochenſchrift 1912 S. 2422) bei den 
Kaſſenarztvereinen die Errichtung eines kaufmänniſchen Geſchäfts vermißt, ſo 
iſt dem entgegenzuhalten, daß das Vorhandenſein eines ſolchen nach dem Geſetze 
nicht die Vorausſetzung eines wirtſchaftlichen Geſchäftsbetriebs ijt. Eber mayer 
kann ſich allerdings für ſeine Anſicht auf den BGB.⸗Kommentar von Reichs⸗ 
gerichtsräten berufen (§ 21 Anm. 2). Dort wird aber zugleich hervorgehoben, 
daß unter den Begriff des kaufmänniſchen Geſchäſtsbetriebs an ſich jede 
Verwaltungstätigkeit gebracht werden könne, und nur der Meinung entgegens 
getreten, daß ein wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb bei einem Vereine vorliege, 
der ſich mit der Förderung der allgemein beruflichen Intereſſen feiner 
Mitglieder durch Erteilung von Auskunft in Berufsangelegenheiten, der 
Herausgabe einer Zeitung und der Erleichterung des Rechtsſchutzes befaßt. 
Ein ſolcher „innerer“ Geſchäftsbetrieb ſteht hier nicht in erſter Linie in Frage. 
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Mangelnde Befugnis des Regiſtergerichts, eine Eintragung im Handels: 

regiſter zu löſchen, wenn die Eintragung nur zur Zeit ihrer Vornahme 

und nicht auch zur Zeit der Löſchung unzuläſſig iſt. Befugnis des Re⸗ 

giſtergerichts, die Eintragung eines Kommanditiſten zu löſchen, nachdem 

über das Vermögen der Kommanditgeſellſchaft der Konkurs eröffnet worden 
iſt; Intereſſe des Kommauditiſten an dieſer Löſchung. 


§ 142 §GG.; §§ 28, 108, 161, 171, 172 HGB. 
Kammergericht Berlin, 15. Mai 1913. — Bd. 13 S. 45. 


Wegen des Sachverhalts wird auf den Beſchluß des Kammergerichts vom 
9. Auguſt 1912, Bd. 12 S. 60 dieſer Sammlung, Bezug genommen, durch 
den die Sache zur anderweiten Erörterung und Entſcheidung an das Land⸗ 
gericht zurückberwieſen ijt, Dieſes hat nunmehr die Beſchwerden des Kauf⸗ 
manns Daniel G. und der offenen Handelsgeſellſchaft Guſtav H. gegen den 
Beſchluß des Amtsgerichts zurückgewieſen. In ſeinem Beſchluſſe hat das 
Landgericht zu der Frage, ob die Beſchwerdeführer der Kommanditgeſellſchaft 
Warenhaus Adolf O. rechtswirkſam als Kommanditiſten beigetreten ſind, keine 
Stellung genommen. Es erachtet vielmehr die von den Beſchwerdeführern 
erſtrebte Löſchung ihrer Eintragung als Kommanditiſten im Hinblick auf die 
am 29. Januar 1912 erfolgte Eröffnung des Konkursverfahrens über das 
Vermögen der Kommanditgeſellſchaft als unzuläſſig. Denn — ſo führt das 
Landgericht unter Hinweis auf die Entſcheidung des Reichsgerichts in Zivil⸗ 
ſachen vom 12. Februar 1902 (51, 33) aus — nach § 171 HGB. hafte 
der Kommanditiſt den Gläubigern der Geſellſchaft bis zur Höhe ſeiner Einlage 
unmittelbar und zwar gemäß § 172 HGB. lediglich nach Maßgabe der 
Eintragung im Handelsregiſter. Dieſe bilde als eine öffentlich im Rechts⸗ 
verkehr abgegebene verantwortliche Erklärung ſür ſich allein den ſelbſtändigen 
Verpflichtungsgrund für die Haftung der Kommanditiſten, welche die Haſtung 
nicht durch Berufung auf Mängel der Eintragung, Anfechtbarkeit oder Nichtig⸗ 
keit des der Eintragung zu Grunde liegenden Vertragsverhältniſſes ablehnen 
könnten, ſofern nur die Eintragung mit ihrem Wiſſen und Willen erfolgt ſei. 
Dies fei hier der Fall. Die Eintragung fei hiernach die Grundlage der 
zwiſchen den Kommanditiſten und den Konkursgläubigern beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe, die durch die beantragte Löſchung zwar nicht geändert, wohl aber 
verdunkelt werden könnten. Andererſeits erſchöpfe ſich hierin die Bedeutung 
der Eintragung, da die Kommanditgeſellſchaft durch die Konkurseröffnung 
aufgelöſt ſei; ein erhebliches Intereſſe an der Löſchung ſei auf Seiten der 
Beſchwerdeführer, die nach ihren eigenen Ausführungen in erſter Linie den 
Ausſchluß ihrer Haftung erſtrebten, nicht erſichtlich. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter erneuter Auf⸗ 
hebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Sache zur anderweiten Erörterung 
und Entſcheidung nach Maßgabe der folgenden Gründe an das Landgericht 
zurückverwieſen: 

Nach § 142 FGG. kann der Regiſterrichter eine Eintragung in das 
Handelsregiſter löſchen, wenn ſie wegen Mangels einer weſentlichen Voraus⸗ 
ſetzung unzuläſſig war. Dieſe Vorſchrift iſt allerdings nicht dahin zu verſtehen, 
daß die Löſchung ſtets erfolgen könne, wenn nur die Eintragung zur Zeit 

Blätter f. Rechtspfl. LXI. N. F. XLI. Freiw. Gerichtsbart. 8 
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ihrer Vornahme unzuläffig war. Vielmehr muß die Eintragung aud noch 
zur Zeit der Löſchung unzuläſſig fein; anderenfalls würde das Handelsregiſter 
gerade durch die Löſchung unrichtig werden. Es können alſo auch Umſtände, 
die erſt nach der Eintragung eingetreten ſind, die Löſchung verbieten. Dem 
Landgerichte kann aber nicht zugegeben werden, daß im vorliegenden Falle 
die Löſchung durch die Eröffnung des Konkursverfahrens über das Vermögen 
der Kommanditgeſellſchaft unzuläſſig geworden ſei. Wenn auch nach der von 
dem Landgericht angezogenen Rechtſprechung des Reichsgerichts die mit Willen 
und Wiſſen der Kommanditiſten erfolgte Eintragung deren unmittellbare 
Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern begründet, ohne Unterſchied, 
ob der Eintragung ein gültiger Geſellſchaftsvertrag zu Grunde liegt oder 
nicht, fo’ hat dies doch nicht die Bedeutung, daß eine an ſich unzuläſſige 
Eintragung nicht wieder im Wege der Löſchung beſeitigt werden könnte. 
Der zu Unrecht als Kommanditiſt Eingetragene wird in der Regel gerade 
im Hinblick auf die 88 171, 172 HGB. das allererheblichſte Intereſſe an 
der Löſchung haben, um für die Zukunft ſeine Haftung auszuſchließen. Eine 
von vornherein ſachlich unzuläſſige Eintragung wird auch nicht etwa durch 
die Eröffnung des Konkursverfahrens zu einer zuläſſigen, und es iſt nicht 
erfindlich, inwiefern die Konkurseröffnung für die Frage der rechtlichen Zuläſſig⸗ 
keit der Löſchung von Bedeutung ſein ſollte. Die materiellrechtlichen Wirkungen 
der Löſchung berühren nicht deren Zuläſſigkeit. Die Rechtslage iſt im Falle 
der SS 171, 172 HGB. inſoweit keine weſentlich andere wie im Falle des 
§ 5 HGB., welcher der Eintragung einer Firma in das Handelsregiſter eine 
weitgehende Wirkung beilegt. In der Denkſchriſt (S. 20) wird aber zu 
§ 5 HGB. ausdrücklich bemerkt: 

„Die Eintragung kann nicht die Wirkung haben, daß nunmehr der Ein⸗ 
getragene auch dem Regiſterrichter gegenüber unbedingt als eintragungsfähiger 
Kaufmann zu gelten hätte, daß mithin die Löſchung der Firma ausgeſchloſſen 
wäre, wenn ſich nachträglich herausſtellen ſollte, daß die ſachlichen Voraus- 
ſetzungen der Eintragung nicht vorgelegen haben. Vielmehr muß in einem 
ſolchen Falle die Löſchung gerade mit Rückſicht auf die erweiterten Wirkungen, 
welche der Eintragung beigelegt find, zuläſſig bleiben .. Iſt die Firma 
gelöſcht, ſo kann für die Folgezeit die im § 5 vorgeſehene Wirkung der Ein⸗ 
tragung nicht mehr geltend gemacht werden.“ 

Die Richtigkeit dieſer Ausführungen liegt auf der Hand. Hiernach it 
es rechtsirrig, wenn das Landgericht die Löſchung für unzuläſſig erklärt. 

Aber auch der weitere Entſcheidungsgrund des Landgerichts, daß ein 
erhebliches Intereſſe an der Löſchung nicht mehr beſtehe, kann nicht gebilligt 
werden. Es iſt allerdings richtig, daß der Regiſterrichter ungeachtet des 
Fehlens einer weſentlichen Vorausſetzung der Eintragung zu deren Löſchung 
nicht verpflichtet ijt, wenn weder ein öffentliches Intereſſe noch ein Intereſſe 
der Beteiligten an der Löſchung beſteht (OL GRſpr. 5, 445; KG. 7/37 A, 198). 
Wenn das Landgericht hier ein erhebliches Intereſſe der Beteiligten verneint, 
ſo überſieht es zunächſt, daß ſchon die Tatſache der noch beſtehenden Ein⸗ 
tragung als Kommanditiſt einer in Konkurs geratenen Geſellſchaft geeignet 
iſt, den Eingetragenen geſchäftlich zu ſchädigen. Vor allem aber kommt in 
Betracht, daß die Eintragung als ſolche — d. h. ohne Rückſicht auf das 
Vorliegen eines gültigen Geſellſchaftsvertrags — keineswegs, wie aud in 
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der von dem Landgericht angeführten Entſcheidung des Reichsgerichts ausdrück⸗ 
lich hervorgehoben wird, eine Haftung für ſämtliche Geſellſchaftsſchulden be⸗ 
gründen kann, insbeſondere nicht für die ſich aus der Vorſchrift des § 28 HGB. 
ergebenden Verbindlichkeiten der Geſellſchaft. Im vorliegenden Falle ſind 
ausweislich der Regiſterakten die erſten Kommanditiſten in das bis dahin von 
Adolf O. als Einzelkaufmann betriebene Geſchäft erſt Ende Oktober 1911 
eingetreten und es iſt die Eintragung der Beſchwerdeführer als weitere Kom⸗ 
manditiſten erſt im November 1911 erfolgt, während das Konkursverfahren 
bereits am 29. Januar 1912 eröffnet iſt. Bei dieſem Sachverhalt iſt ohne 
weiteres anzunehmen — und wird auch von Adolf O., der von dem Land⸗ 
gericht als Zeuge vernommen iſt, beſtätigt —, daß ein ſehr erheblicher Teil 
der Schulden aus der Zeit vor der Eintragung herrührt. Iſt dies aber der 
Fall, ſo iſt, wie auch bereits in dem Beſchluſſe des Kammergerichts vom 
9. Auguſt 1912 angedeutet iſt, nicht zu verkennen, daß die Beſchwerdeführer 
ein großes Intereſſe an der baldigen Klärung der Streitfrage haben, ob ſie 
zu Recht als Kommanditiſten eingetragen ſind oder nicht. 


Unzuläſſigkeit der Umſchreibung eines im Grundbuch für den Erblaſſer 
eingetragenen Rechts auf den Erben auf Grund der Bewilligung des 
Teſtamentsvollſtreckers. 


§§ 19, 22, 36 GBO.; § 2203 BGB. 
Kammergericht Berlin, 23. Dezember 1912. — Bd. 13 S. 57. 


Im Grundbuche von B. iſt als Gläubigerin einer Hypothek von 
100 000 M. das Fräulein Eliſabeth F. aus B. eingetragen. Die Gläubigerin 
iſt im Jahre 1910 unter Hinterlaſſung eines privatſchriftlichen Teſtaments 
geſtorben. Nach dem Zeugniſſe des Nachlaßgerichts iſt der Rentner Guſtav 
S. in B. zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt. Dieſer hat in der notariell 
beglaubigten Urkunde vom 23. September 1912 mit dem Eigentümer des 
belafteten Grundſtücks, dem Kaufmann Guſtav J. in C., neue Kündigungs⸗ 
und Zahlungsbedingungen für die Hypothek vereinbart, beide haben die Ein⸗ 
tragung dieſer Bedingungen in das Grundbuch bewilligt und beantragt. In 
derſelben Urkunde hat der Teſtamentsvollſtrecker bewilligt und beantragt, daß 
die Hypothek mit den Zinſen ſeit dem 1. Juli 1912 auf namentlich ange⸗ 
führte 5 Perſonen als die Erben der eingetragenen Gläubigerin in ungeteilter 
Erbengemeinſchaft umgeſchrieben und dabei vermerkt werde, daß die Erben in 
der Verfügung über die Hypothek durch die Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers beſchränkt ſeien. Der Notar überreichte dieſe Urkunde, den Hy⸗ 
pothekenbrief, eine Ausfertigung des Teſtamentsvollſtreckerzeugniſſes ſowie eine 
von dem Gerichtsſchreiber des Nachlaßgerichts beglaubigte Abſchrift der letzt⸗ 
willigen Verfügung dem Grundbuchamt und beantragte, die in der Urkunde 
vom 23. September 1912 feſtgeſetzten Beſtimmungen grundbuchlich einzutragen 
und zugleich die Hppothek auf die Erben umzuſchreiben. Das Grundbuchamt 
forderte in einer Zwiſchen verfügung den Nachweis der Erbfolge durch einen 
Erbſchein und lehnte, nachdem der Notar dieſem Verlangen widerſprochen 
hatte, durch Beſchluß den Antrag auf Umſchreibung der Hypothek ab, weil 
der Nachweis, daß die als Erben bezeichneten Perſonen wirklich die Erben 
der eingetragenen Gläubigerin geworden ſeien, nicht in einer dem § 36 GBO. 

8 * 
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entsprechenden Weiſe geführt fei. Die Beſchwerde des Teſtamentsvollſtrederz 
wurde als unbegründet zurückgewieſen. Die gegen dieſen Beſchluß von den 
Teſtamentsvollſtrecker eingelegte weitere Beſchwerde hat das Kammergericht 
aus folgenden Gründen verworfen: 

Soweit das Gericht der weiteren Beſchwerde mit der Sache befaßt if, 


. — ane ces a 


handelt es ſich darum, daß eine Nachlaßhypothek im Wege der Grundbuc⸗ 
berichtigung auf die Erben umgeſchrieben werden ſoll, und zwar auf den 


Antrag und die Bewilligung des von der eingetragenen Gläubigerin ernannte 


Teſtamentsvollſtreckers. Daß ein Teſtamentsvollſtrecker zufolge der ihm in 


§ 2203 BGB. zugewieſenen Aufgabe, an Stelle des Erben alle zur Aus 
führung des letzten Willens des Erblaſſers erforderlichen Geſchäfte vorzunehmen, 
zur Stellung des Berichtigungsantrags (§ 13 GBO.) befugt tft, iſt gemeine 
Meinung. In RIA. 11, 125 iſt auch dargelegt, daß er, was hier nich 
unmittelbar in Betracht kommt, die nach § 22 Abſ. 2 GBO. zur Eintro⸗ 
gung des Erben als Eigentümer eines Nachlaßgrundſtücks erforderliche fu: 
ſtimmung kraft eigenen Rechtes erklären darf. Die hier zur Entſcheidung 


ſtehende Frage iſt, ob der Teſtamentsvollſtrecker die Eintragung des Erben 


gemäß § 19 GBO. bewilligen darf oder ob die die Unrichtigkeit des Grund: 
buds bewirkende Erbſolge gemäß § 22 Abſ. 1 GBO, nachgewieſen werden 
muß. Dieſe Frage iſt mit den Vorinſtanzen im zweiten Sinne zu beantworten. 

Im allgemeinen iſt die Berichtigungsbewilligung allerdings nicht nur 
eine zuläſſige, ſondern ſogar die von der Grundbuchordnung (88 19, 22) 
in erſter Linie vorgeſehene Grundlage einer berichtigenden Eintragung. Derjenige, 
zu deſſen Gunſten eine unrichtige Eintragung beſteht, iſt berechtigt, ſie mittel 
eine Berichtigungsbewilligung zu beſeitigen. Die Fähigkeit der Berichtigung 


bewilligung, die Berichtigungseintragung zu rechtfertigen, beruht auf den n 
ihr zutage tretenden Willen des von der Berichtigung Betroffenen. Von d 


Berichtigung betroffen wird in dem Falle, daß an Stelle des Budhberechtigten 
ein anderer eingetragen werden ſoll, der Buchberechtigte (RJ A. 12, 72) 


An einem ſolchen Berechtigten, aus deſſen Willen die Berichtigungsbewilligug 
ihre Kraft entnehmen könnte, fehlt es, wenn ein für den Erblaſſer eingetragenes 


Recht auf den Erben umgeſchrieben werden foll. Der eingetragene Beredtigte 
ift tot. Sein Erbe, an deſſen Stelle beim Vorhandenſein eines Teſtamentk 
vollſtreckers dieſer gemäß § 2203 BGB. zu handeln befugt fein würde, it 


— anders, wie dann, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht auf den 


Erbfalle, ſondern auf einem ſonſtigen rechtlichen Ereigniſſe beruht und de 


Berichtigung zugunſten eines Dritten erfolgen fol — nicht paſſiv beteiligt, 
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iſt vielmehr derjenige, zu deſſen Gunſten die Eintragung bewirkt werden fol. | 


Die Annahme einer Repräſentation des Verſtorbenen durch den Teſtaments 
vollſtrecker iſt dem geltenden Rechte fremd. Iſt hiernach in Fällen, wie den 
vorliegenden, eine Berichtigungsbewilligung rechtlich unmöglich, fo kann de 
Umſchreibung des Rechtes auf die Erben nur auf Grund des Nachweiſes da 
Erbfolge herbeigeführt werden (im Ergebnis übereinſtimmend OLG. Dresden 
in Seuff . 57, 254. Zu dem Nachweiſe bedarf es, ſofern die Erbfolge, 
wie hier, nicht auf einer in einer öffentlichen Urkunde enthaltenen Verfügung 
von Todeswegen beruht, gemäß § 36 GBH. des von dem Grundbudamle 
vor der Ablehnung des Umſchreibungsautrags vergeblich geforderten Erbſcheinz. 


| 
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Zuläſſigkeit der Eintragung eines Vermerks, daß eine Hypothek nach Ab⸗ 

lauf einer beſtimmten Friſt zu löſchen iſt. Notwendigkeit der Bewilli⸗ 

gung des Gläubigers, auch wenn der Vermerk gleichzeitig mit der Ein⸗ 
tragung der Hypothek eingetragen werden ſoll. 


SS 23, 24 G80. 
Kammergericht Berlin, 3. Februar 1913. — Bd. 13 S. 59. 


Die eingetragene Eigentümerin des Grundſtücks Blatt 885 des Grund⸗ 
buchs von O., Frau Eliſe G. in O., hat in der von dem Notar H. am 19. Dez. 
1910 beglaubigten Urkunde mit Genehmigung ihres Mannes folgendes erklärt: 

„Ich .. . erkenne hiermit an, daß mein Ehemann ... dem Kauf⸗ 

mann W. zu H. aus einem Verlagsgeſchäfte den Betrag von 4000 M. 

verſchuldet. Dieſer Betrag ſoll vom 1. Oktober 1912 ab mit 4 Proz. 

verzinſt, Kapital und Zinſen am 1. Oktober 1915 gezahlt werden. 

Für das obige Kapital . . beſtelle ich mit dem Grundſtück Blatt 885 
des Grundbuchs von O. Hypothek, bewillige und beantrage die Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch ... Die Löſchung hat am 1. Oktober 

1915 auf meinen einſeitigen Antrag hin zu erfolgen ..“ 

Der Notar überreichte die Urkunde mit der Bitte um Eintragung dem 
Grundbuchamt. Dieſes lehnte den Antrag mit der Begründung ab, daß die 
Beſtimmung über die Löſchung der Hypothek dem § 19 GBO. widerſpreche. 
Das Landgericht wies die Beſchwerde des Notars zurück. 


Auch der weiteren Beſchwerde des Notars wurde nicht ftattgegeben. 
In den Gründen iſt ausgeführt: 

Nach § 19 GBO. erfolgt eine Eintragung, wenn derjenige ſie bewilligt, deſſen 
Recht von ihr betroffen wird. Von der Löſchung einer Hypothek wird in 
erſter Linie der Gläubiger der Hypothek betroffen. Die Löſchung kann alſo 
grundſätzlich nur vorgenommen werden, wenn der Gläubiger ſie bewilligt. 
Der einſeitige Antrag des Eigentümers genügt nicht zur Löſchung. Eine 
Ausnahme von dieſem Grundſatz wird durch den § 22 Abf. 1 GBH. ge 
ſchaffen. Danach bedarf es zu einer Eintragung, die eine Berichtigung des 
Grundbuchs darſtellt, der Bewilligung desjenigen, deſſen Recht von ihr betroffen 
wird, nicht, wenn die Unrichtigkeit nachgewieſen wird. Zur Löſchung einer 
Hypothek ijt daher die Bewilligung des Hypothekengläubigers dann nicht 
erforderlich, wenn dem Grundbuchrichter nachgewieſen wird, daß die Hypothek 
zur Zeit der Löſchung nicht beſteht. 

Im vorliegenden Falle könnte demnach die Löſchung der Hypothek an 
dem in der Urkunde vorgeſehenen Zeitpunkt, d. h. am 1. Oktober 1915 ohne 
Bewilligung des Hypothekengläubigers W. dann erfolgen, wenn die Hypothek 
am 1. Oktober 1915 nicht mehr beſtehen würde. Dies wäre nur dann der 
Fall, wenn der Hypothek als ſolcher — was mangels einer entgegenſtehenden 
Vorſchrift zuläſſig iſt — der 1. Oktober 1915 als Endtermin (§ 163 BGB.) 
hinzugefügt und außerdem vereinbart wäre, daß das dingliche Recht am 1. Okt. 
1915 auch inſoweit erlöſchen ſolle, als zu dieſer Zeit Rückſtände an Zinſen 
und Koſten der im § 1118 BGB. genannten Art vorhanden wären. Denn 
in dieſem Falle würde nicht eine Eigentümerhypothek auf Grund der SS 1163 ff. 
BGB. eintreten, ſondern das dingliche Recht vollſtändig am 1. Oktober 1915 
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erlöſchen. Da ein folder Endtermin in den Eintragungsvermerk aufzunehmen 
wäre, würde der Nachweis, daß das Grundbuch vom 1. Oktober 1915 un⸗ 
richtig wäre, durch das Grundbuch erbracht werden. Es würde alsdann 
gemäß § 22 Abſ. 1 GB. der — nach § 27 Abſ. 1 GBO. in der Form 
des § 29 zu erklärende — Antrag der Grundſtückseigentümerin zur Löſchung 
der Hypothek genügen. 

Die von dem Notar vorgelegte Urkunde enthält indeſſen Beſtimmun gen 
der angegebenen Art nicht. Es iſt vielmehr nur bemerkt, daß Kapital und 
Zinſen am 1. Oktober 1915 gezahlt werden ſollen. Selbſt wenn aber auch 
zwecks Ergänzung der Urkunde der Erlaß einer Zwiſchenverfügung an ſich 
angezeigt geweſen wäre und die Urkunde im Sinne der vorſtehenden Ausfüh⸗ 
rungen ergänzt würde, könnte, ſoweit der § 22 GBO. in Betracht kommt, 
die Eintragung des Zuſatzes: „Die Löſchung hat am 1. Oktober 1915 auf 
meinen einſeitigen Antrag hin zu erfolgen“ nicht bewirkt werden. Denn es 
handelte ſich alsdann bei dieſem Zuſatze lediglich um eine Schlußfolgerung 
aus der Hinzufügung des Endtermins, alſo um eine überflüſſige Eintragung. 
Ueberflüſſige Eintragungen gehören aber nicht in das Grundbuch (ROY. 21 A, 
167; 28 A, 147). 

Die Rechtslage kann aber auch noch eine andere ſein. Wenn die Be⸗ 
teiligten nur die Vereinbarung getroffen hätten, daß die Hypothek mit dem 
1. Oktober 1915 erlöſchen ſolle, jo würde nicht der § 22, ſondern der § 24 
GBO. anwendbar fein. Denn in dieſem Falle würde die Hypothek am 1. Okt. 
1915 nur inſoweit erlöſchen, als das Kapital und die laufenden Zinſen in 
Betracht kämen. Dagegen würde, ſoweit Rückſtände von Zinſen und Koſten 
vorhanden wären, das dingliche Recht weiter beſtehen. Die Tatſache, daß 
der 1. Oktober 1915 herangekommen iſt, würde alſo dem Grundbuchrichter 
nicht den zwingenden Nachweis erbringen, daß das dingliche Recht vollſtändig 
erloſchen it. Der § 22 EBD. käme daher nicht in Frage. Dagegen greift 
in einem ſolchen Fall der § 24 GBO. Platz. Er lautet, ſoweit er hier von 
Bedeutung iſt: „Die Vorſchriften des § 23 finden entſprechende Anwendung, 
wenn das Recht ... mit dem Eintritt eines ... beſtimmten Zeitpunfts ... 
erliſcht.“ Der Hinweis auf § 23 GBO. ergibt, daß auch der § 24 ſich 
auf Rechte bezieht, bei denen im Falle ihres Erlöſchens Rückſtände von Lei: 
ſtungen nicht ausgeſchloſſen ſind. Daß zu dieſen Rechten auch die Hypotheken 
gehören, iſt zweifellos (KGJ. 33 A, 240; 34 A, 314). Da auf die im 
§ 24 geregelten Fälle alle Vorſchriften des § 23 Anwendung finden, fo 
kommt auch der Abſatz 2 des § 23 in Betracht. Danach bedarf es für die 
Löſchung der mit dem Eintritte des beſtimmten Zeitpunkts erlöſchenden Rechte 
der Bewilligung des Berechtigten nicht, wenn im Grundbuch eingetragen iſt, 
daß zur Löſchung des Rechtes der Nachweis des Eintritts des Zeitpunkts ge⸗ 
nügen ſoll. Eine derartige Eintragung würde in dem vorliegenden Falle 
etwa dahin zu lauten haben: „Zur Löſchung des Rechtes genügt die Tat⸗ 
ſache, daß der 1. Oktober 1915 herangekommen iſt.“ Da dieſe Tatſache 
ſich aus dem Kalender ergibt, alſo eines beſonderen Nachweiſes nicht bedarf, 
ſo ſtimmt mit einer ſolchen Eintragung die hier beantragte Eintragung „Die 
Löſchung hat am 1. Oktober 1915 auf meinen einfeitigen Antrag hin zu 
erfolgen“ inhaltlich überein. Der Grundbuchrichter konnte daher, da er die 
Faſſung der Eintragungsvermerke beſtimmt, auf Grund dieſes Antrags jene 
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Eintragung vornehmen, falls die Urkunde dahin ergänzt wurde, daß die Hy⸗ 
pothek am 1. Oktober 1915 erlöſchen ſolle. Ob eine ſolche Ergänzung durch 
Zwiſchenverfügung verlangt werden könnte, bedarf jedoch keiner Entſcheidung. 
Denn dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß zu einer ſolchen Eintragung 
die Bewilligung des Hypothekengläubigers nötig iſt. 

Die SS 23, 24 GBO. find erſt von der zweiten Kommiſſion in die 
OBO. hineingebracht worden. Der I. Entwurf der GBO. hatte eine ent⸗ 
ſprechende Vorſchrift nicht. Dagegen war eine dem § 23 als Grundlage 
dienende Beſtimmung in dem I. Entwurf des BGB. — S 836 — einge⸗ 
ſtellt. Auch dieſe Beſtimmung enthielt aber keine Vorſchrift, wie ſie jetzt im 
2. Abſatze des § 23 enthalten iſt. Die Denkſchrift zu § 21 des II. Ent⸗ 
wurfs der GBO. ſagt zur Begründung folgendes: „Die Beſchaffung der 
Bewilligung iſt freilich nicht ſelten mit Koſten und Weiterungen verbunden. 
Mit Rückſicht hierauf gewährt der Entwurf den Beteiligten die Möglichkeit, 
das Erfordernis einer ſolchen Bewilligung für alle Fälle von vornherein aus⸗ 
zuſchließen, indem ſie im Grundbuche den Vermerk eintragen laſſen, daß zur 
Löſchung des Rechtes der Nachweis des Todes des Berechtigten genügen ſoll. 
Aehnliche Vorſchriften finden ſich ſchon in geltenden Geſetzen.“ Welche Ge⸗ 
ſetze hiermit gemeint ſind, iſt aus den Materialien nicht zu erſehen. Dagegen 
iſt in der früheren preußiſchen Praxis eine Gepflogenheit feſtzuſtellen, die für 
die Auslegung des § 23 Abſ. 2 GBO. von Bedeutung iſt. Achilles⸗Strecker 
J Die Preußiſchen Geſetze über Grundeigentum und Hypothekenrecht vom 5. Mai 
1872 (4) 427 Anm. 2] jagen zu $ 102 der preußiſchen Grundbuchordnung: 
„In der Praxis hat man ... hier und da den Ausweg gewählt, daß man 
in den Altenteilsvertrag die Beſtimmung aufgenommen hat, nach welcher der 
Altſitzer die Löſchung des Altenteils auf den bloßen Nachweis ſeines Todes 
hin bewilligt. Dagegen iſt aber das Bedenken laut geworden, ob hierin nicht 
eine Verfügung von Todeswegen enthalten iſt. Das Bedenken entbehrt in⸗ 
deſſen der Begründung. Jene antizipierte Löſchungsbewilligung enthält einen 
Verzicht auf das Realrecht wegen der Rückſtände, die etwa beim Ableben des 
Berechtigten vorhanden ſein möchten. Zur Rechtsbeſtändigkeit eines ſolchen 
Verzichts bedarf es nur der Schriftform.“ Dieſe Bemerkung iſt von Turnau, 
GBO. 1, 546 Anm. 2 übernommen worden. Auch in dem Preußiſchen 
Hypothekenrechte von Dernburg⸗Hinrichs iſt in Bd. 1 S. 438 Anm. 55 die 
gleiche Gepflogenheit bezeugt. Hiernach war in der preußiſchen Praxis ein 
Mittel gefunden worden, um den Erfolg zu erreichen, der jetzt durch den 
§ 23 Abſ. 2 GBO. angeſtrebt wird, nämlich um alsbald nach dem Tode 
des Altſitzers die Löſchung des Altenteils ohne die Löſchungsbewilligung der 
Rechtsnachfolger des Altſitzers zu ermöglichen. Dieſes Mittel wurde zutreffend 
eine „antizipierte Löſchungsbewilligung“ genannt. Allerdings findet ſich bei 
den angeführten Schriftſtellern eine Gleichſtellung dieſer Löſchungsbewilligung 
mit dem materiellrechtlichen Verzicht auf die Rückſtände. Dies kommt offen⸗ 
bar daher, daß in dem früheren preußiſchen Rechte die formellrechtliche Be⸗ 
willigung von der materiellrechtlichen Rechtsänderungserklärung nicht ſo ſcharf 
unterſchieden wurde, wie dies in dem heutigen Grundbuchrechte der Fall iſt. 
Wenn unter dem heutigen Rechte der Altſitzer einen für den Fall ſeines 
Todes geltenden, alſo betagten Verzicht auf die alsdann vorhandenen Rück⸗ 
ſtände ſeines Rechtes erklärt und dieſer Verzicht eingetragen wird, ſo liegt, 
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wie ſich aus den obigen Ansführungen ergibt, ein Fall des S 22 GBO. 
vor. Denn alsdann erliſcht der Altenteil vollſtändig mit dem Tode des Be⸗ 
rechtigten. Wenn der § 23 Abſ. 2 überhaupt eine Bedeutung haben ſoll, 
ſo kann dieſe alſo nur darin beſtehen, daß derſelbe grundbuchrechtliche Erfolg, 
d. h. die Löſchung des Altenteils, die im Falle eines materiellredtliden. 
Verzichts auf die Rückſtände auf Grund des § 22 GBO. erreicht werden 
kann, ſich auch im Falle einer formellrechtlichen, im voraus abgegebenen 
Löſchungsbewilligung erzielen läßt. Der Unterſchied zwiſchen dieſen beiden. 
Fällen zeigt ſich nur im Verhältniſſe der Löſchung zu dem wahren Rechte. 
Im Falle des Verzichts iſt das Altenteil vollſtändig mit dem Tode des Be⸗ 
rechtigten erloſchen, das Grundbuch wird alſo durch die Löſchung hinſichtlich, 
des dinglichen Rechtes in feinem geſamten Umfange richtig gemacht. Im 
Falle der vorweggenommenen Löſchungsbewilligung iſt der Altenteil zwar dem 
Hauptrechte nach auch bereits mit dem Tode des Berechtigten erloſchen. Wenn 
aber bei dem Tode des Berechtigten Rückſtände vorhanden ſind, ſo bleibt. 
hinſichtlich ihrer das dingliche Recht bis zur Tilgung oder Verjährung der 
Rückſtände beſtehen; die Löſchung macht inſoweit alſo das Grundbuch unrichtig. 

Aus dieſen Erwägungen ergibt ſich die Entſcheidung. Wenn die preußiſche 
Praxis die Erteilung der Löſchungsbewilligung durch den Altſitzer verlangt, 
jo können hieraus allerdings keine Schlüſſe für die Bedeutung des § 23 
Abſ. 2 GBO. gezogen werden. Denn die preußiſche Auffaſſung ging, wie 
bemerkt, dahin, daß in der Löſchungsbewilligung zugleich ein materiellrechtlicher 
Verzicht auf das dingliche Recht wegen der Rückſtände zu erblicken ſei, und 
hielt es von dieſem Standpunkt aus offenbar für ſelbſtverſtändlich, daß eine 
Erklärung des Altſitzers erforderlich ſei. Dieſe Schlußfolgerung kann auf 
das heutige Recht nicht übertragen werdne weil, wie dargelegt, die Löſchungs⸗ 
bewilligung des § 23 Abſ. 2 GBO. keinen materiellrechtlichen Verzicht ent 
hält, ſondern lediglich formeller Natur iſt. Es bedarf daher auch keiner 
Erörterung der Frage, ob nicht in den Fällen, in denen ein materiellrechtlicher 
Verzicht auf das dingliche Recht hinſichtlich der Rückſtände erklärt iſt, die 
Bewilligung des Grundſtückseigentümers genügt, weil es ſich alsdann um die 
Feſtſtellung eines inhaltlich beſchränkten Rechtes handelt. Die Frage, ob für 
die in § 23 Abſ. 2 GBO. vorgeſehene Eintragung die Bewilligung des 
Grundſtückseigentümers genügt oder die Bewilligung des Berechtigten notwendig 
iſt, muß vielmehr unabhängig von der preußiſch⸗rechtlichen Auffaſſung ledig⸗ 
lich auf Grund der Rechtsnatur der der Eintragung zur Unterlage dienenden 
Erklärung beantwortet werden. Dieſe Erklärung iſt, wie ſich aus den vor⸗ 
ſtehenden Darlegungen ergibt, eine vorweggenommene Löſchungsbewilligung. 
Weil, wie die Denkſchrift a. a. O. ſagt, die Beſchaffung der Bewilligung 
der Rechtsnachfolger des Altſitzers nicht ſelten mit Koſten und Weiterungen 
verbunden iſt, ſoll dieſe Löſchungsbewilligung entbehrlich gemacht werden, 
und das geſchieht dadurch, daß der Altſitzer die Löſchungsbewilligung ausſtellt. 
Denn wenn der Altſitzer fic) damit einverſtanden erklärt, daß zur Löſchung. 
des Rechtes der Nachweis ſeines Todes genügen ſoll, obwohl er einen Ver⸗ 
zicht auf das dingliche Recht hinſichtlich der Rückſtände nicht abgibt, ſo kann 
das nichts anderes heißen, als daß der Altſitzer ſchon jetzt die Löſchung des 
Rechtes auf die Rückſtände für den Fall feines Todes bewilligt. Handelt 
es ſich aber um eine vorweggenommene Löſchungsbewilligung, ſo muß dieſe 
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nach der Regel des § 19 GBO. von dem Altſitzer ausgeſtellt werden. Denn 
ſein Recht, ſoweit es ſich in der Perſon ſeiner Rechtsnachfolger fortſetzt, wird 
von der demnächſtigen Löſchung betroffen. Daß die Löſchungsbewilligung auch 
über den Tod des Altſitzers hinaus wirkt, ergibt ſich aus § 130 Abſ. 2 
BGB. Damit ſtimmt auch überein, daß die Denkſchrift (a. a. O.) davon 
ſpricht, die „Beteiligten“ ſeien es, die im Grundbuche den Vermerk eintragen 
ließen, daß zur Löſchung des Rechtes der Nachweis des Todes des Berechtigten 
genügen ſoll. Hieraus ergibt ſich, daß die im § 23 Abſ. 2 vorgeſehene 
Eintragung nicht auf die Bewilligung des Grundſtückseigentümers, ſondern 
nur auf die Bewilligung des Berechtigten hin bewirkt werden kann, und zwar 
auch dann, wenn ſie gleichzeitig mit der Eintragung des Rechtes ſelbſt erfolgt. 
Dieſe Anſicht wird auch von Güthe, GBO. (2.) § 23 Anm. 21 vertreten, 
während Turnau⸗Förſter, Liegenſchaftsrecht (3) Bd. II, GBO. § 23 Anm. IIb 5, 
Achilles⸗ Strecker, GBO. § 23 Anm. 2, Fuchs⸗Arnheim (Grundbuchrecht 2 
§ 23 Anm. 9) und Predari, GBO. (2) § 23 Anm. 5 den entgegengeſetzten 
Standpunkt einnehmen. 

Was für den Fall des § 23 GBO. gilt, muß auch auf die Fälle 
des § 24 GBO. übertragen werden, da auf dieſe die Vorſchriften des § 23 
entſprechende Anwendung finden. Während es ſich aber in dem Falle des 
§ 23 um die Erſetzung der Löſchungsbewilligung der Rechtsnachfolger des 
Berechtigten durch die Löſchungsbewilligung des Berechtigten ſelbſt handelt, 
hat es der § 24 mit einer Löſchungsbewilligung zu tun, die der Berechtigte 
an Stelle einer ſpäter von ihm abzugebenden Löſchungsbewilligung ſchon 
jetzt erteilt. Im übrigen wird an der Tragweite der Vorſchrift nichts geändert. 


Einlegung der weiteren Beſchwerde durch Einreichung einer privatſchriftlichen 
Eingabe, zu der der Gerichtsſchreiber eine protokollariſche Eingangs⸗ und 
Schlußformel ſowie eine allgemeine Rüge der Verletzung des Geſetzes 
hinzugefügt hat. Nichtberückſichtigung der nicht von dem Gerichtsſchreiber 
herrührenden Teile des Schriftſatzes. 
§ 21 Abſ. 2, § 29 Abi. 1, 4 FG. 
Kammergericht Berlin, 23. Mai 1913. — Bd. 13, S. 65. 


Gegen einen Beſchwerdebeſcheid des Landgerichts hat Dr. jur. Ernſt R. 
namens ſeiner Muttter, der Witwe Wilhelmine R., in folgender Form zu 
Protokoll des Gerichtsſchreibers des Landgerichts eine weitere Beſchwerde ein⸗ 
gelegt: Auf einem mit einer Schreibmaſchine geſchriebenen, offenbar von Dr. R. 
gefertigten und von dieſem überreichten Schriftſatz iſt am Eingange von dem 
Gerichtsſchreiber vermerkt worden: 

„Gerichtsſchreiberei Abt. 5 B., den 22. April 1913. 
des Königlichen Landgerichts . 

Zivilkammer. 

Es erſcheint Dr. jur. Ernſt R. aus B. und erklärt: „.. 

Am Schluſſe heißt es dann: 

„Ich beantrage daher, den Beſchluß des Königlichen Landgerichts 

B. vom 20. Dezember 1913 aufzuheben und den Antrag des 
zurückzuweiſen bzw. die Sache zur anderweiten Prüfung und Ent⸗ 
ſcheidung an das Königliche Landgericht zurückzuverweiſen. 
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Zur Durchſicht vorgelegt, von mir genehmigt und, wie folgt, unter- 
ſchrieben.“ 
Es folgen dann die Unterſchriften des Dr. jur. R. und des Gerichts- 
ſchreibers. 
Im übrigen iſt in dem Schriftſatz ein Satz von dem Gerichtsſchreiber 
geändert worden. Er hat dabei die Worte eingefügt: „Ich rüge Verletzung 
des Geſetzes durch Nichtanwendung bzw. nicht richtige Anwendung.“ 


Die ſo eingelegte weitere Beſchwerde iſt zwar als formgerecht erhoben an⸗ 
zuſehen. Nach § 29 Abſ. 1, 4, § 21 Abf. 2 FGG. kann die weitere Be⸗ 
ſchwerde, falls die Einlegung nicht durch Einreichung einer von einem Rechts⸗ 
anwalt unterzeichneten Beſchwerdeſchrift erfolgt, zu Protokoll des Gerichtsſchreibers 
des Gerichts erſter Inſtanz oder des Landgerichts oder des Gerichts der weiteren 
Beſchwerde eingelegt werden. Da der Antrag auf der letzten Seite der weiteren 
Beſchwerde, ebenſo wie die allgemeine Rüge der Verletzung des Geſetzes durch 
Nichtanwendung bzw. nicht richtige Anwendung auf der erſten Seite von der 
Hand des Gerichtsſchreibers herrühren, ſo iſt die weitere Beſchwerde form⸗ 
gerecht erhoben, weil hinſichtlich der Einlegung der weiteren Beſchwerde ein 
ordnungsgemäßes Gerichtsſchreiberprotokoll vorliegt. Dies kann aber hinſicht⸗ 
lich der von der Hand des Gerichtsfchreibers nicht herrührenden, mit der 
Schreibmaſchine hergeſtellten und offenbar von Dr. R. gefertigten Einzelrügen 
nicht gelten. Denn hinſichtlich dieſer Begründung der weiteren Beſchwerde 
handelt es ſich um nichts weiteres als um einen von Dr. R. überreichten 
Schriftſatz, welcher der Protokollform entbehrt. Denn dadurch, daß der Gerichts⸗ 
ſchreiber den Schriftſatz mit der protokollariſchen Eingangs⸗ und Schlußformel 
verſehen hat, hat er zwar dem ganzen Schriftſatze den äußeren Anſchein eines 
Gerichtsſchreiberprotokolls beigelegt. Der Schriftſatz ſelbſt kann aber als ordnungs⸗ 
gemäßes Protokoll nicht gelten, weil der Zweck des § 29 FGG. dahin geht, 
eine Gewähr dafür zu bieten, daß das Rechtsmittel in einer ſachgemäßen Weiſe 
unter Ausſcheidung aller zweckloſen Ausführungen begründet werde, und dieſer 
Zweck der geſetzlichen Vorſchrift völlig verfehlt ſein würde, wenn man eine 
Begründung des Rechtsmittels in der Weiſe zuließe, wie es hier geſchehen iſt. 
Denn dieſe Form der Begründung entbehrt aller derjenigen Garantien, welche 
durch die von dem Gerichtsſchreiber vorgenommene Protokollierung gegeben 
werden ſollen (KGJ. 22 A, 202; RG. in WarnGrgBd. 1910 Nr. 78). 
Aus dieſen Gründen können die mit der Schreibmaſchine geſchriebenen Teile 
der weiteren Beſchwerde nicht als eine „Erklärung zu Protokoll des Gerichts⸗ 
ſchreibers“ erachtet werden. Sie müſſen deshalb unberückſichtigt bleiben. 


Recht der wiederverheirateteu ehelichen Mutter, der die Sorge für die 
Perſon ihrer Kinder erſter Ehe zuſteht, die religiöſe Erziehung der 
Kinder zu beſtimmen, ſofern das Landesrecht keine anderweitige Regelung 
trifft. 
§ 1631 Abſ. 1, §§ 1696, 1697 BGB. 


Oberlandesgericht Hamburg, 12. Februar 1913. — Bd. 13 S. 66. 


Der wiederverheirateten Mutter ſteht über ihre erſtehelichen Kinder zwar 
nicht die volle elterliche Gewalt, wohl aber die Sorge für die Perſon der 
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Kinder zu, in welcher das Recht, über ihre religiöſe Erziehung zu beſtimmen, 
inbegriffen iſt. Daran wird nichts dadurch geändert, daß den Kindern ein 
Vormund beſtellt iſt. Nicht dieſer, der nur die rechtliche Stellung eines Bei⸗ 
ſtandes hat, ſondern nur die Mutter hat zu entſcheiden, in welcher Weiſe die 
religiöſe Erziehung erfolgen ſoll, und alſo auch, welcher Konfeſſion ihre Kinder 
angehören ſollen. Das iſt das Recht des Bürgerlichen Geſetzbuchs, welches 
mangels abweichender Vorſchrift in Hamburg gilt und deſſen Recht entſcheidet, 
weil die Kinder hamburgiſche Staatsangehörige ſind. 


Die übereinſtimmende Meinung aller Kommentatoren zu § 1697 BGB., 
ferner Endemann, Lehrbuch des Bürgerlichen Rechts (8/9) II 628 Anm. 60, 
geben das religiöſe Erziehungsrecht ausſchließlich der Mutter (auch der wieder⸗ 
verheirateten, wenn der Vater geſtorben ijt), Der im KGJ. 28, 298 ab⸗ 
gedruckte Beſchluß des Oberlandesgerichts Frankfurt führt — nach Feſtſtellung 
dieſes Rechtsſatzes — noch ſpeziell aus: die Erwägung, daß die Wahl der 
Konfeſſion zugleich die Zugehörigkeit zu einer Kirchengemeinſchaft begründe und 
deshalb rechtliche Folgen nach ſich ziehe, könne nicht dazu führen, die Be⸗ 
ſtimmung über die religiöſe Erziehung des Mündels (ſtatt der Mutter) dem 
Vormund zuzuweiſen. 

Endlich würde zur Zurückweiſung der Beſchwerde auch die Erwägung 
genügen, daß die Handlungsweiſe der Mutter, welche nach ihrem eigenen 
Uebertritte zur evangeliſchen Konfeſſion ihre Kinder in dieſer erziehen und auch 
taufen läßt, keinesfalls einen Mißbrauch ihrer Sorge für die Perſon der 
Kinder enthält und daher die vom Vormunde beantragte Entziehung dieſer 
Fürſorge nicht gerechtfertigt ſein würde. 


Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts bei Streitigkeiten zwiſchen dem 
Vormund einer entmündigten Ehefran und dem Ehemann über den Verkehr 
des Mündels mit dem Vormunde. 


88 1354, 1682, 1901 BGB.; § 45 F. 
Kammergericht Berlin, 14. März 1913. — Bd. 18 S. 67. 


Der Beſchwerdeführer iſt der Vater und Vormund der Frau Martha M., 
die wegen Geiſteskrankheit entmündigt worden iſt. Die Entmündigte wohnt 
bei ihrem Ehemanne, Dr. M. Das Verhältnis zwiſchen dem Beſchwerdeführer 
und ſeinem Schwiegerſohn iſt ein ſehr geſpanntes. 

Als im Jahre 1912 Dr. M. der Pflegerin der Entmündigten verbot, 
mit dieſer den Beſchwerdeführer zu beſuchen, wandte ſich letzterer an das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht und beantragte, an Dr. M. eine Verfügung dahin zu er⸗ 
laſſen, daß er zu geſtatten habe, daß ſeine Frau den Vormund alle 14 Tage 
abends von 6 bis 9 Uhr oder von 7 bis 10 Uhr in Begleitung der Pflegerin 
beſuche. Verſuche des Vormundſchaftsgerichts, auf gütlichem Wege eine Einigung 
herbeizuführen, ſcheiterten an dem ablehnenden Verhalten des Dr. M., der dem 
Beſchwerdeführer nur geſtatten wollte, die Frau M. in der ehelichen Wohnung 
aufzuſuchen, und das Recht, den Aufenthaltsort ſeiner Frau zu beſtimmen, für 
ſich in Anſpruch nahm. 

Demgegenüber hat der Beſchwerdeführer ausgeführt, daß ſich das Ver⸗ 
halten des Dr. M. ſeiner Frau gegenüber als Mißbrauch ſeiner ehemännlichen 
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Gewalt gemäß § 1354 Abſ. 2 BGB. darſtelle. Er, der Beichwerdeführer, 
habe als geſetzlicher Vertreter der Ehefrau deren Rechte wahrzunehmen. Cs 
handle. ſich auch um einen Eingriff in ſeine Rechte als Vormund und 
ihm könne nicht zugemutet werden, die Wohnung ſeines Schwiegerſohnes 
zu betreten. Das Vormundſchaftsgericht hat durch Beſchluß ſeine Mitwirkung 
abgelehnt, da es ſich hier um einen Streit zwiſchen Ehegatten und nicht 
um eine vormundſchaftliche Angelegenheit handele, über die nur das Prozeß 
gericht zu entſcheiden habe. Gegen dieſen Beſchluß legte der Vormund Ber 
ſchwerde ein, die aber vom Landgericht zurückgewieſen wurde. Die weitere 
Beſchwerde iſt gleichfalls zurückgewieſen worden. In den Gründen iſt aus⸗ 
geführt: ö 

Die Vorinſtanzen haben das Verlangen des Vormundes, daß ſein Mündel 
ihn beſuche, als die Geltendmachung eines aus der Perſon des Mündels ſich 
ergebenden Rechtes gegenüber dem Ehemanne des Mündels aufgefaßt, zu deſſen 
Durchführung dem Vormundſchaftsgerichte Machtbefugniſſe nicht zur Verfügung 
ſtänden. Richtiger iſt es wohl, in dem Verlangen des Vormundes die Aus⸗ 
übung des dieſem zuſtehenden Rechtes der tatſächlichen Sorge für die Perſon 
des volljährigen Mündels zu erblicken (§ 1901 Abſ. 2 BGB.). Auch dieſes 
Recht erſtreckt ſich gemäß § 1901 Abſ. 1 BGB. nur fo weit, als es der Zweck 
der Vormundſchaft erfordert. Es bleiben alſo durch die Fürſorge des Vormundes 
die dem Ehemann auf Grund der ehelichen Gemeinſchaft zuſtehenden Rechte 
unberührt. Herrſcht daher über den Umfang der beiderſeitigen Rechte zwiſchen 
dem Vormund und dem Chemanne Streit, fo handelt es fic) dabei nicht um 
eine Angelegenheit, über die zu entſcheiden das Vormundſchaftsgericht berufen 
wäre, ſondern in dieſer Beziehung ſteht dem Vormunde der Ehemann des 
Mündels wie jeder andere Dritte gegenüber, der ihm ſein Recht zur tatſächlichen 
Sorge für die Perſon des Mündels ſtreitig macht. Wenn dieſes Recht dem 
Vormund auch von einer öffentlichen Behörde, dem Vormundſchaftsgericht, übers 
tragen worden iſt, ſo liegt doch ſeine Geltendmachung ihm ſelbſtändig ob, da 
hier nicht die Durchführung einer vom Vormundſchaftsgerichte beſchloſſenen 
Maßregel, ſondern die Abwehr eines vermeintlichen Eingriffs des Ehemannes 
in die unter Billigung und auf Veranlaſſung des Vormundſchaftsgerichts ge⸗ 
ſchaffene tatſächliche Gewalt des Beſchwerdeführers in Frage ſteht (OL GRſpr. 
2, 451). Zur Entſcheidung über eine ſolche Streitigkeit iſt allein das Prozeß⸗ 
gericht zuſtändig. 

Im übrigen mag noch bemerkt werden, daß, ſelbſt wenn man das Ver⸗ 
langen des Beſchwerdeführers als Geltendmachung der Rechte ſeiner Tochter, 
deren geſetzlicher Vertreter er ſei, auffaſſen wollte, auch in dieſem Falle das 
Vormundſchaftsgericht zur Entſcheidung nicht zuſtändig wäre. Auch über die 
Rechte, die ſich auf § 1354 Abſ. 2 BGB. gründen, hat ausſchließlich das 
Prozeßgericht zu entſcheiden. 

Der § 45 FGG., deſſen Anwendbarkeit auf den vorliegenden Fall die 
weitere Beſchwerde behauptet, hat nur die Fälle im Auge, in denen das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Grund beſonderer Geſetzesvorſchriften (§ 1357 Abſ. 2, 
§ 1358 BGB.) zur Entſcheidung in Angelegenheiten, welche die perſönlichen 
Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander betreffen, berufen iſt. Einer dieſer 
Fälle liegt hier nicht vor. 
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Beſtellung eines Pflegers für die Vermögensangelegenheiten einer mit 
ihrem Manne in Gütertrennung lebenden Frau; mangelndes Beſchwerderecht 
des Mannes. : 


S 1427 Abſ. 2 BGB.; § 20 FGG. 
Kammergericht Berlin, 28. März 1918, — Bd. 13 S. 69. 


Der Ehefrau des Rentners S., Auguſte geb. Z., iſt von dem Amtsgericht 


in N. ihr Halbbruder, der Kaufmann Z., als Pfleger zur Vertretung in ihren 


vermögensrechtlichen Angelegenheiten beſtellt worden ($ 1910 BGB.). Gegen 
die Beſtellung des Z. hat der Ehemann S. Beſchwerde eingelegt, indem er 
geltend machte, daß Z. zur Führung des Amtes wegen ſeiner perſönlichen 
Eigenſchaſten ungeeignet ſei. Das Landgericht hat den Z. aus dem Amte als 
Pfleger entlaſſen. 


Auf die ſofortige weitere Beſchwerde des Pflegers hat das Kammergericht 
unter Aufhebung des landgerichtlichen Beſchluſſes die Beſchwerde des S. zurüd- 
gewieſen. 

In den Gründen iſt ausgeführt: Das Landgericht hat dem Ehemann S. 
ein Beſchwerderecht gegen die Pflegerbeſtellung des Z. aus § 20 FGG. mit 
der Begründung eingeräumt, daß dem S., wenn er auch mit ſeiner Frau in 
Gütertrennung lebe, doch gemäß § 1427 Abſ. 2 BGB. Forderungsrechte an 
dem Vermögen ſeiner Frau zuſtänden und daß durch die Beſtellung eines un⸗ 
geeigneten, insbeſondere ihm feindlich geſonnenen Pflegers der Ehemann in ſeinen 
Beziehungen zu dem Frauengute beeinträchtigt werde. Dieſe Ausführungen 


‘find rechtsirrtümlich. Der § 20 a. a. O. ſetzt voraus, daß eine Beeinträchtigung 


des Rechtes des Beſchwerdeführers vorliegt, d. i. ein unmittelbarer Eingriff in 
ſein Recht, der eine direkte Verletzung ſeines Rechts darſtellt. Dagegen genügt 
es nicht, daß die angefochtene Verfügung auf die rechtlichen Beziehungen des 
Beſchwerdeſührers mittelbar von Einfluß iſt und daß er inſofern ein wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe an ihrer Aenderung hat. Im vorliegenden Falle leben die 
Eheleute in Gütertrennung (§§ 1426 ff. BGB.). Die eingeleitete Pflegſchaft 


erſtreckt ſich nur auf die vermögensrechtlichen Angelegenheiten der Frau. Da⸗ 


durch, daß für dieſe Vermögensangelegenheiten Z. der Frau als Pfleger beſtellt 
worden iſt, iſt in kein Recht des Mannes eingegriffen worden. Denn dadurch, 
daß ein anderer als die Frau die Rechte in Anſehung der Vermögensangelegen⸗ 
heiten der Frau ausübt, wird irgendein Recht des Mannes nicht beeinträchtigt. 
Das Recht des Mannes, von der Frau einen Beitrag zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes zu fordern (§ 1427 BGB.), beſteht in gleicher Weiſe 
wie vor der Pflegerbeſtellung fort und wird durch die Beſtellung des Z. zum 
Pfleger nicht unmittelbar berührt. Der Ehemann mag ein wirtſchaftliches 
Intereſſe daran haben, daß die Pflegſchaft durch einen ihm genehmen Pfleger 
geführt wird. Aber ſolche wirtſchaftlichen Intereſſen reichen nicht aus, um 
ein Beſchwerderecht aus § 20 FGG. zu geben. Ein Recht des Ehemannes 
würde durch die Beſtellung des Z. zum Pfleger allerdings dann beeinträchtigt 
ſein, wenn er ein Recht darauf hätte, ſelbſt als Pfleger beſtellt zu werden. 
Ein ſolches Recht beſteht aber nicht (vgl. §§ 1915, 1776, 1779 BGB.). 
Daher hat der Ehemann auch kein Beſchwerderecht aus § 20 a. a. O. Eine 
andere Geſetzesvorſchrift, auf die der Ehemann ein Beſchwerderecht gründen 
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könnte, beſteht nicht. Insbeſondere kommt § 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. hier 
nicht in Betracht, weil die Beſtellung eines Vermögenspflegers keine Entſcheidung 
über eine die Sorge für die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit 
enthält. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, einen von dem Vormunde perſönlich 


erſtatteten Bericht über das Ergehen des Mündels zu verlangen und durch 


Ordnungsſtrafen zu erzwingen. 
88 1837, 1839 BGB., § 13 366. 
Kammergericht Berlin, 18. April 1913. — Bd. 13 S. 70. 


Der Beſchwerdeführer Paſtor Wilhelm P. iſt im März 1911 zum Vor⸗ 


munde des von der unverehelichten Berta G. geborenen Kindes beſtellt worden. 
Auf die an ihn gerichtete Aufforderung des Königlichen Amtsgerichts in C. als 
des zuſtändigen Vormundſchaftsgerichts vom 25. Januar 1913, über das Er⸗ 
gehen des Mündels einen von ihm ſelbſt unterzeichneten Bericht zu erſtatten, 


iſt bei dem Amtsgericht ein Bericht eingegangen, worin über das Ergehen des. 


Mündels nähere Angaben gemacht werden. Verwendet iſt zu dem Bericht ein 
Formular des Kinder⸗Rettungsvereins, in welchem als Vorſtand der Paſtor 
Wilhelm P. bezeichnet iſt; unterſchrieben iſt der Bericht mit: „J. A. Dr. B.“ 

Das Amtsgericht hat darauf unter Bezugnahme auf die in ſeiner Ver⸗ 
fügung vom 25. Januar 1913 geſtellte Anforderung den Vormund aufgefordert, 
binnen zwei Wochen — bei Vermeidung einer Ordnungsſtrafe von 20 M. — 


einen von ihm ſelbſt unterzeichneten Bericht einzureichen. Dieſer hat darauf 


erwidert, daß er als Berufsvormund infolge Ueberlaſtung nicht in der Lage 
ſei, ſämtliche einfachen Pflegeberichte ſelbſt zu unterſchreiben, und daß er daher 
auch dem Amtsgericht C. gegenüber an der von ihm auch ſonſt bisher geübten 
Art und Weiſe feſthalten werde. Dieſes hat daraufhin gegen ihn eine Ordnungs⸗ 
ſtrafe von 1 M. feitgejegt, da er trotz Strafandrohung es unterlaſſen habe, 
einen von ihm ſelbſt unterzeichneten Bericht einzureichen. Die gegen dieſen 
Beſchluß eingelegte Beſchwerde iſt vom Landgerichte zurückgewieſen worden. 

Auch die weitere Beſchwerde hatte keinen Erfolg. In den Gründen iſt 
ausgeführt: 

Allerdings kann dem Landgerichte nicht beigepflichtet werden, wenn dieſes 
grundſätzlich verlangt, daß der Vormund die von ihm nach S 1839 BGB. 
zu erſtattenden Berichte ſelbſt unterſchreiben müſſe und nicht berechtigt ſei, 
einen Dritten mit der Abfaſſung, Unterzeichnung und Einreichung des Berichts 
zu beauſtragen. Der § 1839 BGB. gibt über die Form der dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht auf deſſen Verlangen über die Führung der Vormundſchaft und 
über die perſönlichen Verhältniſſe des Mündels zu erſtattenden Auskunft keinerlei 
beſonderen Vorſchriften; nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ijt daher der Vorſchrift des § 1839 BGB. genügt, wenn die 
Auskunft erkennbar von dem Vormunde herrührt oder, wenn ein Dritter ſie 
erteilt hat, dies offenbar im Auftrage des Vormunds geſchehen iſt. Dieſer 
Rechtsgrundſatz folgt ſchon aus § 13 Satz 2 FGG., wonach die Beteiligten 
— zu denen auch der Vormund gehört — ſich vor Gericht durch Bevollmächtigte 
vertreten laſſen können. Zwar hat die genannte Geſetzesſtelle in erſter Stelle 
den perſönlichen Verkehr eines Beteiligten mit dem Gericht an der Gerichtsſtelle 
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im Auge, fie gilt aber nicht weniger, wenn es ſich lediglich um einen ſchrift⸗ 
lichen Verkehr beider handelt, wie das Kammergericht bereits für den Fall 
einer ſchriftlichen Anmeldung zum Vereinsregiſter anerkannt hat (RIA. 4, 31). 
Es kann daher nicht als eine Geſetzes verletzung bezeichnet werden, wenn — wie 
der Beſchwerdeführer anführt — andere Vormundſchaftsgerichte Berichte Dritter, 
die offenbar von dem Vormunde herrührten und in deſſen Auftrag erſtattet 
waren, als ſolche im Sinne des § 1839 BGB. haben gelten laſſen. Daß 
es ſich bei dieſer Berichterſtattung um eine Angelegenheit höchſt perſönlicher Art 
handelt, bei der ſich der Vormund durch einen Dritten nicht dürfe vertreten 
laſſen, iſt aus dem Geſetze nicht herzuleiten. Iſt der Vormund ſogar befugt, 
innerhalb der Grenzen ſeiner Vertretungsmacht einem Dritten zu rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Handlungen Vollmacht zu geben (OL GRſpr. 5, 410), fo iſt nicht ab» 
zuſehen, warum er nicht auch befugt ſein ſollte, einen Dritten mit der Er⸗ 
ſtattung der nach § 1839 BGB. erforderten Berichte zu beauftragen. Grund: 
ſätzlich unübertragbar iſt nur das vormundſchaftliche Amt als ſolches, alſo der 
Inbegriff der dem Vormunde nach § 1793 BGB. zuſtehenden Rechte und 
Pflichten. Darum handelt es ſich im vorliegenden Falle nicht, und deshalb 
hätte das Vormundſchaftsgericht nicht geſetzwidrig verfahren, wenn es den im 
Auftrage des Vormundes erſtatteten Bericht, ſofern ſonſt gegen die Annahme, 
daß der Vormund mit deſſen Inhalt einverſtanden ſei, keine Bedenken beſtanden, 
als ausreichend angeſehen hätte. 

Im vorliegenden Falle hat aber das Vormundſchaftsgericht ausdrücklich 
einen perſönlichen Bericht des Vormundes erfordert und von vornherein erklärt, 
daß es einen von dritter Seite erſtatteten Bericht nicht als ausreichend anſehen 
werde. Zu einer ſolchen Anforderung aber war und iſt es zweifellos berechtigt. 
Wie das Gericht, wenn auch ſonſt die Beteiligten ſich durch Bevollmächtigte 
vertreten laſſen dürfen, doch nach § 13 Satz 2 JGG. das perſönliche Er⸗ 
ſcheinen der Beteiligten an Gerichtsſtelle anordnen kann, ſo kann es, auch wenn 
es ſich auf den ſchriftlichen Verkehr mit einem Beteiligten beſchränken will, doch 
den Verkehr mit dem Bevollmächten ablehnen und anordnen, daß der Beteiligte 
ſeine ſchriftliche Erklärung perſönlich abgebe. Auch dies hat das Kammergericht 
bereits für den Fall einer Anmeldung zum Vereinsregiſter ausgeſprochen 
(RIA. 8, 130), es gilt dies aber ebenſo für den Fall der Erſtattung einer 
Auskunft, wenn das Vormundſchaſftsgericht eine ſolche von dem Vormunde perſön⸗ 
lich verlangt. Kraft ſeiner Gehorſamspflicht (§ 1837 BGB.) iſt der Vormund 
dieſem Verlangen nachzukommen verpflichtet und die Erſtattung eines perſönlichen 
Berichts kann daher, wenn ſie verweigert wird, durch Ordnungsſtrafen erzwungen 
werden. Dieſe Verpflichtung wird nicht etwa dadurch herabgemindert oder 
beeinflußt, daß im gegebenen Falle der Vormund ein Berufsvormund iſt und 
die perſönliche Erſtattung der Berichte ſeine Geſchäftsführung zu erſchweren ge⸗ 
eignet iſt. Denn das Geſetz hat, abgeſehen von den im Art. 136 EGz BGB. 
und im Art. 78 PrAGz BGB. geregelten Fällen, dem Berufsvormunde vor 
dem Einzelvormunde beſondere Rechte oder Vergünſtigungen nicht eingeräumt 
(OL GRſpr. 26, 106), vielmehr hat auch dieſer, wie der Einzelvormund, ſich 
den Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts zu fügen, wenn andererſeits auch 
für das Vormundſchaftsgericht keine Veranlaſſung vorliegen wird, dem Berufs⸗ 
vormunde mehr, als es durch die Sachlage geboten iſt, fein im öffentlichen. 
Intereſſe (KG J. 38 A, 34/37) geführtes Amt zu erſchweren. 
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Berechtigtes Intereſſe des bisherigen Pflegers, eine die Sorge für die 
Perſon ſeines früheren Mündels betreffende Angelegenheit wahrzunehmen; 
Beſchwerderecht gegen den die Pflegſchaft aufhebenden Beſchluß. 

§ 20, § 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. 


Kammergericht Berlin, 9. Mai 1913. — Bd. 13 S. 73. 


Das Amtsgericht hatte durch Beſchluß vom 22. April 1911 der Witwe 
S. auf Grund des § 1666 BGB. die Sorge für die Perſon ihrer minder: 
jährigen Tochter Elſe S. entzogen und auf den Pfleger Rechtsanwalt Dr. M. 
übertragen. Der Beſchluß iſt damit begründet, daß das geiſtige Wohl des 
Kindes gefährdet fei, weil die Mutter keine ausreichende Gewähr für eine deutſche 
Erziehung ihres Kindes biete. Auf die Beſchwerde der Mutter hat das Land⸗ 
gericht durch Beſchluß vom 13. Juni 1911 den amtsgerichtlichen Beſchluß auf 
gehoben. Im Frühjahr 1912 hat dann die Mutter mit dem Kinde Deutſch⸗ 
land verlaſſen. Sie hat fic) über London nach Rio de Janeiro begeben. 
Darauf hat das Amtsgericht durch Beſchluß vom 22. Juni 1912 erneut der 
Mutter die Sorge für die Perſon ihrer Tochter entzogen und demnächſt den 
Rechtsanwalt Dr. M. zum Pfleger für die Perſonenſorge beſtellt. Auf die 
Beſchwerde der Mutter hat aber das Landgericht durch Beſchluß vom 18. März 
1913 den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben. 

Der Rechtsanwalt Dr. M. hat weitere Beſchwerde eingelegt, der das 
Kammergericht ſtattgegeben hat. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Das Rechtsmittel iſt zuläſſig, auch iſt das Beſchwerderecht des Beſchwerde⸗ 
führers anzuerkennen. Der Beſchwerdeführer iſt zunächſt auf Grund des Art. 23 
EGzBGB. am 17. November 19 10 für die perſonenrechtlichen und ver 
mögensrechtlichen Angelegenheiten, insbeſondere auch für die Feſtſtellung der 
Staatsangehörigkeit des Kindes, zum Pfleger beſtellt worden. Er iſt dann, 
abgeſehen von ſeiner Eigenſchaft als Vermögenspfleger, am 27. Dezember 1910 
zum Pfleger beſtellt „für ein gegen die Mutter einzuleitendes Verfahren aus 
§ 1666 BGB. auf Entziehung der Sorge für die Perſon, inſoweit die 
Aufenthaltsbeſtimmung in Frage komme“, und es iſt ihm gleichzeitig vom Vor⸗ 


mundſchaftsgerichte für die Dauer dieſes Verfahrens das Recht der Aufenthalte: 


beſtimmung übertragen worden. Als darauf der Mutter durch Beſchluß des 
Amtsgerichts vom 22. April 1911 die Perſonenſorge entzogen wurde, wurde 
dieſes Recht dem Beſchwerdeführer übertragen, welcher es bis zur Zuſtellung 
des Beſchluſſes vom 13. Juni 1911 ausübte. Nach Erlaß des amtsgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes vom 22. Juni 1912 wurde der Beſchwerdeführer am 
8. Juli 1912 zum Pfleger für die Perſonenſorge des Kindes beſtellt. Der Grund 
für die Anordnung dieſer Pflegſchaft iſt durch den landgerichtlichen Beſchluß 
vom 18. März 1913 weggefallen. Dieſe Pflegſchaft iſt dann auch durch 
Verfügung des Vormundſchaftsgerichts vom 18. April 1913, die dem Beſchwerde⸗ 
führer bekannt gemacht iſt, aufgehoben worden. Bei dieſer Sachlage iſt zwar 
unbedenklich, daß der Beſchwerdeführer ein Beſchwerderecht aus § 20 FOG. 
nicht hat. Denn ein eigenes Recht des Beſchwerdeführers auf Aufrechterhaltung 
der die Perſonenſorge betreffenden Pflegſchaft beſteht nicht. Evenſowenig kann 
er als Vertreter des Kindes die landgerichtliche Entſcheidung anfechten. Denn 
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wenn man aud annehmen will, daß das Kind einen öffentlich⸗rechtlichen Anſpruch 
auf vormundſchaftsgerichtlichen Schutz hat, der nach der Anſicht des Beſchwerde⸗ 
führers durch die Entſcheidung des Landgerichts beeinträchtigt iſt, ſo iſt der Be⸗ 
ſchwerdeführer, deſſen Amt als Perſonenpfleger erloſchen iſt, zur Wahrnehmung 
dieſes Rechts nicht mehr berufen (RGY 40 A, 41). Wohl aber iſt dem Bez 
ſchwerdeführer ein Beſchwerderecht aus § 57 Abſ. 1 Nr. 9 FGG. zuzugeſtehen. 
Der landgerichtliche Beſchluß ſtellt ſich dar als eine Verfügung, die eine Ent⸗ 
ſcheidung über eine die Sorge für die Perſon des Kindes betreffende Angelegen⸗ 
heit enthält. Der Beſchwerdeführer hat auch die weitere Beſchwerde im Intereſſe 
des Kindes erhoben. Schließlich muß aber auch angenommen werden, daß der 
Beſchwerdeführer ein berechtigtes Intereſſe hat, die vorliegende Angelegenheit des 
Kindes wahrzunehmen. Denn der Beſchwerdeführer hat zweimal auf je etwa drei⸗ 
viertel Jahr, alſo während längerer Zeit, ſein Amt als Perſonenpfleger in aner⸗ 
kennenswerter Weiſe ſorgfältig geführt. Dadurch iſt er zu dem Kinde in ein Ver⸗ 
hältnis gekommen, das ihm ein gewiſſes Anrecht gibt, die perſönlichen Intereſſen 
des Kindes auch nach Beendigung ſeines Amts als Perſonenpfleger wahrzunehmen. 


Mangelnde Berechtigung der Verwandten eines Mündels, gegen einen den 
Mündel für volljährig erklärenden Beſchluß Beſchwerde einzulegen. 


§ 20. § 57 Abſ. 1, 9 FGG. 
Kammergericht Berlin, 2./15. Mai 1913. — Bd. 13 S. 74. 


Vormund des minderjährigen Fritz B., deſſen Eltern verſtorben ſind, iſt der 
Brennereibeſitzer Carl P., ein Bruder ſeiner Mutter. Durch den Beſchluß des Amts⸗ 
gerichts in S. vom 7. Februar 1913 iſt der Mündel ſeinem Antrag entſprechend 
für volljährig erklärt worden, nachdem ſich der Vormund und zwei Schweſtern des 
Mündels, das Fräulein Laura B. und die Frau Clara S. geb. B., zur Sache 
geäußert hatten. Auf die ſofortige Beſchwerde der Frau S. hat das Landgericht 
den amtsgerichtlichen Beſchluß aufgehoben und den Antrag des Mündels auf 
Volljährigkeitserklärung abgewieſen. Gegen dieſe Entſcheidung hat der Mündel 
die an ſich zuläſſige ſofortige weitere Beſchwerde (RJ A 2, 1) eingelegt. Das 
Kammergericht hat dem Rechtsmittel aus folgenden Gründen ſtattgegeben: 

Gegen die Verfügung, durch welche der Mündel für volljährig erklärt 
wurde, fand die ſofortige Beſchwerde ſtatt (8 56 Abi. 2, § 60 Abi. 1 
Nr. 6 FGG.). Diele ſtand jedem zu, deſſen Recht durch die Verfügung be⸗ 
einträchtigt wurde. Eine Beeinträchtigung eines Rechts der Frau S. iſt aber 
nicht erſichtlich. Dieſe hat in der Begründung der von ihr eingelegten ſofortigen 
Beſchwerde ausgeführt, daß die Volljährigkeitserklärung nicht das Intereſſe des 
Mündels fördere, und darauf hingewieſen, daß durch die Volljährigkeitserklärung ihre 
Intereſſen gefährdet würden. In dem Teſtamente der Mutter ſei beſtimmt worden, 
daß der Mündel ein Jahr nach erreichter Volljährigkeit berechtigt ſein ſolle, das zum 
Nachlaß gehörige Fabrikgeſchäſt nebſt Grundſtücken zu übernehmen. Deshalb liege 
in der Volljährigkeitserklärung eine Beeinträchtigung der Miterben des Mündels, 
weil dieſer durch ſie früher in die Lage verſetzt werde, von der teſtamentariſchen 
Befugnis Gebrauch zu machen, als es ihm möglich wäre, wenn er den Ein⸗ 
tritt der natürlichen Volljährigkeit abwarten müßte. Zur Begründung des 
Beſchwerderechts genügt es aber nicht, daß die Verfügung auf die rechtlichen 
Beziehungen des Beſchwerdeführers von Einfluß iſt und er inſofern ein Intereſſe 
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an ihrer Anordnung hat. Vielmehr iſt ſtets erforderliich, daß eine Beeinträchtigung 
ſeines Rechts vorliegt (KGJ. 25 A, 5). Von dieſem Geſichtspunkt aus find 
die Verwandten des Mündels als ſolche zur Einlegung der ſofortigen Beſchwerde 
gegen einen deſſen Volljährigkeitserklärung ausſprechenden Beſchluß nicht befugt. 
An dieſem von dem Kammergericht in ſtändiger Rechtsübung befolgten Grund: 
ſatze war auch nach erneuter Prüfung der Frage unbedenklich feftzuhalten. 
Aus § 20 5G. kann die Beſchwerdebefugnis der Geſchwiſter nicht herge⸗ 
leitet werden, weil ſie keinen rechtlichen Anſpruch darauf haben, daß der auf 
Volljährigkeitserklärung des Mündels gerichtete Antrag desſelben abgelehnt werde. 
Das Beſchwerderecht der Geſchwiſter kann auch aus § 57 Abſ. 1 Nr. 9 
nicht entnommen werden, weil dieſe Beſtimmung nach der ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchrift in ihrem Abſ. 2 auf die Fälle der ſofortigen Beſchwerde keine An⸗ 
wendung finde. Endlich ijt auch eine Beſchwerdeführung der Geſchwiſter auf 
Grund des § 57 Abſ. 1 Nr. 1 ausgeſchloſſen. Hiernach ſteht gegen eine 
Verfügung, durch welche eine Vormundſchaft aufgehoben wird, die Beſchwerde 
jedem zu, der ein rechtliches Intereſſe an der Aenderung der Verfügung hat, 
ſowie dem Ehegatten, den Verwandten und Verſchwägerten des Mündels. Die 
Fälle der Aufhebung einer Vormundſchaft durch Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts find in den 88 1883, 1884 BGB. bezeichnet. Keiner von ihnen 
liegt gegenwärtig vor. Verſchieden von der Aufhebung der Vormundſchaſt 
durch Verfügung iſt die Beendigung derſelben, die kraft Geſetzes eintritt 
(8 1882 BGB.). Beendigt aber wird eine Vormundſchaft u. a. dadurch, 
daß der Mündel für volljährig erklärt wird (SS 1882, 1773 BGB.). 


Ansſchließung der Schlüſſelgewalt; Zuläſſigkeit der Aufhebung dieſer Aus⸗ 

ſchließung wegen Mißbrauchs des Rechtes des Mannes, auch wenn die 

Schlüſſelgewalt zur Zeit der Ausſchließung der Frau infolge Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten nicht mehr zuſtand. 


§ 1357 Abſ. 2 BGB. 
Oberſtes Landesgericht München, 27. Juni 1913. — Bd. 13 S. 76). 


Der Mechaniker Johann Georg B. hat, nachdem er ſeiner Ehefrau 
Roja B. die Schlüſſelgewalt entzogen, fie aber im Jahre 1912 in diefelbe wieder 
eingeſetzt hatte, am 8. März 1913 feiner Frau neuerdings die Schlüſſelgewalt 
entzogen und die Eintragung dieſer Verfügung im Güterrechtsregiſter erwirkt. 

Auf den Antrag der Roſa B. hob das Amtsgericht in N. durch den 
Beſchluß vom 26. Mai 1913 die Ausſchließung der Schlüffelgewalt in An⸗ 
wendung des § 1357 Abſ. 2 Satz 2 BGB. auf. Das Amtsgericht ging 
von der Anſchauung aus, daß die Eheleute B. am 8. März 1913 noch ein 
gemeinſames Hausweſen geführt haben; der Frau habe deshalb am genannten 
Tage die Schlüſſelgewalt noch zugeſtanden, der Ehemann habe einen berechtigten 
Anlaß, ihr dieſe zu entziehen, nicht gehabt, die Ausſchließung der Schlüſſel⸗ 
gewalt ſtelle ſich deshalb als Mißbrauch ſeines Rechtes dar. 

Auf die Beſchwerde des Johann Georg B. hob das Landgericht den 
Beſchluß des Amtsgerichts auf und wies den Antrag der Roſa B. zurüd. 
Das Landgericht nahm an, daß die Eheleute B. ein gemeinſchaftliches Haus⸗ 
weſen nicht, wie das Amtsgericht angenommen hatte, bis zum 17. März 1918 


*) Vgl. auch RIA. 13, 120. 
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geführt haben, daß vielmehr der gemeinſame Haushalt bereits am 19. Februar 
1913 aufgelöſt worden war: es habe ſomit am 8. März 1913 der Roſa B. 
die Schlüſſelgewalt, die die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens zur Voraus⸗ 
ſetzung habe, überhaupt nicht, mehr zugeſtanden. Das Landgericht nahm aber 
weiter an, daß die trotzdem erfolgte Ausſchließung der Schlüſſelgewalt durch 
den Ehemann und deren Eintragung in das Güterrechtsregiſter der Frau nicht 
zur Beſchwerde gereiche; dadurch ſeien ihre Rechte nicht beeinträchtigt, während 
Dritte gegen möglicherweiſe eintretende Nachteile geſchützt ſeien. Es ſei deshalb 
ein Mißbrauch des Rechtes des Mannes nicht gegeben. | 
Der weiteren Beſchwerde der Roſa B. wurde ſtattgegeben. In den 
Gründen iſt ausgeführt: | 
Das Beſchwerdegericht ijt zutreffend davon ausgegangen, daß die der Ehefrau 
nach § 1357 BGB. zuſtehende Befugnis, den Ehemann zu vertreten, vorausſetzt, 
daß ſie innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes handelt und daß von einem 
ſolchen nur geſprochen werden kann, ſolange ein gemeinſchaftliches Hausweſen beſteht. 
Die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens wird nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden ſchon durch ein tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten aufgehoben; 
wann ſie als aufgehoben zu erachten iſt, iſt im weſentlichen eine nach den 
Umſtänden des Falles zu beurteilende Tatfrage. 
Nach den Feſtſtellungen des Beſchwerdegerichts hat nun die Beſchwerde⸗ 


Fführerin am 17. Februar 1913 bei dem Landgericht eine einſtweilige Ver⸗ 
fügung erwirkt, durch die ihr für die Dauer des von ihr anzuſtrengenden 


Cheſcheidungsprozeſſes geſtattet wurde, von ihrem Ehemanne getrennt zu leben; 
gleichzeitig wurde ihr die Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder 
übertragen und dem Manne die Zahlung eines Unterhaltsbeitrages aufgegeben. 
Daraufhin hat der Mann die gemeinſchaftliche Wohnung am 19. Februar 
verlaſſen und er iſt ſeitdem nicht mehr zu ſeiner Ehefrau zurückgekehrt. Wenn 
das Beſchwerdegericht aus dieſen Tatſachen den Schluß gezogen hat, daß die 
Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens mit dem 19. Februar 1913 ihr Ende 
erreicht hat, ſo läßt ſich dies rechtlich nicht beanſtanden. Aus dem, was das 


Beſchwerdegericht feſtgeſtellt hat, muß in der Tat geſchloſſen werden, daß bei 


beiden Ehegatten der feſte Entſchluß beſtanden hat, die eheliche Gemeinſchaft 
aufzuheben. Dieſer Entſchluß wurde am 19. Februar von dem Ehemann 
durch das Verlaſſen der ehelichen Wohnung in die Tat umgeſetzt, und es kann 
demnach mit Grund nicht bezweifelt werden, daß von dem genannten Tage 
an ein gemeinſchaftliches Hausweſen nicht mehr beſtanden hat. 

Das Landgericht hat alſo mit Recht angenommen, daß der Roſa B. am 
8. März 1913 die Vertretungsbefugnis nach § 1357 BGB. nicht mehr zu⸗ 
geſtanden hat, und die von der Beſchwerdeführerin geltend gemachten Beſchwerde⸗ 
punkte ſind nicht ſtichhaltig. Der angefochtene Beſchluß mußte jedoch aus 
einem andern Grunde aufgehoben werden. 

Das Landgericht hat angenommen, es gereiche der Ehefrau nicht zur 
Beſchwerde, wenn der durch die Auflöſung des gemeinſchaftlichen Hausweſens 


von ſelbſt eingetretene Wegfall der Schlüſſelgewalt von dem Manne in das 
Güterrechtsregiſter eingetragen und in der Zeitung veröffentlicht werde; dadurch 
ſeien ihre Rechte nicht beeinträchtigt. 


Es kann dahingeſtellt bleiben, ob der Wegfall der Schlüſſelgewalt wegen 
Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft überhaupt ins Güterrechtsregiſter ein⸗ 
Qe 
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getragen werden kann. Jedenfalls könnte der Anſchauung des Landgerichts 
nur beigeſtimmt werden, wenn es ſich bei dem Eintrag in das Güterrechts⸗ 
regiſter und bei der Veröffentlichung in der Zeitung nur um eine Konſtatierung 
der Tatſache handelte, daß die Schlüſſelgewalt aus dem oben erörterten Grunde 
in Wegfall gekommen iſt (RG. 60, 12). Dadurch würden allerdings die 
Rechte und Intereſſen der Frau nicht beeinträchtigt ſein. Allein darum handelt 
es ſich nicht; nicht daß die Schlüſſelgewalt in Wegfall gekommen iſt, ſondern 
daß er fie der Beſchwerdeführerin entzogen hat, hat der Mann in das Güter: 
rechtsregiſter eintragen und unter den amtlichen Nachrichten veröffentlichen laſſen. 
Es fragt ſich alſo, ob durch dieſe Verfügung die Rechte der Beſchwerdeführerin 
beeinträchtigt ſind und ob ihr hierwegen ein Beſchwerderecht gegen ſie zuſteht. 

Dieſe Frage muß im Gegenſatze zu der Anſchauung, der ſich das Be⸗ 
ſchwerdegericht angeſchloſſen hat, bejaht werden. Wenn die Roſa B. die Schlüſſel⸗ 
gewalt am 8. März 1913 nicht mehr beſeſſen hat, dann iſt ſie allerdings durch 
die an dieſem Tage erfolgte Entziehung derſelben inſofern nicht in ihren Rechten 
beeinträchtigt, als ihr durch jene Verfügung nicht ein Recht entzogen worden iſt. 
Allein damit iſt die Frage nicht erſchöpft. Die Ausſchließung der Schlüſſelg ewalt 
nach § 1357 Abſ. 2 BGB. wird regelmäßig nur erfolgen, wenn die Frau dem 
Manne durch ſchuldhaftes Verhalten zu dieſer Maßregel einen gerechtfertigten Anlaß 
gegeben hat, insbeſondere dann, wenn ſie durch Verſchwendungsſucht oder ähnliche 
Fehler die wirtſchaftliche Stellung des Mannes gefährdet hat. Dadurch, daß der 
Frau die Schlüſſelgewalt durch eine Verfügung des Mannes entzogen wird, wird 
fie alſo vor der Oeffentlichkeit als eine Perſon hingeſtellt, die ihrem Mann ſchuld⸗ 
hafterweiſe Anlaß zu Verhängung jener Maßregel gegeben hat. Daß das eine 
— unter Umſtänden von den ſchwerwiegendſten Folgen begleitete — Beeinträchtig⸗ 
ung des Anſehens und insbeſondere der Kreditfähigkeit einer Frau herbeiführen 
muß, liegt auf der Hand, es kann alſo nicht davon geſprochen werden, daß es keine 
Beeinträchtigung der Rechte der Frau enthalte, wenn der Mann den Ausſchluß 
der ohnehin nicht mehr beſtehenden Schlüſſelgewalt verfügt und veröffentlicht. 

Es kann aber auch nicht in Abrede geſtellt werden, daß ein Mißbrauch 
des Rechtes des Mannes vorliegt. Ein ſolcher kann freilich nicht ſchon darin 
erblickt werden, daß der Mann ein Recht, das der Frau gar nicht mehr zu⸗ 
ſteht, ausſchließt, daß er alſo eine an und für ſich rechtlich bedeutungsloſe 
Handlung vornimmt. Wohl aber liegt ein Mißbrauch darin, daß er dieſe 
Handlung in einer Weiſe vornimmt, von der er weiß, daß ſie das Anſehen 
ſeiner Frau in der Oeffentlichkeit herunterſetzen muß. Dieſe Bloßſtellung vor 
der Oeffentlichkeit muß die Frau erdulden, wenn ſie ohne einen Mißbrauch 
der Rechte des Mannes erfolgt, hier aber beruht ſie, wie das Amtsgericht 
in rechtlich einwandfreier Weiſe feſtgeſtellt hat, auf einem ſolchen Mißbrauch, 
und es kann ihr daher die Beſchwerde dagegen nicht verwehrt werden. 


Zuläſſigkeit der nutzbaren, aber nicht verzinslichen Anlegung von Mündel⸗ 
geldern in einem Handelsgeſchäft ohne Genehmignug des Vormundſchafts⸗ 
gerichts. 

88 1806, 1811 BGB. 


Kammergericht Berlin, 4. Juli 1913. — Bd. 13 S. 78. 


Vormünder der minderjährigen Söhne des verſtorbenen Kaufmanns Sel⸗ 
mar Ba., Heinrich und Hans Erich, ſind der Juſtizrat A. für die Vermögens⸗ 
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| verwaltung und ihr Stiefvater Fritz Be. für die Perſonenſorge. Der Vater 


der Mündel, Selmar Ba., war zuſammen mit einem Kaufmann S. Inhaber 
der offenen Handelsgeſellſchaft in Firma Selmar Ba. Mit Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts wurde das Geſchäft von der Witwe Ba. (jetzt Frau Be.) 
und den Mündeln in Gemeinſchaft mit S. fortgeführt. An dem Gewinne der 
Geſellſchaft find die Mündel zuſammen mit 1/, beteiligt. An Stelle des Kauf⸗ 
manns S. trat ſpäter der Stiefvater der Mündel, Fritz Be., in die Geſell⸗ 
ſchaft ein. Im Jahre 1908 beerbten die Mündel ihren Onkel Albert Ba. 
zu je ½12 ſeines Nachlaſſes. Den größeren Teil dieſer den Mündeln zuge⸗ 
fallenen Erbſchaft verwandte der Vormund Juſtizrat A. zur Deckung von 
mehreren hunderttauſend Mark Schulden der Firma Selmar Ba. Ein der 
Höhe der verwendeten Beträge gleichkommender Betrag wurde den Mündeln 
in den Büchern der Firma Selmar Ba. gutgeſchrieben. 

Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund wiederholt, zuletzt durch 
Verfügung vom 5. Februar 1913, unter Androhung von Zwangsmaßregeln 
angewieſen, die aus der Erbſchaft Albert Ba. ſtammenden Gelder mündelficher 
anzulegen und die noch vorhandenen Wertpapiere zu hinterlegen. Die gegen 
dieſe Verfügung vom Vormund eingelegte Beſchwerde wurde vom Landgerichte 
zurückgewieſen. Der weiteren Beſchwerde des Vormunds wurde ſtattgegeben. 

In der Begründung ſtellt das Kammergericht feſt, daß es ſich bei der 
vom Vormund angeordneten Verwendung der Mündelgelder jedenfalls um eine 
Anlegung handele. Es heißt dann weiter: 

Der Vormund hält dieſe Anlage im Intereſſe der Mündel für geboten 
und iſt der Anſicht, daß er hierzu einer Geſtattung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht überhaupt nicht bedürfe, weil § 1806 BGB. dem Vormunde nicht 
verbiete, die Mündelgelder auch in anderer Weiſe als durch die in den 88 1807, 
1808 BGB. vorgeſehene verzinsliche Anlegung, z. B. durch Anlage in einem 
Handelsgewerbe, nutzbar zu machen. Das Vormundſchaftsgericht wie auch das 
Landgericht vertreten im Gegenſatze hierzu den Rechtsſtandpunkt, daß der Vor⸗ 
mund, ſofern ihm nicht gemäß § 1811 die Anlegung der Mündelgelder im 
Handelsgewerbe geſtattet werde — wozu keine Veranlaſſung vorliege — die 
Anlegung gemäß SS 1807, 1808 BGB. zu bewirken habe. 

Wäre dieſe Anſicht der Vorinſtanzen richtig, ſo würde allerdings die be⸗ 
wußte Außerachtlaſſung dieſer Vorjchriiten ſeitens des Vormundes ohne weiteres 
eine Pflichtwidrigkeit enthalten, gegen die das Vormundſchaftsgericht gemäß 
§ 1837 BGB. mit Geboten und Verboten und gegebenenfalls Ordnungs⸗ 
ſtrafen vorgehen könnte. Der § 1806 BGB. macht aber dem Vormunde 
die verzinsliche Anlegung der Mündelgelder nicht zur unbedingten Pflicht. Die 
Rechtslage iſt vielmehr folgende: Will der Vormund das Mündelvermögen 
verzinslich anlegen, ſo muß er die Anlegungsarten der 88 1807, 1808 BGB. 
wählen, es fei denn, daß das Vormundſchaſtsgericht gemäß § 1811 BGB. 
eine anderweite Anlegung geſtattet. Wie die Motive (4, 1110) bemerken, 
wird aber durch § 1806 BGB. nicht ausgeſchloſſen, daß der Vormund, 
wenn dies für die Mündel vorteilhafter iſt, die Mündelgelder auch in anderer 
Art als durch verzinsliche Anlegung nutzbar macht, z. B. durch Anlegung in 
einem Handelsgewerbe. Eine ſolche liegt hier vor. Zu dieſer Art der An⸗ 
legung bedarf es aber nicht einer „Geſtattung“ aus § 1811 BGB., da 
dieſe Vorſchrift ſich nur auf verzinsliche Anlagen bezieht. Um eine verzinsliche 
Anlage handelt es ſich hier aber nicht. Denn wenn auch das Guthaben 1905: 
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der Mündel — wie überhaupt die Kapitalanteile der Geſellſchafter — mit 
5 % „verzinſt“ wird, fo find dies doch nicht Zinſen im Rechtsſinne, ſondern, 
wie § 121 HGB. erkennen läßt, nur Vorausverteilungen aus dem Reinge⸗ 
winne, die unter Umſtänden — falls nämlich der Gewinn nicht ausreicht — 
auch geringer ſein können (§ 121 Abſ. 1 Satz 2 HGB.). Es handelt ſich 
alſo nicht um feſte Zinſen, ſondern gewiſſermaßen um „Dividenden“ Ob 
der Vormund eine ſolche „nutzbare“, aber nicht „verzinsliche“ Anlage wählen 
will, iſt Sache ſeines pflichtmäßigen Ermeſſens. Maßſtab für ſein Handeln 
iſt das Mündelintereſſe. Er trägt gemäß § 1833 BGB. die Verantwortung; 
das Gericht iſt gar nicht in der Lage, gemäß § 1811 BGB. zu „geſtatten“, 
daß der Vormund das Mündelgeld in dieſer Weiſe anlegt; es würde nur, 
falls zugleich einer der Fälle der § 1821, 1822 BGB. vorliegt, das damit 
verbundene Rechtsgeſchäft zu genehmigen haben. Ob aber die vom Vormunde 
gewählte Anlage dem Intereſſe der Mündel gerecht wird, iſt eine Frage, über 
die man verſchiedener Meinung ſein kann. Der Vormund hält ſie hier dafür; 
das Vormundſchaftsgericht iſt anderer Anſicht. Ein Einſchreiten aus § 1837 
BGB. wäre aber bei dieſer Sachlage nur möglich, wenn der Vormund, in: 
dem er eine zweckwidrige für die Mündel unvorteilhafte Anlage wählt, zugleich 
pflichtwidrig handelte. Dies verlangt eine ſchuldhafte Verletzung der Intereſſen 
des Mündels. Glaubt der Vormund dagegen, das Intereſſe der Mündel zu 
wahren, wenn auch aus unzutreffenden Gründen, und handelt er hierbei nicht 
ſchuldhaft, ſo bleibt dem Vormundſchaftsgerichte nur übrig, den Vormund gemäß 
§ 1886 BGB. zu entlaſſen RIA. 5, 219; 6, 15 ff. Der Vormund glaubt 
aber bei der von ihm angeordneten Verwendung der Mündelgelder offenbar 
im Intereſſe der Mündel zu handeln, ſo daß ihm der Vorwurf einer Pflichtver⸗ 
letzung nicht gemacht werden kann. Das Vormundſchaſtsgericht konnte alſo nicht 
mit Maßnahmen aus § 1837 BGB. gegen den Vormund vorgehen. 


Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, kraft feiner Amtsgewalt dem Vor⸗ 
munde für die Zukunft eine Vergütung zuzuſagen; Feſtſetzung der Höhe 
der Vergütung. 

§ 1836 BGB. 


Oberſtes Landesgericht München, 21. Auguſt 1913. — Bd. 13 S. 81. 


Der Rechtsanwalt Dr. A. wurde am 12. Juli 1904 vom Amtsgericht 
in M. für die geiſteskranke S. als Vormund beſtellt. Er erhielt als Ver⸗ 
gütung für die Führung der Vormundſchaft im Jahre 1904: 200, im Jahre 
1905: 500 und in den Jahren 1906 bis 1911 je 250 M. Die Feſtſetzung der 
Vergütung erfolgte in der Weiſe, daß der Vormund nach Schluß jedes Rechnungs⸗ 
jahres Rechnung ſtellte und im Vorlageberichte eine Vergütung in beſtimmter 
Höhe vorſchlug. Die Höhe der gewährten Vergütung entſprach regelmäßig dem 
Vorſchlage des Vormundes, nur für das Jahr 1906 wurde ihm ſtatt des vor⸗ 
geſchlagenen Betrags von 500 M. eine Vergütung von 250 M. gewährt. 

Auch bei der Rechnungsſtellung für das Jahr 1912 brachte der Vormund 
in ſeinem Berichte vom 25. Februar 1913 „als Honorar für 1912“ eine 
Vergütung von 250 M. in Vorſchlag. Mit Verfügung vom 25. Mai er⸗ 
öffnete ihm aber das Vormundſchaftsgericht, daß eine Vergütung nicht bewilligt 
werden könne, da fie nach § 1836 BGB. durch den Umfang und die Be⸗ 
deutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte nicht gerechtfertigt wäre. Hiergegen 
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legte der Vormund die Beſchwerde ein, indem er darauf hinwies, daß die 
Führung der Vormundſchaft nicht ſo einfach und mühelos ſei, wie es ſcheinen 
könnte, daß Rechtsanwälten und Notaren für die Führung der Vormundſchaft 
gewohnheitsmäßig eine Vergütung gewährt werde und daß er, da ihm bei 
der Uebernahme der Vormundſchaft eine Vergütung verſprochen wurde, hierauf 
einen vertragsmäßigen Anſpruch habe. Durch den Beſchluß des Landgerichts 
wurde dem Vormunde für das Rechnungsjahr 1912 eine Vergütung von 
100 M. bewilligt, in Anſehung des weiteren Betrags von 150 M. aber 
die Beſchwerde zurückgewieſen. Das Beſchwerdegericht ging von der Annahme 


aus, daß der Geſichtspunkt eines vertragsmäßigen Anſpruchs abzulehnen ſei. 


Abgeſehen davon, daß das Vormundſchaftsgericht nicht Träger von Vermögens⸗ 
rechten ſei, alſo ſich auch nicht vertragsmäßig binden könne, beſtimme der 
Schlußſatz des § 1836 Abſ. 1 BGB. zwingend, daß die Vergütung jederzeit 


für die Zukunft, d. i. abgerechnet von der letzten Bewilligung geändert und 


entzogen werden kann. Nach Abſ. 2 dieſer Beſtimmung hätte allerdings der 
Vormund vorher gehört werden ſollen. Für das Beſchwerdegericht ſei dies aber 
belanglos, da ſich der Vormund inzwiſchen eingehend erklärt habe. Die Frage, ob 
eine Vergütung angemeſſen iſt, ſei zu bejahen; denn es handele ſich um eine mit 
Verantwortlichkeit verknüpfte Vermögensverwaltung. Dieſe ſei aber verhältnis⸗ 
mäßig einfach und nicht ſo umfangreich, daß eine Vergütung von 250 M. 
gerechtfertigt wäre. Es erſcheine vielmehr eine ſolche von 100 M. genügend. 

Die weitere Beſchwerde des Vormundes iſt zurückgewieſen worden. 

In den Gründen iſt ausgeführt: 

Mit Recht hat das Landgericht es abgelehnt, den Geſichtspunkt des ver⸗ 
traglichen Anſpruchs anzuwenden. Das Geſetz hat dem Vormundſchaftsgericht 
eine Vertretungsmacht für den Mündel nicht eingeräumt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann daher weder dem Vormund eine rechtswirkſame Entlaſtung erteilen 
noch mit ihm wegen der Vergütung einen Vertrag ſchließen (Mot. Bd. 4 
S. 1161, 1183). Dagegen kann es kraft ſeiner Amtsgewalt dem Vormund 
auch für die Zukunft eine Vergütung mit der Wirkung zuſagen, daß das 
daraus für den Vormund entſtehende Recht zwar in ſeinem Beſtande von dem 
Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts abhängig bleibt, aber, ſolange die Zuſage 
vom Vormundſchaftsgerichte nicht geändert wird, für die Vergangenheit dem 
Vormunde nicht mehr entzogen werden kann (Mot. S. 1183; § 1836 
Abſ. 1 Satz 4 BGB.). Dem Beſchwerdeführer iſt, wie er glaubhaft dar⸗ 
legt, bei der Uebernahme der Vormundſchaft von dem Vormundſchaſtsgericht 
eine Vergütung zugeſagt worden. Dieſe Zuſage iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte bis zum Schluſſe des Rechnungsjahres 1912 nicht zurückgenommen 
worden. Das Vormundſchaftsgericht war daher nicht mehr befugt, dem Vor⸗ 
munde für das abgelaufene Rechnungsjahr 1912 den Anſpruch auf eine Ver⸗ 
gütung zu entziehen. In dieſer Richtung iſt aber der Vormund nicht mehr 
beſchwert, da das Landgericht ihm ohnehin für das Jahr 1912 eine Vergütung 
zugeſprochen hat. Dagegen läßt die Tatſache, daß der Vormund alljährlich 
über die Höhe der Vergütung dem Vormundſchaftsgerichte einen Vorſchlag 
machte, keinen Zweifel darüber offen, daß dem Vormund über die Höhe der 
Vergütung durch das Vormundſchaftsgericht von vornherein eine beſtimmte 
Zuſage nicht gemacht worden iſt. Die Vergütung war auch nicht immer von 
gleicher Höhe und wurde auch nicht immer im Sinne des Vorſchlags feſt⸗ 
geſetzt. Demgemäß war das an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts tretende 
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Beſchwerdegericht bei der Bemeſſung der für das Rechnungsjahr 1912 feſt⸗ 
zuſetzenden Vergütung an eine früher gegebene Zuſage des Vormundſchaſts⸗ 
gerichts nicht gebunden, ſondern nur auf ſein verſtändiges Ermeſſen (Mot. 
1182) angewieſen. Daß aber das Beſchwerdegericht hierbei die ſeinem Er⸗ 
meſſen gezogenen Grenzen nicht eingehalten und jo das Geſetz verletzt hätte, tft 
nicht erſichtlich und wird auch von dem Beſchwerdeführer nicht geltend gemacht. 


Mangelnde Befugnis des Nachlaßgerichts, ein Teſtament vor ſeiner Er⸗ 
öffnung auf ſeine Gültigkeit zu prüfen; berechtigtes Intereſſe des Erbſchafts⸗ 
ſteueramts an der Teſtamentseröffnung. 

SS 2259, 2260 BGB. 


Kammergericht Berlin, 5. März 1913. — Bd. 13 S. 82. 


Der Beſchwerdeführerin iſt durch Verfügung des Amtsgerichts in K. unter 
Androhung einer Ordnungsſtrafe von 50 M. aufgegeben worden, ein in ihrem 
Beſitze befindliches Schriftſtück, in welchem das Nachlaßgericht ein eigenhändiges 
Teſtament der im Jahre 1912 geſtorbenen ehemaligen Lehrerin Auguſte ©. 
erblickt, zwecks Eröffnung an das Nachlaßgericht abzuliefern. Sie hat dagegen Be⸗ 
ſchwerde eingelegt, die vom Landgerichte zurückgewieſen worden iſt. Das Amts⸗ 
gericht hat darauf die angedrohte Strafe ſeſtgeſetzt und zugleich feine Aufforderung 
unter Androhung einer weiteren Ordnungsſtrafe von 100 M. wiederholt. 

Der weiteren Beſchwerde wurde nicht ſtattgegeben. In den Gründen iſt 
ausgeführt: 

Daß ein eigenhändiges Teſtament in Briefform errichtet werden kann, 
wird allgemein anerkannt. Es muß nur in ſubjektiver Hinſicht bei dem Erb⸗ 
laſſer die Abſicht, zu teſtieren, vorhanden geweſen und objektiv wenigſtens im 
allgemeinen die Teſtamentsform gewahrt ſein. In erſterer Beziehung geht aus 
dem Inhalte des in Rede ſtehenden Schriftſtücks ſo viel hervor, daß die Schreiberin 
über einen beſtimmten Gegenſtand (das „Päckchen“ mit den Goldſtücken) für 
die Zeit nach ihrem Tode zugunſten eines anderen, nämlich der Beſchwerde⸗ 
führerin, hat Verfügung treffen wollen (KGJ. 26 A, 1999. 

In objektiver Hinſicht wird wegen der eigenartigen Datierung („Kgsbg. 
z. 17. 3. 09“), die anſcheinend den Tag der Niederſchrift weder richtig wieder⸗ 
gibt noch auch nur ihn wiedergeben ſoll, die Gültigkeit des Teſtaments aller⸗ 
dings vorausſichtlich zu verneinen ſein. Allein die Gültigkeit iſt vor der 
Teſtamentseröffnung nicht zu prüfen, ſofern nicht etwa wegen eines fofort in 
die Augen ſpringenden Mangels „überhaupt kein Teſtament“ vorliegt. Daß 
dieſer Unterſchied ein flüſſiger iſt, ſteht ſeiner inneren Berechtigung nicht ent⸗ 
gegen (RIA. 6, 111; KG J. 27 A, 38). Im vorliegenden Falle kann von 
einem derart auffälligen Mangel, der dem Schriftſtück ohne weiteres die Be⸗ 
deutung eines Teſtaments nähme, nicht die Rede ſein. 

Daß die Eröffnung aber auch wegen ihrer bloßen vermeintlichen „Zwech⸗ 
loſigkeit“ nicht unterbleiben darf, entſpricht der ſtändig feſtgehaltenen Auffaſſung 
des Kammergerichts. Die Entſcheidungen des Bayeriſchen Oberſten Landes⸗ 
gerichts und des Oberlandesgerichts in Hamburg in RIA. 1, 45 und 185 
ſtehen dem nicht entgegen, da ſie andere Fälle, nämlich gegenſtandslos ge⸗ 
wordene gemeinſchaftliche Teſtamente betreffen. Aber auch die Entſcheidung des 
Oberlandesgerichts in Colmar in RIA. 3, 69 kann nicht als ſchlechthin grund» 
ſätzlich bezeichnet werden. Denn wenn dort auch in einem ähnlichen wie dem 
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gegenwärtigen Falle ausgeſprochen wird, die Eröffnung einer Verfügung von 
Todeswegen habe zu unterbleiben, wenn die Beteiligten auf ſie verzichten und kein 
Dritter ein Intereſſe an ihr habe, ſo iſt im gegenwärtigen Falle jedenfalls ein 
berechtigtes Intereſſe eines Dritten an der Eröffnung anzuerkennen. Es iſt dies 
das Erbfchaftsſteueramt, das die Eröffnung betreibt. Wenn dieſe Behörde auch 
kein bevorzugtes Recht vor anderen auf die Teſtamentseröffnung hat (OL GRſpr. 
18, 359), ſo ergibt ſich ihr berechtigtes Intereſſe an der Erfüllung der dem Nach⸗ 
laßgericht obliegenden Amtspflicht doch aus ihrem Rechte auf eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift von jeder eröffneten Verfügung von Todes wegen (S§ 34, 40, 41, 62 
Reichserbſchaſtsſteuergeſ. vom 8. Juni 1906; Erbſchaftsſteuerausführungsbe⸗ 
ſtimmungen des Bundesrats vom 16. Juni 1906; KGJ. 22 A, 262). Ob 
das Erbſchaftsſteueramt es im vorliegenden Falle für angebracht hält, von ſeinem 
Rechte Gebrauch zu machen, muß dem Ermeſſen der Behörden überlaſſen bleiben. 
Da hiernach auch die Auffaſſung des Oberlandesgerichts in Colmar nicht 
zur Unterlaſſung der Teſtamentseröffnung führen würde, kann die grund⸗ 
ſätzliche Richtigkeit jener Auffaſſung dahingeſtellt bleiben. 


Tod des Antragſtellers nach Zurückweiſung des Antrags anf Erteilung 

eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins; Befugnis eines einzelnen von mehreren 

Erben des Antragſtellers, gegen die abweiſende Entſcheidung Beſchwerde 
zu erheben. 


§ 2038 BGB.; § 20 Abſ. 2 866. 
Kammergericht Berlin, 10. April 1913. — Bd. 13 S. 84. 


Der Landwirt Chriſtoph T. hatte im Dezember 1910 bei dem Amts⸗ 
gericht in E. den Antrag geſtellt, ihm einen gemeinſchaftlichen Erbſchein nach 
ſeinem Bruder Johann Chriſtoph T. zu erteilen, der im Jahre 1880 nach 
Auſtralien ausgewandert, ſpäter verſchollen und durch Urteil jenes Gerichts 
vom 18. Dezember 1902 unter Feſtſetzung des Todestages auf den 1. Januar 
1900 für tot erklärt war. Als geſetzliche Erben hatte der Antragſteller ſich ſelbſt 
und ſeine inzwiſchen verſtorbene Schweſter Witwe B., Anna geb. T., bezeichnet. 
Das Nachlaßgericht hatte den Antrag zurückgewieſen, weil die Eigenſchaft des 
Antragſtellers und ſeiner Schweſter als nächſter geſetzlicher Erben nicht feſtſtehe. 


Gegen dieſen Beſchluß hatte der Antragſteller die Beſchwerde einzulegen 
beabſichtigt, war jedoch, bevor er den in ſeinem Auftrag anſcheinend von einem 
Rechtskonſulenten angefertigten Schriftſatz hatte unterzeichnen können, geftorben. 
Die Eingabe iſt darauf mit einem Zuſatze verſehen worden, in welchem der 
Sohn des Verſtorbenen Carl Chriſtoph T. erklärt, daß er neben mehreren 
Geſchwiſtern und Geſchwiſterkindern Miterbe nach ſeinem Vater geworden ſei 
und daß er die „obige Beſchwerde“ zu der ſeinigen mache. Die Beſchwerde⸗ 
ſchrift mit dieſem Zuſatze iſt von Carl Criſtoph T. unterſchrieben. 

Das Landgericht hat die Beſchwerde als unzuläſſig verworfen. Es führt 
aus, daß die Beſchwerde gegen die zurückweiſende Entſcheidung des Amtsgerichts 
nach § 20 Abſ. 2 FGG. nur dem Antragſteller, dem Beſchwerdeführer als 
bloßen Miterben nach dem verſtorbenen Antragſteller aber nicht zuſtehe. 

Auf die weitere Beſchwerde hat das Kammergericht unter Aufhebung der 
landgerichtlichen Entſcheidung die Sache an das e zurückverwieſen. 
In den Gründen iſt ausgeführt: 
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Stirbt im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit der Antragſteller 
nach Erlaß der abweiſenden Verfügung, ſo ſteht das Beſchwerderecht, ſofern 
nicht der Antrag vermöge ſeines Gegenſtandes mit dem Tode ſeines Urhebers 
erledigt iſt, nach allgemeinen Grundſätzen dem Erben zu (Unger 33P. 34, 
287; 37, 401). Der von Unger als abweichend bezeichnete Beſchluß des 
Kammergerichts vom 9. Juni 1912 (RA. 3, 111), der nicht den Fall 
einer Nachfolge, jedenfalls nicht einer Geſamtnachfolge, in das beeinträchtigte 
Recht betrifft, ſteht dem nicht entgegen. Er beſagt nur, daß die Beein⸗ 
trächtigung ſchon in der Perſon desjenigen Berechtigten eingetreten ſein müſſe, 
welcher zur Zeit des Erlaſſes der angefochtenen Verfügung Inhaber des als 
beeinträchtigt bezeichneten Rechtes war, oder, da man das dort in Frage 
ſtehende Perſonenſorgerecht der Mutter gegenüber dem des Vaters als ein 
ſelbſtändiges anzuſehen hat, alſo eine Rechtsnachfolge hier überhaupt nicht 
annehmen kann, daß das beeinträchtigte Recht zur Zeit des Erlaſſes der Ver⸗ 
fügung beſtanden haben müſſe. Da dieſe Vorausſetzungen im vorliegenden 
Falle gegeben ſind, erſcheint ein näheres Eingehen auf jenen früher auf⸗ 
geſtellten Satz und deſſen Begründung (KGJ. 33 A, 305) hier nicht geboten. 
Hiernach würde, was auch das Landgericht nicht zu bezweifeln ſcheint, das 
Beſchwerderecht den Erben des Antragſtellers Chriſtoph T. in ihrer Geſamtheit 
unbedenklich zuſtehen. Es iſt jedoch abweichend vom Vorderrichter auch das 
Beſchwerderecht eines einzelnen Miterben als gegeben anzuerkennen. 

Betreffs der Ausübung des Beſchwerderechts bei einer Mehrheit von Be⸗ 
ſchwerdeberechtigten ſteht in der Rechtslehre zunächſt ſo viel feſt, daß eine not⸗ 
wendige Streitgenoſſenſchaft (§ 62 ZPO.) dem Geſetz über die Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit fremd iſt (Seuff Bl. 75, 672). In der Regel 
kann jeder der mehreren Beſchwerdeberechtigten das Rechtsmittel ſelbſtändig 
einlegen, und es hat deſſen Einlegung wie auch die darauf ergehende Ent⸗ 
ſcheidung auf die Rechtsſtellung der übrigen Beſchwerdeberechtigten keinen Ein⸗ 
fluß. Wenn jedoch nach dem materiellen Rechte ein beſtimmter Antrag von 
mehreren Beteiligten nur gemeinſchaftlich geſtellt werden kann, ſo können die 
Beteiligten auch die Beſchwerde gegen die den Antrag zurückweiſende Ver⸗ 
fügung nur gemeinſchaftlich einlegen, da die Beſchwerde ſich als Wiederholung 
und Weiterbetreibung des Antrags darſtellt (Unger 37 S. 403, 404). 
Daß das FGG. für den Fall des Vorhandenſeins mehrerer geſetzlicher Ber: 
treter eines Berechtigten auf dieſem Standpunkte ſteht, ergibt ſich durch einen 
Rückchluß aus der Ausnahmevorſchrift des § 58 Abſ. 1 (Mehrheit von Vor⸗ 
mündern), der eine Abweichung von der materiellen Vorſchrift des § 1797 
Abſ. 1 BGB. enthält; vgl. auch § 82 Abſ. 1 FGG.; § 2224 BGB. 
(Mehrheit von Teſtamentsvollſtreckern). Aber auch dann, wenn mehrere 
materiell Berechtigte vorhanden ſind, iſt die Antrags⸗ und die Beſchwerde⸗ 
berechtigung in der fraglichen Hinſicht gleichmäßig zu behandeln, z. B. können 
Miterben nach § 2062 BSB. die Anordnung einer Nachlaßverwaltung nur 
gemeinſchaftlich beantragen und daher auch gegen die Ablehnung des Antrags 
nur gemeinſchaftlich die Beſchwerde einlegen. Dies wird grundſätzlich für die 
Fälle anzunehmen ſein, in denen durch die gerichtliche Verfügung ein nach dem 
Tode des Erblaſſers in der Perſon der mehreren Erben als ſolcher entſtandenes 
Recht beeinträchtigt iſt. Wenn § 76 Abſ. 2 Satz 2 FGG. gegen eine Ver⸗ 
fügung des Nachlaßgerichts, durch die dem Antrag eines Nachlaßgläubigers 
auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ſtattgegeben wird, jedem einzelnen 
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Miterben das Beſchwerderecht zugeſteht, jo beruht das auf der Auffaſſung, daß 
hier ein Fall des § 2038 Abſ. 1 Satz 2 BGB. vorliegt, nach welcher Vor⸗ 
ſchrift jeder Miterbe die zur Erhaltung des Nachlaſſes notwendigen Maßregeln 
ohne Mitwirkung der anderen treffen kann (Unger 37, 433 Anm. 100; 
RIA. 11, 15, wo jedem einzelnen Miterben gegen die Entſcheidung des 
Nachlaßgerichts, durch die ſein — von ihm allein oder in Gemeinſchaft mit 
den übrigen Miterben geſtellter — Antrag, gemäß der Anordnung des Erb⸗ 
laſſers für den Erbteil eines anderen Miterben einen Teſtamentsvollſtrecker zu 
ernennen, abgelehnt iſt, aus dem Geſichtspunkte der Durchführung des letzten 
Willens die Sonderbeſchwerde zugeſprochen wird). Hiernach wird auch dann, 
wenn die abweiſende Verfügung auf einen vom Erblaſſer geſtellten Antrag 
‘und noch bet deſſen Lebzeiten ergangen iſt, die Sonderbeſchwerde eines einzelnen 
Miterben grundſätzlich nur unter den Vorausſetzungen des § 2038 Abſ. 1 
Satz 2 BSB. zuzulaſſen fein. Wenn Joſef (FGG. Zuſ. II zu § 21) unter 
Hinweis auf jene Geſetzesvorſchrift jagt, es fei jeder Miterbe grundſätzlich ohne 
Mitwirkung der anderen zur Beſchwerde berechtigt, und danach anſcheinend an⸗ 
nimmt, daß die vorerwähnte Vorausſetzung regelmäßig ohne weiteres gegeben 
ſei, ſo kann dem nicht beigetreten werden. 

Was nun die Erteilung eines Erbſcheins anbetrifft, ſo ſteht das Antrags⸗ 
recht wie dem Erben, ſo hinſichtlich einer zu einem Nachlaſſe gehörenden Erb⸗ 
ſchaft den Erbeserben zu. Dies iſt unbedenklich und allgemein anerkannt. 
Hinterläßt der Erbe ſeinerſeits mehrere Erben, ſo muß jedem von ihnen ſein 
ſelbſtändiges Antragsrecht zugeſtanden werden. Dies folgt auch hier auf dem 
Grundſatze des § 2038 Abſ. 1 Satz 2 BGB., da die Erwirkung des Erb⸗ 
ſcheins ein Mittel zur Geltendmachung und Sicherſtellung des Erbrechts und 
daher in dem vorausgeſetzten Falle eine Maßregel zur Erhaltung eines Beſtand⸗ 
teils desjenigen Nachlaſſes iſt, mit Bezug auf welchen der Erbeserbe unmittelbar 
Erbe iſt. Auf einem verwandten Gedanken beruht einerſeits die Vorſchrift, 
daß von mehreren Miterben jeder den Antrag auf Erteilung eines gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbſcheins ſtellen kann (§ 2357 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), und 
andererſeits der Satz, daß jeder Miterbe auf Grund eines zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörenden Anſpruchs Leiſtung an alle Erben oder Hinterlegung für alle Erben 
verlangen kann ($ 2039 BGB.). Das Recht eines Miterben, ſelbſtändig den 
gemeinſchaftlichen Erbſchein oder auch für ſich einen Teilerbſchein zu beantragen, 
würde auch, falls zum Nachlaß eine Erbſchaft gehört, bezüglich deren noch kein 
Erbausweis ſtattgefunden hat, erheblich an praktiſchem Werte verlieren, wenn 
den Miterben nicht die Befugnis eingeräumt würde, in ſeiner Eigenſchaft als 
Erbeserbe ſelbſtändig den auf den Namen ſeines Erblaſſers lautenden Erbſchein 
zu beantragen. Dieſem ſelbſtändigen Antragsrecht entſpricht aber das ſelbſtändige 
Beſchwerderecht für den Fall, daß der Erbſcheinsantrag ſchon von dem Erb⸗ 
laſſer geſtellt und ihm gegenüber abgelehnt war. 

Nach den im Vorſtehenden entwickelten Grundſätzen war der Beſchwerde⸗ 
führer Carl Chriſtoph T. als Miterbe nach ſeinem Vater befugt, einen auf 
dieſen lautenden Erbſchein nach ſeinem Oheim Johann Chriſtoph T. zu be⸗ 
antragen. Sollte das für die Beerbung des letzteren maßgebende Recht nicht 
auf dem Standpunkte des Erbſchaftserwerbes kraft Geſetzes ſtehen und auch in 
der Stellung des Erbſcheinsantrags bei dem deutſchen Gerichte noch nicht der 
danach etwa erforderliche Erbſchaftsantritt ſeitens des Erben (Vaters des 
Beſchwerdeführers) erblickt werden können, ſo würde zum Nachlaſſe des letzteren 
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doch immerhin eine Erbanwartſchaft gehören, deren Sicherung durch den Erbes⸗ 
erben mittels der auf Erwirkung des Erbſcheins gerichteten Beſchwerde unter 
die nach § 2038 Abſ. 1 Satz 2 BGB. dem einzelnen Miterben zuſtehenden 
Maßregeln zu rechnen ſein würde. 


Befugnis des Erben, bei Meinnngsverſchiedenheiten mehrerer Teſtaments⸗ 
vollſtrecker das Nachlaßgericht um eine Entſcheidung anzurufen. 


Wegfall einer zwiſchen den Teſtamentsvollſtreckern beſtehenden Meinungs⸗ 
verſchiedenheit durch den vor der Entſcheidung des Nachlaßgerichts er⸗ 
folgten Tod eines der Teſtamentsvollſtrecker. 


§ 2224 BGB. 
Kammergericht Berlin, 19. Juni 1913. — Bd, 13 S. 94. 


. Was den Antrag des Beſchwerdeführers ſelbſt betrifft, fo iſt die 
Stage, ob bei einer Meinungsverſchiedenheit mehrerer Teſtamentsvollſtrecker 
auch der Erbe befugt iſt, das Nachlaßgericht um eine Entſcheidung anzurufen, 
mit Planck (8) Anm. 3 zu § 2224 zu bejahen. Es läßt ſich nicht recht⸗ 
fertigen, das Anrufungsrecht dem Erben als dem materiell Beteiligten zu 
verſagen. Die von Carlebach (366. Anm. 2 zu $ 82) verteidigte gegen⸗ 
teilige Anſicht führt zu dem praktiſch unbrauchbaren Ergebniſſe, daß der 
Erbe, wenn der Teſtamentsvollſtrecker das Nachlaßgericht nicht anrufen und 
durch die Verſchleppung ihres Streites den Nachlaß gefährden, erſt gegen die 
Teſtamentsvollſtrecker darauf Klage erheben müßte, daß dieſe das Nachlaß⸗ 
gericht angehen. 

Wenngleich hiernach der Beſchwerdeführer befugt ſein würde, ſeinerſeits 
das Nachlaßgericht anzurufen, ſo fehlt es doch im vorliegenden Falle, wie die 
Vorinſtanzen mit Recht angenommen haben, an der Grundlage für die nach⸗ 
geſuchte Entſcheidung, nämlich einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen mehreren 
Teſtamentsvollſtreckern. Zur Zeit der Entſcheidung des Amtsgerichts war 
Dr. Sp. bereits verſtorben. Mit ſeinem Tode hat auch ſeine Meinung auf⸗ 
gehört, zu beſtehen; an dieſer Tatſache vermag der Umſtand nichts zu ändern, 
daß die Meinung in einer Urkunde niedergelegt und dieſe bei Lebzeiten ihres 
Urhebers dem Gericht eingereicht worden iſt; beſtehen bleibt nur die beurkundete 
Erklärung, nicht die Meinung. Zur Zeit der Entſcheidung des Amtsgerichts 
war nur noch der Teſtamentsvollſtrecker K. im Amte und beſtand nur noch 
deſſen Meinung, es konnte daher von einer Meinungsverſchiedenheit zweier 
Teſtamentsvollſtrecker in dieſem Zeitpunkte nicht die Rede ſein. Ob früher, 
zur Zeit der Stellung des Antrags ſeitens des Dr. Sp., eine Meinungs⸗ 
verſchiedenheit beſtanden hat, iſt unerheblich. Denn nach dem Sinne des 
§ 2224 BGB. hat das Nachlaßgericht nur über einen gegenwärtigen, d. h. 
noch im Augenblick der Entſcheidung beſtehenden Meinungsſtreit zu befinden. 
Dies ergibt ſich nicht nur aus dem Wortlaute, ſondern auch aus dem Zwecke 
der Vorſchrift, die Einheitlichkeit der Verwaltung und ein gedeihliches Zuſammen⸗ 
wirken der mehreren Vollſtrecker wiederherzuſtellen. Iſt nur noch ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker im Amte, ſo kann nur noch eine Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
ihm und dem Erben vorliegen, die zu ſchlichten nicht Sache des Nachlaßgerichts 
iſt. Gegen eine etwaige Vergewaltigung des Erben läßt ſich auf dem Wege 
des § 2227 und gegebenen Falles auch des § 2200 BGB. Abhilfe erreichen. 


Verzeichnis 


Der vom Reichsjuſtizamte zuſammengeſtellten, in dieſem Bande ent- 
haltenen Entſcheidungen, unter Angabe der darin ausgeſprochenen 


bent 
. 


Rechtsanſichten. 


Die Friſt für die ſofortige Beſchwerde eines als Vormund Uebergegangenen 
läuft von Kenntnis der Uebergehung an, auch wenn er das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nicht kennt 


2. Der Inhaber der elterlichen Gewalt verliert die Verwaltung des Kindes⸗ 


14. 


vermögens, wenn über das Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft, 
deren Teilhaber er iſt, Konkurs eröffnet wiirde 


. Auch bei Sammelvormundſchaften hat das Vormundſchaſtsgericht bei Aus⸗ 


wahl des Vormunds auf das religiöſe Bekenntnis des Mündels Rück⸗ 
ſicht zu nehnmſeoén.¶.sss SP awe ee, 


. Wenn Eltern einem unverheirateten Kinde Unterhalt durch eine Geld⸗ 


rente gewähren, kann das Vormundſchaftsgericht keine andere Art für die 
Unterhaltsgewährung beſtimmen 

Sind im Geburtsregiſter Tag und Stunde der Geburt mit Ziffern ftatt 
mit Buchftaben gefchrieben, fo ift eine Berichtigung poe (fein . 
Randvermerk des Standesbeamten) 5 
Der Mädchenname einer vor ihrer Verheiratung an Kindesſtatt ange⸗ 
nommenen Frau iſt nicht ihr ee eee ſondern der durch die An⸗ 
nahme erworbene 


. Ein Randvermerk im Sandelsregifter, daß jemand, der mit einem „von“ 


a oe Namen eingetragen ift, dem Adelsſtande nicht angehört, 8 
Fl,... 8 
Im Standesregiſter iſt neben dem Eintrag, daß der Ehemann ein vor⸗ 
eheliches Kind ſeiner Frau als ſeins anerkannt hat, auch der Eintrag zu⸗ 
läſſig, daß er dieſem Kinde feinen Namen erteilt habte 

n Miterbe kann die Einziehung eines auf Antrag eines andern Mit⸗ 
in ausgeſtellten gemeinſchaftlichen Erbſcheins nicht deshalb beantragen, 
weil er die Erbſchaft noch nicht angenommen hatten 


Die teilweiſe Befreiung des Vorerben von geſetzlichen Beſchränkungen iſt 


im Erbſchein anzugebeeeee'eeer ans 
Beſchwerde iſt zuläſſig bei einem Beſchluß über Beibringung von Standes⸗ 
urkunden, obgleich er nur die Entſcheidung über n eines sade 
ſcheins vorbereiten fol. . 2... 2 ew eae 


„Für einzelne earn im Inland, die zum Nachlaß eines Ausländers 


gehören, iſt ein Erbſchein zu erteilen, auch wenn das für die Beerbung 
maßgebende ausländiſche Recht keinen Erbſchein kennt 


. Eine Beſchwerde Feng den Beſchluß des Amtsgerichts, der einen Sach 


verſtändigen zur Feſtſtellung der Schadenshöhe bei der Schadensverſiche⸗ 
rung ernennt, iſt unzuläſſig, auch wenn die Vorausſetzungen für die Er⸗ 
nennung gefehlt haben ſ ollen 

Eine Beſtimmung, wonach der einzige vertretungsberechtigte Geſellſchafter 
einer offenen Handelsgeſellſchaft nur mit einem Prokuriſten zuſammen 


zu deren Vertretung ermächtigt fein fol, iſt unzuläſſi˖g 
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Der Zeitpunkt des Ausſcheidens eines Liquidators iſt nicht ins Handels⸗ 
regiſter einzutragennn s .. 
Der Liquidator einer Aktiengeſellſchaft, der nach deren Löſchung im 
Handelsregiſter zur Fortſetzung der Liquidation erneut zum Liquidator 


beſtellt wird, hat das Beſchwerderecht, dagegen kein Gläubiger oder 


Aktionär der Geſellſchaft. Das Gericht muß vor der Beſtellung prüfen, 


ob wirklich noch weiteres unverteiltes Vermögen vorhanden ift .... 
Eine Aktiengeſellſchaft kann nur eine einheitliche Firma haben, bei Er⸗ 
werb eines Geſchäfts mit Firma kann ſie alſo für dieſes Geſchäft nicht 
die beſondere erworbene Firma führen 2% 
Im Geſellſchaftsvertrag einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung kann 
nicht beſtimmt werden, daß der Aufſichtsrat die Liquidatoren er⸗ 
Renten lll“... er a RE NE 
Eine Beſtimmung, daß ein Vorſtandsmitglied einer Aktiengeſellſchaft nur 
in einzelnen Angelegenheiten allein, ſonſt aber mit einem andern zu⸗ 
ſammen vertretungsberechtigt ſein ſoll, iſt unzuläſſig. Das Regiſter⸗ 
gericht der Zweigniederlaſſung kann die Eintragung darüber auch vor 
dem der Hauptniederlaſſung löſchheeee n R 


Die Erben eines Kommanditiſten treten als Erbengeſamtheil in die 
Stellung ihres Erblaſſers ein. Wollen die einzelnen Erben die ſelb⸗ 
ſtändige Stellung von Kommanditiſten erlangen, ſo iſt ein beſonderer 
Vertrag ſämtlicher Geſellſchafter nötig, bei dem der Teſtamentsvollſtrecker 
die Erben nicht vertreten kaa nns 


Auch nicht patentierte Erfindungen ſind zuläſſige Sacheinlagen bei einer 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftunnnn . > een ee 
Die Verwaltungsbehörde hat kein Beſchwerderecht gegen die Eintragung 
eines Vereins, deſſen Zweck nach ihrer Auffaſſung auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſte. e 
Die Eintragung der Anerkennung der Vaterſchaft im Standesregiſter 
enthält keine Feſtſtellung über die Abſtammung des Kindes; daher keine 
Berichtigung des Standesregiſters, wenn die Anerkennung falſch iſt 
Die Eintragung einer Hypothek iſt ungültig, wenn das eingetragene 
Recht a aa weder als Hypothek bezeichnet noch der Schuldgrund 
angegeben ſfftſſdſdſdd Se: Bw I ers, te 
Eine Zwiſchenverfügung des Grundbuchamts nach § 18 GBO. kann 
auch nur in einzelnen Punkten angegriſſen werden, und zwar ohne den 


Nachweis, daß fie in den übrigen Punkten ſchon befolgt iſt tet 
Bei der Uebertragung einer Forderung geht eine Grundſchuld, die zu 
ihrer Sicherung beftellt iſt, nicht mit über : 


Wird die Pfändung einer Geſamtgrundſchuld nach dem Antrag des Gläu⸗ 
bigers nur auf einem Grundſtück eingetragen, nicht auf den andern, ſo 
iſt die Eintragung unzuläſſig. Sie wird auch nicht dadurch geheilt, daß 
die Geſamtgrundſchuld auf den andern Grundſtücken ſpäter gelöſcht wird 
Die Aenderung des Rangverhältniſſes zweier Briefhypotheken iſt bei 
beiden Hypotheken einzutragen und auf beiden Hypothekenbriefen zu ver⸗ 
merken. Die Aenderung des Rangs wird aber für die vortretende 


Hypothek ſchon mit der Eintragung bei der zurücktretenden materiell 


Wfa 2 ee Ro a ote yo Sel ee ew ee, ee Ba ae 
Eine Hypothek kann für eine dem Betrag nach unbeſtimmte Forderung 
verpfändet werden, ohne daß ein Höchſtbetrag ins Grundbuch eingetragen 
zu werden braucht VC 
Der Hypothekenbrief über eine Geſamthypothek braucht nicht vorgelegt 


Für eine Forderung, für die bereits eine Bertragshypothef beſteht, kann 
keine Zwangshypothek an einem andern Grundſtück eingetragen werden 
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Das Grundbuchamt hat die Zuläſſigkeit eines Erſuchens des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts, wonach die Uebertragung der Forderung gegen den 
Erfteher, der das Bargebot nicht berichtigt hat, auf dieſen ſelbſt als den 
Berechtigten eingetragen werden ſoll, nicht zu prüfen 
Auch während des Eheſcheidungsprozeſſes kann das Vormundſchafsgericht 
der Mutter die Sorge für die Perſon der Kinder nur nach § 166 BGB. 
Nhert ragen hs cs ee ie me 
Die Einwilligung des Gegenvormunds iſt nicht erforderlich, wenn der 
Ehemann der unehelichen Mutter deren Kinde ſeinen Namen erteilt. . 
Ein ausgeſchiedener Gefchäftsführer einer GmbH. kann nicht felbft fein 
Ausſcheiden zum Eintrag im Handelsregiſter anmelden 


Ein Minderjähriger, der ſich an der Gründung einer GmbH. beteiligt, 


übernimmt eine fremde Verbindlichkeit und bedarf dazu der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen GenehmigunnlFcng gs ; 
Iſt bei einer GmbH. ein Geſellſchafter — nicht Gefchäftsführer — minder- 
jährig, fo iſt zur Beſtellung eines Prokuriſten keine vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung notwendig F 
Wie ein geſchiedener Ehegatte, der die Sorge fiir die Perſon des Kindes 
hat, mit dieſem verkehrt, dazu bedarf's einer vormundſchaftsgerichtlichen 
Regelung nur im Verhältnis zum andern Ehegatten, andern Leuten 
gegenüber ift nicht das Vormundſchaftsgericht zuſtändig ; 


Eine gerichtliche Erbauseinanderſetzung kann auch eingeleitet werden, ob⸗ 
gleich ein Nießbrauch am geſamten Nachlaß vermacht worden iſt 5 
Ein Erbſchein, der ſich auf beſtimmte einzelne Gegenſtände bezieht, kann 
nee § 2369 BGB. auch bei einem inländiihen Nachlaß ausgeſtellt 
VDEIDEN. oo we u a ee ae ee ; 
Sit eine abgeänderte Satzung einer eingetragenen Genoſſenſchaft im 
ganzen angenommen und eingereicht, jo bedarf's nicht der Angabe der 
einzelnen Aenderungen. — Die Satzung kann als Anlage des Proto- 
kolls der Generalverſammlung beigefügt werden, nur muß ſich daraus 
erſehen laſſen, daß der Inhalt des Beſchluſſes ſich auf die Anlage be⸗ 
oe — Hat der Regifterrichter Bedenken, ob die Abſchriften der Proto⸗ 
olle und Satzung den Urſchriften entſprechen, ſo darf er die Ein⸗ 
tragung nicht ohne weiteres ablehnen, ſondern muß Ermittelungen 
anſtellen. — Die Entſcheidung, daß die Eintragung einer Satzungs⸗ 
änderung einer Genoſſenſchaft abgelehnt wird, iſt gebührenfrei . 
Die Anmeldung einer Kommanditgeſellſchaft zum Handelsregiſter, auch 
einer Zweigniederlaſſung, müſſen ſämtliche Geſellſchafter bewirken, nicht 
bloß die perſönlich haftendreter nn 
Die Verfügung des Regiſterrichters, eine Eintragung in die Liſte der 
Genoſſen ſolle ſtattfinden, kann nicht mit Beſchwerde angefochten werden 
Iſt die Auflöſung einer Genoſſenſchaft ins Handelsregiſter eingetragen, 
obwohl nicht die ſatzungsmäßige Mindeſtzahl für die Auflöſung geſtimmt 
hatte, fo kann es nicht nach § 147 Abſ. 3 FGG. als nichtig gelöſcht 
werden, es verletzt nicht die Grundlagen der genoſſenſchaftlichen Ver⸗ 
FUNGUNG- nnn RO en th ee 
Auch die Liquidatoren einer GmbH., die Bankgeſchäfte betreibt, müſſen 
die Jahresbilanz bekannt machen und die Bekanntmachung zum Handels⸗ 
Iegiſter einreichen 3 
Ein Ordnungsſtrafverfahren, das die Eintragung der Anmeldung des Ere 
löſchens einer Firma herbeiführen ſoll, iſt nicht mehr zuläſſig, wenn die 
Anordnung befolgt iſt, und die Strafe iſt auch noch im Beſchwerdever⸗ 
verfahren aufzuhebrtt nns . 
Eine Eintragung ins Handelsregiſter kann nicht mit Beſchwerde ange⸗ 
fochten, dagegen kann Löſchung nach § 142 FGG. beantragt werden. — 
Stellt ſich bei einer G. m. b. H. nach Beendigung der Liquidation und 
Löſchung och verteilbares Vermögen heraus, jo iſt die Liquidation fort⸗ 
zuſetzen und der frühere Liquidator iſt wieder vertretungs berechtigt 
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48. Ein Aerzteverein iſt auf einen wirtſchaftlichen Gefchäftsbetrieb gerichtet 


und nicht eintragungsfähig, wenn ſein Hauptzweck in der tatſächlichen 
Wirkſamkeit wirtſchaftlich iſt, wenn er mit andern Rechtsgeſchäfte ab⸗ 
ſchließt, die wirtſchaftliche Vorteile bringen ſollen, z. B. die Kaſſenarzt⸗ 
Nl ĩ¼F ae ae lee a é ox taste ree ee 
Das Regiſtergericht kann eine Eintragung, die an ſich unzuläſſig war, 
nicht mehr löſchen, wenn der Grund dafür weggefallen iſt. Ein Kom⸗ 
manditiſt einer Geſellſchaft, die in Konkurs verfallen iſt, hat noch ein 
Intereſſe daran, gelöſcht zu werden 
Zur Umſchreibung einer Hypothek vom Erblaſſer auf den Erben iſt ein 
1 vorzulegen, die Bewilligung des Teſtamentsvollſtreckers iſt be⸗ 
angles „„ „ ee ee 
Die bloße Erklärung des Hypothekenbeſtellers, die Löſchung habe zu einem 
beſtimmten Termin auf ſeinen einſeitigen Antrag zu erfolgen, iſt un⸗ 
gig und nicht einzutragen, die Einwilligung des Gläubigers zur 
öſchung notwendi˖g e eso ce sg Capa ay aaa 
Eine privatſchriftliche Eingabe, die der Gerichtsſchreiber mit Einleitung 


Landesrecht nicht abweicht. a ae et cet ce 
Bei Streit zwifchen dem Vormund einer entmündigten Frau und ihrem 
Mann über den Verkehr zwiſchen Vormund und Frau iſt nicht das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zuſtändiiiiin ggg 
Ein Mann, der mit ſeiner Frau in Gütertrennung lebt, hat kein Be⸗ 
ſchwerderecht darüber, daß ihr ein Pfleger für die Vermögensangelegen⸗ 
heiten beſtellt wird . 2 2 2 0er ee ern nn 3 
Das Vormundſchaftsgericht kann verlangen, daß der Vormund perſön⸗ 
lich einen Bericht über das Ergehen des Mündels gibt, und kann es 
durch Ordnungsſtrafen erzwingee nn 
Der bisherige Pfleger eines Kindes kann weiter die Angelegenheiten 
wahrnehmen, die die Perſon betreffen, auch einen Beſchluß anfechten, der 


die Pflegſchaft aufhebbt hk Be 
Verwandte des Mündels können keine Beſchwerde einlegen gegen deſſen 
Volljährigkeitserklärunnnnn g ; 


Daß der Mann der Frau die Schlüffelgewalt entzogen hat, beſchwert 
ſte auch dann, wenn ſie weggefallen iſt durch Aufhebung der ehelichen 
Geena ae ea Bee, hs ee dere LG Sea ee ey 
§ 1806 BGB. ſchließt nicht aus, daß Vermögen des Mündels nutzbar 
z. B. in einem Handelsgeſchäft angelegt wiidddete 9 2 
Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormund nicht vertraglich eine 
Vergütung zuſichern, dagegen kann es eine Vergütung nicht nachträglich 
entziehen, die Höhe feſtzuſetzen ſteht ihm frei. . . . 2. ms 
Das Nachlaßgericht kann die Vorlegung eines angeblichen Teſtaments 
fordern und hat nicht vorher ſeine Gültigkeit zu prüfen. Das Erb⸗ 
ſchaftsſteueramt kann Intereſſe an der Eröffnung haben;: 
Wird ein Antrag auf einen Erbſchein zurückgewieſen und ſtirbt dann 
der Antragſteller, fo kann ein Erbe von ihm Beſchwerde einlegen. .. 
Bei Meinungsverſchiedenheit mehrerer Teſtamentsvollſtrecker können die 
Erben die Entſcheidung des Nachlaßgerichts anrufen. Stirbt ein Voll⸗ 
ſtrecker mit abweichender Meinung, ſo iſt keine Verſchiedenheit mehr da. 
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Juhalt des erſten Seftes 


Seyfart, Die einftweilige Verfügung des 8 1716 U. 


ntfheidungen des Ty ür Oberlandeshatimts in Jena. 
Bürgerliches Recht und Verfahren. 
Ausbleiben im Verteilungstermin und die daran geknüpfte Annahme, 
der Widerſpruch eines andern werde nicht anerkannt, gibt noch keinen 
Anlaß zur Klage. — Haftpflichtklage. Genaue Prüfung der Tatfrage. 
Abfaſſung des Tatbeſtands. — Sicherungsübereignung eines Waren⸗ 
lagers, Uebereignung von Erſatzſtücken. — Bei kombinierten Zeichen 
haben die Gerichte über den N zu entſcheiden 
Strafrecht und Strafverfahren. 
Begriff des gewöhnlichen Leichenbegängniſſes⸗ ler Beſchwerderecht der 


e nad Det. N des. Deutycen Zucifentags: us, 


12 


Staatsanwaltſchaft, wenn das Landgericht wegen anderer rechtlicher | 


Beurteilung der Tat die Ueberweifung für ünzuläſſig hält und das 
Hauptverfahren mangels einer dem § 198 Abſ. 2 StPO. entſprechenden 
Anklageſchrift nicht eröffnet. — Ankündigung eines Saiſonausverkaufs. 

— Vereinstänze und die Altenb. Verordnung vom 9. November 1868 
über die öffentlichen, Vergnügen. Fahrläſſig keit, J Prüfung der Voraug⸗ 
ſetzungen des § 17 Poſt G. durch die Gerichte. § 368 Ziff. 9 StGB. 
kann nur vorſätzlich übertreten werden. — Verfälſchung von Hackfleiſch 
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— Das Gemeindeſteuerprivileg für Staatsbeamte: in Altenburg, die vor 
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Gebühr für die Tätigkeit des Prozeßbevollmächtigten im Erinnerungs⸗ 

verfahren nach § 104 Abſ. 3 SPO. — Konkurseröffnung über das Ver⸗ 
mögen eines Schuldners, der ſchon vorher in Konkurs verfallen war. — 
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Strafredt und Strafverfahren. ö 

Zuläſſigkeit der Nebenklage, obwohl der Bußanſpruch nicht mehr ver⸗ 
folgt werden kann. — Wann iſt das Verſchweigen der Mangelbaftig⸗ 
keit einer Ware ein Unterdrücken? § 263 StB. — Umfang der 
Schankerlaubnis an einen Verein zu Feſtlichkeiten. — Tatſachenbehaup⸗ 
tung, allgemeiner Vorwurf, beleidigende Kritik (58 185, 186 StGB.); 
berechtigtes Intereſſe des Teilnehmers an einer Verſammlung, das 
Fernbleiben des Stadtoberhauptes als ine au igen : Jubel 
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Entſcheidungen des Thür. Oberverwaltungsgerichts in Seng 
Bei Steuerpflichtigen mit kaufmänniſcher Buchführung iſt das der Ver⸗ 
anlagung unmittelbar vorangehende Geſchäftsjahr das, deſſen Ergebniſſe 
bei der Veranlagung buchmäßig feſtſtehen (Weimar). — Keine An⸗ 
fechtungsklage, ſondern nur Aufſichtsbeſchwerde, wenn eine Behörde die 
Anordnung einer andern zur Wahrung ihrer Zuſtändigkeit und der 
Intereſſen ihres Bezirks auficht; polizeiliche Verfügungen kann jeder, 
in deſſen Rechte ſie unmittelbar eingreifen, mit der Anfechtungsklage 
anfechten (Weimar). — Die Reviſion iſt in Weim. Staatsſteuerſachen 
auch gegen Steuerbeſcheide des Vorſitzenden der Berufungskommiſſion 
zuläſſig. — Das Einkommen aus Handel und Gewerbe iſt nach dem 
Durchſchnitt der Ergebniſſe früherer Geſchäftsjahre auch dann zu ſchätzen, 
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bare Auslagen der Gemeinderatsmitglieder. — Der Anſpruch auf Rück⸗ 
erſtattung irrtümlich bezahlter oder zu Unrecht erhobener Abgaben iſt 
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rmittelung des ſteuerpflichtigen Einkommens von Vollkaufleuten, 

deren Buchführung den handelsrechtlichen Vorſchriften nicht entſpricht 
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Neben einer Pfändung iſt nicht noch die Einziehungsüberweiſung im 
Grundbuch einzutragen. — Eine Gläubigerminderheit kann Verſamm⸗ 
lung nur berufen laſſen zu Beratung über neuen Gegenſtand. — Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz muß im zweiten Rechtsgang neu beantragt werden. — 
Bei Koſtenberechnung nach § 30 Abſ. 3 Weim. GKG. iſt eine Hypothek 
für Straßenbaukoſten keine Nebenleiſtung, die den Kaufpreis erhöht. — 
Ausweis der Berechtigten im Grundbuchverfahren kann mit allen 
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Ergebnis einer Schätzung als ſolches dem Reviſionsangriff entzogen nach 
Schwarzburg⸗Rudolſtädter Zuſtändigkeitsgeſetz. Schätzung des Arbeitsver⸗ 
dienſtes, Lohnliſten. Die Nettoerträge der einzelnen Quellen dürfen 
nicht geſchätzt werden. — Erbteilungen in Weimar unterliegen nicht 
der ſtädtiſchen Beſitzveränderungsabgabe. — Grundſätzlich iſt bei Feſt⸗ 
ſtellung des dreijährigen Durchſchnitts der Ertrag des einzelnen Jahrs 
zu ſchätzen, nur ganz ausnahmsweiſe der Durchſchnitt. An die frithern 
Schätzungen find die Veranlagungsbehörden nicht gebunden. (Weimar). — 
Eiſenbahngelände nicht bebaubar. Ob bebaubar, kann auch Rechtsf rage 
fein. (Weimar). Begriff des Geſamtgrundſtücks nach § 1 RZ Sts. 
iſt kein rechtlicher, ſondern ein wirtſchaftlicher. — Bei der Anfechturigs⸗ 
klage hat der Kläger die zunächſt fortbeſtehende tatſächliche Grundlage 
der Verwaltungsentſcheidung zu erſchüttern. Erlaubnis zum Brannt⸗ 
weinkleinhandel berechtigt nicht zum Ausſchänken. — Feldgewerbeein⸗ 
kommen iſt Einkommen aus Grundvermögen. Arbeitshilfe der Kinder 
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